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Teil I 

Orientierung und Perspektiven der Forschungs- und Technoiogiepolitik 
der Bundesregierung 


1. Leitvorstellungen 

1.1 Zur heutigen Bedeutung von Forschung 
und Technologie 

Forschung und Technologie sind von herausragen- 
der Bedeutung für die weitere Entwicklung unserer 
Kultur, die Entfaltung und Sicherung menschlicher 
Lebenschancen sowie für die Lösung aktueller Pro- 
bleme und die Bewältigung der Zukunftsaufgaben. 
Im einzelnen sind die folgenden sechs Wirkungsfel- 
der von Forschung und Technologie zu sehen: 

1. Forschung ist die auslösende Kraft unserer 
„Kultur der Neuzeit“, die in der Renaissance mit 
einer von der unmittelbaren Beobachtung der 
Naturphänomene ausgehenden Naturwissen- 
schaft begann und damit die Emanzipation des 
Menschen von Mythos und philosophisch-theo- 
logischer Naturdeutung einleitete. 

Wissenschaftliche Forschung, die methodenge- 
leitete Erhellung später auch kultureller, wirt- 
schaftlicher und sozialer Entwicklungen, gab 
menschlichem Erkenntnisstreben seinen heuti- 
gen Rang und — mit weiterentwickelter Metho- 
dik und auf vorhandenen Erkenntnissen aufbau- 
end — seine heutigen Möglichkeiten. Wissen- 
schaft und Forschung wurden so Grundlage und 
zentraler Ausdruck unserer Kultur. Sie sind in- 
soweit vergleichbar mit der Kunst, deren Nutzen 
ebenfalls nicht zu messen ist und die ebenso ele- 
mentar menschlicher Natur entspricht und 
menschliche Kultur widerspiegelt und formt. 
Das aus der Forschung hervorgegangene und 
weiter von ihr ausgehende — vielfach abge- 
schliffene und in unsere Bildungsinhalte überge- 
gangene — Wissen ist ein wichtiger Bestandteil 
unseres Denkens geworden. In den Naturwis- 
senschaften wie in den Geistes- und Sozialwis- 
senschaften haben wir das Erbe hervorragender 
Leistungen und großer Namen, die weltweit gei- 
stig-kulturelle und technologische Maßstäbe 
setzten, weiterzuführen. 

2. Die ursprüngliche emanzipatorische Funktion 
der Forschung ist in unserer freiheitlichen Ge- 
sellschaift allmählich in den Hintergrund getre- 
ten, obwohl Mythen — in säkularisiertem Ge- 
wand — , Ideologien und Halbwissen keineswegs 
überwunden sind. Um so wichtiger ist die For- 
schung für die heutige Gesellschaft und auch für 
den einzelnen als Quelle von kulturellem (z. B. 
historischem), wirtschaftlichem und sozialem 
Orientierungswissen, mit allen Irrtümern, die 
ein nie wirklich endender Forschungsprozeß mit 
sich bringt. 


In einem engeren Sinn sind unter Orientie- 
rungswissen Hilfen der Wissenschaft für die ge- 
dankliche Durchdringung heutiger gesellscheift- 
licher Probleme als Vorbedingung für sachge- 
mäße, möglichst widerspruchsfreie Problemlö- 
sungen zu verstehen, bis hin zur Technikfolgen- 
abschätzung. Doch ist vor Mißverständnissen zu 
warnen: 

O Wissenschaft macht Orientierung, Entschei- 
dung und Konsens keineswegs immer einfa- 
cher, jedoch potentiell rationaler und damit 
verantwortbarer. 

O Wissenschaft kann manches vorausberech- 
nen. Umfassenderen Zukunftsprognosen ste- 
hen aber gerade ihre eigenen Leistungen im 
Wege: Zukünftige wissenschaftliche Durch- 
brüche und ihre technischen Potentiale und 
deren tatsächliche Nutzung sind nicht sicher 
auszumachen, auch nicht die sozialen Reak- 
tionen darauf oder davon unabhängige so- 
ziale Entwicklungen. 

O Wissenschaft darf von der Politik nicht über- 
fordert werden. Jedenfalls solange es an aus- 
reichendem Grundlagenwissen, befriedigen- 
der Theorie und zuverlässiger Methodologie 
fehlt, dürfen keine umsetzbaren Handlungs- 
anweisungen erwartet werden. 

Politik muß sich also zurückhalten, um die Wis- 
senschaftlichkeit der Aussagen nicht zu verder- 
ben. Wissenschaft gewinnt Orientierungswissen 
aus dem Ringen um Erkenntnis, und sie gewinnt 
daraus auch ihre kulturelle und letztlich politi- 
sche Bedeutung. Auch unter dem Aspekt des 
Orientierungswissens wird also vor allem die 
Grundlagenforschung voranzutreiben und vom 
Staat zu fördern sein. 

3. Eine dritte Funktion der Forschung ist die wis- 
senschaftlich-technische Innovation, also die 
ständige Erweiterung des menschlichen Hand- 
lungsspielraums durch die Generierung und 
wirtschaftliche Umsetzung neuer technologi- 
scher Möglichkeiten. 

Innovationen sind ein Lebensnerv jeder moder- 
nen Volkswirtschaft. Sie stehen für neue und 
bessere Produkte, für neue Verfahren, die die 
menschliche Produktivität erhöht und damit ein 
materiell gesichertes Leben und neue Lebens- 
chancen für die Menschen eröffnet haben. 

Technischer Fortschritt verursacht und ermög- 
licht zugleich — wenn auch im Einzelfall nicht 
immer schmerzlos und ohne Friktionen — die 
ständige strukturelle Anpassung der Wirtschaft 
an veränderte Wettbewerbssituationen, an ver- 
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änderte Bedürfnisse und knapper werdende 
Ressourcen. Auch die aktuelle Herausforderung, 
die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit auf den 
umkämpften Weltmärkten für besonders hoch- 
wertige und technisch anspruchsvolle Produkte, 
ist eine Frage der Innovationsfähigkeit unserer 
Wirtschaft und damit — neben einem funktio- 
nierenden Wettbewerb, einer ausreichenden Ka- 
pitalausstattung und risikofreudigen Unterneh- 
men — eine Frage der Leistungsfähigkeit von 
Forschung und technologischer Entwicklung. 
Hochtechnologische Erzeugnisse tragen zum 
wirtschaftlichen Wachstum bei. Sie können Aus- 
gleich sein für schrumpfende Sektoren, wo 
Schwellenländer nachrücken oder die Nachfrage 
nicht mehr steigt. Bereiche technologieintensi- 
ver Produktion bieten darüber hinaus Arbeits- 
plätze mit hoher Wertschöpfung, die unserem 
steigenden Ausbildungsniveau, unserem berufli- 
chen Interesse und unserer beruflichen Lei- 
stungsfähigkeit entsprechen. Durch Innovation 
neu erschlossene Bereiche und durch moderne 
Technologien wettbewerbsfähig gehaltene klas- 
sische Industriezweige tragen — über die Siche- 
rung von Arbeitsplätzen und Einkommen — zur 
weiteren Entwicklung auch des Dienstleistungs- 
sektors bei, der wie kein anderer vom Wachstum 
der Einkommen abhängt., 

Nach Überzeugung der Bundesregierung ist die 
im internationalen Vergleich außerordentlich 
starke Förderung der Grundlagenforschung in 
der Bundesrepublik Deutschland gerade auch 
unter dem Gesichtspunkt der technischen Inno- 
vation gerechtfertigt. Im nachhinein erweist sich 
auch reine Grundlagenforschung häufig als 
technisch nutzbar und von praktisch hoher Rele- 
vanz. Das gilt etwa für die Kernspaltung oder, 
als neueres Beispiel, für die in der Elementar- 
teilchenphysik bei Teilchenbeschleunigern ent- 
stehende Synchrotronstrahlung, die für die Ma- 
terialforschung, speziell für die Höchstintegra- 
tion von Halbleitern, wichtig ist. Das gilt ebenso 
für die biologische Grundlagenforschung, die 
neuerdings bei der Erforschung von Struktur 
und Funktion der Erbsubstanz sprunghafte 
Fortschritte erzielt und durch die Methoden der 
Neukombination von Erbinformationen ver- 
schiedener Organismen kaum abschätzbare 
Möglichkeiten für die Gen- und Biotechnologie 
eröffnet hat. 

Zudem ist reine naturwissenschaftliche Grund- 
lagenforschung nicht abtrennbar vom übrigen 
Forschungssystem. Zum einen sind die Über- 
gänge zur angewandten Forschung immer flie- 
ßender geworden. Zum anderen sind die intensi- 
ven Wechselwirkungen mit anderen Disziplinen, 
die hier ersonnenen und erstmals beherrschten 
Experimente und Instrumente sowie die Motiva- 
tion, die von dieser Grundlagenforschung auf die 
gesamte Forschung ausgeht, nicht wegzuden- 
ken. 

4. Durch Forschung und Technologie ermöglichter 
sozialer FortschritU die Entfaltung unserer Le- 
benschancen, beschränkt sich nicht auf soziale 
und materielle Sicherheit, wie sie nur eine inno- 


vative und wettbewerbsfähige Wirtschaft ge- 
währleisten kann. Positive Wirkungen der For- 
schung auf die Lebenschancen gehen auch über 
das oben unter 2. geschilderte Orientierungswis- 
sen hinaus. Zu schnell werden angesichts aktu- 
eller Probleme, die auch von einem zu wenig 
umsichtigen Technikgebrauch ausgehen, die 
Leistungen von Forschung und Technik verges- 
sen, die direkt dem Menschen zugute kommen; 
so beispielsweise allein nach dem letzten Welt- 
krieg in der Medizin: 

Erst seit knapp drei Jahrzehnten ist ein wirksa- 
mer Schutz gegen die Kinderlähmung, die letzte 
der gefürchteten Volksseuchen in den entwickel- 
ten Ländern, verfügbar. Seit vier Jahrzehnten 
erst verfügt die Menschheit über Antibiotika, die 
entscheidende Waffe gegen eine Vielzahl von In- 
fektionen mit früher tödlichem Ausgang. Unbe- 
streitbar ist Forschung die einzige Hoffnung für 
eine wirksamere Krebsbekämpfung. 

Auf die Verbesserung der Lebenschancen durch 
mehr Freizeit und fast unbegrenzte räumliche 
Mobilität kann hier nur hingewiesen werden. 
Auf neue Möglichkeiten — vor allem der aktiven 
Kommunikation — wird weiter unten im Zusam- 
menhang mit den Chancen der Informations- 
technologie noch eingegangen (vgl. unten Kapi- 
tel 3.1). 

5. Eine weitere große Herausforderung, vor der wir 
stehen, ein insgesamt schonender, auch länger- 
fristig tragfähiger und zugleich wirtschaftlich 
vernünftiger Umgang mit der Natur und den na- 
türlichen Ressourcen, ist nicht zuletzt ebenfalls 
eine Frage von Forschung, technischer Entwick- 
lung und Innovation. Die Beiträge von For- 
schung und Technologie reichen von der Ener- 
gietechnik über Materialforschung und Biologie 
bis hin zu modernster Meß-, Regelungs- und 
Analysetechnik und ingenieurmäßig fortge- 
schrittenem Apparate- und Anlagenbau. Klima- 
forschung und die Forschung über Ökosysteme, 
ihre Belastbarkeit und Regenerationsfähigkeit 
sind unentbehrlich für Frühwarnung, Wirkungs- 
analyse und ein insgesamt besseres Verständnis 
menschlicher Eingriffe. 

Nicht zuletzt sind Energieerzeugung und -ver- 
brauch unter dem Gesichtspunkt der Umwelt- 
und Ressourcenschonung weiter zu optimieren. 
Darüber hinaus geht es um eine krisenfeste und 
kostengünstige Energieversorgung. Die bisheri- 
gen Erfolge in allen drei Richtungen sind viel- 
versprechend und haben die Abhängigkeit vom 
Öl gemildert. Durch langjährige Anstrengungen 
im Bereich Forschung, Technologie und Innova- 
tion verfügen wir derzeit über die sicher und 
relativ kostengünstig einsetzbare Kernenergie. 
Aufmerksamkeit erfordert die Kohleveredlung 
und eine umweltfreundlichere Kohlenutzung 
vor allem im Kraftwerksbereich und im Wärme- 
markt. Chancen sind auch für die Nutzung der 
Sonnenenergie absehbar, vor allem durch Wei- 
terentwicklung der Photovoltaik. 

Die Bundesregierung sieht daher Forschung 
und technischen Fortschritt mit ökologischem 
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Fortschritt untrennbar verbunden (vgl. auch un- 
ten Kapitel 2.2). 

6. Wissenschaftliche, technologische und wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit ist schließlich 
wichtig für unser Land als Partner in der Welt 
Das gilt gegenüber westlichen Industrieländern 
ebenso wie gegenüber Entwickiungs- und 
Schwellenländern und den Ländern des Ost- 
blocks. Wissenschaftliche Leistungsfähigkeit 
und technisches Know-how sind Anreiz und 
Maßstab für internationale Kooperation auf 
technischem und wirtschaftlichem Gebiet. Un- 
sere politische Einbettung in die Europäische 
Gemeinschaft wie insgesamt in die Gemein- 
schaft westlicher Industriestaaten hat in der ge- 
meinsamen Förderung von großen wissenschaft- 
lichen Vorhaben, im wissenschaftlichen Aus- 
tausch und in technologischer Zusammenarbeit 
wichtige Grundlagen. 

Die Kooperation mit Entwicklungsländern wird 
zusätzlich von der Zielsetzung bestimmt, zur Lö- 
sung von Problemen der Dritten Welt und somit 
auf Dauer zu einem friedlichen Zusammenleben 
der Völker beizutragen. Die Weltbevölkerung 
wird von derzeit über 4,5 Milliarden Menschen 
bis zum Jahr 2000 auf über 6 Milliarden zuneh- 
men, hauptsächlich in Entwickiungs- und 
Schwellenländern. Es ist davon auszugehen, daß 
die Nahrungsmittelknappheit in der Welt ebenso 
wie der Wassermangel in vielen Regionen noch 
eher zunimmt. Die durch Armut und unzurei- 
chende Hilfsmittel bedingte unsachgemäße Bo- 
dennutzung und die Abholzung von Wäldern 
treiben Versteppung, die Versalzung von Böden 
und die Ausdehnung von Wüsten weiter voran 
und verschärfen die Probleme. Hier zu helfen, 
unser wissenschaftliches und technologisches 
Potential weiterzuentwickeln, es für die Pro- 
bleme dieser Länder anwendbar und nutzbar zu 
machen, ist nicht nur ein Gebot der Solidarität, 
sondern auch ein Gebot der Zukunftsvorsorge 
und der Ökologie. 

Auch gegenüber den Ländern des Ostblocks 
könnte und sollte die Kooperation in Wissen- 
schaft und Technik ein wichtiges Instrument zur 
Völkerverständigung sein, doch stehen ihr im- 
mer noch politische Hindernisse entgegen und 
werden Sicherheitsaspekte auf absehbare Zeit 
der Zusammenarbeit mit dem Osten Grenzen 
setzen. 


1.2 Neuausrichtung der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

1.2.1 Grundzüge einer neuen Politik 

Die dargelegte Bedeutung und die derzeitige Dyna- 
mik von Forschung und technisch-wirtschaftlicher 
Entwicklung enthalten eine Fülle von Chancen und 
Herausforderungen für die Politik. Die Bundesre- 
gierung wird sie angehen im Verständnis einer 
neuen Forschungs- und Technologiepolitik, die in 
ihren Grundzügen bereits in der Regierungserklä- 
rung des Bundeskanzlers vom 4. Mai 1983, in der 


Antwort auf die Große Anfrage betr. Neuorientie- 
{ rung der Forschungs- und Technologiepolitik in 
' der Bundesrepublik Deutschland (BT-Drucksache 
10/710) und im Jahreswirtschaftsbericht 1984 (BT- 
Drucksache 10/952) dargelegt wurde und die von 
folgenden, in enger Wechselbeziehung zueinander 
stehenden Grundsätzen bestimmt ist: 

1. Bekenntnis zur Freiheit der Forschung, insbe- 
sondere der staatlich geförderten Grundlagen- 
forschung, Förderung der Eigeninitiative und 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für Wis- 
senschaft und Forschung, wie in den Kapi- 
teln 2.1 und 4.2 dieses Berichtsteils näher darge- 
legt wird. 

2. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips Zurückhal- 
tung des Staates gegenüber der Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft, insbesondere bei 
inhaltlichen Vorgaben. Einsatz öffentlicher Mit- 
tel grundsätzlich nur dort, wo eigene staatliche 
Verantwortung liegt und wo aus übergeordneten 
gesellschaftlichen oder gesamtwirtschaftlichen 
Gründen Forschung und Entwicklung einer Un- 
terstützung bedürfen; dafür Schaffung eines 
freundlichen Klimas, d. h. vor allem günstiger 
und verläßlicher Rahmenbedingungen für For- 
schung, Entwicklung und Innovation; eines Ord- 
nungsrahmens, in dem sich Privatinitiative und 
unternehmerische Eigenverantwortung voll ent- 
falten, in dem das Zusammenspiel von For- 
schung, Entwicklung und Innovation funktio- 
niert und in dem sich der für die Volkswirtschaft 
lebenswichtige Innovationsprozeß auf markt- 
wirtschaftliche Weise vollzieht und daraus seine 
Vitalität gewinnt (vgl. auch unten Kapitel 3.3). 

3. Bejahung des technischen Fortschritts als einer 
wichtigen Grundlage für internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit, Wirtschaftswachstum und Be- 
schäftigung und als Schlüssel für die Lösung 
drängender, zum Teil auch durch früheren unbe- 
kümmerten Technikgebrauch verursachter Pro- 
bleme — unter Wahrnehmung der Chancen und 
Minimierung der dem technischen Fortschritt 
innewohnenden Gefahren, wie in Kapitel 2.2 die- 
ses Berichtsteils näher ausgeführt wird. 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß 
bei gründlicher Sachklärung und einer darauf 
aufbauenden klaren politischen Willensbildung 
und Entscheidungsfindung nicht nur das not- 
wendige Vertrauen in die verantwortlichen In- 
stanzen wiederhergestellt, sondern daß der wis- 
senschaftlich-technische Fortschritt in der Bun- 
desrepublik Deutschland wieder die notwendi- 
gen Entwicklungsmöglichkeiten erhält und von 
den Menschen akzeptiert wird. 

4. Anerkennung von Leistung und Herausforde- 
rung von Spitzenleistungen in Forschung, Ent- 
wicklung und Innovation, und Bekenntnis zu of- 
fenen durch Leistung legitimierten Eliten ge- 
rade auf diesem Feld. Spitzenleistungen, das Er- 
zielen von Durchbrüchen, das Arbeiten an der 
vordersten Wissensfront und das internationale 
Mitsprechen über die Grenzen des Wissens sind 
entscheidende Antriebe für die Forschung; sie 
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vor allem brauchen — ebenso wie die häufig 
langjährigen Aufbauleistungen, die sie ermög- 
licht haben — ein Klima der Akzeptanz und der 
Anerkennung, aber auch besondere Förderung. 


1.2.2 Kontinuität und neue Impulse 

Zu diesen Grundsätzen, die eine veränderte For- 
schungs- und Technologiepolitik kennzeichnen, 
kommen die folgenden Zielvorstellungen und Über- 
legungen hinzu, die neben Neuem auch Elemente 
einer Kontinuität enthalten, wie sie in Forschung 
und Entwicklung unerläßlich sind: 

1. Wie bereits in der Antwort auf die Große 
Anfrage zur Neuausrichtung der Forschungs- 
und Technologiepolitik in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 30. November 1983 (BT-Druck- 
sache 10/710) ausgeführt ist, gelten die generel- 
len Ziele der Forschungs- und Technologiepoli- 
tik fort, nämlich beizutragen: 

O zur Erweiterung und Vertiefung der wissen- 
schaftlichen Erkenntnis, 

O zur Ressourcen- und Umweltschonung sowie 
zu menschengerechten Lebens- und Arbeits- 
bedingungen, und 

O zur Steigerung der wirtschaftlichen Lei- 
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit. 

2. Die Bundesregierung wird alles daransetzen, 
daß Wissenschaft, Wirtschaft und Politik auf 
dem Gebiet von Forschung und Technologie Ver- 
trauens- und wirkungsvoll Zusammenwirken, 
ohne die Grenzen der jeweiligen Verantwortlich- 
keit zu verwischen. 

Wegen des vielfältigen Ineinandergreifens von 
Zuständigkeiten und Aktivitäten des Bundes 
und der Länder muß insbesondere die Zusam- 
I menarbeit zwischen Bund und Ländern in For- 
schung und Technologie vorbehaltlos eng sein; 
der vorliegende, die Aktivitäten der Länder ein- 
beziehende Bericht bestätigt das. 

Forschungs- und Technologiepolitik steht in ei- 
ner besonderen Wechselbeziehung zu den ande- 
ren Aufgaben der Politik: sie hat offen zu sein 
für Anstöße aus anderen Politikfeldern (etwa 
aus der Energie-, Umwelt-, Verkehrs-, Gesund- 
heits-, Medien- oder Verteidigungspolitik), und 
die Ergebnisse von Forschung und Entwicklung 
sind für die Aufgaben anderer Ressorts wesent- 
lich, z. B. als Grundlage für Gesetze zum Schutz 
der Umwelt oder für die Sicherheit. Umgekehrt 
ist sich die Bundesregierung der Tatsache be- 
wußt, daß in anderen Politikfeldern wichtige und 
für die Nutzung neuer Technologien entschei- 
dende Rahmenbedingungen gesetzt werden. Das 
gilt für eine vom ordnungspolitischen Grundver- 
ständnis her konsequent marktwirtschaftlich 
orientierte Politik ebenso wie für den Ausbau 
der nachrichtentechnischen Infrastruktur, für 
die Umweltschutzgesetzgebung und für Geneh- 
migungsverfahren, bis hin zur öffentlichen Be- 
schaffung. Die Bundesregierung sieht daher in 
diesem Zusammenspiel der einzelnen Ressorts 
untereinander eine wichtige Voraussetzung für 


eine erfolgreiche Forschungs- und Technologie- 
politik. 

3. Die Bundesregierung wird die bewährten Insti- 
tutionen der Wissenschaft und der Wissen- 
schaftsförderung stärken und ihnen helfen, neue 
Impulse zu entwickeln (vgl. im einzelnen Teil III, 
Kapitel 2.1, und Teil VI). 

Die Hochschulen bilden das wichtigste For- 
schungspotential in der Bundesrepublik 
Deutschland, sie verkörpern die personell größte 
Forschungskapazität. Die Bundesregierung wird 
eine Verbesserung des Hochschulrahmengeset- 
zes Vorschlägen, nicht zuletzt zur Verbesserung 
der Rahmenbedihgungen für die Drittmittelfor- 
schung. Auf dem Gebiet modernster Technologie 
befürwortet die Bundesregierung die Errichtung 
von Instituten, die von vornherein auf Koopera- 
tion mit der Industrie angelegt sind. Die Bundes- 
regierung begrüßt und unterstützt den in Gang 
kommenden Prozeß einer Differenzierung und 
Schwerpunktbildung, die, über schon bisher 
selbstverständliche Spezialisierung hinausge- 
hend, der Qualität und der Wettbewerbs- und 
Kooperationsfähigkeit der deutschen Hoch- 
schulforschung zugute kommen wird. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft und die 
Max-Planck-Gesellschaft haben ein Selbstver- 
ständnis und eine Begutachtungstradition, die 
Qualität und Weiterentwicklung verbürgen. Ver- 
bleibende Förderungslücken schließen die selb- 
ständigen Stiftungen vor allem mit Starthilfen, 
Wagnisförderungen und einer individuellen Un- 
terstützung des wissenschaftlichen Nachwuch- 
ses und von wissenschaftlichen Außenseitern. 
Diese Selbständigkeit und Pluralität gilt es zu 
bewahren. Zusammen mit den wissenschaftli- 
chen Selbstverwaltungseinrichtungen und den 
Ländern wird die Bundesregierung prüfen, ob 
zur Stärkung der Spitzenforschung zusätzliche 
Maßnahmen eingeleitet werden können. 

Die Fraunhofer-Gesellschaft erfüllt ihre Funk- 
tion des Brückenschlags zwischen Wissenschcift 
und Industrie vorbildlich. Die Großforschungs- 
einrichtungen haben mit ihrem hervorragenden 
Potential einen Teil ihrer ursprünglichen Aufga- 
ben erfolgreich gelöst. Sie werden ihre For- 
schung — und die Bundesregierung drängt dar- 
auf — zukünftig noch zielstrebiger auf Aufgaben 
der staatlichen Daseins- und Zukunftsvorsorge 
und auf den Bedarf der Wirtschaft ausrichten. 
Teilweise stehen sie vor einer Umorientierung 
auf neue Forschungsfelder. 

4. Eines der wichtigsten Probleme der nächsten 
Jahre wird die Sicherung eines qualifizierten 
wissenschaftlichen Nachwuchses sein, nachdem 
der Ausbau der Hochschulen und der anderen 
Forschungseinrichtungen personell weitgehend 
abgeschlossen und die natürliche Fluktuation 
dort derzeit insgesamt gering ist. Das Heranbil- 
den des wissenschaftlichen Nachwuchses duldet 
keine Unterbrechung: Nachwuchs bringt Dyna- 
mik und neue Ideen; er soll die führenden Wis- 
senschaftler von morgen hervorbringen; die Be- 
sten der heranwachsenden wissenschaftlichen 
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Generation müssen Wissenschaft zu ihrem Be- 
ruf machen können, und die Wissenschaft 
braucht sie. 

Ebenso unentbehrlich ist eine qualitativ hoch- 
stehende wissenschaftliche Ausbildung von 
Nachwuchskräften, auf die die Wirtschaft ange- 
sichts des raschen technologischen Wandels an- 
gewiesen ist. 

Wichtig waren daher Initiativen wie die Einrich- 
tung des Heisenberg-Programms zur Nach- 
wuchsförderung und des Nachwuchsprogramms 
der Arbeitsgemeinschaft der Großforschungs- 
einrichtungen (AGF), das die Großforschungs- 
einrichtungen zur befristeten Einstellung von 
Nachwuchskräften ermächtigt. Durch eine nun- 
mehr anlaufende zunächst befristete Förderung 
sollen darüber hinaus Nachwuchswissenschaft- 
ler aus der Wirtschaft in Forschungseinrichtun- 
gen eine Zusatzausbildung auf Gebieten der 
Schlüsseltechnologie erhalten. In diesem Zu- 
sammenhang sind auch zu nennen die neue Pro- 
motionsförderung durch die Länder und die viel- 
fältigen Maßnahmen von Forschungsorganisa- 
tionen wie der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft und der Max-Planck-Gesellschaft sowie 
von privaten Stiftungen. Alle Beteiligten — auch 
die Wirtschaft mit ihrem Bedarf an leistungsfä- 
higer Forschung und Entwicklung in den kom- 
menden Jahren sowie die Länder in ihrer Ver- 
antwortung für die zukünftige Leistungsfähig- 
keit der Hochschulen — müssen sich darüber im 
klaren sein, daß die erwähnten Initiativen das 
Problem der Sicherung eines qualifizierten und 
ausreichend kontinuierlichen wissenschaftli- 
chen Nachwuchses noch nicht lösen. 

5. Die öffentlichen und privaten Aufwendungen 
für Forschung und Entwicklung in der Bundes- 
republik Deutschland sind, verglichen mit denen 
in anderen bedeutenden Industriestaaten, insge- 
samt beeindruckend hoch. Angesichts der Be- 
deutung von Wissenschaft, Forschung und Inno- 
vation für die kulturelle, gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Entwicklung unseres Landes 
und angesichts der vor uns liegenden Herausfor- 
derungen dürfen die Anstrengungen aller an der 
Finanzierung und Durchführung von Forschung 
und Entwicklung Beteiligten — insbesondere 
von Wirtschaft, Bund und Ländern — nicht 
nachlassen. 

Die Bundesregierung wird den Einsatz ihrer 
Fördermittel durch eine strenge Qualitätsaus- 
wahl, durch Bündelung von FuE-Kapazitäten 
(insbesondere durch Verbundforschung), durch 
kritische Verfolgung und Analyse der Ergeb- 
nisse sowie durch Beendigung weniger ertrag- 
reicher Förderung weiter verbessern. 

6. Die Bundesregierung wird, wie in TeilV dieses 
Berichts ausführlich erläutert, die internatio- 
nale wissenschaftlich-technologische Zusam- 
menarbeit in Abstimmung mit ihren außen- und 
entwicklungspolitischen Zielsetzungen (vgl. 
oben Kapitel 1.1.6) weiter intensivieren. Sie ver- 
weist hierzu insbesondere 


O auf die Chancen einer die gemeinsame Wett- 
bewerbsfähigkeit und Innovationskraft stär- 
kenden europäischen Zusammenarbeit; 

O auf die Chancen einer atlantischen Zusam- 
menarbeit auf zukunftsträchtigen Gebieten 
wie der Weltraumforschung und -technik; 

O auf die weltweiten ökologischen Zusammen- 
hänge und Gefährdungen als grenzüber- 
schreitende Forschungsaufgaben in der Um- 
weltforschung sowie auf die notwendige Zu- 
sammenarbeit in der Klimaforschung; 

O auf das Solidaritätsgebot, bei der Suche nach 
Lösungen für die drückenden Probleme in 
der Dritten Welt und beim Aufbau wissen- 
schaftlich-technischer Kapazitäten dieser 
Länder mitzuhelfen (vgl. oben Kapitel 1.1.6); 
nicht zuletzt 

O auf die notwendige Sicherung des freien Aus- 
tauschs wissenschaftlicher Ideen, Kennt- 
nisse und Erfahrungen als grundlegende 
Rahmenbedingungen des wissenschaftlichen 
und technologischen Fortschritts. 

Neben den angesprochenen Chancen und außen- 
und entwicklungspolitischen Zielsetzungen ist 
die Verstärkung der internationalen Zusammen- 
arbeit in der Forschung auch ein Gebot der Wirt- 
schaftlichkeit: Aufbau und Nutzung großer For- 
schungsanlagen und -geräte vor allem im Be- 
reich der Grundlagenforschung, in der Hoch- 
energiephysik, der Astronomie und der Fusions- 
forschung, aber auch die Vorhaben der Welt- 
raumforschung gebieten schon vom finanziellen 
Aufwand her zunehmend eine internationale Fi- 
nanzierung und Nutzung. 


2. Freiheit der Wissenschaft; 

vernünftiger Umgang mit der Technik 

2.1 Freiheit und Verantwortung der Wissenschaft 

2.1.1 Freie Entfaltung der Grundlagenforschung 

Freiheit der Wissenschaft, also Freiheit der For- 
schung und der Lehre, d. h. ihre Entfaltung nach 
eigener Dynamik und eigenem Erkenntnisinteres- 
se, sind Voraussetzung dafür, daß Wissenschaft und 
Forschung immer neue Beiträge und Einsichten für 
die Befreiung des Menschen von innerer und äuße- 
rer Abhängigkeit liefern. Der Ursprung der Wissen- 
schaft liegt im menschlichen Freiheits- und Er- 
kenntnisstreben begründet. Diese Quelle darf nicht 
verschüttet, sie muß vielmehr freigehalten werden. 
Freiheit der Forschung bedeutet Entfaltungsmög- 
lichkeiten nach der eigenen Logik und der eigenen 
Willensbildung der Wissenschaft. Themenwahl und 
Methodik in der Grundlagenforschung (vgl. Teil II, 
Kapitel 6 und Teil III, Kapitel 2.2) müssen Sache der 
Wissenschaft bleiben. Grundlagenforschung bedarf 
daher entsprechender, diesen Freiraum gewährlei- 
stender staatlicher Förderung. 

Die Bundesregierung bekennt sich nachdrücklich 
zu der durch das Grundgesetz garantierten Freiheit 
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der Forschung. Sie erklärt sich darüber hineius be- 
reit zu kontinuierlicher Förderung; der Anteil der 
Grundlagenforschung am staatlichen FuE-Gesarnt- 
budget ist bisher in keinem vergleichbaren Indu- 
strieland höher als in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die Bundesregierung respektiert die wissen- 
schaftliche Selbstverwaltung in der Grundlagenfor- 
schung und — bei Großforschungseinrichtungen — 
den Grundsatz der Globalsteuerung. 

Die Bundesregierung wird der von den Forschungs- 
organisationen und den Hochschulen geforderten 
Liberalisierung staatlicher Rahmenbedingungen 
für Forschung und Technologie und dem Abbau un- 
nötiger Bürokratie — unbeschadet der Zuständig- 
keiten der Länder besonders für den Hochschulbe- 
reich — weiterhin besondere Aufmerksamkeit wid- 
men. 


2.1.2 Schwerpunktbildung In der Wissenschaft und 
Erwartungen an die Wissenschaft 

Es ist längst außer ernsthaftem Streit, daß Schwer- 
punktbildung auch in der Grundlagenforschung die 
Wissenschaftsfreiheit nicht berührt. Eine nach 
Fachrichtungen und Forschungsstätten tief aufge- 
fächerte Wissenschaft bedarf auch aus innerwissen- 
schaftlichen Gründen vielfacher Fokussierung und 
Konzertierung. So ist es unter dem Gesichtspunkt 
der Wissenschaftsfreiheit unbedenklich, wenn sich 
im Hochschulsystem Schwerpunkte herausbilden 
und über eine weitergehende fachliche Differenzie- 
rung diskutiert wird, oder wenn Bund und Länder 
für bestimmte Aufgaben Großforschungseinrich- 
tungen gegründet und ihnen einen satzungsmäßi- 
gen Rahmen vorgegeben haben, der im Weg der 
Globalsteuerung konkretisiert wird. Voraussetzung 
ist dabei freilich, daß es neben solchen Schwer- 
punkten noch genügend andere Entfaltungsmög- 
lichkeiten gibt, so etwa durch die finanzielle Grund- 
ausstattung der Hochschulen, im Normalverfahren 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft und in den 
ergänzenden Förderungsangeboten der Stiftungen. 
Zum anderen ist vorauszusetzen, daß sich der Staat 
— soweit er die Schwerpunktsetzung nicht von 
vornherein der Wissenschaft überläßt — dabei auf 
Diskussionen mit der Wissenschaft stützt. Auch um 
seiner Verantwortung für den bestmöglichen Ein- 
satz Öffentlicher Mittel zu genügen, muß er den Rat 
kompetenter, über ihre jeweilige Spezialdisziplin 
hinausblickender Wissenschaftler suchen: So bei 
der vergleichenden Abwägung und der Entschei- 
dung über die nächste Generation von Großinvesti- 
tionen der Grundlagenforschung, deren Bau im Ein- 
zelfall inzwischen Größenordnungen von einer Mil- 
liarde Mark erfordern kann, oder bei der Neugrün- 
dung von Instituten. Hier können entsprechende 
Sachverständigen-Kommissionen, z. B. im Rahmen 
des Wissenschaftsrats oder der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft, Orientierung geben. 

Entsprechendes gilt für die Situationsbeurteilung 
ganzer Wissenschaftszweige oder für Anregungen 
von seiten des Staates, Forschung dort zu verstär- 
ken, wo das anwendungsrelevante Wissen rasch zu- 


nimmt, wo es sozusagen explodiert, z. B. in der In- 
formationstechnik oder in der Biotechnologie. Wich- 
tig ist das Gespräch mit der Wissenschaft anderer- 
seits auch zur Erörterung von Möglichkeiten, For- 
schungsfelder, deren Ergiebigkeit nachläßt, wieder 
aufzugeben. Bei der Max-Planck-Gesellschaft 
(MPG) und bei der Förderung von Sonderfor- 
schungsbereichen durch die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft (DFG) sind bereits beispielhafte Kri- 
terien für Neuaufnahme und Beendigung von 
Schwerpunkten angelegt. 

Die forschungs- und technologiepolitisch außeror- 
dentlich erwünschte Zusammenarbeit von Wissen- 
schaft und Wirtschaft sowie von Wissenschaft und 
öffentlichen Entscheidungs- und Bedarfsträgern, 
z. B. im Wege der Auftragsforschung, ist unter dem 
Aspekt der Wissenschaftsfreiheit ebenfalls unpro- 
blematisch: sie geschieht einvernehmlich und in 
freier Entscheidung. Vielmehr war die Zurückhal- 
tung bedenklich, die in den 70er Jahren solcher Zu- 
sammenarbeit entgegengebracht worden ist und 
die sich in hochschulinternen und öffentlichen Aus- 
einandersetzungen manchmal bis zur Behinderung 
oder Diskriminierung solcher Zusammenarbeit ge- 
steigert hat. 

Andererseits sind Respekt vor der Eigenverantwor- 
tung der Wissenschaft und Augenmaß am Platz bei 
Erwartungen, daß sich die öffentlich geförderte 
Grundlagenforschung stärker an Kriterien der ge- 
sellschaftlichen Dringlichkeit und wirtschaftlichen 
Nützlichkeit ihrer Arbeiten ausrichten möge, sozu- 
sagen als Gegenleistung für eine in den letzten 
Jahrzehnten sehr aufwendig gewordene Förderung. 
Demgegenüber ist zunächst festzustellen, daß sich 
die öffentlichen Aufwendungen in erster Linie 
durch Leistungen nach wissenschaftlichen Beurtei- 
lungsmaßstäben zu rechtfertigen haben. Zweitens 
und vor allem wäre übertriebener Erwartungsdruck 
eine Einengung der Wissenschaftsfreiheit, die im 
übrigen zu Kurzatmigkeit und letztlich Unwissen- 
schaftlichkeit führen könnte. Die Bundesregierung 
erwartet allerdings, daß die Wissenschaft und ins- 
besondere die wissenschaftliche Selbstverwaltung 
von sich aus den Aspekten der Dringlichkeit und 
Nützlichkeit angemessenen Raum gibt, so etwa bei 
der Entwicklung von Orientierungswissen, wie im 
folgenden noch ausgeführt wird. 


2.1.3 Ethische Grenzen der Forschung, Grenzen ihrer 
Verantwortung 

Die Bundesregierung sieht es als eine vordringliche 
Aufgabe an, die Freiheit der Forschung auch da- 
durch zu sichern, daß diese vor möglicherweise 
überzogenen Befürchtungen, Eingrenzungen und 
Verantwortungszuweisungen geschützt wird. Die 
Bundesregierung wird das ihr Mögliche tun, die 
Diskussion über die ethische Verantwortung und 
die Grenzen der Forschung zu versachlichen, die 
zur F'estlegung von Grenzen oder Auflagen notwen- 
digen Klärungsprozesse in Gang zu setzen und die 
möglicherweise notwendigen Maßnahmen so zu- 
rückhaltend wie möglich zu bemessen. Sie geht da- 
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bei von der Forschungsfreiheit als einem zentralen 

Prinzip und der wichtigsten Entfaltungsbedingung 

der Wissenschaft sowie von folgenden Überlegun- 
gen und Grundsätzen aus: 

1. Grenzen und einschränkende Auflagen dürfen 
der Forschung und damit menschlichem Er- 
kenntnisstreben nur insoweit gesetzt werden, 
wie der Forschungsprozeß oder das Experiment 
die Sicherheit von Leib und Leben, die Würde 
des Menschen oder die gebotene Rücksicht- 
nahme auf die lebende Kreatur verletzen oder 
das Gleichgewicht in der Natur gravierend be- 
einträchtigen könnte, wie dies z. B. anfangs in 
der gentechnologischen Forschung befürchtet 
wurde. 

2. Eine Verantwortung der Wissenschaft für alle 
möglichen Folgen und Anwendungen ihrer Er- 
kenntnisse darf ihr nicht vorschnell zugespro- 
chen werden, so als habe sie oder gar der jeweils 
erfolgreiche Forscher eine totale moralische 
Verantwortung. Erkenntnis selbst kann und darf 
keiner Verantwortung in moralischen Katego- 
rien unterliegen; sie ist als solche — und damit 
unbeschadet einer kritischen Prüfung und Be- 
wertung ihrer Anwendungsmöglichkeiten — 
ausschließlich auf den Wahrheitsgehalt hin zu 
bewerten. 

Indessen muß die Fähigkeit der Wissenschaft 
als Ganzes, Orientierungswissen zu erarbeiten 
— als Beitrag zur Erweiterung des Wissens im 
Umgang mit den absehbaren technisch-wissen- 
schaftlichen Innovationen und ihren Folgen — 
besonders angeregt und gefördert werden. Die 
Bundesregierung appelliert an die Wissenschaft 
als Institution, besonders im Rahmen der Selbst- 
verwaltungsorganisationen, spezialisierte Kapa- 
zität für die Klärung von Folge- und Anwen- 
dungsproblemen einschließlich ethischer Fra- 
gen zusammenzuführen und aufzubauen. In der 
Offenheit der Wissenschaft für Folgen- und Po- 
tentialfragen liegt ihre Pflicht, und in der best- 
möglichen Beantwortung solcher der Wissen- 
schaft zugänglicher Fragen ihre Verantwor- 
tung. 

Die Bundesregierung wird diesen Klärungspro- 
zeß, wo immer nötig und möglich, anregen, orga- 
nisieren und fördern. Diese Klärung ist nämlich 
nicht einfach eine Bringschuld der Wissenschaft, 
sie ist auch eine Frageschuld der Politik und 
aller, die an entsprechenden Entscheidungen 
mitwirken. Wichtig ist dabei, die richtigen Fra- 
gen zum richtigen Zeitpunkt und insgesamt früh 
genug zu stellen und die Ergebnisse in die politi- 
schen Entscheidungen einzubeziehen. Selbstver- 
ständlich darf und muß in diesem Zusammen- 
hang auch von dem einzelnen Wissenschaftler 
erwartet werden, daß er auf möglicherweise ge- 
fährliche oder mißbräuchliche Anwendungen 
wissenschaftlicher Entdeckungen, soweit er sie 
übersieht, aufmerksam macht. 

3. Schließlich tritt die Bundesregierung Auffassun- 
gen entgegen, die — auf der Grundlage übertrie- 
bener Angst und Unsicherheit, mit dem An- 


spruch der Bewahrung vor möglichem Miß- 
brauch neuer Technik, und in Überschätzung 
menschlicher Urteilsfähigkeit hinsichtlich der 
Chancen und der Bedeutung neuer Erkennt- 
nisse — eine inhaltliche Bevormundung der 
Wissenschaft einführen wollen, was letztlich das 
Ende unserer technischen und zivilisatorischen 
Kultur, deren Anfang die Gedanken- und For- 
schungsfreiheit war, bedeuten könnte. 

Als konkretes Beispiel für den Zusammenhang zwi- 
schen fachwissenschaftlichen und wissenschafts- 
ethischen Fragestellungen und einer der Wissen- 
schaft angemessenen Vorgehensweise kann die 
Gentechnologie dienen: 

Die schon 1975 aufgrund von Vorschlägen führen- 
der Wissenschaftler durchgeführte Konferenz in 
Asilomar, bei der die Sicherheitsaspekte der damals 
neuen Gentechnologie eingehend erörtert wurden, 
war eine vorbildliche Reaktion der Wissenschaft. In 
Zusammenhang mit der Wissenschaft wurden in 
der Folgezeit dem damaligen Wissensstand um die 
Risiken entsprechende strenge Sicherheitsvor- 
schriften von der Nationalen Gesundheitsbehörde 
der USA erlassen. Andere Länder, auch die Bundes- 
republik Deutschland, sind diesem Schritt gefolgt 

Inzwischen hat sich gezeigt, daß das Gefahrenpo- 
tential geringer ist als ursprünglich angenommen: 
Gentechnologisch veränderte Mikroorganismen 
sind nach heutiger Einschätzung nicht gefährlicher 
als die Ausgangsorganismen und die Risiken sind 
bei Anwendung von biologischen und Laborsicher- 
heitsmaßnahmen beherrschbar. Gegenstand von 
Risikoüberlegungen und entsprechender Anpas- 
sung der Sicherheitsrichtlinien sind daher heute 
die Handhabung gentechnisch veränderter Mikro- 
organismen in Großfermentern sowie ihr Einsatz in 
der Umwelt (z. B. in Kläranlagen). 

Bei der künftig möglichen Anwendung zellbiologi- 
scher und gentechnologischer Methoden am Men- 
schen treten vor allem ethische Fragen in den Vor- 
dergrund. Auch hier wurden bereits wichtige Klä- 
rungen u. a. im Rahmen eines von der Bundesregie- 
rung im Herbst 1983 durchgeführten Fachge- 
sprächs erreicht: 

So beispielsweise zur in-vitro-Fertilisation („Retor- 
tenbaby“), wenn damit einem kinderlosen Ehepaar 
geholfen werden kann, oder zur Gentherapie über 
Genaustausch in Körperzellen (nicht Keimbahnzel- 
len), soweit sie nicht die psychosomatische Struktur 
des Menschen verändert. Die Bundesregierung 
wird noch offene Fragen, auch die eines gesetzli- 
chen Regelungsbedarfs, in einer gemeinsamen Ar- 
beitsgruppe der Bundesministerien für Forschung 
und Technologie und der Justiz klären. 


2.2 Technologiefolgenabschätzung und 
Technikeinschätzung 

Technik — und Forschung und Technologie als ihre 
Schrittmacher — sind in unserer Gesellschaft nicht 
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mehr unumstritten. Die Kritik hat sich an Schatten- 
seiten der bisherigen Entwicklung entzündet, die 
zeitweise in den Vordergrund der Diskussion getre- 
ten waren, aber nicht immer richtig verarbeitet 
wurden, zumal eine die Zusammenhänge überzeu- 
gend aufarbeitende, nachvollziehbare Position des 
Staates in den letzten Jahren oft nicht mehr sicht- 
bar war. Erfahrungen wie 

O die schwerwiegenden Belastungen der Umwelt 
mit Schadstoffen durch einen über lange Zeit zu 
kurzsichtigen Technikgebrauch; 

O der Rückgang der Artenvielfalt und Verände- 
rungen des Bewuchses der Erdoberfläche durch 
Rodungen und Raubbau; 

O die tiefgreifende und rasche Veränderung der 
Lebensbedingungen und Lebensstile in den letz- 
ten Jahrzehnten mit zum Teil problematischen 
Folgewirkungen, oder 

O die vor allem aufgrund der Wachstumsschwäche 
der vergangenen Jahre noch hohe Arbeitslosig- 
keit 

wurden daher oft vereinfachend und kaum wider- 
sprochen der Technik zugeschrieben. 

Die Bundesregierung sieht die Chancen der techno- 
logischen Entwicklung durchaus im Zusammen- 
hang mit den Risiken. Sie ist aber überzeugt, daß es 
gelingen muß — und gelingen wird — , die Chancen 
der Technik zu nutzen und mögliche Nachteile in 
einem geordneten Prozeß der Risikoabklärung, der 
politischen Meinungsbildung und. Entscheidung auf 
ein möglichst geringes und jedenfalls vertretbares 
Maß zu verringern. 

Hierzu gehört, daß der Staat dort, wo er gefordert 
ist, seiner Verantwortung gerecht wird, indem er 

O die Sachverhalte und Zusammenhänge mit 
Sorgfalt auf der Grundlage verläßlicher wissen- 
schaftlicher Expertise klärt und klären läßt; 

O die Diskussion verantwortlich führt, dabei seine 
Konzeption vorstellt und Einwände, Alternati- 
ven oder Modifizierungen gewissenhaft prüft 
und gegebenenfalls aufnimmt; 

O seine Entscheidungen in einem vertretbaren 
Zeitrahmen trifft, abschließend begründet und 
dann auch dazu steht. 

Nur so kann Vertrauen in die Umsicht und zugleich 
in die Entscheidungsfähigkeit des Staates wieder- 
hergestellt werden, die eine entscheidende Rah- 
menbedingung für Wissenschaft und Wirtschaft ist 
und zugleich das Vertrauen der Menschen in die 
Lösbarkeit der aktuellen Probleme neu begründet. 


2.2.1 Technologiefolgen- und -potentialanalysen, 
Wirkungsforschung 

1. Um in diesem Sinne verantwortliche Entschei- 
dung möglich zu machen und Vertrauen zu be- 
gründen, wird die Bundesregierung auf die Er- 
forschung und Klärung von Chancen und Ge- 
staltungsnotwendigkeiten neuer Technologien 


besonderen Wert legen. Technikwirkungen ab- 
zuschätzen, ihre Chancen und Nebenfolgen zu 
beurteilen und die Minimierung von Risiken si- 
cherzustellen, ist bei der heutigen Komplexität 
und Tragweite grundlegender technischer Ent- 
wicklungen nicht mehr allein mit gesundem 
Menschenverstand zu bewerkstelligen. 

Die Bundesregierung gibt daher der Gewinnung 
von Orientierungswissen, der systematischen 
Technologiefolgen- und -potentialabschätzung, 
der ökologischen Wirkungsforschung und der 
Klimasystemforschung hohe Priorität. 
Wissenschaftliche Expertise ist häufig der 
Schlüssel zur Problemlösung. Die Bundesregie- 
rung geht diesen Weg z. B. in dem Fall des dra- 
matischen, uns alle alarmierenden Waldster- 
hens. 

Unmittelbar nach der Regierungsübernahme 
hat die Bundesregierung im Rahmen von wis- 
senschaftlichen Symposien und Konferenzen 
das vorhandene Wissen hierzu zusammenge- 
führt, die Sachgebiete für eine verstärkte wis- 
senschaftliche Zusammenarbeit identifiziert 
und darauf gerichtete Forschung gefördert. Der 
Beschluß der Bundesregierung zur Einführung 
des bleifreien Benzins mit dem Ziel, den Ausstoß 
von Stickoxiden (NOx) zu minimieren, ist eine 
wichtige Entscheidung zur Lösung des Problems 
ebenso wie zuvor schon die Novellierung der 
Technischen Anleitung (TA)-Luft und die Verab- 
schiedung der Großfeuerungsanlagen-Verord- 
nung. 

Die Bundesregierung hat allgemein die ökologi- 
sche Wirkungsforschung verstärkt, um mögliche 
Folgen des sich vielfältig kumulierenden 
menschlichen Einwirkens in die Kreisläufe der 
Natur besser zu verstehen. Es geht dabei nicht 
zuletzt um Frühwarnung. Die Waldschäden und 
die Dioxinproblematik haben gezeigt, daß „histo- 
risches“ Lernen, das Klugwerden aus schlechten 
Erfahrungen, soweit irgend möglich zu ersetzen 
ist durch „antizipatives“ Lernen. Waldschäden 
und Luftverunreinigungen, Umweltchemikalien 
und ihre Analytik und Bilanzierung, Ermittlung 
von Grenzwerten und Bewertung der Belastun- 
gen — des Menschen, ökologischer Systeme und 
vor allem des Bodens — sind daher besondere 
Schwerpunkte des neuen Programms Umwelt- 
forschung und Umwelttechnologie des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie. Eine 
Verbesserung der Umweltsituation ist letztlich 
aber vor allem durch eine Verbesserung der 
Technologien zu erreichen (vgl. auch Teil III, Ka- 
pitel 2.13). 

Befürchtungen, daß sich das Klima u. a. durch 
eine vermehrte Belastung durch Kohlendioxid 
(CO 2 ) ändern könnte, begründen den verstärk- 
ten Aufbau des ressortübergreifenden Klimafor- 
schungsprogramms der Bundesregierung. Es ist 
notwendig, mögliche Klimaänderungen und ihre 
Wirkungen auf verschiedene Lebensbereiche 
frühzeitig abschätzen zu können, um Anpassun- 
gen zu ermöglichen oder gefährlichen Trends — 
soweit vom Menschen beeinflußt — entgegenzu- 
wirken (vgl. auch Teil III, Kapitel 2.13.5). 
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2. Die Bundesregierung widmet der Technologie- 
folgenabschätzung auch auf anderen Gebieten 
größte Aufmerksamkeit. Schwerpunkte hierbei 
sind die Potential- und Folgenabschätzung sowie 
die Sicherheitsforschung bei bedeutenden neuen 
Technologien und die Arbeitsplatzwirkungen 
des technischen Fortschritts. 

Laufende Aktivitäten der Technikfolgen- und 
-potentialabschätzung beziehen sich derzeit auf 

O die Energietechnologien, u. a. auf den Einsatz 
der Kohle; 

O Qualifikationsveränderungen im Zusammen- 
hang mit der Anwendung der Mikroelektro- 
nik; 

O Fertigungstechnik, computergestützte Ent- 
wurfs- und Fertigungsverfahren (CAD/CAM) 
und Robotertechnik im Rahmen des entspre- 
chenden 1983 verabschiedeten Programms; 

O die Gentechnologie, auf deren ethische und 
rechtliche Aspekte bereits eingegangen 
wurde. 

Was die Wirkung neuer Technologien auf die 
Zahl der Arbeitsplätze angeht, so wird die Bun- 
desregierung darauf hinarbeiten, mehr Klarheit 
in die zum Teil gegensätzlichen Positionen und 
Ergebnisse von Untersuchungen zu bringen. 
Dazu sind die vorhandenen Untersuchungen 
und Ansätze zu vergleichen und zu gewichten 
und so darzustellen, daß Schlußfolgerungen auf 
der Grundlage einer besseren Übersicht über 
den Wissensstand gezogen werden können (vgl. 
auch unter Kapitel 3.2.3). 

3. Die Bundesregierung ist sich der Grenzen derar- 
tiger Untersuchungen bewußt: 

O Alle, auch die mit größter wissenschaftlicher 
Akribie durchgeführten Untersuchungen, 
können vor allem im Blick auf zukünftige 
Entwicklungen nur eine begrenzte Reich- 
weite haben. Es ist keine Methode denkbar, 
die dieses Problem der begrenzten Voraus- 
sicht wirklich lösen könnte. Untersuchungen 
müssen daher, wenn es sich um wichtige Fra- 
gen handelt und neue Aspekte auftauchen, 
wiederholt werden. 

O Die ideale, tatsächlich alle Folgen der Tech- 
nik auf die Entwicklung der sozialen, wirt- 
schaftlichen und Ökologischen Verhältnisse 
berücksichtigende Untersuchung wird es 
kaum geben können. Partialanalysen und 
Szenarios, also auf wenige denkbare „Grund- 
verläufe“ reduzierte Vorgehensweisen, kön- 
nen aber bereits wichtige Einsichten vermit- 
teln. 

O Die Ergebnisse werden nicht immer unum- 
stritten sein oder als wissenschaftlich geklärt 
eingestuft werden können; wir müssen daher 
in Meilensteinen der Erkenntnismöglichkeit 
denken, debattieren und handeln. 

Diese Anmerkungen zeigen, daß sinnvolle Tech- 
nikfolgenabschätzung nicht nur eine Frage von 
Forschungen auf diesem Gebiet ist, sondern 
auch ein Organisationsproblem. Sie ist zugleich 


eine Frage des Selbstverständnisses der Wissen- 
schaftler, die sich dieser Aufgabe widmen. Ihr 
Engagement muß darauf gerichtet sein, zu sam- 
meln, zu vergleichen, das nicht Relevante auszu- 
sondern, das zu einem Thema vorhandene gesi- 
cherte Wissen darzustellen und zu gewichten 
und möglichst noch ein aktuelles Meinungsbild 
der Bevölkerung und der Interessengruppen zu 
vermitteln. Es geht also nicht nur um Folgen- 
und Potentialforschung, die Sache von Fachleu- 
ten und spezialisierten Teams ist, sondern auch 
um eine faire, zuverlässige und informative Zu- 
sammenstellung der wesentlichen Standpunkte, 
Argumente und offenen Fragen, um die Politik 
entscheidungsfähiger zu machen. Das erfordert 
breite Sachkenntnis, Redlichkeit und innere Un- 
abhängigkeit, Verzicht auf eigene Politik trotz 
politischer Sensibilität, und zugleich Kenntnis 
der Forschungslandschaft. 

Die Bundesregierung wird in Zusammenarbeit 
und im Gespräch mit der Wissenschaft den Auf- 
bau geeigneter Kapazitäten für diese wichtige 
Aufgabe vorantreiben. 

4. Elemente einer Technikfolgenforschung enthält 
darüber hinaus das 1983 verabschiedete Pro- 
gramm Forschung und Entwicklung im Dienst 
der Gesundheit mit Schwerpunkten auf der Prä- 
vention, der Ermittlung von Gesundheitsbela- 
stungen durch Schadstoffe, der Optimierung des 
Technikeinsatzes für Diagnose und Therapie so- 
wie der Prüfung und Bewertung von Verfahren 
und Technologien in der Medizin. 

Was die Auswirkungen der Technik auf die Qua- 
lität der Arbeitsplätze angeht, so führt die Bun- 
desregierung das Programm Humanisierung 
des Arbeitslebens in dem bisherigen finanziel- 
len Umfang fort, aber in einem gestrafften Zu- 
schnitt, der in die Breite wirkende Ergebnisse 
verspricht. Die Bundesregierung legt auf dieses 
Programm besonderen Wert, weil die Auswir- 
kungen von Technik auf den Menschen am Ar- 
beitsplatz besonders intensiv sind und daher 
größte Beachtung verdienen. 


2.2.2 Die öffentliche Auseinandersetzung mit der Technik 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, die skep- 
tischer gewordene Einstellung zur Technik, soweit 
sich darin ein Prozeß der Ernüchterung gegenüber 
früherer Technikeuphorie und eine Bewußtma- 
chung von Fehlentwicklungen widerspiegeln, zu 
dramatisieren. Sie sieht darin vor allem einen Prag- 
matisierungsvorgang gegenüber einer Einschät- 
zung, die Technik zu lange als Füllhorn statt als 
Herausforderung zu einer verantwortlichen Nut- 
zung gesehen hat. Dafür spricht auch, daß die zeit- 
weise heftig geführte Auseinandersetzung um die 
Technik in letzter Zeit bereits nüchterner geworden 
ist. 

1. Den Menschen ist klar geworden — auch durch 
vieldiskutierte Studien wie „Die Grenzen des 
Wachstums“ und „Global 2000“ — , daß nur wei- 
terentwickelte Technologien und ihr vernünfti- 
ger Gebrauch, die die Ressourcen und die Um- 
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weit schonen, die Zukunft sichern können. Vie- 
len ist ebenso klar, daß das erstrebte „qualitative 
Wachstum“ nicht verordnet werden kann, daß 
aber durch neue Technologien sich bereits ein 
anderes als das in diesen Studien extrapolierte, 
nämlich ein ressourcenschonendes Wachstum 
abzeichnet. Die Bereitschaft, Umweltschutzmaß- 
nahmen mitzutragen, die auch dem einzelnen 
Einschränkungen abverlangen, nimmt darüber 
hinaus zu. 

2. Das frühere Reden von den angeblichen Vorzü- 
gen eines „Null-Wachstums“ und eines Innehal- 
tens bei der technischen Entwicklung ist ver- 
stummt angesichts der Probleme, die tatsächli- 
ches Null-Wachstum auch in anderen Ländern 
von 1980 bis 1982 aufgeworfen hat; die hohe Ar- 
beitslosigkeit, noch verstärkt durch die demo- 
graphische Welle der in das Erwerbsleben drän- 
genden Jugendlichen; die sozialen Probleme ei- 
ner Einkommensanpassung nach unten; die ver- 
schlechterten Berufsperspektiven auch für gut 
Ausgebildete, denen nur eine sich durch raschen 
technologischen Fortschritt weiterentwickelnde 
Wirtschaft Arbeit bietet. 

3. Umgekehrt ist in Politik und Wirtschaft unum- 
stritten, daß technischer Fortschritt angesichts 
der komplexen Folgeprobleme einem höheren 
Begründungszwang unterliegt und daß uner- 
wünschte Nebenfolgen zu klären und möglichst 
klein zu halten sind; ebenso, daß sichtbare Er- 
folge beim Umweltschutz notwendig sind, wenn 
der Weg der weiteren industriellen Entwicklung, 
was in der Demokratie unabdingbar ist, zustim- 
mungsfähig bleiben soll. 

Die Wirtschaft kann ihrerseits sicher sein, daß 
sie auf breite Zustimmung trifft bei Produktin- 
novationen, die umweltfreundlich sind, die bes- 
ser als bisher Nebenkosten und -folgen vermei- 
den, die den Gestaltungs- und Freiheitsspiel- 
raum des Menschen auch am Arbeitsplatz erhö- 
hen und die gesundheitliche Belastungen ver- 
ringern. 

4. Es verbreitet sich die Einsicht — und es ent- 
spricht der Logik der technischen Entwicklung 
und ihrem absehbaren Potential — , daß neue 
Technologien ein wirtschaftliches Wachstum er- 
möglichen, das Belastungen des Klimas sowie 
der Umwelt und damit des Menschen verringert. 
Das gilt für neue Energie- ebenso wie für die 
neuen Schlüsseltechnologien, z. B. die Informa- 
tionstechnik, neue Materialien und Biotechnolo- 
gie, die alle zu einem Wachstum beitragen kön- 
nen, das energie- und ressourcensparend und 
umweltfreundlich ist. Der Rückgang des spezifi- 
schen Energieverbrauchs bzw. der Anstieg der 
Energieproduktivität im verarbeitenden Ge- 
werbe ist dafür ein Beispiel: Von 1960 bis 1973 
lag der strukturbereinigte Produktivitätszu- 
wachs im Vergleich zur eingesetzten Endenergie 
bei jährlich 1,5%, von 1973 bis 1978 bei 1,6% und 
von 1978 bis 1981 bei jährlich 3,4%. 

5. In einer Demokratie, die diese Probleme ent- 
schlossen und konsequent angeht, sollte die Fas- 


zination von Spekulationen und Utopien schwin- 
den, die vor allem Jüngeren suggeriert, es gäbe 
den ganz anderen („alternativen“) Weg, auf dem 
bestehende Konflikte in den Zustand der Har- 
monie — der Menschen untereinander und der 
Menschen mit der Natur — übergehen. 

6. Es wächst die Aufgeschlossenheit dafür, daß 
schon die Schulen Verständnis für die moderne 
Technik vermitteln müssen. 

Die Resonanz auf die Anregung der Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft und für For- 
schung und Technologie, daß die Schulen Gele- 
genheit zum Erlernen des Umgangs mit Compu- 
tern bieten, ist ermutigend und sollte auch auf 
andere neue Techniken ausstrahlen. Hier sind 
— neben der Wirtschaft — die Bundesländer in 
ihrer Zuständigkeit für das Schulwesen beson- 
ders angesprochen. 

7. Die krisenhaften Entwicklungen der vergange- 
nen Jahre, die langanhaltende Krisenstimmung 
und der Vertrauensverlust — in öffentliche In- 
stanzen, in Wissenschaft und Technik und letzt- 
lich in die Fähigkeit unserer Gesellschaft zum 
Fortschritt — , haben bewußt gemacht, daß wir 
nicht nur in einer verletzlichen Umwelt leben. 
Wir bilden auch eine verletzliche Gesellschaft, 
deren Motivation und Zuversicht, deren wissen- 
schaftliche und technologische Leistungsfähig- 
keit besser zur Wirkung gebracht werden müs- 
sen, um die Herausforderungen, vor denen wir 
stehen, zu meistern. 

Forschung und technischer Fortschritt brauchen in 
der Demokratie, um die Fähigkeit zu gesellschaftli- 
chem Fortschritt zu bewahren, breite Zustimmung. 
Gerade wegen der Gestaltungsaufgaben und der 
nicht zu leugnenden Konflikte im Zusammenhang 
mit dem technischen Fortschritt sind alle Verant- 
wortlichen — Regierungen und politische Parteien 
ebenso wie Gewerkschaften und Unternehmer, 
aber auch Kirchen, Schulen und Medien — aufgeru- 
fen, an einer realistischen Meinungsbildung und an 
der Konsensfähigkeit des Fortschritts in der Bun- 
desrepublik Deutschland mitzuarbeiten. 


3. Technischer Fortschritt und Zukunfts- 
sicherung 


3.1 Forschung und neue Schlüsseltechnoiogien 

Forschung und Technologie haben weltweit an Dy- 
namik gewonnen. Die noch in den 70er Jahren ge- 
führte Debatte über einen angeblichen Mangel an 
„Basisinnovationen“ ist verstummt angesichts der 
spektakulären Durchbrüche in forschungsintensi- 
ven Schlüsseltechnologien wie der Informations- 
technik, der Materialentwicklung und der Biotech- 
nologie. Hinzu kommt als vielseitiger Technik-Bau- 
stein die Lasertechnologie, deren immer breiter 
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werdende Nutzung in Forschung, Technik und Me- 
dizin heute kaum noch zu überschauen ist, obwohl 
die Erzeugung eines Laserstrahls erst 1960 zum er- 
stenmal gelungen war. Es gibt ferner bessere Ver- 
fahren für eine umweltverträgliche Energieversor- 
gung, neue Ansatzpunkte für die Medizin und neue 
höher automatisierte, flexiblere, produktivere und 
für den arbeitenden Menschen hilfreiche Produkti- 
ons- und Konstruktionsverfahren. 

Die derzeit die Entwicklung vorantreibende Tech- 
nik ist dabei aufs engste an den schnellen Fort- 
schritt in den naturwissenschaftlich-technischen 
Disziplinen gekoppelt. Der früher häufig lange Weg 
über die anwendungsorientierte Forschung und 
Entwicklung bis zur wirtschaftlichen Innovation ist 
heute oft auf nur wenige Schritte zusammenge- 
schrumpft. Darüber hinaus haben sich die auf tech- 
nologische Durchbrüche im Zuge weiterer Innova- 
tion und Diffusion folgenden Produktzyklen erheb- 
lich verkürzt. 

So ist die Entwicklung von höchstintegrierten 
Schaltungen derzeit nahezu unmittelbare Umset- 
zung von Grundlagenwissen; Beispiele sind die 
Nutzung der Molekularstrahlepitaxie für super- 
schnelle Halbleiter-Bauelemente auf Galliumarse- 
nid-Basis oder die in Aussicht stehende Nutzung 
der Synchrotronstrahlung für die Herstellung 
höchstintegrierter Silizium-Bausteine im Grenzbe- 
reich der heute denkbaren Schaltungsdichte. 

Auch die Gentechnologie ist zunächst eine Methode 
der molekulargenetischen Forschung. Erst in den 
70er Jahren vollzog sich der wesentliche Durch- 
bruch, als es gelang, die Erbsubstanz gezielt zu zer- 
legen und mit der anderer Organismen neu zu kom- 
binieren. Die Übertragung von Genen, die für die 
Biosynthese wichtiger Produkte des biologischen 
Stoffwechsels verantwortlich sind, auf technisch 
handhabbare Mikroorganismen wurde dadurch 
möglich. Der Biotechnologie, die sich mit der techni- 
schen Anwendung und Optimierung biologischer 
Prozesse befaßt, eröffnen sich damit neue Entwick- 
lungseinrichtungen, die noch Anfang der 70er Jahre 
kaum für möglich gehalten wurden. Die technische 
Nutzung setzte praktisch ohne Zeitverzögerungen 
ein: Im Jahre 1983 gaben die Zulassungsbehörden 
mit Interferon und Insulin die ersten durch Mikro- 
organismen mit eingepflanzten Fremd-Genen er- 
zeugten Stoffe für Medizin und klinische Forschung 
frei. 

Als Beispiele für weitreichende, branchenübergrei- 
fende, zum Teil revolutionierende Neuerungen wer- 
den hier Entwicklung und Perspektiven folgender 
Technologien skizziert, wobei hinsichtlich der För- 
derung und des Standes der Entwicklung im einzel- 
nen auf Teil III des Berichts zu verweisen ist: 

1. die Informationstechnologie 

2. neue Materialtechnologien 

3. Biotechnologie 

4. Lasertechnologie. 


1. Informationstechnologie 

Die absehbar tiefgreifenden und breitesten Auswir- 
kungen auf die gesamte Technik, auf Wirtschaft 
und Gesellschaft dürften von der neuen Qualität 
der Informationstechnik ausgehend). Die folgenden 
Bausteine und Anwendungsfelder sind dabei von 
besonderer Bedeutung: 

— Hochintegrierte elektronische Bauteile 

1972 lag die Kapazität eines Speicher-Chip bei 
1-Kbit (1 000 Speicherplätze pro Chip). Gegen 
Ende dieses Jahrzehnts wird die tausendfache 
Leistung, der 1-Mbit-Speicher erwartet. 

Der Mikroprozessorchip ist das Herz aller Mi- 
kro- und Kleinrechner. Der erste 1971 einge- 
führte derartige Chip war ein 4-bit-Prozessor. 
Derzeit werden Mikroprozessoren eingeführt, 
die etwa die Verarbeitungsleistung mittlerer 
Rechner der 70er Jahre haben. 

Eine ähnliche Entwicklung zeichnet sich bei der 
sogenannten integrierten Optoelektronik ab, 
also der Kombination optischer Elemente (Licht- 
quellen und -detektoren) und elektronischer 
Schaltkreise (Modulation, Verstärkung und 
Schaltung der Lichtsignale) für die digitalisierte 
Breitband-Nachrichtenübermittlung mit Hilfe 
von Glasfaserkabeln. 

Der Fortschritt der Bauelemente ist dabei nicht 
Selbstzweck, sondern er bestimmt die Lei- 
stungsfähigkeit sämtlicher elektronischer Gerä- 
te, ihren Preis und damit ihre Verbreitung bzw. 
ihren Markt. 

— Computer und Computeranwendung 

Auszugehen ist von einem weiteren raschen 
Vordringen preiswerter Computer auch im pri- 
vaten Bereich und der Erschließung der Mög- 
lichkeiten dezentraler Datenverarbeitung. Neue 
Dienste, z. B. Bildschirmtext, dürften diese Ent- 
wicklung beschleunigen. 

Auf der anderen Seite ermöglichen sehr lei- 
stungsfähige Rechner bis hin zu Superrechnern 
Anwendungen in Wissenschafts- und Technikbe- 
reichen, die bisher der Berechnung nur begrenzt 
zugänglich waren (Aerodynamik, Klimafor- 
schung, Vielteilchenforschung). 

Mit Hilfe von Rechnern mit großen Speicherka- 
pazitäten, einem internationalen Datenfernüber- 
tragungsnetz und ausgeklügelten Retrievalver- 
fahren sind große, bibliographische Fakten- und 
Volltextinformationsbanken inzwischen im On- 
line-Verkehr von jedem intelligenten Datenter- 
minal aus verfügbar. Diese Informationsbanken 
werden die Recherche nach wissenschaftlich- 
technischen einschließlich Patentinformationen 
sowie die Ermittlung der mit herkömmlichen 
Mitteln kaum mehr zuverlässig in Erfahrung zu 
bringenden Fachinformation außerordentlich er- 
leichtern. 

Mit neuen Programmiertechniken, neuartigen 
Dialogverfahren und neuen Rechnerarchitektu- 

^) Vgl auch Regierungsbericht Informationstechnik, März 
1984, Hrsg. BMFT sowie Teil III, Kapitel 2.9 
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ren werden derzeit sogenannte Wissensverarbei- 
tende Systeme konzipiert. Dabei geht es darum, 
daß in den Computer eingespeicherte und lau- 
fend erweiterte Wissensbausteine und Regeln 
für logische Schlußfolgerungen genutzt werden, 
indem er mit Befunden, Ereignissen oder Frage- 
stellungen auf diesen Wissensgebieten im Dia- 
log konfrontiert wird. Am weitesten fortgeschrit- 
ten sind so konzipierte Expertensysteme für 
Diagnosezwecke, Rohstoffexploration, Planung 
und Konstruktion. 

— Nachrichtentechnik 

Computer-und Kommunikationstechnik wach- 
sen immer mehr zusammen. Die Bausteine Tele- 
tex und Bildschirmtext sind heute verfügbar. 
Der 1987/88 beginnende Ausbau des Telefonnet- 
zes zu einem diensteintegrierten digitalen Netz 
(ISDN) wird die Übertragungsleistung des 
schmalbandigen Telefonnetzes für Daten noch 
einmal erheblich erweitern. Die volle Erschlie- 
ßung der heute erkennbaren Möglichkeiten der 
Individualkommunikation und die gleichzeitige 
Übertragung großer Datenmengen, wie sie etwa 
die Bewegtbild-Übertragung (z. B. das Bildfern- 
sprechen) erfordern, wird erst mit dem Über- 
gang zu einem vermittelnden Breitbandnetz mit 
optischer Übertragungstechnik (Glasfaserkabel) 
möglich sein, dessen Ausbau für die 90er Jahre 
vorgesehen ist. Schon ab 1985 wird im Fernnetz, 
vor allem zum Transport hoher Schmalband- 
dienste-Volumina, die optische Nachrichtenüber- 
mittlung forciert ausgebaut. 

— Industrielle Fertigungstechnik 

In der industriellen Produktion ist ein hoher 
Automatisierungsgrad in vielen Bereichen 
schon jetzt Stand der Technik. Prozeßdatenver- 
arbeitungsanlagen, weitgehend automatisierte 
Prozeßsteuerung bei großtechnischen Prozessen 
(Kraftwerke, Chemie, Stahl) und der Einsatz von 
NC-Werkzeugmaschinen im Maschinenbau sind 
heute produktionstechnischer Standard. Neue 
Komponenten in der Fertigungstechnik (vgl. 
auch Teil III, Kapitel 2.12) sind demgegenüber 

O rechnergestützte Entwurfs- und Konstruk- 
tionssysteme in Kombination mit rechnerge- 
steuerter Fertigung (CAD/CAM) 

O Industrieroboter und Handhabungssysteme 
sowie 

O flexible Fertigungssysteme zur rationellen 
Fertigung von kleineren Losgrößen. 

Der Industrieroboter war bislang vor allem 
Handhabungsgerät für einfache Tätigkeiten. Mit 
steigender Leistungsfähigkeit wird er zuneh- 
mend auch für anspruchsvolle Aufgaben einge- 
setzt (z. B. Bahnschweißen, Montage). Die Ent- 
wicklung des Roboters wird, wenn man von der 
fortlaufenden Verbesserung der mechanischen 
Konstruktion absieht, vor allem in Richtung auf 
Bilderkennung und Bildverarbeitung im Sinne 
eines Hand-Auge-Systems weitergehen, wobei 
noch erhebliche Verbesserungen bei Sensorik, 
Hochleistungschips und Programmiersprachen 
zu bewältigen sind. 


2. Neue Materialtechnologien 

Auf kaum einem anderen Feld ist die Verbindung, 
von Grundlagenforschung und Technik enger als in 
der Materialforschung. Das gilt für die gesamte 
Festkörperforschung, die u. a. das Grundlagenwis- 
sen für die Halbleiterbauelemente liefert, und 
ebenso für die heute besonders aktuelle Oberflä- 
chenforschung. Das Verständnis der Oberflächen 
auf der atomaren Ebene und der dort ablaufenden 
chemischen Reaktionen ist u. a. Voraussetzung für 
verbesserte Katalysatoren zur Energieeinsparung 
bei der Stoffumwandlung und für den Umwelt- 
schutz; ebenso für Verfahren der Oberflächenhär- 
tung und wirkungsvollen Korrosionsschutz. 

Zum Teil beachtliche Märkte haben neue oder in 
raschen Schritten verbesserte Konstruktionswerk- 
stoffe bereits erobert. Vor allem gilt dies für kera- 
mische und metallische Hochtemperaturwerk- 
stoffe. 

Ein Gebiet wachsender Bedeutung sind Faserver- 
bundwerkstoffe, vor allem Kohlenstoffaser- und 
sonstige Faserwerkstoffe im Flugzeug- und Fahr- 
zeugbau. Neue Chancen liegen darüber hinaus in 
der Pulvermetallurgie und in neuen Anwendungen 
für Polymere (vgl. auch Teil III, Kapitel 2.6). 


3. Biotechnologie 

Die Biotechnologie befindet sich gegenwärtig in ei- 
ner sehr produktiven Phase ihrer Entwicklung (vgl. 
auch Teil III, Kapitel 2.10). Einige, in den letzten 
zehn Jahren entdeckte und breit angewendete mo- 
lekulargenetische und zellbiologische Methoden ha- 
ben in kurzer Zeit zu einer beachtlichen Vermeh- 
rung unserer Kenntnisse über die grundlegenden 
Lebensvorgänge geführt. Sie lassen im nächsten 
Jahrzehnt weitere Erkenntnissprünge erwarten. 
Praktische Anwendungen dieser Forschungsergeb- 
nisse stehen unmittelbar bevor oder sind mit großer 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten. 

Beispielhaft sollen zur Verdeutlichung folgende 
teils praktizierte, teils mögliche Anwendungen in 
Medizin, Landwirtschaft, Umweltschutz und Roh- 
stoffversorgung angeführt werden: 

O Analyse von Struktur und Funktion des Erbgu- 
tes niederer und höherer Lebewesen einschließ- 
lich des Menschen, 

O Charakterisierung von Erbkrankheiten und Stu- 
dium der Pathogenität von Krankheitserregern; 
Prüfung und Produktion von Regulatorstoffen 
beim Krankheitsgeschehen, 

O Züchterische Verbesserung von Kulturpflanzen 
und Nutztieren, 

O Verbesserung der Eigenschaften von Mikroorga- 
nismen, 

O Herstellung therapeutisch verwendbarer Stoffe 
(z. B. Insulin, Interferon, Hormone), umwelt- 
freundlicher Substanzen sowie chemischer 
Grund- und Rohstoffe, 
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O Entwicklung biotechnologischer Verfahren zur 
umweltfreundlichen Produktion. 

Eine wirklich entscheidende Bedeutung der Gen- 
technologie für die menschliche Gesundheit könnte 
sich aus der weiteren Grundlagenforschung erge- 
ben, besonders aus der weiteren Aufklärung der 
Tumorentstehung. 

4. Lasertechnologie 

Ein fast modellhaftes Beispiel in der Geschichte der 
modernen aus der Wissenschaft übertragenen 
Technologien ist die Entwicklung des Lasers zu ei- 
nem nahezu universellen Instrument in Technik 
und Forschung (vgl. auch Teil III, Kapitel 2.11). Die 
wichtigsten Anwendungen liegen heute in den Be- 
reichen 

O Informationstechnik: Kohärentes Laserlicht als 
neuer Nachrichtenträger zusammen mit der 
Glasfasertechnologie, Dioden-Laser für Speiche- 
rung und Abtastung von Bild und Ton (z. B. 
Compact-Disc-System), Richtfunk; 

O Materialbearbeitung: Schweißen, Schneiden, 
Bohren, Oberflächenveredlung; 

O Meßtechnik: Tunnel- und Brückenbau, Gas-Mes- 
sung, Messung der Luftverschmutzung; 

O Forschung: Isotopentrennung, Zytometrie, La- 
ser-Scan-Mikroskopie, Plasmaforschung, Laser- 
Chemie; 

O Chirurgie: Augen- und Neurochirurgie, Gynäko- 
logie. 

Alles spricht dafür, daß die Chancen der Lasertech- 
nologie noch keineswegs ausgeschöpft sind. 

Die genannten Beispiele haben — neben der 
schnellen Nutzung von Grundlagenwissen und häu- 
fig in der Grundlagenforschung entwickelter Ver- 
fahren — zwei weitere wuchtige Gemeinsamkeiten: 
Sie entwickeln sich in schnell aufeinanderfolgen- 
den Schüben weiter, was sehr kurze Innovations- 
zyklen für die Unternehmen bedeutet, und sie ha- 
ben eine breite, weil branchenübergreifende Wir- 
kung. Vor allem das letztere macht ihre wirtschaft- 
liche Schlüsselfunktion aus, und erklärt das welt- 
weite Interesse, in diesen Bereichen nicht den An- 
schluß zu verlieren. 


3.2 Technologische Herausforderung und 
wirtschaftliche Entwicklung 

3.2.1 Wirtschaftliche Bedeutung neuer Technologien 

Angesichts dieser — hier nur in Beispielen und 
Stichworten darstellbaren — rasanten wissen- 
schaftlich-technischen Entwicklung verwnndert es 
nicht, wenn heute vielfach von der unmittelbar be- 
vorstehenden „Dritten industriellen Revolution“ ge- 
sprochen wird. Immer deutlicher wird, daß zuneh- 
mend Hochtechnologiebereiche zu Wachstumsträ- 
gern in den industrialisierten Ländern werden. Im 


letzten Jahrzehnt zeigt sich dies an folgenden Ent- 
wicklungen: 

O aufkommende Konkurrenz der Schwellenländer 
in traditionellen Industriesektoren und in Berei- 
chen arbeitsintensiver Fertigung; 

O häufig überdurchschnittliche Chancen für hoch- 
technologische Produkte auf dem Weltmarkt 
und auf den Binnenmärkten; 

O schärfere Konkurrenz der Industrieländer um 
diese Märkte. 

Weltw^eit w^erden in den entwickelten Ländern die 
Vorteile für die strukturelle Entwicklung und An- 
passung der Volkswirtschaften erkannt, die sich als 
Ertrag eines funktionierenden Zusammenspiels 
von Grundlagenforschung, technologischer Ent- 
wicklung und rascher wirtschaftlicher Innovation 
ergeben können, vor allem 

O die Entstehung neuer Industrien und die Her- 
vorbringung neuer Produktgenerationen; 

O Beiträge zur Modernisierung und Anhebung der 
Wettbewerbsfähigkeit klassischer Industrie- 
zweige, die unter Anpassungsdruck stehen und 
die wegen ihrer volkswirtschaftlichen Bedeu- 
tung einer Verbesserung ihrer Wettbewerbslage 
bedürfen; 

O generelle Erleichterung der gesamtwirtschaftli- 
chen Strukturanpassung, Verbesserung der Ko- 
sten-Erlös-Relation durch Produktivitätssteige- 
rung und damit Unterstützung einer auf Investi- 
tionen beruhenden Wirtschaftserhoiung; 

O Erleichterung und Förderung eines umweltscho- 
nenden V/achstums, durch umweltfreundlichere 
Technologien und durch einen bei wachsenden 
Einkommen auch leichter finanzierbaren Um- 
weltschutz. 

Zusammengefaßt ist festzustellen: Forschung und 
die Entwicklung von Technologien sind ein wichti- 
ger Schlüssel für die Innovation und damit für wirt- 
schaftliches Wachstum sowie für die Lösung drin- 
gender. z. B. ökologischer Probleme. Die Bundesre- 
gierung ist sich dieser technologischen Herausfor- 
derung bewußt; sie wird ihr mit Energie, Zielstre- 
bigkeit und Augenmaß und im Rahmen klarer ord- 
nungspolitischer Vorstellungen begegnen. 

3.2.2 Zur technologischen Wettbewerbsfähigkeit 
der Bundesrepublik Deutschland 

Die Frage der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland vor allem im Be- 
reich der Spitzentechnologie ist in letzter Zeit zu- 
nehmend und kontrovers diskutiert worden. Die 
Bundesregierung nimmt diese Diskussion ernst 
und begrüßt es, daß die wirtschaftswissenschaftli- 
chen Forschungsinstitute im Rahmen ihrer Struk- 
turberichterstattung 1983 sich dieser Fragestellung 
besonders intensiv angenommen haben. 


Vergl. hierzu auch Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage betr. Neuausrichtung der For- 
schungs- und Technologiepolitik, BT-Drucksache 10/710 
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Im einzelnen ist aus der Sicht der Bundesregierung 

zu dieser Diskussion folgendes festzustellen: 

1. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland ist nach wie vor 
gut. Mit ihrer Position im Außenhandel nimmt 
die deutsche Wirtschaft eine Spitzenstellung ein. 
Sie hat im letzten Jahr Waren und Dienstlei- 
stungen im Wert von rd. 500 Mrd DM — rd. 30 % 
unseres Bruttosozialprodukts — auf Auslands- 
märkten abgesetzt. Ihr Anteil an der Ausfuhr 
der OECD-Länder erreichte 1981 bei Industrieer- 
zeugnissen rd. 17 %. Damit stand die Wirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland nach den USA 
und vor Japan im Export an zweiter Stelle in der 
Welt; 1964 und 1970 lag ihr Anteil bei gut 18 %. 

Die pessimistischen Stimmen, die nicht zuletzt 
unter dem Eindruck der in den 70er Jahren 
hochschnellenden Hochtechnologieexporte Ja- 
pans auf eine nachlassende technologische Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Industrie 
schließen, unterschätzen nicht nur deren techno- 
logische Spitzenleistungen, etwa im Anlagen-, 
Maschinen-, und Fahrzeugbau sowie in der Che- 
mie, sondern auch die viele Branchen auszeich- 
nende Innovationsfähigkeit in kleinen Schritten; 
die Breite, die Ausgewogenheit und die Qualität 
bis hin zum Design, an denen eine Vielzahl klei- 
ner und mittlerer Unternehmen teilhat, sowie 
die Zuverlässigkeit, die die Lieferbeziehungen 
anerkanntermaßen auszeichnet. So zeigt auch 
die Entwicklung des deutschen Exportanteils bei 
allen Industriegütern im Vergleich zu dem Seg- 
ment Hochtechnologie (OECD-Abgrenzung), daß 
es dort keineswegs eine Sonderentwicklung ge- 
geben hat, sondern, daß beide Bereiche prak- 
tisch den gleichen Entwicklungsverlauf aufwei- 
sen. Dies gilt gerade auch für die Aufwärtsent- 
wicklung seit 1981. Zu wenig wurde in der Dis- 
kussion auch erwähnt, daß diese Leistung bei 
vorbildlicher sozialer Absicherung der Arbeit- 
nehmer erbracht und durch eine konstruktive 
Haltung der Gewerkschaften zum technischen 
Wandel ermöglicht wurde. 

2. Die Bundesregierung übersieht andererseits 
nicht einige vorhandene Schwächen. Sie nimmt 
die künftige technologische Wettbewerbsfähig- 
keit und die zweifellos große Leistungsfähigkeit 
amerikanischer und japanischer Unternehmen 
ernst. Auch nach Auffassung der deutschen In- 
dustrie sind verstärkte Anstrengungen der Wirt- 
schaft notwendig, um die — zumal an der Bevöi- 
kerungszahl gemessen — gute, ja zum Teil her- 
vorragende Position der deutschen Volkswirt- 
schaft im internationalen Wettbewerb auch auf 
längere Sicht zu halten. Offensichtlich sind bei 
der Entwicklung und industriellen Nutzung eini- 
ger wichtiger Schlüsseltechnologien deutsche 
Unternehmen in Rückstand geraten. Die Ergeb- 
nisse der jüngsten Untersuchungen hierzu las- 
sen sich in der Formel zusammenfassen: die Si- 
tuation ist gut, die Dynamik ist aber differen- 
zierter zu beurteilen. Dies beleuchten neben an- 
deren Studien die Ergebnisse der Untersuchun- 
gen der wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstitute im Rahmen der genannten Be- 


richterstattung, die allerdings die jüngste dyna- 
mische Aufwärtsentwicklung auf den Export- 
märkten noch nicht berücksichtigen konnte: 

O Das Wachstum des Außenhandels der OECD- 
Länder in den Bereichen Bürotechnik, Nach- 
richtentechnik, Meß- und Regeltechnik, Luft- 
und Raumfahrzeuge sowie Elektromedizin 
lag im letzten Jahrzehnt um mehr als V3 über 
dem durchschnittlichen Handelsanstieg, 
doch nur in einem dieser Bereiche — bei 
Luft- und Raumfahrttechnik — war die Bun- 
desrepublik Deutschland im Exportanstieg 
führend. 

O Der Wert der Weltproduktion an integrierten 
Schaltkreisen verdoppelte sich zwischen 1978 
und 1981 auf 14 Mrd Dollar. Hieran hat die 
Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 
nur einen Anteil von etwa 4 %, Japan dage- 
gen mehr als 20 % und die USA gut 70 %. Der 
Anteil der Bundesrepublik Deutschland an 
den Exporten der OECD-Länder bei neuarti- 
gen und hochwertigen Gütern betrug 1981 (in 
der Abgrenzung des Instituts für Weltwirt- 
schaft, Kiel, die sich an die OECD-Abgren- 
zung anlehnt) rd. 18 %, gegenüber rd. 22 % im 
Jahre 1964 und rd. 20 % im Jahre 1970. 

O Somit hat die Bundesrepublik Deutschland 

— ähnlich wie die USA in den 70er Jahren — 
nach den vorliegenden Analysen leichte Ein- 
bußen bei ihrem Welthandelsanteil an Hoch- 
technologiegütern hinnehmen müssen, wo- 
hingegen sich der Anteil Japans im lezten 
Jahrzehnt verdoppelt hat und Japan inzwi- 
schen sogar mehr Hochtechnologiegüter in 
die USA exportiert als es von dort impor- 
tiert. 

O Bei den Schlüsselpatenten (Anmeldung in 
mehr als 15 Ländern) hat die Bundesrepublik 
Deutschland zwar hinter den USA mit 16 % 
den höchsten Anteil, aber die japanischen 
Patentanmeldungen dieser Kategorie steigen 
doppelt so schnell. 

3. Bei der Bewertung der Diskussion und der zu- 
grundegelegten Vergleiche ist jedoch auch auf 
die erheblichen methodischen Probleme eines 
Vergleichs der technologischen Wettbewerbsfä- 
higkeit hinzuweisen und auf die Schwierigkei- 
ten, hieraus der Wirklichkeit gerecht werdende 
Schlüsse hinsichtlich der künftigen internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit eines Landes insge- 
samt zu ziehen. Im einzelnen ist zu bedenken: 

O Entscheidend für die Wettbewerbsfähigkeit 
eines Landes ist das Zusammenspiel vieler 
Faktoren ^) — vom vorhandenen Humankapi- 
tal über den breiten sozialen Konsens bis 
zum weltweiten Ansehen als Industrienation 

— wie sie schon oben unter 1. skizziert wur- 
den. 


^) Vgl. auch Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. „Internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft“, 
BT-Drucksache 9/1133 
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O Es gibt keine wirklich befriedigende Abgren- 
zung des Begriffs Hochtechnologie für den 
Außenhandel. Die von der OECD gewählte 
Abgrenzung ist zu breit und nicht ausrei- 
chend spezifisch; das Herausgreifen ganz be- 
stimmter hochtechnologischer Erzeugnisse 
wiederum berücksichtigt zu wenig deren In- 
tegration (z. B. als Vorprodukte) in das breite 
Fertigungs- und Produktspektrum eines Lan- 
des. 

O Strukturelle Entwicklungen werden auch im 
Außenhandel von konjunkturellen überla- 
gert. So hat sich die anhaltende weltweite In- 
vestitionsschwäche in den vergangenen Jah- 
ren — und das gilt insbesondere für den Ex- 
porteinbruch des Jahres 1981 — gerade auch 
auf die Entwicklung des Außenhandels mit 
anspruchsvollen Investitionsgütern ausge- 
wirkt, wo besondere Stärken der deutschen 
Industrie liegen. 

O Das Hochschnellen der japanischen Export- 
zahlen bei anspruchsvollen Produkten 
(OECD-Exportanteil in obiger Abgrenzung 
9 % im Jahre 1970 und 20 % in dem allerdings 
durch Sonderentwicklungen bestimmten 
Jahr 1981) erklärt sich auch daraus, daß sich 
dieses Land von einem Anfang der 70er 
Jahre noch relativ niedrigen Ausgangsniveau 
ausgehend mit großen Schritten zu einem 
hochmodernen Industriestaat entwickelt und 
dabei eine deutlich selektive Außenhandels- 
strategie verfolgt hat, die nicht nur ordnungs- 
sondern auch handelspolitisch problematisch 
ist. 

Die, wie auch immer gemessene, Außenhandels- 
position eines Landes im Bereich neuartiger und 
technologisch anspruchsvoller Produkte' kann 
daher nur ein Indikator für seine internationale 
Wettbewerbsfähigkeit sein, der aber von einem 
Land wie die Bundesrepublik Deutschland kei- 
nesfalls unterschätzt werden darf. 

4. Die geschilderte Situation und die Härte des 
Wettbewerbs auf den Weltmärkten erfordern da- 
her risikobereites und zukunftsorientiertes Un- 
ternehmertum ebenso wie einen breiten sozia- 
len Konsens über unsere Zukunft als Industrie- 
nation sowie entschlossene Anstrengungen und 
das Zusammenwirken aller — einschließlich ei- 
ner verstärkten technologischen Zusammenar- 
beit in der EG — und entsprechendes politisches 
Handeln. Die Regierungserklärung des Bundes- 
kanzlers vom 4. Mai 1983 hat die Richtung ge- 
wiesen: „Die 80er Jahre sind ein Jahrzehnt des 
notwendigen Umbaus der deutschen Wirtschaft. 
Wir müssen bei der wissenschaftlichen und tech- 
nologischen Entwicklung Anschluß halten und 
ihn zurückgewinnen, wo wir ihn verloren ha- 
ben.“ 

3.2.3 Technischer Fortschritt und Arbeitspiätze 

Die Bundesregierung hat den Abbau der Arbeitslo- 
sigkeit zu einem hochrangigen Schwerpunkt ihrer 
Arbeit in dieser Legislaturperiode gemacht. Sie 


wird dabei den Weg über die Bekämpfung der Ursa- 
chen^) gehen, der allein aus der Situation heraus- 
führt und erste Erfolge zeigt. 

In der Verknüpfung von technischer Innovation zur 
Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit und sich daraus ergebenden arbeitsplatzschaf- 
fenden und -sichernden Investitionen sieht die Bun- 
desregierung einen wichtigen Beitrag zum Abbau 
der Beschäftigungsprobleme. Von besonderer Be- 
deutung ist hierbei die Innovations-, Investitions- 
und Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer 
Unternehmen 2). 

Die Bundesregierung sieht diese Auffassung auch 
durch die jüngsten Analysen der Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute im Rahmen der Strukturberichter- 
stattung bestätigt. 

O Generell betonen die Institute die Bedeutung 
der Durchsetzung neuer Produkte und Techno- 
logien für die Erschließung wichtiger Wachs- 
tumsmärkte und für die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit der Wirtschaft der Bundesrepu- 
blik Deutschland. 

O Ein in der öffentlichen Diskussion vielfach ange- 
nommener Zusammenhang zwischen der mit 
dem Einsatz neuer Technologien einhergehen- 
den Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
dem Rückgang der Beschäftigung in den letzten 
Jahren wird von den Instituten nicht gesehen. 
Die Untersuchungen des Instituts für Weltwirt- 
schaft in Kiel z. B. lassen — selbst für den Ein- 
satz der Mikroelektronik — eher das Gegenteil 
erwarten, nämlich eine in der gesamtwirtschaft- 
lichen Tendenz arbeitsplatzsichernde oder sogar 
arbeitsplatzschaffende Wirkung neuer Technolo- 
gien. Das Ifo-Institut sieht aufgrund des interna- 
tionalen Wettbewerbs vor allem Arbeitsplätze in 
den Bereichen der untersten Technologieinten- 
sitätsklassen gefährdet; entsprechende Arbeits- 
platzverluste könnten nach Auffassung des In- 
stituts nur durch eine Ausweitung der Produk- 
tion in Hochtechnologiebereichen kompensiert 
werden. 

Im Hinblick auf die öffentliche Diskussion weist die 
Bundesregierung auf folgende Zusammenhänge 
hin: 

1. Wie schon ausgeführt, bieten Hochtechnologie- 
bereiche in den fortgeschrittenen Industrielän- 
dern wichtige Wachstumschancen. Sie können 
damit ein Gegengewicht zu schrumpfenden Be- 
reichen bilden. Darüber hinaus bieten sie Ar- 
beitsplätze mit hoher Wertschöpfung und tragen 
über die dort erzielten Einkommen auch zur Be- 
schäftigung vor- und nachgelagerter Bereiche 
bei. 

2. Auch die Modernisierung traditioneller Produk- 
tionsbereiche ist notwendig; die Alternativen 


^) Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom 4. Mai 
1983 

2) Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Große An- 
frage betr. Neuausrichtung der Forschungs- und Tech- 
nologiepolitik in der Bundesrepublik Deutschland, BT- 
Drucksache 10/710 
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hierzu wären der Verlust der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit oder Einkommensverlu- 
ste der Beschäftigten. Auch eine verzögerte An- 
passung ist kein Ausweg, weil sie den Anpas- 
sungsdruck auf längere Sicht nur erhöht und die 
Existenz von Unternehmen und Arbeitsplätzen 
letztendlich in weit höherem Maße gefährdet 
oder den „Export von Arbeitsplätzen“ durch 
Standortverlagerungen fördert. 

3. Moderne Entwurfs-, Konstruktions- und Produk- 
tionsverfahren und Dienstleistungen auf der 
Grundlage vor allem der modernen Informa- 
tionstechnik bieten darüber hinaus Arbeitsplät- 
ze, die unserem Ausbildungsniveau und unseren 
Vorstellungen entsprechen. 

Es gab auch in der Wissenschaft Befürchtungen, 
daß moderne Technologien, vor allem die Infor- 
mationstechnik, in den Betrieben zu einer De- 
qualifizierung oder doch zu einer Polarisierung 
(also Teil-Dequalifizierung) führten. 

Anhand neuerer Untersuchungen kommt jetzt 
ein mit diesen Fragen seit Jahren beschäftigtes 
Institut zu dem — bewußt vorsichtig ausge- 
drückten — Schluß, daß die neuen Technologien 
einen qualifizierten, weniger arbeitsteiligen Zu- 
schnitt der Arbeitsaufgaben zulassen, wenn 
nicht gar erfordern^). Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß diese positiven Möglichkei- 
ten voll genutzt werden sollten, und sie wird z. B. 
im Rahmen des Programms Humanisierung des 
Arbeitslebens dazu beitragen. 

Die Bundesregierung wird aus den genannten 
Gründen im Rahmen ihrer Wirtschaftspolitik 
ebenso wie im Rahmen ihrer Forschungs- und 
Technologiepolitik dazu beitragen, daß die Chancen 
neuer Technologien für Wachstum und Beschäfti- 
gung genutzt werden. Angesichts der weltwirt- 
schaftlichen Bedingungen gibt es für ein Hochlohn- 
land wie die Bundesrepublik Deutschland mit ihrer 
starken weltwirtschaftlichen Verflechtung dazu 
keine Alternative. 


3.3 Forschung und Innovation in der Wirtschaft 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung müssen für 
einen dynamischen wirtschaftlichen Innovations- 
prozeß, der langfristiges Wachstum ermöglicht und 
Arbeitsplätze schafft, folgende Faktoren Zusam- 
menwirken: 

1. eine breit angelegte leistungsfähige Grundla- 
genforschung, 

2. eine hervorragende anwendungsorientierte For- 
schung (von Grundlagenforschung nicht immer 
trennscharf abgrenzbar) und technische Ent- 
wicklung, die sowohl in der Industrie wie in 
staatlich finanzierten Einrichtungen durchge- 
führt werden, 


Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen, Mitteilun- 
gen, Februar 1984, S. 9 
Vgl. auch Teil II, Kapitel 9 und 10 


3. eine rasche Umsetzung der Ergebnisse in den 
Unternehmen, was eine ausreichende Finanz- 
kraft (Risikokapital), die Ausstattung mit hoch- 
qualifiziertem Forschungspersonal sowie fähi- 
ges Management und entsprechende Risikobe- 
reitschaft und schließlich ein durch gesunden 
Wettbewerb geprägtes wirtschaftliches Umfeld 
voraussetzt. 

Das Rollenverständnis der Bundesregierung im Be- 
reich der Grundlagenforschung und anwendungs- 
orientierten Forschung, soweit sie in Hochschulen 
und staatlich finanzierten Forschungseinrichtun- 
gen stattfinden, ist in Kapitel 2 dieses Berichtsteils 
eingehend dargelegt worden. Soweit es sich um die 
Rolle des Staates im Bereich von Forschung und 
Technologie gegenüber der Wirtschaft handelt, ist 
grundsätzlich von folgendem auszugehen: 

In einer marktwirtschaftlichen Ordnung ist indu- 
strielle Forschung, Entwicklung und Innovation ori- 
ginäre Aufgabe der Unternehmen. Im Hinblick auf 
ihre Stellung am Markt und wegen des eigenverant- 
wortlichen Kapitaleinsatzes müssen diese selbst 
entscheiden, mit weicher Zielrichtung und in wel- 
chem Umfang sie forschen und entwickeln. Staatli- 
che Forschungs- und Technologiepoiitik darf nicht 
— wie bereits im Jahreswirtschaftsbericht 1984 dar- 
gelegt (BT-Drucksache 10/952) — die Produktions- 
struktur der Wirtschaft in bestim;mte Bahnen len- 
ken wollen. Alle staatlichen Maßnahmen zur Förde- 
rung von Forschung, Entwicklung und Innovation 
in der Wirtschaft werden daher nach dem Grund- 
satz der Subsidiarität konzipiert und durchgeführt. 
Es geht vor allem darum, die Eigeninitiative der 
Unternehmen und die Antriebskräfte des Marktes 
zu stärken. 


3.3.1 Forschung in der Industrie^) 

Im Wirtschaftssektor wurden für Forschung und 
Entwicklung 1983 rd. 32 Mrd DM eingesetzt^). Der 
größte Teil des Mitteleinsatzes (63 % im Jahre 1981) 
entfällt auf das Investitionsgütergewerbe mit for- 
schungs- und entwicklungsintensiven Branchen 
wie Maschinenbau, Elektrotechnik, Straßenfahr- 
zeugbau sowie Feinmechanik und Optik. 

Aufgeteilt nach Unternehmensgrößenklassen, er- 
gibt sich eine Konzentration der FuE-Aufwendun- 
gen auf große Unternehmen. Etwa ‘^U der Aufwen- 
dungen entfallen auf Unternehmen mit mehr als 
2 000 Beschäftigten, während auf Unternehmen mit 
weniger als 500 Beschäftigten nur rd. 13 % entfallen. 
Andererseits zeigt sich ein u-förmiger Verlauf für 
den FuE-Anteil am Umsatz: während 1981 die klei- 
nen Unternehmen (unter 50 Beschäftigte) 7,4 % ih- 
res Umsatzes für FuE ausgeben, verringert sich der 
Anteil mit wachsender Unternehmensgröße auf 
1,7 % in der Größenklasse von 1 000 bis 10 000 Be- 
schäftigten. Bei den Großunternehmen verdoppelt 
er sich dann wieder auf 3,7 % (vgl. Schaubild I/l). 


1) Vgl. auch Teil II, Kapitel 9 und 10 und Teil VII, Tabel- 
len 16—19 
^) Geschätzt 
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Schaubild 1/1 
(vgl. Tab. VII/18) 


Anteil 
am Umsatz 
in % 


Anteil der FuE-Aufwendungen der FuE betreibenden Unternehmen 
am Umsatz nach Beschäftigungsgrößenklassen (1981) 



Beschäftigte unter 50 


eniFr 

3 84 


Vom Gesamtaufwand entfällt etwas mehr als die 
Hälfte auf das FuE-Personal, das sich aus For- 
schern (31,8 %), technischem Personal (30,1 %) und 
sonstigem Personal (38,1 %) zusammensetzt. Der 
Anteil der Forscher (Wissenschaftler und Ingenieu- 
re) liegt bei den kleinen Unternehmen mit rd. V 4 
der in FuE Beschäftigten deutlich unter dem bei 
Großunternehmen mit dort rd. V3 der in FuE Be- 
schäftigten. 

Eine hinreichende Anzahl gut ausgebildeter For- 
scher ist wichtige Voraussetzung für technologische 
Erfolge. Diesem Aspekt kommt bei der Beurteilung 
der industriellen Forschungskapazität eine zentrale 
Bedeutung zu. Neuere Untersuchungen^) zeigen, 
daß die technologische Wettbewerbsposition in ho- 
hem Maße bestimmt wird durch die FuE-Intensität 
der Innovationen. Unternehmen mit einer starken 
Position in hochtechnologischen Bereichen errei- 
chen diese in der Regel nicht durch raschen Zukauf 
von Technologie, sondern vor allem mit intensiver 
eigener Forschung und Entwicklung. Wachstums- 
dynamische Unternehmen weisen im Durchschnitt 
einen höheren Anteil an Forschung und experimen- 
teller Entwicklung auf. Sie realisieren in überdurch- 
schnittlichem Maße Chancen in Form von Markt- 


Quelle: Ifo-Innovationstest 


ausweitungen durch Produkt-Innovationen, betrei- 
ben aber zugleich Prozeßinnovationen zur Verrin- 
gerung der Kosten. 

Insbesondere bei ungünstiger Eigenkapitalquote 
und schlechter Ertragslage verleitet der Qualitäts- 
und Preiswettbewerb viele Unternehmen dazu, vor- 
nehmlich solche Innovationsprojekte zu realisieren, 
die kurzfristigem Renditekalkül Rechnung tragen. 
Das Risiko von forschungsgestützten Produkt-Inno- 
vationen, mit denen sich Unternehmen langfristig 
neue Absatzmärkte erschließen können, ist einzel- 
wirtschaftlich häufig nicht vertretbar, obwohl ge- 
samtwirtschaftlich erwünscht. 

In den letzten Jahren war zu beobachten, daß die 
Fähigkeit zur Übernahme großer Forschungsrisi- 
ken im Bereich der Wirtschaft tendenziell versun- 
ken ist. Die Gründe liegen in einer nachhaltigen 
Verengung der wirtschaftlichen Handlungsspiel- 
räume der Unternehmen — nicht zuletzt durch eine 
zu geringe Eigenkapitalbasis — , die durch eine Ver- 
schlechterung der Rahmenbedingungen in den 70er 
Jahren herbeigeführt wurde. 

Parallel zu rückläufigen Eigenkapitalquoten und 
sinkenden Erträgen hat sich in den 70er Jahren der 
personelle Ausbau der wissenschaftlichen FuE-Ka- 
pazität in den Unternehmen deutlich verlangsamt. 
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Lagen die jährlichen Zuwächse Anfang der 70er 
Jahre noch im Durchschnitt bei 6 bis 7 %, sind diese 
im Verlauf der 70er Jahre auf durchschnittlich 3,3 % 
gesunken, und sie liegen derzeit bei jährlich rd. 
1 bis 1,5 %. Vergleichbare Daten für Japan lauten: 
9 bis 10 % zu Beginn der 70er Jahre, 8,4 % im Durch- 
schnitt der 70er Jahre, 5 bis 6 % zu Anfang der 80er 
Jahre. 

Für eine größere Wachstumsdynamik müssen die 
Unternehmen die Fähigkeit zurückgewinnen, wie- 
der mehr in den Ausbau der Forschung zu investie- 
ren und in eigener Verantwortung vor allem die 
angewandte Forschung zu stärken. Die Verkürzung 
der Technologiezyklen, steigende Systemkomplexi- 
tät in den Produkten, höhere Anforderungen an Si- 
cherheit, Qualität, Umweltfreundlichkeit und Ener- 
gieeinsparung führen zu deutlich wachsenden FuE- 
Ausgaben, die nur bei einer personell wie materiell 
gut ausgestatteten Forschungskapazität, verbunden 
mit einem effizienten FuE-Management, von den 
Unternehmen bewältigt werden können. 


3.3.2 Verbesserung der Ausgangs- und Rahmenbedingungen 

1. Im Rahmen ihrer Wirtschaftspolitik wird die 
Bundesregierung daher die gesamtwirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen in der Weise verbes- 
sern, daß die Unternehmen einerseits gefordert 
werden, daß sich andererseits Leistung — und 
dabei Innovation als zentraler Bestandteil unter- 
nehmerischer Leistung — wieder lohnt. Darüber 
hinaus wird die Bundesregierung bei den von 
ihr zu verantwortenden Entscheidungen, die 
Voraussetzung für langfristige und umfangrei- 
che Investitionen sind, ebenso wie bei Zulas- 
sungs- und Genehmigungsfragen verläßliche 
und möglichst innovationsfreundliche Signale 
setzen. 

2. Die Forschungs- und Technologiepolitik wird 
zur Verbesserung der Ausgangs- und Rahmen- 
bedingungen für Forschung, Entwicklung und 
Innovation beitragen. 

Hierbei geht es vor allem um: 

O den Ausbau der Infrastruktur für die Techno- 
logieinfomiation und die Nutzung des Pa- 
tentwesens; 

O den Abbau von Hemmnissen des Technolo- 
gie-Transfers zwischen Grundlagenfor- 
schung, anwendungsorientierter Forschung 
und marktbezogener Entwicklung; 

O Intensivierung der Kooperation in Forschung 
und Entxüicklung zwischen Wirtschaft und 
Hochschulen sowie staatlich finanzierten 
F uE-Einrichtungen; 

O Erhöhung der Forschungsfähigkeit und der 
Bereitschaft in der Wirtschaft zum Aufbau 
und zur Unterhaltung personell wie materiell 
gut ausgestatteter FuE- Abteilungen; 

O die Bereitstellung von mehr Risikokapital 
für chancenreiche Innovationen und insbe- 
sondere für technologieorientierte Unterneh- 
mensgründungen; 


O Erweiterung der Märkte für neue Technolo- 
gien und Produkte im öffentlichen Beschaf- 
fungsivesen. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin gene- 
rell um den Abbau von Innovationshemmnissen 
bemühen und ihre Forschung.s- und Technolo- 
giepolitik so anlegen, daß die Unternehmen ei- 
nen verläßlichen und kalkulierbaren Rahmen 
für ihre Planungen und Dispositionen haben. 

3. Forschungs- und Technologiepolitik ist auch 
dort gefordert, „wo aus übergeordneten gesell- 
schaftlichen oder gesamtwirtschaftlichen Grün- 
den Forschung und Entwicklung einer Unter- 
stützung bedürfen. Dies gilt 

O vor allem für die Grundlagenforschung und 
für Aufgaben der staatlichen Daseins- und 
Zukunftsvorsorge (z. B. Sicherheits-, Umwelt- 
und Gesundheitsforschung); 

O für besonders risikoreiche, aufwendige, die 
Privatwirtschaft überfordernde längerfri- 
stige Forschung und Entwicklung (wie z. B. 
in der Kernenergie oder der Luft- und Raum- 
fahrt), oder in besonders wichtigen branchen- 
übergreifenden Schlüsseltechnologien (z. B. 
Informationstechnologie).“ ^) 

3.3.3 Instrumente und Maßnahmen zur Förderung von FuE 
und Innovation 

1. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Bundesre- 
gierung verschiedene Förderinstrumente ent- 
wickelt (vgl. auch Teil II, Kapitel 9.2). Sie unter- 
scheidet hinsichtlich der Fördermethodik zu- 
nächst zwischen den Instrumenten der indirek- 
ten und direkten Förderung. Die Wahl einer be- 
stimmten Fördermethode hat sich nach der Dia- 
gnose und dem Förderziel zu richten. 

Verfahren der indirekten FuE-Förderung wer- 
den immer dann benutzt, wenn es gilt, allge- 
meine FuE- und Innovationsprobleme der Un- 
ternehmen zu lösen oder allgemein deren Inno- 
vationspotential zu stärken. Die konkreten FuE- 
Aktivitäten der Unternehmen unterliegen dabei 
nicht staatlicher Einwirkung, weil sich das staat- 
liche Interesse auf das Gesamtergebnis der För- 
derung richtet. Die Bundesregierung gibt sol- 
chen breit ansetzenden, allgemein und gleich- 
mäßig wirkenden Fördermaßnahmen den Vor- 
zug vor selektiver Förderung der Wirtschaft. Die 
indirekte Förderung stärkt — unter Ausnutzung 
der Suchfunktion des Marktes — die Eigen- 
kräfte der Wirtschaft, verringert die Gefahr 
staatlicher Fehllenkung und reduziert bürokrati- 
schen Aufwand. 

Direkte Projektförderung ist dort angebracht, wo 
punktuelle Lösungen angestrebt werden und wo 
andere Förderverfahren zu wenig zielgerichtet 
oder zu aufwendig wären. Die direkte Förderung 
kommt dann in Frage, wenn das technisch-wis- 
schenschaftliche und wirtschaftliche Risiko 
hoch ist, der finanzielle Einsatz für die in Frage 


Jahreswirtschaftsbericht 1984 der Bundesregierung, 
BT-Drucksache 10/952, S. 10 
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kommenden Unternehmen zu groß, und auf ab- 
sehbare Zeit der Markt die neuen technologi- 
schen Lösungen nicht von selbst erbringen wird. 
Daneben kommt dieses Förderinstrument in Be- 
reichen staatlicher Daseins- und Zukunftsvor- 
sorge (z. B. Sicherheits-, Umwelt- und Gesund- 
heitsforschung) zur Anwendung. 

In den vergangenen Jahren wurde nicht ausrei- 
chend auf die Einhaltung dieser Voraussetzun- 
gen geachtet. Deshalb nahm die Projektförde- 
rung einen größeren Umfang an als zwingend 
nötig war. Die neue Bundesregierung hat daher 
die indirekte Förderung gegenüber der direkten 
Förderung verstärkt und wird dies fortsetzen. 
Sie führt bestehende indirekte Maßnahmen fort, 
hat neue indirekte Maßnahmen beschlossen und 
prüft weitere. Insgesamt zeigt der Ausbau der 
indirekten Maßnahmen folgenden Stand: 

O Wiedereinführung der Sonderabschreibun- 
gen für Forschungs- und Entwicklungsinve- 
stitionen ab 1984, 

O Ausweitung der Förderung der Auftragsfor- 
schung und -entwicklung für Unternehmen 
der gev/erblichen Wirtschaft; hierzu sind die 
Mittel verdreifacht worden; 

O Fortführung der Förderung der industriellen 
Gemeinschaftsforschung der Arbeitsgemein- 
schaft Industrieller Forschungsvereinigun- 
gen (AIF): 

O Fortsetzung des Forschungs- und Entwick- 
lungs-Personalkostenzuschußprogramms für 
kleine und mittlere Unternehmen; 

O Prüfung bis Mitte 1984, ob in Ergänzung des 
vorstehenden Programms die Neueinstellung 
von Personal zur Erweiterung der vorhande- 
nen FuE-Kapazitäten zusätzlich gefördert 
werden soll; 

O Verbesserung des Technologie-Transfers aus 
Forschungseinrichtungen in die Industrie 
durch Anstöße und Erleichterungen zum 
Wechsel von Wissenschaftlern zwischen die- 
sen Bereichen und Einrichtung eines Preises 
für Technologie-Transfer aus staatlich geför- 
derten außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen; 

O Förderung technologieorientierter Unterneh- 
mensgründungen im Rahmen eines auf meh- 
rere Jahre angelegten Modellversuchs mit ei- 
nem Förderungsvolumen von 100 Mio DM. 

2. Zwischen der allgemeinen Stärkung des FuE- 
Potentials der Wirtschaft und der Förderung 
ganz spezifischer Problemlösungen liegen wei- 
tere Aufgaben der FuT-Politik, bei denen zwar 
ein spezifisches Förderziel angestrebt wird (wie 
z. B. die vermehrte Anwendung der Mikroelek- 
tronik in der Wirtschaft), den Unternehmen aber 
individuelle Aufgabenstellung und die individu- 
ellen Lösungswege bei ihren FuE-Problemen of- 
fengelassen werden. Hier kommt das indirekt- 
spezifische Förderverfahren in Frage, das allge- 
mein dort angebracht ist, wo aus gesamtwirt- 
schaftlichen Erwägungen Forschung und Ent- 
wicklung auf wichtigen Technologiefeldern ei- 


ner breitenwirksamen, befristeten Förderung 
bedürfen, die nach Möglichkeit degressiv sein 
sollte. 

Die Bundesregierung setzt die indirekt-spezifi- 
sche Förderung derzeit ein 

O beim Sonderprogramm Anwendung der Mi- 
kroelektronik (Laufzeit 1982 bis 1984); 

O bei der Förderung der Anwendung von CAD/ 
CAM und der Roboterentwicklung in der fer- 
tigungstechnischen Industrie (Laufzeit 1984 
bis 1987); 

O bei dem geplanten Sonderprogramm Mikro- 
peripherik im Rahmen des Förderkonzepts 
Informationstechnik (Laufzeit 1985 bis 1988). 

3. Vor allem bei komplexen FuE-Problemen im 
vorwettbewerblichen Bereich kommt als Organi- 
sationsform der Förderung die Verbundfor- 
schung in Frage. Auch die Grundlagenforschung 
in den Hochtechnologiebereichen erfordert zu- 
nehmend einen längeren gemeinsamen Weg 
mehrerer Unternehmen im Verbund auch mit 
der Wissenschaft. Bei der Förderung der Ver- 
bundforschung geht es um die arbeitsteilige Be- 
arbeitung übergreifender, thematisch-funktio- 
nell zusam.menhängender Problemstellungen in 
Forschung und Entwicklung durch mehrere Un- 
ternehmen und Forschungsinstitute. Sie ist da- 
mit ein wichtiges Instrument der Forschungsför- 
derung. Die Beteiligung an der Verbundfor- 
schung soll grundsätzlich allen Interessierten of- 
fenstehen. Dadurch werden die vorhandenen 
FuE-Kapazitäten effizienter eingesetzt, die bis- 
herige Vielzahl von kleineren Einzelprojekten 
reduziert und von der Anlage her die entspre- 
chenden Bedingungen für einen reibungslosen 
Technologie-Transfer zwischen den Beteiligten 
in Wissenschaft und Industrie geschaffen. Durch 
die Einbindung von mehreren Anwendern oder 
Herstellern in der Zusammenarbeit mit FuE- 
Einrichtungen und Hochschulen wirkt die Ver- 
bundforschung weniger selektiv. 

Die Bundesregierung wird die Förderung der 
Verbundforschung gegenüber der herkömmli- 
chen direkten Förderung industrieller FuE-Vor- 
haben zukünftig stärker zum Tragen bringen. 
Sie wird darauf achten, daß bei der Ausarbei- 
tung von Förderkonzepten diejenigen Bereiche 
herausgestellt werden, in denen Verbundfor- 
schung sinnvoll und zweckmäßig ist. Dies ist be- 
reits geschehen 

O bei dem neuen Programm „Fertigungstech- 
nik 1984 bis 1987“; 

O bei dem Förderkonzept „Informationstech- 
nik“, das im März 1984 von der Bundesregie- 
rung verabschiedet wurde; 

O beim Programm „Umweltforschung und Um- 
welttechnologie 1984 bis 1987“. 

4. Eine immer wichtiger werdende Bedingung für 
erfolgreiche Innovationen ist die schnelle und 
zuverlässige Verfügbarkeit von Fachinformatio- 
nen (vgl. auch Teil III, Kapitel 2.20). Die innovie- 
renden Unternehmen haben einen großen Be- 
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darf an Informationen über wirtschaftlich-tech- 
nische Entwicklungen, über auftauchende tech- 
nische Probleme und mögliche Lösungen im 
Rahmen der angewandten Forschung. Die tradi- 
tionellen Wege der Informationsbeschaffung rei- 
chen heute allein nicht mehr aus, sondern wer- 
den durch online-abrufbare Fachinformation er- 
gänzt. Hier sind vor allem die Unternehmen auf- 
gerufen, tätig zu werden. 

Die Bundesregierung wird ihrerseits die Bedin- 
gungen für den Aufbau leistungsfähiger Infor- 
mationssysteme für Industrie und angewandte 
Forschung verbessern. In ihrer Stellungnahme 
zum Gutachten des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofs über die Fachinformation in der 
Bundesrepublik Deutschland hat sie bereits die 
Ziele und Grundlinien dieser Konzeption festge- 
legt, die in einem Förderkonzept Fachinforma- 
tion, das Ende 1984 verabschiedet werden soll, 
ausformuliert werden. 

Die Bundesregierung hat ferner mit der Förde- 
rung der Entwicklung eines Deutschen For- 
schungsnetzes begonnen (DFN). Das Netz stützt 
sich auf die öffentliche Infrastruktur ab, jedoch 
müssen Schnittstellen vereinbart und Regeln 
entwickelt werden, um den Austausch von Nach- 
richten, Daten und Computer-soft-ware zwi- 
schen Rechnern unterschiedlicher Hersteller zu . 
ermöglichen. Teilnehmer am Netz können For- 
schungsgruppen an Hochschulen, in For- 
schungseinrichtungen oder in Unternehmen und 
Fachinformationseinrichtungen sein. 

5. Das Öffentliche Beschaffungswesen — außer- 
halb des Verteidigungsbereichs — orientiert 
sich durchweg an dem vorhandenen Güterange- 
bot. 


Um die Voraussetzungen dafür zu verbessern, 
daß der Staat als Nachfrager auch die Chancen 
innovativer Beschaffungen wahrnimmt, hat die 
Bundesregierung eine Novellierung der Verdin- 
gungsordnung für Leistungen vorgenommen, 
um innovationsfördernde Markterkundungen zu 
ermöglichen und funktionalere Leistungsbe- 
schreibungen anzuregen. 

Im Regierungsbericht Informationstechnik hat 
die Bundesregierung erklärt, auf die volle Aus- 
nutzung dieser rechtlichen Möglichkeiten hinzu- 
wirken. Sie hat darüber hinaus beschlossen, bei 
ihren Beschaffungsmaßnahmen grundsätzlich 
auch dann kleinere, aber technisch leistungsfä- 
hige Unternehmen zu berücksichtigen, wenn sie 
noch keine langjährige Tätigkeit am Markt 
nachweisen können. 

6. Aufgrund der stärkeren Betonung indirekter 
Maßnahmen durch die jetzige Bundesregierung 
und der Rückführung der direkten Projektförde- 
rung auf größere und aufwendigere Vorhaben 
hat sich der Anteil indirekter Maßnahmen an 
den Ausgaben des Bundes für zivile FuE in der 
Wirtschaft — wie das Schaubild 1/2 zeigt — 1983 
deutlich verstärkt. Er wird weiter zunehmen. 
(Allerdings läßt die zum Teil straffe Befristung 
gerade indirekter oder indirekt-spezifischer 
Maßnahmen z. B. in der Mikroelektronik eine 
kontinuierliche weitere Verbesserung des Ver- 
hältnisses von indirekten zu direkten Maßnah- 
men nicht ohne weiteres zu.) Ebenso wird der 
Anteil der Fördermittel für größere technologi- 
sche Entwicklungslinien wie Kernenergie, Koh- 
leveredlung, TV-Satelliten, Spacelab, Halbleiter- 
technologie infolge der eingeleiteten Konzentra- 
tion der direkten Förderung steigen. 
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Schaubild 1/2 
(vgl. Tab. VII/19) + VII/21) 


Entwicklung der zivilen FuE-Ausgaben des Bundes für die .Wirt- 
schaft nach den Anteilen für direkte und indirekte Förderung und 
für große technologische Entwicklungslinien in %') 
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4. Situation und Perspektiven der Forschung 
und ihrer Förderung in der Bundesrepubiik 
Deutschiand 

4.1 Zum Leistungsstand der deutschen Forschung 

Der Einsatz von Ressourcen für FuE in der Bundes- 
republik Deutschland ist beachtlich, gerade auch im 
internationalen Vergleich (vgl. auch Teil II, Kapitel 
2, 4, 5, 11 und Teil VII, Tabellen 2, 25 bis 28); 

O Etwa 2,8 % des BSP entfielen 1983 auf FuE; 

O mit 132 Europäischen Rechnungseinheiten 
(etwa 313 DM) pro Einwohner stand die Bundes- 
republik Deutschland 1982 in den öffentlichen 
Ausgaben für FuE zusammen mit Frankreich an 


der Spitze der zehn EG-Länder; dabei finanziert 
in der Bundesrepublik Deutschland die öffent- 
liche Hand nur 42 % der gesamten nationalen 
FuE-Aufwendungen in Frankreich 58 %. Die 
Bruttoinlandsausgaben für FuE je Einwohner 
betrugen in der Bundesrepublik Deutschland 
1982 257 US $ und wurden nur von den USA 
übertroffen (322 US $; vgl. Schaubild 1/3). 

Die Diskussion über den Leistungsstand der deut- 
schen Forschung sieht diese Daten durchaus, 
ebenso die im internationalen Vergleich hervorra- 
gende Geräteausstattung vieler naturwissenschaft- 
lich-technischer Institute, wobei allerdings eine 
Überalterung droht, sowie — zurückblickend — die 
großartige Aufbauleistung der deutschen Wissen- 
I Schaft nach der Wissenschaftler-Vertreibung in den 
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Schaubild 1/3 
(vgl. Tab. VII/24) 


Bruttoinlandsausgaben für FuE je Einwohner 
in ausgewählten Staaten, in US $, 1975-1981^* 



Quelle; 

OECD 


Umrechnung auf der Basis der jeweiligen Kaufkraftparitäten 
ab 1979 mit den Vorjahren nicht voll vergleichbar, wegen der Einbeziehung 
eines erweiterten Kreises kleiner und mittlerer Unternehmen 
vorl. Angabe (1981) 


30er Jahren und den Belastungen der Kriegs- und 
Nachkriegszeit. Die genannten Daten reichen aber 
nicht aus, um hohe Forschungsleistungen zu garan- 
tieren. Hierzu gibt es positive, aber auch kritische 
Meinungen. 

Zahlreiche Besuche, Gast- und Studienaufenthalte 
von Wissenschaftlern in deutschen Hochschul- und 
Forschungsinstituten zeigen, daß es in der Bundes- 
republik Deutschland international anerkannte 
oder sogar herausragende Wissenschaft gibt: so bei 
den Ingenieurwissenschaften, in der Metallurgie, in 
der Biologie und Biochemie, in der physikalischen 
Chemie, in der Extraterrestrik oder in der Hoch- 
energiephysik, in der Festkörper- und Schwerio- 
nenforschung und in einer Reihe von geistes- und 


sozialwissenschaftlichen Fächern. Hinzuweisen ist 
auf den von der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft 1983 vorgelegten Band „Forschung in der 
Bundesrepublik Deutschland“, der keine umfas- 
sende Darstellung der Lage der Forschung in der 
Bundesrepublik sein will, aber eine Vielzahl von 
Beispielen hervorragender Forschung in verschie- 
denen Bereichen gibt. In der Industrie sind die Che- 
mie- und Pharmaforschung, die Energie-, Luftfahrt- 
und Weltraumtechnik oder der Automobil- und Ma- 
schinenbau als herausragende Sektoren zu nen- 
nen. 

Erkannte Schwachstelle ist zweifellos die im Ver- 
gleich etwa zu den USA und Japan nicht genügend 
rasche, zielstrebige und risikofreudige Umsetzung 
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von Grundlagenergebnissen in neue Produkte, Ver- 
fahren und Dienstleistungen. Dabei sind die 
Gründe nicht zu verkennen, die in besonderen, 
kaum übertragbaren — teilweise auch nicht erstre- 
benswerten — Ausgangsbedingungen für die Indu- 
strien anderer Staaten liegen, so in den großen 
Hochtechnologieaufträgen der amerikanischen Re- 
gierung und im großen Binnenmarkt in den USA, 
im gezielten Zusammengehen von Wirtschaft und 
Staat in Japan auf der Grundlage langfristiger 
Technologie- und Marktstrategien, und im risiko- 
freudigeren Kapitalmarkt und den hohen Unter- 
nehmenserträgen in beiden Staaten. Hinzu kommt 
allgemein, daß das Ansehen der Forschung in der 
Bundesrepublik Deutschland aus hier nicht näher 
darzulegenden Gründen sich in den letzten 10 bis 15 
Jahren verschlechtert hat. 

Letzteres zu ändern ist weniger eine Frage mate- 
rieller Bedingungen und Forschungsmöglichkeiten, 
sondern mehr des forschungsfreundlichen Klimas 
in Gesellschaft, Politik und Öffentlichkeit, eines 
ausreichend offenen Wettbewerbs um Forschungs- 
leistungen und Forschungsmittel, des Vertrauens 
von Politik und Verwaltung in die Wissenschaftler 
und ihre Mittelverwendung, vor allem aber der An- 
erkennung der Leistungen erfahrener Wissen- 
schaftler wie auch der Entfaltungsmöglichkeiten 
junger Forscher, nicht zuletzt des Einsatzes und der 
Begeisterung der Wissenschaftler selbst, ihrer Of- 
fenheit für Gespräche und Kooperationen über 
Fach- und Institutsgrenzen hinweg. 

Die Bundesregierung sieht in der gegenwärtigen 
Diskussion um den Leistungsstand der deutschen 
Forschung Anstoß und Wille zu einem neuen Auf- 
bruch der deutschen Wissenschaft. Einen hohen 
Leistungsstand der Forschung zu erhalten und — 
wo nötig und möglich — ihn zu verbessern, „Spit- 
zenleistungen“ zu fördern, sie öffentlich herauszu- 
stellen und anzuerkennen, gehört heute zu den vor- 
rangigen Zielen staatlicher Forschungspolitik. 


4,2 Hochschulforschung 

Die Hochschulen sind das Fundament der For- 
schung in der Bundesrepublik Deutschland: 

■ — Sie sind die einzige Institution, deren Forschung 
alle Wissenschaftsdisziplinen umfaßt; 

— sie vermitteln Ergebnisse, neue Fragestellungen 
und Methoden von Forschung und Entwicklung 
auf die jeweils nachfolgende Generation. 

Die Hochschulen sind in vielen Gebieten, insbeson- 
dere aber in der naturwissenchaftlichen Grundla- 
genforschung und in den Geisteswissenschaften, 
die fachlich wichtigsten Träger der Forschung; sie 
sind auf allen Gebieten der häufig entscheidende 
personelle und thematische Nährboden für neue 
Forschung, Außeruniversitäre Forschung baut in 
erster Linie auf der Hochschulforschung auf. Die 
Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
kann daher auf Dauer nur so gut sein wie die Hoch- 
schulen. 


Die zentrale Rolle der Hochschulforschung spiegelt 
sich in Zahlen wider: Von den 1983 im Inland ge- 
tätigten FuE-Ausgaben im öffentlichen Sektor der 
Bundesrepublik Deutschland in Höhe von etwa 
14 Mrd DM wurde mit 7,2 Mrd DM gut die Hälfte 
in den Hochschulen ausgegeben (vgl. Teil VII, Ta- 
belle 3); von dem in der Bundesrepublik Deutsch- 
land außerhalb der Wirtschaft tätigen FuE-Personal 
waren (jeweils Stand 1981) 56 %, und bei den For- 
schern (d. s. Wissenschaftler und graduierte Inge- 
nieure) sogar 60 % in Hochschulen tätig. Dabei dif- 
feriert der Forscheranteil nicht unerheblich in den 
einzelnen Wissenschaftszweigen (z. B. bei Natur- 
wissenschaften 47 %, bei Geistes- und Sozialwissen- 
schaften 60 %, in der Medizin rd. 22 %; vgl. Teil VII, 
Tabellen 33 ff). 

Die Hochschulforschung stand in den letzten Jah- 
ren insbesondere unter vier Aspekten im Zentrum 
von Diskussionen: 

O Die weiter ansteigenden Studentenzahlen und 
die damit verbundenen Ausbildungsaufgaben 
belasteten das Hochschulpersonal und darüber 
hinaus die nicht mehr nennenswert wachsen- 
den, stellenweise sogar rückläufigen Hochschul- 
etats. Die der Hochschulforschung über die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft, staatliche 
Projektförderung, Stiftungen und Wirtschaft au- 
ßerhalb der Grundfinanzierung zufließenden 
Mittel (Drittmittel) wuchsen zwar weiter an, 
konnten aber die wachsende Nachfrage nicht 
auffangen. 

O Die Hochschulreform der 70er Jahre bewirkte 
neben Positivem vielfach eine Erschwerung und 
Bürokratisierung des Entscheidungsverfahrens 
in der Hochschule und ermunterte die Drittmit- 
telforschung zu wenig, die zudem von Teilen der 
Öffentlichkeit kritisiert oder gar diffamiert 
wurde. 

O Verstärkt wurde gefragt — obwohl die Hoch- 
schulen auch unter den besonderen Anforderun- 
gen der vergangenen Jahre in vielen Gebieten 
hervorragende und auch international aner- 
kannte Leistungen erbracht haben — , ob der 
Leistungsstand der Hochschulforschung im Hin- 
blick auf die ihr zufheßenden erheblichen Mittel 
und im Vergleich zur Wissenschaft in anderen 
Ländern noch verbessert werden kann. 

O Kenntnisaustausch und Kooperation zwischen 
Hochschulforschung und Wirtschaft wurden als 
wichtige Voraussetzung für den volkswirtschaft- 
lich notwendigen Innovationsprozeß erkannt. 

ln dieser Situation verfolgt die Bundesregierung 
entsprechend der Regierungserklärung vom 4. Mai 
1983 vier Ziele: 

O Gemeinsam mit den Ländern die Forschung an 
den Hochschulen zu stärken, 

O den Wettbewerb zwischen den Hochschulen um 
wissenschaftliche Leistungen zu ermutigen, 

O junge Wissenschaftler, die sich besonders quali- 
fiziert haben, zu fördern und 
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O den Austausch zwischen der Hochschule, ande- 
ren Forschungseinrichtungen und der Praxis zu 
fördern. 

Sie wird diese Ziele insbesondere mit nachstehen- 
den Maßnahmen verfolgen: 

O Finanziell im Rahmen ihrer Zuständigkeiten 
durch Stärkung der Infrastruktur, durch Hoch- 
schulbau und Bewilligung von Großgeräten 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz; durch 
Fortführung der — Differenzierung und Schwer- 
punktsetzung erlaubenden — Drittmittelförde- 
rung über die DFG (insbesondere Schwerpunk- 


teprogramme und Sonderforschungsbereiche) 
und die Förderungsprogramme des BMFT. Sie 
prüft, ob darüber hinaus besondere Fördermaß- 
nahmen für qualitativ besonders herausragende 
Forscher und Forschergruppen durchgeführt 
werden können (vgl. oben Kapitel 1.2.1 4). 

O Strukturell im Rahmen der geplanten Novellie- 
rung des Hochschulrahmengesetzes auf der 
Grundlage des Berichts der Expertenkommis- 
sion vom Januar 1984; dabei wird die Verbesse- 
rung der Möglichkeiten der Drittmittelfor- 
schung eine wesentliche Rolle spielen (vgl. Teil 
II, Tabelle II/ 11 und Schaubild 1/4). 


Schaubild 1/4 
(vgl. Tab. II/ll) 



3/84 
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Auch wird das Problem der flexibleren Beschäf- 
tigung wissenschaftlichen Personals zu lösen 
sein. Dazu gehören die Absicherung der Zuläs- 
sigkeit von Zeitverträgen mit Drittmittelperso- 
nal sowie der Verknüpfung der Dauer von Ar- 
beitsverhältnissen mit der Dauer der Finanzie- 
rung. 

O Durch Unter stütziung der Kooperation von 
Hochschulen mit anderen Forschungseinrich- 
tungen und der Wirtscheift. Die Bundesregierung 
wird im Rahmen von Forschungsvorhaben und 
Modellversuchen den weiteren Ausbau dieser 
Kooperation fördern. Der BMFT wird in Zukunft 
verstärkt Verbundprojekte fördern, um von 
vornherein den Wissenstransfer von der For- 
schung zur Anwendung zu sichern. Die Errich- 
tung von Zentren der Genforschung in Berlin, 
Heidelberg, Köln und München ist ein Beispiel 
für die Zusammenfassung von Kräften für eine 
gezielte Gemeinschaftsaktion auf einem für die 
Zukunft entscheidenden Forschungsgebiet. Die 
von den Hochschulen getroffenen Maßnahmen 
zur Stärkung des Technologie-Transfers werden 
als wichtiger Beitrag begrüßt. Von der Erhöhung 
der Mittel für externe Vertragsforschung von 
13,8 Mio DM (1983) auf 40 Mio DM (1984) erhofft 
sich die Bundesregierung gerade auch eine Ver- 
stärkung der Auftragsforschung der Hoch- 
schulen für die Wirtschaft. 

Im Rahmen ihrer Möglichkeiten innerhalb eines 
vielfältigen Förderungssystems, insbesondere auch 
über die Organisationen der Forschungsförderung 
und die Begabtenförderungswerke, unterstützt die 
Bundesregierung darüber hinaus die Bemühungen 
der Hochschulen zur Förderung des wissenschaftli- 
chen Nachwuchses. 

Die Unabhängigkeit und die primäre Ausrichtung 
am eigenen Forschungsbedarf bleibt selbstver- 
ständlich unabdingbare Voraussetzung für die Qua- 
litfilt der Hochschulforschung. Es geht darum, daß 
alle Träger und Nutzer von Forschung und Ent- 
wicklung um die Möglichkeiten des anderen Part- 
ners wissen, und um die Bereitschaft, diese Mög- 
lichkeiten zu nutzen. Dies liegt im Interesse der 
Forschung wie der Volkswirtschaft. 

In der Stärkung der Hochschulforschung liegt zu- 
gleich der Weg in die Zukunft der Hochschule nach 
der vorhersehbaren Abnahme der Studentenzahlen. 
Zwar wird ein wesentlicher Rückgang erst ab An- 
fang der 90er Jahre erfolgen und ein Absinken auf 
die normale Kapazitätsauslastung auch dann noch 
längere Zeit in Anspruch nehmen, verantwortungs- 
volle Hochschulpolitik muß aber bereits jetzt auf 
diese langfristige Entwicklung vorbereiten. 


4.3 Großforschung '') 

Die 13 Großforschungseinrichtungen verkörpern 
ein leistungsfähiges Forschungs- und Entwick- 
lungspotential. Sie beschäftigen rd. 16 000 ständige 


1) Vgl. auch Teil III, Kapitel 2.2 und Teil IV, Kapitel 2 


Mitarbeiter, dazu noch Projekt- und sogenanntes 
Annexpersonal wie Gästforscher und Doktoranden. 
Im Vergleich zu den Hochschulen sind sie weitge- 
hend frei von Ausbildungsaufgaben. Sie stehen un- 
ter keinem kurzfristigen kommerziellen Erfolgs- 
zwang, der oft die Vorgaben für die industrielle For- 
schung und Entwicklung prägt. Sie verfügen jeweils 
über hochqualifizierte Mitarbeiter unterschiedli- 
cher Fachrichtungen („Multidisziplinarität“ und 
„Systemwissen“), ein professionelles Management, 
eine ausgezeichnete Infrastruktur und nicht zuletzt 
auch über hinreichendes finanzielles Volumen: 
Bund und Länder stellen z. Z. jährlich etwa 2 Mrd 
DM Grundfinanzierungsmittel bereit. Andererseits 
schränkt diese staatliche Finanzierung ihren admi- 
nistrativen und organisatorischen Handlungsspiel- 
raum oft stärker ein als dies etwa in der Industrie- 
forschung der Fall ist. 

Die Bundesregierung sieht eine ihrer wichtigsten 
forschungs- und technologiepolitischen Aufgaben 
darin, diesem auch im internationalen Vergleich be- 
achtlichen Potential die seiner spezifischen Lei- 
stungsfähigkeit entsprechenden Wirkungsmöglich- 
keiten zu erschließen. Dies erfordert auch Hilfen 
bei der Bewältigung von Strukturproblemen, wie 
sie für einen lebendigen Organismus bei der Um- 
stellung auf wechselnde Aufgabenfelder charakteri- 
stisch sind. Die Bundesregierung verweist dazu auf 
den ausführlichen Bericht über „Status und Per- 
spektiven der Großforschungseinrichtungen“, den 
sie vor wenigen Wochen dem Deutschen Bundestag 
zugeleitet hat (BT-Drucksache 10/1327). An dieser 
Stelle beschränkt sie sich darauf, die wichtigsten 
Problemkreise herauszugreifen, die heute für je- 
weils mehrere oder für alle Großforschungseinrich- 
tungen kennzeichnend sind. 

Eine wichtige Herausforderung der Großforschung 
— auch in anderen Ländern — liegt in der Anpas- 
sung ihrer Forschungsaktivitäten an neue wissen- 
schaftlich-technische Fragestellungen, deren Bear- 
beitung großforschungsspezifisches Vorgehen er- 
fordert. Wesentliche Aufgaben, die bei der Grün- 
dung insbesondere kerntechnisch orientierter 
Großforschungseinrichtungen prägend waren, sind 
erfolgreich „abgearbeitet“ und oft auch in den Be- 
reich der Wirtschaft transferiert worden. So hat 
sich z. B. die GKSS nach dem erfolgreichen Bau 
und Betrieb der kernenergiebetriebenen „OTTO 
HAHN“ verstärkt der Reaktorsicherheitsforschung 
und jetzt, in einem dritten Entwicklungsstadium, 
auch der Meerestechnik sowie der Umwelt- und Kli- 
maforschung zugewendet. Das KfK konzentriert 
sich in der Kerntechnik jetzt zunehmend auf 
Brennstoffkreislauf- und Reaktorsicherheitspro- 
bleme von Schnellbrut-Reaktoren, nachdem es eine 
ganze Reihe anderer kerntechnischer Aufgaben mit 
Erfolg gelöst hat, angefangen von der Errichtung 
und dem Betrieb des ersten eigenständigen deut- 
schen Forschungsreaktors, über die Konzeptent- 
wicklung für den natriumgekühlten Schnellen Brü- 
ter (einschließlich Komponentenentwicklung und 
-test mit dem Versuchsreaktor KNK II) bis zum 
Bau und Versuchsbetrieb einer Wiederaufarbei- 
tungsanlage, um nur einige Beispiele herauszugrei- 
fen. 


35 


Drucksache 10/1543 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Als mögliche neue oder als wesentlich zu erwei- 
ternde Aufgabenfelder zeichnen sich aus heutiger 
Sicht insbesondere ab: 

O Stärkung der Forschungsinfrastrukrur und der 
Technologiebasis für die Bereiche Mikroelektro- 
nik, Informations- und Kommunikationstech- 
nik. 

O Beiträge zu einer neu zu konzipierenden, auf 
ausgewählte langfristige Entwicklungslinien 
ausgerichteten Förderung der Materialfor- 
schung unter Einsatz besonders der in der Kern- 
technik und in der Luft- und Raumfahrtechnik 
entstandenen material- und oberflächentechni- 
schen Kenntnisse und Erfahrungen. 

O Konzentration der personellen und materiellen 
großforschungsspezifischen Aktivitäten in der 
biotechnologischen einschließlich der gentech- 
nologischen Forschung und Entwicklung in der 
GBF, bei gleichzeitiger Abstimmung mit der 
Wirtschaft und den auf Zeit eingerichteten 
neuen gentechnologischen Zentren. 

O Multidisziplinäre und problemorientierte Erfor- 
schung ökologischer Zusammenhänge und Auf- 
klärung der Ursachen und Wirkungen von Um- 
v/eltbelastungen auf Organismen und Ökosy- 
steme unter besonderer Betonung der langfristi- 
gen und synergistischen Wirkungen von Schad- 
stoffen in der Umwelt. 

O Erforschung von Systemen, bei denen sehr viele 
Einzelteile kollektiv Zusammenwirken, (Solche 
Vielteilchen-Systeme haben teilweise vollkom- 
men andere Eigenschaften, als es die Summe 
der Charakteristika der einzelnen Teile erwar- 
ten läßt. Das Verständnis der zugrundeliegen- 
den Gesetzmäßigkeiten könnte eine Vielzahl bis- 
her unverstandener Phänomene etwa aus der 
Festkörperphysik, Biologie oder Meteorologie 
erklären.) 

Unter Einsatz der systemanalytischen Kapazitäten 
der Großforschung und unter Orientierung an den 
Programmen und Förderungsschwerpunkten des 
BMFT gilt es dabei, jeweils solche Aufgaben her- 
auszuarbeiten, die bedeutsam, anspruchsvoll und so 
strukturiert sind, daß die spezifischen Stärken der 
Großforschung und die Motivation ihrer Mitarbei- 
ter in größerem Maßstab und auf längere Zeit ge- 
fordert werden; Verzettelung und Kurzatmigkeit 
sind zu vermeiden. 

Weiter fordert die Bundesregierung hachdrücklich 
eine grundsätzliche Orientierung der Großfor- 
schung an der Nützlichkeit ihrer Arbeit für Wissen- 
schaft, Wirtschaft und Staat. Sie gilt für die Grund- 
lagenforschung in dem Sinne, daß die Bedürfnisse 
der externen wissenschaftlichen Nutzer und Koope- 
rationspartner maßgeblich zu berücksichtigen sind. 
Sie versteht sich von selbst beim Bau und bei der 
Bereitstellung von Großgeräten der Grundlagenfor- 
schung sowie wissenschaftlich-technischen Dienst- 
leistungseinrichtungen, z. B. von Windkanälen, For- 
schungsreaktoren oder Simulationsanlagen. Nut- 
zerorientierung ist aber nicht weniger geboten bei 
der Forschung und Entwicklung für Aufgaben der 


staatlichen Daseins- und Zukunftsvorsorge, z. B. 
auch beim Aufbau eines „Frühwarnnetzes“. Hier 
sollten frühzeitige, schon bei der Auswahl und Pla- 
nung der Arbeiten einsetzende Kontakte mit den 
jeweils verantwortlichen staatlichen Stellen ge- 
währleisten, daß praktisch bedeutsame Ergebnisse 
angestrebt und dann rasch umgesetzt werden. Ähn- 
liches gilt für die wirtschaftsrelevante Forschung 
und Entwicklung in der Großforschung: wenn es 
nach weit verbreiteter Auffassung zutrifft, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland die erfolgreiche 
zeitnahe Umsetzung von FuE-Ergebnissen nicht 
mit dem Entstehen und der Qualität dieser Ergeb- 
nisse Schritt hält, und dies in einem längerfristig 
die internationale Konkurrenzfähigkeit auf man- 
chen Hochtechnologiemärkten gefährdenden Aus- 
maß, dann muß dies die Großforschung und ihre 
Partner in der Wirtschaft zu exemplarischen Um- 
setzungsanstrengungen, also dazu anspornen, die 
Gründungsidee der engen Partnerschaft von Groß- 
forschung und Wirtschaft wieder stärker mit Leben 
zu erfüllen. Großforschung und Industrie müssen 
aufeinander zugehen, d. h. vor allem, ihre Kommu- 
nikation verbessern und erforderliche Anreize hier- 
für schaffen. Geeignete Schritte sind u. a. frühzeiti- 
ge, in die eigenen Planungen der Großforschung 
einfließende „Bedarfsträgergespräche“ mit der In- 
dustrie, gemeinschaftliche Forschungsvorhaben 
(Verbundforschung) und gemeinschaftliche „Labors 
auf Zeit“; die Forcierung des Technologie-Transfers 
z. B. durch Auftragsforschung auch zugunsten klei- 
ner und mittlerer Unternehmen sowie eine Zusatz- 
ausbildung junger Wissenschaftler für die Industrie 
auf wissenschaftlich-technischen Schlüsselgebie- 
ten. Zu begrüßen wäre eine Beteiligung der Indu- 
strie an der Finanzierung von Großforschungsein- 
richtungen, an deren Arbeit sie interessiert ist. 

Der Schwerpunkt der Grundlagenforschung liegt in 
der Hochschule. Sobald sie aufwendiger angelegt 
und damit auf zusätzliche Förderung — etwa durch 
die DFG — angewiesen ist, unterliegt sie einer 
überregionalen Qualitätskontrolle durch Gutachter- 
kommissionen und Drittmittelgeber. Grundlagen- 
forschung in der Großforschung muß sich demge- 
genüber, ähnlich wie in der MPG, durch Exzellenz 
nach internationalen Maßstäben legitimieren, und 
zwar um so überzeugender, je aufwendiger sie be- 
trieben wird. Außerdem muß sie sich als „großfor- 
schungsspezifisch“ erweisen, d. h. sie ist in aller Re- 
gel an naturwissenschaftliche Großgeräte gebunden 
oder im Rahmen der Programmforschung (Umwelt- 
bzw. Gesundheitsforschung etc.) auf interdiszipli- 
näre Zusammenarbeit und eine besonders lei- 
stungsfähige und umfassende Infrastruktur ange- 
wiesen. Die beiden Kriterien der Exzellenz und des 
Großforschungsspezifischen setzen für die Einrich- 
tungen wie für die Forschungs- und Technologiepo- 
litik strenge Maßstäbe und werden voraussichtlich 
bewirken, daß der Grundlagenforschungsanteil der 
Großforschung nicht weiter ausgedehnt wird, was 
forschungs- und technologie- wie hochschulpolitisch 
richtig erscheint. Der Finanzierungsanteil kann 
sich allerdings mit dem Bau neuer wissenschaftli- 
cher Großgeräte zumindest vorübergehend noch er- 
höhen. Von der rechtzeitigen Inangriffnahme dieser 
Geräte hängt das künftige Schicksal von Großfor- 
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schungseinrichtungen wie DESY (HERA) und GSI 
(SIS) und in geringerem Umfang auch der KFA 
(SNQ) ab. Wegen der hohen Kosten setzt die Ent- 
scheidung über solche Großinvestitionen gründli- 
che Abklärungen mit der wissenschaftlichen Nut- 
zergemeinschaft voraus; weiterhin ist eine interna- 
tionale Abstimmung nötig, die auf Komplementari- 
tät solcher Großanlagen zielt und zunehmend auch 
ausländische Finanzierungsbeiträge einschließt 
Dies gilt besonders für die inzwischen teilweise ex- 
trem teuren Beschleuniger in der Hochenergiephy- 
sik. 

Einen wichtigen Problemkreis bilden auch Perso- 
nalfragen. Die immer geringer werdende personelle 
Mobilität der Wissenschaftler und die nicht mehr 
ausreichenden Einstellungsmöglichkeiten für wis- 
senschaftlichen Nachwuchs in der Großforschung 
sind Anlaß zur Sorge. Die Mehrzahl der Großfor- 
schungseinrichtungen hat ihre optimale Größe er- 
reicht; eine personelle Aufstockung (die im übrigen 
auch der Haushaltspolitik von Bunderegierung und 
Bundestag zuwiderliefe) ist daher jedenfalls bei den 
älteren Großforschungseinrichtungen grundsätz- 
lich nicht zu vertreten; vielmehr wurde und wird 
mit der sogenannten 7,5 %-Aktion ein maßvoller, be- 
grenzter Stellenabbau durchgeführt. Zwar wechseln 
jährlich etwa 70 bis 80 Wissenschaftler aus der 
Großforschung in die Industrie, doch ist das bei w^ei- 
tem nicht so viel, wie für den Technologie-Transfer 
aus der Großforschung in die Wirtschaft und zu- 
gleich für den dadurch ermöglichten Zustrom „fri- 
schen Blutes“ in die Großforschung notwendig 
wäre. 

So gewinnen insbesondere die folgenden Maßnah- 
men an Gewicht, die dazu beitragen sollen, die per- 
sonelle Vitalität der Großforschung zu sichern: 

O Förderung des Überganges von Mitarbeitern in 
die Wirtschaft, auch und nicht zuletzt zur Grün- 
dung eigener Unternehmen, besonders durch 
Minderung des Risikos (z. B. durch Einräumen 
der Möglichkeit, innerhalb einer mehrjährigen 
Frist in die Großforschungseinrichtungen zu- 
rückzukehren) und durch großzügige dienstver- 
tragliche Hilfestellungen (z. B, Beurlaubung, 
Teilbeurlaubung); 

O das oben (Kapitel 1.2.2 4) bereits erwähnte Nach- 
wuchsprogramm der Arbeitsgemeinschaft der 
Großforschungseinrichtungen (AGF); bei voller 
Ausschöpfung werden insgesamt 600 Nach- 
wuchswissenschaftler in Großforschungsein- 
richtungen eine postuniversitäre spezielle Wei- 
terbildung erhalten; 

O Nutzung der Ausbildungskapazität der Großfor- 
schung für Nachwuchswissenschaftler aus der 
Wirtschaft (mit Förderung des Bundes, 1984 vor- 
gesehen 4 Mio DM, vgl. oben Kapitel 1.2.2 4); 

O Industriekooperationen mit Elementen einer 
Nachwuchsförderung (z. B. „Industriepaten- 
schaften“ oder „-Stipendien“); 

O Erhöhung des Zeitvertragsanteils zu Weiterbil- 
dungszwecken und auf projektfinanzierten Stel- 


len (dabei nach Möglichkeit Verbesserung des 
Zeitvertrags-Instrumentariums). 

Ein weiterer übergreifender Problemkreis ist 
schließlich die aufgabengerechte Organisation der 
GFE als spezifische wissenschaftliche Institutionen. 
Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit der Rea- 
lisierung der Leitlinien zu Grundsatz-, Struktur- 
und Organisationsfragen von rechtlich selbständi- 
gen Forschungseinrichtungen (1971) zeichnen sich 
angesichts der aktuellen Anforderungen an die 
GFE einige notwendige Akzentuierungen ab: 

O Die Globalsteuerung des Staates bedarf einer 
differenzierten Interpretation: So benötigen die 
Beiträge für die Wissenschaft weitreichende 
Freiräume; die Beiträge zur Erfüllung besonde- 
rer öffentlicher Aufgaben hingegen ein auch in- 
haltliches Engagement des Staates, der hier teil- 
weise selbst Bedarfsträger für Problemlösungen 
ist; die Beiträge für die Wirtschaft eine Orientie- 
rung an dem langfristigen industriellen FuE-Be- 
darf. 

O Hohe Erfolgserwartungen gegenüber Großfor- 
schungseinrichtungen bedingen funktionsge- 
rechte, hinreichend flexible administrative Rah- 
menbedingungen, die Handlungsspielräume 
nicht unnötig einengen. 

O Im GFE-internen Entscheidungsprozeß muß 
sich die fachliche Mitwirkung deutlicher auch 
an der Ausgewogenheit von Aufwand und Nut- 
zen orientieren; dies macht die wissenschaftli- 
che Partizipation effizienter und für qualifizierte 
Wissenschaftler attraktiver. 

O Leistungshonorierung setzt Sachverstand und 
Bereitschaft zu differenzierender Bewertung auf 
den verschiedenen Entscheidungsebenen vor- 
aus; insbesondere die GFE- und Institutsleitun- 
gen müssen hierzu ermutigt und in ihrer Ent- 
scheidungsfähigkeit entsprechend gestärkt wer- 
den. 

Die Bundesregierung erwartet hierzu besondere 
Anstrengungen der Großforschungseinrichtungen 
und wird diese ihrerseits unterstützen. 


4.4 Ressortforschung 

Die Aufgabe der Ressortforschungseinrichtungen 
des Bundes besteht darin, für die Bundesregierung 
wissenschaftliche Grundlagen für ihre politischen 
und administrativen Aufgaben zu erarbeiten. Der 
Bund unterhält 41 solcher Forschungsstätten mit 
insgesamt 14 500 Mitarbeitern und einem Gesamt- 
jahresetat von 1 350 Mio DM. Zu ihnen gehören so 
bekannte Institutionen wie das Bundesgesundheits- 
amt, das Deutsche Hydrographische Institut, die 
Physikalisch-technische Bundesanstalt oder die 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft. 

Den Ressortforschungseinrichtungen ist ein be- 
stimmtes, auf die Ziele bzw. Aufgaben der sie tra- 
genden Bundesressorts ausgerichtetes Aufgaben- 
feld zugewiesen. Die Ergebnisse dienen der politi- 
schen Entscheidungsfindung, tragen auch zur Er- 
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Weiterung des allgemeinen wissenschaftlichen 
Kenntnisstandes bei, und kommen auch den Ziel- 
gruppen der jeweiligen Bundesministerien zugute. 
Die Forschung vollzieht sich indessen immer im 
Rahmen eines bestimmten Ressortauftrags. Die 
Forschungseinrichtungen des Bundes sind insoweit 
— was das Ziel und den Gegenstand ihrer Arbeiten 
angeht — weisungsgebunden. Frei im Sinne von 
Artikel 5 GG sind sie nur im Hinblick auf die Me- 
thoden- und Ergebnisfindung. 

Die Ressortforschungseinrichtungen haben sich 
stets den aktuellen Erfordernissen der Bundespoli- 
tik anzupassen. Hierzu werden im allgemeinen 
mehrjährige Forschungspläne (Leistungspläne) 
und konkrete Forschungsprogramme erstellt, die 
den wissenschaftlichen Bedarf der nächsten Jahre 
geschlossen darstellen. Dabei wird von diesen Ein- 
richtungen ein hohes Maß an Flexibilität erwartet, 
das angesichts eines durch Bundesrecht vorgegebe- 
nen und relativ starren Personal- und Finanzmana- 
gements nicht ganz ohne Schwierigkeiten zu erfül- 
len ist. Gleichwohl ist es gelungen, die Arbeiten der 
Ressortforschungseinrichtungen dem sich wandeln- 
den Bedarf entsprechend auszurichten und dabei 
konkrete Stellungnahmen zu aktuellen und bren- 
nenden Themen zu erhalten. Dies gilt z. B. für Pro- 
bleme des Gesundheits- und Verbraucherschutzes 
ebenso wie für Fragen im Zusammenhang mit den 
bedrohlichen Gefährdungen unserer Umwelt; es gilt 
für die ökonomischen und sozialen Herausforde- 
rungen ebenso wie für die zu erwartenden Umwäl- 
zungen durch neue Technologien. Eine ausführliche 
Darstellung der Ressortforschung des Bundes fin- 
det sich im Teil III und im Teil VI, Kapitel 4 dieses 
Berichts. 


4.5 Abstimmung der staatlichen Partner bei der 
Förderung von Forschung, Entwicklung und 
Innovation 

Bund und Länder arbeiten in Forschung und Tech- 
nologie partnerschaftlich zusammen. Sie stimmen 
in ihren Zielen weitgehend überein (vgl. auch 
Forschungs- und Technologiepolitik der Länder, 
Teil IV). 

Das staatliche System der Forschungsförderung in 
der Bundesrepublik Deutschland ist durch unsere 
bundesstaatliche Verfassung geprägt. Die jeweili- 
gen Aufgaben des Bundes und der Länder beruhen 
auf geschriebenem und ungeschriebenem Verfas- 
sungsrecht. 

Nach Artikel 91b des Grundgesetzes können Bund 
und Länder die Forschung auch gemeinsam för- 
dern. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die 
Max-Planck-Gesellschaft, die Fraunhofer-Gesell- 
schaft, die 13 Großforschungseinrichtungen, die 48 
Einrichtungen der sogenannten Blauen Liste und 
75 Akademienvorhaben (90 ab 1984) gehören dazu. 
Hierfür sind im Jahr 1983 über 4 Mrd DM aufge- 
wendet worden; d. h. 22% der staatlichen Förderung 
von FuE werden von Bund und Ländern gemein- 
sam erbracht (vgl. auch Schaubild 1/5). 


Die Bund-Länder- Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung (BLK) hat im for- 
schungspolitischen Gespräch der zuständigen Mini- 
ster am 9. Dezember 1983 festgestellt, daß sich die 
gemeinsame Förderung bewährt hat. Das Vertrags- 
werk, auf dem sie seit 1976 beruht, bietet eine trag- 
fähige Grundlage, um den Herausforderungen der 
Zukunft zu begegnen; es entspricht der gemeinsa- 
men Verantwortung für diesen wichtigen Politikbe- 
reich. Einzelheiten sind aus Teil II, Kapitel 8, und 
Teil VI, Kapitel 3 dieses Berichts zu ersehen. 

Über den gemeinsamen Bereich hinaus unterrich- 
ten sich Bund und Länder über die von ihnen bei 
der Forschungsförderung angewandten Grundsätze 
und Verfahren; über Forschungseinrichtungen und 
-Vorhaben, die sie allein fördern; über geplante 
Gründungen und neue Vorhaben; außerdem über 
internationale Planungen, Programme und Vorha- 
ben. Dies ist in Artikel 3 der Rahmenvereinbarung 
Forschungsförderung vom 28. November 1975 vor- 
gesehen^). 

Für den Bereich von Entwicklung und Innovation 
haben Bund und Länder im technologiepolitischen 
Gespräch in der Wirtschaftsministerkonferenz am 
16. Februar 1984 ihren Willen zu einer engeren Zu- 
sammenarbeit auf allen Ebenen bekräftigt. Für die 
Abstimmung gibt es weitere übergreifende und sek- 
torale Gremien. Schließlich sorgen entsprechende 
Klauseln in den Bewilligungsbedingungen dafür, 
daß Doppelförderung ausgeschlossen ist. 

Die Bundesregierung begrüßt das in den letzten 
Jahren weiter gewachsene Forschungsinteresse der 
Länder und bestärkt sie darin, in die Forschung und 
damit in unsere Zukunft zu investieren. Unsere 
Ressourcen an hervorragenden Fachleuten und an 
Mitteln sind allerdings knapp und die internatio- 
nale Konkurrenz ist scharf. Daher darf die deutsche 
Forschung nicht in zu viele, zu kleine und damit 
unterkritische Einheiten zerfallen. Vielmehr müs- 
sen wir unsere Kräfte bündeln. 

Bund und Länder stimmen darin überein, daß die 
Weiterentwicklung oder Neuansiedlung von For- 
schungskapazitäten in der Bundesrepublik 
Deutschland einerseits eine gesamtstaatliche, über- 
greifende und bundesweite Komponente hat, daß 
sie andererseits aber auch regionale Bedürfnisse, 
Möglichkeiten und Initiativen in den einzelnen 
Ländern berücksichtigen muß. Deshalb müssen in 
jedem Einzelfall Qualitäts- und Leistungsgesichts- 
punkte, eine geeignete Infrastruktur sowie regio- 
nale und gesamtstaatliche Interessen sorgfältig be- 
dacht werden. 

Bund und Länder bekräftigen ihren Willen, die sog. 
Blaue Liste der gemeinsam geförderten For- 
schungseinrichtungen (vgl. Teil VI, Kapitel 3.3) zu 
überprüfen und für weitere Änderungen offenzu- 
halten. Die Förderung dieser Einrichtungen ist an 
zwar langfristigen, sich aber auch verändernden 
Aufgabenstellungen zu orientieren. Es wird deshalb 


^) Text in der Broschüre: Gemeinsame Forschungsförde- 
rung durch Bund und Länder, BMFT, Bonn, 3. Auflage 
1981 
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Schaubild 1/5 
(vgl. Tab. II/9) 



3/84 


geprüft werden, ob neue Regelungen vorgeschlagen 
werden können, die der wissenschaftlichen Effi- 
zienz dienen und das gemeinsame Finanzierungs- 
system beweglicher machen. 

4.6 Entbürokratisierung und Förderungstransparenz 

Staatliche FuE-Förderung, also die Vergabe und die 
Verwendung öffentlicher Mittel nach haushalts- 
rechtlichen Bestimmungen, kann ohne aussage- 
kräftige Antragsunterlagen, ausführliche Bewilli- 
gungsbescheide und -bedingungen, Fortschrittsbe- 
richte und sorgfältige Verwendungsnachweise nicht 
auskommen. Diese belasten Antragsteller und Be- 
willigungsempfänger, vor allem wenn es sich um 
Wissenschaftler oder um verwaltungsunerfahrene 


kleine Unternehmen handelt. Sie binden aber auch 
Kräfte und Mittel in der Verwaltung, bei den Pro- 
jektträgern und bei den Beratern, und der damit 
verbundene Aufwand schmälert die eigentlichen 
Förderungsmittel. Das Erstellen und Prüfen der An- 
tragsunterlagen erfordert Bearbeitungs- und Warte- 
zeit, die bei kompetitiven oder innovativen FuE- 
Vorhaben kostbar ist. Dies alles gebietet, bei der 
Förderung von Forschung und Entwicklung den 
Verwaltungsauf wand auf das wirklich Notwendige 
zu beschränken. Die jetzige Bundesregierung 
konnte hierbei bereits wesentliche Forschritte er- 
zielen: 

O Das indirekt-spezifische Förderungsverfahren 
wurde beim Programm Fertigungstechnik wei- 
ter vereinfacht. 
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O Die Zahl der Berater des BMFT wurde im Ver- 
lauf von zwei Jahren von über 1 000 auf 540 
zurückgeführt (die überwiegend aus Hoch- 
schulen und Großforschungseinrichtungen kom- 
men). 

O Auch das bei den Projektträgern beschäftigte 
Personal konnte weiter reduziert werden, und 
zwar von knapp 580 im Jahr 1982 auf knapp 550 
im Jahr 1983 (vgl. auch Teil VI, Kapitel 1.7). Der 
Abbau kann 1984 noch fortgesetzt werden. Ein 
darüber hinausreichendes Abschmelzen er- 
scheint aber derzeit kaum möglich, da die Pro- 
jektträger über die fachliche und administrative 
Bearbeitung von Förderanträgen und die Ab- 
wicklung von Förderungsvorhaben hinaus eine 
Reihe wichtiger Aufgaben wahrnehmen (vor al- 
lem das auftraggeberseitige Management von 
Weltraumprojekten durch den Bereich für Pro- 
jektträgerschaften der Deutschen Forschungs- 
und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt; 
ferner die Durchführung von Statusseminaren 
und Workshops, die Organisation von Messen 
und Ausstellungen, die Unterstützung des 
BMFT bei der Programmplanung, die Mitarbeit 
in internationalen Fachgremien, die Betreuung 
bilateraler Zusammenarbeitsprojekte und aus- 
ländischer Delegationen, die Bearbeitung von 
Erfinder- und Patentangelegenheiten, die Wahr- 
nehmung von Bauaufsichten usw.). 

O Bei institutionell geförderten Forschungsein- 
richtungen konnten dank der Unterstützung des 
Deutschen Bundestages Vereinfachungen in der 
Mittelbewirtschaftung und Personalwirtschaft 
erreicht werden — u. a. eine erweiterte Dek- 
kungsfähigkeit zwischen Haushaltstiteln und in 
einem mehrjährigen Modellversuch ein be- 
grenzter Austausch zwischen den einzelnen Ver- 
gütungsgruppen des Stellenplans — , die zu- 
gleich die Flexibilität der betroffenen Einrich- 
tungen erhöhen und ihre Eigenverantwortlich- 
keit stärken. Mit Entschließung vom 26. Januar 
1984 hat der Deutsche Bundestag von der Bun- 
desregierung hierüber hinausgehende Maßnah- 
men gefordert. Die Bundesregierung wird hier- 
auf zurückkommen. 

Die Übersichtlichkeit der Forschungs- und Techno- 
logieförderung des BMFT hat unter den früheren 
Bundesregierungen durch eine Vielzahl von sich 
zum Teil überschneidenden Programmen von teil- 
weise sehr unterschiedlichem Gewicht zunehmend 
gelitten. Dies hat den Überblick über die for- 
schungs- und technologiepolitischen Aktivitäten 
und Prioritäten erschwert und mögliche Antragstel- 
ler, vor allem unter den kleinen und mittleren Un- 
ternehmen, verunsichert. Der BMFT beabsichtigt 
daher, künftig 

O als „Programme“ nur solche Förderungsbereiche 
zu bezeichnen, die sich durch Bedeutung, Um- 
fang, Langfristigkeit der Ziele, ressortübergrei- 
- fenden Zuschnitt und ähnliche Merkmale aus 
den anderen Förderungsschwerpunkten deut- 
lich herausheben, 

O für die übrigen Förderungsschwerpunkte Förde- 
rungskonzepte zu erstellen, 


O im Zweijahresabstand alle Programme und För- 
derungsschwerpunkte des BMFT in einem flä- 
chendeckenden und aktualisierten Leistungs- 
plan zusammenzufassen. 

4.7 Prioritäten der Förderung 

1. Im folgenden wird versucht abzuschätzen, wie 
sich die Förderungsprioritäten der Bundesregie- 
rung im Bereich von Forschung und Technologie 
in den nächsten etwa vier Jahren entwickeln 
werden (vgl. auch Teil II, Kapitel 5). Das ge- 
schieht mit den hier selbstverständlichen Vorbe- 
halten; bei der Dynamik auf diesem Gebiet sind 
abweichende Entwicklungen möglich; die Fi- 
nanzierbarkeit zumal von größeren Aufwüchsen 
kann endgültig erst im Haushaltsaufstellungs- 
verfahren geklärt werden; eine sich in den För- 
derungsmitteln und deren Veränderungsraten 
ausdrückende Priorität oder Posteriorität deckt 
sich nicht ohne weiteres mit der forschungspoli- 
tischen Gewichtung (je nach Anstoß- oder Multi- 
plikatorwirkung oder dem Finanzierungsschlüs- 
sel oder den „spezifischen“ Kosten eines Fachge- 
biets können die gleichen Beträge forschungs- 
und technologiepolitisch sehr unterschiedliches 
Gewicht haben; Engpässe in der wissenschaftli- 
chen Kapazität können einer forschungs- und 
technologiepolitisch erwünschten höheren Do- 
tierung entgegenstehen usw.). 

Obwohl dies über die absolute Höhe der Förde- 
rungsbeträge nichts aussagt, werden im folgen- 
den diejenigen Förderungsschwerpunkte auf ge- 
führt, bei denen klar überdurchschnittliche Auf- 
wüchse oder Rückführungen zu erwarten sind. 

2. Zuwachsbereiche unter diesen Einschränkun- 
gen sind insbesondere; 

O Die Informationstechnik mit den Gebieten 
Mikroelektronik, technische Kommunika- 
tion, Informationsverarbeitung und Ferti- 
gungsautomation gemäß dem von der Bun- 
desregierung kürzlich vorgelegten „Regie- 
rungsbericht Informationstechnik“. Dem Ge- 
samtgebiet kommt für die internationale 
Wettbewerbsposition der deutschen Volks- 
wirtschaft auf Hochtechnologiemärkten ganz 
besondere Bedeutung zu. 

O Die Biotechnologie als eines der weltweit am 
entwicklungsträchtigsten und wettbewerbs- 
relevantesten eingeschätzten Gebiete, auf 
dem allerdings die wissenschaftliche Kapazi- 
tät noch begrenzt ist. 

O Die in ihrer Zukunftsbedeutung vielfach ähn- 
lich hoch eingeschätzte Materialforschung, 
die freilich schon im Rahmen anderer Förde- 
rungsschwerpunkte in jeweils spezifischem 
Zusammenhang (z. B. in der Reaktor- oder 
Weltraumtechnik) gefördert worden ist oder 
gefördert wird. 

O Die Umweltforschung und -technik, die Ge- 
genstand eines vor wenigen Wochen vorge- 
legten ressortübergreifenden Förderungspro- 
gramms ist, das auch die ökologische Wir- 
kungsforschung einschließt. 
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O Die Klimaforschung, deren vielversprechen- 
der Aufbau konsolidiert werden muß, 

O Im Rahmen der nichtnuklearen Energiefor- 
schung der umweltfreundliche Einsatz der 
Kohle in Kraftwerken wie im Wärmemarkt; 
die Kohleveredlung einschließlich der Tech- 
nologie für die Kohleverflüssigung als eine 
weitere wichtige Option für die langfristige 
Energieversorgungs-Sicherheit 

O Die Weltraumforschung und -technik, je nach 
den noch zu treffenden Entscheidungen über 
eine Teilnahme an neuen Projekten der be- 
mannten Raumfahrt und über das künftige 
Programm der Europäischen Weltraumorga- 
nisation ESA. 

Deutlich zurückgehen wird demgegenüber, un- 
ter grundsätzlicher Zuendeführung laufender 

Vorhaben, die staatliche FuE-Förderung aller 

Voraussicht nach 

O in der Kernenergieforschung und -technik, 
besonders mit der Fertigstellung der beiden 
Prototypkernkraftwerke, aber auch mit der 
allmählichen Übernahme weiterer FuE-Akti- 
vitäten wie z. B. der Urananreicherung in die 
ausschließliche Verantwortung der Industrie; 
voraussichtlich wird sich der Anteil der 
Kernenergieforschung und -technik (ohne 
einschlägige Aktivitäten in den Großfor- 
schungseinrichtungen) am Ressorthaushalt 
des BMFT im Verlauf der nächsten vier 
Jahre etwa halbieren; 

O auf dem Gebiet der Primärrohstoffe, das sich 
heute als weniger vordringlich darstellt als 
noch vor einigen Jahren; 

O in Teilbereichen der Verkehrstechnologien. 
Die Förderung wird hier auf Schnellver- 
kehrssysteme, insbesondere die Entwicklung 
des Intercity-Experimental sowie auf Erpro- 
bung und Demonstration der Magnet- 
Schnellbahn (Transrapid) einschließlich Fer- 
tigstellung der Versuchsanlage im Emsland 
konzentriert; Entwicklungen auf dem Gebiet 
des Güterverkehrs sollten nur noch schwer- 
punktmäßig weiterverfolgt werden; die zahl- 
reichen Entwickungs- und Demonstrations- 
vorhaben im Bereich des Öffentlichen Nah- 
verkehrs können eingeschränkt werden, wo- 
bei begonnene Vorhaben zu einem sinnvollen 
Abschluß gebracht werden sollen; künftige 
automobiltechnische Entwicklungen können 
stärker als bisher dem Eigenengagement der 
Industrie überantwortet werden. 


3. In einer Querschnittsbetrachtung sind voraus- 
sichtliche Bereiche überdurchschnittlichen 
Haushaltszuwachses: 

O die Grundlagenforschung, besonders wegen 
der dort derzeit zur Verwirklichung anste- 
henden Großprojekte, von HERA bis zum 
kontinentalen Tiefbohrprogramm 

O die indirekte oder indirekt-spezifische Förde- 
rung im Vergleich zur direkten Projektförde- 
rung in der Wirtschaft. 


4. Die Tatsache, daß nicht alle Förderungsbereiche 
in die Unterteilung von Zuwachsbereichen und 
voraussichtlich in ihrem finanziellen Gewicht 
abnehmende Bereiche aufgenommen wurden, 
bedeutet kein Urteil über deren Wichtigkeit. So 
wird z. B. das Programm Humanisierung des Ar- 
beitslebens, auf dessen Bedeutung oben unter 
2.2.1 bereits eingegangen wurde, im bisherigen 
Umfang, aber in einer zielorientierten Form wei- 
tergeführt. Das 1983 verabschiedete Programm 
Forschung und Technologie im Dienst der Ge- 
sundheit weist Steigerungsraten auf, die leicht 
über den durchschnittlichen Haushaltszuwäch- 
sen liegen sollen. 

Auch die Ressortforschung wird ständig dem 
Wandel der Fragestellungen und Probleme an- 
gepaßt. Darüber hinaus sind wichtige Entschei- 
dungen in der Technologieförderung durch 
Fachressorts, z. B. zur Förderung der Entwick- 
lung des Airbus A 320 durch den Bundesmini- 
ster für Wirtschaft, von der Bundesregierung 
verabschiedet worden. 


5. Auch dieser Ausblick auf die Entwicklung der 
Prioritäten der Förderung macht zwei nicht los- 
gelöst voneinander zu betrachtende Elemente 
des Konzepts der Forschungs- und Technologie- 
politik der Bundesregierung deutlich: Es trägt 
einerseits dem notwendigen Ansporn und Frei- 
raum für wissenschaftliche Kreativität und Lei- 
stung sowie der Ermunterung des wirtschaftli- 
chen Unternehmungsgeistes bei der Umsetzung 
fortgeschrittener Technologie Rechnung; es 
trägt andererseits — wie sich im einzelnen aus 
der Darstellung der Förderung in Teil III ergibt 
— in gleicher Weise Sorge für humanere Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen, für die soziale 
und ethische Verantwortbarkeit des wissen- 
schaftlich-technischen Fortschritts und für die 
Sicherung der Lebensgrundlagen und -Chancen 
der künftigen Generation. 
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Teil II 

Die Ressourcen für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 
der Bundesrepublik Deutschland 


Wie bei der Berichterstattung früherer Jahre wird 
auch im vorliegenden Bericht zwischen Wissen- 
schaft auf der einen Seite und Forschung und Ent- 
wicklung (FuE) auf der anderen Seite unterschie- 
den. Der Begriff Wissenschaft schließt den enger 
gefaßten Begriff Forschung und Entwicklung ein, 
der präziser abgegrenzt ist und sich nach der inter- 
national gebräuchlichen Definition richtet. Die De- 
finitionen für die Wissenschaftsausgaben, die FuE- 
Ausgaben und das in FuE tätige Personal gehen aus 
den Begriffserläuterungen zum statistischen Zah- 
lenmaterial hervor (vgl. Teil VII, Kapitel 2.1). 

Durch die Einbeziehung eines erweiterten Kreises 
kleiner und mittlerer Untenehmen in die Daten des 
Wirtschaftssektors ab 1978 ist ein Bruch in den Zeit- 
reihen der finanziellen und personellen Ressourcen 
entstanden, der den Vergleich mit den Vorjahren 
einschränkt. Insbesondere gilt dies für die Daten 
des Wirtschaftssektors selbst; er wirkt sich aber 
auch auf die Gesamtdaten und auf die prozentualen 
Anteile der einzelnen Sektoren aus. Die zu- 
sätzlichen Daten entstehen bei der Antragstellung 
im Rahmen des FuE-Personalkosten-Zuschußpro- 
gramms der Bundesregierung, das von der Arbeits- 
gemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigun- 
gen (AIF; vgl. Teil VI, Kapitel 1.5) abgewickelt wird. 
Sie werden nach methodischer Abgleichung in die 
von der Stifterverband-Wissenschaftsstatistik 
GmbH erhobenen Daten integriert (vgl. Teil VII, 
Kapitel 1.3). 


Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung wer- 
den — im Gegensatz zu den Wissenschaftsausga- 
ben — aufgrund spezieller Untersuchungen und Er- 
hebungen für alle Bereiche der Volkswirtschaft 
nach finanzierenden und durchführenden Sektoren 
dargestellt. 


1. Die Wissenschaftsausgaben 

1. Die Wissenschaftsausgaben sind von 1975 bis 
1981, dem letzten Jahr, für das auch für den 
Wirtschaftssektor Ist-Ausgaben vorliegen, von 
35,1 Mrd DM auf 55,7 Mrd DM, also um knapp 
59 % gestiegen. Nach vorläufigen Berechnungen, 
die z. T. auf Ist-Basis beruhen, betrugen sie 1982 
59,3 Mrd DM und 1983 62,3 Mrd DM, so daß sich 
ein Anstieg von 1975 bis 1983 um 78 % ergibt. Der 
Anteil am Bruttosozialprodukt, der 1975 bei 3,4 % 
gelegen hat, wird 1983 nach diesen Berechnun- 
gen 3,7 % ausmachen. Mittel des Auslands und 
privater Institutionen ohne Erwerbszweck sind 
hier nur insoweit berücksichtigt, als sie an der 
Finanzierung der in den öffentlichen Haushal- 
ten erfaßten Einrichtungen und den wissen- 
schaftlichen Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck beteiligt sind. Eine Ausgliederung ist 
mangels entsprechender Unterlagen nicht mög- 
lich. 


Tabelle II/l 

(vgl. auch Tabelle VII/ 1) 

Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquellen 

— Anteile in % — 



1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1. öffentliche Haushalte 

65,8 

62,8 

59,4 

57,9 

57,2 

1.1 Bund (einschließlich ERP) 

(25,6) 

(23,3) 

(23,0) 

(21,2) 

(21,6) 

1.2 Länder und Gemeinden 

(39,0) 

(38,6) 

(35,5) 

(35,9) 

(34,8) 

1.3 Wissenschaftliche Organisationen ohne 
Erwerbszweck 

( 1.1) 

( 1.0) 

( 0,9) 

( 0,8) 

( 0,7) 

2. Wirtschaftssektor 

34,2 

37,2 

40,6 

42,1 

42,8 

insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

nachrichtlich: in Mio DM 

35 103 

38 565 

48 176 

55 660 

62 348 
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2. An der Finanzierung der Wissenschaftsausga- 
ben sind in erster Linie die öffentlichen Haus- 
halte, also der Bund einschließlich ERP-Sonder- 
vermögen, die Länder und Gemeinden sowie 
wissenschaftliche Organisationen ohne Er- 
werbszweck (soweit sie überwiegend vom Staat 
finanziert werden) beteiligt. Ihr Anteil, der 1975 
noch ^/3 der gesamten Wissenschaftsausgaben 
ausmachte, ist rückläufig. Er wird sich 1983 auf 
rd. 57 % belaufen. Der Anteil der Ausgaben des 
Wirtschaftssektors (Aufwendungen der Unter- 
nehmen und der Institutionen für Gemein- 
schaftsforschung sowie die entsprechenden Mit- 
tel aus Stiftungen und Spenden der Wirtschaft) 
hat sich verstärkt. Während er 1975 noch bei 
34 % lag wird er 1983 auf rd. 43 % ansteigen (Ta- 
belle II/l). 

Innerhalb der öffentlichen Haushalte haben die 
Länder den stärksten Anteil. Die Ausgaben ent- 
fallen insbesondere auf die Hochschulen und 
Hochschulkliniken, die gemäß der Aufgabenver- 
teilung zwischen Bund und Ländern bei den 
Ländern ressortieren. Eingeschlossen sind 
hierin auch die Ausgaben für die Krankenver- 
sorgung, die nicht zu eliminieren sind. Unter- 
stellt man, daß die Einnahmen der Hochschulkli- 
niken aus Gebühren und sonstigen Entgelten 
voll der Krankenversorgung zugute kommen, so 
entfallen etwa 16 % bis 17 % der Wissenschafts- 
ausgaben der Länder auf diesen Tätigkeitsbe- 
reich (1975 = 2,2 Mrd DM, 1977 = 2,6 Mrd DM, 


1979 = 3,0 Mrd DM, 1981 = 3,2 Mrd DM, 1982 = 
3,6 Mrd DM). Bei der Ermittlung der FuE-Ausga- 
ben der Hochschulen und -kliniken sind die Aus- 
gaben für die Krankenversorgung ausgeschlos- 
sen (vgl. Teil VII, Kapitel 1.5). 

Die Ausgaben des Bundes fließen überwiegend 
dem außeruniversitären Bereich (Wirtschaft, au- 
ßeruniversitäre wissenschaftliche Einrichtun- 
gen) zu. 

2. Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

1. Die FuE- Ausgaben, die außer den entsprechen- 
den Mitteln der Gebietskörperschaften und des 
Wirtschaftssektors auch die Eigenmittel der 
überwiegend vom Staat finanzierten wissen- 
schaftlichen Einrichtungen und der sonstigen 
Einrichtungen sowie die Mittel aus dem Ausland 
umfassen, sind von 1975 bis 1981, dem letzten 
Jahr, für das für alle Sektoren Ist- Angaben vor- 
liegen, von 24,6 Mrd DM auf 41,7 Mrd DM, also 
um 69,2 % und somit stärker als die Wissen- 
schaftsausgaben gestiegen. Für 1982 und 1983 
haben sich die Ausgaben nach vorläufigen 
Schätzungen auf 44,6 bzw. 46,8 Mrd DM erhöht; 
hiernach zeichnet sich eine Zunahme gegenüber 
1975 um knapp 90 % ab. Der Anteil der FuE-Aus- 
gaben am Bruttosozialprodukt (BSP), dessen Zu- 
nahme im gleichen Zeitraum auf knapp 62 % ge- 
schätzt wird, ist von 2,4 % (1975) auf 2,8 % (1983) 
angestiegen (vgl. Tabelle II/2, Tabelle VII/2 und 


Tabelle II/2 
(vgl. Tabelle VII/2) 

FuE- Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
nach finanzierbaren Sektoren sowie im Verhältnis zum BSP 



^) teilweise geschätzt, bis 1981 auf Ist-Basis 

2) einschließlich eines erweiterten Kreises kleiner und mittlerer Unternehmen 

^) insbesondere überwiegend vom Staat finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen (aus Eigeneinnahmen finanziert) 
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Schaubild II/l 
(vgl. Tab. VII/2) 


FuE-Ausgaben insgesamt in % des Bruttosozialproduktes 
1975 bis 1983 



BHIFr 

3/84 
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Schaubild II/2 
(vgl. Tab. VII/2) 


FuE-Ausgaben der Gebietskörperschaften in % des 
öffentiichen Gesamthaushalts1975 bis 1983 



am öffentl. 


Gesamt- 


haushalt 


1975 


BmFT 
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Schaubild II/l). Bei der Entwicklung der Ausga- 
ben und ihrer Beurteilung ist zu beachten, daß 
ab 1978 durch die Einbeziehung eines erweiter- 
ten Bereichs kleiner und mittlerer Unternehmen 
ein Bruch eingetreten ist. Der Vergleich der Da- 
ten nach 1978 mit den früheren Jahren ist nur 
bedingt möglich. 

2. Der Schwerpunkt der Finanzierung der FuE- 
Ausgaben hat sich nach 1976 auf den Wirt- 
schaftssektor verlagert. Sein Anteil ist von 1975 
mit knapp 48 % auf über 55 % im Jahr 1981 ange- 
stiegen und wird sich bis 1983 weiter erhöhen. 
Bei dieser Entwicklung ist zu berücksichtigen, 


daß die Niveauverschiebung zwischen 1977 und 
1979 Folge eines statistisch bedingten Struktur- 
bruchs ist, der hauptsächlich durch die Einbezie- 
hung eines erweiterten Kreises kleiner und 
mittlerer Unternehmen verursacht ist (vgl. Ta- 
belle VII/2 und Schaubild II/3). 

Der Anteil der Ausgaben der Gebietskörper- 
schaften (Bund, Länder und Gemeinden) hat 
sich — trotz angestiegenem Ausgabevolumen — 
von knapp 49 % im Jahr 1975 auf 43 % im Jahr 
1981 ermäßigt und wird sich bis 1983 weiter, 
wenn auch geringfügig, vermindern. Gemessen 
am öffentlichen Gesamthaushalt sind nur ge- 


Schaubild II/3 
(vgl. Tab. VII/2) 



3/84 
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ringfügige Schwankungen zu verzeichnen (vgl. 
Schaubild II/2 und Tabelle VII/2). 

Die eigenen Mittel der privaten inländischen In- 
stitutionen ohne Erwerbszweck und die Mittel 
des Auslandes haben nur einen geringen Anteil, 
davon 3,3 % (1975) auf 1,7 % (1981) zurückgegan- 
gen ist und sich weiter vermindern wird (vgl. 
Tabelle II/2). 


3. Auch bei der Durchführung von FuE-Vorhaben 
liegt der Schwerpunkt mit steigender Tendenz 
eindeutig bei der Wirtschaft. Während 1975 noch 
knapp 61 % in diesem Sektor durchgeführt wur- 
den, zeichnet sich für 1983 ein Anteil von knapp 
68 % ab (vgl. dazu auch Teil II, Kapitel 9 und 10). 
Demgegenüber haben alle anderen Sektoren, die 
FuE-Vorhaben durchführen, trotz absolut stei- 
gender Beträge einen relativ sinkenden Anteil 
(vgl. Tabelle II/3 und Schaubild II/4). 


Schaubild II/4 
(vgl. Tab. VII/3) 


FuE-Ausgaben nach durchführenden Sektoren 
1975 bis 1983 




’) Private inländische Institutionen ohne Erwerbszweck und Staat 

*) ab 1978 einschließlich eines erweiterten Kreises kleiner und mittlerer Unternehmen 
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Tabelle II/3 
(vgl. Tabelle VII/3) 

FuE -Ausgaben in der Bundesrepublik Deutschland 
nach durchführbaren Sektoren 


Durchführende Sektoren^) 

1975 

1977 

1979 

1981 

1983 

1. Hochschulen — Mio DM 

4 590 

5 065 

5 800 

6 800 

7 220 

Index 1975 = 100 

100 

110 

126 

148 

157 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

18,6 

18,3 

16,0 

16,3 

15,4 

II. Staat und private Institutionen ohne Er- 






werbszweck — Mio DM 

4 190 

4 415 

5 518 

6 215 

6 720 

Index 1975 = 100 

100 

105 

132 

148 

160 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

17,0 

15,9 

15,3 

14,9 

14A 

III. Wirtschaft — Mio DM 

14 930 

17 360 

23 8802) 

27 6052) 

31 6402) 

Index 1975 = 100 

100 

116 

160 

185 

212 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

60,6 

62,6 

66,1 

66,2 

67,6 

IV. Ausland — Mio DM 

935 

895 

942 

1 080 

1 200 

Index 1975 = 100 

100 

96 

101 

116 

128 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

3,8 

3,2 

2,6 

2,6 

2,6 

V. FuE-Ausgaben insgesamt — Mio DM . . . 

24 645 

27 735 

36 1402) 

41 7002) 

46 7802) 

Index 1975 = 100 

100 

113 

147 

169 

190 


teilweise geschätzt, bis 1981 auf Ist-Basis 
2) einschließlich eines erweiterten Bereichs kleiner und mittlerer Unternehmen 


In den Hochschulen und den staatlichen und pri- 
vaten Institutionen außerhalb der Hochschulen 
wurden 1983 je rd. 15 % der gesamten FuE-Mittel 
ausgegeben. 1975 betrug der Anteil dieser Sekto- 
ren noch knapp 19 % bzw. 17 %. Die im Ausland 
und in internationalen Organisationen durchge- 
führten FuE-Vorhaben machen in den letzten 
Jahren recht konstant 2,6 % der gesamten FuE- 
Ausgaben aus. 

Das Schaubild II/5 gibt einen Überblick über die 
Entwicklung der Ausgaben der außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen. 
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Schaubild II/5 
(vgl. Tab. VII/20) 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der 
Hochschulen in Mio DM 1 975 - 1 983 


Großforschungs- 

einrichtungen 

^593 


MPG 


FhG 



“^32 

602 


112 





— 31 7| 

75 79 83 

75 79 83 

75 79 83 




f 1983 \ 

V 6.583 J 




Quel le: Statistisches Bundesamt 
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4. Einen Überblick über die 20jährige Entwicklung 
der FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach durchführenden Sektoren und deren 
Finanzierung vermittelt Tabelle VII/3. Das nach- 
folgende Schaubild II/6 gibt einen Überblick 
über den Mittelfluß von den finanzierenden zu 
den durchführenden Sektoren für das Jahr 
1983. 
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Schaubild II/6 
(vgl. Tab. VII/2 u. 3) 


Gesamtbudget Forschung und Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland in Mrd. DM (Schätzung) 




Eigenmittel der privaten Institutionen ohne Erwerbszweck und Mittel des Auslandes 
2) einschließlich internationaler Organisationen 



BiiiFr 
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3, Das in Forschung und Entwicklung tätige 
Personal 

Neben der Entwicklung der finanziellen Ressour- 
cen ist die des FuE-Personals ein wesentlicher Fak- 
tor für die Beurteilung der Forschungsanstrengun- 
gen eines Landes. 

Das FuE-Personal hat 1981 — auf Vollzeit umge- 
rechnet — einen Bestand von 371 548 Personen er- 
reicht Davon entfallen 34,5 % auf Forscher, 31,1 % 
auf technisches und vergleichbares Personal und 
34,4 % auf sonstiges Personal. 
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Schaubild II/7 
(vgl. Tab. VII/29) 



’) PNP-Sektor (Private Institutionen ohne Erwerbszweck) bei dem gewählten Maßstab nicht mehr darstellbar 
ab 1978 einschließlich eines erweiterten Kreises kleiner und mittlerer Unternehmen 


Binrr 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal nach Sektoren’’, 
1969-1 981 (auf Vollzeit umgerechnet) 


300 


150 


100 


Personal 

(Tausend) 


250 


Wirtschaftssektor 


200 


350 


Staatssektor 


1969 71 
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Den stärksten Anteil an dem in Forschung und Ent- 
wicklung tätigen Personal hat — wie es auch der 
finanziellen Seite entspricht — der Wirtschaftssek- 
tor (65 %). 

Ein Vergleich der Wachstumsraten des FuE-Perso- 
nals in der Wirtschaft zeigt in der zweiten Hälfte 
der 70er Jahre eine Verlangsamung der Wachs- 
tumsdynamik. Die Wachstumsraten haben sich wie 
folgt entwickelt: 1975/77: 3,1 % p. a., 1977/79: 2,1 % 
p. a. und 1979/81: 1,0 % p. a. Bei diesen Werten wurde 
die Steigerung der Personalkapazität eliminiert, die 
auf die Einbeziehung eines erweiterten Kreises 
kleiner und mittlerer Unternehmen und den da- 


durch bedingten Strukturbruch (1977/79) zurückzu- 
führen ist. 

In den einzelnen Sektoren sind die Anteile der Per- 
sonalgruppen unterschiedlich. Im Wirtschaftssektor 
liegt der personelle Schwerpunkt mit 38 % bei dem 
sonstigen Personal; dagegen liegt im Hochschulsek- 
tor mit knapp 20 % des FuE-Personals der Schwer- 
punkt bei den Forschern (41,4%). In den übrigen 
Sektoren — Staats- und PNP-Sektor^) — sind rd. 


^) PNP-Sektor = Private Non Profile-Sektor 

Sektor der privaten Institutionen ohne Erwerbszweck 
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15 % des FuE-Personals tätig. Etwa 37 % hiervon 
entfallen auf die Forscher, knapp 35 % auf das son- 
stige Personal, der Rest auf Techniker und ver- 
gleichbares Personal. 

Die Entwicklung des FuE-Personals nach Sektoren 
und Personalgruppen geht aus dem Schaubild II/8 
hervor. 


Schaubild II/8 
(vgl. Tab. VII/29) 


FuE-Personal nach Personalgruppen und Sektoren 
(auf Vollzeit umgerechnet) - in % - 


Forscher 


Techn. Personal 


Sonstige 


Wirtschaftssektor 



1975 


33,1 


32,0 


1977 


33.5 


1979 


30,9 


33.1 


31,0 • 


1981 


31.8 


30,1 


34,9 


33.4 


37.3 


38.1 


Hochschulsektor 


1975 


39,4 




1977 


39.9 


34,9 


34,2 


1979 


41.1 


1981 


41,4 


Staats- und PNP- 
Sektor 


1975 


31,9 


34.5 


38,0 


34,9 



1977 


34.1 


29,5 


1979 


36,0 


29.0 


1981 


37.3 


26.3 


25.7 


25,9 


24,4 


20,6 


33,2 


36,4 


35,0 


36.4 



1975 

34,2 

33,1 

32,7 

1977 

34.7 

32,7 

32.6 

1979 

33,6 

31,8 

34,6 

1981 

34,5 

31,1 

34.4 


Insgesamt 


1) Private Non Profit Institutions (Private Institutionen ohne Erwerbszweck) 


3/84 
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Eine differenzierte Aufgliederung des FuE-Perso- 
nals des Wirtschaftssektors nach Wirtschaftszwei- 
gen geht aus den Tabellen VII/30 — VII/32 hervor. 
Zur Aufschlüsselung des FuE-Personals im Hoch- 
schulsektor nach Wissenschaftszweigen vgl. Tabelle 
VII/33. Für das Personal in den wissenschaftlichen 
Einrichtungen außerhalb der Hochschulen finden 
sich Aufschlüsselungen nach Institutionen, Perso- 
nalgruppen und Wissenschaftszweigen in den Ta- 
bellen VII/34 und VII/35 (vgl. auch Schaubild II/9). 


Schaubild II/9 
(vgl. Tab. VII/34) 


Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhaib 
der Hochschuien (auf Voiizeit umgerechnet) 1977-1983 


Großforschungs- 

einrichtungen 



77 80 83 





Staatsinstitute 


Bibiiotheken, Archive, 
Museen 


Sonstige 



7.052 


8.069 


77 


80 


83 


4.791 

5.147 

77 

80 83 


.Brnn 

3/84 
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4. Die Bundesausgaben für Forschung und Ent- 
wicklung 1975 bis 1984 

1. Von 1975 bis 1982 haben sich die Ausgaben des 
Bundes für Forschung und Entwicklung von 7,5 
Mrd DM auf 11,9 Mrd DM, also um rd. 58%, 
erhöht. In den Bundeshaushaltsplänen 1983 und 
1984 sind für diese Zwecke 12,1 Mrd DM bzw. 
12,3 Mrd DM vorgesehen, was einer Zunahme 
um rd, 63 % gegenüber 1975 entspricht. 

Die einzelnen Bundesressorts sind an der Finan- 
zierung der FuE-Ausgaben des Bundes sehr un- 


terschiedlich beteiligt (vgl. Tabelle VII/7). Außer 
dem Bundesministerium für Forschung und 
Technologie (BMFT), auf das in den angegebe- 
nen Jahren weit über 50 % der Mittel entfallen, 
haben das Bundesministerium der Verteidigung 
(BMVg), das Bundesministerium für Wirtschaft 
(BMWi) und das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft (BMBW) wesentlichen Anteil 
an diesen Ausgaben, so daß die Mittel dieser vier 
Ministerien rd. 90 % der gesamten Ausgaben des 
Bundes für Forschung und Entwicklung ausma- 
chen (vgl. Tabelle II/4). 


Tabelle II/4 
(vgl. Tabelle VII/7) 

Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 

— in % — 



*) Die einzelnen Ressortanteile sind in Tabelle VII/7 dargestellt 


Die Entwicklung der FuE-Ausgaben für Vertei- 
digung im Vergleich zu der der gesamten FuE- 
Ausgaben des Bundes zeigt Schaubild II/IO. 
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Schaubild II/IO 
(vgl. Tab. VII/7) 



3/84 


2. Die FuE-Ausgaben des Bundes werden auch in 
diesem Bericht nach 23 Förderungsschwerpunk- 
ten unterteilt (vgl. Tabelle VII/8). Die Datenan- 
gaben für die einzelnen FuE-Schwerpunkte 
schließen die den Schwerpunktprogrammen des 
Bundes zugeordnete Ressortforschung sowie die 
Mittel für die institutionelle Förderung und für 
die Projektförderung ein. Ausnahmen hiervon 
bilden die institutionelle Förderung der Max- 
Planck-Gesellschaft (MPG) und der Fraunhofer- 
Gesellschaft (FhG), die Mittel an die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG) und die Ausga- 
ben für den Aus- und Neubau von Hochschulen, 
die in einem eigenen Bereich A ausgewiesen 


werden. Die im Rahmen der Projektförderung 
der MPG und der FhG überwiesenen Mittel sind 
dagegen in den jeweiligen Förderungsschwer- 
punkten enthalten. 

Gemessen am Volumen der Ausgaben haben die 
Mittel für Energieforschung und -technologie 
(Bereich E) den stärksten Anteil. Ähnliche Grö- 
ßenordnungen finden sich bei dem Bereich Y 
(Wehrforschung und -technik) sowie dem Be- 
reich A. Diese drei Förderungsschwerpunkte zu- 
sammen binden knapp 50 % der gesamten Aus- 
gaben des Bundes für Forschung und Entwick- 
lung. 
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Betrachtet man demgegenüber die durchschnitt- 
liche jährliche Veränderungsrate für den Zeit- 
raum 1975 bis 1984, ergibt sich ein völlig anderes 
Bild. Bei einer durchschnittlichen jährlichen Zu- 
wachsrate von 5,6 % für die FuE-Ausgaben des 
Bundes insgesamt ergeben sich für die einzel- 
nen Förderungsschwerpunkte durchschnittliche 
jährliche Veränderungsraten, die von -h 14,7 % 
(Bereich V — Innovation, Rationalisierung und 
wissenschaftlich-technische Ressortdienstlei- 
stungen) bis -2,8 % (Bereich T — Bildungs- und 
Berufsbildungsforschung) reichen (vgl. Tabelle 
VII/8). 

Zu den Förderungsschwerpunkten mit weit 
überproportionalen durchschnittlichen Steige- 
rungsraten gehören außer dem bereits genann- 
ten Bereich (V) die Förderungsbereiche; For- 
schung und Entwicklung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens (S) -h 13,1 %, Biotechnologie 
(K) -hl0,4%, Forschung und Technologie zur 
Rohstoff Sicherung einschl. Wasserforschung; 
Materialforschung (F) -h 9,5 %, Polarforschung, 
Meeresforschung und Meerestechnik (C) -h 8,9 % 
sowie Energieforschung und -technologie (E) 
-h8,6%. 

Solche Durchschnittswerte sind allerdings nur 
begrenzt aussagefähig. Hinter ihnen verbergen 
sich recht unterschiedliche Entwicklungen so- 
wohl im Zeitablauf als auch bei der Zusammen- 
setzung der Förderungsschwerpunkte. Auf die 


differenzierte Darstellung der einzelnen Förde- 
rungsschwerpunkte in Teil III wird verwiesen. 

3. Die Gliederung der FuE-Ausgaben des Bundes 
nach Förderungsarten (vgl. Tabelle VII/9) zeigt, 
daß etwas mehr als 50 % der Bundesausgaben 
für diesen Aufgabenbereich im Wege der Pro- 
jektförderung vergeben werden. Auf die institu- 
tionelle Förderung entfallen etwa 40 % der FuE- 
Ausgaben des Bundes und der Rest auf die inter- 
nationale Zusammenarbeit. 

4. Die Aufgliederung der FuE-Ausgaben des Bun- 
des nach Empfängergruppen zeigt für die beiden 
letzten Jahre, für die Ist-Beträge vorliegen (1981 
und 1982), eine deutliche Verschiebung zugun- 
sten der Mittel an die Wirtschcift. Den Angaben 
für 1983 und 1984 liegen titelbezogene Schätzun- 
gen zugrunde, die als Trendaussagen zu werten 
sind (vgl. Tabelle II/5 und Tabelle VII/10). 

Hiernach ist der Anteil der staatlichen Einrich- 
tungen (Einrichtungen des Bundes, der Länder 
und Gemeinden einschließlich der Hochschulen) 
leicht rückläufig. Nicht eingeschlossen sind 
hierin die Mittel an die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft einschließlich der Sonderfor- 
schungsbereiche, die zum größten Teil den 
Hochschulen zugute kommen, aber in dieser 
Übersicht — infolge der Systematik — unter den 
wissenschaftlichen Organisationen ohne Er- 
werbszweck nachgewiesen sind. 


Tabelle II/5 
(vgl. Tabelle VII/10) 


Anteil der Empfängergruppen an den FuE-Ausgaben des Bundes 

— in % — 


Empfängergruppe 

1981 

1982 

1983 

1984 

Ist 

Soll 1) 

Bundeseigene Einrichtungen 

11,8 

11,1 

10,4 

10,6 

Einrichtungen der Länder und Gemeinden 
einschließlich Hochschulen 2) 

8,1 

7,5 

8,1 

8,0 

Wissenschaftliche Organisationen ohne Er- 
werbszweck ^) 

30,4 

28,2 

29,9 

30,7 

Gesellschaften und Unternehmen der Wirt- 
schaft 

41,7 

46,1 

43,9 

42,6 

Ausland 

8,0 

7,1 

7,7 

8,1 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

nachrichtlich: in Mio DM 

10 700 

11 906 

12 055 

12 279 


^) Aufteilung geschätzt 
2) ohne 'I 

^) einschließlich f Mittel an die DFG einschließlich Sonderforschungsbereiche 
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Unter Einbeziehung dieser über die DFG weiter- 
geleiteten Mittel flössen den Hochschulen und 
Hochschulkliniken aus Bundesmitteln für FuE 
zu: 

1981 1,1 Mrd DM (Ist) 

1982 1,1 Mrd DM (Ist) 

1983 1,2 Mrd DM (Soll) 

1984 1,3 Mrd DM (Soll). 

Auf die wissenschaftlichen Organisationen ohne 
Erwerbszweck — einschließlich Deutsche For- 
schungsgemeinschaft und Sonderforschungsbe- 
reiche — entfallen ziemlich konstant rd. 30 % der 
FuE-Ausgaben des Bundes. Den Schwerpunkt in 
dieser Empfängergruppe bilden die Großfor- 
schungseinrichtungen, denen 1981 und 1982 im 
Rahmen der institutioneilen Förderung und der 
Projektförderung jeweils 1,8 Mrd DM zuflossen. 
Der Betrag wird sich für 1983 und auch vermut- 
lich für 1984 auf rd. 2,0 Mrd DM erhöhen. 

Stärkste Empfängergruppe ist nach wie vor der 
Wirtschaftssektor. Sein Anteil liegt bei über 40 % 
der Bundesausgaben für Forschung und Ent- 
wicklung. An der Finanzierung sind insbeson- 
dere die Bundesministerien für Forschung und 
Technologie, der Verteidigung und für Wirt- 
schaft beteiligt. Die Gliederung nach Wirt- 
schaftszweigen (Tabelle VII/11) zeigt, daß der 
Schwerpunkt bei den Wirtschaftszweigen 
„Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau“ und 
„Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik“ liegt, 
an die zusammen mehr als der FuE-Ausga- 
ben des Bundes an die Wirtschaft gehen. 

Dem Ausland bzw. den internationalen Organi- 
sationen fließen recht konstant rd. 8 % der FuE- 
Ausgaben des Bundes zu. Schwerpunkte sind 
hier die Mittel an die Europäische Organisation 
für Kernforschung CERN sowie an die Europäi- 
sche Weltraumorganisation ESA (vgl. im einzel- 
nen Tabelle VII/12 und Teil V, Kapitel 2.1). 


5. Die zukünftigen Bundesausgaben für 
Forschung und Entwickiung bis 1987 

1. Im Rahmen dieses Berichts soll erstmals auch 
ein Überblick über die zukünftige Entwicklung 
der FuE-Ausgaben des Bundes gegeben werden. 
Nach der von der Bundesregierung im Juli 1983 
beschlossenen mehrjährigen Finanzplanung, die 
bis zum Jahr 1987 reicht, werden die FuE-Ausga- 
ben des Bundes von 12,1 Mrd DM im Jahr 1983 
bis 1987 um rd. 10 % auf 13,3 Mrd DM anwach- 
sen. Hieraus wird deutlich, daß die Bundesregie- 
rung der Förderung von Forschung und Ent- 


wicklung nach wie vor Priorität einräumt, doch 
setzt sich die Verringerung der Zuwachsraten 
weiter fort. Während die durchschnittliche jähr- 
liche Zuwachsrate 1975/1979 noch 7,4 % betrug, 
ermäßigte sie sich im Zeitraum 1979/1983 bereits 
auf 4,7 % und wird nach der mehrjährigen Fi- 
nanzplanung vom Juli 1983 für den Zeitraum 
1983/1987 noch 2,4 % betragen. 

Die Daten für die mehrjährige Finanzplanung 
geben nur den gegenwärtigen Trend wieder. Sie 
sind nicht verbindlich, sondern unterliegen in 
jedem Haushaltsjahr einer Überarbeitung. Än- 
derungen können sich sowohl auf das Volumen 
der FuE-Ausgaben beziehen als auch auf Ver- 
schiebungen innerhalb der Förderungsschwer- 
punkte. 

2. Die Entwicklung der Förderungsschwerpunkte 
in den einzelnen Planungsjahren, wie sie sich 
aufgrund der mehrjährigen Finanzplanung 
(Stand Juli 1983) darstellt, geht aus Tabelle II/6 
hervor. Die durchschnittlichen jährlichen Verän- 
derungsraten für den Zeitraum 1983/1987 zeigen 
ein sehr uneinheitliches Bild. Die Gründe hier- 
für liegen zum Teil in der Neuorientierung der 
Forschungspolitik (vgl. Teil I). Von wesentlichem 
Einfluß ist aber auch, daß Programme innerhalb 
der Förderschwerpunkte sich mitunter im Fünf- 
Jahreszeitraum unterschiedlich zusammenset- 
zen oder daß infolge von Sonderentwicklungen 
zeitlich begrenzte Maßnahmen in dem Fünf -Jah- 
reszeitraum enthalten sind (z. B. Sonderpro- 
gramm Mikroelektronik oder Sonderprogramm 
Eisen- und Stahlforschung). 

Die Schwerpunkte der FuE-Ausgaben des Bun- 
des liegen bei der Energieforschung und -tech- 
nologie (E), der Wehrforschung und -technik (Y), 
den Förderungsschwerpunkten MPG, DFG, 
FhG, Aus- und Neubau von Hochschulen (A), der 
Innovation, Rationalisierung und wissenschaft- 
lich-technischer Ressortdienstleistungen (V) 
und Ausgewählten Bereichen der naturwissen- 
schaftlichen Grundlagenforschung (B). Diese 
fünf Förderungsschwerpunkte binden nach der 
Finanzplanung 1987 über 60 % der FuE-Ausga- 
ben des Bundes. 

Bei der Finanzierung der FuE-Ausgaben durch 
die einzelnen Bundesressorts ergeben sich keine 
wesentlichen Verschiebungen. Nach wie vor hat 
der BMFT mit über 50 % den größten Anteil. Zu- 
sammen mit dem Bundesministerium für Bil- 
dung und Wissenschaft, dem Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und dem Bundesministe- 
rium der Verteidigung beträgt der Anteil rd. 
90 %. 
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Tabelle II/6 


Geplante FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderungsschwerpunkten 

— in Mio DM — 



Förderungsschwerpunkt i) 

Soll 

Finanzplanung 

Durch- 

schnitt- 

liche 

jährliche 


1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Verände- 
rungsrate 
1983 bis 1987 
in % 

A 

MPG, DFG, FhG^), Aus- und 
Neubau von Hochschulen 

1 357,1 

1 385,0 

1 416,9 

1 459,4 

1 496,2 

2.5 


darunter: MPG, DFG, FhG^) . . 

987,7 

1 025,0 

1 071,9 

1 114,4 

1 151,2 

3,9 

B 

Ausgewählte Bereiche der na- 
turwissenschaftlichen Grund- 
lagenforschung 

745,8 

806,3 

845,4 

993,1 

1 079,0 

9,7 

C 

Polarforschung; Meeresfor- 

schung und Meerestechnik . . . 

183,3 

226,4 

236,2 

246,8 

225,7 

5,3 

D 

Weltraumforschung und Welt- 
raumtechnik 

762,4 

757,6 

800,3 

851,7 

882,9 

3,7 

E 

Energieforschung und Ener- 
gietechnologie 

2 492,0 

2 441,5 

2 470,4 

2 169,8 

2 119,0 

-4,0 

F 

Forschung und Technologie 
zur Rohstoffsicherung ein- 
schließlich Wasserforschung; 
Materialforschung 

425,1 

325,3 

323,4 

316,1 

330,8 

-6,1^) 


darunter: Sonderprogramm 

Eisen- und Stahlforschung . . . 

130,0 

35,0 

35,0 







G 

Forschung und Technologie 
für bodengebundenen Trans- 
port und Verkehr 

293,4 

273.2 

288,5 

264,2 

249,5 

-4,0 

H 

Luftfahrtforschung und -ent- 
wicklung 

355,3 

389,1 

486,5 

476,7 

440,8 

5,5 

I 

Informationstechnologie (DV, 
Kommunikation, Elektronik) . 

519,6 

533,4 

412,2 

383,5 

391,4 

-6,8^) 


darunter: Sonderprogramme 
Mikroelektronik und optische 
Nachrichtentechnik 

175,0 

177,5 

50,0 




K 

Biotechnologie^) 

99,1 

105,9 

115,4 

119,6 

123,3 

5,6 

L 

Physikalische Technologien; 
Basistechnologien 

k,6 

95,9 

99,6 

107,6 

114,6 

5,8 

M 

Fertigungstechnik 

38,5 

70,0 

125,0 

130,0 

135,0 

36,8 

N 

Umweltforschung und Um- 
welttechnologie; Klimafor- 
schung 

276,1 

297,6 

305,5 

316,1 

326,0 

4,2 

O 

Sicherheitsforschung und Si- 
cherheitstechnik 

186,0 

186,3 

188,3 

184,0 

184,7 

-0,2 

P 

Forschung und Entwicklung 
in Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen, Bau- und 
Verkehrswesen 

189,8 

191,1 

183,0 

169,4 

167,3 

-3,1 

Q 

Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Gesundheit®) . 

478,9 

522,5 

557,4 

572,7 

589,5 

5,3 

R 

Forschung und Entwicklung 
im Ernährungsbereich (ein- 
schließlich Land- und Forst- 
wirtschaft) 

248,6 

254,0 

260,0 

261,7 

260,0 

1,1 
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Förderungsschwerpunkt ^) 

Soll 

Finanzplanung 

Durch- 

schnitt- 

liche 

jährliche 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Verände- 
rungsrate 
1983 bis 1987 
in % 

S Forschung und Entwicklung 
zur Humanisierung des Ar- 
beitslebens 

144,2 

137,7 

144,0 

147,3 

150,4 

u 

T Biidungs- und Berufsbildungs- 
forschung 

141,8 

123,5 

119,2 

114,6 

113,3 

-5,5 

U Fachinformation 

68,2 

68,3 

73,2 

74,5 

76,2 

2.8 

V Innovation; Rationalisierung, 
wissenschaftlich-technische 
Ressortdienstleistungen 

818,6 

838,4 

998,9 

1 133,3 

1 239,5 

10.9 

W Geistes- und Sozialwissen- 
schaften; nicht den anderen 
Förderungsschwerpunkten zu- 
geordnete Ressortfor- 
schung 

281,2 

294,5 

310,1 

311,8 

320,3 

3.3 

Y Wehrforschung und -technik . 

1 857,9 

1 955,7 

2 243,2 

2 173,2 

2 241,2 

4.8 

Ausgaben insgesamt . . . 

12 054,5 

12 279,4 

13 002,6 

12 977,0 

13 256,7 

2.4 


B bis V einschließlich der den Programmen zugeordnete Ressortforschung und der anteiligen Mittel an die entspre- 
chenden Einrichtungen. 

Nur institutioneile Förderung. 

Ohne Sonderprogramm Eisen- und Stahlforschung -f 2,9%. 

Ohne Sonderprogramme Mikroelektronik und optische Nachrichtentechnik -f 3,6%. 

Ohne Mittel der KFA für biotechnologische Forschung. 

Einschließlich Mittel der KFA für biotechnologische Forschung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 


6. Zum Anteil der Grundlagenforschung an der 
Forschungsförderung durch den Bund 

1. In der Tabelle II/7 wird der Anteil der Grundla- 
genforschung für alle Schwerpunkte der For- 
schungsförderung des Bundes für das Jahr 1982 
aufgezeigt. 

Die Anteile wurden wie folgt berechnet: 

O Bei der Projektförderung des BMFT handelt 
es sich um die Beträge, die vorhabenbezogen 
als Grundlagenforschung anzusehen sind. 
Für die institutionellen Förderungs- und die 
internationalen Beitragstitel des BMFT 
wurde der Anteil der Grundlagenforschung 
geschätzt. 

O Bei den Förderungstiteln anderer Ressorts 
wurden die Ausgaben für Grundlagenfor- 
schung entsprechend den Angaben der jewei- 
ligen Ressorts erfaßt. 

2. Bei der Interpretation der Daten ist folgendes zu 
berücksichtigen: 

O Die in Tabelle II/7 ausgewiesenen Anteile für 
die Grundlagenforschung stellen eine „Mo- 
mentaufnahme" für das Jahr 1982 dar, die 
sich von Jahr zu Jahr verändert. Insbeson- 


dere die sich über Jahre erstreckenden „Inve- 
stitionszyklen“ bei Großprojekten der Grund- 
lagenforschung verursachen „natürliche" 
Schwankungen. 

O Bei der Einzelzuordnung von Vorhaben wur- 
den diese immer dann als Grundlagenfor- 
schung eingestuft, wenn Grundlagenfor- 
schung unmittelbar Inhalt des Vorhabens 
war. Nur zum Teil wurden Vorhaben audh 
dann bereits der Grundlagenforschung zuge- 
rechnet, wenn sie zwar eine technische Ent- 
wicklung zum Gegenstand hatten, diese aber 
letztlich überwiegend der Grundlagenfor- 
schung dient (z. B. Janus-Forschungsreak- 
tor). Bei einer generellen Zurechnung der 
Vorhaben nach der letztlichen Zweckbestim- 
mung, dürften sich die der Grundlagenfor- 
schung zuzurechnenden Beträge noch erhö- 
hen. Hierfür in Frage kämen z. B. die aus 
nationalen Haushaltstiteln (nicht über die 
ESA) finanzierten technischen Entwicklun- 
gen für Forschungssatelliten und das Welt- 
raumlabor Spacelab, die bisher nicht der 
Grundlagenforschung zugerechnet sind. 

3. Von den Grundlagenforschungsausgaben des 

Bundes im Jahre 1982 in Höhe von 2,79 Mrd DM 
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Tabelle II/7 


Anteil der Grundlagenforschung an der Forschungsförderung des Bundes nach Schwerpunkten 1982 


Förderungsschwerpunkte 

FuE- 

Ausgaben 

1982 

darunter 

Grundlagen 

forschung 

jeweiliger 
Prozentanteil 
der Grund“ 
lageniorschung 
in % 


— in Mio DM — 

A MPG, DFG, FhG^), Aus- und Neubau von Hochschulen 
(FuE-Anteil) 

1 232,2 

1 082,7 

88 

darunter: MPG, DFG, FhG 2) 

(962,2) 

(876,2) 

91 

B Ausgewählte Bereiche der naturwissenschaftlichen 
Grundlagenforschung 

697,6 

557,3 

80 

C Polarforschung; Meeresforschung und Meerestechnik 

214,0 

123,8 

58 

D Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

695,7 

332,8 

48 

E Energieforschung und Energietechnologie 

2 731,8 

182,0 

7 

F Forschung und Technologie zur Rohstoffsicherung ein- 
schließlich Wasserforschung; Materialforschung 

386,3 

9,5 

2 

G Forschung und Technologie für bodengebundenen Trans- 
port und Verkehr 

288,6 

5,0 

2 

H Luftfahrtforschung und -entwicklung 

424,6 

22,3 

5 

I Informationstechnologien (DV, Kommunikation, Elektro- 
nik) 

450,5 

53,1 

12 

K Biotechnologie 

82,0 

27,2 

33 

L Physikalische Technologie; Basistechnologien 

88,6 

24,6 

28 

M Fertigungstechnik 

46,1 

0,0 

0 

N Umweltforschung und Umv/elttechnologie; Klimafor- 
schung 

266,9 

18,8 

7 

O Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

202,3 

5,4 

3 

P Forschung und Entwicklung in Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen, Bau- und Verkehrswesen 

220,2 

11,8 

5 

Q Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit^) 

453,6 

177,7 

37 

R Forschung und Entwicklung im Ernährungsbereich (ein- 
schließlich Land- und Forstwirtschaft) 

247,8 

33,3 

13 

S Forschung und Entwicklung zur Humanisierung des Ar- 
beitslebens 

149,5 

4,7 

3 

T Bildungs- und Berufsbildungsforschung 

140,1 

12,0 

9 

U Fachinformation 

73,3 

845,7 

8,1 

16,6 

16 

V Innovation, Rationalisierung und wissenschaftlich-techni- 
sche Ressortdienstleistungen 

2^) 

W Geistes- und Sozialwissenschaften; nicht anderen Förde- 
rungsschwerpunkten zugeordnete Ressortforschung 

273,3 

80,9 

30 

Y Wehrforschung und -technik 

1 695,0 

1.0 

0 

Summe FuE-Förderung des Bundes 

11 905,6 

2 790,8 

23 


1) B bis V einschließlich der den Programmen zugeordneten Ressortforschung und der anteiligen Mittel an die entspre- 
chenden Einrichtungen. 

2) Nur institutioneile Förderung. 

3) Ohne 

Einschließlich ^ der KFA für biotechnologische Forschung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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entfallen 1,88 Mrd DM auf den BMFT. Dies ent- 
spricht einem Anteil von 27 % am Haushalt des 
BMFT. 

Der für den Bund ausgewiesene Anteil von 23 % 
für die Grundlagenforschung wird durch die 
stärkere Anwendungsorientierung der For- 
schungsförderung der übrigen Ressorts be- 
stimmt. 

4. Der Faktenbericht 1981 hatte die Anteile der 
Grundlagenforschung für 1980 noch mit 25 % 
(Bund) bzw. 31 % (BMFT) ausgewiesen. Beim 
Vergleich der Werte von 1980 und denen von 
1982 ist aber auf Sonderentwicklungen hinzu- 
weisen. In den Gesamtausgaben des BMFT für 

1982 sind hohe einmalige Bundesleistungen für 
den Schnellen Brüter und den Hochtemperatur- 
reaktor enthalten, die — zusammen mit Zu- 
wächsen bei der anwendungsorientierten nicht- 
nuklearen Energieforschung — den Anteil der 
Grundlagenforschung an den FuE-Ausgaben im 
Bezugs jahr verringert haben. 

1983 wird der Anteil der Grundlagenforschung 
am Haushalt des BMFT bei 28 % liegen und 1984 
weiter auf 30 % ansteigen. 


7. Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
der Länder (einschl. Gemeinden) 

Die FuE-Ausgaben der Länder haben sich von 1975 
bis 1981 — dem letzten Jahr, für das Ist- Ausgaben 
vorliegen — von 4,5 Mrd DM auf 7,3 Mrd DM, also 
um 61 % erhöht. Für die beiden folgenden Jahre 
sind aufgrund der Haushaltspläne weitere Erhö- 
hungen zu erwarten, so daß sich 1983 ein Betrag 
von 7,7 Mrd DM ergeben wird, was einer Zunahme 
gegenüber 1975 um rd. 72 % entspricht (vgl. Tabel- 
le II/2). 

Eine länderweise Aufschlüsselung der FuE-Ausga- 
ben liegt im Gegensatz zu den Wissenschaftsausga- 
ben (vgl. Tabelle II/8 und Tabelle VII/ 15) nicht vor, 
da insbesondere die Ermittlung des FuE-Bereichs 
in den Hochschulen einschließlich der Hochschul- 
kliniken in diesem Detaillierungsgrad z. Z. nicht 
möglich ist. Bezüglich der Ermittlung der FuE-Aus- 
gaben wird auf die methodischen Ausführungen zur 
FuE-Statistik in Teil VII verwiesen. 

Der Schwerpunkt der FuE-Ausgaben der Länder 
liegt mit über 75 % bei den Hochschulen. Einen wei- 
teren bedeutenden Teil nimmt die Finanzierung der 
Forschungseinrichtungen außerhalb der Hoch- 


Tabelle II/8 
(vgl. Tabelle VII/ 15) 

Entwicklung der Wissenschaftsausgaben der Länder 
(einschließlich Gemeinden) — Nettoausgaben 

— in Mio DM — 


Land 

1975 

1977 

1979 2) 

1981 2) 

1983 2) 

Ist 

Soll 

Baden-Württemberg 

2 189,6 

2 384,9 

2 734,0 

3 139,0 

3 351,4 

Bayern 

2 055,7 

2 263,0 

2 578,2 

3 031,5 

3 437,5 

Berlin 

1 173,8 

1 262,1 

1 466,5 

1 714,7 

1 865,7 

Bremen 

145,4 

131,7 

146,9 

191,0 

205,4 

Hamburg 

559,6 

595,1 

676,0 

833,9 

959,1 

Hessen 

1 402,7 

1 430,8 

1 635,8 

1 914,6 

2 078,3 

Niedersachsen 

1 295,0 

1 460,2 

1 700,3 

2 059,0 

2 195,3 

Nordrhein-Westfalen 

3 608,4 

3 943,8 

4 543,4 

5 219,8 

5 497,7 

Rheinland-Pfalz 

521,0 

593,9 

674,8 

801,1 

879,1 

Saarland i 

274,1 

294,1 

332,6 

344,9 

441,4 

Schleswig-Holstein 

477,0 

508,7 

600,2 

726,0 

798,7 

insgesamt . . . 

13 702,2 

14 868,4 

17 088,5 

19 975,5 

21 709,6 

darunter: FuE 

4 497 

4 869 

5 914 

7 250 

7 725 


1) Die Ausgaben schließen die Länderanteile für die in Kapitel 8 dargestellte gemeinsame Forschungsförderung von 
Bund und Ländern ein. 

2) einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Hochschulkliniken. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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schulen ein. Hier sind es einmal die in den Landes- 
haushalten etatisierten Forschungseinrichtungen, 
die zur Durchführung der eigenen Aufgaben voll 
finanziert werden, und zum anderen der Länderan- 
teil für die gemäß Artikel 91b GG gemeinsam von 
Bund und Ländern geförderten Forschungseinrich- 
tungen. 

Die FuE-Mittel der Länder, die zur Durchführung 
dem Wirtschaftssektor zufließen, haben sich in den 
letzten Jahren verstärkt. Sie machen jedoch — so- 
weit Einzelangaben vorliegen — einen relativ klei- 
nen Anteil aus. Inhaltlich betrifft dies die Maßnah- 
men und Programme der Länder zur Förderung 
von FuE und Innovation insbesondere in kleinen 
und mittleren Unternehmen (vgl. im einzelnen auch 
Teil IV). 

8. Gemeinsame Forschungsförderung durch 
Bund und Länder 

1. Die gemeinsame Forschungsförderung durch 
Bund und Länder beruht auf Artikel 91b GG 


und ist in der Rahmenvereinbarung Forschungs- 
förderung vom 28. November 1975 geregelt. Die 
Anfang 1976 in Kraft getretene Vereinbarung er- 
streckt sich — bei im einzelnen unterschiedli- 
chen Finanzierungsschlüsseln — auf folgende 
Einrichtungen (vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 
1.2, 2.3, 3.2, 3.3) und Vorhaben: 

O Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), 
einschl. Sonderforschungsbereiche, 

O Max-Planck-Gesellschaft (MPG), 

O Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), 

O 13 Großforschungseinrichtungen, 

O 49 Forschungseinrichtungen der Blauen Li- 
ste, 

O etwa 75 Forschungsvorhaben der Akademien 
der Wissenschaften. 

Die institutioneile Förderung dieser Einrichtun- 
gen durch Bund und Länder beträgt 1983 nach 
dem Soll 4,3 Mrd DM, wovon auf den Bund mehr 
als zwei Drittel, nämlich 3,1 Mrd DM, und auf die 
Länder 1,2 Mrd DM entfallen (vgl. Tabelle II/9). 


Tabelle II/9 

Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund und Länder 1980 bis 1983 
(Institutioneile Förderung) 

— in Mio DM — 



1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Soll 

Einrichtungen 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

Großforschungs- 
einrichtungen 

1 798,8 

1 624,9 

173,9 

1 823,7 

1 644.8 

178,9 

2 025,6 

1 828,4 

197,2 

Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft 
a) allgemeine Förderung . 

552,2 

276,1 

276,1 

577,5 

290,2 

287,2 

597,4 

298,7 

298,7 

b) Sonderforschungs- 
bereiche 

264,0 

198,0 

66,0 

283,6 

214,9 

68,6 

285,6 

214,2 

71.4 

c) Heisenberg-Programm 

10,5 

5,3 

5,3 

12,6 

6.3 

6.3 

15,0 

7.5 

7.5 

Max-Planck-Gesellschaft . 

687,0 

353,5 

333,5 

714,2 

362,9 

351,3 

737,8 

371,0 

366,8 

Fraunhofer- 

Gesellschaft^) 

138,1 

121,5 

16,7 

149,9 

130,8 

19,1 

165,8 

143,0 

22,8 

Sonstige Forschungs- 
einrichtungen ^) 

360,0 

184,6 

175,4 

395,6 

201,3 

194,3 

427,2 

212,4 

214,8 

Akademienprogramm 

19,8 

9,9 

9,9 

21,4 

10,7 

10,7 

22,4 

11.2 

11,2 

Insgesamt . . . 

3 830,4 

2 773,8 

1 056,8 

3 978,5 

2 861,9 

1 116,4 

4 276,8 

3 086,4 

1 190,4 


^) Einschließlich der verteidigungsbezogenen institutioneilen Förderung, die nicht der gemeinsamen Bund/Länder- 
Finanzierung unterliegt. 

2) Einrichtungen gern. Anlage zur Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen (sog. Blaue Liste). 


Quelle: Wirtschaftspläne — abgedruckt in den Bundeshaushaltsplänen 
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2. Im Rahmen der gemeinsamen Forschungsförde- 
rung durch Bund und Lander nehmen die DFG 
(vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 1.2) und die 
MPG (vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 3.2) eine 
Sonderstellung ein, da sie vom Bund und allen 
Ländern gemeinsam gefördert werden. Die insti- 
tutioneile Förderung beider Einrichtungen er- 
folgt im Verhältnis 50 : 50. Hiervon sind die Son- 
derforschungsbereiche (SFB) — auf die etwa V 3 


der DFG-Mittel entfällt — ausgenommen; sie 
werden im Verhältnis 75:25 finanziert. Die 
Fraunhofer-Gesellschaft wird vom Bund und sie- 
ben Ländern institutionell gefördert. Die Groß- 
forschungseinrichtungen werden im Verhältnis 
90 : 10 institutionell vom Bund zusammen mit 
dem jeweiligen Sitzland oder mehreren Sitzlän- 
dern gefördert (vgl. Teil VI, Kapitel 2.3; vgl. auch 
Tabelle II/IO). 


Tabelle II/IO 


Gesamtbudget der Großforschungseinrichtungen, der MPG und der FhG 
nach Finanzierungsquellen 1983 

— in Mio DM — 


Einrichtungen 

institutioneile 

Förderungen 

eigene 

Mittel 

Projektförderung 

insge- 

samt 


Bund 

Länder 

Bund 

Länder 

Sonstige 

Max-Planck-Gesellschaft (MPG) 

371,0 

366,8 

28,9 

29,1 

0,5 

20,8 

817,1 

Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 

143,0 

22,8 

6,8 

61,3 

3,8 

56,1 

293,8 

Großforschungseinrichtungen: 

— Alfred-Wegener-Institut für Polarfor- 
schung, Bremerhaven (AWI) 

40,0 

3,3 





43.3 

— Deutsches Elektronen-Synchrotron, 
Hamburg (DESY) 

132,8 

14,8 

12,0 

0,7 





160,3 

— Deutsche Forschungs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt e. V., Porz 
(DFVLR) 

267,8 

27,6 

49,0 

39,9 


4.2 

388.5 

— Deutsches Krebsforschungszentrum, 
Heidelberg (DKFZ) 

83,0 

9,2 

3,3 

2,1 



3,4 

101,0 

— Gesellschaft für Biotechnologische For- 
schung, Stöckheim (Braunschweig) 
(GBF) 

32,7 

3,6 

0,7 

1,4 



38,4 

— GKSS — Forschungszentrum Geest- 
hacht GmbH, Geesthacht-Tesperhude 
(GKSS) 

78,3 

8,7 

5,5 

4.8 



97,3 

— Gesellschaft für Mathematik und Da- 
tenverarbeitung mbH, St. Augustin 
(GMD) 

56,6 

6,3 

4,6 

3,6 



71.1 

— Gesellschaft für Strahlen- und Umwelt- 
forschung mbH, München (GSF) 

100,6 

9,4 

6,0 

29,5 

0,5 

1.9 

147,9 

— Gesellschaft für Schwerionenforschung 
mbH, Darmstadt (GSI) 

70,0 

7.1 

0.7 

2.6 





80,4 

— Hahn-Meitner-institut für Kernfor- 
schung GmbH, Berlin (HMI) 

84,1 

9,3 

3,0 

3,5 

0,6 

3,0 

103,5 

— Max-Planck-Institut für Plasmaphysik 
GmbH, München-Garching (IPP) 

75,6 

8.4 

46,8 







130,8 

— Kernforschungsanlage Jülich GmbH, 
Jülich (KFA) 

347,4 

38,6 

35,2 

23,9 



0,7 

445,8 

— Kernforschungszentrum Karlsruhe 

GmbH, Karlsruhe (KfK) 

459,5 

50,9 

85,0 

26,1 





621,5 

Summe Großforschungseinrichtungen 

1 828,4 

197,2 

251,8 

138,1 

1,1 

13,2 

2 429,8 

insgesamt . . . 

2 342,4 

586,8 

287,5 

228,5 

5,4 

90,1 

3 540,7 
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Tabelle II/ll 

Förderung von Forschung und Entwicklung an den Hochschulen durch Drittmittel 

— in Mio DM — 


Jahr 

Drittmittelgeber 

Deutsche 

Forschungs- 

gemeinschaft 

Bundesministerien 

Landes- 

mini- 

sterien 

Stiftung 

Volkswagen- 

werk 

Andere 

Stiftungen 

Wirtschaft 

Zusammen 

zusammen 

dar. BMFT 

1975 

540 

270 

246 

45 

35 

60 

85 

1 035 

1976 

574 

264 

244 

50 

47 

58 

90 

1 083 

1977 

612 

261 

210 

60 

59 

56 

104 

1 152 

1978 

649 

308 

239 

70 

72 

58 

110 

1267 

1979 

689 

368 

287 

85 

81 

60 

110 

1 393 

1980 

753 

339 

266 

100 

82 

65 

HO 

1449 

1981 

771 

340 

278 

105 

85 

80 

115 

1496 

1982 

809 

365 

310 

110 

85 

85 

115 

1 569 


Angaben im Bericht der Bundesregierung zur Förderung der Drittmittel — im Rahmen der Grundlagenforschung — 
BT-Drucksache 10/225 vom 4. Juli 1983 z. T. nach neueren Ergebnissen überarbeitet. 

Quelle: Wissenschaftsrat, Deutsche Forschungsgemeinschaft, Stiftung Volkswagenwerk, SV-Wissenschaftsstatistik, 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 


In die gemeinsame Förderung von Bund und 
Ländern sind außer den genannten großen For- 
schungseinrichtungen auch kleinere Einrichtun- 
gen einbezogen, soweit eine überregionale Be- 
deutung und ein gesamtstaatliches wissen- 
schaftspolitisches Interesse an der Förderung 
vorliegt. Sie sind in der Blauen Liste (vgl. im ein- 
zelnen Teil VI, Kapitel 3.3) zusammengefaßt. 38 
dieser Einrichtungen werden vom Bund und 
dem jeweiligen Sitzland, elf Serviceeinrichtun- 
gen vom Bund und allen Ländern gefördert. 

3. In Zusammenhang mit der gemeinsamen For- 
schungsförderung durch Bund und Länder steht 
die Förderung von FuE an den Hochschulen 
durch sogenannte Drittmittel. Die gemeinsam 
geförderte DFG ist mit ca. 800 Mio DM (1982) der 
wichtigste Drittmittelgeber für die Hochschulen. 
Tabelle II/ll zeigt die Entwicklung der FuE-För- 
derung an den Hochschulen durch Drittmittel in 
den Jahren 1975—1982. 


9. Die Förderung von Forschung, Entwicklung 
und Innovation In der Wirtschaft 
durch den Bund 

9.1 Zweck der Förderung von Forschung, 

Entwicklung und Innovation In der Wirtschaft 

Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft als 
Voraussetzung für Innovationen sind in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung originäre Aufga- 
ben der Unternehmen. Staatliche Forschungsförde- 
rung in der Wirtschaft orientiert sich deshalb am 
Grundsatz der Subsidiarität und ist dort gefordert, 


wo aus übergeordneten gesellschaftlichen oder ge- 
samtwirtschaftlichen Gründen FuE einer Unter- 
stützung bedürfen. Es geht vor allem darum, durch 
verbesserte Rahmenbedingungen die Eigenkräfte 
der Unternehmen zu stärken und Defizite in den 
Voraussetzungen für FuE und Innovationen auszu- 
gleichen. 

Der Einsatz der unterschiedlichen Förderinstru- 
mente bestimmt sich nach den von der FuE-Politik 
verfolgten Zielen. Dabei finden sich indirekte und 
indirekt-spezifische Maßnahmen dort, wo staatli- 
ches Interesse an Forschung überhaupt vorliegt, die 
Definition der konkreten FuE-Inhalte aber den Un- 
ternehmen überlassen bleibt. Die direkte Projekt- 
förderung wird dagegen dort gewählt, wo Innova- 
tionsprobleme durch gezielte Maßnahmen lösbar 
erscheinen und ein erhebliches öffentliches Inter- 
esse an ihrer Lösung besteht. Sie wird daher auf 
Aufgaben der staatlichen Daseins- und Zukunfts- 
vorsorge, auf besonders risikoreiche, aufwendige, 
die Privatwirtschaft überfordernde längerfristige 
FuE sowie auf besonders wichtige branchenüber- 
greifende Schlüsseltechnologien konzentriert. 


9.2 Maßnahmen und Förderinstrumente 

9.2.1 Allgemeine Indirekte Maßnahmen 

Die spürbare Erhöhung der Mittel für indirekte 
Fördermaßnahmen — von 1980 bis 1984 werden die 
Mittel voraussichtlich fast verdoppelt werden — er- 
möglicht den Unternehmen eine verstärkte eigene 
FuE-Tätigkeit. Während die FuE-Investitionszulage 
seit 1981 auf einem Stand von etwa 300 Mio DM 
jährlich bleibt und für den FuE-Personalkostenzu- 
schuß im Jahre 1984 die Mittel etwas reduziert wer- 
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Tabelle 11/12 


Indirekte Maßnahmen zur Förderung von Forschung und Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft 


Maßnahme 

Fördermittel/Steuermindereinnahmen (Mio DM) 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 >) 

1984 >) 

Forschungszulage (§ 4 InvZulG) 

169,0 

190,8 

289,0 

283,0 

300,0 

300,0 

FuE-Sonderabschreibungen 
(§ 51 Abs. 1 Nr. 2 lit. u. EStG) 









210,0 

350,0 

Personalkostenzuschuß (BMWi) 

300,0 

355,0 

359,3 

390,0 

350,0 

320,0 

Vertragsforschungszuschuß (BMI^F) 

5,1 

8.2 

11,0 

13,5 

13,8 

40,0 

Sonstige Maßnahmen ^) 

7,8 

18,9 

12,9 

14,9 

22,8 

41,3 

Summe . . . 

481,9 

572,9 

672,2 

701,4 

896,6 

1 051,3 


Soll-Ansätze bzw. geschätzt 
2) Technologie-Transfer/Risikokapital 


den, erfolgt die Steigerung seit 1983 vor allem durch 
die Sonderabschreibungen für FuE, die durch das 
Steuerentlastungsgesetz 1984 wieder eingeführt 
werden. Eine beträchtliche Steigerung der Mittel ist 
auch im Programm „Externe Vertragsforschung“ 
vorgesehen, das 1984 wesentlich erweitert wird. 

Wie die Schaubilder II/ 11 — 11/14 zeigen, profitieren 
von den indirekten Fördermaßnahmen „FuE-Perso- 
nalkostenzuschüsse“ und „Förderung der externen 
Vertragsforschung“ insbesondere die kleineren Un- 
ternehmen. Im Förderprogramm „FuE-Personalko- 
stenzuschüsse“ partizipieren weit überdurch- 
schnittlich Unternehmen des Maschinenbaus und 


der Elektrotechnik. Bei der Externen Vertragsfor- 
schung kommt die Mehrzahl der Anträge aus den 
Bereichen Maschinenbau, Metallbearbeitung, Fein- 
mechanik/Optik und Elektrotechnik. 


9.2.2 Indirekt-spezifische Maßnahmen 

Unter indirekt-spezifischer Förderung werden Maß- 
nahmen verstanden, die auf FuE-Förderung in be- 
stimmten Technologiegebieten bzw. Produktgrup- 
pen beschränkt sind. Dabei wird prinzipiell jedes 
Vorhaben gefördert. Indirekt ist die Förderung aus 
der Sicht der Unternehmen deshalb, weil das För- 


Tabelle 11/13 


Indirekt-spezifische Maßnahmen zur Förderung von 
Forschung, Entwicklung und Innovation in der gewerblichen Wirtschaft 


Maßnahme 


Fördermittel/Steuermindereinnahmen (Mio DM) 


1979 

1980 

1981 

1982 

1983 >) 

1984 >) 

angebotsseitig 

Sonderprogramm 

Mikroelektronik 




89,2 

150,0 

150,0 

Fertigungstechnik ind.-spez. 
Maßnahmen 











40,0 

nachfrageseitig 

Investitionszulage im Bereich der 
Energieerzeugung und -Verteilung 
(§ 4 a InvZulG) 

70,0 

81,8 

105,0 

182,0 

200,0 

200,0 

Erhöhte Absetzungen für Wirt- 
schaftsgüter, die dem Umwelt- 
schutz dienen (§ 7 d EStG) 

138,5 

154,2 

165,0 

330,0 

350,0 

380,0 

Sond^rabschreibungen für Ener- 
gietechnologien (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 
lit. q EStG) 











17,0 

Summe . . . 

208,5 

236,0 

270,0 

601,2 

700,0 

787,0 


Soll-Ansätze bzw. geschätzt 
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Schaubild II/ll 


Personalkosten-Zuschüsse des Bundesministers für Wirtschaft 
Geförderte Unternehmen nach Umsatz-Größenkiassen (Antragsjahr 1982) 

Gesamtumsatz aller geförderten Unternehmen: 75,5 Mrd. DM 



Schaubild 11/12 

3/84 

Personalkosten-Zuschüsse des Bundesministers für Wirtschaft 1982 


FuE-Personal gesamt: 57.737 


Zahl der geförderten Unternehmen 



1.285 


1.538 


1.357 


1.260 


1.005 



Beschäftigten 

1-19 20-49 50-99 100-199 >200 

Quelle: AIF BmFf 

3/84 
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Schaubild 11/13 


Förderung der Externen Vertragsforschung') durch den 
Bundesminister für Forschung und Technoiogie 

Anzahl der 

bewilligten Beschäftigtenzahl der Zuschußempfänger 

Vorhaben r' a 



'»Auswertung von 2.200 bewilligten Vorhaben; Stand 31.12.1982, Quelle: AIF 
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Schaubild 11/14 



3/84 


derverfahren stark vereinfacht ist. Der Staat nimmt 
keinen Einfluß auf die Inhalte des einzelnen Vorha- 
bens. Spezifisch ist diese Förderung, weil Vorhaben 
innerhalb eines bestimmten Technologiebereiches 
gefördert werden. 

Neben dem laufenden Sonderprogramm Anwen- 
dung der Mikroelektronik wird 1984 auch im Rah- 
men des Programms Fertigungstechnik erstmals 
ein indirekt-spezifischer Ansatz zur Förderung der 
betrieblichen Anwendung von rechnerunterstützten 
Systemen zur Entwicklung und Konstruktion und 
zur Steuerung des Fertigungsablaufs realisiert. 

Als indirekt-spezifisch können insofern auch die 
steuerlichen Begünstigungen 


O für bestimmte Investitionen im Bereich der 
Energieerzeugung und -Verteilung gern. § 4 a 
InvZulG, 

O für Wirtschaftsgüter, die dem Umweltschutz die- 
nen, gern. § 7 d EStG, 

O für Maßnahmen der Energieeinsparung und des 
Einsatzes von Anlagen zur Nutzung regenerati- 
ver Energiequellen gern. § 51 Abs. 1 Nr. 2 lit. q 
EStG 

bezeichnet werden, da in einem begrenzten, d. h. 
spezifischen Bereich, steuerliche Anreize für den 
Einsatz neuer Technologien auf der Nachfrageseite 
gewährt werden. Von den angebotsseitigen indi- 
rekt-spezifischen Maßnahmen unterscheiden sie 
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sich vor allem dadurch, daß sie weniger technologie- 
bezogen als vom Zweck her definiert sind. 

9.2.3 Projektförderung 

In den Tabellen 11/14 und 11/15 wird die Projektför- 
derung des BMFT, aufgeschlüsselt nach Fachpro- 
grammen, dargestellt. 

Die Projektförderung wird konzentriert auf Berei- 
che, in denen die Marktmechanismen (noch) nicht 
funktionieren, d. h. auf Bereiche, 


O in denen der Staat besondere, eigenständige 
Aufgaben hat, 

O bei langfristigen und riskanten Vorhaben und 

O bei Demonstrationsvorhaben zum Nachweis für 
die technische und wirtschaftliche Machbarkeit 
einer neuen Technologie. 


Tabelle 11/14 

BMFT- Projektförderung an die gewerbliche Wirtschaft nach Fachprogrammen 



1981 

1982 

Fachprogramm 

Fördermittel 
(Mio DM) 2) 

Anzahl der 
Vorhaben 

Fördermittel 
(Mio DM) 2) 

Anzahl der 
Vorhaben 

Querschnittsaktivitäten 

6,3 

11 

8,5 

13 

N aturwissenschaf tliche 

Grundlagenforschung 

0,1 

2 

0,1 

1 

Humanisierung des Arbeitslebens 

55,9 

190 

67,9 

204 

Umweltforschung und -technologie 

52,4 

146 

60,9 

155 

Biotechnologie 

21,9 

36 

29,4 

40 

Forschung und Technologie 

zur Rohstoffsicherung 

148,5 

499 

128,5 

519 

FuE im Dienste der Gesundheit 

30,4 

120 

28,2 

128 

Energieforschung und -technologien 

1 194,3 

651 

1 935,7 

607 

Informationstechnologie 

139,5 

343 

187,8 

311 

Luftfahrtforschung und Luftfahrttechnologie 

63,8 

73 

68,5 

64 

Physikalische Technologien 

24,3 

100 

23,0 

99 

Fertigungstechnik 

22,2 

124 

26,2 

135 

Information und Dokumentation 

1,4 

10 

2,0 

10 

Weltraumforschung und -technik 

143,9 

197 

206,2 

167 

Transport und Verkehrstechnologie 

235,9 

203 

249,6 

169 

Meeresforschung und -technik 

66,6 

147 

38,9 

129 

Bauforschung und -technik 

10,1 

50 

12,3 

41 

Sicherheitsforschung und -technik 

5.0 

20 

6,8 

23 

Polarforschung 

92,7 

8 

62,5 

4 

Gesamtsumme , . . 

2 315,3 

2 930 

3 142,9 

2 819 

Gesamtsumme, abzüglich der Kosten für die 
fortgeschrittenen Reaktorlinien SNR und 
THTR 

1 923,4 


2 115,9 



1) Direkte Projektförderung, ohne indirekt-spezifische Maßnahmen 

2) einschließlich der dem BMFT von anderen Ressorts zur Bewirtschaftung zugewiesenen Mittel und Zahlungen an die 
gewerbliche Wirtschaft im Ausland 

Quelle: BMFT-Förderungskataloge 1981 und 1982 
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Tabelle 11/15 


Anteil kleiner und mittlerer Unternehmen^) (KMU) an der BMFT- Projektförderung 2) der Wirtschaft 

nach Fachprogrammen (1982) 


Fachprogramme 

Fördermittel 
an KMU 
in Mio DM 

Anzahl der 
Vorhaben 

Zahl der 
Zuwendungs- 
empfänger 

Anteil der 
KMU-Förder- 
mittel am 
Fachprogramm 
für die 
Wirtschaft 
insgesamt in % 

Querschnittsaktivitäten 

2 208 

5 

5 

26,0 

Humanisierung des Arbeitslebens 

22 124 

94 

72 

32,6 

Umweltforschung und -technologie 

29 766 

61 

55 

48,9 

Biotechnologie 

9 052 

9 

8 

30,8 

Forschung und Technologie zur Rohstoff- 
sicherung 

10 609 

44 

40 

8.2 

FuE im Dienste der Gesundheit 

7 429 

40 

34 

26,3 

Energieforschung und -technologie 

28 061 

82 

63 

1.5 

Informationstechnologien 

18 439 

90 

84 

9.8 

Luftfahrtforschung und Luftfahrttechnologie 

1 831 

9 

5 

2.7 

Physikalische Technologien 

4 721 

35 

29 

20,5 

Fertigungstechnik 

15 958 

82 

71 

60,9 

Information und Dokumentation 

581 

5 

4 

29,1 1 

Weltraumforschung und -technik 

8 768 

17 

9 

4.3 

Transport und Verkehrstechnologie 

15 644 

13 

10 

6,3 

Meeresforschung und -technik 

6 317 

25 

13 

16,2 

Bauforschung und -technik 

5 994 

16 

16 

48,7 

Sicherheitsforschung und -technik 

1 565 

10 

7 

23,0 

Polarforschung 

610 

2 

2 

1.0 

insgesamt . . . 

189 677 

639 

527 

6,0 


Hier sind alle Unternehmen erfaßt, die einen Jahresumsatz von weniger als 200 Mio DM hatten und die nicht über- 
wiegend mit einem Großunternehmen verbunden sind. 

2) Direkte Projektförderung, ohne indirekt-spezifische Maßnahmen. 


9.3 Ausgaben des BMFT für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung — gegliedert nach Förderungs- 
schwerpunkten und anteilige Ausgaben an die ge- 
werbliche Wirtschaft 

Tabelle 11/16 und Schaubild 11/15 zeigen die Vertei- 
lung der Mittel des BMFT-Haushalts nach den ein- 
zelnen Förderungsschwerpunkten. Dabei werden in 
Tabelle 11/16 die Gesamtausgaben den Ausgaben 
für FuE in der Wirtschaft gegenübergestellt. Anders 
als in Tabelle 11/14 sind dabei nicht nur die Ausga- 
ben für die direkte Projektförderung enthalten, son- 
dern auch die Mittel, die über indirekte Fördermaß- 
nahmen an die Industrie fließen. 
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Tabelle 11/16 


Ausgaben des BMFT für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 
sowie anteilige Ausgaben an die gewerbliche Wirtschaft 
nach Förderungsschwerpunkten 


Förderungsschwerpunkt 

Ausgaben 1982 
BMFT insgesamt 

darunter an 
gewerbliche 
Wirtschaft^) 

Mio DM 

Anteil 
in % 

Mio DM 

Anteil 
in % 

A MPG, DFG, FhG, Aus- und Neubau von Hochschulen 

455,8 

6,5 

0,0 

— 

B Ausgewählte Bereiche der naturwissenschaftlichen Grund- 
lagenforschung 

683,2 

9,8 

0,0 



C Polarforschung; Meeresforschung und Meerestechnik 

208,7 

3,0 

100,2 

3,1 

D Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

689,7 

9,9 

206,2 

6,4 

E Energieforschung und Energietechnologie 

2 679,0 

38,4 

1 847,4 

57,2 

F Forschung und Technologie zur Rohstoffsicherung ein- 
schließlich Wasserforschung; Materialforschung 

235,2 

3,4 

176,9 

5,5 

G Forschung und Technologie für bodengebundenen Trans- 
port und Verkehr 

238,0 

3,4 

205,1 

6,4 

H Luftfahrtforschung und -entwicklung 

162,9 

2,3 

68,5 

2,1 

I Informationstechnologien (DV, Kommunikation, Elektro- 
nik) 

450,5 

6,5 

273,7 

8,5 

K Biotechnologie^) 

82,0 

1,2 

26,5 

0,8 

L Physikalische Technologien; Basistechnologien 

88,6 

1,3 

22,7 

0,7 

M Fertigungstechnik 

46,1 

0,7 

27,8 

0,9 

N Umweltforschung und Umwelttechnologie; Klimafor- 
schung 

169,7 

2,4 

60,8 

1,9 

0 Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

142,9 

2,0 

91,2 

2,8 

P Forschung und Entwicklung in Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen, Bau- und Verkehrswesen 

14,9 

0,2 

12,3 

0,4 

Q Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit"^) 

271,4 

3,9 

31,2 

1,0 

S Forschung und Entwicklung zur Humanisierung des Ar- 
beitslebens 

107,3 

1,9 

67,9 

2,1 

U Fachinformation 

79,5 

1,1 

2,0 

0,1 

V Innovation; Rationalisierung, wissenschaftlich-technische 
Ressortdienstleistungen 

29,5 

0,4 

8,2 

0,3 

W Geistes- und Sozialwissenschaften; nicht den anderen För- 
derungsschwerpunkten zugeordnete Ressortforschung . . . 

86,9 

1,2 

0,4 

0,0 

Wissenschaftsausgaben des BMFT 

6 921,8 

99,3 

3 228,9 

100,0 

Administration 

49,6 

0,7 

0,0 

— 

Haushalt des BMFT insgesamt 

6 971,4 

100,0 

3 228,9 

100,0 


Einzelplan 30; ohne die dem BMFT von anderen Ressorts zugewiesenen Mittel. 

2) Einschließlich indirekt-spezifischer Maßnahmen (87,4 Mio DM) und Zahlungen an gewerbliche Wirtschaft im Ausland 
(47,1 Mio DM). 

^) Ohne 'j 

^) Einschließlich f Mittel der KFA für biotechnologische Forschung, 
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Schaubild 11/15 
(vgl. Tab. 11/16) 


Ausgaben des Bundesministers für Forschung und Technologie für 
Wissenschaft, Forschung und Entwicklung nach Förderungsschwer- 
punkten in % (1982) 


U Fachinformation 

S Humanisierung des 
Arbeitslebens 

Q Forschung und Ent- 
wicklung im Dienste der 
Gesundheit 

P Forschung und Ent- 
wicklung in Raumord- 
nung, Städtebau, 
Wohnungsbau. Bau- 
und Verkehrswesen 

O Sicherheitsforschung 
und Sicherheitstechnik 

N Umweltforschung und 

Umweittechnologie; 

Klimaforschung 

M Fertigungstechnik 

L Physikalische Tech- 
nologien; Basistechno 
logien 


V Innovation, Rationa- 
lisierung und wissen- 
schaftlich-technische 
Ressortdienstleistungen 


W Geistes- und Sozial- 
wlssenschaften; nicht 
“ den anderen Förde- 
rungsschwerpunkten 
zugeordnete Ressort- 
forschung 


C Polarforschung; 
Meeresforschung und 
Meerestechnik 


K Biotechnologie 

I Informationstech- i 

nologien (DV, Kommuni- 
kation, Elektronik) 

H Luftfahrtforschung 
und - entwicklung 

G Forschung und Tech- 
nologie für bodenge- 
bundenen Transport und 
Verkehr 

F Forschung und Tech- 
nologie zur Rohstoff- 
sicherung einschließlich 
Wasserforschung; 
Materialforschung 



- Administration 


miFT 


9.4 Querschnittdarstellungen der Förderung von FuE 
und Innovationen in der Wirtschaft 
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Tabelle 11/17 


Förderung von Forschung und Innovation 
bei der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund 
nach Zuständigkeiten 



1981 

1982 

Ressort/Maßnahme 

Begünstigte 
Unternehmen/ 
Stellen der 
Wirtschaft 

Fördermittel 

Begünstigte 
Unternehmen/ 
Stellen der 
Wirtschaft 

Fördermittel 


Anzahl 

Mio DM 

Anzahl 

Mio DM 

BMFT 

— Fachprogramme 

1030 

2 315,32) 

1 008 

3 142,92) 

(darunter industrielle Gemeinschafts- 
forschung) 

(41)3) 

(45,4) 

(34)3) 

(48.1) 

— Sonderprogramm Mikroelektronik 

— 

— 

614 

89,2 

— Externe Vertragsforschung 

409 

11,0 

398 

13,5 

— Vertragsforschungsrabatt (FhG) 

76 

3,3 

68 

3,6 

— Wagnisfinanzierung 

37«) 

3.95) 

42«) 

6,05) 

— Technologie- und Innovationsberatung . . . 

-®) 

9,1 

-«) 

8,9 

— Patent- und Lizenzhilfen (FhG) 

6003) 

0,9 

6903) 

0.9 

Summe Fördermittel 


2 343,5 


3 265,0 

BMWi 

— Technologisches Erstinnovations- 
programm 

23 

17,1 

1 

9,9 

— Förderung von .FuE bei KMU in Berlin . . . 

51 

6.0 

87 

6,3 

— Förderung der Entwicklung und Innova- 
tion im Steinkohlebergbau 

8 

72,0 

8 

67 

— Zuschüsse zur Entwicklung von zivilen 
Flugzeugen 

3 

320,0 

4 

260,9 

— Personalkostenzuschuß 

6 445 

359,3 

7 018 

390,0 

— Industrielle Gemeinschaftsforschung 

2693) 

79,5 

3803) 

83,5 

Summe 


853,9 


817,6 

BMF 

— FuE-Investitionszulage (§ 4 InvZulG) 

») 

289,0 

®) 

283 

— Energiezulage (§ 4 a InvZulG) 


105 

«) 

182 

— Sonderabschreibung zur Förderung um- 
weltfreundlicher Techniken (§ 7 d EStG) . . 

®) 

165«) 

») 

330») 

Summe 

559,0 

795,0 


ohne BMVg und kleinere Maßnahmen bei anderen Ressorts 
2) einschließlich der dem BMFT von anderen Ressorts zur Bewirtschaftung zugewiesenen Mittel 
durchführende Stellen 

bisher von der WFG eingegangene Beteiligungen 
5) BMFT-Zuschuß gern. Risikobeteiligungsvertrag 
Werte liegen nicht vor. 

'^) geförderte und noch angemeldete Erfindervorschläge 
®) Nettosubventionswert 

Zahl der begünstigten Unternehmen unbekannt. 
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Tabelle 11/18 


Wissenschaftsausgaben des Bundes an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft^) 
(ohne Vergünstigungen nach § 4 und § 4a Investitionszulagengesetz 
und nach § 7 d EStG) 



Fördermittel des 
Bundes 

in Mio DM 

darunter finanziert durch 

Jahr 

BMFT^) 
in Mio DM 

in % 

BMVg 
in Mio DM 

in % 

BMWi 
in Mio DM 

in % 

1962 

340 

21 

6 

277 

81 

15 

4 

1963 

400 

47 

12 

315 

79 

34 

8 

1964 

535 

67 

13 

429 

80 

37 

7 

1965 

540 

65 

12 

435 

81 

38 

7 

1966 

683 

143 

21 

495 

72 

42 

6 

1967 

960 

165 

17 

725 

76 

67 

7 

1968 

951 

164 

17 

693 

73 

92 

10 

1969 

1 013 

230 

23 

640 

63 

136 

13 

1970 

1468 

335 

23 

917 

62 

178 

12 

1971 

1948 

644 

33 

1 067 

55 

226 

12 

1972 

2 210 

827 

37 

1 080 

49 

287 

13 

1973 

2 340 

986 

42 

1 084 

46 

259 

11 

1974 

2 786 

1 263 

45 

1 132 

41 

311 

11 

1975 

2 995 

1468 

49 

1 142 

38 

297 

10 

1976 

2 801 

1 224 

44 

1 276 

46 

215 

8 

1977 

2 930 

1 377 

47 

1 336 

46 

139 

5 

1978 

3 349 

1 632 

49 

1426 

43 

206 

6 

1979 

4 431 

2 137 

48 

1 548 

35 

640 

14 

1980 

4 450 

2 174 

48 

1 338 

31 

841 

15 

1981 

4 490 

2 289 

50 

1 247 

27 

854 

18 

1982 

5 466 

3 196 

58 

1336 

24 

818 

14 


ohne Zahlungen an gewerbliche Wirtschaft im Ausland 

2) ohne die dem BMFT von anderen Ressorts zur Bewirtschaftung zugewiesenen Mittel; bis 1973 einschließlich 
„BMBW“ 
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Schaubild 11/16 
(vgl. Tab. 11/18) 


Finanzmittel des Bundes für FuE in Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft 1962-82 in Mio. DM 



1962 64 66 68 70 72 74 76 78 80 82 
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2. Die Zuwendungen des Bundes für bedeutende 
technologische Entwicklungslinien sind in Ta- 
belle 11/19 dargestellt. 


Tabelle 11/19 


Zuwendungen der Bundesregierung für große technologische Entwicklungslinien 

— in Mio DM — 


Projekte 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

Zuwen- 
dungen 
1976 bis 
1983 

insgesamt 

BMFT 

Entwicklung Schneller 
Brutreaktoren 

316,9 

321,2 

267,0 

265,0 

330.0 

334,0 

753,6 

520,7 

3 108,4 

darunter Groß- 
forschungs- 
einrichtungen 

(113.7) 

(111.6) 

(141.0) 

(115,0) 

(118.0) 

(112,0) 

(141,6) 

(138,2) 

(991,1) 

Entwicklung Hochtem- 
peraturreaktoren 

183,1 

182,5 

210,0 

275,0 

263,0 

271.0 

524,5 

522,9 

2 432,0 ! 

darunter Groß- 
forschungs- 
einrichtungen 

(93.3) 

(83,7) 

(76,0) 

(95,0) 

(91.0) 

(96,0) 

(110,0) 

(140,4) 

(785,4) 

GUZ-Entwicklung 

104,3 

84,1 

104,3 

97,2 

89,9 

85,6 

88,2 

99,0 

752,6 

Kohletechnologie 

69,0 

63,2 

61,7 

90,7 

116,9 

216,9 

340,4 

284,2 

1 243,1 

darunter für Kohle- 
veredlung 

(29,8) 

(20,5) 

(35,7) 

(51,9) 

(79,0) 

(164,8) 

(191,8) 

(153,2) 

(726,7) 

(Verflüssigung, 

Gaserzeugung) 

Magnetbahn 

33,0 

40,4 

56,2 

72,7 

60,0 

86,6 

142,2 

138,2 

629,3 

TV-Satelliti) 

33,6 

32,5 

34,5 

30,7 

59,9 

65,0 

115,0 

115,0 

486,2 

SPACE-Lab2) 

140,8 

151,0 

170,4 

161,1 

167,3 

185,5 

77,6 

56,5 

1 110,2 

Schlüsseltechnologie, 
Mikroelektronik^) 

55,9 

62,3 

68,1 

71,7 

65,6 

67,3 

90,8 

97,4 

579,1 

Summe . . . 

936,6 

937,2 

972,3 

1 064,1 

1 152,6 

1 311,9 

2 132,3 

1 833,9 

10 340,8 

BMWi 

Airbus'^) 

135,1 

30,2 

35.0 

143,4 

228,6 

309,0 

203,7 

177,3 

1 262,3 

BMVg 

MRCA 

418,0 

410,0 

415,0 

320,0 

277,5 

310,0 

437,0 

450,0 

3 037.5 

AJpha-Jet 

51,2 

48,0 

57,0 

58,0 

53,0 

37,0 

6,8 

9,2 

320,2 

Summe . . . 

469,2 

458,0 

472,0 

378,0 

330,5 

347,0 

443,8 

459;2 

3 357,7 

insgesamt 

1 540,9 

1 425.4 

1 479.3 

1 585.5 

1 711,7 

1 967,9 

2 779,8 

2 470,4 

14 960,9 

(darunter Groß- 
forschungs- 
einrichtungen) 

(207,0) 

(195.3) 

(217.0) 

(210,0) 

(209,0) 

(208,0) 

(251,6) 

(278,6) 

(1 776,5) 


ohne Beteiligung an ESA-Satelliten 
2) Deutscher Beitrag an ESA 

ohne Förderung der Anwendung der Mikroelektronik 
einschließlich Verbesserungsentwicklung B 10 — Vorentwicklung 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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3. Förderung des Bundes bei kleinen und mittleren 
Unternehmen 

In Tabelle 11/20 wird deutlich, daß die Mittel für 
kleine und mittlere Unternehmen auch in den 
vergangenen Jahren erheblich angestiegen sind. 
Der weitaus größte Teil der Zuwendungen fällt 
auf indirekte Fördermaßnahmen. Dabei ist in 
den dargestellten Beträgen der Anteil der steu- 
erlichen Erleichterungen für FuE (siehe Tabelle 
11/12), der kleinen und mittleren Unternehmen 
zugute kommt, noch nicht enthalten. 


Tabelle 11/20 


Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation bei kleinen und mittleren Unternehmen 

durch den Bund 

— 1975 bis 1982 in Mio DM — 



Hier sind alle Unternehmen erfaßt, die einen Jahresumsatz von weniger als 200 Mio DM hatten und nicht überwie- 
gend mit Großunternehmen verbunden sind 
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4. Das Verhältnis von indirekter zu direkter Förde- 
rung der zivilen FuE in der gewerbhchen Wirt- 
schaft ist Tabelle 11/21 zu entnehmen. Deutlich 
wird dabei die zunehmend stärkere Gewichtung 
der indirekten Förderung von Forschung und 
Entwicklung. 


Tabelle 11/21 


Direkte/indirekte Förderung von ziviler Forschung und Entwicklung 
in der gewerblichen Wirtschaft 



Direkte 
Förder. zi- 
viler FuE 
an Unter- 
nehmen d. 
gewerbl. 
Wirtschaft 
Bund 
(BMFT)») 

FuE- 
Personal- 
zuschüsse 
an kleine 
und 

Ford. d. 
Wissens- 
u. Tech- 
nologie- 

Risiko- 

finan- 

zierung^) 

Indirekt- 

spez. 

Förder- 

maß- 

nah.^) 

Sonder- 

abschrei- 

bungen 

Zulage n. 

§ 4 Inv 
ZulG 

Summe = 
Indirekt u. 
ind.-spez, 
Ford. V. 
FuE in der 
gewerbl. 
Wirtschaft 
(Spalten 
3-8) 

Verhältnis 
Indirek- 
te : direkte 
Ford, von 
FuE 


mittlere 

Unter- 

nehmen 

Trans- 

fers*) 

für FuE-Investit. 

(Spalte 2: 
Spalten 
3-8) 

Jahr*) 

Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 


1974 

1654 
(1 263) 

— 

— 

— 

— 

220 

133 

353 

1: 4,7 

1975 

1 853 
(1 468) 

— 

— 

— 

— 

— 

149 

149 

1 : 12,4 

1976 

1 525 
(1 224) 

— 

— 

— 

— 

— 

106 

106 

1 : 14,4 

1977 

1 593 
(1 376) 

— 

1 

1 

— 

— 

153 

155 

1 : 10,3 

1978 

1 921 
(1 629) 

— 

4 

2 

— 

— 

138 

144 

1 : 13,3 

1979 

2 579 
(2 133) 

300 

9 

4 

— 

— 

169 

482 

1 : 5,4 

1980 

2 744 
(2 161) 

355 

16 

11 

— 

— 

191 

573 

1: 4,8 

1981 

2 878 
(2 283) 

359 

20 

4 

— 

— 

289 

672 

1: 4,3 

1982 

3 645 
(3 101) 

390 

22 

6 

89 

— 

283 

790 

1: 4,6 

1983 

2 900 5) 
(2 450)5) 

350 

23 

13 

150 

210 

300 

1046 

1: 2,8 

1984 


320 

57 

24 

190 

350 

300 

1 241 

• 


Ohne Zahlungen an gewerbliche Wirtschaft im Ausland 

Externe Vertragsforschung -h Technologie-Transfer -I- neue Maßnahmen 

Wagnisfinanzierungsgesellschaft -I- Modellversuch Technologieorientierte Unternehmensgründungen 
Mikroelektronik, Fertigungstechnik (indirekt-spezifisch) 

Geschätzte Ist-Zahlen mit starken Abweichungen gegenüber dem Soll beim BMFT 
ö) bis 1982 Ist-, ab 1983 Soll-Werte 
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5. In Tabelle 11/22 werden die FuE-Ausgaben des 
Bundes an Unternehmen der gewerblichen Wirt- 
schaft insgesamt, d. h. einschließlich der Steuer- 
erleichterungen für FuE nach § 4 InvZulG (For- 
schungszulage) und nach § 51 EStG (Sonderab- 
schreibungen auf FuE-Investitionen) genannt. 
Die gleichfalls dargestellten Ausgaben des Bun- 
des für zivile Forschung und Entwicklung wer- 
den unterteilt nach Steuererleichterungen, indi- 
rekter, indirekt-spezifischer und direkter Pro- 
jektförderung. Auch wird der Anteil der zivilen 
FuE-Ausgaben des Bundes für kleine und mitt- 
lere Unternehmen an den FuE-Ausgaben insge- 
samt (ohne Steuererleichterungen) ausgewie- 
sen. Es zeigt sich, daß dieser Anteil 1983 auf rd. 
25% anstieg. Der Rückgang 1982 ist auf eine 
Sonderentwicklung bei der direkten Projektför- 
derung (Nachfinanzierung bei den Reaktorlinien 
SNR und HTR 1982) zurückzuführen. 


Tabelle 11/22 


FuE-Ausgaben des Bundes an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
einschließlich Steuererleichterungen 



1979 

Mio DM 

1982 

Mio DM 

1983 2) 

Mio DM 

FuE-Ausgaben einschließlich Steuererleichterungen 
insgesamt 

4 609 

5 771 

5 414 

darunter: 

Ausgaben BMVg (Verteidigungsforschung) 

1 548 

1 336 

1468 

Zivile FuE-Ausgaben 

insgesamt 

3 061 

4 435 

3 946 

davon: 

Steuererleichterungen ^) 

169 

283 

510 

Indirekte Zuschußprogramme 

313 

418 

386 

Indirekt-spezifische Förderung 

— 

89 

150 

direkte Förderung 

2 579 

3 645 

2 900 

darunter: 

HTR- und SNR-Entwicklung’^) 

330 

1 027 

765 

Zivile FuE-Ausgaben 

ohne Steuererleichterungen 

2 892 

4152 

3 436 

darunter: 

FuE-Ausgaben für KMU (in %) 

21,2 % 

19,8% 

24,7% 


^) § 4 InvZulG und § 51 EStG (FuE-Sonderabschreibungen) 

2) geschätzte Ist-Zahlen mit starken Abweichungen gegenüber dem Soll beim BMFT 
^) Entwicklung der Reaktorlinien 
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Schaubild 11/17 
(vgl. Tab. VII/18) 


Beiträge des warenproduzierenden Gewerbes zur Bruttowertschöpfung^’ 
(BWS) und die FuE-Aufwendungen der Unternehmen nach Wirtschafts- 
zweigen (1981) 



FuE-Aufwendungen der Unternehmen 
des Warenproduzierenden Gewerbes: 
26,8 Mrd. OM = 98% der FuE-Auf- 
wendungen der Unternehmen Insgesamt 


1 ) Aufgliederung für 1981 liegt noch nicht vor, es wird deshalb von der Aufgliederung 
von 1980 ausgegangen. 


BmFT 
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10. Forschung und Entwicklung in der 

Wirtschaft nach Wirtschaftszweigen und 
Unternehmensgrößenklassen 

1. Auf die Bedeutung des Wirtschaftssektors als 
finanzierender und als durchführender Sektor 
wurde bereits bei der Behandlung der gesamten 
FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
(vgl. Abschnitt II/2) eingegangen. Für diese Dar- 
stellung mußten die Daten, die von der „SV ge- 
meinnützige Gesellschaft für Wissenschaftssta- 
tistik mbH“ (zugehörig zum Stifterverband für 
die Deutsche Wissenschaft) erhoben werden, um 
Doppelzählungen bereinigt werden: Eine Gliede- 
rung nach Wirtschaftszweigen oder nach Be- 
schäftigungsgrößenklassen ist jedoch nur auf- 
grund der genannten Erhebungen möglich (vgl. 
Tabellen VII/16 bis VII/18, VII/30 bis VII/32). 
Daraus ergeben sich Abweichungen der Daten 
dieser Tabellen von denen in den Tabellen VII/1 
bis VII/3. — Die Zeitreihe der Daten des Wirt- 
schaftssektors hat seit 1978 — wie bereits in der 
Einleitung zu diesem Berichtsteil ausgeführt — 
durch die Einbeziehung eines erweiterten Krei- 
ses kleiner und mittlerer Unternehmen einen 
Bruch erfahren, so daß es sinnvoll ist, in diese 


Betrachtung nur die vergleichbaren Jahre einzu- 
beziehen. 

2. Die FuE-Gesamtaufwendungen der Wirtschaft, 
die 1979 23,8 Mrd DM ausmachten, haben sich 
bis 1981, dem letzten Jahr, für das Ergebnisse 
vorliegen, auf 27,8 Mrd DM — also um 17% — 
erhöht (integrierte Daten SV -h AIF; vgl. Tabelle 
VII/16). Hiervon entfallen rd. 98% auf FuE-Auf- 
wendungen der Unternehmen (1981: 27,3 Mrd 
DM); der Rest sind FuE-Aufwendungen der In- 
stitutionen für Gemeinschaftsforschung. Wäh- 
rend bei den Unternehmen der Eigenfirjanzie- 
rungsanteil der Wirtschaft 86% beträgt, sinkt er 
bei den Institutionen für Gemeinschaftsfor- 
schung (IfG) auf 46,3% (1981). 

Den stärksten Anteil an den FuE-Aufwendun- 
gen der Unternehmen haben nach wie vor die 
Chemische Industrie, die Elektrotechnik, der 
Kraftfahrzeug- sowie der Maschinenbau. Diese 
vier Wirtschaftszweige bringen zusammen 72% 
der FuE-Aufwendungen der Unternehmen auf. 
Legt man als Wertmesser den Anteil der FuE- 
Aufwendungen am Umsatz zugrunde („For- 
schungsintensität“), ergibt sich ein anderes Bild. 
Die höchste Forschungsintensität lag bei folgen- 
den Wirtschaftszweigen: 


Schaubild 11/18 
(vgl. Tab. VII/18) 


FuE-Aufwendungen je Beschäftigten in den Unternehmen 1981 
(aufgeteilt nach Beschäftigungsgrößenklassen) 

in DM 



<100 I 100-499 1 500-999 | 1 . 000 - 1.999 1 2 . 000 - 4.999 | 5 . 000 - 9.999 | > 10.000 

Beschäftigte [Billff 
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1979 

1981 


in % 


Luft- und Raumfahrzeugbau 

30,3 

23,8 

Elektrotechnik 

7,2 

7,3 

Feinmechanik und Optik 

4,7 

5,3 

Chemische Industrie 

4,4 

4,6 


Der durchschnittliche Anteil der FuE-Aufwen- 
düngen am Umsatz hat sich mit 2,8% in 1981 nur 
unwesentlich verändert (1979: 2,7%; vgl. im ein- 
zelnen auch Tabelle VII/18). 

3. Eine Untergliederung der Unternehmen nach 
Beschäftigungsgrößenklassen zeigt, daß volu- 
menmäßig den stärksten Anteil an den FuE-Auf- 
wendungen die Unternehmen mit 10 000 und 
mehr Beschäftigten haben. Ihr Anteil ist von 
56% (1979) auf 58% (1981) angestiegen. Bei den 
übrigen Beschäftigungsgrößenklassen haben 
sich ebenfalls Verschiebungen ergeben. Der An- 
teil der Unternehmen mit 2 000 bis unter 5 000 
Beschäftigten hat sich von 7,6% im Jahr 1979 auf 
9,7% im Jahr 1981 erhöht. Auch die Unterneh- 
men mit unter 100 Beschäftigten weisen eine 
geringfügige Zunahme ihres Anteils an den 
FuE- Aufwendungen von 3,8% (1979) auf 4,7% 
(1981) aus. Bei den übrigen Beschäftigungsgrö- 
ßenklassen sind Rückgänge in ihrem Anteil zu 
verzeichnen (vgl. Tabelle VII/18). 


Betrachtet man bei dieser Gliederung nach Be- 
schäftigungsgrößenklassen den Anteil der FuE- 
Aufwendungen am Umsatz, so fällt auf, daß er 
gerade bei den Unternehmen mit weniger als 
100 Beschäftigten mit 5,1% (1979) bzw. 5,4% 
(1981) besonders hoch liegt. Ausschlaggebend 
hierfür sind die Unternehmen mit weniger als 50 
Beschäftigten, bei denen der Anteil am Umsatz 
bei über 7 % liegt. Überdurchschnittlich ist auch 
der FuE-Anteil am Umsatz bei Großbetrieben 
mit über 10 000 Beschäftigten (1979: 3,4% und 
1981: 3,7%). 


11. Die Ressourcen für Forschung und 

Entwicklung im internationalen Vergleich 

1. Für den internationalen Vergleich der FuE-Res- 
sourcen stehen die Datenreihen zweier interna- 
tionaler Organisationen zur Verfügung. Einmal 
ist es die Organisation für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit (OECD), die in zweijährigem 
Rhythmus bei ihren Mitgliedstaaten die Brutto- 
inlandsausgaben für Forschung und Entwick- 
lung und das FuE-Personal in sektoraler Gliede- 
rung entsprechend den Bestimmungen des Fra- 
scati-Handbuches erhebt; zum anderen sind es 
die Europäischen Gemeinschaften, die jährlich 


Schaubild 11/19 



3/84 
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die staatlich finanzierten FuE-Ausgaben in so- 
zio-ökonomischer Gliederung nach der hierfür 
entwickelten Nomenklatur bei ihren Mitglied- 
staaten erfragen. Letztere beziehen sich auf das 
Haushalts-Soll bzw. auf das vorläufige Haus- 
halts-Soll. 

Neben den Angaben für die Bruttoinlandsausga- 
ben erfragt auch die OECD Daten über die staat- 
liche Finanzierung von FuE in einer sozio-öko- 
nomischen Gliederung, die in etwa der der EG 
vergleichbar, jedoch weniger differenziert ist 
(vgl. auch die Ausführungen zu den Grundlagen 
der Forschungsstatistik in Teil VII, Kapitel 1.2). 

2. Die letzte Erhebung der OECD bezieht sich auf 
das Jahr 1981. Die Bruttoinlandsausgaben für 
FuE (BAFE) in allen OECD-Mitgliedstaaten zu- 
sammen haben sich nach einer ersten Schät- 
zung — ausgedrückt in konstanten US-$ (Preise 
von 1975) — von 1979 bis 1981 von 92,4 Mrd $ auf 

104.6 Mrd $ erhöht. Das ist bei einer durch- 
schnittlichen jährlichen Zuwachsrate von 6,5% 
eine Erhöhung um 13,2%. 

Die Entwicklung der FuE-Ausgaben in einzel- 
nen Staaten bzw. Staatengruppen geht aus 
Schaubild 11/19 hervor. Dabei zeigt sich, daß der 
Anteil der USA, der 1970 noch bei 53% gelegen 
hat, sich weiter vermindert hat und 1981 noch 
45% ausmachte. Dagegen nimmt der Anteil der 
Mitgliedstaaten der EG und in stärkerem Maße 
der Japans weiter zu und lag 1981 bei 30,6% bzw. 

16.6 %. Der Anteil der übrigen Staaten ist mit 7 % 
bis 8% seit 1970 ziemlich konstant. 

Die Bruttoinlandsausgaben für FuE ausgewähl- 
ter Staaten sind nach ihrer Finanzierung und 

Tabelle 11/23 


Anteil der Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) 
am Bruttoinlandsprodukt in ausgewählten Staaten 

— in % — 


Staat 

1975 

1977 

1979 

1981 

Bundesrepublik 
Deutschland ^) ... 

2,1 

2,2 

2,4 

2,5 

Frankreich 

1,8 

1,8 

1,8 

2,0 

Großbritannien 

2,1 

• 

2,2 3) 

2,4«) 

Italien 

0,9 

0,9 

0,9 

1,0 

Niederlande 

2,1 

1,9 

1,9 

1,9 5) 

Japan 

1.7 

2,0 

2,1 

2,4 

USA 

2.3 

2,4 

2,4 

2.5 

Kanada 

1,0 

1.1 

1,1 

1.3 


^) ab 1979 mit den Vorjahren nicht voll vergleichbar, we- 
gen der Einbeziehung eines erweiterten Bereichs klei- 
ner und mittlerer Unternehmen 

2) keine Erhebung 

3) 1978 

^) vorläufige Angaben 
5) 1980 

Quelle; OECD 


Durchführung in Tabelle VII/25 dargestellt. Ihre 
Entwicklung als Anteil am Bruttoinlandspro- 
dukt (vgl. Tabelle 11/23) zeigt, daß die Bundesre- 
publik Deutschland mit ihrem Anteil von 2,4% 
(1979) und von 2,5% (1981) zusammen mit den 
USA, Japan und Großbritannien eine Spitzen- 
stellung einnimmt. Frankreich, dessen Anteil bis 
1979 recht konstant bei rd. 1,8% lag, hat durch 
eine überproportionale Steigerung seiner FuE- 
Ausgaben im Jahr 1981 einen Anteil von 2% er- 
reicht; berücksichtigt man die Neuberechnung 
für die Verteidigungsforschung und die Hoch- 
schulforschung, ergibt sich für 1981 ein Anteil 
von 2,1%. Ein Vergleich mit den Vorjahren ist 
dann aber wegen der geänderten Methodik nur 
eingeschränkt möglich. 

Bei Errechnung der Bruttoinlandsausgaben für 
FuE je Einwohner für die oben genannten Staa- 
ten ergibt sich folgendes Bild: 


Tabelle 11/24 


Bruttoinlandsausgaben für FuE je Einwohner 
in ausgewählten Staaten 

— in US $ — 1) 


Staat 

1975 

1977 

1979 

1981 

Bundesrepublik 
Deutschland 2) 

124 

146 

205 

257 

Frankreich 

100 

118 

150 

202 

Großbrit^innien 

106 


1433) 

2004) 

Italien 

40 

46 

55 

81 

Niederlande 

112 

127 

151 

1745) 

Japan 

98 

118 

158 

230 

USA 

170 

203 

251 

322 


^) Umrechnung auf der Basis der jeweiligen Kaufkraftpa- 
ritäten 

2) ab 1979 mit den Vorjahren nicht voll vergleichbar, we- 
gen der Einbeziehung eines erweiterten Kreises kleiner 
und mittlerer Unternehmen 

3) 1978 

^) vorläufige Angabe 

5) 1980 

Quelle: OECD 


3. Bei der Finanzierung der Bruttoinlands aus ga- 
ben für FuE ist ein etwas differenzierteres Bild 
festzustellen. Der Anteil des Wirtschaftssektors, 
der außer in der Bundesrepublik Deutschland 
auch in Japan, Italien, Schweden und Belgien 
bei über 50% liegt, erreicht bei anderen großen 
Industrienationen wie z. B. den USA, Frankreich 
und Großbritannien nur einen Anteil zwischen 
40% und 50%. 

Bei der Durchführung von FuE in den einzelnen 
Sektoren zeigt sich in fast allen OECD-Mitglied- 
staaten, daß der Wirtschaftssektor den stärksten 
Anteil ausmacht. In den meisten Staaten liegt 
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Schaubild 11/20 
(vgl. Tab. VII/25) 


Finanzierung und Durchführung von FuE nach Sektoren in ausgewählten 
OECD-Staaten 1981 


I Wirtschaftssektor 


100 %- 










Wirtschafts- 

sektor 


Staats- 1 

Sektor | 

1 1 sonstige ' 

1 1 inländische Quellen 



Ausland 


uStruktur unterstellt wie 19 78(GB) bzwl979(NL) 
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der Anteil dieses Sektors bei über 60%; insbe- 
sondere sind hier außer der Bundesrepublik 
Deutschland die USA, Großbritannien, Belgien, 
Schweden und Japan zu nennen (vgl. Schaubild 
11 / 20 ). 

4. Die Entwicklung des FuE-Personals nach Perso- 
nalgruppen und Sektoren (auf Vollzeit umge- 
rechnet) geht aus Tabelle VII/38 hervor. Die 
hohe Zahl der in FuE Beschäftigten in Japan ist 
in ihrer Vergleichbarkeit eingeschränkt, da 
diese Daten nicht auf Vollzeit umgerechnet 
sind. 

Einen Überblick über den Anteil des FuE-Perso- 
nals insgesamt und der Forscher an den Er- 
werbspersonen in ausgewählten Staaten gibt 
Tabelle 11/25. 

Entsprechend der Verteilung der FuE-Ausgaben 
nach durchführenden Sektoren lag auch bei den 
in FuE Beschäftigten der Schwerpunkt in den 
meisten Staaten im Wirtschaftssektor (vgl. Ta- 
belle VII/38). 

Betrachtet man die Sozial- und Geisteswissen- 
schaften gesondert, so liegt der Schwerpunkt im 
Hochschulsektor. 

Die Gliederung nach Personalgruppen (For- 
scher, technisches Personal, sonstiges Personal) 
zeigt, daß die Forscher den stärksten Anteil ha- 
ben. 


5. In den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften kann die Entwicklung der öffentli- 
chen Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
für das jeweilige endgültige Haushalt-Soll bis 
zum Jahr 1982 verfolgt werden (vgl. Tabelle VII/ 
27). Schaubild 11/22 gibt einen Überblick über 
die entsprechenden Ausgaben insgesamt und je 
Einwohner in den einzelnen Mitgliedstaaten für 
1982. Eine differenzierte Gliederung nach For- 
schungszielen geht für 1982 und 1983 aus Tabelle 
VII/26 hervor. 

Die öffentlichen Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung haben sich in den Staaten der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften in der Zeit von 1975 
bis 1982 von 11,5 Mrd auf 26,6 Mrd ERE*), also 
um 130%, erhöht. Die durchschnittliche jährliche 
Zuwachsrate liegt bei 12,7%. Der FuE-Anteil am 
gesamten Haushaltsvolumen der Mitgliedstaa- 
ten, der 1975 noch 3,6% betrug und sich bis 1980 
auf 3,1% ermäßigte, hat in den letzten Jahren 
wieder etwas zugenommen und lag 1982 bei 
3,2%. Der Anteil der FuE-Aufwendungen am 
Bruttoinlandsprodukt hat sich in den EG-Mit- 
gliedstaaten von 1% im Jahr 1975 — nach einem 
Rückgang bis 1979 — auf 1,1% im Jahr 1982 
erhöht. 


*) ERE = Europäische Rechnungseinheit (1983 = 2,37 
DM) 


Tabelle 11/25 


In FuE tätiges Personal je 1 000 Erwerbspersonen in ausgewählten Staaten 



1977 

1979 

1981 

Land 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

Bundesrepublik Deutschland 

12,5 

4,3 

13,5 

4,5 

13,6 

4,7 

Frankreich 

9,8 

3,0 

10,0 

3,2 

10,7 

3,7 

Großbritannien 



10,6 1) 

4,0^) 



Italien 

4,4 

1,8 

4,2 

2,1 

4,5 

2,3 

Niederlande 

10,8 

3,6 

10,5 

3,6 

10,1') 

3,2') 

Japan ^) 

10,4 

6,1 

10,7 

6,5 

11,4 

6,9 

Kanada 

5,1 

2,2 

5,2 

2,6 

5,5 

2,5 

USA 


5,6 


5,8 

• 

6,1 


1) 1978 

2) nicht mit anderen Staaten vergleichbar, da nicht auf Vollzeit umgerechnet 

3) 1980 

Quelle: OECD 
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Schaubild 11/21 
(vgl. Tab. VII/27) 




Dänemark 

I 


^Niederlande 


Bägien 


Bundesrepublik 

Deutschland 


ItäTien 


Aufwendungen 
in Mio. ERE^) 


Aufwendungen in ERE*' 
pro Einwohner 


Öffentliche Ausgaben 
für Forschung 
und Entwicklung 
in den Staaten 
der Europäischen 
Gemeinschaft 1982 


125 




53,2 


21,1 


116,3 


131,8 


Großbritannien 


264 


39.5 


134 


F rankrelch 


amn 


1 ) Die ERE ist eine Währungseinheit vom Typ “Währu ngskorb' ' , der sich aus festen Beträgen der Währungen der Mitgliedstaaten zusammensetzt, die insbesondere 3/84 

nach Maßgabe der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Staaten festgelegt sind (Def. vgl. Bulletin EG 1—1980), z, B. Stand: 30. Dezember 1982: 1 ERE = 

0,970072 US-Dollar bzw. 2,30154 DM. Quelle: Europäische Gemeinschaften 


Die Entwicklung der öffentlichen FuE-Ausgaben 
in den einzelnen Mitgliedstaaten ist recht unter- 
schiedlich. Die stärkste Zunahme ist in Italien 
zu verzeichnen, dessen durchschnittliche jährli- 
che Steigerungsrate von 1975 — 1982 22,1% be- 
trug. Ausschlaggebend hierfür ist insbesondere 
die Entwicklung der letzten Jahre und das nied- 
rige Ausgangsniveau. Auch für Großbritannien 
und Irland sind überdurchschnittliche jährliche 
Zuwachsraten zu verzeichnen; die Zuwachsrate 
Frankreichs entspricht dem Durchschnitt aller 
Mitgliedstaaten (12,7%). Die übrigen Staaten, 
auch die Bundesrepublik Deutschland, liegen 
mit ihren jährlichen durchschnittlichen Steige- 
rungsraten unter dem Durchschnittswert 

Gemessen an dem jeweiligen Haushaltsvolumen 
der Mitgliedstaaten zeigt sich, daß bei der Bun- 
desrepublik Deutschland und Frankreich der 


Anteil der FuE-Ausgaben in allen betrachteten 
Jahren über dem durchschnittlichen Anteil der 
EG-Mitgliedstaaten insgesamt gelegen hat Der 
Anteil in Großbritannien entspricht seit 1981 
dem Durchschnitt der EG-Mitgliedstaaten. Ein 
ähnliches Bild ergibt sich beim Anteil der FuE- 
Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt; hier liegen 
Großbritannien, Frankreich und die Bundesre- 
publik Deutschland in allen betrachteten Jahren 
über dem Durchschnitt der Staaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften (vgl. Tabelle VII/27). 

Volumenmäßig den stärksten Anteil an den 
FuE-Ausgaben der EG-Mitgliedstaaten (ausge- 
drückt in Mio ERE) haben die Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich und Großbritannien 
(vgl. Tabelle 11/26). Diese drei Staaten tragen zu- 
sammen über 80% zu den FuE-Ausgaben bei. 
Auffallend ist der erhöhte Anteil Italiens. 
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Tabelle 11/26 


Anteil der einzelnen Mitgliedsstaaten an den FuE- 
Ausgaben der Europäischen Gemeinschaften 


Staat 

1975 

1982 

Bundesrepublik 

Deutschland 

36,3 

30,6 

Frankreich 

27,7 

27,6 

Großbritannien 

20,6 

24,7 

zusammen . . . 

84,6 

82,9 

Italien 

4.9 

8,5 

Niederlande 

5,6 

4,9 

Belgien 

3.2 

2.1 

Irland 

0.2 

0,3 

Dänemark 

1,5 

1.0 

Griechenland 


0,3 

Insgesamt (EUR 10) . . . 

100,0 

100,0 


Quelle: EG 


Einen Überblick über die Gewichte der einzel- 
nen Forschungsziele an den gesamten öffentlich 
finanzierten FuE-Ausgaben der einzelnen Mit- 
gliedstaaten und der EG insgesamt sowie ihre 
Veränderung von 1975 auf 1982 geht aus Tabelle 
11/27 hervor. Kennzeichnend für alle Mitglied- 
staaten ist, daß das Ziel „Allgemeine For- 
schungsförderung“, in dem insbesondere die aus 
allgemeinen Hochschulmitteln finanzierte For- 
schung enthalten ist, den Hauptanteil aus- 
macht. 


Auf dieses Ziel, das auf Gemeinschaftsebene ein 
Drittel der öffentlichen FuE-Ausgaben absor- 
biert, entfallen in den Niederlanden mehr als 
50% der gesamten Forschungsausgaben. In der 
Bundesrepublik Deutschland liegt dieser Anteil 
gegenwärtig bei 40 %, während er in den übrigen 
Ländern zwischen 20 und 35% variiert. (Die ent- 
sprechenden Angaben Belgiens und Dänemarks 
sind für 1982 nicht voll vergleichbar, da diese 
beiden Länder einen Teil der aus allgemeinen 
Hochschulmitteln finanzierten FuE — aufgrund 
verbesserter Erhebungen — anderen For- 
schungszielen zugeordnet haben.) 

Die Konzentration der öffentlichen Forschungs- 
ausgaben in einem von zehn Kapiteln der sozio- 
ökonomischen Gliederung (NABS-1975) ver- 
mindert die Aussagekraft über die Ausgaben für 
die übrigen Forschungsziele. Durch die Zusam- 
menfassung gleichartiger Ziele können jedoch 
die wichtigsten Veränderungen in der Struktur 
der öffentlichen FuE-Finanzierung deutlich ge- 
macht werden. Die Tabelle 11/28 zeigt für die 
Gesamtheit der öffentlichen FuE-Ausgaben der 
zehn Mitgliedstaaten zwei weitere wesentliche 
Bereiche. Die Forschungsziele im technischen 
Bereich, die durch die Energieforschung (Kapi- 
tel 4 der NABS) und die Förderung der indu- 
striellen Produktivität und Technologie (Kapitel 
6 der NABS) geprägt sind, haben sich von 1975 
bis 1982 von 26% auf über 28% erhöht. Einen 
weiteren Schwerpunkt bildet die Verteidigungs- 
forschung (Kapitel 9 der NABS), die rd. V 4 der 
gesamten öffentlichen FuE-Ausgaben der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
bindet. Ausschlaggebend für diesen hohen An- 


^) Nomenclature pour l’Analyse et la Comparaison des 
Budgets et Programms Scientifiques 
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Tabelle 11/27 


Anteile der einzelnen Forschungsziele an den öffentlich finanzierten FuE -Mittel 


Forschungsziel gemäß NABS 1975 

D 

F 

I 

NL 

1975 

1982 

1975 

1982 

1975 

1982 

1975 

1982 

1. Erforschung und Nutzung der 
irdischen Umwelt 

1,8 

2.4 

3,0 

3,0 

1.1 

1,7 

1,0 

0,9 

2. Gestaltung der menschlichen 
Umwelt 

2,6 

3.4 

4,5 

3,5 

1.3 

1,5 

5,8 

5,9 

3. Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit . . . 

4,3 

5,8 

4,9 

5,7 

2,6 

5,5 

6,5 

5,1 

4. Erzeugung, Verteilung und ra- 
tionelle Nutzung der Energie 

10,5 

18,4 

8,6 

7,4 

17,6 

23,3 

4,5 

4,4 

5. Landwirtschaftliche Produkti- 
vität und Technologie 

1,9 

2,0 

3,8 

4,1 

3,0 

4,2 

7,6 

7,6 

6. Industrielle Produktivität und 
Technologie 

7,4 

11.7 

14,3 

11.2 

10,3 

19,4 

4,7 

10,5 

7. Probleme des Zusammenle- 
bens in der Gesellschaft 

4,9 

3,8 

1.1 

1,4 

1.4 

1,4 

7,2 

5,4 

8. Weltraumforschung und -nut- 
zung 

4,2 

4,2 

5,6 

4,3 

8,5 

4,1 

2,4 

3,3 

9. Verteidigung 

11.0 

8,5 

29,8 

35,4 

3,4 

4,8 

3,5 

3,0 

10. Allgemeine Forschungsförde- 
rung 

51,5 

39,8 

24,1 

23,4 

50,8 

33,8 

54,3 

53,2 

Mittel insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

davon ziviler Bereich 

89,0 

91,5 

70,2 

64,6 

96,6 

95,2 

96,5 

97,0 


Die Anteile summieren sich möglicherweise aufgrund von Auf- und Abrundungen und einer kleinen Zahl sonstiger, 
nicht einzuordnender Ausgaben nicht auf 100 %. 

2) EUR 9. 

Quelle: EG 
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Tabelle 11/27 


der Mitgliedstaaten der EG 1975 bis 1982 (Haushalts-Soll) in % 


B 

UK 

IRL 

DK 

GR 

EUR 10 

1975 

1982 

1975 

1982 

1975 

1982 

1975 

1982 

1975 

1982 

1975 2) 

1982 

2.5 

3,7 

0,7 

0.6 

2,9 

0.8 

1.7 

2,9 


6,0 

1,8 

2.0 

1,4 

3,8 

2.5 

1,1 

7.6 

8.2 

1,5 

3,1 


1,8 

3.1 

2,9 

3.8 

16,6 

3,2 

2,0 

7,0 

4.4 

7,6 

11,2 


11,2 

4,3 

5.1 

13,2 

9.2 

7.3 

5,3 

0.7 

3,7 

2,8 

11.2 


9,5 

9,3 

11,5 

4.4 

4.5 

4,4 

4.2 

40,8 

34,5 

9,7 

9,0 


24,0 

3.6 

3.8 

13.3 

15,8 

12,4 

6.5 

21,9 

17,9 

9,5 

17,3 


4.3 

10,6 

11,0 

4.9 

11,5 

1.0 

0.9 

6.7 

7.9 

4,2 

7,0 


8.9 

3.0 

2,5 

3.6 

4.7 

2.3 

1,9 

0.0 

1.5 

3,7 

3,4 


0,3 

4,3 

3.6 

0,7 

0,5 

46,4 

50,2 

0.0 

0.0 

0,7 

0.3 


0.0 

22,2 

25,3 

52,2 

29,8 

19,9 

27,3 

12,5 

21,1 

58,7 

34,8 


34,8 

37,5 

32.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

99,3 

99,5 

53,6 

49,8 

100,0 

100,0 

99,3 

99,7 

100,0 

77,8 

74,7 
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teil sind die entsprechenden Ausgaben des Ver- 
einigten Königreichs und Frankreichs, die 1982 
über 50% bzw. über 35% ihrer öffentlich finan- 
zierten FuE-Ausgaben für diesen Bereich veran- 
schlagten. In der Bundesrepublik Deutschland 
lag der entsprechende Anteil 1982 bei 8,5% der 
öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben. 

Tabelle 11/28 

Öffentlich finanzierte FuE-Ausgaben der Mitglied- 
staaten der EG nach Zielgruppen 

— in % — 



*) Vorläufiger Haushalt 
Quelle: EG 


12. Patent- und Lizenzbilanz 

der Bundesrepublik Deutschland 

1. Die Angaben über den Patent- und Lizenzver- 
kehr mit dem Ausland sind ebenfalls ein — 
wenn auch eingeschränkter — Indikator für den 
technologischen Entwicklungsstand der Bundes- 
republik Deutschland im internationalen Ver- 
gleich. Aufgrund der Patent- und Lizenzbilanz 
der Deutschen Bundesbank ergibt sich ein nach 
wie vor negativer Saldo in der Entwicklung der 
auslandsbezogenen Einnahmen und Ausgaben 
für Patente, Erfindungen und Verfahren in der 
Bundesrepublik Deutschland (vgl. Tabelle VII/22 
und VII/23). Trotzdem kann hieraus nicht auf 
eine „technologische Lücke“ in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gegenüber dem Ausland ge- 
schlossen werden. Hierauf hat die Bundesregie- 
rung wiederholt, zuletzt im Jahre 1981, hingewie- 
sen (Antwort auf die Kleine Anfrage vom 22. 10. 
1981, Drucksache des Deutschen Bundestages 
9/932). 

Die Vergabe von Lizenzen an Unternehmen im 
Ausland ist nur eine von mehreren möglichen 


Formen des Technologietransfers über die Gren- 
zen hinaus. Technisches Wissen wird z. B. auch 
durch Lieferung technologisch hochentwickelter 
industrieller Güter, durch Planung, Errichtung 
und Inbetriebsetzung kompletter, schlüsselferti- 
ger Produktions anlagen und in der an die Lie- 
ferphase sich häufig anschließenden Überwa- 
chung des Betriebs solcher Anlagen und Ausrü- 
stungen sowie in der Einweisung und der Aus- 
und Weiterbildung von Arbeitskräften des Ab- 
nehmerlandes übertragen. Die auslandsbezo- 
gene Patent- und Lizenzbilanz der Deutschen 
Bundesbank schließt nur diejenigen Transaktio- 
nen ein, die zu einer Zahlung führen. Nicht er- 
faßt werden also wissenschaftlich-technische 
Kooperationsabkommen, Direktinvestitionen, 
Zusammenarbeitsverträge, grenzüberschrei- 
tende Auftragsforschung, bei denen die Äquiva- 
lente nicht in Geldzahlungen ausgedrückt wer- 
den. 

2. Die statistischen Zahlen der Deutschen Bundes- 
bank zeigen bei einer längerfristigen Rück- 
schau, daß der Ausgabenüberschuß der aus- 
landsbezogenen deutschen Patent- und Lizenz- 
bilanz, der 1975 erstmals die Milliardengrenze 
überstieg, seit 1977 rückläufig ist und 1982 noch 
rd. eine Mrd DM ausmachte. Eine sachgerechte 
Beurteilung dieses Defizits macht es erforder- 
lich, zwischen Unternehmen ohne und mit maß- 
geblicher ausländischer Kapitalbeteiligung zu 
unterscheiden. Dabei zeigt sich deutlich (vgl. Ta- 
belle 11/29), daß Unternehmen ohne ausländi- 
sche Kapitalbeteiligung einen erheblichen Ein- 
nahmeüberschuß erzielt haben, der sich 1982 auf 
0,5 Mrd DM belief. Der Anteil dieser Unterneh- 
men an den gesamten Einnahmen aus Patenten, 
Erfindungen und Verfahren beträgt 87 %, wäh- 
rend er bei den Ausgaben nur rd. 24 % aus- 
macht. 

Die Unternehmen mit maßgeblicher ausländi- 
scher Kapitalbeteiligung haben demgegenüber 
nach wie vor einen Negativsaldo, der 1982 bei rd. 
1,5 Mrd DM lag. Ihr Anteil an den gesamten Aus- 
gaben für Patente, Erfindungen und Verfahren 
liegt bei 76 %, während er bei den Einnahmen 
13 % aus macht. 

3. Der Negativsaldo der Patent- und Lizenzbilanz 
der Unternehmen mit maßgeblicher ausländi- 
scher Kapitalbeteiligung läßt sich z. T. daraus 
erklären, daß die Schutzrechte bei den ausländi- 
schen Muttergesellschaften verwaltet werden 
und daß diese das ihnen von ihren Tochterge- 
sellschaften in der Bundesrepublik Deutschland 
überlassene technische Wissen in großem Um- 
fang nicht durch Lizenzgebühren im engeren 
Sinne vergüten. Soweit diese Vergütung in Form 
von Kostenverträgen zur Finanzierung von For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben geleistet 
wird, schlägt sie sich nicht in der Patent- und 
Lizenzbilanz nieder. Bei dieser Vergütungsform 
sind seit langem Überschüsse zu verzeichnen 
(vgl. Tabelle VII/24), die sich bis 1982 auf über 
300 Mio DM erhöht haben. An diesen Einnah- 
men haben inländische Tochtergesellschaften 
ausländischer Konzerne einen erheblichen An- 
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Tabelle 11/29 

Einnahmen und Ausgaben für Patente, Erfindungen und Verfahren 
nach Unternehmen ohne und mit ausländische(r) Kapitalbeteiligung 


Zeit 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

insge- 

samt 

Unternehmen 

insge- 

samt 

Unternehmen 

insge- 

samt 

Unternehmen 

ohne 

mit 

ohne 

mit 

ohne 

mit 

maßgebliche(r) ausländische(r) 
Kapitalbeteiligung 

maßgebliche(r) ausländische(r) 
Kapitalbeteiligung 

maßgebliche(r) 

ausländische(r) 

Kapital- 

beteiligung 

Mio DM 

% 

Mio 

DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio 

DM 

% 

Mio DM 

1975 

757 

716 

95 

41 

5 

1793 

410 

23 

1 383 

77 

-1 036 

4-306 

-1 342 

1976 

728 

654 

90 

74 

10 

1 746 

420 

24 

1326 

76 

-1 018 

-1-234 

-1 252 

1977 

778 

724 

93 

54 

7 

1 895 

462 

24 

1433 

76 

-1 117 

4-262 

-1 379 

1978 

884 

774 

90 

90 

10 

1937 

428 

22 

1 509 

78 

-1 073 

-K346 

-1419 

1979 

901 

820 

91 

81 

9 

1 952 

436 

22 

1 516 

78 

- 1 051 

-h384 

-1435 

1980 

1011 

922 

91 

89 

9 

2 079 

459 

22 

1 620 

78 

-1 068 

4-463 

- 1 531 

1981 

1 095 

993 

91 

102 

9 

2 143 

536 

25 

1 607 

75 

-1 048 

+ 457 

-1 505 

1982 

1 194 

1033 

87 

161 

13 

2 201 

524 

24 

1 677 

76 

-1 007 

+ 509 

-1 516 


Quelle: Deutsche Bundesbank 


teil. Bis 1981 hatten hieran die Tochtergesell- 
schaften amerikanischer Unternehmen den 
Hauptanteil, während der Schwerpunkt seit 1982 
bei Töchtern von Unternehmen aus anderen EG- 
Ländern liegt. 

4. Die Gliederung des auslandsbezogenen deut- 
schen Patent- und Lizenzverkehrs nach Wirt- 
schaftszweigen (vgl. Tabelle VII/22) zeigt, daß 
die wichtigsten Lizenzgeber und Lizenznehmer 
seit Jahren die elektrotechnische Industrie (ein- 
schließlich Datenverarbeitung), die chemische 
Industrie sowie die metallerzeugenden und -ver- 
arbeitenden Industrien sind; 1982 entfielen auf 
sie zusammen 86 % der Einnahmen und 65 % der 
Ausgaben. Der Hauptanteil auf der Ausgaben- 
seite entfiel mit 31 % (677 Mio DM) auf die elek- 
trotechnische Industrie. Auf der Einnahmeseite 
hat dieser Industriezweig nicht die gleiche Be- 
deutung. Hier betrug der Anteil rd. 24 % (285 Mio 
DM), so daß sich der Ausgabenüberschuß auf rd. 
390 Mio DM belief und damit 39 % des gesamten 
Defizits ausmachte. Demgegenüber war 1982 der 
Einnahmeüberschuß bei Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben der elektrotechnischen In- 
dustrie mit 225 Mio DM (vgl. Tabelle VH/24) 
relativ hoch und stellte ein Korrektiv zu dem 
hohen Defizit dar. 

Bei der chemischen Industrie hat der auslands- 
bezogene Patent- und Lizenzverkehr in den letz- 
ten Jahren weiter zugenommen. Besonders 
stark sind die Einnahmen gestiegen, so daß der 
Ausgabenüberschuß im Jahre 1982 bei nur 
43 Mio DM lag. Bei der Gruppe der metallerzeu- 
genden und -verarbeitenden Industrie eatfällt 
der größte Teil auf den Maschinenbau und den 


Fahrzeugbau. Bei letzterem ist seit einigen Jah- 
ren ein Einnahmeüberschuß zu verzeichnen, der 
sich 1982 auf 88 Mio DM belief. Hier sei erwähnt, 
daß auch die Kostenbeiträge zur Finanzierung 
von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in 
den metallerzeugenden und -verarbeitenden In- 
dustrien (vgl. Tabelle VII/24) einen sehr hohen 
Einnahmeüberschuß erzielt haben. 

5. Die regionale Aufgliederung der Zahlungen für 
Patente, Erfindungen und Verfahren (vgl. Ta- 
belle VII/23) zeigt, daß der Austausch von Tech- 
nologie zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Ausland weitgehend mit Indu- 
strieländern stattgefunden hat. Die Ausgaben 
fließen fast in voller Höhe dieser Staatengruppe 
zu. Den stärksten Anteil daran haben die USA. 

Auf der Einnahmeseite sind die Industrieländer 
mit rd. 86 % beteiligt; der Anteil der Entwick- 
lungsländer liegt nur bei ca. 10 %. Der Negativ- 
saldo in Höhe von ca. 1 Mrd DM (1982) wird 
durch die Industrieländer bestimmt. 

6. Ein internationaler Vergleich der Patent- und 
Lizenzbilanz (vgl. Tabelle VII/28), der im Gegen- 
satz zu der nationalen Darstellung auch Urhe- 
berrechte mit berücksichtigt, zeigt, daß nur die 
USA und Großbritannien über eine positive Pa- 
tent- und Lizenzbilanz verfügen. Der ebenfalls 
positive Saldo der Schweiz ist nicht dargestellt, 
weil sich aus den erhobenen Daten der Über- 
schuß aus dem Patent- und Lizenzverkehr nicht 
eindeutig bestimmen läßt Es fällt auf, daß vor 
allem Länder mit Überschüssen in der Patent- 
und Lizenzbilanz zugleich hohe Nettoauslands- 
anlagen in Form von Direktinvestitionen besit- 
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zen. Auffällig ist auch, daß Japan den stärksten 
Passivsaldo zu verzeichnen hat, der sich für das 
Jahr 1981 auf 2,8 Mrd DM erhöht hat. Für Frank- 
reich, dessen Ausgabenüberschuß bis zum Ende 
der 70er Jahre rückläufig war, ist der Negativ- 
saldo in den Jahren 1980 und 1981 deutlich höher 


als in den Vorjahren ausgefallen. Diese Gegen- 
überstellung zeigt, daß sich allein aus dem Saldo 
der Patent- und Lizenzbilanz des einzelnen Lan- 
des ohne Berücksichtigung weiterer Faktoren 
eine abschließende Aussage über dessen techno- 
logischen Stand nicht herleiten läßt 
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Teil III 

Schwerpunkte der Forschungs- und Technologieförderung des Bundes 


1. Allgemeines 

Die Forschungs- und Technologiepolitik der Bun- 
desregierung soll als Teil der Gesamtpolitik dazu 
beitragen, 

O unser Wissen über die Natur und den Menschen 
zu erweitern und zu vertiefen, 

O Ressourcen und Umwelt zu schonen, 

O Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern 
sowie 

O unsere wirtschaftliche Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit zu steigern. 

Im folgenden wird beschrieben, wie diese Ziele im 
Rahmen der einzelnen Schwerpunkte der For- 
schungs- und Technologiepolitik erreicht werden 
sollen. Insbesondere wird berichtet über wichtige 
Ereignisse, Entscheidungen und Weichenstellungen 
der Forschungsförderung des Bundes in diesen 
Schwerpunkten von 1981 bis 1983 und über die je- 
weiligen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten. 

Die 23 FuE-Schwerpunkte (Tabelle II/6 und Tabelle 
VII/8) gliedern sich beginnend bei den Schwer- 
punkten mit hohem Grundlagenforschungsanteil (A 
bis C) über Schlüsseltechnologien (D bis M) und die 
an Lebens- und Arbeitsbedingungen ausgerichteten 
Programme (N bis U) bis zur Ressortforschung (W), 
der Innovationsförderung (V) und der Wehrfor- 
schung und -technik (Y). Bei der Darstellung der 
Schwerpunkte werden i. d. R. die Zielsetzung der 
Förderung, Förderungsinstrumente, Ergebnisse 
und deren Nutzung, Folgerungen für die künftige 
Förderung, internationale Aktivitäten und die ent- 
sprechenden Ausgaben des Bundes genannt. 

Die Finanzzahlen umfassen die Projektförderung 
und die institutioneile Förderung. Sie beruhen auf 
einer Zuordnung aller Haushaltstitel des Bundes 
für Forschung und Entwicklung zu den FuE- 
Schwerpunkten. Soweit notwendig werden die Ist- 
Zahlen und Soll-Zahlen einzelner Titel anteilig 
mehreren Schwerpunkten zugerechnet Dies gilt 
insbesondere bei den Ausgaben für die Großfor- 
schungseinrichtungen. Abweichungen gegenüber 
dem Faktenbericht 1981 beruhen auf einer inzwi- 
schen verfeinerten Zuordnung der Ausgaben für die 
Großforschungseinrichtungen zu den Förderungs- 
schwerpunkten. 

Die dargestellten FuE-Schwerpunkte enthalten 
auch die Bundeszuwendungen an internationale 
Organisationen und für internationale Projekte. 


Die Zahlen sind der ressortübergreifenden DA- 
STAT*)-Datenbank des Bundesministers für For- 
schung und Technologie entnommen; bei den Beträ- 
gen für 1984 handelt es sich um die Ansätze des 
Bundeshaushaltsplans 1984. 

Bei den Finanzzahlen muß berücksichtigt werden, 
daß 

O eine anteilige Zuordnung der Schwerpunkte der 
Forschungsförderung zu den allgemeinen Zielen 
der Forschungsförderung nur schwer möglich 
ist, da diesen Zielen gerade möglichst gleichzei- 
tig und ungeteilt Rechnung getragen werden 
soll, 

O der Ausbau einer qualifizierten FuE-Kapazität 
in sich ändernden prioritären Bereichen nur be- 
grenzt zu beschleunigen ist. 


2. Darstellung der einzelnen 
FuE-Schwerpunkte 

2.1 Bereich A: 

Max-Planck-Gesellschaft, 

Deutsche Forschungsgemeinschaft, 
Fraunhofer-Gesellschaft, Aus- und Neubau 
von Hochschulen (FuE-Anteil) 

1. Dieser vornehmlich grundlagenorientierte 
Schwerpunkt umfaßt die Förderung der drei 
großen Trägerorganisationen der Forschung so- 
wie die Zuschüsse zum Aus- und Neubau der 
Hochschulen durch den Bund. Die Ausgaben 
sind zu fast 90 % der Grundlagenforschung zuzu- 
rechnen. Der Gesamthaushalt der Einrichtun- 
gen ergibt sich, wenn man die institutioneile 
Förderung durch die Länder sowie sonstige Ein- 
nahmen wie vor allem die projektbezogenen Zu- 
schüsse hinzurechnet, die zusätzlich zur institu- 
tioneilen Förderung aus anderen FuE-Schwer- 
punkten kommen. 

2. Die Max-Planck-Gesellschaft (MPG, vgl. auch 
Teil VI, Kapitel 3.2), Trägerorganisation für über 
50 Einrichtungen der Grundlagenforschung, hat 
sich in ihrer Institutsstruktur beweglich gehal- 
ten: Von 1972 bis Ende 1982 hat die MPG 17 
Institute und selbständige Abteilungen geschlos- 
sen, drei Schließungsentscheidungen waren 
noch nicht vollzogen. Zugleich wurden in dieser 
Zeit sieben neue Institute und acht neue Pro- 
jektgruppen — zum Teil als Vorläufer von Insti- 
tuten — gegründet. Der Haushalt A 1983 der 


') Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstati- 
stik; Ausgaben des Bundes 
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MPG (ohne Institut für Plasmaphysik — eine 
Großforschungseinrichtung, vgl. Teil VI, Kapitel 
2.3) beläuft sich auf rd. 817 Mio DM einschließ- 
lich 50 Mio DM an Projektmitteln. An institutio- 
neller Förderung bringen Bund und Länder 
737 Mio DM auf, davon der Bund 371 Mio DM. 

3. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG, 
vgl. auch Teil VI, Kapitel 1.2) beim Bund feder- 
führend vom Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft (BMBW) betreut, fördert als 
Selbstverwaltungsorganisation der Wissen- 
schaft vor allem die Hochschulforschung in al- 
len Disziplinen der Geisteswissenschaften, Ma- 
thematik, Biowissenschaften und der Natur- und 
Ingenieurwissenschaften. 

Ihre finanzielle Förderung gilt nicht nur einzel- 
nen Forschungsvorhaben oder größeren For- 
schungsprogrammen, sondern auch der Förde- 
rung des wissenschaftlichen Bibliothekwesens, 
der Ausstattung von Rechenzentren an den 
Hochschulen und der Unterhaltung bestimmter 
Hilfseinrichtungen der Forschung wie z. B. des 
Forschungsschiffes „Meteor“, eines Zentrums 
für sozialwissenschaftliche Umfragen, Metho- 
den und Analysen in Mannheim und eines Zen- 
tralinstituts für Versuchstiere in Hannover. Al- 
lerdings ist die DFG nicht Dauerträger solcher 
Einrichtungen. 

Im Jahre 1983 standen ihr rund 926 Mio DM zur 
Verfügung. Davon betrug der institutioneile 
Bundesanteil 1983 505,4 Mio DM. 

4. Die Fraunhofer-Gesellschaft (FhG, vgl. auch Teil 
VI, Kapitel 3.2), noch im weiteren Ausbau befind- 
liche Trägerorganisation für über 30 Einrichtun- 
gen der angewandten Forschung, arbeitet nach 
einem Modell der leistungsabhängigen Grundfi- 
nanzierung für Wirtschaft und staatliche Auf- 
traggeber. Neue Einrichtungen sind die Fraun- 
hofer-Institute für Arbeitswirtschaft und Orga- 
nisation in Stuttgart, für Mikroelektronik in 
Duisburg, für Produktionstechnologie in Aachen, 
für Solare Energiesysteme in Freiburg, für Toxi- 
kologie und Aerosolforschung in Hannover, für 
Transporttechnik und Warendistribution in 
Dortmund und die selbständige Abteilung für 
Mikrostrukturtechnik in Berlin. Der Gesamtauf- 
wand der FhG belief sich 1983 auf rd. 294 Mio 
DM. Der Anteil des Bundes an der institutionel- 
len Förderung betrug 1983 rd. 145 Mio DM. 

5. Der FuE-Anteil am Aus- und Neubau der Hoch- 
schulen wird mit 30 % des Gesamtansatzes dem 
Bereich A zugerechnet. Für 1983 standen im 
Bundeshaushalt für den Hochschulbau Mittel in 
Höhe von 1,23 Mrd DM zur Verfügung. Der dem 
Bereich A zuzuschlagende Forschungsanteil be- 
trägt somit 369 Mio DM. 

Mit diesen Mitteln werden in den Hochschulen 
u. a. wissenschaftliche Großgeräte für beste- 
hende Fachbereiche und Einrichtungen wie z. B. 
Beschleuniger, Vektorrechner und Kernspinto- 
mographen beschafft. Der Bundesanteil an den 
Beträgen für Großgeräte betrug 1983 etwa rd. 
100 Mio DM. Darüber hinaus werden die Mittel 
für bauliche Maßnahmen zur Forschung und für 


die Erstausstattung von neuen Gebäuden mit 
Forschungsgeräten eingesetzt. 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung für MPG, DFG, FhG und den 
Neu- und Ausbau von Hochschulen 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 


1981 

1982 

1983 

1984 

Wissenschafts- 





ausgaben 

1731 

1 882 

2 235 

2 239 

darunter FuE 

1 150 

1232 

1 357 

1385 

darunter: MPG, 





DFG, FhG 

911 

962 

988 

1 025 


2.2 Bereich B: 

Ausgewählte Bereiche der 
naturwissenschaftlichen Grundlagenforschung 

1. Ein hoher Stand von Grundlagenforschung ist 
Voraussetzung für das geistige und technische 
Leben in unserer Gesellschaft. In einem Land 
wie der Bundesrepublik Deutschland mit sei- 
nem hohen Lebensstandard, seiner hohen Ex- 
portorientierung und den begrenzten Boden- 
schätzen bildet naturwissenschaftliche Grundla- 
genforschung eine wichtige Basis für neue Tech- 
nologien und hilft damit die Wettbewerbsfähig- 
keit der Wirtschaft zu erhalten und zu verbes- 
sern und mit den natürlichen Ressourcen scho- 
nender umzugehen. Nur mit Spitzenleistungen 
kann heute der internationale Wettbewerb be- 
standen werden. Ein leistungsfähiges For- 
schungspotential entsteht in der Grundlagenfor- 
schung nur durch die stetige Förderung über 
viele Jahre. Schwankungen in der Finanzierung 
wirken sich empfindlich aus und verhindern 
Forschungskapazitäten hohen Leistungsstan- 
des. Im Rahmen einer kontinuierlichen Förde- 
rung der Grundlagenforschung stellt die Bun- 
desregierung u. a. Investitionsmittel für den Bau 
neuer Großgeräte für die experimentellen Na- 
turwissenschaften zur Verfügung. 

Naturwissenschaftliche Grundlagenforschung 
im Schwerpunkt B umfaßt die Forschungsberei- 
che: Elementarteilchen- und Kernphysik, Kern- 
und Schwerionenforschung, nukleare Festkör- 
perforschung, Forschung mit Synchrotronstrah- 
lung, Astrophysik an wissenschaftlichen Groß- 
geräten. Institutionell fördert der Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie hier das 
Deutsche Elektronen-Synchrotron (DESY) Ham- 
burg, die Gesellschaft für Schwerionenfor- 
schung (GSI) Darmstadt, das Hahn-Meitner-In- 
stitut für Kernforschung (HMI) Berlin, Teile der 
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Kernforschungsanlage Jülich (KFA) und des 
Kernforschungszentrums Karlsruhe (KfK, vgl. 
bei den vorgenannten Einrichtungen im einzel- 
nen auch Teil VI, Kapitel 2.3), das Kiepenheuer- 
Institut für Sonnenphysik in Freiburg (vgl. im 
einzelnen Teil VI, Kapitel 3.4) und das Institut 
für Spektrochemie und Angewandte Spektro- 
skopie (ISAS) in Dortmund. Er trägt auch die 
Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN), Genf, die Europäische Organisation für 
Astronomische Forschung in der südlichen He- 
misphäre (ESO), München, und das Institut Max 
von Laue — Paul Langevin (ILL) Grenoble mit 
(vgl. im einzelnen Teil V, Kapitel 1.1.3 und 2.2). 

2. Das Prinzip der Selbstorganisation und -Verwal- 
tung der Wissenschaft, wie es in der Max- 
Planck-Gesellschaft und der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft als den für die Grundla- 
genforschung maßgeblichen Einrichtungen ver- 
wirklicht ist, hat sich bewährt und wird weiter 
gestärkt. Auch die Grundlagenforschung in 
Großforschungseinrichtungen und in internatio- 
nalen Organisationen hat in der Wahl ihrer 
Ziele, Inhalte und Methoden die gleichen Frei- 
heiten. 

Die Förderung der Grundlagenforschung (siehe 
auch Teil II, Kapitel 6) durch die Bundesregie- 
rung umfaßt die institutioneile anteilige Förde- 
rung der MPG, der DFG, der nationalen und 
internationalen Großforschungseinrichtungen 
sowie die direkte Projektförderung an den 
Hochschulen. 

3. Als wissenschaftliche Ergebnisse aus der Groß- 
forschung seien zwei Beispiele der vergangenen 
vier Jahre genannt: 

— Bei der Gesellschaft für Schwerionenfor- 
schung (GSI) lassen sich durch Beschuß 
schwererer Kerne mit anderen schweren 
Kernen äußerst seltene und in ihrer Zusam- 
mensetzung exotische Kerne herstellen, de- 
ren Eigenschaften und Verhalten durch kern- 
physikalische und kernchemische Methoden 
untersucht werden. Hierzu bietet die GSI 
außerordentlich gute Voraussetzungen. So 
gelang die Synthese des schwersten bislang 
erzeugten Elements (Ladungszahl 109). Au- 
ßerdem erschlossen Wissenschaftler der GSI 
einen neuen Bereich der Kernphysik mit 
schweren Ionen sehr hoher Energie (in Ber- 
keley, USA), indem Kernmaterie bis auf 
die vierfache Dichte komprimiert werden 
konnte. 

— Bei der Europäischen Organisation für Kern- 
forschung (CERN), Genf, ist es einer Arbeits- 
gruppe gelungen, die seit langem gesuchten 
Träger der „schwachen Kraft“ nachzuweisen. 
Die schwache Wechselwirkung (oder auch 
Kraft) ist eine der vier fundamentalen Natur- 
kräfte, die in einer zusammenfassenden 
Theorie unter einheitlichen Gesichtspunkten 
zu beschreiben versucht wird (Glashow, 
Weinberg, Salam). Mit dem Nachweis ist der 
entscheidende Beweis für jene Theorie er- 
bracht, in der die ersten zwei der fundamen- 


talen Kräfte zu einer Kraft zusammengefaßt 
sind. 

4. Über die folgenden Anlagenentwicklungen ist zu 

berichten: 

— CERN hat mit dem Bau der größten Elek- 
tron-Positron-Speicherringanlage (LEP) der 
Welt begonnen. Damit wird ein neuer Ener- 
giebereich für weitere Experimente auf dem 
Weg zum Verständnis der fundamentalen 
Kräfte in der Natur eröffnet. 

— 1982 hat nach einer Modernisierung des Spei- 
cherrings DORIS bei DESY das Hamburger 
Synchrotron-Strahlungslabor (HASYLAB) 
seinen Betrieb wieder aufgenommen. Gleich- 
zeitig wurde mit den ersten Experimenten 
am Berliner Elektronenspeicherring BESSY 
begonnen. Damit stehen für Strukturuntersu- 
chungen mit Synchrotronstrahlung For- 
schern aus vielen Bereichen der Grundlagen- 
forschung umfangreiche, speziell für diese 
Zwecke errichtete Experimentiereinrichtun- 
gen zur Verfügung. 

— Beim ILL werden durch ein Modernisie- 
rungsprogramm und durch den Einbau einer 
weiteren Neutronenquelle mit sehr langsa- 
men Neutronen („kalte Neutronenquelle“) die 
Voraussetzungen geschaffen, am Höchstfluß- 
reaktor (Reaktor mit hohem Neutronenfluß) 
auch weiterhin ein international konkurrenz- 
fähiges Forschungsprogramm durchführen 
zu können. 

— Die Europäische Organisation für Astronomi- 
sche Forschung in der südlichen Hemisphäre 
(ESO) betreibt 12 Teleskope und hat zwei 
weitere, darunter ein 3,5 m-Teleskop „neuer 
Technologie“ (Metallspiegel), im Bau. Nach 
dem gegenwärtigen Einbau eines hochent- 
wickelten Fernsteuerungssystems und durch 
eine leichte und kompakte Bauweise wird 
dieses Teleskop zu den leistungsfähigsten 
Geräten der Welt gehören. Es ist zugleich 
eine wichtige Vorstufe für die Entwicklung 
eines neuen Großteleskops, des sogenannten 
Very Large Telescope (VLT), das ESO zur 
Zeit plant. ESO ist die europäische Koordi- 
nierungsstelle für die Sammlung und Aus- 
wertung der Daten, die mit dem Weltraumte- 
leskop gewonnen werden sollen, das derzeit 
von der NASA entwickelt wird und in der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre betriebsbereit 
sein soll. 

Mit Hilfe von ESO hat die europäische Astro- 
nomie den technologischen Vorsprung der 
USA weitgehend aufholen können. 

— Bei dem an der Universität Mainz betriebe- 
nen Elektronenbeschleuniger (Mainzer Mi- 
krotron) werden im Rahmen des Hochschul- 
bauförderungsgesetzes nunmehr auch die In- 
vestitionsmaßnahmen für die 3. Ausbaustufe 
mit einer vorgesehenen Leistung von 
840 MeV gefördert. 

Für die Nutzung dieses bisher einmaligen 
Elektronenbeschleunigers ist ein Sonderfor- 
schungsbereich „Mittelenergiephysik mit 
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elektromagnetischer Wechselwirkung“ gebil- 
det worden. 

5. Die internationale Zusammenarbeit in der 
Grundlagenforschung ist vielfältig. Neben den 
international organisierten Forschungseinrich- 
tungen wird bei der Errichtung und beim Be- 
trieb von Großgeräten eine zunehmende Ab- 
stimmung und Zusammenarbeit zwischen ein- 
zelnen Ländern angestrebt. 

FuE- Ausgaben des Bundes für ausgewählte 
Bereiche der naturwissenschaftlichen 
Grundlagenforschung 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

659 698 

746 806 


2.3 Bereich C: 

Polarforschung; Meeresforschung 
und Meerestechnik 

2.3.1 Polarforschung 

1. Am 5. Februar 1979 ist die Bundesrepublik 
Deutschland dem Antarktisvertrag beigetreten; 
seit dem 3. März 1981 ist sie Mitglied der Konsul- 
tativrunde des Vertrages. In Erfüllung der mit 
dem Beitritt zum Antarktisvertrag eingegange- 
nen Verpflichtungen fördert die Bundesregie- 
rung eine Reihe wichtiger Vorhaben. 

Die Arbeiten und Planungen werden zusammen- 
gefaßt im ,^ntarktisforschungsprogramm der 
Bundesrepublik Deutschland“. Ähnlich wie in 
der Meeresforschung umschließt das Programm 
alle Sparten der modernen Naturwissenschaf- 
ten. Beispiele für die interdisziplinäre Verknüp- 
fung von Einzelprojekten sind die Erforschung 
der Wechselwirkungen zwischen Meer, Eis und 
Atmosphäre, der Prozesse am Meeresboden 
oder der Einsatz der Fernerkundung für die ver- 
schiedenen Zweige der Erdwissenschaften, Me- 
teorologie und Ozeanographie. 

2. Getragen wird die Polarforschung in der Bun- 
desrepublik Deutschland durch 

O das 1981 gegründete Alfred-Wegener-Institut 
für Polarforschung (AWI) in Bremerhaven 
(vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 2.3), das als 
Großforschungseinrichtung von Bund 
(BMFT) und Land Bremen finanziert wird, 

O Forschungsanstalten (vgl. im einzelnen Teil 
VI, Kapitel 4) der Bundesministerien für 
Wirtschaft (BMWi) und Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (BML), 

O Hochschul-, Bund/Länder- und Max-Planck- 
Institute, die jeweils mit zusätzlichen Mitteln 
für Einzelprojekte durch die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft und die Bundesregie- 
rung unterstützt werden. 


Aufgabe des z. Z. noch im Aufbau befindlichen 
AWI ist die Förderung der Polarforschung durch 
eigene Forschungsarbeiten und durch Koordina- 
tion und technische Unterstützung der Polarfor- 
schung in der Bundesrepublik Deutschland. Das 
Institut hat feste Kooperationsabsprachen mit 
Universitäten. Zusammen mit den Max-Planck- 
Instituten für Meteorologie und Chemie in Ham- 
burg bzw. Mainz werden meteorologische, ozea- 
nographische und luftchemische Untersuchun- 
gen durchgeführt. Zusammenarbeit besteht mit 
der Bundesforschungsanstalt für Fischerei, der 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe, dem Deutschen Hydrographischen Insti- 
tut, dem Deutschen Wetterdienst, dem Institut 
für Angewandte Geodäsie, der Biologischen An- 
stalt Helgoland und weiteren Forschungsinstitu- 
ten des Bundes und der Länder. 

In der Logistik fällt dem Polarforschungsinstitut 
bundesweit die Aufgabe zu, für den Transport 
der Wissenschaftler, Techniker und Geräte zur 
Antarktisstation und in die Sommerlager zu sor- 
gen und technische Unterstützung zu geben. 

Im Schwerpunktprogramm „Antarktisfor- 
schung“ der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft (DFG) werden zahlreiche nationale und 
internationale Arbeiten u. a. der Meeresbiologie, 
Glaziologie, Mineralressourcen und Klimafor- 
schung gefördert. 

3. Im Süd-Polarsommer 1980/1981 errichtete eine 
Expedition die Georg-von-Neumayer-For- 
schungsstation im atlantischen Sektor der Ant- 
arktis. 1982 folgten der Bau der Filchner-Som- 
merstation und die Indienststellung des Polar- 
forschungs- und Versorgungsschiffes „Polar- 
stern“. Dieses eisbrechende Schiff stellt eine 
schwimmende Forschungsstation dar, die Arbei- 
ten im Treibeis zuläßt. Die „Polarstern“ dient 
Wissenschaftlergruppen aus der Ozeanographie, 
Biologie und Fischereiforschung, Geologie und 
Geophysik, Glaziologie, Klimaforschung, Luft- 
und Wasserchemie, Meteorologie und der Inge- 
nieurwissenschaften für ihre Forschungsarbei- 
ten. Neben Forschungsaufgaben versorgt das 
Schiff die Georg-von-Neumayer-Station, die 
Sommerstation auf dem Filchner-Schelfeis und 
Feldstationen. 1983 wurden die Polarflugzeuge 
Do 128-6 und Do 228-100 in Dienst gestellt. Sie 
transportieren Wissenschaftler und Material; die 
Do 228-100 ist darüber hinaus für aero-geowis- 
senschaftliche Untersuchungsaufgaben ausgerü- 
stet. 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe, Hannover, führte u. a. geologische Ex- 
peditionen in Nordvictorialand (GANOVEX I bis 
III) durch. 

Entsprechend dem Antarktisvertrag sowie dem 
auf ihm beruhenden Übereinkommen über die 
Erhaltung der lebenden Meeresschätze der Ant- 
arktis vom 20. Mai 1980 beteiligt sich die Bun- 
desrepublik an der Arbeit der Organe im Rah- 
men der Konvention zur Erhaltung der lebenden 
Meeresschätze der Antarktis und der Aushand- 
lung eines Regimes (internationale Vereinba- 
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rung) über mineralische Rohstoffe. Eine Sonder- 
konsultativtagung über mineralische Rohstoffe 
fand im Juli 1983 in Bonn statt. 

Die besonders schwierigen Aufgaben der Polar- 
forschung erfordern die Entwicklung neuer, 
technologisch und wissenschaftlich interessan- 
ter Geräte und Verfahren. Diese Innovationen 
kommen vor allem Wirtschaftssektoren mit an- 
spruchsvollen Aufgabenstellungen zugute. Zu 
nennen sind der Schiffbau, Fahrzeugbau, Appa- 
ratebau, Luftfahrtindustrie und die Elektronik- 
industrie. 

4. Die Erforschung des antarktischen Kontinents 
und seiner Gewässer übersteigt die Möglichkeit 
einzelner Staaten und zwingt zu einer intensi- 
ven internationalen Zusammenarbeit. Koordi- 
niert wird die Zusammenarbeit vom Scientific 
Committee on Antarctic Research (SCAR), des- 
sen nationales Sekretariat am Alfred-Wegener- 
Institut angesiedelt ist. Das AWI und andere 
Forschungseinrichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland beteiligen sich u. a. an den interna- 
tionalen Projekten „Biological Investigations of 
Marine Antarctic Systems and Stocks“ (BIO- 
MASS) und „Marginal Ice Zone Experiment“ 
(MIZEX). Geologen der Bundesanstalt für Geo- 
wissenschaften und Rohstoffe arbeiten eng mit 
Institutionen der USA und Neuseelands in Nord- 
victorialand zusammen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Polarforschung 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

107 91 

51 68 


2.3.2 Meeresforschung 

1. Die Meeresforschung hat vielfältige Bedeutung. 
Beim Erschließen neuer Fischbestände oder 
dem Aufsuchen von Erdöl- und Erdgaslagerstät- 
ten werden moderne Methoden der Meeresfor- 
schung angewandt. Die Entwicklung von Zu- 
kunftstechnologien bei der Erdöl- und Erdgas- 
förderung, dem Meeresbergbau, der Süßwasser- 
gewinnung und der Meßtechnik sind wesentli- 
che innovative Felder der Industrie. Zuneh- 
mende Bedeutung gewinnt die Verwendung von 
Fernerkundungsmethoden, Neben Fragen der 
weltweiten Schadstoffbelastung der Meere ist 
die Möglichkeit, größere Klimaveränderungen 
vorherzusagen,, von breitem Interesse. 

Meeresforschung ist eine multidisziplinäre Wis- 
senschaft. Ansätze zur Zusammenarbeit ver- 
schiedener Forschungsdisziplinen wurden in 
den Sonderforschungsbereichen der DFG gelegt 
und haben sich dort bewährt. Ein verstärkter 
Ausbau derartiger Gemeinschaftsvorhaben zwi- 
schen Fachdisziplinen und verschiedenen Insti- 
tutionen (Hochschulinstitute, Bundes- und Lan- 


desanstalten) ist für die Zukunft der Meeresfor- 
schung notwendig. Diesen Forschungsverbund 
gilt es zu stärken und auszubauen. 

2. Der Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie unterhält die Biologische Anstalt Helgo- 
land (vgl. Teil VI, Kapitel 4.10) und fördert ge- 
meinsam mit den Ländern Schleswig-Holstein, 
Bremen und Hessen drei Institutionen der Mee- 
resforschung in Kiel, Bremerhaven und Wil- 
helmshaven. Darüber hinaus berühren auch die 
Arbeiten einer Reihe weiterer Institutionen, die 
anderen Schwerpunkten zugeordnet sind, die 
Meeresforschung. So ist der Bundesminister für 
Verkehr über die Bundesanstalt für Gewässer- 
kunde, die Bundesanstalt für Wasserbau, den 
Deutschen Wetterdienst und das Deutsche Hy- 
drographische Institut mit Aufgaben zur Sicher- 
heit der Seeschiffahrt, des Wetterdienstes sowie 
mit Maßnahmen gegen die Meeresverschmut- 
zung sowie des Küstenschutzes befaßt (vgl. im 
einzelnen Teil VI, Kapitel 4.8). Der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft fordert meeresgeologische 
und seegeophysikalische Forschungsarbeiten 
durch die Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR, vgl. im einzelnen Teil VI, 
Kapitel 4.3). Wesentlichen Anteil an der Förde- 
rung der Meeresforschung hat auch der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bundesforschungsanstalt für Fi- 
scherei in Hamburg (vgl. Teil VI, Kapitel 4.4.6 
und auch Teil III, Kapitel 2.17 „FuE im Ernäh- 
rungsbereich“, Abschnitt „Fischwirtschaft“). 

Naturwissenschaftliche Forschung zur Ver- 
mehrung der grundlegenden Kenntnisse über 
das Meer und seine Ressourcen wird seit Jahr- 
zehnten mit Erfolg von den Hochschulen und 
den Forschungseinrichtungen des Bundes und 
der Länder gepflegt. 

Neben dieser institutioneilen Förderung wird 
die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit und 
Kapazität der Meeresforschung durch Zu- 
schüsse der Bundesregierung zu Einzelvorhaben 
(Projektförderung) erweitert. Bei zeitlich be- 
grenzten und aktuellen Aufgaben (umweit- und 
ernährungspolitische Fragestellungen, Entwick- 
lung von Geräten und Verfahren, Expeditionen 
usw.) gibt diese Projektförderung der Meeresfor- 
schung wichtige und unverzichtbare Anstöße. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 
unterstützt die drei marinen Sonderforschungs- 
bereiche „Wechselwirkung Ozean-Atmosphäre“, 
„Wechselwirkung Meer-Meeresboden“ und 
„Warmwassersphäre“. 

3. In den vergangenen Jahren wurden in der Ana- 
lyse und Überwachung der Meeresverschmut- 
zung Verfahren der Spurenanalyse verfeinert 
und standardisiert, so daß sie nun in die Routine 
Eingang finden können; es wurden grundle- 
gende Erkenntnisse über Methoden der Überwa- 
chung und marine Ökosysteme gewonnen. Der 
Versuch, durch Entwicklung eines numerischen 
Simulationsmodells zu einem quantitativen Ge- 
samtverständnis des Ökosystems zu gelangen, 
ist von dem gesteckten Ziel noch weit entfernt. 
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Die Nutzung der Möglichkeiten der Fernerkun- 
dung beginnt mit einigen erfolgreichen Vorha- 
ben langsam Teil der Meeresforschung zu wer- 
den. In der Grundlagenentwicklung der marinen 
Aquakultur ist eine Schwerpunktverschiebung 
zu umweltbedingten physiologischen Fragen in 
Intensivhälterungen erfolgt. Bei wissenschaft- 
lich und technologisch komplexen Fragestellun- 
gen, wie z. B. beim Untersuchen der mannigfalti- 
gen organischen Stoffe im Meerwasser und ih- 
rer Bedeutung für die belebte Umwelt oder bei 
der quantitativen Ermittlung des Schadstoffein- 
trags aus der Luft sind weitere Forschungsarbei- 
ten erforderlich. 

4. Zur strukturellen Weiterentwicklung der deut- 
schen Meeresforschung gehört die Verfügbar- 
keit ausreichender Forschungsschiffe. Mit dem 
Neubau des Polarforschungsschiffes „Polar- 
stern“ (1982) und dem geplanten Nachbau für 
das FS „Meteor“ wird dem Rechnung getragen. 

5. Die Ausdehnung küstenstaatlicher Regelungs- 
befugnisse, welche durch die 3. UN-Seerechts- 
konferenz bestätigt und begrenzt wurden, hat 
die Freizügigkeit der Meeresforschung weltweit 
entscheidend eingeschränkt. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland mit ihren kurzen Küsten ist 
von dieser Entwicklung besonders betroffen. 
Das neue Seerecht sieht für Forschung inner- 
halb einer Ausschließlichen Wirtschaftszone 
(200-Seemeilen [370 km]) die Genehmigung 
durch den jeweiligen Küstenstaat vor. Damit fal- 
len 90 % der heute nutzbaren Fischbestände und 
die meisten Erdöl- und Erdgaslagerstätten unter 
nationale Hoheitsansprüche. Andererseits hat 
die Seerechtskonferenz das Interesse vieler 
Länder an der Nutzung und Erforschung ihrer 
Küstengewässer gefördert. Da die Küstenstaa- 
ten neben Privilegien auch Pflichten erhalten, so 
zum Beispiel zur Reinhaltung des Meeres, zeich- 
net sich für die Staaten der Dritten Welt ein 
wachsender Bedarf an Forschungshilfe ab. Die 
deutsche Meeresforschung wird sich aufgrund 
ihres wissenschaftlichen Ansehens und ihrer 
wirtschaftlichen Kapazität einer entsprechen- 
den Forschungshilfe nicht entziehen können. 
Die bilaterale Zusammenarbeit mit Küstenstaa- 
ten erhält vor diesem Hintergrund für die Bun- 
desrepublik Deutschland wachsende Bedeu- 
tung. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitunter- 
zeichner der meisten bisher geschlossenen Kon- 
ventionen zur Reinhaltung der Meere. Die neu 
hinzugekommenen hoheitlichen Aufgaben gin- 
gen dabei zu Lasten des Sektors Forschung. 
Strukturell ist die Übernahme von Routinefor- 
schung und Beobachtungsaufgaben in die insti- 
tutioneile Förderung erforderlich. 

Der Anreiz zur Meeresforschung wächst mit der 
Verknappung der terrestrischen Ressourcen 
und dem wissenschaftlichen Verständnis globa- 
ler Zusammenhänge und Kreisläufe. Der wirt- 
schaftliche Aufwand, beim Meeresbergbau aber 
auch bei vielen Zweigen der Meeresforschung, 
macht eine internationale Kooperation notwen- 
dig. Am Tiefseebohrprogramm des US-Schiffes 


„Glomar Challenger“ beteiligten sich die Bun- 
desrepublik, Großbritannien, die Sowjetunion, 
Frankreich und Japan mit Finanzbeiträgen und 
wissenschaftlichem Personal. Das ökologische 
Forschungsprogramm BIOMASS in der Antark- 
tis und die meteorologisch-ozeanographischen 
Gemeinschaftsunternehmen der Meteorologi- 
schen Weltorganisation (WMO) sind weitere Bei- 
spiele internationaler Zusammenarbeit. Allge- 
mein orientieren sich die Forschungsperspekti- 
ven der Bundesrepublik Deutschland an den 
Diskussionen und Planungen internationaler 
Organisationen. 

2.3.3 Meerestechnik 

1. Gegenstand der Meerestechnik ist die Nutzung 
des Meeres und seiner Ressourcen einschließ- 
lich der Schiffstechnik. Ziel der Förderungsmaß- 
nahmen ist die Stärkung des Know-hows der 
Forschungseinrichtungen und der deutschen 
meerestechnischen Industrie, um einerseits 
Technologien zur Erschließung und Nutzung der 
Ressourcen des Meeres verfügbar zu haben, 
zum anderen die deutsche meerestechnische In- 
dustrie in die Lage zu setzen, moderne techni- 
sche Produkte und Verfahren international ver- 
markten zu können. Der Bundesminister für 
Forschung und Technologie fördert Forschung 
und Entwicklung auf den Gebieten 

O Marine mineralische Rohstoffe, 

O Offshore-Technik, 

O Schiffstechnik, 

O Vorhaben im Küsteningenieurwesen. 

2. An den Projekten sind Forschungseinrichtun- 
gen des Bundes, der Länder, die Hochschulen 
und sonstige Forschungseinrichtungen sowie 
meerestechnische Unternehmen beteiligt. Man- 
che Projekte werden in internationaler Verein- 
barung durchgeführt. 

3. Neben einem allgemeinen Zuwachs an Know- 
how konnten in Spezialgebieten, wie z. B. der 
Unterwasser- und der Explorationstechnik, ge- 
förderte deutsche Unternehmen international 
führende Stellungen einnehmen. In der Schiffs- 
technik wurden wesentliche Erfolge u. a. bei 
energiesparenden Maßnahmen sowie in der Eis- 
brechtechnik erzielt. Aufgrund der internationa- 
len Marktlage ließen sich jedoch die technologi- 
schen Verbesserungen nicht in dem wünschens- 
werten Umfang vermarkten. Die rückläufige 
Weltwirtschaftskonjunktur und die damit redu- 
zierten Umsätze des Rohstoff- und Energie- 
marktes bedingten auch eine Verzögerung des 
Bedarfs an fortgeschrittener Meerestechnik. 

Die Förderung der Meerestechnik soll mit Kon- 
zentration auf marktträchtige Gebiete fortge- 
setzt werden. 

4. Auf den Gebieten 

O Marine mineralische Rohstoffe und 
O Offshore-Technik 

arbeiten deutsche Stellen mit verschiedenen In- 
dustrie- und Entwicklungsländern zusammen. 
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FuE-Ausgaben des Bundes für 
Meeresforschung und Meerestechnik 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

151 123 

133 158 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Polarforschung, Meeresforschung 
und Meerestechnik 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

258 214 

183 226 


2.4 Bereich D: 

Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

1. Die Förderungsmaßnahmen der Bundesrepublik 
Deutschland konzentrieren sich auf: extrater- 
restrische Forschung einschl. Erdbeobachtung, 
Anwendungssatelliten, Orbitalsysteme, die Trä- 
gerrakete ARIANE und allgemeine Programm- 
vorbereitung und -Unterstützung. Wesentliche 
Ziele sind: 

O Förderung der Grundlagenforschung, 

O Entwicklung der Weltraumtechnik und Nut- 
zung ihrer Ergebnisse für Innovationen in 
Wirtschaft und Verwaltung, 

O Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Raumfahrtindustrie, 

O Förderung der internationalen Zusammenar- 
beit. 

Schwerpunkte der Förderungsmaßnahmen 
sind: 

O Fortführung der extraterrestrischen For- 
schung, vor allem in der Erforschung des 
Sonnensystems und der Astronomie/Astro- 
physik sowie der Biologie und Medizin unter 
Weltraumbedingungen; 

O Ergänzung durch erdorientierte Forschun- 
gen über den Zustand der Landgebiete, der 
Atmosphäre, des Ozeans und der eisbedeck- 
ten Gebiete der Erde. Anwendungsgebiete 
sind z. B. Kartierung unerschlossener Gebie- 
te, Lagerstättenprospektion, Umweltüberwa- 
chung, Klimaforschung und Erdbebenvorher- 
sage; 

O Entwicklung von Rundfunk-(TV-SAT) und 
Fernmeldesatelliten bis zur Demonstration 
der Anwendungsreife. Einführung von Be- 
triebssystemen durch die Nutzer. Europäi- 
sches Fernmeldesatellitensystem (ECS) der 
Postverwaltungen, Bau/Bestellung des natio- 


nalen Fernmeldesatelliten „Kopernikus“ der 
Deutschen Bundespost; 

O Explorative Nutzung des Weltraums als La- 
bor für materialwissenschaftliche, verfah- 
renstechnische und biologisch-medizinische 
Untersuchungen mit Hilfe des bemannten 
Weltraumlabors (Spacelab) sowie rückführ- 
barer Raumplattformen; 

O Prüfung einer europäischen Mitwirkung am 
Aufbau einer künftigen amerikanischen 
Raumstation. Europäische Beiträge zur Inte- 
gration in dieses Orbitalsystem könnten 
Raumplattformen und bemannbare Module 
sein, die Europa auch zur Deckung des künf- 
tigen Eigenbedarfs entwickelt; 

O Verbesserung der europäischen Trägerrake- 
tentechnologie im Hinblick auf Zuverlässig- 
keit, Leistung und Kosten. 

2. Sowohl wegen des Großforschungscharakters 
der extraterrestrischen Forschung als auch we- 
gen der Nutzung der Raumflugtechnik für öf- 
fentliche Dienstleistungen, wie Fernmelde-, Ret- 
tungs- und Wetterdienste, bedürfen Weltraum- 
forschung und Weltraumtechnik der staatlichen 
Unterstützung in Form direkter Projektförde- 
rung. 

Die bodengebundene „extraterrestrische“ For- 
schung ist nicht dem Weltraumprogramm zuge- 
ordnet. Sie wird in der Max-Planck-Gesellschaft 
und in der ESO (vgl. im einzelnen Teil V, Kapi- 
tel 1.1.3 und 2.2) institutionell, von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft durch Einzelvorhaben 
gefördert. Hierzu dienen die neuen Geräte der 
optischen Astronomie (Sternwarten der Euro- 
päischen Organisation für Astronomische For- 
schung in der südlichen Hemisphäre (ESO) in 
Chile, die Observatorien des Instituts der Kana- 
rischen Inseln und der Max-Planck-Gesellschaft 
in Spanien) sowie der Radioastronomie (Radio- 
teleskope in der Bundesrepublik Deutschland 
und Frankreich). 

Die hohen Kosten und Risiken von Entwicklun- 
gen und Markteinführungen von Weltraumsy- 
stemen können im allgemeinen nicht von der 
Industrie getragen werden. In Teilbereichen 
zeichnen sich jedoch nach erheblichem, staatlich 
finanziertem Entwicklungsaufwand auch Mög- 
lichkeiten für eine eigenständige Rolle der Indu- 
strie ab. Bei den Kommunikationssatelliten bil- 
det sich ein wachsender kommerzieller Markt, 
der nur noch flankierend in speziellen neuen 
technologischen Bereichen der staatlichen Hilfe 
bedarf. Allerdings erfordert die Besonderheit 
dieses Marktes (in vielen Ländern sind die Fern- 
meldeorganisationen staatlich) bei Vermarktung 
von Produkten der Industrie staatliche (außen- 
politische) Mitwirkung. Bei den Wettersatelliten- 
Betriebssystemen beschaffen staatliche Nutzer 
Raumfluggeräte für öffentliche Dienste ohne 
Unterstützung durch Forschungs- und Entwick- 
lungsprogramme. Die Produktion und Ver- 
marktung der ARIANE einschließlich der Start- 
dienste wurden inzwischen einem europäischen 
Industrieunternehmen übertragen. 
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3. Wesentliche Ergebnisse der Förderung und de- 
ren Bewertung lassen sich wie folgt umreißen: 

— Extraterrestrische Grundlagenforschung 
In der extraterrestrischen Grundlagenfor- 
schung werden untersucht: 

O Struktur, Entstehung und Alter der Erde, 
des Sonnensystems und des Universums 
(Astronomie und Astrophysik), 

O Beziehungen 2 wischen Sonne und Erde, 
die Vorgänge auf der Sonne, im interpla- 
netaren Raum und in der Erdatmosphäre 
(solarterrestrische Beziehungen), 

O Einflüsse der Weltraumstrahlung und der 
Schwerelosigkeit auf den Menschen und 
biologische Organismen (Medizin, Biolo- 
gie). 

Die in den letzten zehn Jahren gewonnenen 
Ergebnisse der extraterrestrischen Grundla- 
genforschung halten dem internationalen 
Vergleich stand. In einigen Fällen wie z. B. 
der Erforschung des interplanetaren Raumes 
mit Hilfe der Sonnensonden HELIOS A und 
B hat die Bundesrepublik Deutschland eine 
herausragende Stellung erreicht 


Folgende Projekte werden durchgeführt: 

— Astronomie und Astrophysik 

O Röntgensatellit ROSAT mit britischer 
und amerikanischer Beteiligung, 

O Beteiligung an der Gamma Ray Oberser- 
vatory Mission der amerikanischen Welt- 
raumbehörde NASA, 

O Flug eines 1 m-Ultraviolett-Teleskops mit 
einer Höhenforschungsrakete in Zusam- 
menarbeit mit NASA, 

O Vorbereitung eines Infrarot-Teleskops 
(GIRL) für den Einsatz im Shuttle, 

O Auswertung der Beobachtungsergebnisse 
der Satelliten COS-B, EXOSAT und lUE 
der Europäischen Weltraumorganisation 
ESA; (vgl. im einzelnen Teil V, Kapi- 
tel 1.1.3 und 2.1), 

O Beteiligung an der wissenschaftlichen 
Vorbereitung des ESA-Astrometrie Sa- 
telliten HIPPARCOS sowie an der 
ESA/NASA Mission Space Telescope. 

— Solarterrestrische Beziehungen 

O Aeronomie 

Höhenforschungsprogramm MAPWINE 
als Beitrag zum internationalen Mittel- At- 
mosphären-Programm (MAP), 
Experimentelle Beteiligung am amerika- 
nisch-italienischen Aeronomiesatelliten- 
Projekt SAN MARCO-D, 

Auswertung der Satellitendaten AEROS 
A-hB und der PIONEER VENUS MIS- 
SION. 

O Magnetosphären- und Plasmaphysik 
Auswertung der Satellitendaten AZUR, 
HEOS-A, GEOS 1 -h 2 und ISEE, 


Entwicklung des drei Satelliten umfas- 
senden Projektes AMPTE in Zusammen- 
arbeit mit den USA und Großbritannien, 
O Interplanetarer Raum 

Auswertung der Daten des Sonnenson- 
denprojektes HELIOS A-hB, 
Experimentelle Beteiligung am ESA-/ 
NASA-Projekt INTERNATIONAL SO- 
LAR POLAR MISSION (ISPM), 

O Planeten- und Kometenforschung 

Auswertung von Meßdaten der NASA- 
Missionen VOYAGER l-h2, PIONEER 
VENUS und VIKING (Mars), 
Experimentelle Beteiligung an der NASA 
Jupiter Mission GALILEO, 

Experimentelle Beteiligung an der ESA 
Kometen Mission GIOTTO. 

— Biomedizin 

Experimentelle Beteiligung an der 1. SPACE- 
LAB Mission (FSLP) und der Deutschen Mis- 
sion (D 1) mit Instrumenten aus Biologie, Bo- 
tanik und Medizin. 

— Anwendungssatelliten 

O Im Rahmen des TELECOM-Programms 
der ESA wird das von den europäischen 
Postverwaltungen zu betreibende Fern- 
meldesatellitensystem ECS entwickelt. 
Der Satellit ECS 1 wurde am 16. Juni 1983 
mit ARIANE gestartet und steht seit dem 
12. Oktober 1983 den in EUTELSAT zu- 
sammengeschlossenen Fernmeldeverwal- 
tungen für den operationellen Betrieb zur 
Verfügung. 

O Für das weltweite Seefunk-Betriebssy- 
stem von INMARSAT werden von ESA 
zwei Satelliten MARECS beigestellt. Der 
erste Satellit wurde 1981 gestartet. Der im 
Juli 1982 durch einen Fehlstart verlorene 
zweite Satellit wird in der 2. Hälfte 1984 
durch MARECS B 2 ersetzt. 

O Im Rahmen eines deutsch-französischen 
Regierungsabkommens über die tech- 
nisch-industrielle Zusammenarbeit bei di- 
rektsendenden Fernsehrundfunksatelli- 
ten werden je ein deutscher und französi- 
scher Rundfunksatellit TV-SAT und TDF- 
1 gebaut; der Start ist für Ende 1985 vor- 
gesehen. 

O Im Rahmen der INTELSAT-Beschaffun- 
gen beteiligen sich deutsche Industrieun- 
ternehmen an der Herstellung von 15 Sa- 
telliten der INTELSAT V- und 6 Satelliten 
der INTELSAT VI-Reihe. Drei der INTEL- 
SAT V-Satelliten werden mit ARIANE ge- 
startet. Der erste Start erfolgte am 18. Ok- 
tober 1983. 

O Die Deutsche Bundespost hat drei natio- 
nale Fernmeldesatelliten (Kopernikus) 
für geschäftlichen Breitband-Datenver- 
kehr und Fernsehprogrammverteilung 
bestellt. Ein mitgeführtes 20/30 GHz-Ex- 
periment dient zur Erschließung höherer 
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Frequenzen zur Vorbereitung der späte- 
ren operationeilen Nutzung. 

O Für das europäische Wettersatellitensy- 
stem METEOSAT betreibt ESA weiterhin 
die präoperationeilen Satelliten METEO- 
SAT 1 und 2. Die Gründung einer künfti- 
gen Organisation für meteorologische Sa- 
telliten EUMETSAT wurde im Mai 1983 
beschlossen. ESA wird im Auftrag dieser 
Organisation drei operationeile Satelliten 
beschaffen, die vom ESA-Kontrollzen- 
trum ESOC in Darmstadt gegen Kosten- 
erstattung betrieben werden. Die Bundes- 
regierung ist bemüht, daß die Bundesre- 
publik Deutschland Sitzland von EUMET- 
SAT wird. 

O In der Erderkundung wurden vorberei- 
tende Arbeiten für die Entwicklung des 
ersten europäischen Mikrowellen-Satelli- 
ten ERS-1 zur ozeanographischen Beob- 
achtung unter Federführung einer deut- 
schen Firma begonnen. An Bord des 
SHUTTLE FALLET SATELLITE (SPAS) 
wurde ein Sensor für thematische Kartie- 
rung im optischen Bereich, der modulare 
optoelektronische Scanner (MOMS), zwei- 
mal erfolgreich getestet. Eine Reihenmeß- 
kammer wurde in SHUTTLE- bzw. SPA- 
CELAB-Flügen erprobt. Ein Mikrowellen- 
experiment MRSE zur Entwicklung wet- 
terunabhängiger Erdbeobachtungssenso- 
ren bedarf weiterer Entwicklung, da ein 
erster Test wegen technischer Störungen 
nicht durchgeführt werden konnte. Dar- 
über hinaus nimmt die Bundesrepublik 
Deutschland am EARTHNET-Programm 
durch Empfang und Auswertung von 
Fernerkundungssatelliten-Daten teil. 

Die gezielten Fördermaßnahmen bei den An- 
wendungssatelliten haben zu operationeilen 
Systemen geführt, die jetzt in die Hände der 
Nutzerorganisationen, wie der Post- und 
Fernmeldeverwaltungen oder der Wetter- 
dienste, übergehen. Die beteiligte Industrie 
wurde in die Lage versetzt, sich erfolgreich 
an internationalen Projekten, wie INTEL- 
SAT, zu beteiligen. 

— Orbitalsysteme, Weltraumlaboratorium SPA- 
CELAB 

Eine wichtige Aufgabe des europäischen 
Weltraumprogramms ist das Weltraumlabo- 
ratorium SPACELAB, das durch eine euro- 
päische Firmengruppe unter deutscher Füh- 
rung entwickelt wurde. 

O Die erste ESA/NASA-SPACELAB-Mis- 
sion^) wurde vom 28. November bis 9. De- 
zember 1983 erfolgreich durchgeführt. 
Hierbei flog ein deutscher Nutzlastex- 
perte erstmals bei einem Weltraumunter- 
nehmen mit. 


32 Experimente in den Bereichen Astronomie und Phy- 
sik der Sonne, Physik der Atmosphäre und Erdbe- 
obachtung, Plasmaphysik, Biowissenschaften, Werk- 
stofforschung und Verfahrenstechnik. 


O Eine deutsche SPACELAB-Mission D 1 
für Werkstofforschung und Verfahrens- 
technik, Biowissenschaften und Kommu- 
nikation/Navigation wird vorbereitet. Der 
Start ist für Juni 1985 vorgesehen. 

O Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt 
sich an der Entwicklung einer rückführ- 
baren wiederverwendbaren Raumplatt- 
form EURECA für Aufgaben der Mate- 
rial- und technologischen Forschung im 
Weltraum. 

O Eine europäische Beteiligung an der ame- 
rikanischen Raumstation wird geprüft. 

Das bemannte Orbitalsystem SPACELAB er- 
schließt erstmalig neue technologische For- 
schungsmöglichkeiten, für die das Arbeiten 
unter reduzierter Schwerkraft (sog. Mikro- 
gravitation) unerläßlich ist. 

— Trägerrakete ARIANE 

Die europäische Trägerrakete ARIANE 1 hat 
sich nach vier Erprobungsstarts für den ope- 
rationeilen Einsatz qualifiziert. Die Weiter- 
entwicklung zur ARIANE 2 und 3 mit höhe- 
rer Nutzlast verläuft planmäßig. 

O Das ARIANE 4-Programm wurde begon- 
nen. Es dient der weiteren Steigerung der 
Nutzlastkapazität der ARIANE und der 
Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit 
durch flexible Anpassung an den Nutz- 
lastbedarf von 2 000 kg bis 4 200 kg in die 
geostationäre Übergangsbahn. 

O Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt 
sich am Bau einer zweiten Startanlage in 
Französisch Guayana. 

O Deutsche Industrieunternehmen beteili- 
gen sich aufgrund des erworbenen Know- 
Hows durch nationale Förderung an der 
Vorbereitung der Entwicklung eines hoch- 
energetischen (kryogenen) Triebwerks 
für ein zukünftiges leistungsfähigeres eu- 
ropäisches Transportsystem. 

Mit dem erfolgreichen Abschluß der Ent- 
wicklung der ARIANE 1-Trägerrakete ver- 
fügt Europa nunmehr über ein eigenständi- 
ges Transportsystem. 

— Die Deutsche Forschungs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt (DFVLR vgl. 
im einzelnen Teil VI, Kapitel 2.3) trägt mit 
Studien und Vorentwicklungen zur Pro- 
grammvorbereitung und -Unterstützung der 
Raumflugforschung bei. Sie betreibt Ver- 
suchsanlagen und Bodenbetriebseinrichtun- 
gen und baut sie für zukünftige Einsätze 
aus. 

4. In der extraterrestrischen Forschung berück- 
sichtigt die deutsche Programmplanung neben 
den vorhandenen wissenschaftlichen Kapazitä- 
ten und den durch die Wissenschaftler gesetzten 
Prioritäten vor allem die sich bietenden Beteili- 
gungsmöglichkeiten an Programmen anderer 
Länder wie z. B. der USA/NASA und der euro- 
päischen Weltraumorganisation ESA. Das Pro- 
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jekt ROSAT in trilateraler Kooperation mit USA 
und Großbritannien leistet einen Beitrag zu ei- 
nem weltweiten Röntgen-Astronomie-Pro- 
gramm. Nach dem NASA- Projekt „Einstein“ und 
dem ESA-Projekt „EXOSAT“ bildet ROSAT die 
logische Verbindung zu dem von NASA in den 
90er Jahren geplanten Großprojekt „Advanced 
X-Ray Facility“. 

Bei den Nachrichten- und Wettersatelliten zeich- 
net sich nach erheblichem staatlich finanzier- 
tem Entwicklungsaufwand die Möglichkeit für 
eine eigenständige Rolle der Industrie ab. Es ist 
inzwischen ein technischer Stand erreicht wor- 
den, der es den Nutzern erlaubt, von ihnen benö- 
tigte Systeme bei der Industrie zu beschaffen. 

Nach den mit amerikanischen Erdbeobach- 
tungssatelliten (wie z. B. LANDSAT) gemachten 
Erfahrungen verlagert sich bei optischen Auf- 
nahmeverfahren die Entwicklung auf digitale 
Bildaufnahmesysteme. Um in der Erdbeobach- 
tung von Tageszeit und Witterungsbedingungen 
unabhängig zu sein, wird die Entwicklung von 
Mikrowellensensoren stärker vorangetrieben. 

Bei den Orbitalsystemen wird der Einsatz der 
Raumflugtechnik für Grundlagen- und anwen- 
dungsorientierte Forschung verstärkt. Die hier- 
bei erzielten Kenntnisse dienen der Verbesse- 
rung erdbezogener Herstellungsverfahren für 
metallische Werkstoffe, Verbundwerkstoffe so- 
wie Halbleitermaterialien. Als künftiges Orbital- 
system zeichnen sich die Errichtung einer 
Raumstation und der Einsatz von unbemannten 
Raumplattformen ab. 

Im ARIANE-Programm wird die europäische 
Trägerraketentechnologie zur Steigerung der 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit weiterent- 
wickelt. 

5. Wegen des in der Regel übernationalen Charak- 
ters der Weltraumaktivitäten bildet die Beteili- 
gung am Programm der Europäischen Welt- 
raumorganisation (ESA) nach wie vor ein we- 
sentliches Element des nationalen Weltraumpro- 
gramms. Die Förderung der internationalen Zu- 
sammenarbeit ist ein Ziel der nationalen Raum- 
fahrtaktivitäten. Neben der Mitwirkung in der 
ESA hat sich die transatlantische sowie die bila- 
terale Zusammenarbeit mit einer Reihe von 
Staaten (z. B. Frankreich, Großbritannien) be- 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

1984 

653 696 

762 758 


In den Ausgaben sind der deutsche Beitrag an die ESA 
und Anteile der Grundfinanzierung der DFVLR (33%) ent- 
halten. 


^) Der Bundesminister für Verkehr ist an der finanziellen 
Förderung der meteorologischen Satelliten (METEO- 
SAT) seit 1978 beteiligt (81: 6,9; 82: 6,1; 83: 3,0 Mio DM). 


währt; sie wird sowohl in unmittelbarer Koope- 
ration als auch im Wettbewerb fortgesetzt. 

Aus dem Sondervermögen der Deutschen Bun- 
despost sind zusätzlich für den Rundfunksatelli- 
ten TV-SAT folgende Mittel anzusetzen: 

1982 bis 1984 ca. 40 Mio. DM für terrestrische 
Einrichtungen, 1984 und 1985 je 70 Mio. DM für 
das Raumsegment. 


2.5 Bereich E: 

Energieforschung und Energietechnologie 

Trotz der gegenwärtigen Entspannung auf den 
Weltenergiemärkten und der erreichten Energie- 
einsparerfolge ist die Ausgangssituation für unsere 
Energieversorgung weiterhin problematisch: 

— Nach wie vor muß ein erheblicher Anteil an 
Energieträgern importiert werden. Politisch be- 
dingte Versorgungsstörungen können insbeson- 
dere beim Mineralöl nicht ausgeschlossen wer- 
den. Langfristig sind auch Preissteigerungen 
denkbar. 

— Die notwendigen Maßnahmen zur Verminde- 
rung der mit der Erzeugung und Nutzung der 
Energie verbundenen Umweltbeeinträchtigun- 
gen erfordern erhebliche finanzielle Mittel und 
weitere technologische Fortschritte. 

— Angesichts dieser Probleme bedarf unsere Ener- 
gieversorgung weiterer struktureller Anpassun- 
gen, insbesondere auch im Hinblick auf eine 
sparsame und rationelle Verwendung der Ener- 
gie. 

In einer marktwirtschaftlichen Ordnung hat der 
Staat langfristig angelegte energiepolitische Rah- 
menbedingungen zu setzen und durch eine pro- 
blemorientierte Energieforschung dazu beizutra- 
gen, daß dem Energiemarkt Alternativen zur Verfü- 
gung stehen, die auf unsere nationalen Vorausset- 
zungen und unsere Bedürfnisse als hochentwickel- 
tes Industrieland bestmöglich zugeschnitten sind. 

Die Bundesregierung fördert Energieforschung und 
-technik, die zur Lösung der aufgezeigten Probleme 
und zur gesamtwirtschaftlich zweckmäßigen An- 
passung und Weiterentwicklung des Energiesy- 
stems beitragen, insbesondere 

O zur mittel- und langfristig krisenfesten Versor- 
gungssicherheit, 

O zu einem preisgünstigen, die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit sichernden Energieange- 
bot, 

O zur Umweltfreundlichkeit des Versorgungssy- 
stems. 

Marktwirtschaftlichen Ansätzen ist zur Erreichung 
dieser. Ziele grundsätzlich der Vorzug zu geben. Die 
geeigneten staatlichen Rahmenbedingungen vor al- 
lem im Hinblick auf Umweltschutz, Ressourcen- 
schonung und Versorgungssicherheit sind zu set- 
zen. 

Es werden Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
bei Industrieunternehmen, Hochschulen, For- 
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schungszentren und Forschungseinrichtungen ge- 
fördert. 

2.5.1 Rationelle Energieverwendung 

Rationelle Energieverwendung als energiewirt- 
schaftliche Ausprägung des allgemeinen Wirt- 
schaftlichkeitsprinzips wird einen hohen Stellen- 
wert behalten, der auch in Phasen wachstumsbe- 
dingter Entspannung auf den Energiemärkten 
nicht vernachlässigt werden darf. Rationeller und 
sparsamer Umgang mit Energie läßt sich am wirk- 
samsten marktwirtschaftlich über den Preis reali- 
sieren. Bei real steigenden Energiepreisen wird der 
spezifische Energieverbrauch in Industrie, Verkehr 
und Haushalten weiterhin abnehmen. Neue Techni- 
ken werden zur Anwendung kommen, wenn sie Ko- 
steneinsparungen beim Verbraucher bzw. günstige 
Absatzchancen beim Hersteller versprechen. 

In den letzten zehn Jahren ist durch Forschungs- 
und Entwicklungsanstrengungen der technische 
Stand beachtlich verbessert worden. Beispiele sind 
Fernwärmenutzung sowie Wärmepumpen. Die Ent- 
wicklungsarbeiten konzentrieren sich jetzt auf 
Komponenten und Spezialanwendungen. In der Ei- 
sen- und Stahlindustrie können auf der Basis beste- 
hender Anlagenkonzeptionen technologische Ent- 
wicklungsarbeiten als nahezu abgeschlossen gelten. 
Hinsichtlich der Umsetzung in die Praxis bestehen 
allerdings Defizite. 

Die Anwendung der Techniken zur rationellen 
Energieverwendung voranzutreiben, ist in erster Li- 
nie Aufgabe der Wirtschaft und privater Investoren 
(insbesondere im Heizenergiebereich). Rationelle 
Energieverwendung zu fördern ist in gewissem Um- 
fang gleichwohl weiterhin eine Notwendigkeit. Dies 
gilt insbesondere für neuartige Techniken und Ver- 
fahren, die in erheblichem Maße zur Energieeinspa- 
rung beitragen können, deren Wirtschaftlichkeit 
aber oftmals noch nicht gegeben ist. 

2.5.2 Kohle und andere fossile Primärenergieträger 

Der einzige Energieträger, von dem in der Bundes- 
republik Deutschland größere Vorkommen lagern, 
ist die Kohle. Sie muß zur Sicherung der Energie- 
versorgung und unter Gewährleistung des Umwelt- 
schutzes genutzt werden. Für die Steinkohle bedeu- 
tet das kurz- und mittelfristig, den Absatz in der 
Kraftwirtschaft und im Wärmemarkt aufrechtzuer- 
halten und zu steigern. Langfristig muß der Berg- 
bau Anstrengungen unternehmen, damit neue Ab- 
satzmärkte eröffnet werden. Hierzu leistet staatli- 
che Projektförderung in Bergtechnik, Kraftwerks- 
und Feuerungstechnik sowie Kohleveredelung 
maßgebliche Hilfen. 

Bei fossilen Primärenergieträgern wird internatio- 
nal vor allem im Rahmen der Internationalen Ener- 
gieagentur lEA, Paris, zusammengearbeitet. 

Es gibt ferner bilaterale Projekte, z. B. mit Belgien 
(Untertagevergasung), mit den USA (Umwandlung 
von Methanol in Benzin), mit China (Kohleverede- 
lung) und mit Venezuela (Schweröl). 


2.5.2.1 Bergtechnik 

1. Ziel der Förderung der Bergtechnik ist es, den 
Bergbau auf dem gegenwärtig technologisch ho- 
hen Stand zu halten und weiterzuentwickeln 
und so die Wirtschaftlichkeit zu verbessern und 
staatliche Zuschüsse langfristig abzubauen. 

2. Bisher erstreckte sich die Förderung vor allem 
auf die Mechanisierung untertägiger Arbeitsab- 
läufe. 

Zur weiteren Verbesserung der Produktivität 
und Leistungsfähigkeit des Bergbaus werden 
neue technologische Schwerpunkte gefördert: 

O möglichst weitgehende Automatisierung der 
Arbeitsabläufe, 

O Technologien zur Bewältigung des Teufen- 
fortschritts sowie zum Abbau von Rest- und 
Randlagerstätten, 

O Verringerung von Umweltbelastungen durch 
den Bergbau. 

2.5. 2.2 Kraftwerks- und Feuerungstechnik 

1. Im Kraftwerkssektor werden Technologien un- 
terstützt, die hohe Umweltschutzanforderungen 
erfüllen und zugleich einen möglichst wirt- 
schaftlichen Betrieb ermöglichen. 

2. Die Entwicklung der atmosphärischen Wirbel- 
schichttechnik für kleine und mittlere Kraft- 
und Heizkraftwerke sowie von Verfahren zur 
Rauchgasentschwefelung waren erfolgreich. Zur 
Rauchgasreinigung konventioneller Kohlekraft- 
werke wurde die Stickoxidverminderung mit Er- 
folg gefördert. Beispielhaft ist das Modellkraft- 
werk Völklingen/Saarland. 

3. In Zukunft kommt der Entwicklung von Kraft- 
werksprozessen, die bereits von der Grundkon- 
zeption her die Anforderungen des Umwelt- 
schutzes an der Quelle berücksichtigen, beson- 
dere Bedeutung zu. Hierzu zählen die druckge- 
feuerte Wirbelschicht und die Kohledruckverga- 
sung. Durch den sogenannten Kombiprozeß 
(Gas-/Dampfturbinenprozeß) scheinen in Ver- 
bindung mit diesen Technologien sowohl eine 
Steigerung des Wirkungsgrades als auch eine 
Reduzierung der Schadstoffemissionen möglich. 
In Verbindung hiermit ist die grundlegende Er- 
forschung der Verbrennungsvorgänge eine wich- 
tige Aufgabe. 

2.5.2.3 Kohleveredelung 

1. Trotz der gegenwärtigen Beruhigung der Ener- 
gieversorgungslage muß weiterhin versucht 
werden, den energiepolitischen Handlungsspiel- 
raum soweit wie möglich zu erhalten bzw. auszu- 
weiten. Hierbei spielt die Kohleveredelung eine 
langfristig strategische Rolle, auch wenn die 
heute übersehbaren energiewirtschaftlichen Da- 
ten ihren wirtschaftlichen Einsatz in unserem 
Land allenfalls in Einzelfällen erwarten lassen. 
Da jedoch in den kommenden Jahren weltweit 
eine wachsende Nachfrage nach Kohleverede- 
lungstechnologie zu erwarten ist, ist ihre Weiter- 
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entwicklung auch unter industriepolitischen 
Aspekten von Interesse. 

2. 1982/83 wurde die industrielle Phase mit dem 
Baubeginn einer Anlage zur Braunkohleverga- 
sung und der Förderentscheidung der Bundesre- 
gierung für zwei Demonstrationsanlagen zur 
Steinkohlevergasung eingeleitet. Die Errichtung 
dieser Anlagen ist ein wichtiger Zwischen- 
schritt, mit dem ein großer Teil des Schwer- 
punkts Kohlevergasung im Energieforschungs- 
programm als erfolgreich abgeschlossen angese- 
hen werden kann. 

Auf der Grundlage des aus den 30er und 40er 
Jahren in Deutschland vorhandenen Know- 
hows ist seit 1974 erneut ein hoher Stand der 
Kohleverflüssigungstechnologien erreicht wor- 
den. Zwei Pilotanlagen sind in Betrieb. Hierfür 
haben die beteiligten Unternehmen, die beiden 
Bergbauländer und der Bund bisher rd. 1 Mrd 
DM auf gewendet. 

3. Zwar ist der breite Einstieg in die Steinkohlever- 
flüssigung in der Bundesrepublik aus wirt- 
schaftlichen Erwägungen noch nicht sinnvoll; 
andererseits ist jedoch die Fortentwicklung der 
Kohleverflüssigungstechnologie in ihren wich- 
tigsten Elementen geboten, weil nur so die indu- 
striell-technologische Spitzenposition der Bun- 
desrepublik Deutschland gehalten und die Ein- 
führung dieser Technologie zu tragbaren Kosten 
vorbereitet werden können. 

Als nächster Schritt ist über die großtechnische 
Demonstration der Steinkohleverflüssigung zu 
entscheiden. Die wirtschaftlichen Aussichten 
der Steinkohleverflüssigung in Verbindung mit 
den finanziellen Möglichkeiten sowohl der betei- 
ligten Unternehmen als auch der öffentlichen 
Hände erzwingen dabei eine Beschränkung auf 
nur eine Referenzanlage (Kohleeinsatz um 
1 Mio t/a). Über die im einzelnen notwendigen 
Förderinstrumente kann erst auf der Grundlage 
der konkreten Planungsdaten für die Referenz- 
anlage im Vorfeld eines Baubeschlusses ent- 
schieden werden. 

2.5.2.4 Andere fossile Primärenergieträger 

Die Förderung von Technologien zur Nutzung ande- 
rer fossiler Primärenergieträger ist neben der der 
Kohletechnologie vergleichsweise gering. Es han- 
delt sich dabei vor allem um fortgeschrittene Explo- 
rationstechnologien sowie um die Gewinnung und 
Verarbeitung unkonventioneller Öle, deren Vorräte 
weltweit die der konventionellen Mineralöle über- 
steigen, die aber heute noch mangels geeigneter 
Techniken weitgehend ungenutzt bleiben. 


2.5.3 Neue Energiequellen 

In dem Bemühen, die Energieversorgung weitestge- 
hend zu diversifizieren, werden auch nichtfossile 
Energiequellen erforscht, die unter annehmbaren 
ökonomischen und ökologischen Bedingungen ei- 
nen Beitrag zur langfristigen Energieversorgung 
leisten können. 


Regenerative Energieträger 

1. Der Anteil des durch diese Energieträger ersetz- 
baren Primärenergiebedarfs hängt vor allem da- 
von ab, mit welchen Kosten sie in die Nutzener- 
gien Strom und Wärme umgewandelt und ge- 
speichert werden können. Durch Nutzung rege- 
nerativer Energiequellen werden nicht nur fos- 
sile Brennstoffe gespart, sondern auch in ent- 
sprechendem Maße Schadstoffemissionen ver- 
mieden. Außerdem sind solche Energiequellen 
für Anwendungen von Bedeutung, wo keine Ver- 
sorgungsnetze bestehen. Deshalb wird die Ent- 
wicklung von Technologien zur zuverlässigen, 
wirtschaftlichen und umweltfreundlichen Nut- 
zung der regenerativen Energieträger geför- 
dert. 

2. Bislang wurden folgende Ergebnisse erzielt: 

Systeme zur Nutzung der Sonnenenergie, Photo- 
voltaikanlagen und kleine Windenergieanlagen 
werden inzwischen am Markt angeboten. Einer 
breiten Markteinführung stehen vor allem hohe 
Anschaffungskosten entgegen. Steuerliche An- 
reize sollen die Markteinführung erleichtern. 

Der Bau und Betrieb großer Anlagen (Solar- 
turm-Kraftwerk; GROWIAN) führten zu wichti- 
gen Erkenntnissen, die für den Bau weiterer An- 
lagen (z. B. von Windkraftwerken im Megawatt- 
Bereich) wertvoll sind. 

3. In Zukunft konzentriert sich die Förderung auf 
die Weiterentwicklung von Techniken zur solar- 
thermischen und photovoltaischen Sonnenener- 
gienutzung mit dem Ziel höherer Zuverlässig- 
keit und Wirtschaftlichkeit. Hinzu kommt die 
Realisierung technischer Konzepte zur mög- 
lichst kostengünstigen Nutzung der Windener- 
gie und die Förderung von Techniken zur Nut- 
zung der Biomasse. 

4. Internationaler Zusammenarbeit kommt in die- 
sem Bereich besondere Bedeutung zu, da die Er- 
probung von Anlagen in anderen — z. B. sonnen- 
reichen — Ländern unter günstigeren Bedin- 
gungen als bei uns möglich ist. Die Zusammen- 
arbeit wird bei Bau und Betrieb von Pilot- und 
Demonstrationsanlagen mit Entwicklungs- und 
Schwellenländern fortgesetzt, um damit auch 
die Exportchancen deutscher Hersteller zu erhö- 
hen. 

Ausgaben des Bundes für nichtnukleare 
Energieforschung und -technologie sowie 
Fusionsforschung 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 I 1984 

875 965 

879 856 


2.5.4 Kernenergie 

Bei der strukturellen Anpassung unserer Energie- 
versorgung wird die Kernenergie auch in Zukunft 
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eine große Rolle spielen. Kommerzielle Leichtwas- 
serreaktoren (LWR) haben bereits heute einen An- 
teil von ca. 20 % an der öffentlichen Stromversor- 
gung. Ihr Bau und Betrieb bedürfen nicht mehr der 
staatlichen Förderung. Die FuE-Förderung konzen- 
triert sich heute auf die Reaktorsicherheit, den 
Brennstoffkreislauf, insbesondere die Endlagerung, 
und die Entwicklung der fortgeschrittenen Reaktor- 
linien. 

2.5.4.1 Reaktorsicherheit 

Problemstellung, Zielsetzung und bisherige Er- 
gebnisse der Reaktorsicherheitsforschung sind un- 
ter dem Forschungsschwerpunkt „Sicherheitsfor- 
schung und Sicherheitstechnik“ (vgl. im einzelnen 
Teil III, Kapitel 2.14) ausgeführt. 

2.5.4.2 Brennstoffkrelsiauf 

Bei der nuklearen Energieversorgung bilden Kern- 
kraftwerke und Brennstoffkreislauf ein Gesamtsy- 
stem. Für eine sichere und wirtschaftliche Nutzung 
der Kernenergie müssen langfristig alle Kompo- 
nenten dieses Systems verfügbar sein. Nicht zuletzt 
aus diesem Grund ist die Beherrschung des gesam- 
ten geschlossenen Brennstoffkreislaufs und der 
Endlagerung wichtiges Ziel von Forschung und Ent- 
wicklung. 

Versorgung 

1. Die Kernbrennstoffe für die deutschen Kern- 
kraftwerke müssen aus dem Ausland bezogen 
werden. Deshalb hat die Bundesregierung die 
Diversifizierung der Bezugsquellen unterstützt. 
Durch langfristige Lieferverträge, durch die Be- 
teiligung deutscher Firmen an ausländischen 
Lagerstätten und durch das Anlegen von Sicher- 
heitsbeständen ist die Uranversorgung bis über 
1990 hinaus gesichert. Gefördert wird in Zukunft 
FuE zum Aufsuchen schwerauffindbarer Lager- 
stätten, zur Entwicklung verbesserter Gewin- 
nungsverfahren und zur Verhütung von Umwelt- 
belastungen. 

2. Bei der Urananreicherung wurden erhebliche 
Mittel bereitgestellt, um gemeinsam mit Groß- 
britannien und den Niederlanden eine europäi- 
sche Anreicherungskapazität auf der Basis des 
Gaszentrifugenverfahrens aufzubauen. Der Aus- 
bau dieser Kapazität ist rhit dem Baubeginn ei- 
ner Anreicherungsanlage mit Gasultrazentrifu- 
gen (GUZ) in der Bundesrepublik Deutschland 
1982 weit fortgeschritten. Nach einer Übergangs- 
phase wird die Urananreicherung künftig privat- 
wirtschaftlich getragen. Zusätzlich wird gemein- 
sam mit Brasilien das Trenndüsenverfahren zur 
Urananreicherung weiterentwickelt. Außerdem 
werden Grundlagenarbeiten zur Entwicklung 
des Laserverfahrens zur Urananreicherung 
durchgeführt. 

3. Als Beitrag zu den weltweiten Bemühungen, die 
Gefahr der Verbreitung von Kernwaffen zu ver- 
mindern, soll die Verwendung von hochangerei- 
chertem Uran bei Forschungs- und Materialtest- 
reaktoren auf ein Mindestmaß beschränkt wer- 
den. Deshalb werden Brennelemente entwickelt, 


die trotz niedriger Anreicherungsgrade die Ex- 
perimentiereigenschaften dieser Reaktoren nur 
wenig beeinflussen. 

Entsorgung 

1. Für die Teilschritte der Entsorgung — Lage- 
rung, Transport, Wiederaufarbeitung, Abfallbe- 
handlung und Endlagerung — regelt das Atom- 
gesetz die Verantwortlichkeiten zwischen Staat 
und Privatwirtschaft. Entsprechend konzentrie- 
ren sich die Forschungs- und Entwicklungsan- 
strengungen auf die Teile, in denen der Staat 
eine direkte Verantwortung hat oder in denen 
besonderes staatliches Interesse besteht. 

2. Transport und Lagerung werden von der Privat- 
wirtschaft zu den Bedingungen des Marktes als 
Dienstleistung durchgeführt. 

In der Wiederaufarbeitung wurden mit hohem 
Aufwand, insbesondere durch Bau und Ver- 
suchsbetrieb der Wiederaufarbeitungsanlage in 
Karlsruhe (WAK), durch die deutsche Beteili- 
gung am Bau und Betrieb der Eurochemic-An- 
lage in Mol/Belgien und durch die FuE-Arbeiten 
im Kernforschungszentrum Karlsruhe, das Wis- 
sen und die Erfahrung erarbeitet, welche die 
deutsche Industrie für Planung, Bau und Betrieb 
einer großen kommerziellen Anlage zur Wieder- 
aufarbeitung von Leichtwasserreaktor-Brenn- 
elementen benötigt. Auf dieser Basis plant die 
Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung 
von Kernbrennstoffen (DWK) derzeit die erste 
deutsche industrielle Wiederaufarbeitungsan- 
lage mit einer Kapazität von 350 Tonnen/ Jahr. 

Bei der Abfallbehandlung liegt der Schwerpunkt 
industrieller FuE-Anstrengungen in der Opti- 
mierung und Weiterentwicklung der Konditio- 
nierungsverfahren, während die staatlichen 
FuE-Arbeiten sich auf die Entwicklung der Pro- 
duktanforderungen aus der Sicht der Endlage- 
rung konzentrieren. Ein Beispiel für ein Koope- 
rationsvorhaben mit der Industrie ist die Ent- 
wicklung des Pamela-Verglasungsverfahrens 
zur Herstellung von Glasblöcken oder Glas-Me- 
tall-Verbundstoffen für die Endlagerung hochra- 
dioaktiver Abfälle. Eine entsprechende Pilotan- 
lage ist im Bau. 

FuE-Arbeiten zur geologischen Endlagerung bil- 
den den Schwerpunkt der staatlichen Förderung 
in der Entsorgung. Die untertägige Erkundung 
des Salzstocks Gorleben auf seine Eignung als 
Endlager für radioaktive Abfälle hat höchste 
Priorität. Die obertägige Erkundung durch um- 
fangreiche Bohrprogramme wurde 1982 abge- 
schlossen. 

3. Neben der untertägigen Erkundung des Salz- 
stocks Gorleben, die 1983 mit Vorbereitungen 
zum Abteufen der Erkundungsschächte begon- 
nen hat, laufen Untersuchungen zur Weiterent- 
wicklung der Methoden der Sicherheitsanalyse 
für die Endlagerung, zu Einlagerungstechniken 
für radioaktive Abfälle und baubegleitende FuE- 
Arbeiten zur Errichtung von Endlagern des Bun- 
des. 
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Schließlich wird, einem Auftrag der Regierungs- 
chefs von Bund und Ländern folgend, in einem 
bis 1984 laufenden Programm unter Führung 
des Kernforschungszentrums Karlsruhe (vgl. im 
einzelnen Teil VI, Kapitel 2.3) untersucht, ob sich 
bei der direkten Endlagerung abgebrannter 
Brennelemente entscheidende sicherheitsmä- 
ßige Vorteile gegenüber einer Entsorgung mit 
Wiederaufarbeitung ergeben können. 

Bestimmte Aufgaben können auch in Zukunft 
nur mit Hilfe staatlicher FuE-FÖrderung bewäl- 
tigt werden, so z. B. die Entwicklung der Wieder- 
aufarbeitungstechnologien für Schnellbrüter- 
Brennelemente und sicherheitsrelevante Fragen 
der Wiederaufarbeitung. 

4. Internationale Zusammenarbeit spielt gerade 
bei der Entsorgung eine wichtige Rolle. Beson- 
ders hervorzuheben ist die Zusammenarbeit mit 
den USA und der EG bei der Behandlung und 
Beseitigung radioaktiver Abfälle. Dazu finden 
gemeinsame Versuche im stillgelegten Salzberg- 
werk Asse statt, 

2.5.4.3 Fortgeschrittene Reaktoren 

Brutreaktoren 

1. Brutreaktoren können den Energieinhalt des 
Natururans 60 bis 70 mal besser nutzen als 
Leichtwasserreaktoren. Ihr Einsatz kann daher 
die Stromerzeugung aus Kernenergie praktisch 
importunabhängig machen. Allein das bereits 
vorhandene abgereicherte Uran aus dem LWR- 
Betrieb reicht für die Stromerzeugung auf heuti- 
gem Niveau mehrere hundert Jahre. Dieses 
große Potential begründet die Förderung von 
Entwicklungen in diesem Bereich, die risiko- 
reich sind und nicht von der Wirtschaft allein 
getragen werden können. 

2. Zur Erprobung der Brütertechnologie, insbeson- 
dere auch zum Testen von Brennelementen und 
Komponenten, wird seit 1977 im Kernfor- 
schungszentrum Karlsruhe neben einem um- 
fangreichen FuE-Programm erfolgreich die 
kompakte natriumgekühlte Kernreaktoranlage 
KNK II betrieben. — Der Bau des Prototypkern- 
kraftwerks SNR 300 bei Kalkar am Niederrhein 
war wegen erheblicher Termin- und Kosten- 
überschreitungen lange Zeit gefährdet. Durch 
den Kabinettbeschluß vom 26. April 1983 wurde 
der Weiterbau gesichert, nachdem Hersteller 
und Elektrizitätsversorgungsunternehmen ei- 
nen erheblichen Teil der Mehrkosten übernom- 
men hatten. Die Inbetriebnahme soll für Ende 
1985/Anfang 1986 beginnen. 

Über den Bau eines großen deutschen Brüterde- 
monstrationskraftwerks („SNR 2“) wird die 
Elektrizitätswirtschaft voraussichtlich Ende der 
80er/ Anfang der 90er Jahre entscheiden. 

3. Die hohen Kosten der Brüterentwicklung er- 
zwingen eine internationale Zusammenarbeit 
zwischen Regierungen, Forschungseinrichtun- 
gen, Herstellern und Betreibern der an der Brut- 
reaktortechnologie interessierten Länder. So 


wird der SNR 300 in Zusammenarbeit mit Bel- 
gien und den Niederlanden errichtet und betrie- 
ben werden. Am französischen Super-Phenix be- 
steht über ein deutsches Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen eine Beteiligung von etwa 
11 %. Auch für die Weiterentwicklung der Brut- 
reaktortechnologie einschließlich des Brenn- 
stoffkreislaufs bis zur Markteinführung besteht 
eine enge internationale Kooperation, vor allem 
mit Frankreich; zunehmend beteiligt sich Groß- 
britannien daran. Eine Vereinbarung über die 
Intensivierung und Harmonisierung der euro- 
päischen Brüterkooperation wurde am 10. Ja- 
nuar 1984 unterzeichnet. 

Hochtemperaturreaktoren 

1. Hochtemperaturreaktoren lassen sich neben der 
Stromerzeugung vorteilhaft bei Wärme-Kraft- 
Kopplung und für die Erzeugung von Prozeß- 
wärme auf hohem Temperaturniveau (800 bis 
1 000 °C) einsetzen. 

2. Schwerpunkt der öffentlichen Förderung 
(BMFT und Land NW) ist das im Bau weit fort- 
geschrittene Prototypkernkraftwerk THTR 300 
nach dem Kugelhaufenreaktorkonzept. Daneben 
besteht ein umfangreiches FuE-Programm in 
der Kernforschungsanlage Jülich (vgl. im einzel- 
nen Teil VI, Kapitel 2.3). Der THTR 300 hat, nach 
erheblichen Verzögerungen und Kostensteige- 
rungen, inzwischen die 1. Teilbetriebsgenehmi- 
gung für Null-Leistungsversuche erhalten; seine 
endgültige Fertigstellung ist für Ende 1985 ge- 
plant. 

Unternehmen der Energiewirtschaft prüfen zur 
Zeit die technisch-wirtschaftlichen Bedingungen 
für ein Nachfolgeprojekt auf der Basis der 
THTR-Technologie, das neben der Stromerzeu- 
gung auch für die Auskopplung von Prozeß- 
dampf in Betracht kommt. Dies erfolgt in Eigen- 
verantwortung der Wirtschaft. In den nächsten 
Jahren soll die erforderliche Material-, Kompo- 
nenten- und Verfahrensentwicklung die techni- 
schen Voraussetzungen für diesen HTR-Einsatz 
schaffen. Langfristig erscheint die Weiterent- 
wicklung des Reaktors zu einer Hochtempera- 
tur-Wärmequelle für Prozeßwärmeanwendun- 
gen z. B. bei der Kohleveredelung aussichts- 
reich. 

3. Eine begrenzte Zusammenarbeit wird mit den 
USA fortgeführt, wenn auch inzwischen unter- 

Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung in der nuklearen Energie- 
forschung und Energietechnologie 

— in Mio DM — 



Lst 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

1 147 1 784 

1 120 1 766 

1 632 1 607 

1 613 1 586 
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schiedliche Reaktorkonzepte verfolgt werden. 
Die Schweiz ist an einer weiteren Mitarbeit am 
deutschen HTR-Programm interessiert. Mit Ja- 
pan besteht eine Kooperation auf wissenschaft- 
licher Ebene. 

2.5.5 Kernfusion 

1. Die Erforschung der physikalischen Grundlagen 
der kontrollierten Kernfusion befindet sich zum 
Teil noch in der Phase der Grundlagenfor- 
schung. Langfristiges Ziel der Forschungsaktivi- 
täten ist der Bau eines Fusions-Demonstrations- 
reaktors um die Jahrhundertwende. 

Entsprechend diesem Ziel werden in drei Groß- 
forschungseinrichtungen (vgl. im einzelnen Teil 
VI, Kapitel 2.3) — Max-Planck-Institut für Plas- 
maphysik (IPP) Garching, Kernforschungsan- 
lage Jülich (KFA) und Kernforschungszentrum 
Karlsruhe (KfK) — Fusionsreaktor-Fragen in 
Großexperimenten untersucht. 

Um das angestrebte Ziel, Konzeption und Bau 
eines Fusions-Demonstrationsreaktors konzen- 
triert anzugehen, haben sich IPP und KfK zu 
einer Entwicklungsgemeinschaft Kernfusion zu- 
sammengeschlossen. 

2. Das deutsche Fusionsprogramm ist Teil des von 
ELTRATOM koordinierten europäischen Pro- 
gramms. Die Bundesrepublik beteiligt sich da- 
her auch an dem gerade in Betrieb genommenen 
Tokamak-Großexperiment JET (Joint European 
Torus). 

Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 

und Entwicklung im Förderschwerpunkt Energie - 
forschung und Energietechnologie 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

V/issenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

2 022 2 750 

1 995 2 732 

2 511 2 463 

2 492 2 442 


In den Ausgaben sind auch große Anteile der Aus- 
gaben des Bundes für das Kernforschungszentrum 
Karlsruhe (KfK), die Kernforschungsanlage Jülich 
(KFA), das Max-Planck-Institut für Plasmaphysik 
(IPP), Garching bei München, und das GKSS-For- 
schungszentrum Geesthacht eingeschlossen. 


2.6 Bereich F: 

Forschung und Technologie zur 
Rohstoffsicherung einschlleßiich 
Wasserforschung ; Materiaiforschung 

Die Darstellung der Ziele und Maßnahmen der 
Bundesregierung wird im folgenden in den vier 
Teilschwerpunkten Mineralische Rohstoffe, Nach- 


wachsende Rohstoffe, Wasser- und Materialfor- 
schung beschrieben. 


2.6.1 Mineralische Rohstoffe 

1. Eine gesicherte Rohstoffversorgung ist für die 
Bundesrepublik unverzichtbar, da sie zwar etwa 
10 % der jährlich weltweit geförderten minerali- 
schen Rohstoffe verbraucht, aber nur mit weni- 
ger als 1 % an der Weltförderung beteiligt ist. 

Eine ausreichende Eigenversorgung besteht nur 
bei Kali- und Steinsalzen sowie bei einigen Stei- 
ne- und Erden-Rohstoffen. Deutsche Bergwerke 
sichern eine teilweise Eigenversorgung bei Blei 
(9%), Zink (28%), Schwerspat (43%), Flußspat 
(Säurespat 43 %) und Eisen (2 %). Die Förderung 
von Blei und Zink aus den deutschen Bergwer- 
ken dürfte bei der heutigen Bergbaukapazität 
und den heute bekannten Lagerstättenvorräten 
in 15 — 20 Jahren auslaufen. 

Die deutsche Industrie ist gezwungen, Auslands- 
bergbau zu betreiben. Dabei darf jedoch die Er- 
forschung heimischer Rohstoffvorkommen nicht 
vernachlässigt werden, da diese Lagerstätten bei 
Verknappungserscheinungen von besonderer 
Bedeutung sind. 

2. Die Förderung der Rohstofforschung durch den 
Bunde sminister für Forschung und Technologie 
erfolgt seit 1976 durch das Rahmenprogramm 
Rohstofforschung mit dem Ziel der Erweiterung 
der Rohstoffbasis und den Teilzielen: 

O Ausdehnung des Erkundungsbereichs für La- 
gerstätten (größere Tiefe, unerforschte Regi- 
onen), 

O Erhöhung der Aussagesicherheit von Such- 
methoden, 

O Erkundung bisher ungenützter Rohstoffvor- 
kommen, 

O Entwicklung neuer Verfahren zur Nutzung 
(erz-)armer und schwierig zu verhüttender 
Erze und 

O Leistungssteigerung der Bergbau- und Auf- 
bereitungstechnik. 

Bisher durchgeführte Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten betreffen u. a.: 

O Geophysikalische und geochemische Meßme- 
thoden (Aerogeophysikalische Verfahren für 
den Hubschraubereinsatz, Hochfrequenz-Ra- 
dar-Verfahren, transportable Röntgenfluo- 
reszenzanlage, magnetische Bohrlochsonde, 
gasgeochemische Verfahren u. a.). Teilweise 
werden diese Verfahren bei industriellen Ex- 
plorationen bereits eingesetzt; 

O Untersuchung von Lagerstätten in Tiefen bis 
zu 1 500 m im Harz, im rheinischen Schiefer- 
gebirge und im Gebiet der hessischen Senke; 
diese Untersuchungen werden inzwischen 
von der Industrie weitergeführt; 

O Lagerstättenforschungen im Ausland, die 
z. T. noch andauern (China, Kanada, Indone- 
sien, Oman, Peru, Philippinen); 
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O Verbesserung bei der Schürfbohrtechnik; 

O Entwicklung von Trennungsverfahren für la- 
teritische Chromerze; 

O Entwicklung von Abbauverfahren. 

Weitere Maßnahmen zur Förderung der Roh- 
Stoffsicherung erfolgen durch den Bundesmini- 
ster für Wirtschaft und den Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

Der Bundesminister für Wirtschaft unterstützt 
im Rahmen seines Förderprogramms zur Aufsu- 
chung von mineralischen Rohstoffen und Erd- 
gas Projekte der deutschen Industrie zur Er- 
schließung neuer Rohstoffquellen im In- und 
Ausland, sofern von diesen Vorhaben ein Bei- 
trag zur Verbesserung der Rohstoffversorgung 
der Bundesrepublik Deutschland oder der Euro- 
päischen Gemeinschaft zu erwarten ist. 

Gefördert wird das Aufsuchen solcher minerali- 
scher Rohstoffe, die auf lange Sicht, auch unter 
Berücksichtigung der Substitutionsmöglichkei- 
ten, für die deutsche Wirtschaft von erheblicher 
Bedeutung sind und bei denen mittel- oder lang- 
fristig mit länger anhaltenden Versorgungs- 
schwierigkeiten zu rechnen ist. 

Die für diesen Zweck vom Bundesminister für 
Wirtschaft zur Verfügung gestellten Mittel wer- 
den aber nicht als Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung angesehen und sind deshalb auch 
nicht in den Zahlenangaben dieses Berichts ent- 
halten. 

Im Rahmen der finanziellen und technischen 
Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern för- 
dert der Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit auch Vorhaben der Rohstoffer- 
kundung und Rohstoffgewinnung. Dabei handelt 
es sich um geowissenschaftliche Untersuchun- 
gen, z. B. der Lagerstättenkunde, Studien und 
bergbauliche Folgemaßnahmen. 

Dabei werden geowissenschaftliche Institutio- 
nen der Entwicklungsländer beispielsweise 
beim Erkunden und Erschließen von Erzvor- 
kommen (z. B. Buntmetalle, Uran, seltene Erden, 
Stahlveredler) unterstützt. Dies schließt insbe- 
sondere neben einer Verbesserung der techni- 
schen Ausstattung der Institutionen die Ausbil- 
dung der ausländischen Fachkräfte ein. 

Diese Zusammenarbeit trägt — auf partner- 
schaftlicher Grundlage — auch zur Sicherung 
der Rohstoffversorgung und zum Nutzen der 
deutschen Wirtschaft bei. Wirtschaftliche Kon- 
takte entstehen oder werden gefördert, Bezugs- 
quellen für Rohstoffe erschlossen oder erweitert, 
Kooperationen im Bergbau ermöglicht, Handels- 
partner entwickelt und Märkte erschlossen. 

3. Aufbauend auf den Ergebnissen und Erfah- 
rungen des bisherigen Rohstofforschungspro- 
gramms des BMFT wird die Projektförderung 
von geologischen und bergbaulichen For- 
schungsvorhaben auf dem Gebiet der mineralo- 
gischen, nichtenergetischen Rohstoffe zum Ab- 
schluß gebracht. 


Die zukünftige BMFT-Förderung wird sich auf 
die geowissenschaftliche Grundlagenforschung 
konzentrieren; 

Das 1983 angelaufene „Deutsche Kontinentale 
Reflexionsseismische Programm“ (DEKORP) ist 
ein erster Schritt, die kontinentale Erdkruste 
Deutschlands bis zu einer Tiefe von 40 km zu 
erforschen. Vorbereitungsarbeiten zu einem 
deutschen kontinentalen Tiefbohrprogramm 
sind angelaufen. 

Die Vorhaben der Geowissenschaften, wie 
DEKORP und Tiefbohrprogramm, sind einge- 
bunden in die weltweiten Bemühungen zur Un- 
tersuchung der kontinentalen Erdkruste, dem 
„Internationalen Lithosphärenprogramm“, das 
vom „International Council of Scientific Unions“ 
getragen wird. 

4. Die Förderung der Rohstofforschung im euro- 
päischen Rahmen erfolgt durch die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaft. Das erste Pro- 
gramm „Forschungs- und Entwicklungspro- 
gramm auf dem Gebiet der Primärrohstoffe“ 
hatte eine Laufzeit von vier Jahren (1978 bis 
1981) und unterstützte 141 Projekte mit 15,5 Mio 
ERE. Ein zweites Programm begann 1982 und 
soll bis 1985 weitergeführt werden. 

2.6.2 Nachwachsende Rohstoffe 

1. Unter nachwachsenden Rohstoffen versteht 
man Ein- und Mehrjahrespflanzen zur Gewin- 
nung von industriellen Roh- und Grundstoffen, 
die nicht im Nahrungsmittelbereich verwendet 
werden einschließlich der verwertbaren Rest- 
und Abfallstoffe. Nach ihren Hauptbestandteilen 
unterscheidet man stärke- und zuckerhaltige 
Rohstoffe, öl- und fetthaltige Rohstoffe, cellulo- 
sehaltige Rohstoffe sowie sonstige inhaltsstoff- 
reiche Pflanzen. 

2. Die Förderung des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie konzentrierte sich in 
erster Linie auf Forschungseinrichtungen des 
Bundes (grundfinanziert), Hochschulinstitute 
und Ingenieurfirmen kleiner und mittlerer 
Größe (projektfinanziert). 

3. Forschungsschwerpunkte und Ergebnisse der 
Forschung des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie waren z. B.: 

O Verfahren zur Verdichtung und Brikettie- 
rung von Biomasse; Maschinenentwicklun- 
gen wurden bis zur kommerziellen Reife ge- 
fördert. 

O Verbesserung der Verbrennungs- und Verga- 
sungstechnik für Stroh und Holzabfälle; um- 
weltfreundliche Feuerungsanlagen unter- 
schiedlicher Größe mit hoher Betriebssicher- 
heit und geringem Wartungsaufwand können 
angeboten werden. 

O Entwicklung, Optimierung und Erprobung 
der Biogastechnik durch Förderung von Ver- 
suchs- und Demonstrationsanlagen zur Er- 
zeugung von Biogas aus Abfällen der Tierhal- 
tung. 
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Ergebnis dieser Arbeiten ist ein umfassendes 
technologisches Know-how über Gewinnung 
und Nutzung von Biogas in der Landwirt- 
schaft. Hindernis bei der wettbewerbsfähi- 
gen Verbreitung dieser Technologie im länd- 
lichen Raum sind auch heute noch die zu 
hohen Investitionskosten. 

Im Berichtszeitraum neu aufgegriffene Schwer- 
punkte zur Gewinnung und Nutzung nachwach- 
sender Rohstoffe waren: 

O Züchterische Weiterentwicklung bestimmter 
Pflanzen mit den Zuchtzielen Massenertrag 
und definierte Inhaltsstoffe. Es zeigte sich, 
daß bei einjährigen zucker-Zstärkehaltigen 
bzw. öl-/fetthaltigen Pflanzen Ertragssteige- 
rungen um den Faktor 2 bis 3 und bei mehr- 
jährigen cellulosehaltigen Pflanzen (Baumar- 
ten) um den Faktor 4 bis 5 zu erwarten sind. 

O Anlage von forstwirtschaftlichen Versuchs- 
flächen mit schnellwachsenden Baumarten 
auf landwirtschaftlichen Grenzertrags- und 
Grünlandflächen zur Erzeugung von lignocel- 
lulosehaltiger Biomasse für verschiedene 
Verwendungszwecke. 

O Entwicklung neuer und Verbesserung vor- 
handener Verfahren zur Aufbereitung und 
Konversion nachwachsender Rohstoffe so- 
wie zur Extraktion und Anreicherung von 
Naturstoffen. 

Weitere Maßnahmen werden durch das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BML) durchgeführt: 

1981 wurde das Programm „Nachwachsende 
Rohstoffe“ aufgelegt. Grundlage dieses Pro- 
gramms war einerseits die Überlegung, daß die 
Land- und Forstwirtschaft — ebenso wie andere 
Sektoren der Volkswirtschaft — von den negati- 
ven Folgen steigender Rohstoff- und Energie- 
preise betroffen ist. Zum anderen war dafür be- 
stimmend, daß die Landwirtschaft neben der 
klassischen Aufgabe der Nahrungslieferung ei- 
nen ergänzenden Beitrag zur Rohstoff- und 
Energieversorgung zu leisten vermag und daß 
die Nutzung von Holz in herkömmlichen Berei- 
chen verstärkt und auf neue Verwendungs- 
zwecke ausgedehnt werden kann. Dadurch 
könnte in der Landwirtschaft gleichzeitig das 
Anwachsen der Überschüsse im Nahrungsbe- 
reich beseitigt werden. In der Forstwirtschaft 
könnten die bisher kaum genutzten erheblichen 
Mengen an Waldrestholz sowie die infolge der 
neuartigen Waldschäden zusätzlich anfallenden 
Holzmengen sinnvoll genutzt werden. 

Die Forschungsarbeiten im Geschäftsbereich 
des BML konzentrieren sich auf folgende Berei- 
che: 

O Weiterentwicklung von Verbrennungsanla- 
gen zur Nutzung der Rest- und Abfallstoffe 
(z. B. Holz oder Stroh) sowie Nutzung tieri- 
scher Abfälle durch weiterentwickelte Bio- 
gasanlagen zur Erzeugung von „Biogas“; 

O Forschungsarbeiten und Pilotprojekte zur 
technisch und ökonomisch optimierten Er- 


zeugung von Bioäthanol, z. T. auf der Grund- 
lage eigens hierfür produzierter Agrarer- 
zeugnisse, z. T. zur Nutzung von Rest- und 
Abfallstoffen; Erforschung einer breiten Pa- 
lette von Pflanzen mit erkennbarer Anwen- 
dungseignung und möglichen künftigen 
Marktchancen, insbesondere zur Äthanoler- 
zeugung, zur Öl- oder Stärkegewinnung, aber 
auch z. B. zur Faser- oder Pharmakaerzeu- 
gung. 

Die Forschungsarbeiten, an denen sich insbe- 
sondere die Bundesforschungsanstalt für Land- 
wirtschaft Braunschweig-Völkenrode (FAL), die 
Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holz- 
wirtschaft sowie die Bundesforschungsanstalt 
für Getreide- und Kartoffelverarbeitung (vgl. im 
einzelnen Teil VI, Kapitel 4.4) beteiligen, sind 
1982 mit 1,1 Mio DM angelaufen und werden 
zunächst bis zum Jahre 1985 fortgesetzt. Die ent- 
sprechenden Mittel wurden im Rahmen dieses 
Berichts beim Schwerpunkt R „FuE im Ernäh- 
rungsbereich“ (vgl. Teil III, Kapitel 2.17) miter- 
faßt. 

4. Die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften fördert im Rahmenprogramm Rohstoff- 
forschung ein Teilprogramm „Holz als erneuer- 
barer Rohstoff“. Im Programmzeitraum 1982 bis 
1985 werden Projekte in den Mitgliedstaaten mit 
einem Betrag von 10,9 Mio ECU unterstützt. 

In der Holzwerkstofftechnologie und der Forst- 
wirtschaft werden einige FuE-Vorhaben in bila- 
teraler Zusammenarbeit mit finnischen Part- 
nern durchgeführt. In der Holztechnologie ist 
außerdem eine Forschungskooperation mit Neu- 
seeland geplant. 

2.6.3 Wasserforschung 

1. Um die Wasserversorgung, insbesondere mit 
qualitativ einwandfreiem Trinkwasser, mengen- 
mäßig langfristig sichern zu können, müssen 
wirtschaftlich tragbare Methoden und Technolo- 
gien entwickelt werden zum Schutz bzw. Sanie- 
rung der Wasserressourcen, zur ökologisch und 
ökonomisch optimalen Wasserbewirtschaftung 
sowie zur Gewinnung, Aufbereitung, Verteilung 
und Einsparung von Wasser. Die erarbeiteten 
Erkenntnisse und Verfahren können auch einen 
wertvollen Beitrag zur Lösung der Wasserpro- 
bleme der Entwicklungsländer leisten. 

2. Gefördert wurden Projekte bei Wasserwerken, 
im Verbund mit Hochschulinstituten und Lan- 
desforschungsanstalten, bei Apparateherstellern 
und Ingenieurbüros. 

3. Ein wesentlicher Schwerpunkt der Arbeiten war 
die Trinkwassergewinnung aus kommunal und 
industriell belasteten Oberflächengewässern. 
Probleme kommen dabei insbesondere von 
schwer abbaubaren organischen Substanzen. 
Unter maßgeblicher Beteiligung der For- 
schungsstelle des Deutschen Vereins des Gas- 
und Wasserfachs (DVGW) in Karlsruhe wurde 
ein Verfahrenskonzept entwickelt auf der Basis 
der kombinierten Anwendung von Ozon, Aktiv- 
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kohle und einer entsprechend verbesserten Fil- 
trationstechnik. 

Sichtbares Ergebnis der Förderung sind acht 
Demonstrationswasserwerke, deren Kapazität 
dem Bedarf von ca. 5 Mio Menschen entspricht. 

Etwa 75% der deutschen Trinkwasserversor- 
gung hängen vom Grundwasser ab. Verschie- 
dene Gefährdungen des Trinkwassers sind in- 
zwischen bekannt, z. B. durch Düngemittel aus 
der Landwirtschaft oder Schadstoffinfiltratio- 
nen aus Deponien bzw. industriellen Altlasten. 
Deshalb steht das Thema Grundwasser im Mit- 
telpunkt der künftigen Förderung. 

Die Förderung von Forschung und Entwicklung 
zur Trink- und Brauchwasserversorgung durch 
die Bundesregierung umfaßt insgesamt die fol- 
genden Schwerpunkte: 

— Bewirtschaftung der nutzbaren Wasserres- 
sourcen: 

O Grundlagen für die Bewirtschaftung des 
Grundwassers, 

O Grundwasseranreicherung, 

O Sanierung von Grundwasserschäden, z. B. 
durch Aufbereitung im Untergrund, 

O Grundlagen für die Ausweisung von 
Trinkwasserschutzgebieten. 

— Trinkwassergewinnung, -aufbereitung und 

-Verteilung: 

O Reduzierung des Nitratgehaltes, 

O Enthärtung und Entfernung von Salzen 
und Säuren, 

O Qualitätssteuerung und Reduzierung der 
Entstehungskosten bei der Trinkwasser- 
aufbereitung, 

O Verbesserung der Kenntnisse über die ge- 
sundheitliche Bedeutung und Auswirkung 
von Inhaltsstoffen im Trinkwasser. 

— Brauchwasserversorgung, Wassereinspa- 
rung, Wasserwiederverwendung: 

O Brauchwasserver'sorgung mit produkti- 
onsangepaßter Qualität, um für die Trink- 
wasserversorgung geeignete Ressourcen 
zu schonen, 

O Entwicklung wassersparender Technolo- 
gien z. B. Wasserkreislaufverfahren, ab- 
wasserarme Produktionsverfahren, Ver- 
minderung von Leitungsverlusten, Was- 
sereinsparung im Haushalt. 

4. In der Wassertechnologie besteht seit vielen 
Jahren eine fruchtbare Zusammenarbeit zwi- 
schen wasserchemischen und hydrologischen 
Forschungseinrichtungen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Israel. Einige der dabei ent- 
wickelten Technologien der Wasseraufberei- 
tung, Wassergewinnung und Wasserwiederver- 
wendung sind auch für andere Länder geeignet. 

5. Die langjährige Förderung der Forschung und 
Entwicklung auf dem Gebiet der Meerwasser- 
entsalzung wird abgeschlossen. 


2.6.4 Materialforschung 

1. Ausgehend von der Bedeutung der Verfügbar- 
keit leistungsfähiger Materialien sowie im Blick 
auf die großen und gezielten Anstrengungen an- 
derer führender Industrieländer soll die bisher 
im Rahmenprogramm „Forschung zur Siche- 
rung der Rohstoffversorgung“ geförderte Werk- 
stofforschung zu einem Programm für Material- 
forschung weiterentwickelt werden. 

2. Die Vorhaben werden als koordinierte Projekte 
der Verbundforschung von Forschungsinstituten 
und Industrie gemeinsam durchgeführt. 

3. Schwerpunkte liegen in der Förderung der 
Stahlforschung, der Metallurgie, von metalli- 
schen und keramischen Hochleistungswerkstof- 
fen, Korrosion, Reibung und Verschleiß. Die För- 
derungsmaßnahmen trugen dazu bei, daß die 
Leistungsfähigkeit von Wissenschaft und Tech- 
nik in diesen von starkem internationalem Wett- 
bewerb geprägten Bereichen aufrechterhalten 
wurde. Die Bundesrepublik gehört in den geför- 
derten Gebieten mit zu den führenden Industrie- 
ländern. 

4. Das geplante Materialforschungsprogramm 
baut auf der bisher relativ breit angelegten För- 
derung in der Werkstofforschung und -entwick- 
lung auf. Sein übergreifendes Ziel ist es, durch 
Förderung langfristiger FuE-Projekte in Schlüs- 
selbereichen die Leistungs- und Wettbewerbsfä- 
higkeit der Industrie zu sichern und zu stärken. 

Als thematische Schwerpunkte wurden nach 
den Erfahrungen aus den bisherigen nationalen 
und internationalen Programmen und nach in- 
tensiven Beratungen mit zahlreichen Fachleu- 
ten folgende Bereiche ausgewählt: 

O Strukturkeramik, 

O Pulvermetallurgie einschließlich Pulverher- 
stellung, 

O Polymere mit speziellen Eigenschaften, 

O Verbundmaterial/Verbundbauweise, 

O metallische Hochtemperaturwerkstoffe. 

Polymerwerkstoffe (Werkstoffe auf Kunststoff- 
basis) nehmen aufgrund ihres Innovationspoten- 
tials eine besonders wichtige Stellung ein. Zu- 
sätzlich zum neugegründeten Max-Planck-Insti- 
tut für Polymerforschung in Mainz sollen an 
Hochschulen und Forschungsinstituten Schwer- 
punkte der Polymerforschung aufgebaut wer- 
den. Insbesondere soll aber die Umsetzung der 
in diesen Forschungsschwerpunkten erarbeite- 
ten wissenschaftlichen Resultate in neue Pro- 
dukte und Verfahren beschleunigt werden. Das 
kann gezielt nur durch eine verstärkte Koopera- 
tion zwischen Forschungsstellen und Industrie 
erreicht werden. Die staatliche Förderung soll 
sich deshalb auf Verbundprojekte konzentrie- 
ren, in denen Hochschul- und Industriefor- 
schung im engen Kontakt durchgeführt werden. 
Thematische Schwerpunkte sind die Bereiche: 
Polymere mit extremer Belastbarkeit, Polymer- 
legierungen, geordnete Copolymere, Oberflä- 
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chenmodifizierung, Polymere mit besonderen 
elektrischen und elektronischen Eigenschaften. 


FuE-Ausgaben des Bundes zur Rohstoffsicherung, 
einschließlich Wasserforschung; 
Materialforschung 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

357 386 

425 325 


2.7 Bereich G: 

Forschung und Technologie für boden- 
gebundenen Transport und Verkehr 

2.7.1 öffentlicher Nahverkehr 

1. Die Gestaltung und Bewältigung des Nahver- 
kehrs ist nach wie vor ein Schlüsselproblem für 
die künftige Entwicklung unserer Städte und 
Gemeinden. 

Im ländlichen Raum stützt sich die verkehrs- 
mäßige Erschließung vorrangig auf den Indivi- 
dualverkehr und ein leistungsfähiges Straßen- 
netz. Aber auch hier besitzen größere Teile der 
Bevölkerung kein Auto und sind damit auf eine 
angemessene Infrastruktur des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs angewiesen. Die Verbesse- 
rung des Nahverkehrs in ländlichen Räumen 
und ihre Verflechtung mit den Ballungsgebieten 
können durch bedarfsgerechte, benutzerfreund- 
liche Angebote mit genügender Kapazität, Netz- 
dichte und Bedienungshäufigkeit erreicht wer- 
den. Eine gute Verknüpfung mit dem Fernver- 
kehr soll sichergestellt werden. Ein solches Ver- 
kehrssystem setzt vorrangig die gleichzeitige 
Lösung technischer, organisatorischer und ord- 
nungspolitischer Aufgaben voraus. 

Demgegenüber hat in den Verdichtungsräumen 
und ihren Randgebieten die Investitionspolitik 
der öffentlichen Hand mit ihren Finanzhilfen 
für den Bau und Ausbau von Verkehrswegen 
des Schienen-Personennahverkehrs nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 
stärkeres Gewicht. 

Langfristig müssen im und mit dem öffentlichen 
Nahverkehr gegenüber absehbaren Änderungen 
in der Energie- und Rohstoffversorgung unseres 
Landes vorgesorgt und die zunehmend wichtiger 
werdenden Umweltschutz- und Sicherheitsfor- 
derungen erfüllt werden. 

Im Rahmen des Forschungsprogramms „Stadt- 
verkehr“ fördert der Bundesminister für Verkehr 
aus Mitteln des GVFG FuE-Arbeiten zur Verbes- 
serung der kommunalen Verkehrsverhältnisse. 
Sie dienen u. a. der Weiterentwicklung der wis- 
senschaftlichen Grundlagen der Verkehrsfor- 
schung und der Verbesserung von Planungs-, 
Bau- und Betriebskonzepten für vorhandene 


und neuartige Nahverkehrsmittel unter wirt- 
schaftlichen, rechtlichen, Verkehrs- und raum- 
ordnungspolitischen Aspekten. 

2. Seit 1972 fördert der Bundesminister für For- 
schung und Technologie im Rahmen direkter 
Projektförderung die Verbesserung und Weiter- 
entwicklung bestehender Nahverkehrssysteme 
und die Entwicklung neuartiger Nahverkehrssy- 
steme. 

— Bei den Bahnen im öffentlichen Personen- 
nahverkehr (ÖPNV) konzentrieren sich die 
Aktivitäten auf die Nahverkehrsbahnen, 
Stadtbahn und Regionalbahn 2000, die An- 
wendung von automatischen Betriebsfüh- 
rungssystemen, die Entwicklung neuer Fahr- 
zeugkomponenten unter Berücksichtigung 
moderner Technologien und die Entwicklung 
und den Einsatz neuer Wartungs- und In- 
standhaltungssysteme. Für die automatische 
Kabinenbahn (M-Bahn) ist eine Demonstra- 
tionsanlage in Berlin (West) im Bau, um die 
technische Funktionsfähigkeit und die be- 
triebliche Eignung des Systems nachzuwei- 
sen und damit die Zulassung für den öffent- 
lichen Nahverkehr zu erlangen. — Die 
H-Bahn, eine automatische Kabinenbahn in 
Hochlage, wird in Dortmund auf einer Ver- 
bindungsstrecke zwischen zwei Universitäts- 
komplexen abschließend betrieblich erprobt. 

— Bei dem Bussystem werden die Arbeiten am 
Spurbus (spurgeführtes Bussystem) und bei 
den energiesparenden und alternativen An- 
trieben weitergeführt. Die betriebliche De- 
monstration der entwickelten Komponenten 
beim Spurbus, die Entwicklung von neuarti- 
gen Hybrid-Antrieben und des Magnetmo- 
tors werden fortgesetzt. Im Bereich Betriebs- 
führung im ÖPNV müssen die Zulassungen 
der entwickelten Automatisierungssysteme 
(PUSH und SELTRAC) erreicht werden und 
die Betriebsleitsysteme BON (Betriebsleitsy- 
stem für den öffentlichen Nahverkehr) und 
BFB (Betriebsleitsystem für flexible Be- 
triebsweisen) fertiggestellt und im täglichen 
Einsatz erprobt werden. 

— Der Einsatz der neuen Nahverkehrstechnolo- 
gie hängt von ihrer technischen Betriebsreife 
und ihrer Wirtschaftlichkeit ab. Die Voraus- 
setzungen des GVFG für eine Förderung 
müssen erfüllt sein. Deshalb bedarf es Pha- 
sen der betrieblichen Erprobung, in denen 
das neue System seine bessere wirtschaftli- 
che und technische Leistungsfähigkeit ge- 
genüber herkömmlichen Systemen im prak- 
tischen Einsatz beweisen muß. 

2.7.2 Forschung und Technologie für Kraftfahrzeuge 
und Straßenverkehr 

1. Innerhalb des Verkehrssystems der Bundesre- 
publik Deutschland ist das Kraftfahrzeug das 
dominierende Verkehrsmittel sowohl im Perso- 
nen- als auch im Güterverkehr. Zur Zeit sind 
mehr als 29 Mio Kraftfahrzeuge, davon ca. 
24 Mio Personenkraftwagen, zugelassen, die 
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über 75 % der gesamten Personenverkehrslei- 
stung und fast 50 % der Gütertransportleistung 
erbringen. 

Die Attraktivität des Kraftfahrzeugs ist darin 
begründet, daß es seinem Benutzer gegenüber 
dem öffentlichen Verkehrsangebot individuelle 
Entscheidungsmöglichkeiten über Ziel, Weg und 
Zeitpunkt einer Reise bietet Der Individualver- 
kehr wird daher kaum an Bedeutung verlieren. 
Prognosen bis zum Jahr 2000 lassen einen weite- 
ren Anstieg der Zulassungszahlen erwarten. Da- 
mit stellt das Kraftfahrzeug auch in Zukunft ei- 
nen wesentlichen Faktor im Wirtschaftssystem 
dar. Die Zahl der Beschäftigten in der Kraftfahr- 
zeugindustrie und in den davon abhängigen 
Branchen unterstreicht die volkswirtschaftliche 
Bedeutung. 

Probleme ergeben sich aus den erheblichen Um- 
weltbelastungen durch schädliche Abgase, Si- 
cherheitsrisiken und den hohen Energiebedarf. 

Forschung und Technologie können diese Pro- 
bleme zwar nicht grundsätzlich beseitigen, aber 
spürbar mindern. Dazu reicht die Weiterent- 
wicklung der Kraftfahrzeuge allein nicht aus, 
sondern es sind zusätzliche Maßnahmen zur 
Verbesserung des Verkehrsablaufs erforderlich. 

2. Die Bundesregierung fördert in Ergänzung zu 
den Bemühungen von Industrie und Wissen- 
schaft Projekte, deren Realisierung im besonde- 
ren öffentlichen Interesse steht und die wegen 
hoher technologischer Risiken, hohen Finanzbe- 
darfs oder zur Erhaltung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit einer staatlichen Unter- 
stützung bedürfen. Darüber hinaus dienen die 
Ergebnisse der geförderten Vorhaben auch der 
Absicherung politischer Entscheidungen und 
der Vorbereitung gesetzlicher Maßnahmen. 

Die Förderung umfaßt neben systematischen 
Grundlagenuntersuchungen technische En,t- 
wicklungen mit den Schwerpunkten Kraftstoffe 
und Antriebe, Aufbau und Fahrwerk und Stra- 
ßenverkehrstechnologien. 

3. Die Erprobung alternativer Energien für den 
Straßenverkehr hat Ergebnisse gebracht, die Po- 
litik und Wirtschaft Entscheidungshilfen für die 
zukünftige Energieversorgung im Verkehrsbe- 
reich geben. 

Im Projekt „Forschungs-Pkw“ wurde nachgewie- 
sen, daß die unterschiedlichen Forderungen 
nach erhöhter Sicherheit, Reduzierung der Um- 
weltbelastung und Energieeinsparung in inte- 
grierten Fahrzeugkonzepten gleichzeitig er- 
reichbar sind. 

Mit der Erprobung des Autofahrer-Leit- und In- 
formationssystems (ALI) wurde gezeigt, daß der 
Verkehrsablauf durch fahrzeuginterne Informa- 
tionseinrichtungen verbessert werden kann. 

Weitere Forschungsprojekte befassen sich mit 
der Erhöhung der Verkehrssicherheit sowohl für 
Fahrzeuginsassen als auch für Fußgänger und 
Zweiradfahrer. Zur Verringerung der Umweltbe- 
lastung durch Lärm wird die Entwicklung lärm- 
armer Fahrzeugreifen gefördert. Neuartige Ma- 


terialien wie Keramik, Faserverbundwerkstoffe 
und Sandwichbauteile werden sowohl bei Aggre- 
gaten wie auch im Karosseriebereich eingesetzt 
und erprobt, um weitere Reduzierungen des 
Kraftstoffverbrauchs und eine Verringerung der 
Schadstoff- und Lärmemission zu erzielen. 


2.7.3 Fernverkehr — Bahnsysteme 

1. Der Schienenverkehr, der sich nach wie vor ge- 
gen die Konkurrenz des Straßen- und Luftver- 
kehrs behaupten muß, befindet sich in einer 
schwierigen wirtschaftlichen Lage. Zur langfri- 
stigen Sicherung eines ausgewogenen diversifi- 
zierten Gesamtverkehrssystems in der Bundes- 
republik Deutschland und in Europa werden die 
konventionelle Eisenbahntechnik durch den 
Einsatz neuer Technologien grundlegend weiter- 
entwickelt sowie ein neuartiges Magnetbahn- 
system für europäische Hochleistungsbahnen 
und für den Export erprobt. 

2. Über die Weiterentwicklung von Fahrzeugen 
und Anlagen hinaus, die von der Deutschen Bun- 
desbahn zur Verbesserung der Betriebseinrich- 
tungen in eigener Zuständigkeit wahrgenom- 
men wird, soll im Förderprogramm Rad-Schie- 
ne-Technik das Entwicklungspotential des 
Transportsystems „Eisenbahn“ auf der Basis 
moderner wissenschaftlich-technischer Verfah- 
ren erforscht werden. Ziel ist, die Eisenbahn lei- 
stungsfähiger und wirtschaftlicher zu gestalten, 
wobei das heute erreichte Grundlagenwissen al- 
ler beteiligten fachlichen Disziplinen zugrunde- 
gelegt wird. 

O Das derzeit größte Projekt ist der Bau des 
Versuchs- und Demonstrationsfahrzeuges 
INTERCITY-E, das Geschwindigkeiten bis zu 
350 km/h zuläßt. Dieses Fahrzeug wurde ge- 
meinsam von den Forschungspartnern defi- 
niert und faßt die bisherigen Ergebnisse der 
Arbeiten (Stand 1982) im Technologiepro- 
gramm zusammen. 

O Der im Rahmen der Förderung gebaute Roll- 
prüfstand hat seine Bewährungsprobe be- 
standen und wird von Bundesbahn und Indu- 
strie genutzt. Im Versuchsbetrieb sollen die 
entwickelten neuartigen Komponenten des 
Fahrzeugs und der übrigen Infrastruktur bei 
Geschwindigkeiten bis 350 km/h erprobt wer- 
den. Die Industrie kann damit konzentriert 
und effektiv die Ergebnisse ihrer Forschung 
in die Produktion und die Exporte umsetzen. 

O Für die Magnetbahn steht nach der Kompo- 
nentenentwicklung und Konzeptauswahl nun 
die Erprobung des vollständigen Systems an. 
Zu diesem Zweck wurde die TRANSRAPID 
Versuchsanlage Emsland (TVE) errichtet. Sie 
ging 1983 in Betrieb. Ihre wesentlichen Be- 
standteile sind: Die jetzt 20,5 km (im Endaus- 
bau 31 km) lange Fahrbahn, ein Prototyp- 
Fahrzeug für 200 Passagiere mit 400 km/h 
Maximalgeschwindigkeit und ein Versuchs- 
zentrum mit Energieversorgung und War- 
tungshalle. 
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Erste Schwebe- und Fahrversuche wurden 
bereits gemacht. Der Erprobungsbetrieb wird 
von der Versuchs- und Planungsgesellschaft 
für Magnetbahnsysteme abgewickelt, an der 
die Deutsche Bundesbahn, die Deutsche Luft- 
hansa und die Industrieanlagen-Betriebsge- 
sellschaft, Ottobrunn, beteiligt sind. Ziele der 
Langzeittests sind: Nachweis der Funktion 
des gesamten Systems, seiner Sicherheit, 
Wirtschaftlichkeit und Umwelt-Verträglich- 
keit. Nach ausreichender Dauererprobung 
werden die Grundlagen für eine Bewertung 
sowie für die Einführung und Zulassung als 
öffentliches Verkehrsmittel vorliegen. 

O Parallel zur Entwicklung wurde in Bewer- 
tungs- und Planungsstudien geprüft, wie sich 
die Magnetbahn in das bestehende Verkehrs- 
system integrieren läßt: günstige Trassie- 
rungsparameter, niedriger Verschleiß, hoher 
Automatisierungsgrad sowie geringe Beein- 
trächtigung der Umwelt sollen ein wirtschaft- 
liches Verkehrssystem mit hoher Attraktivi- 
tät und Akzeptanz erwarten lassen. 

3. Für die Weiterentwicklung der Technologie be- 
steht eine enge Kooperation mit dem Bundesmi- 
nister für Verkehr und verschiedenen For- 
schungsstellen in Frankreich. Z. B. werden der- 
zeit auf einem rotierenden Prüfstand in Gre- 
noble gemeinsame Versuche mit magnetsiche- 
rer Führregelung und Linearantrieb durchge- 
führt. Ein Kooperationsabkommen besteht auch 
mit den USA. Mit anderen Ländern, vor allem 
Japan, aber auch Großbritannien und der 
UdSSR besteht ein Informationsaustausch. 


2.7.4 Güterverkehr und Transportketten 

1. Elementare Voraussetzung einer funktionieren- 
den und konkurrenzfähigen Wirtschaft ist ein 
leistungsfähiges Gütertransportsystem. Die ar- 
beitsteilig organisierte Wirtschaftsstruktur der 
Bundesrepublik Deutschland bewirkt, daß pro 
Jahr im Güterverkehr rund 3 Mrd Tonnen trans- 
portiert, umgeschlagen und zwischengelagert 
werden; innerbetriebliche Transporte sind darin 
nicht eingerechnet. 

Das Anforderungsprofil an den Güterverkehr 
hat sich gewandelt. Steigender Kosten- und 
Konkurrenzdruck zwingen Industrie und Han- 
del zu einer verstärkten Ausschöpfung der Ra- 
tionalisierungsreserven, insbesondere in der Lo- 
gistik. Für das Transportgewerbe bedeutet dies 
den Zwang zur Steigerung von Sicherheit, 
Schnelligkeit und Zuverlässigkeit im Güterver- 
kehr bei gleichzeitig starkem Kostendruck. 
Hinzu kommen die Notwendigkeiten des Um- 
weltschutzes und der Ressourcenschonung. Dies 
macht für den Güterverkehr einen Anpassungs- 
prozeß nötig, der allein auf der Basis konventio- 
neller Techniken und Betriebssysteme nicht 
vollziehbar ist. 

Mit der Förderung von Forschung und Entwick- 
lung für Güterverkehr und Transportketten ver- 
folgt die Bundesregierung das Ziel, neue Wege 


im Güterverkehr aufzuzeigen und Impulse für 
die notwendigen innovativen Anpassungspro- 
zesse zu geben. Damit sollen die innovativen 
Kräfte des vorwiegend klein- und mittelstän- 
disch strukturierten Transportgewerbes und sei- 
ner Zulieferindustrie erhalten und gestärkt wer- 
den. 

2. Die Förderung umfaßt neben systematischen 
Grundlagenuntersuchungen technische Ent- 
wicklungen mit den Schwerpunkten „Kombi- 
nierter Verkehr und Stückgut“ sowie „Massen- 
gutförder- und -Umschlagsysteme“. Leitlinie ist 
eine transportkettenübergreifende Ausrichtung 
der FuE-Arbeiten, die vom Sammeln und Vertei- 
len der Güter in der Fläche bis hin zum Fernver- 
kehr reicht und auch den innerbetrieblichen 
Transport berücksichtigt. 

O Im kombinierten Verkehr wurde unter dem 
Schlagwort „Umsteigen statt Rangieren“ mit 
dem Umschlag-Ladegerät-System (ULS-Sy- 
stem) ein neues Transportverfahren zur Qua- 
litäts- und Leistungssteigerung außerhalb 
der Hauptmagistralen (Hauptverkehrslinien) 
bis hin zur Betriebsreife entwickelt. Anfang 
1984 soll dieses neue Verfahren in Form ei- 
nes Betriebsversuchs in den Alltagsbetrieb 
der Deutschen Bundesbahn integriert wer- 
den. 

O Güterverteilzentren (GVZ) an der Nahtstelle 
zwischen Nah- und Fernverkehr bieten die 
Möglichkeit, Transportabläufe rationeller zu 
gestalten und gleichzeitig den innerstädti- 
schen Verkehr zu entlasten. Die Anwendung 
der FuE-Ergebnisse auf die Planung des GVZ 
Bremen als Pilotanlage bildet ein Teilergeb- 
nis dieser Entwicklungslinie. 

O Der warenbegleitende Informationsfluß ist 
auch heute noch eine wesentliche Schwach- 
stelle in der Logistik. Ein speziell auf mittel- 
ständische Belange und Kooperationsmög- 
lichkeiten ausgerichtetes warenbegleitendes 
Informationssystem wird entwickelt. 

O Die fortschreitende Automatisierung inner- 
betrieblicher Transporte erfordert neue 
Technologien zur Verknüpfung von Produk- 
tion, Lager und Ladezone. Mit der Entwick- 
lung des automatischen Regalstaplers wurde 
auf diesem Weg ein wichtiger Meilenstein er- 
reicht. 

3. Der Transport von Kohle und Erzen in Rohrlei- 
tungen (hydraulischer Feststofftransport) stellt 
in vielen Bereichen eine den konventionellen 


FuE-Ausgaben des Bundes für den 
bodengebyndenen Transport und Verkehr 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

323 289 

294 293 
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Techniken überlegene Alternative dar. Die in ei- 
ner Versuchsanlage gewonnenen Erfahrungen 
wurden von der deutschen Industrie bei Ver- 
handlungen mit dem Ausland verwendet. Erste 
Schritte zu Kooperationsprojekten mit der VR 
China und Kanada wurden eingeleitet. 

2.8 Bereich H: 

Luftfahrtforschung und -entwicklung 

1. Die Bundesregierung fördert Luftfahrtfor- 
schung und -entwicklung, um 

O eine angemessene deutsche Beteiligung an 
der zivilen Luftfahrt als wesentlichen Be- 
standteil der nationalen und internationalen 
Infrastruktur sicherzustellen, 

O die Luftstreitkräfte in den Stand zu setzen, 
ihren Beitrag zur Landesverteidigung zu lei- 
sten, und generell 

O die Luftfahrtindustrie mit ihrer breitaus- 
strahlenden Spitzentechnik international 
wettbewerbsfähig zu machen. 

Vorrangige Zielsetzungen für die Forschung 
sind dabei 

O die allgemeine technologische Basis für künf- 
tiges Luftfahrtgerät zu vervollständigen und 
weiterzuentwickeln, 

O kritische Komponenten künftiger Projekte 
zu analysieren, vorzuentwickeln und zu er- 
proben und 

O die Technologie des Luftverkehrs zu verbes- 
sern. 

An der Finanzierung von Luftfahrtforschung 
und -entwicklung sind die drei Bundesministe- 
rien für Forschung und Technologie, für Verkehr 
und für Wirtschaft beteiligt. Die Maßnahmen 
dieser Ressorts sind untereinander und mit dem 
Bundesministerium für Verteidigung koordi- 
niert. 

Die Fachprogramme der Bundesministerien für 
Forschung und Technologie, für Verkehr und 
der Verteidigung sind in einem Gesamtpro- 
gramm der Bundesregierung dargestellt (Ge- 
samtprogramm Luftfahrtforschung und Luft- 
fahrttechnologie der Bundesregierung 1983 bis 
1987). 

2. Neben der Grundfinanzierung der Deutschen 
Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt (DFVLR, vgl. Teil VI, Kapitel 2.3) för- 
dert der Bundesminister für Forschung und 
Technologie Vorentwicklungsprojekte der Indu- 
strie durch Zuwendungen und die Errichtung 
von Versuchsanlagen. Die Fördermaßnahmen 
konzentrieren sich auf 

O die Verbesserung der technologischen Basis 
für künftige Projekte durch Forschungsar- 
beiten der DFVLR (Grundfinanzierung mit 
45% diesem Bereich zugerechnet), 

O die Vorentwicklung kritischer Komponenten 
für Zivilflugzeuge und Hubschrauber (super- 
kritischer Tragflügel, Flugführungs- und 


Landesysteme, Faserverbundbauteile und 
Triebwerkskomponenten), 

O die Entwicklung und Erprobung von Techno- 
logien der Luftfahrtelektronik und Flugfüh- 
rung/Flugsicherung, 

O die Planung und Errichtung neuer Großver- 
suchsanlagen (Europäischer Transschall- 
Windkanal ETW). 

Durch Aufträge fördert der Bundesminister für 
Verkehr Maßnahmen zur Fluglärmreduzierung, 
zur Verbesserung der Luftverkehrssicherheit 
und zur Verbesserung von Bau-, Prüf- und Be- 
triebsvorschriften. Wichtigstes Ziel ist die Erhö- 
hung der Luftverkehrssicherheit. Wesentliche 
Maßnahmen in diesem Bereich sind: 

O Erhöhung der Brandsicherheit von Flugzeug- 
kabinen, 

O Möglichkeiten zur Erhöhung der technischen 
Flugsicherheit durch Einführung und An- 
wendung eines Datenerfassungs- und -aus- 
wertungsverfahrens, 

O Sicherheit von Flugzeugstrukturen, 

O Erarbeitung von Prüf- und Zulassungskrite- 
rien für software-abhängige Systeme in Luft- 
fahrzeugen, 

O Untersuchungen zur Verbesserung der Kolli- 
sionswarnung im Luftfahrzeug. 

Durch bedingt rückzahlbare Darlehen fördert 
der Bundesminister für Wirtschaft Entwick- 
lungsarbeiten bis zur Serienreife bei Verkehrs- 
flugzeugen, Hubschraubern, Leichtflugzeugen 
und Triebwerken im Rahmen von Typenreihen. 
Mit Hilfe dieser marktnahen Förderung ist es 
der deutschen Industrie gelungen, mit eigenen 
Produkten (MBB-Hubschrauber, Dornier-Leicht- 
flugzeuge) oder in Kooperation mit Partnern 
(bei der Airbusfamilie mit der europäischen 
Luftfahrtindustrie, bei den Triebwerken mit den 
amerikanischen Marktführern) wettbewerbsfä- 
hige Produkte zu entwickeln und herzustellen. 

3. Die Ergebnisse der Projektförderung des BMFT 
werden regelmäßig der Öffentlichkeit vorge- 
stellt. Im Mai 1983 fand hierzu ein dreitägiges 
Statusseminar statt. 

Der Technologieträger Do 24 TT, der die Erwei- 
terung des Einsatz Spektrums für amphibische 
Fluggeräte untersuchen soll, hat seine See- und 
Flugerprobung 1983 erfolgreich aufgenommen. 

4. Die Luftfahrtforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist überwiegend darauf ausgerich- 
tet, in gemeinsame Entwicklungsprojekte mit 
unseren westlichen Partnern einzufließen sowie 
zur Lösung der Probleme des Luftverkehrs bei- 
zutragen, der in hohem Maße durch internatio- 
nale Absprachen und Verträge geprägt ist. Aus 
dieser Situation erwächst für die fördernden 
Stellen die Verpflichtung, bereits im Stadium 
der anwendungsnahen Forschung, spätestens je- 
doch bei der Vorentwicklung zu Abstimmungen 
und möglichst weitgehenden arbeitsteiligen Ko- 
operationen zu gelangen. 
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Es sind daher erhebliche Anstrengungen unter- 
nommen worden, die bestehende Zusammenar- 
beit zu intensivieren und neue Gebiete einzube- 
ziehen. Als wichtiger Erfolg für eine arbeits- und 
kostenteilige Kooperation ist die Errichtung des 
Deutsch-Niederländischen Windkanals (DNW) 
zu nennen. Über ein weiteres internationales 
Großprojekt, den Europäischen Transschall- 
Windkanal (ETW), wird im Laufe des Jahres 
1984 zu entscheiden sein. 

Für die europäische Kooperation in der Luft- 
fahrtforschung ist die „Group for Aeronautical 
Research and Technology in Europe“ (GAR- 
TEUR) auf der Grundlage eines Abkommens 
zwischen den Regierungen Frankreichs, Groß- 
britanniens, der Niederlande und der Bundesre- 
publik Deutschland von herausragender Bedeu- 
tung. 

Daneben besteht eine Vielzahl bilateraler Ko- 
operationen. Bei den zivilen Entwicklungspro- 
grammen ist die europäische Zusammenarbeit 
im Airbus-Programm besonders hervorzuheben. 


FuE -Ausgaben des Bundes für Luftfahrtforschung 
und -entwicklung *) 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

482 425 

355 389 


*) ohne Aufwendungen für militärische Luftfahrt, die dem 
Bereich Y (Wehrforschung) zugerechnet ist. 


2.9 Bereich I: 

Informationstechnologien (DV, Kommunikation, 

Elektronik) 

Hochentwickelte Industrieländer befinden sich im 
Übergang zur Informationsgesellschaft: Immer 
mehr Menschen sind mit Produktion, Verarbeitung 
oder Verteilung von Informationen beschäftigt. Das 
Medium zur Bewältigung der Informationsleistun- 
gen sind die neuen Informationstechnologien. 

Um im Wandlungsprozeß der weltwirtschaftlichen 
Arbeitsteilung im internationalen Wettbewerb be- 
stehen zu können und damit Wohlstand und Ar- 
beitsplätze langfristig zu sichern, ist die Bundesre- 
publik Deutschland auf die heimische Produktion 
und Anwendung der neuen Informationstechnolo- 
gien existenziell angewiesen. Der breite Einsatz 
neuer Informationstechnologien mindert die hohe 
Energie- und Rohstoffabhängigkeit, verringert die 
Umweltbelastung und ermöglicht eine höhere Wirt- 
schaftlichkeit in Industrie und Verwaltung. Ande- 
rerseits eröffnet der Einsatz neuer Informations- 
technologien ein erhebliches Rationalisierungspo- 
tential mit der Gefahr von Arbeitsplatzverlusten. 
Dennoch ist die Chance größer, vorhandene Ar- 


beitsplätze gegen den Sog des internationalen Wett- 
bewerbs zu sichern bzw. neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, wenn unser Land neue Informationstech- 
nologien selbst herstellt, anstatt sie zu importie- 
ren. 

Die Industrie der Informationstechnologien steht in 
den 80er Jahren vor besonderen Problemen: 

O Die bislang eher getrennten Technologien der 
Datenverarbeitung, Kommunikation und Unter- 
haltungselektronik verschmelzen immer mehr 
zu neuen Produkten und Systemlösungen, deren 
Lebenszyklus am Markt immer kürzer wird. 
Diese Innovationsbeschleunigung verlangt 
große FuE-Vorleistungen der Industrie. 

O Massive staatliche FuE-Hilfen in den wichtig- 
sten Konkurrenzländern haben einen zusätzli- 
chen Wettbewerbsdruck für die deutsche Indu- 
strie zur Folge; die Bundesrepublik Deutschland 
ist in bestimmten Schlüsselbereichen informa- 
tionstechnischer Produkte (z. B. bei Integrierten 
Schaltungen) bereits Nettoimporteur und droht 
es bei anderen, heute noch starken Produkten zu 
werden. 

Es bedurfte deshalb einer umfassenden Konzeption 
zur Förderung der Entwicklung der Mikroelektro- 
nik, der Informations- und Kommunikationstechni- 
ken, damit die Bundesrepublik Deutschland ange- 
sichts des hohen Innovationstempos und des schar- 
fen internationalen Wettbewerbs auf diesem Gebiet 
den wirtschaftlichen und sturkturellen Herausfor- 
derungen der Zukunft gewachsen ist. Diese von der 
Bundesregierung im Mai 1983 angekündigte Kon- 
zeption wurde als Regierungsbericht Anfang 1984 
vorgelegt. In ihm sind alle Maßnahmen der Bundes- 
regierung in der Informationstechnik ressortüber- 
greifend neu geordnet. Sie konzentrieren sich auf 
folgende Schwerpunkte: 

O Rahmenbedingungen, 

O Bildung und Information, 

O Technische Kommunikation, 

O Wehrtechnik und Friedensicherung, 

O Forschung und Technologie. 

Die Ergebnisse der bisherigen Förderungsmaßnah- 
men und ihre zukünftige Ausrichtung sind in we- 
sentlichen Teilen in den Regierungsbericht einge- 
flossen. 


2.9.1 Datenverarbeitung (DV/lnformationsverarbeltung) 

1. Die Informationsverarbeitung, die außer der Da- 
tenverarbeitung auch die Verarbeitung von Text, 
Bild und Sprachen einschließt, war in den letz- 
ten Jahren einer der zuverlässigsten Wachs- 
tumsträger in der Informationstechnik und wird 
dies voraussichtlich auch weiter bleiben. 

Der Marktanteil deutscher Hersteller ist auf die- 
sem Hintergrund trotz bemerkenswerter Wachs- 
tumsraten und trotz einer nicht ungünstigen 
technologischen Ausgangsposition relativ klein. 
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Die FuE-Fördermaßnahmen der Bundesregie- 
rung zielen darauf ab, die Technologiebasis und 
damit die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
DV-Industrie zu stärken, so daß sie in der Lage 
ist, sich langfristig eine angemessene Position 
im internationalen Wettbewerb zu sichern. 

Gleichzeitig kommt es darauf an, die technologi- 
sche Beherrschung neuer Informationsverarbei- 
tungssysteme voranzutreiben, um ihre Anwen- 
dungsmöglichkeiten frühzeitig verstehen und 
realisieren zu können. 

2. Die bisherige Förderung der Datenverarbeitung 
bzw. Informationsverarbeitung war in der Ver- 
gangenheit überwiegend auf direkte Förderung 
von FuE-Projekten. abgestellt. 

In letzter Zeit wurde die Förderung, so weit sinn- 
voll und möglich, auf Verbundprojekte umge- 
stellt, um eine stärkere Konzentration auf wich- 
tige Themenstellungen und eine Zusammenar- 
beit mehrerer Forschungspartner zu erreichen. 

3. Die Förderung der Datenverarbeitung des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie 
entsprechend den Zielen des 3. DV-Programms 
lief 1980/81 aus. Beendet wurden insbesondere 
Fördermaßnahmen zur Produktentwicklung bei 
der herstellenden Industrie sowie die Unterstüt- 
zung von Rechnerbeschaffungen für die For- 
schung. Die Förderung von DV-Anwendungen 
wurde in die Zuständigkeit der Anwendungsbe- 
reiche (z. B. Gesundheitsforschung oder Ferti- 
gungstechnik) überführt und nach den dort gül- 
tigen Ziel- und Schwerpunktsetzungen in zu- 
meist vermindertem Umfang fortgesetzt. 

Folgende Schwerpunkte der computer-orientier- 
ten Forschung wurden unter der zusammenfas- 
senden Bezeichnung Informationsverarbeitung 
weiter gefördert: 

— Der Förderschwerpunkt Softwaretechnologie 
zielt auf die Verbesserung der Softwarepro- 
duktionsverfahren: von Spezifikations- und 
Entwurfstechniken über Implementierungs- 
verfahren bis zu Qualitätskontroll- und War- 
tungstechniken. Ziel ist es, die Softwarepro- 
duktionskosten zu senken und die Software- 
qualität (insbesondere ihre Zuverlässigkeit) 
wesentlich zu verbessern, um die häufig mit 
dem Begriff „Softwarekrise“ (Intransparenz 
der Programmstrukturen, steigende War- 
tungskosten, Softwareengpaß als Innova- 
tionshindernis beim Einsatz von Computern 
und Mikroelektronik) bezeichnete Situation 
zu überwinden. 

— Der Förderschwerpunkt Mustererkennung 
soll das automatische Erkennen und Analy- 
sieren von Sprache und Bild voranbringen, 
um die Grundlagen zu legen zur Beherr- 
schung von Techniken, die Ende der 80er 
Jahre entscheidend Qualität und Wettbe- 
werbsfähigkeit von Investitions- und Ge- 
brauchsgütern bestimmen dürften. 

— Im Förderschwerpunkt Systemtechnik und 
Gerätetechnologie werden Arbeiten der 
Grundlagenforschung und Entwicklung ge- 


fördert, die sich mit neuartigen Architektu- 
ren von Rechnersystemen und deren Kompo- 
nententechnologie beschäftigen. Sie zielen 
auf höhere Leistungsfähigkeit und Zuverläs- 
sigkeit von Rechnersystemen, sollen über- 
schaubare Software Strukturen ermöglichen 
und zu leicht erweiterbaren Systemkonstruk- 
tionen führen. 

— Der Förderschwerpunkt Informationstechnik 
für Büro und Verwaltung sowie Datensiche- 
rungstechnik umfaßt sowohl Projekte, wel- 
che die neuen Möglichkeiten der Informa- 
tionstechnik in Büro und Verwaltung unter 
sozialwissenschaftlicher Begleitung demon- 
strieren sollen, als auch Grundlagenfor- 
schung und -entwicklung für künftige Geräte. 
Hierbei werden vor allem Technologien ge- 
fördert, die den Übergang vom Papier zur 
elektronischen Verarbeitung und umgekehrt 
erleichtern sollen (z. B. Blattleser, geräusch- 
und wartungsarme Drucker). 
Organisatorische und technische Datensi- 
cherheit haben beim Einsatz der Informa- 
tionstechnik in Büro und Verwaltung erst- 
rangige Bedeutung für die betriebliche Revi- 
sionsfähigkeit sowie als Vorkehrung gegen 
den Verlust von Daten bei Störungen. 

— Die Auswirkungen der informationstechni- 
schen Entwicklung auf Wirtschaft, Gesell- 
schaft und Individuum erfordern Trendana- 
lysen und Wirkungsstudien, um 

O Chancen und Risiken der neuen Techno- 
logien transparent zu machen, 

O Gestaltungshinweise für die Anwendung 
zu gewinnen. 

Gefördert werden Studien auf Gebieten (Bran- 
chen oder Tätigkeitsfeldern), bei denen Anwen- 
dungen der Informationstechnik Hauptursache 
vermuteter Veränderungen sind, z. B. Studien 
über Veränderungen im Handel, über den Nut- 
zen neuer (assoziativer) Speichertechniken und 
der Sprachspeicherung in Bürocomputern. 


4. Die im Zuge der bisherigen Förderung gewonne- 
nen Erfahrungen und Ergebnisse lassen im Hin- 
blick auf das weitere Zusammenwachsen von 
Datenverarbeitung, Textverarbeitung und Nach- 
richtentechnik drei Bereiche erkennen, in denen 
schwerpunktartige Förderung erforderlich er- 
scheint. Dies ist erstens der rechnerge stützte 
Entwurf von Computern und Software, ohne den 
komplexe Computer und größere Softwaresy- 
steme nicht mehr zu entwickeln sind. Zweitens 
sind dies neue Rechnerstrukturen — eine Auf- 
gabe, die eng mit Beschaffungsvorhaben für wis- 
senschaftliche und staatliche Aufgaben gekop- 
pelt ist. Schließlich ist drittens für Wissensverar- 
beitung und Mustererkennung eine Vielfalt von 
Problemen, von der Sprach- und Bilderkennung 
bis zur Wissensdarstellung und -Verarbeitung zu 
lösen, um den Computer zu einem einfach hand- 
habbaren „Denkzeug“ zu machen. 
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Diese Schwerpunkte sind in den eingangs er- 
wähnten Regierungsbericht Informationstech- 
nik aufgenommen worden. 

5. Internationale Aktivitäten gab es im Rahmen 
des Datenverarbeitungsprogramms der Europäi- 
schen Gemeinschaft. Darüber hinaus wurde 
Ende 1983 mit Frankreich die Einrichtung eines 
„Strategischen Forums Informationstechnik“ 
vereinbart. 

2.9.2 Technische Kommunikation 

Die technische Kommunikation ist über ihre in- 
frastrukturelle Bedeutung hinaus eine Schlüssel- 
technologie für die internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit. Die Maßnahmen des Programms Techni- 
sche Kommunikation, das gemeinsam von den Bun- 
desministerien für Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen durchgeführt 
wird, sollen vor allem dazu beitragen, 

O durch Förderung nachrichtentechnischer Basis- 
technologien die Wettbewerbsfähigkeit der kom- 
munikationstechnischen Industrie zu sichern, 

O durch Förderung von Grundlagenarbeiten für 
neue Endgeräte und Systeme Innovationen zu 
unterstützen sowie diese in Feldversuchen zu er- 
proben, 

O die fernmeldetechnische Infrastruktur durch 
den Ausbau der öffentlichen Fernmeldenetze zu 
verbessern und die technischen Voraussetzun- 
gen für die Verbesserung der bestehenden und 
die Einführung neuartiger Dienste zu schaffen. 

1. Die Fördermaßnahmen des Bundesministers füi 
Forschung und Technologie: 

— Digitalisierung und Optische Nachrichten- 
technik: 

O Optische Nachrichtentechnik und der 
Übergang zur Digitaltechnik werden die 
Entwicklung der Technischen Kommuni- 
kation in den nächsten Jahrzehnten ent- 
scheidend bestimmen. Im Netzbereich 
wird jetzt der Übergang zu dienst-inte- 
grierten digitalen Schmal- und Breitband- 
netzen vorbereitet. Die Realisierung der- 
artiger Netze wird wesentliche neue Im- 
pulse für Endgeräte bringen und damit 
auch ein Stimulans für Anwendungen der 
Mikroelektronik sein. 

O Die Förderungsmaßnahmen zur Opti- 
schen Nachrichtentechnik konzentrieren 
sich auf technologiebezogene Arbeiten 
zur Entwicklung und zum Bau der Basis- 
komponenten Halbleiterlaser, (Avalan- 
che-) Photodioden und vor allem Lichtleit- 
fasern, sowie auf Grundlagenarbeiten für 
Breitbandübermittlungs- und -Vermitt- 
lungssysteme und neue Breitbanddienste 
(z. B. Bildfernsprechen, hochauflösendes 
Fernsehen). 

O Die Arbeiten des institutionell geförder- 
ten Heinrich-Hertz-Instituts (HHI) in Ber- 
lin (West) (vgl. im einzelnen Teil VI, Kapi- 


tel 3.4) sind für die Technische Kommuni- 
kation im wesentlichen auf langfristige 
Ziele konzeptioneller Bedeutung ausge- 
richtet. Um die Grundlagenforschung in 
der Optischen Nachrichtentechnik zu in- 
tensivieren, wird am HHI ein neuer For- 
schungsbereich für „Integrierte Optik“ 
aufgebaut. Fachleute sprechen der inte- 
grierten Optik die gleiche künftige Bedeu- 
tung für die Telekommunikation zu, wie 
heute der Mikroelektronik für die Daten- 
verarbeitung. 

— Nutzung neuer Systeme und Endgeräte: 

O Grundlagenforschung und -entwicklung 
für Endgeräte der Technischen Kommu- 
nikation, die in Büro und Verwaltung so- 
wie in privaten Haushalten eingesetzt 
werden. In Feldprojekten werden die An- 
forderungen an technische Systeme aus 
der Sicht des Anwenders ermittelt und bei 
der Gestaltung der Mensch-Maschine- 
Schnittstelle entsprechend umgesetzt. 
Zum Beispiel wurden in einem Feldver- 
such zur Bürokommunikation die Anfor- 
derungen an den heutigen Teletexdienst 
der Deutschen Bundespost praktisch er- 
probt und mitgestaltet. 

O Im Rahmen der Arbeiten an neuen Kom- 
munikationssystemen zur Verbesserung 
öffentlicher und privater Dienstleistun- 
gen wurde in Darmstadt ein digitales 
Funk-Notmeldesystem für den Straßen- 
verkehr (Auto-Notfunk) erfolgreich er- 
probt. Zur Vorbereitung und Mitgestal- 
tung künftiger dienste-integrierter digita- 
ler Schmalband- und Breitbanddienste 
werden verstärkt Endgeräte entwickelt, 
die integriert übertragene Informationen 
auch empfangen und dem Benutzer sicht- 
bar machen können (Multifunktionster- 
minals). 

— Datenkommunikation: 

O Die Förderung der Datenkommunikation 
zielt auf die herstellerübergreifende tech- 
nische Konsensbildung für Protokolle und 
Schnittstellen von offenen Systemen. Er- 
ste Erfolge wurden z. B. beim Aufbau ei- 
nes offenen Rechnernetzes in Berlin 
(West) (BERNET) und bei der Kopplung 
von Rechnern der Firmen IBM und Sie- 
mens erzielt. 

O Ein umfassendes offenes Kommunika- 
tionssystem wird mit dem Aufbau eines 
Deutschen Forschungsnetzes (DFN) ange- 
strebt. Ziel ist es, einerseits neue Möglich- 
keiten der Kooperation zwischen Großfor- 
schungseinrichtungen, Universitäten und 
Forschungslabors der Industrie zu eröff- 
nen, und andererseits den Teilnehmern 
auf wirtschaftliche Weise den Fernzugriff 
auf Hochleistungsrechner und spezielle 
Anwendungssoftware zu eröffnen. 

2. Schwerpunkte der Förderung durch den Bun- 
desminister für das Post- und Femmeldewesen 

sind insbesondere: 
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O Digitale Nachrichtenübertragung: 

Studien (DigON I) und Feldversuche (Dig- 
ON II) zur Realisierbarkeit der digitalen 
Nachrichtenübertragung bis zum Teilnehmer 
auf dem bestehenden Ortsleitungsnetz mit 
Kupfer-Doppeladern. Systemdefinition des 
digitalen Teilnehmeranschlusses. 

O Glasfaser-Kabeltechnik: 

Feldversuche zur Machbarkeit von Ortsver- 
bindungskabeln (Berlin I), von regionalen 
Fernkabeln (Frankfurt-Oberursel) und von 
Ortskabeln für Fernsprechen und Kabelfern- 
sehen (Berlin II). Entwicklung von Verlege-, 
Spleiß- und Montagetechniken. Versuchswei- 
ser Anschluß von 400 Fernsprech- und 30 Ka- 
belfernseh-Teilnehmern in Berlin (West) 
über Glasfaserkabel. 

O Glasfaser-Breitband-Teilnehmeranschluß: 
Großangelegter Feldversuch (350 Teilnehmer 
in sieben Städten) zur Vorbereitung der Sy- 
stemdefinition für ein „Breitbandiges inte- 
griertes Glasfaser-Ortsnetz (BIGFON)“. 
Gleichzeitige Übertragung von digitalem 
Fernsprechen, allen digitalen Schmalband- 
diensten und Bewegtbildkommunikation ein- 
schließlich Fernsehtelefon über Glasfaser. 

O Glasfaserweitverkehrsübertragung: 

Feldversuche zur Machbarkeit einer 140 
Mbit/sec-Übertragung über 18 km durch Zwi- 
schenverstärker (Berlin III). Erste Glasfa- 
serkabel-Versuchsstrecke (Gradientenfaser) 
über 160 km (Hamburg-Hannover) mit 140 
Mbit/sec-Übertragung. 

O Videokonferenzdienst: 

Erste Demonstration eines geplanten Video- 
konferenz-Versuchsnetzes zur Internationa- 
len Funkausstellung 1983. 

O Bildschirmtext-Dienst: 

Förderung der Entwicklung von Bildschirm- 
textzentralen. Durchführung der Feldversu- 
che in Düsseldorf und Berlip (West). Vorbe- 
reitung des Bildschirmtextdienstes. 

O Einzelprobleme der Nachrichtentechnik: 
Studien zur optischen und zur digitalen Meß- 
technik zum Breitband-Heimterminal und 
zum Mobilfunk, zur Nutzung der Glasfaser 
im Ortsnetz, zur Gestaltung von Videokonfe- 
renzdiensten, zum Fernwirken über Fern- 
sprechanschlußleitungen und zur Bürokom- 
munikation. 

O Eigene nachrichtentechnische Forschung am 
Forschungsinstitut der Deutschen Bundes- 
post beim Fernmeldetechnischen Zentralamt 
(vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 4.11) zur 
firmenunabhängigen, wissenschaftlich ge- 
stützten Beurteilung der technischen und 
technologischen Entwicklung. Besondere Be- 
deutung ist z. Z. einem schwerpunktübergrei- 
fenden Projekt beizumessen, in dem parallel 
zu den BIGFON-Systemen ein Digitales Opti- 
sches Teilnehmer-Anschluß-Netz (DOTAN) 
konzipiert wird. 


FuE-Ausgaben der Deutschen Bundespost für 
Technische Kommunikation 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

78 85 

80 80 


Diese Mittel werden aus dem Haushalt der Deut- 
schen Bundespost zusätzlich zum FuE-Budget des 
Bundes aufgebracht. 


2.9.3 Elektronik 

Der technologische Wandel in der Elektronik über- 
trifft in Ausmaß und Geschwindigkeit den der mei- 
sten anderen Technologien. Er hat sich mit der Ent- 
wicklung der Mikroelektronik noch weiter be- 
schleunigt. Daher haben sich die Fördermaßnah- 
men der letzten Jahre gerade auf den Teilbereich 
Mikroelektronik konzentriert. 

Der im Jahre 1981 veröffentlichte BMFT- Leistungs- 
plan Mikroelektronik umfaßt die beiden Förderak- 
tivitäten 

O Mikroelektronik und 
O Anwendung der Mikroelektronik. 

Als kurzfristig wirksame Maßnahme wurde 1982 
zusätzlich das Sonderprogramm Anwendung der 
Mikroelektronik verabschiedet. 

1. Mikroelektronik 

— Prozeßtechnologie 

O Die industrielle Herstellung hochintegrierter 
Schaltungen wird bis Ende der 80er Jahre die 
Grenzen lichtoptischer Lithographieverfah- 
ren erreicht haben und in Sonderbereichen 
darüber hinausgehen. Der Entwicklungsauf- 
wand für die Prozeßtechnologie sowie der In- 
vestitions- und Betriebsaufwand für die Fer- 
tigungslinien steigen weiter rapide an. Um 
die Verfügbarkeit dieser Technologie in der 
Bundesrepublik abzusichern, wird daher ver- 
stärkt auf Zusammenarbeit gesetzt. 

O Das gegenwärtig von zwei Firmen gemein- 
sam durchgeführte „1 p.- Projekt“ (1 p = 
1/1000 mm) wird bis 1986 die Beherrschung 
von Bauelementstrukturen mit Abmessun- 
gen um 1 Mikrometer in der Fertigung er- 
möglichen. Über die Grenzen der Lichtoptik 
hinaus zielt das „Verbundprojekt Submi- 
kron“, in dem in einer gemeinsamen An- 
strengung von Industrie und Forschungsein- 
richtungen die Voraussetzungen für die Pro- 
zeßtechnologie des nächsten Jahrzehnts ge- 
schaffen werden sollen. Favorisiertes Struk- 
turierungsverfahren ist die Röntgenlithogra- 
phie. Die Entwicklung und Bewertung von 
Herstellverfahren der Submikrotechnologie, 
die modellmäßige Beschreibung der Herstell- 
prozesse und der entsprechenden Bauele- 
mentstrukturen sowie der Nachweis der 
Funktionsfähigkeit einiger wichtiger Funk- 
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tionsblöcke bei Anwendung dieser Technolo- 
gie sind Gegenstand des Verbundprojektes. 
Mit dem derzeit laufenden Aufbau der Abtei- 
lung Mikrostrukturtechnik des Fraunhofer- 
Instituts für Festkörpertechnologie in unmit- 
telbarer Nachbarschaft des Berliner Elektro- 
nenspeicherrings für Synchrotonstrahlung 
(BESSY) wird dafür die notwendige For- 
schungsinfrastruktur geschaffen. 

— Entwurfs- und Systemtechnik 

Über die Verfügbarkeit der Prozeßtechnologie 
hinaus ist es Ziel der Förderung, die Mikroelek- 
tronik rasch und breit anzuwenden. Bei den 
Bauelementherstellern soll daher die Entwick- 
lung eines breiten Spektrums von Bauelemen- 
ten stimuliert werden. Ansatzpunkte sind die Er- 
arbeitung von rechnerunterstützten Entwurfs- 
verfahren für die Höchstintegration, Grundla- 
genentwicklungen in der Systemtechnik und die 
Entwicklung von Schlüsselkomponenten der 
Elektronik. 

— Peripherik 

Die Bauelemente der Peripherik sind als Verbin- 
dungsglieder zwischen der mikroelektronischen 
Signalverarbeitung und der Außenwelt für die 
breite Anwendung der Mikroelektronik mit ent- 
scheidend, da gerade dort Produktinnovationen 
möglich werden. Das Förderangebot des BMFT 
erstreckt sich vor allem auf die Entwicklung von 
Komponenten wie Sensoren für Temperatur, 
Druck, Feuchtigkeit und andere Meßgrößen, so- 
wie Bauelemente der Leistungselektronik, die 
mit sehr geringen Steuersignalen hohe Span- 
nungen und Ströme schalten können. In Teilbe- 
reichen steht aufgrund der Fördermaßnahmen 
inzwischen ein gutes Basisangebot an Technolo- 
gien und Bauelementen zur Verfügung. 

— Materialien und Grundlagen 

Für die steigenden Anforderungen der Bauele- 
menteindustrie muß die Materialbasis, insbeson- 
dere bei den Halbleitern, ständig weiterentwik- 
kelt werden. Die Förderaktivitäten umfassen 
Entwicklung und Einsatz grundlegender meß- 
technischer Verfahren zur Erforschung der Ma- 
terialeigenschaften undTihrer Beeinflussung, die 
Entwicklung neuer Materialien und Verfahren, 
insbesondere für den Bereich der Verbindungs- 
halbleiter, für die epitaktische Kristallisation 
(Aufwachsen kristalliner Dünnschichten auf 
eine kristalline Unterlage) und für Sondertech- 
nologien mit langfristigen Anwendungsmöglich- 
keiten wie Josephsonelemente und Magnetbla- 
senstrukturen. 

2, Anwendung der Mikroelektronik 

— Querschnittsförderung, Analysen, Beratung 

Die Förderung der Anwendung der Mikroelek- 
tronik berücksichtigt insbesondere die Belange 
kleiner und mittlerer Unternehmen. Vorrangig 
gefördert werden Vorhaben, mit denen technolo- 
gisches Neuland betreten wird und bei denen fir- 
menübergreifende Ergebnisse zu erwarten sind. 
Beispiele sind Vorhaben über Sicherheit und Zu- 


verlässigkeit von kostengünstigen Mikrocompu- 
terkonzepten oder über Schnittstellen, Elektro- 
nik-Pneumatik und Elektronik-Hydraulik. Sol- 
che Vorhaben werden in der Regel von mehre- 
ren Stellen (Unternehmen, Hochschulen, For- 
schungsinstitute usw.) arbeitsteilig durchge- 
führt. Ferner werden Infrastruktur- und Be- 
ratungsmaßnahmen (VDI-Technologiezentrum 
Berlin) zur Unterstützung von mittelständischen 
Unternehmen beim Einsatz von teil-kunden-spe- 
zifischen Schaltkreisen und bei der Nutzung der 
Hybridtechnologie gefördert. 

Sonderprogramm Anwendung der Mikroelektro- 
nik (indirekt-spezifische Förderung, vgl Teil II, 
Kapitel 9) 

O Um die breite Anwendung der Mikroelektro- 
nik zu beschleunigen, werden firmenspezifi- 
sche Entwicklungen von Produkten, in denen 
die Mikroelektronik funktionsbestimmend 
ist, in einem zeitlich befristeten Sonderpro- 
gramm (1982 bis 1984) gefördert. Dieses Son- 
derprogramm, für das insgesamt 450 Mio DM 
bereitgestellt wurden, wird nach einem ver- 
einfachten Verfahren abgewickelt, um insbe- 
sondere kleinen und mittleren Unternehmen 
den Zugang zu erleichtern. 

O Nach einer ersten Analyse handelt es sich bei 
den Zuwendungsempfängern weit überwie- 
gend um kleine und mittelständische Unter- 
nehmen. Erfreulich hoch ist die Zahl der jun- 
gen Unternehmen insbesondere aus dem Mi- 
kroelektronik-Dienstleistungssektor, die hier 
bei der ersten eigenen Produktentwicklung 
unterstützt werden. Das Sonderprogramm 
trägt — dies läßt sich schon heute absehen — 
erheblich zur beschleunigten Entwicklung 
zahlreicher Produkte, insbesondere im Inve- 
stitionsgüterbereich, und zum rascheren Aus- 
bau der Entwicklungskapazitäten mit der be- 
absichtigten Breitenwirkung bei. Damit wird 
es den Rückstand gegenüber Japan und den 
USA in der breiten Anwendung der Mikro- 
elektronik wesentlich verringern helfen. 

O Gleichzeitig ist durch die neuen Produkte 
eine Belebung der Inlandsnachfrage bei elek- 
tronischen Bauelementen zu erwarten. Ein 
ausreichend großer Binnenmarkt ist mit 
Rücksicht auf die hohen Aufwendungen bei 
der Weiterentwicklung der Herstellungstech- 
nologien notwendig für eine erfolgreiche hei- 
mische Elektronikindustrie. 

O Die rasche Umsetzung neuer Produktent- 
wicklungen in wirtschaftlichen Erfolg wird 
wesentlich beeinflußt von der Qualifikation 
des Personals in den betreffenden Unterneh- 
men. Besondere Bedeutung gewinnt dies bei 
der Anwendung der Mikroelektronik. In ei- 
ner vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie in Abstimmung mit dem Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft in 
Auftrag gegebenen Studie sollen deshalb 
Fragen der Qualifikationsveränderungen im 
Zusammenhang mit der Anwendung der Mi- 
kroelektronik untersucht und Anregungen 
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für geeignete Qualifizierungsmaßnahmen ge- 
geben werden. 

O Als Projektträger ist das VDhTechnologie- 
zentrum Berlin mit der Abwicklung der ge- 
nannten Maßnahmen beauftragt. Darüber 
hinaus hat das VDI-Technologiezentrum die 
Aufgabe, kleine und mittlere Unternehmen 
u. a. durch Seminare, Tagungen über die 
Möglichkeiten und die technologische Ent- 
wicklung im Bereich der Anwendung der Mi- 
kroelektronik zu informieren und sie bei der 
Konzeption neuer Produkte und bei der Vor- 
habenplanung zu beraten. 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung für Informationstechnologien 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

337 451 

337 451 

520 534 

520 533 


In den Ausgaben sind die Ausgaben des Bundes für 
die Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung (GMD), Birlinghoven, für das Heinrich- 
Hertz-Institut Berlin (HHI) (vgl. im einzelnen 
Teil VI) sowie Anteile der Ausgaben für weitere 
Forschungseinrichtungen, nicht aber die FuE-Aus- 
gaben der Deutschen Bundespost für Technische 
Kommunikation, enthalten. 

2.10 Bereich K: 

Biotechnologie 

1. Die Biotechnologie hat sich zu einer Technologie 
entwickelt, deren künftige Bedeutung mit der 
Mikroelektronik und Computertechnologie ver- 
glichen werden kann. Sie wird voraussichtlich 
für die Industrie im kommenden Jahrhundert 
eine ähnliche Rolle spielen wie die Chemie für 
die industrielle Entwicklung im 20. Jahrhundert. 
Charakteristisch für die Biotechnologie ist die 
fachübergreifende Zusammenarbeit naturwis- 
senschaftlicher und ingenieurwissenschaftlicher 
Disziplinen in Hochschule und Industrie. Die zu- 
nehmende industrielle Verwendung biotechnolo- 
gischer Verfahren trägt dazu bei, überwiegend 
Arbeitsplätze für hochqualifiziertes Personal zu 
schaffen. 

Die Biotechnologie hat z. B. Bedeutung für: 

O die Landwirtschaft (biologische Stickstoff- 
bindung, Züchtung ertragreicher und resi- 
stenter Nutzpflanzen, biotechnische Verfah- 
ren in der Tierzüchtung), 

O die Ernährung (Gewinnung von Eiweiß, Ami- 
nosäuren und Zusatzstoffen, biotechnische 
Verfahren der Lebensmittelherstellung und 
-konservierung), 


O die Umwelt (biologischer Abbau von Schad- 
stoffen, mikrobiologische Abwasser- und Ab- 
luftreinigung, Ersatz chemischer Schädlings- 
und Unkrautvertilgungsmittel durch umwelt- 
freundliche biologische Verfahren) 

O die Gesundheit (biotechnologisch erzeugte 
Substanzen als Impfstoffe, Diagnostika und 
Therapeutika, Ergänzungs- und Alternativ- 
methoden zum Tierversuch), 

O Rohstoffe und Energie (Bereitstellung bio- 
synthetischer Grundchemikalien, energierei- 
che Verbindungen, Nutzung photobiologisch 
gebildeter Rohstoffe). 

Neuartige biologische Methoden, wie die Gen- 
technologie oder die Zellkulturtechnik, wie auch 
die Bioverfahrens- und Enzymtechnik bieten 
Ansätze zur Lösung dieser Probleme und weisen 
die Richtung zukünftiger Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten. Auch im Hinblick auf die in- 
ternationale Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Industrie ist eine verstärkte Förderung der bio- 
logischen und biotechnologischen Forschung un- 
ter stärkerer Betonung der anwendungsorien- 
tierten Grundlagenforschung notwendig. — For- 
schung im Bereich der Biotechnologie wird ins- 
besondere durch den BMFT, aber auch durch 
andere Bundesressorts (z. B. BML und BMJFG) 
gefördert. 

Kooperationspartner sind dabei: 

— Hochschulen 

Rund 5% der biologisch ausgerichteten Insti- 
tute in den Fakultäten der Naturwissenschaf- 
ten, der Ernährungswissenschaften und der 
Medizin sind mit biotechnologischen Arbei- 
ten befaßt. 

— Max-Planck-Gesellschaft, Deutsche For- 
schungsgemeinschaft, Fraunhofer-Gesell- 
schaft und von Bund und Ländern getragene 
Forschung Seinrichtungen 

Die Max-Planck-Gesellschaft (vgl. im einzel- 
nen Teil VI, Kapitel 3.2) arbeitet in 21 Institu- 
ten in institutsübergreifenden Forschungs- 
schwerpunkten überwiegend grundlagenori- 
entiert an der Aufklärung biologischer Wir- 
kungsmechanismen und -Prinzipien. Die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (vgl. im 
einzelnen Teil VI, Kapitel 1.2) fördert die 
Grundlagenforschung an Hochschulen in 
Biologie/Biowissenschaften in Schwerpunkt- 
programmen, Sonderforschungsbereichen 
und im Normalverfahren. Angewandte biolo- 
gisch/biotechnologische Forschungsarbeiten 
zur Lebensmitteltechnologie, Medizin- und 
Bioverfahrenstechnik betreibt die Fraunho- 
fer-Gesellschaft (vgl. im einzelnen Teil VI, 
Kapitel 3.2). 

Die Gesellschaft für Biotechnologische For- 
schung (GBF), Braunschweig (vgl. im einzel- 
nen Teil VI, Kapitel 2.3), bearbeitet als Groß- 
forschungseinrichtung vielfältige Problem- 
stellungen der Biotechnologie. Der Finanzie- 
rungsanteil des Bundes an der GBF ist in den 
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ausgewiesenen FuE-Ausgaben für Biotechno- 
logie eingeschlossen. 

— Industrie 

Neben biotechnologischen Forschungsaktivi- 
täten in Laboratorien der chemisch-pharma- 
zeutischen Großindustrie hat sich eine Reihe 
mittlerer Firmen auf bestimmte Produkt- 
gruppen spezialisiert und unternimmt hier 
beachtliche Forschungs- und Entwicklungs- 
anstrengungen. 

— Bundesforschungsanstalten 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und der Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit un- 
terhalten Forschungsanstalten (vgl. im ein- 
zelnen Teil VI, Kapitel 4.4 und Kapitel 4,7), 
die u. a. angewandte biologische Fragestel- 
lungen für die Ressortforschung bearbeiten. 
Sie gliedern sich in medizinisch-hygienisch, 
landwirtschaftlich und an Fragen der Nah- 
rungsmittelverarbeitung ausgerichtete Ein- 
richtungen. 

2. Die notwendige verstärkte Förderung der biolo- 
gischen Forschung kann auf unterschiedlichen 
Wegen erfolgen, z. B. durch 

O die Projektförderung im BMFT-Fachpro- 
gramm Biotechnologie, 

O die Unterstützung privatwirtschaftlicher In- 
itiativen zur Umsetzung von biologisch-bio- 
technologischen Erkenntnissen in die indu- 
strielle Anwendung, 

O die Ressortforschung in den Bundesanstal- 
ten, 

O die Erhöhung der für die Grundlagenfor- 
schung verfügbaren Mittel, 

O die institutioneile Förderung in den Großfor- 
schungseinrichtungen. 

Die Einrichtung eines Forschungszentrums für 
Biotechnologie, das neben Möglichkeiten zur an- 
wendungsbezogenen Grundlagenforschung auch 
über ein leistungsfähiges Biotechnikum verfügt, 
überfordert die Universitätshaushalte. Die 
Schaffung bzw. Aufrechterhaltung einer multi- 
disziplinär angelegten und gut aus ge statteten 
Großforschungseinrichtung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist daher notwendig. 

Vielfach läßt sich die Förderung grundlagenna- 
her Teilgebiete der Biotechnologie wirkungsvol- 
ler und beweglicher in Form von Projekten er- 
reichen. Das gilt sowohl für Einzelvorhaben als 
auch für Gemeinschaftsvorhaben mehrerer In- 
stitute. Entsprechende Programme des BMFT 
werden noch auf Jahre hinaus erforderlich sein, 
um die Grundlagen zur Lösung neuer biotechno- 
logischer Fragestellungen zu erforschen. 

3. In den letzten Jahren wurde neben der erfolgrei- 
chen Entwicklung neuer Bioreaktoren (techni- 
sche Anlagen für biologische Prozesse) insbe- 
sondere bei den Enzymreaktoren ein Verfahren 
entwickelt, das eine sehr einfache Trennung 
komplexer chemischer Gemische von Amino- 


säureprodukten ermöglicht. Mit Hilfe eines En- 
zym-Membran-Reaktors wurden komplizierte 
Trennverfahrensschritte umgangen und wich- 
tige essentielle Aminosäuren — u. a. auch für 
medizinische Zwecke in Infusionsqualität — be- 
reitgestellt. 

Des weiteren wurde in der Zuckerindustrie ein 
Verfahren zur bakteriellen Erzeugung von Alko- 
hol aus Abfällen der Weizenstärkegewinnung 
eingeführt, das nicht nur einen erheblichen Bei- 
trag zur Abwasserreinhaltung leistet, sondern 
darüber hinaus die Veredelung von Abfallstoffen 
zu Äthanol und Methan ermöglicht. 

Bei den pflanzlichen Zellkulturen ist die Gewin- 
nung kostbarer Naturstoffe für die Humanmedi- 
zin, die Nahrungsmittelindustrie oder im Be- 
reich der Agrarchemikalien ein wichtiges Feld 
biotechnologischer Forschung, das auch von der 
Arzneimittelindustrie mit großem Interesse auf- 
gegriffen wurde. Es ist u. a. durch die Entwick- 
lung eines Bioreaktorverfahrens gelungen, mit 
Hilfe pflanzlicher Zellstämme das bei der Ge- 
winnung des Herzarzneimittels Digoxin aus Fin- 
gerhut in großen Mengen anfallende, therapeu- 
tisch weniger gut anwendbare Nebenprodukt Di- 
gitoxin ebenfalls in den Wirkstoff Digoxin umzu- 
wandeln. 

Ein weiteres Ziel der durch das BMFT geförder- 
ten biotechnologischen Forschung ist die Ent- 
wicklung von Ergänzungs- und Alternativmetho- 
den zu Tierversuchen. So wird z. B. untersucht, 
ob tierische Zellkulturen als in-vitro-Modell für 
die ersten Stufen bei der Suche nach bestimm- 
ten neuen Arzneimitteln eingesetzt werden kön- 
nen bzw. ob nicht einige pharmakologische 
Tests am Tier durch Zellkulturen oder andere 
biologische Methoden ersetzt werden können. 
Bei positivem Ausgang dieser Entwicklungen 
könnte in einzelnen Bereichen die zum Schutz 
des Menschen notwendige Anzahl an Tierversu- 
chen deutlich reduziert werden. 

In der Veterinärmedizin ist die Verbesserung ei- 
nes Maul- und Klauenseuchen-Impfstoffes auf 
molekularbiologischem Weg gelungen. 

Um die Wirkung von menschlichen Interferonen 
gegen Viren und Krebs zu erforschen, fördert 
das BMFT seit 1972 die Produktion des Arznei- 
mittels Interferon-Beta mit Hilfe von Zellkultu- 
ren. Die Industrie wurde dadurch in die Lage 
versetzt, Interferon-Beta für umfangreiche klini- 
sche Prüfungen in ausreichender Menge zur 
Verfügung zu stellen. Vom Bundesgesundheits- 
amt wurde Interferon-Beta zur Behandlung aus- 
gewählter, durch Viren verursachter Erkrankun- 
gen, z. B. Gürtelrose, zugelassen. 

Im Bereich der Gentechnik stehen therapeu- 
tisch wichtige Stoffe wie Interferone und Bioka- 
talysatoren an erster Stelle. Hier führten Versu- 
che zur Herstellung von identischem biologi- 
schen Ausgangsmaterial (Klonierung) zu ersten 
industriell nutzbaren Erfolgen. 

4. Künftige Fördermaßnahmen zielen auf die 
breite Anwendung biologischer Verfahren in In- 
dustrie, Landwirtschaft und Medizin. Vorausset- 
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zung ist die Entwicklung und Einführung neuer 
biologisch/biotechnologischer Methoden, Pro- 
dukte und Verfahren, die nur über eine fach- 
übergreifende Zusammenarbeit von Wissen- 
schaftlern möglich ist. 

Hierzu ist eine rasche Intensivierung der bio- 
technologischen Forschung erforderlich. Vor 
dem Hintergrund einer in der Bundesrepublik 
Deutschland breit angelegten biologischen 
Grundlagenforschung und einer gut ausgebau- 
ten biologischen Forschung in den Bundesan- 
stalten sind insbesondere eine Intensivie- 
rung anwendungsorientierter biotechnologi- 
scher FuE-Arbeiten und die konsequentere und 
raschere Umsetzung der Forschungsergebnisse 
in biotechnische Verfahren notwendig. 

Die Gentechnologie und die Zellkultur- und Zell- 
fusionstechnik, welche u. a. genetische Informa- 
tionen aus einem höheren Organismus, wie dem 
des Menschen, in das Erbgut der Bakterien ein- 
zuführen ermöglichen, sind vorläufig nur erste 
grundlegende Forschungsergebnisse der moder- 
nen Biologie. Die Intensivierung der anwen- 
dungsorientierten Forschungsarbeiten in der 
Biologie setzt den weiteren Ausbau der Grundla- 
genforschung voraus. 

Zeitlich gestaffelt werden daher die folgenden 
Maßnahmen, konzentriert auf drei Themenbe- 
reiche, durchgeführt: 

— Gentechnologie 

O Schwerpunktprojekte an Hochschulen 
oder in öffentlichen Institutionen 
Ziel: Ausbau der anwendungsorientierten 
Grundlagenforschung; Konzentration von 
Arbeitsgruppen, „Know-how-Transfer“; 
Schaffung von Ausbildungskapazität; 
Finanzierung: Projektförderung durch 
den BMFT, Mitfinanzierung durch die In- 
dustrie und gegebenenfalls durch die 
Bundesländer; 

O Verbundforschung/ Arbeitsgemeinschaf- 
ten 

Ziel: Forschergruppen aus verschiedenen 
Industrieunternehmen, ggf. unter Beteili- 
gung von Hochschulgruppen, bearbeiten 
gemeinsame Projekte auf ihrem Spezial- 
gebiet; dieses Fördermodell ist unter an- 
derem gedacht für kleine und mittlere Un- 
ternehmen, deren Forschungskapazität 
allein überfordert wäre; 

Finanzierung: Anteilige Projektförderung 
des BMFT, Eigenbeteiligung der Unter- 
nehmen; 

O Flankierende Fördermaßnahmen bei der 
Gründung von Gen-Firmen; 

O Stipendienprogramm 

Förderung von Auslandsaufenthalten 
deutscher Wissenschaftler und von In- 
landsaufenthalten ausgewählter ausländi- 
scher Gastforscher; 

O Über den internationalen Stand der Gen- 
technologie, über die Anwendungsfelder 
und über die Fördermaßnahmen des 


BMFT gib ein Bericht Auskunft, der im 
Frühjahr 1984 dem Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages vorgelegt 
wird. 

— Zellkulturen und Zellfusionstechnik 

Produktorientierte Industrieprojekte unter 
Beteiligung von Hochschulgruppen: Massen- 
kultur pflanzlicher, tierischer und Humanzel- 
len zur Gewinnung von Viren, Naturstoffen 
und wertvollen Inhaltsstoffen. 

O Einsatz tierischer Zellkulturen zur Ge- 
winnung von Impfstoffen und Arzneimit- 
teln, z. B. Interferon und die Prüfung der 
biologischen Wirksamkeit; 

O Pflanzliche Zellkulturen, Zellfusion, 
Pflanzenregeneration aus Einzelzellen, 
Steuerung der biochemischen Stoffpro- 
duktion in Nutzpflanzen, Resistenzfor- 
schung, Schaffung von biologischem Aus- 
gangsmaterial zur Gewinnung therapeu- 
tisch verwendbarer Naturstoffe (z. B. Zell- 
hybridisierung); 

O Ersatzmethoden zum Tierexperiment auf 
der Basis von Zellkultursystemen. 

— Bioverfahrenstechnik/Enzymtechnologie 

Entwicklung biotechnischer Verfahren und 
Bioreaktoren zur Gewinnung von Nahrungs- 
und Futtermitteln, chemischen Grundstoffen 
und anderen Biosyntheseprodukten. 

O Verfahren zur Herstellung von biosynthe- 
tischen Nahrungs- und Futtermitteln und 
Grundchemikalien, Eiweiß, Aminosäuren, 
Vitaminen, Antibiotika, Säuren, Alkoho- 
len usw.; 

O Konstruktion und Auslegung von ver- 
schiedenen Bioreaktortypen: Schlaufenre- 
aktor, Blasensäule, Enzym- und Zellkul- 
turreaktoren; 

O Anwendung trägerfixierter Enzyme und 
oberflächengebundener Systeme für Bio- 
synthese- und Trennverfahren; 

O Nutzung der besonderen Syntheselei- 
stung von anaeroben Organismen. 

Die genannten Maßnahmen sind modellhaft 
und spiegeln den augenblicklichen Stand der 
Entwicklung in der Biologie wider. Dieser 
Entwicklungsstand wird laufend verfolgt, so 
daß rechtzeitig die Basis für den Aufbau 
neuer Technologien durch Verstärkung der 
Grundlagenforschung in den ausgewählten 
Gebieten geschaffen wird. Der Ausbau muß 
in Abstimmung mit den Wissenschaftsorga- 
nisationen DFG und MPG erfolgen und sich 
in den Gesamtrahmen der Wissenschaftsför- 
derung in der Bundesrepublik Deutschland 
einfügen. 

5. In allen Industrieländern werden erhebliche An- 
strengungen zur Intensivierung der modernen 
biologischen Forschung unternommen. Überwie- 
gend werden Programme für die nächsten 5 bis 
10 Jahre auf gestellt, um einen Durchbruch in 
Gentechnologie, Zelltechnologie oder Bioreak- 
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torbau zu erreichen. In zunehmender Zahl wer- 
den Firmen mit dem Ziel gegründet, biotechni- 
sche Methoden, vor allem die Gentechnologie, 
kommerziell zu nutzen. 

Im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 
wird seit 1981 ein FuE-Programm der molekular- 
biologischen Technologie durchgeführt. Dieses 
Programm verfolgt das Ziel, die Erkenntnisse 
aus der biologischen Grundlagenforschung zu 
nutzen und Entwicklungen der Anwendungs- 
technik zu stimulieren, auf dem die USA oder 
Japan über einen beträchtlichen Vorsprung ver- 
fügen. 

Zusammen mit zehn weiteren westeuropäischen 
Staaten und Israel ist die Bundesrepublik am 
Europäischen Laboratorium für Molekularbiolo- 
gie (EMBL, vgl. auch Teil V, Kapitel 1.1.3 und Ka- 
pitel 2.2) in Heidelberg beteiligt. Die bisher vor- 
wiegend physikalisch orientierte Instrumentie- 
rung wurde vor kurzem durch neue Techniken 
aus der Biochemie, der Biologie und der Chemie 
ergänzt. In den nächsten Jahren wird der 
Schwerpunkt der Arbeiten in der Zellbiologie 
(besonders bei den Zellmembranen), der Struk- 
turbiologie (Membranproteine, Protein-Nuklein- 
säurekomplex) und der Differenzierung (Termi- 
naldifferenzierung und Zellwachstumsregelung) 
liegen. Seit 1982 verfügt das EMBL über ein 
erstes, in eigener Entwicklung gebautes Kryo- 
Elektronenmikroskop (Kryo-Tem) und über eine 
in der Welt bisher einmalige Einrichtung für die 
Sammlung, Dokumentation und Organisation 
publizierter Nukleinsäuresequenzen. — Die Pro- 
gramme und Geräte im EMBL, einschließlich 
der beiden Außenstellen bei DESY in Hamburg 
und beim ILL in Grenoble stellen eine wertvolle 
Bereicherung der nationalen und europäischen 
molekularbiologischen Arbeiten dar. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Biotechnologie 
— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

68 82 

99 106 


2.11 Bereich L: 

Physikalische Technologien; Basistechnologien 

2.11.1 Förderung von Forschung und Entwicklung in 
ausgewählten Bereichen der Physikalischen 
Technologien 

1. Die Grundlagenforschung in Instituten und teil- 
weise in der Industrie wird in der Regel ohne 
Vorgaben für bestimmte Ergebnisse betrieben. 
Von ihr sind in der Vergangenheit immer wieder 
neue Produkte und wirtschaftliche Verfahren 
ausgegangen, welche die industrielle Wettbe- 
werbsfähigkeit stärkten. 

Zielsetzung der Förderung der Physikalischen 
Technologien durch den Bundesminister für 


Forschung und Technologie ist es daher, aktiv 
und systematisch neue Ergebnisse der naturwis- 
senschaftlich-technischen Grundlagenforschung 
auf neue Technologieansätze und industrielle 
Verwertbarkeit zu untersuchen. 

2. Das Aufgreifen und Bewerten neuer Ansätze 
(„Antennen“- oder Suchfunktion) kann nur im 
ständigen Dialog mit Wissenschaftlern, wissen- 
schaftlichen Gesellschaften, Unternehmen und 
Verbänden wahrgenommen werden; erfolgver- 
sprechende Ansätze müssen durch Voruntersu- 
chungen und einzelne (Projekt-)Vorhaben in ei- 
ner ersten Stufe erhärtet werden. Diese Aufgabe 
ist daher personalintensiv, der finanzielle Auf- 
wand vergleichsweise bescheiden. In einer zwei- 
ten Stufe konzentrieren sich die Fördermaßnah- 
men auf solche Themenkreise, die eine indu- 
strielle Bedeutung erwarten lassen. Diese Teil- 
bereiche werden über einen begrenzten Zeit- 
raum — ca. fünf Jahre — gezielt und direkt 
gefördert, wobei gemeinsame (Verbund)-Vorha- 
ben von wissenschaftlichen Instituten und Un- 
ternehmen Vorrang erhalten. 

Die Förderung innerhalb der Physikalischen 
Technologien läuft aus, wenn der jeweilige Teil- 
bereich 

O hinreichend in die industrielle Nutzung über- 
gegangen ist oder 

O die erwartete Breitenwirkung nicht erreicht 
oder 

O sich zu einem eigenständigen Fachpro- 
gramm weiterentwickelt hat bzw. einem 
neuen Fachprogramm zugeordnet wird (so 
haben u. a. die Fachprogramme Elektronik 
und Nichtnukleare Energieforschung ihre 
Wurzeln in den Physikalischen Technolo- 
gien). 

3. In den Teilbereichen Angewandte Optik und Mi- 
kroskopie wurde die Förderung beendet. Die Ar- 
beiten sind in die industrielle Entwicklung und 
Nutzung übergegangen. In der Optik ist insbe- 
sondere die Asphärentechnik (Technik für Son- 
derformen optischer Systeme) zu nennen, die 
von einschlägigen Unternehmen und Instituten 
gemeinschaftlich erarbeitet wurde und zu einem 
eindeutigen Wettbewerbsvorteil führte. 

In der Mikroskopie sind beispielhaft die Ent- 
wicklung des Laser-Scan- und des akustischen 
Mikroskopes zu nennen; beide Verfahren zeich- 
nen sich dadurch aus, daß die zu betrachtenden 
Objekte nicht in ein Vakuum gebracht werden 
müssen. Von besonderer Bedeutung bei den aku- 
stischen Mikroskopen ist die Möglichkeit, unter 
die Oberfläche der Objekte zu „sehen“ und 
erstmals auch lebende Objekte betrachten zu 
können; die Weiterentwicklung der Höchst-Ul- 
traschall-Technik läßt vielversprechende neue 
Lösungen in der Biologie, Medizin und Werk- 
stoffkunde erwarten. 

Die Förderung der Meßtechnik und Sensorik in- 
nerhalb des Förder Schwerpunktes läuft aus. Die 
Entwicklung neuer Meßverfahren wie beispiels- 
weise von Schwermetall-Spuren ist so weit ge- 
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diehen, daß sie im Rahmen normaler industriel- 
ler Arbeiten, ggf. auch innerhalb spezieller Fach- 
programme weiter betrieben werden kann. Die 
Förderung der Sensortechnik wurde dem Fach- 
programm „Anwendung der Mikroelektronik“ 
zugeordnet. 

4. Die künftigen Fördermaßnahmen betreffen drei 
Felder: 

— Die Verstärkung der Suchfunktion; 

— die zeitlich begrenzte Förderung von Teilbe- 
reichen, die zur Zeit wichtig sind: 

O Lasertechnologie: 

Der rasch wachsende Markt (in Westeu- 
ropa wird für 1990 ein Markt von mehr als 
3 Mrd DM Umsatz erwartet) wird z. Z. 
ganz überwiegend von überseeischen Fir- 
men beherrscht; die industrielle Basis im 
Inland soll gestärkt werden; 

O Oberflächentechniken: 

Neue Verfahren der Beschichtung und 
Veredelung werden wirtschaftliches Ferti- 
gen und Qualitätssteigerung von Produk- 
ten ermöglichen; 

O Tieftemperaturtechnik: 

Komponenten der Tieftemperaturtechnik 
und neue Materialien für den mittel- bis 
langfristigen Bedarf (z. B. für Separato- 
ren, wissenschaftliche Geräte, Meßtech- 
nik); 

— die dritte Komponente mit steigender Bedeu- 
tung ist die Unterstützung für einen schnelle- 
ren Transfer der anwendungsorientierten Er- 
gebnisse in die Praxis insbesondere kleiner 
und mittelgroßer Unternehmen (Schwer- 
punkt z. Z. Lasertechnologie). Hier wird das 
Angebot an Seminaren und Informationsver- 
anstaltungen in steigendem Maße von Indu- 
strieunternehmen in Anspruch genommen. 

5. Im Programm Physikalische Technologien kön- 
nen gemeinsame FuE-Arbeiten deutscher Stel- 

/ len mit Instituten oder Firmen anderer Staaten 
gefördert werden. Zur Zeit werden solche Ko- 
operationsvorhaben mit Israel und Norwegen 
gefördert. Kooperationen mit Frankreich und 
Großbritannien sind in Vorbereitung. 


2.11.2 Basistechnologien 

In den Ausgaben dieses Bereichs sind u. a. auch 
Anteile der Ausgaben des Bundes für die Kernfor- 
schungsanlage Jülich (KFA), das Kernforschungs- 
zentrum Karlsruhe (KfK) und die Stiftung Deut- 
sches Elektronen-Synchrotron (DESY), Hamburg, 
enthalten (vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 2.3). 

In Ergänzung und zur Unterstützung ihrer ziel- 
orientierten Forschungsarbeiten führen die Groß- 
forschungseinrichtungen methodisch übergreifende 
Arbeiten durch, um ihre experimentelle Basis zu 
verbreitern. 

In erster Linie ist hier die Tieftemperaturtechnolo- 
gie zu nennen, die sich aus Anforderungen der 


Hochenergiephysik entwickelt hat und heute neben 
den sich abzeichnenden energietechnischen An- 
wendungen auch in der Fusionsforschung unum- 
gänglich erscheint. Im Vergleich zu diesen schon 
fortgeschrittenen Entwicklungen befinden sich die 
Arbeiten der Grenzflächen- und Hochvakuumfor- 
schung mehr im Stadium der angewandten Grund- 
lagenforschung. Eine Sonderstellung nimmt die Iso- 
topentechnik ein, die aus den kerntechnischen Ar- 
beiten der Zentren entstanden ist und heute wert- 
volle ergänzende Meßverfahren zum konventionel- 
len Bereich zur Verfügung stellt. 

Die Arbeiten zur Meß- und Verfahrenstechnik ver- 
stärken die Fähigkeit der Großforschungseinrich- 
tungen, bei ihren Grundlagenarbeiten und Projek- 
ten moderne und hochqualifizierte wissenschaft- 
lich-technische Verfahren verwenden zu können. 


FuE-Ausgaben des Bundes für die Förderung der 
Physikalischen Technologien; Basistechnologien 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

86 89 

92 96 


2.12 Bereich M: 

Fertigungstechnik 

1. Die fertigungstechnische Industrie ist als Ver- 
sorger des Inlandsmarktes mit fertigungstechni- 
schen Anlagen Lieferant von Produktivität für 
das verarbeitende Gewerbe und zugleich eine 
bedeutende Exportindustrie (Ausfuhr in 1981: ca. 
70 Mrd DM); sie ist so dem internationalen Wett- 
bewerb besonders ausgesetzt. Die Erhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit dieser mittelständisch 
strukturierten Industrie wird zunehmend 
schwieriger. Dies ist vor allem eine Folge der 
stürmischen technischen Entwicklung der mo- 
dernen Mikroelektronik und der Informations- 
technik und deren Vordringen in die Fertigungs- 
technik. 

Für die fertigungstechnische Industrie zeichnen 
sich mittel- und langfristig weltweit Investitions- 
und Wachstumspotentiale ab. Deutsche Unter- 
nehmen müssen vorbereitet sein, sich hierbei ei- 
nen angemessenen Marktanteil zu sichern. Sie 
müssen derzeit in einer Lage, in der das Kosten- 
niveau hoch und die internationale Konkurrenz 
stärker wird, moderne Informationstechnik 
rasch in ihre Produkte und Herstellungsverfah- 
ren integrieren. Die Lösung dieser know-how- 
intensiven Aufgabe in kurzer Zeit durch die 
Mehrzahl der mittelständischen Betriebe ist 
eine wesentliche Voraussetzung für die künftige 
Wettbewerbsfähigkeit. 

Ziel staatlicher Förderung ist es, die mit der Ent- 
wicklung und Anwendung neuer Fertigungs- 
technologien verbundenen wissenschaftlich- 
technischen und wirtschaftlichen Risiken für die 
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Unternehmen tragbarer zu machen und so Inno- 
vationshemmnisse abzubauen. 

2. Im Programm Fertigungstechnik wurden in der 
Vergangenheit vorwiegend Verbundprojekte, 
aber auch Einzelvorhaben direkt gefördert. 

Die Beurteilung der Förderungswürdigkeit und 
Förderungsnotwendigkeit der zahlreichen un- 
terschiedlichen und speziellen fertigungstechni- 
schen Entwicklungen bei Unternehmen ist häu- 
fig problematisch; die Zeit bis zu einer Förder- 
entscheidung ist lang. Hieraus ergab sich der 
Wunsch, für neue Maßnahmen einen Ansatz zu 
wählen, bei dem 

O inhaltlich nicht mehr jede technische Ent- 
wicklung hinsichtlich Entwicklungsstand, 
Neuheitsgrad und Marktrelevanz bewertet 
werden muß und 

O verfahrensmäßig die Modalitäten der An- 
tragstellung, Bewilligung und Abwicklung so 
gestaltet werden, daß der zeitliche und perso- 
nelle Aufwand deutlich herabgesetzt wird. 

Diese Erfahrungen führten — wie beim Pro- 
gramm Anwendung der Mikroelektronik — zu 
dem indirekt-spezifischen Förderansatz. Für die 
Ausgestaltung der Förderung gelten folgende 
Kriterien: 

O Eindeutige Beschreibung der Maßnahmen, 

O Einfachheit in der Handhabung für Zuwen- 
dungsempfänger und Zuwendungsgeber und 

O Berechenbarkeit des Mittelbedarfs. 

Dieser Förderansatz wird — neben den Ver- 
bundvorhaben — im Rahmen des neuen Pro- 
gramms Fertigungstechnik realisiert. 

3. Um die fertigungstechnische Industrie zu stär- 
ken, wurde bereits 1980 vom Bundeskabinett ein 
erstes Programm Fertigungstechnik verabschie- 
det. 

Dessen Schwerpunkte waren zuletzt 

O Verfahren zur Planung, Konstruktion und 
Disposition, 

O Handhabungssysteme, 

O Qualitätssicherung, 

O Maschinensteuerungen, 

O Flexible Fertigungssysteme sowie 
O Maßnahmen zum Technologietransfer. 

Die Maßnahmen konzentrierten sich auf Ausrü- 
ster und die mit ihnen zusammenarbeitenden 
Institute; sie wurden überwiegend in Verbund- 
vorhaben durchgeführt. 

In den Jahren 1980 bis 1983 wurden insgesamt 
ca. 400 Vorhaben bei insgesamt ca. 270 Zuwen- 
dungsempfängern mit zusammen etwa 165 Mio 
DM gefördert. Etwa 80% der Fördermittel wur- 
den kleinen und mittleren Unternehmen und 
den mit diesen zusammenarbeitenden Instituten 
zur Verfügung gestellt. 

Die bisher erzielten Ergebnisse wurden durch 
einen aktiven Technologietransfer der interes- 


sierten Industrie bekanntgemacht. Ein Teil der 
Ergebnisse wird bereits auf breiter Basis in der 
Industrie angewendet. 

Einige typische Projekte sind z. B.: 

O Die Entwicklung eines Mehrprozessor-Steue- 
rungssystems (MPST), mit dem aus Stan- 
dard-Bausteinen und nur wenigen Sonder- 
entwicklungen individuell Maschinensteue- 
rungen für die unterschiedlichsten Aufgaben 
kostengünstig realisiert werden können. Die 
notwendige Hard- und Software entstand in 
arbeitsteiliger Kooperation von mehreren In- 
dustrieunternehmen und Forschungsinstitu- 
ten. Das Steuerungssystem hat sich inzwi- 
schen in den Produkten führender Werk- 
zeugmaschinenhersteller vieltausendfach be- 
währt. 

O für numerisch gesteuerte Drehmaschinen 
wurde eine Programmiereinrichtung mit 
Bildschirm entwickelt. Mit Hilfe dieser Ein- 
richtung kann der Maschinenbediener wäh- 
rend der Produktion die Herstellung neuer 
Werkstücke programmieren (Werkstattpro- 
grammierung) und durch graphische Simula- 
tion prüfen. Mit dieser durch Förderung des 
BMFT entscheidend vorangetriebenen Ent- 
wicklung wird ein neuer zukunftsweisender 
Weg der Programmierung von Fertigungsein- 
richtungen beschritten, bei dem die Qualifi- 
kation und Erfahrung des Facharbeiters voll 
genutzt werden kann. 

O Planung und Aufbau einer Pilotanlage eines 
flexiblen Fertigungssystems für die wirt- 
schaftliche Produktion von Drehteilen in 
kleinen und mittleren Losgrößen. Neben den 
technisch-wirtschaftlichen Fragen wie Erar- 
beitung von Planungsmethoden, automati- 
schen Handhabungseinrichtungen und 
Steuerung des komplexen Systems wurden 
auch die Auswirkungen derart komplexer 
Fertigungseinrichtungen auf die Arbeitsbe- 
dingungen untersucht. Hierbei standen Fra- 
gen zum Arbeitsinhalt und zur Qualifikation 
im Vordergrund. 

4. Die Erfahrungen mit der bisherigen Förderung 
und die Situation der fertigungstechnischen In- 
dustrie führten zur Entwicklung eines neuen 
Programms Fertigungstechnik. Dieses Pro- 
gramm wurde im Herbst 1983 vom Bundeskabi- 
nett verabschiedet. 

Für einen auf vier Jahre befristeten Zeitraum 
(1984 bis 1987 mit finanzieller Restabwicklung 
1988) soll die fertigungstechnische Industrie — 
im Rahmen indirekt-spezifischer und anderer 
ergänzender FuE-Maßnahmen — mit dem Ziel 
einer positiven Strukturanpassung gefördert 
werden. Durch die Stärkung ihrer Eigenkräfte 
soll es den Unternehmen erleichtert werden, den 
risikoreichen und know-how-intensiven Schritt 
der Integration moderner Informationstechnik 
in ihre Produkte und Produktionsweisen zu voll- 
ziehen. 
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Das Programm besteht aus drei Komponenter^ 

— Indirekt-spezifische Förderung der ferti- 
gungstechnischen Industrie 

Der indirekt-spezifische Ansatz soll einge- 
setzt werden, um 

O die betriebliche Anwendung von Sy- 
stemen zur rechnerunterstützten Projek- 
tierung, Entwicklung und Konstruktion 
(CAD) sowie zur Planung, Disposition und 
Steuerung des Fertigungsablaufs (CAM) 
breitenwirksam zu beschleunigen und 

O die industrielle Basis auf dem Gebiet der 
Industrieroboter, Handhabungssysteme 
und flexiblen Peripherieeinrichtungen zu 
verbreitern. 

— Verbundprojekte 

Mit Verbundprojekten, die bereits gegenwär- 
tig mit guten Erfahrungen realisiert werden, 
sollen übergreifende, zukunftsorientierte 
Fragestellungen der Fertigungstechnik ko- 
operativ gelöst werden. Hierbei sollen auch 
Ergebnisse der Grundlagenforschung pro- 
jektorientiert in die industrielle Anwendung 
überführt werden („Stafettenprinzip“), um 
Maßnahmen von DFG und BMFT zu kop- 
peln. 

Schwerpunkte sollen hierbei die Entwicklung 
von Maschinen und Verfahren zur flexiblen 
Fertigung und Qualitätssicherung sein. 

In dieser Förderkomponente sollen auch Pro- 
jekte der internationalen Zusammenarbeit 
(z. Z. mit Norwegen, Frankreich, Großbritan- 
nien) und des Technologietransfers in Ent- 
wicklungsländer (z. Z. China) eingeschlossen 
sein. 

— Technologietransfer, Technologiefolgenab- 
schätzung 

Die bereits laufenden Aktivitäten des Pro- 
jektträgers Fertigungstechnik zum Technolo- 
gietransfer (z. B. Veröffentlichungen, Work- 
shops, Seminare, Fachgespräche, Beteiligung 
an Fachmessen) sollen für kleine und mitt- 
lere Unternehmen verstärkt und erweitert 
werden. Hierzu gehört vor allem der Aufbau 
eines CAD/CAM-Labors in Karlsruhe zur 
Orientierung potentieller Anwender (Einfüh- 
rung, Seminare, praktische Übungen und De- 
monstrationen); dies ist eine wichtige flan- 
kierende Maßnahme zu der vorgenannten in- 
direkt-spezifischen Förderung von CAD/ 
CAM. 

Fh-ogrammspezifische Vorhaben zur Techno- 
logiefolgenabschätzung sollen mit dem Ziel 
durchgeführt werden, Voraussetzungen und 
Folgen des Einsatzes moderner Fertigungs- 
technologien und die an sie zu stellenden An- 
forderungen festzustellen. Thematisch ste- 
hen z. B. Fragen der Veränderung der Quali- 
fikations- und Arbeitsanforderungen, der 
Entwicklung betrieblicher Organisations- 
strukturen und Fertigungsabläufe, der Ar- 
beitsmarktwirkungen und Wirtschaftlich- 
keitsvergleiche im Vordergrund. Dabei sind 
Entwicklungstendenzen, Strukturzusammen- 


hänge und Möglichkeiten der Umsetzung von 
Forschungsergebnissen von besonderem In- 
teresse, damit daraus Folgerungen u. a. für 
die Förderpolitik abgeleitet werden können. 
Für die Finanzierung der Förderungsmaß- 
nahmen sind 530 Mio DM vorgesehen. Davon 
sind 350 Mio DM für indirekt-spezifische 
Maßnahmen bestimmt. 

5. Im Rahmen des Programms Fertigungstechnik 
ist insbesondere auf die internationale Zusam- 
menarbeit mit Norwegen, Großbritannien und 
Frankreich hinzuweisen. 

In Zusammenarbeit zwischen deutschen und 
norwegischen Forschungs- und Entwicklungs- 
stellen wird das Gemeinschaftsprojekt APS (Ad- 
vanced Production Systems) durchgeführt, Pro- 
jektziel ist die Entwicklung und Erprobung aller 
Komponenten eines rechnerge stützten Kon- 
struktions- und Fertigungssystems zur Steige- 
rung der industriellen Leistungsfähigkeit beider 
Partner. 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich und Großbritannien werden Pro- 
bleme der Robotertechnologie gemeinsam ange- 
gangen. Besonders zu nennen sind dabei Fragen 
der Robotersicherheit und ein Projekt zur ge- 
meinsamen Entwicklung von Programmierspra- 
chen für Industrie-Roboter. 


FuE-Ausgaben des Bundes für die Förderung der 
Fertigungstechnik 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

40 46 

39 70 


2.13 Bereich N: 

Umweltforschung und Umwelttechnologle; 

Klimaforschung 

2.13.1 Schutz der Umwelt 

1. Die heute für jeden sichtbaren Belastungen der 
Umwelt, die zum Teil bereits zu einer Gefähr- 
dung des ökologischen Gleichgewichtes geführt 
haben, sind die Nebenwirkungen eines evolu- 
tionären Prozesses, bei dem die Inanspruch- 
nahme der natürlichen Ressourcen und die Pro- 
duktion materieller Güter ständig zugenommen 
haben. Ausgehend von akuten Umweltproble- 
men wie der Luftverunreinigung durch Schad- 
stoffe als wesentliche Mitursache für die Wald- 
schäden, der Verschmutzung von Gewässern 
oder dem Verbleib giftiger Chemikalien hat sich 
die Umweltdiskussion zu einer grundsätzlichen 
gesellschaftspolitischen Diskussion über die Zu- 
kunft entwickelt. Dabei ist das Bewußtsein ge- 
wachsen, daß der wirtschaftlich-technische Fort- 
schritt nur dann sinnvoll bleibt, wenn damit 
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keine unvertretbaren Beeinträchtigungen natür- 
licher Lebensgrundlagen verbunden sind. 

Umweltschutz und Ökonomie sind — auf län- 
gere Sicht und gesamtwirtschaftlich gesehen — 
keine Gegensätze, dies um so weniger, wenn po- 
litische Vorgaben und staatlich gesetzte Rah- 
menbedingungen eindeutig und langfristig zu- 
verlässig für alle Beteiligten gelten, damit die 
erforderlichen Investitionen für technische 
Verbesserungen mit verläßlich kalkulierbaren 
Zeit- und Kostenplänen erfolgen können. 

Die Bedeutung einer intakten Umwelt für den 
Menschen erfordert, die Ziele einer zukunfts- 
orientierten Umweltpolitik einzubetten in das 
Zielsystem der gesamten Politik (z. B. der Wirt- 
schafts-, Energie-, Arbeitsmarkt-, Verkehrs-, 
.Gesundheits- und Raumordnungspolitik) und im 
Falle konkurrierender Ziele eine Güterabwä- 
gung vorzunehmen. Umweltschutz muß dabei 
den Vorrang haben, soweit die Gesundheit der 
Bevölkerung gefährdet ist, es um die langfristige 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
geht oder mit irreversiblen Schäden gerechnet 
werden muß (z. B. Klimaveränderungen). 

2. Die Förderung der Forschung und Entwicklung 
in der Umweltpolitik und Umwelttechnologie 
muß sich des gesamten Instrumentariums der 
Forschungsförderung, von der direkten Projekt- 
förderung bis hin zu indirekten Maßnahmen be- 
dienen. Die Besonderheiten des Umweltbereichs 
legen es jedoch nahe, die Schwergewichte bei 
folgenden Instrumenten zu sehen: 

O Institutionelle Förderung von Großfor- 
schungseinrichtungen und Forschungsein- 
richtungen des Bundes und der Länder zur 
Verstärkung der Grundlagenforschung und 
für die Durchführung langfristiger und nur 
mit hohem personellem und apparativem 
Aufwand realisierbarer Vorhaben. 

Dazu zählen die Bundesanstalt für Wasser- 
bau, Karlsruhe; die Bundesanstalt für Gewäs- 
serkunde, Koblenz; die Gesellschaft für 
Strahlen- und Umweltforschung mbH (GSF), 
München; das GKSS Forschungszentrum 
Geesthacht GmbH; die Deutsche Forschungs- 
und Versuchsanstalt für Luft- und Raum- 
fahrt e. V. (DFVLR), Porz-Wahn; das Kern- 
forschungszentrum Karlsruhe (KfK); die 
Kernforschungsanlage Jülich (KFA); die 
VDI-Kommission für Luftreinhaltung und 
Lärmbekämpfung; der Deutsche Verein des 
Gas- und Wasserfachs (DVGW) und der Deut- 
sche Arbeitsring für Lärmbekämpfung 
(DAL) (vgl. auch Kapitel VI); 

O Verbundforschung wegen der erforderlichen 
interdisziplinären Ausrichtung der For- 
schung und Entwicklung, damit es zu einer 
breiten Umsetzung der erzielten Ergebnisse 
kommt; 

O direkte Projektförderung in den Fällen, in de- 
nen die technischen Risiken einer speziellen 
Entwicklung zu hoch sind, um von einem 
oder mehreren Unternehmen allein getragen 
zu werden, oder wenn der wissenschaftliche 


Sachverstand vor allem in Hochschulen vor- 
handen ist; 

O indirekte Förderung durch Nachfrage Stimu- 
lierung (z. B. öffentliche Beschaffung; steuer- 
liche Anreize, Kapital- und Kredithilfen zur 
Förderung von Umweltschutzinvestitionen 
und -entwicklungen). 

3. Umweltprobleme sind bei Schadstoffbelastun- 
gen von Flüssen oder der Luft grenzüber- 
schreitender Natur und können daher nicht al- 
lein im nationalen Rahmen gelöst werden. Um 
einen durchgreifenden Erfolg bei der Senkung 
der Umweltbelastungen zu erzielen, bedarf es 
einer engen internationalen Zusammenarbeit 
insbesondere bei folgenden Aufgaben: 

O Überwachung der Reinhaltung grenzüber- 
schreitender Gewässer sowie der Meere und 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Trans- 
ports von Luftschadstoffen sowie anderen 
umweltschädlichen Stoffen und Abfällen; 

O Harmonisierung der Emissionsgrenzwerte 
und Produktionsnormen (z. B. Kfz-Abgase), 
der Vorschriften zur Abfallbeseitigung, der 
Prüfvorschriften für Chemikalien etc.; 

O Erforschung von Wirkungsmechanismen 
(z. B. „Saurer Regen“), Transportvorgängen 
und Reaktionen in der Atmosphäre (z. B. 
Ozonabbau, Ausbreitung von Luftverunreini- 
gungen), globalen Auswirkungen anthropo- 
gener Aktivitäten (z. B. Klima) und Klärung 
übergreifender Zusammenhänge; 

O Entwicklung emissionsarmer Industriepro- 
zesse und Verfahren zur Reinigung von Ab- 
gasen, Abwässern, damit in weitestmögli- 
chem Umfang in allen Ländern der Stand der 
Technik angewendet werden kann. 

Die Zusammenarbeit mit anderen Industrielän- 
dern bietet sich aufgrund gleichartiger Problem- 
stellungen an. In vielen Fällen können von einer 
abgestimmten Umweltforschung wesentliche 
Impulse für eine Harmonisierung der Umwelt- 
schutzvorschriften ausgehen. 

Die Zusammenarbeit mit den Ländern der Drit- 
ten Welt ist ebenfalls wichtig, da die Bundesre- 
' publik als Industriestaat aufgrund ihrer Erfah- 
rungen und ihres technischen Know-how mit 
dazu beitragen kann, daß in den Entwicklungs- 
ländern Umweltbelastungen, die insbesondere 
mit dem weiteren Ausbau der Industrialisierung 
und dem Entstehen und Anwachsen von 
Ballungszentren verbunden wären, möglichst 
von vornherein vermieden werden und vorhan- 
dene Belastungen abgebaut werden können. 

Intensive bilaterale Kontakte bestehen vor al- 
lem zu den USA, Kanada und Japan, wobei ge- 
zielt Fragen der Abfall- und Abwasserwirtschaft 
und der ökologischen Forschung bearbeitet wer- 
den; daneben auch zu Brasilien und Mexiko. 

Im multilateralen Bereich sind vor allem die 
Mitwirkung in den Gremien der Europäischen 
Gemeinschaften, der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für die Region Europa 
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(ECE), des Nordatlantikpaktes, der Umweltorga- 
nisation der Vereinten Nationen und der Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit von 
Bedeutung. 

Die Maßnahmen der Europäischen Gemein- 
schaften basieren auf dem „Sektoralen FuE-Pro- 
gramm auf dem Gebiet der Umwelt“ (1981 bis 
1985), das am 3. März 1981 durch den Rat be- 
schlossen worden ist. 

Die 1979 von den Mitgliedsländern der ECE ge- 
troffene Genfer Konvention über den grenzüber- 
schreitenden und weiträumigen Transport von 
Luftverunreinigungen ist im Frühjahr 1983 in 
Kraft getreten. Die Konvention umfaßt sowohl 
emissionsmindernde Maßnahmen als auch den 
Erfahrungsaustausch und die Zusammenarbeit 
in der Forschung. 

2.13.2 ökologische Forschung 

1. Umweltpolitik als umfassende Aufgabe setzt 
voraus, daß sowohl gesicherte technisch-wissen- 
schaftliche als auch wirtschafts-, gesellschafts- 
und planungswissenschaftliche Aussagen und 
Daten vorliegen und ihren Zielen entsprechende 
leistungsfähige technische Verfahren verfügbar 
sind. Forschung und Technologie können die 
Voraussetzungen und Handlungsspielräume für 
eine solche Umweltpolitik schaffen, indem sie 

O durch eine systematische, intensive medien- 
übergreifende Forschung ökologische Zu- 
sammenhänge und kausale Ursachen/Wir- 
kungsketten aufklären und 

O umweltfreundliche Technologien insbeson- 
dere bei industriellen Produktionsprozessen 
entwickeln und bis zur Anwendungsreife vor- 
antreiben. 

2. Bisher wurde eine Fülle von Erkenntnissen über 
das Vorkommen, die Toxizität, die Abbaubarkeit 
und Akkumulation sowie Verlagerung einzelner 
Substanzen innerhalb und zwischen den Um- 
weltbereichen Boden, Wasser und Luft zusam- 
mengetragen. Testmethoden zur biologischen 
Prüfung von Chemikalien werden entwickelt. 

Die Bedeutung der zuverlässigen Abschätzung 
des Schädigungspotentials von Stoffen wird 
veranschaulicht durch das Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffproblem: Mitte der siebziger Jahre 
wurde ein Abbau des Ozonschildes der Erde 
durch Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) in 
den nächsten 80 bis 100 Jahren um ca. 20 % vor- 
hergesagt; hier haben Förderungsmaßnahmen 
der Bundesregierung zusammen mit französi- 
schen und amerikanischen Stellen erheblich 
dazu beigetragen, eine größere Sicherheit in der 
Gefahrenabschätzung zu erlangen. Heutige Er- 
kenntnisse führen dazu, daß der Ozonabbau al- 
lein durch FCKW in dem genannten Zeitraum 
auf ca. 5 % bis 8 % geschätzt wird. 

3. Für die zukünftigen ökologischen Arbeiten ist 
der Übergang zu einer integrierten Betrach- 
tungsweise entscheidend, der häufig mit der Be- 
zeichnung „Ökosystemforschung“ ausgedrückt 
wird. Dies erfordert Untersuchungen der 


O häufig synergistischen Wirkungen (Zusam- 
menwirken/ gegenseitige Verstärkung) meh- 
rerer Umweltchemikalien auch bei langfristi- 
gen Expositionen mit niedrigen Konzentra- 
tionen, 

O Belastung, Stabilität und Regenerationsfä- 
higkeit von Ökosystemen zusammen mit der 
Entwicklung geeigneter Frühindikatoren, 

O Gesamtsituation der Umwelt aufgrund der 
Belastung durch die verschiedenen Schad- 
faktoren und 

O Bilanzierung der Schadstoffkreisläufe in Bo- 
den, Luft und Wasser. 

Folgende Themenbereiche stehen dabei im Vor- 
dergrund: 

— Boden- und Wasserhaushalt 

Der Boden erfüllt eine Vielzahl von Funktio- 
nen (Träger der Pflanzendecke, Filter und 
Speicher für Grundwasser, Standort). Über- 
geordnetes Ziel aller Bemühungen zum 
Schutz des Bodens muß die Begrenzung der 
Bodenbelastung sein. Entsprechende Rege- 
lungen setzen Kenntnisse des Eintrags von 
Umweltchemikalien, ihrer Wanderungen, ih- 
res Stoffwechsels und ihrer biologischen Ver- 
fügbarkeit im Boden voraus. 

— Waldschäden und Luftverunreinigungen 
Das Fehlen einer lückenlosen und zweifels- 
frei überzeugenden naturwissenschaftlich 
gesicherten Beweiskette macht eine Strate- 
gie zum Schutz der Wälder schwierig. Auch 
wenn es sich in dieser Lage als beste Strate- 
gie anbietet, die Senkung der Emissionen der 
wichtigsten Schadstoffe auf breiter Ebene 
anzustreben, anstatt auf die Reduzierung ei- 
nes einzigen Schadstoffes zu setzen, sind 
doch eine verstärkte interdisziplinäre Ursa- 
chen- und Wirkungsforschung und eine 
Verfolgung verschiedener Hypothesen un- 
umgänglich. 

Zur Abstimmung der Ursachen- und Wir- 
kungsforschung ist ein Konzept entwickelt 
worden, das eine Koordinierung der Aktivitä- 
ten von Bund und Ländern unter Beteiligung 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit 
Hilfe von zwei Gremien vorsieht: 

O Gemeinsame Interministerielle Arbeits- 
gruppe (IMA) „Waldschäden/Luftverun- 
reinigungen“ und der 

O Forschungsbeirat „Waldschäden/Luftver- 
unreinigungen“. 

Durch die Arbeit der beiden Gremien wird 
sichergestellt, daß unnötige Überschneidun- 
gen bzw. Doppelarbeiten vermieden werden 
und darüber hinaus den wichtigsten Frage- 
stellungen nachgegangen und der Kenntnis- 
stand konsequent ausgebaut wird (vgl. auch 
Teil III, Kapitel 2.17.2). 

— Umweltchemikalien in Nahrungs- und Fut- 
termitteln 

Die teilweise hohe Stabilität von Umwelt- 
chemikalien und deren hoher Verteilungs- 
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grad führen zwangsläufig zum Auftreten die- 
ser Schadstoffe in geringer Konzentration. 
Für die Abschätzung des Gesamtrisikos für 
die Bevölkerung durch Umweltchemikalien 
gilt es, vor allem Methoden und Verfahren 
zur langfristigen Trenderkennung bei der 
Schadensbelastung zu entwickeln. 

— Atmosphärische Schadstoffkreisläufe 

Die Belastung der Atmosphäre mit Schad- 
stoffen ist einer der größten Eingriffe des 
Menschen in die Umwelt. Aufgabe der Ökolo- 
gischen Forschung ist die Aufklärung der 
Schadstoffbelastung, der Reaktionen und 
Kreisläufe der Schadstoffe und ihrer Um- 
wandlungsprodukte und die Erarbeitung von 
Vorschlägen für die Verringerung bzw. Besei- 
tigung der Schäden. 


2.13.3 Umweltforschung in einzelnen Bereichen 

1. Wasserwirtschaft 

— Weiterentwicklung der Grundlagen wasserwirt- 
schaftlicher Planungen 

Z. B. werden mathematische Modelle für die 
wasserwirtschaftliche Planung, Prognosen was- 
serwirtschaftlicher Entwicklungstendenzen und 
ein Wasserbilanzmodell für die Grundwasser- 
landschaften der Bundesrepublik Deutschland 
erstellt und erprobt. 

— Erarbeitung von Forschungsbeiträgen zum 
Internationalen Hydrologischen Programm 
(IHP) 

Hier werden Projekte zu den Programmschwer- 
punkten 

O Einfluß des Menschen auf hydrologische Vor- 
gänge, 

O Neue Technologien in der Hydrologie und 

O Internationale regionale Zusammenarbeit 
und Weltwasserbilanz 

gefördert. 

— Sicherung der Wasserversorgung 

U. a. wurden ein Wasserversorgungsbericht so- 
wie ein Prognosemodell zur Vorhersage des 
Wasserbedarfs in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erstellt und Möglichkeiten und Grenzen der 
Trinkwassereinsparung durch doppelte Versor- 
gungsnetze untersucht, z. B. indem rationellere 
Wasserverwendung in Haushaltungen und Mög- 
lichkeiten der Wasserkreislaufschließung in Ge- 
werbe und Industrie geprüft, die Wasserversor- 
gungs- und Abwasserströme systematisch erfaßt 
und die Wasserbereithaltung einschließlich der 
Grundwasseranreicherung verbessert werden. 


Siehe auch Bereiqh F (Wasserforschung) 

2) Im Geschäftsbereich des BMV werden auch Ausgaben 
geleistet durch die Bundesanstalt für Gewässerkunde 
(BfG), Koblenz, und anteilig durch die Bundesanstalt 
für Wasserbau (BAW), Karlsruhe (vgl. Teil VI). 


Hinzu kommen bakteriologische und virolo- 
gische Untersuchungen sowie die Optimierung 
der Trinkwasseraufbereitung durch verfahrens- 
technische Maßnahmen. 

— Verbesserung des Gewässerschutzes 

Z. B. werden ökologische Bestandsaufnahmen 
im Rahmen des Gewässerschutzes durchge- 
führt, in EG-Richtlinien und internationalen 
Verträgen genannte Stoffe und Festsetzung von 
Grenzwerten, Herkunft, Wege und Verbleib ha- 
logenorganischer Verbindungen in Gewässern 
bewertet und Schadstoffauswirkungen im Öko- 
system in bezug auf Abbaubarkeit, Anreiche- 
rung und Toxizität festgestellt. Weitere Untersu- 
chungen gelten dem Gewässerschutz im ländli- 
chen Raum und beim Ernährungsgewerbe sowie 
der landwirtschaftlichen Schlammverwertung. 

— VeTTingerung/Vermeidung von Schadstoffen in 
Gewässern 

Hierzu zählen die Untersuchungen zur Phos- 
phor- bzw. Stickstoffreduktion sowie Auswir- 
kungen von Abwärme auf die Gewässergüte. 
Auch die Wirkungen gesetzlicher Maßnahmen 
wie der Phosphathöchstmengenverordnung auf 
die Gewässerinhalte („Phosphorbilanz“) werden 
untersucht. 

— Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes und des 
Abwasserabgabengesetzes 

Allgemein anerkannte Regeln der Abwasserrei- 
nigung (§ 7 a WHG, ENV 131) werden für die ver- 
schiedenen Branchen ermittelt, eine Benutzer- 
anleitung zur Durchführung von Kosten-Nutzen- 
Untersuchungen im Abwasserbereich erarbeitet 
und ein System zur Erhebung, Erfassung, Aktu- 
alisierung und Auswertung abwassertechni- 
scher Planungsdaten entwickelt. Begleitend 
werden verbesserte Analyse- und Meßgeräteent- 
wicklungen zur Abwasser- und Schlammanalyse 
gefördert. 

— Verbesserung und Weiterentwicklung von 
A bwasserreinigung Stechno logien 

Neben der Fällungsbehandlung zur Beseitigung 
von Phosphaten, die in ca. 100 Kläranlagen An- 
wendung gefunden hat, werden alternative Ver- 
fahren entwickelt Hierbei stehen Entwicklungs- 
arbeiten im Vordergrund, die z. B. eine Rückge- 
winnung der Phosphate oder anderer Wirkstoffe 
aus Abwässern ermöglichen sollen. 

Noch nicht zufriedenstellend gelöst ist die siche- 
re Entfernung schwer abbaubarer, toxischer 
Stoffe bei der Abwasserbehandlung. Bei der Ver- 
hinderung der Emission toxischer Metalle unter 
gleichzeitiger Rückgewinnung wurden deutliche 
Erfolge erzielt. Für andere schwer abbaubare 
Stoffe, die in Produktionsabwässern auftreten, 
sind Lösungsansätze nur zum Teil vorhanden. 
Besondere Bedeutung haben die Entfernung re- 
sistenter Wasserinhaltsstoffe (z. B. Organhalo- 
genverbindungen) sowie die Rückführung und 
Verwertung von Phosphaten und Schwermetal- 
len aus Abwässern. 
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— Die Klärschlammentsorgung als wichtiger 
Schwerpunkt bei der Abwasserbehandlung 

Prioritäres Ziel ist eine möglichst weitgehende 
Nutzung des Energie- und Wertstoffgehaltes der 
Klärschlamme, z. B. als Dünger, zur Biogaser- 
zeugung und zur Produktion von Eiweiß als 
Futtermittelzusatz. 

— Die Kostensenkung der Abwasserbehandlung 
als eines der wichtigsten Ziele der Forschung 
und Entwicklung 

Wichtige Beiträge hierzu können erwartet wer- 
den von Maßnahmen zur Optimierung des Be- 
triebs und der Steuerung von Kläranlagen, der 
technischen Verbesserung der Behandlungsein- 
richtungen und aus einer besseren Kenntnis der 
biologischen und chemischen Vorgänge bei der 
Abwasserreinigung. Als kostengünstige Behand- 
lungsart kann der biologische Abbau angesehen 
werden. Dessen laufende Anpassung an die 
technische Entwicklung ist daher eine 
Daueraufgabe. 

— Die Erstellung eines technischen Regelwerkes 
für den Gesamtbereich Lagerung, Umschlag und 
Transport wassergefährdender Stoffe sowie die 
Bewertung wassergefährdender Stoffe. 

2. Küstengewässer und Hohe See 

— Bei der biologischen Gewässergüteerfassung für 
die Hohe See werden der chemische und biologi- 
sche Zustand, das Selbstreinigungsvermögen 
und die Belastbarkeit des Ems-Aestuars (Emser 
Flachwasser) untersucht, und es werden die 
Kartierung nordseespezifischer Daten, Untersu- 
chungen von Schadstoffgehalten in Organismen 
und langfristige Überwachung von Organismen- 
beständen (Überwachung von Dumpinggebieten 
der Abkommen von London, Oslo, Paris und Hel- 
sinki) vorgenommen. 

— Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur 
Vermeidung und Bekämpfung der Meeresver- 
schmutzung, insbesondere durch Öl, sind inten- 
siviert worden. Eine Reihe von Verfahren und 
Geräten zur Eingrenzung und Entfernung von 
Ölverunreinigungen auf der Hohen See, in den 
Küstengewässern und im Watt-Strandbereich 
sowie die Aufarbeitung der Öl-/Wasser-/Sandge- 
mische befinden sich im fortgeschrittenen 
Entwicklungsstadium. Das mit Fördermitteln 
des BMFT entwickelte Ölbekämpfungsschiff 
THOR hat sich im Einsatz bewährt. 

3. Luftreinhaltung 

— Entwicklung von Verfahren zur Begrenzung von 
Schadstoffemissionen (insbesondere Schwefel- 
dioxid, Stickoxide, Schwermetalle, Kohlenwas- 
serstoffe) in den Bereichen 

O Energieerzeugung 

Anwendung von Wirbelschichtfeuerungen 
und Abgasentschwefelung (werden bereits 
großtechnisch eingesetzt) sowie Entfernung 
von Stickoxiden; 


O Kraftfahrzeuge 

Schadstoffarme und energiesparende Moto- 
renkonzepte, u. a. Gasturbine, Schichtla- 
dungsmotor, Wasserstoff-Hybridtechnik, Ab- 
gaskatalysatorentwicklung; 

O Industrielle Prozesse 

Entstaubung durch Wirbelkammern und 
Glasfasertiefbettfilter (bereits im großtechni- 
schen Einsatz) sowie Mikrosiebe (Aerosole). 
Verbesserung konventioneller Verfahren zur 
Abgasreinigung. 

— Erarbeitung von Grundlagen für Anforderungen 
an die Beschaffenheit von Brenn-, Treib- und 
Arbeitsstoffen sowie Anlagen und Erzeugnis- 
sen; 

— Entwicklung neuer bzw. verbesserter Meßver- 
fahren zur Feststellung und Überwachung von 
Luftschadstoffen, insbesondere zur Messung 
und Beurteilung von Immissionen; 

— Erweiterung und Verfeinerung von Analyse- und 
Planungsmethoden sowie Erstellung von Re- 
chenmodellen (z. B. Ausbreitungsmodelle). 

4, Lärmbekämpfung 

— Begrenzung des Verkehrslärms durch Entwick- 
lung lärmarmer Fahrzeuge (u. a. Kapselung von 
Dieselmotoren und Verminderung von Reifenge- 
räuschen) und geräuscharmer Technologien bei 
Verkehrssystemen und -anlagen; 

— Minderung des Lärms bei stationären und mobi- 
len Einzelemittenten in Industrie und Gewerbe 
sowie bei großflächigen Anlagen durch Entwick- 
lung lärmarmer Techniken; 

— Lärmminderung im Wohn- und Freizeitsektor 
durch Entwicklung geräuscharmer Garten- und 
Freizeitgeräte sowie Maßnahmen zur Sicherung 
des Erholungswertes von Freizeitgebieten; 

— Minderung des Lärms durch planerische und 
bauliche Maßnahmen zur Unterstützung der auf 
eine Emissionsminderung an der Quelle zielen- 
den Aktivitäten; 

— Untersuchung der physischen, psychischen und 
sozialen Auswirkungen von Lärm zur Klärung 
der Zusammenhänge zwischen subjektiven Re- 
aktionen des einzelnen auf das Geräuschereig- 
nis und den dazugehörigen physikalisch meßba- 
ren Größen; 

— Entwicklung und Verbesserung von Geräusch- 
meßverfahren und -methoden zur Bewertung 
und Überwachung von Geräuschen und Erschüt- 
terungen. 

5. Abfallwirtschaft 

— Verminderung, Vermeidung und Verwertung 
von Abfällen 

Hausabfälle und Sondermüll sollen vermindert 
werden. Neben der Entwicklung abfall- und 
abwasserarmer Produktionstechnologien wer- 
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den anwendungstechnische Forschungsarbeiten 
zur Nutzung von Müllbestandteilen durchge- 
führt. Hierdurch werden Voraussetzungen 
geschaffen, Rückstände in den Wirtschaftskreis- 
lauf zurückzuführen oder erst gar nicht entste- 
hen zu lassen. Prozeßspezifische feste und pa- 
stöse Abfälle werden systematisch untersucht. 

In ausgesuchten Modellprojekten, z. B. an den 
Beispielen Lackiertechnik und Oberflächenbe- 
handlung, wird die Vermeidung von Abfällen 
durch entsprechende verfahrenstechnische 
Maßnahmen in der Industrie demonstriert. 

— Thermische Verfahren der Müllbehandlung 

Maßnahmen zur Reduzierung des Müllvolumens 
sind zur Einsparung der nur begrenzt zur Verfü- 
gung stehenden Deponieflächen und zur. Stand- 
zeitverlängerung bestehender Deponien von be- 
sonderer Bedeutung. 

Bei der Müllverbrennungstechnik, die in der 
Bundesrepublik Deutschland einen hohen tech- 
nischen Stand erreicht hat, gilt es insbesondere 
Emissionsverlagerungen (Abluft, Wasser, Bo- 
den) umwelttechnisch zu verbessern. Aus die- 
sem Grunde werden FuE-Arbeiten zur verbes- 
serten Rauchgasreinigungstechnik sowie zur 
Optimierung der Feuerungstechnik durchge- 
führt. 

Gleichzeitig wird die Erhöhung der Verfügbar- 
keit, des Wirkungsgrades sowie der kombinier- 
ten Schlamm-ZMüllverbrennung bei Verbren- 
nungsanlagen untersucht. 

Von besonderer Bedeutung ist die Erprobung 
der Wirbelschichtfeuerung für feste Abfall- 
stoffe. 

— Deponiegasnutzung und -Verwertung, Vermei- 
dung von Emissionsverlagerungen aus Depo- 
nien 

Zur Vermeidung von Umweltschäden durch De- 
poniegas wurden die Sammlung und Verwer- 
tung des Deponiegases untersucht. Ausgehend 
von drei geförderten Projekten (Pforzheim, 
Braunschweig, Ludwigsburg) wurden mehr als 
60 Folgeanlagen nunmehr ohne Bundesförde- 
rung gebaut oder geplant. 

In bezug auf Hausabfälle und Sondermüll wird 
die Entsorgung hochbelasteter Deponiesicker- 
wässer entwickelt. 

— Herstellung von Brennstoffen aus kommunalem 
Müll und Müllsortiertechnik 

Ziel dieser Projekte ist es, durch mechanische 
Aufbereitung von Müll feste Brennstoffkonzen- 
trate zu gewinnen (BRAM = Brennstoffe aus 
Müll) und die Standzeit von bestehenden Depo- 
nien um den Faktor 2 bis 3 zu verlängern. 

Neben einer großtechnischen Aufbereitungsan- 
lage im Ruhrgebiet werden mobile Einheiten er- 
probt; die Verwertung von BRAM wird durch 
entsprechende Untersuchungen in der Zement- 
industrie erprobt. 

Eine technische Müllsortieranlage arbeitet nun- 
mehr aufgrund der erreichten Förderergebnisse 


bei der Fa. Trienekens/Neuss. In dieser Anlage 
wird nicht nur die energetische Verwertung von 
Müllfraktionen geprüft, sondern auch die Roh- 
stoff-Verwertung aus Haus- und Gewerbemüll 
demonstriert. 

Ergänzend werden anwendungstechnische Ar- 
beiten zur Vermarktung von Müllbestandteilen 
gefördert (z. B. Altpapierverwertung). 

— Neue Verfahren zur Entsorgung von Sonderab- 
fällen 

Im Hinblick auf eine Verminderung der 
Umweltbelastungen werden neue Verfahren der 
Entgiftung und Entsorgung von Sondermüll ge- 
fördert. 

Fragen der Energie- und Rohstoffrückführung, 
der Vermeidung von Emissionsverlagerungen 
(Luft, Wasser, Boden) sowie der Umarbeitung 
der Abfälle zu verwertbaren Wirtschaftsgütern 
stehen hierbei im Vordergrund. 

Folgende Projekte sind besonders hervorzuhe- 
ben: 

O Aufarbeitung buntmetallhaltiger Schlämme, 

O Entwicklung eines Verfahrens zur Aufberei- 
tung von Salzschlacken, 

O neue Verfahren der Rauchgasreinigung bei 
Sondermüllverbrennungsanlagen, 

O chemische Umwandlung toxischer Abfälle 
und deren Verwertung. 

Bei der Sanierung von Altlasten werden neue 
Verfahren und Methoden zum vor- und nach- 
träglichen Grundwasserschutz (z. B. in Situ-Sa- 
nierungstechniken), der Deponiesickerwässer- 
Aufbereitung sowie von Sach- und Erkennungs- 
techniken von Uriasten gefördert. 

— Verbesserung und Weiterentwicklung abfall- 
wirtschaftlicher Grundlagen und Planungsin- 
strumente 

Die Weiterentwicklung von Methoden der che- 
mischen und physikalischen Abfallanalytik so- 
wie Sammlung und Auswertung abfallwirt- 
schaftlicher Daten (u. a. für Abfallwirtschaftsda- 
tenbanken) werden gefördert. 

Die Arbeiten dienen einerseits dazu, durch 
verbesserte Grundlagen industrielle Projekte 
zur Rückstandsverwertung und -aufbereitung 
abzusichern oder zu initiieren, andererseits als 
Entscheidungshilfe für staatliche Vollzugs- und 
Planungsinstrumente. 

6. Emissionsarme Technologien und Produkte 

— Entwicklung emissionsarmer Technologien, die 
eine Entstehung von Schadstoffen an der 
Quelle weitgehend vermeiden, für besonders 
umweltbelastende Prozesse: 

O Galvanotechnik: Vermeidung von Schwerme- 
tallemissionen (Cadmium, Zink, Nickel); ent- 
wickelte Verfahren werden bereits in der 
Produktion eingesetzt; 

O Metallurgie: Vermeidung von Blei-Emissio- 
nen bei der Verhüttung; eine emissionsarme 
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30 000-jato-Anlage wurde in Betrieb genom- 
men; 

O Glas- und Keramikherstellung: Vermeidung 
von Fluor-/Fluorwasserstoffemissionen so- 
wie von Blei und Arsen bei der Bleiglasher- 
stellung; 

O Zellstoffgewinnung, Lederherstellung, Textil- 
veredelung: Vermeidung sauerstoffzehrender 
organischer Stoffe; Pilotanlagen sind in Be- 
trieb. 

— Substitution umweltbelastender Stoffe und Pro- 
dukte (u. a. von Schwermetallen): 

O Ersatz von Cadmium als Oberflächenschutz 
durch Aluminium, als Elektrowerkstoff durch 
Silber/Zinndioxidlegierungen, als Stabilisa- 
tor in PVC-Kunststoffen durch cadmiumfreie 
Verbindungen; 

O Ersatz von Bleitetraäthyl als Antiklopfmittel 
in Otto-Kraftstoffen durch tertiäre Butyl- 
äther. 

— Entfernung umweltbelastender Begleitstoffe aus 
Produkten (Cadmiumverbindungen aus Phos- 
phatdüngern). 


2.13.4 Teilschwerpunkt Natur und Landschaft 

1. Ziel der Forschung im Naturschutz und in der 
Landschaftspflege ist die Erhaltung der Lei- 
stungsfähigkeit des Naturhaushalts und der 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter. Im Rahmen 
dieser Zielsetzung sind sämtliche Bundesfor- 
schungsanstalten im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten an umweltrelevanten Projekten be- 
teiligt, insbesondere jedoch die Bundesfor- 
schungsanstalt für Naturschutz und Land- 
schaftsökologie. 

Schwerpunkte sind: 

O Ökologische Fragen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege, insbesondere vegeta- 
tionskundliche und tierökologische Untersu- 
chungen als Planungsgrundlagen; 

O Beanspruchung und Belastung von Natur 
und Landschaft, insbesondere durch Ein- 
griffe und Schadstoffe; 

O Arten- und Biotopenschutz; 

O Gebietsschutz, insbesondere Festlegung von 
Kriterien für die Ausweisung, Pflege und 
Entwicklung von Schutzgebieten; 

O Erholung und Freizeit; Eignung und 
Eignungsverbesserung der landschaftlichen 
Voraussetzungen; 

O Landschaftsplanung, insbesondere Methodik 
und Durchsetzung; Gesamtbewertung von 
Beeinträchtigungen; Schadensminimierung; . 
Datenbanken; 

O sozialwissenschaftliche Fragen des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege, z. B. Be- 
dürfnisse und Motive bei der Inanspruch- 
nahme von Natur und Landschaft; 


O Bedeutung zu erhaltender oder zu schaffen- 
der naturnaher Ökosysteme für die Agrar- 
landschaft; 

O Schaffung naturnaher Lebensräume für 
Pflanzen und Tiere, z. B. im Rahmen der 
Flurbereinigung und beim Gewässerausbau. 

2. Wichtigstes Ergebnis der Forschungen ist es, 
daß dem Naturschutzgedanken im öffentlichen 
Bewußtsein heute ein wesentlich stärkeres Ge- 
wicht beigemessen wird als früher. So konnte 
z. B. die Öffentlichkeit durch die Listen gefähr- 
deter Tier- und Pflanzenarten darauf aufmerk- 
sam gemacht werden, wie sehr einige Lebe- 
wesen in Deutschland vom Aussterben bedroht 
und daß wirksame Maßnahmen zu ihrer Erhal- 
tung erforderlich sind. 

Weiterhin wurden wissenschaftliche Daten zur 
Ausweisung von Naturschutzgebieten geliefert 
und ein sog. Landschafts-Informationssystem 
erarbeitet, mit dessen Hilfe die notwendigen 
Eingriffe in den Naturhaushalt (z. B. durch 
Straßenbaumaßnahmen) so schonend wie mög- 
lich erfolgen können. 

3. Die Forschungsarbeiten dienten zugleich als 
Grundlage mehrerer internationaler Abkommen 
zum Schutz gefährdeter Tier- und Pflanzenarten 
(z. B. Washingtoner Artenschutzabkommen) und 
einer Übereinkunft zwischen den Niederlanden, 
Dänemark und der Bundesrepublik Deutschland 
zum Schutz des Wattenmeeres. 


Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwick- 
lung in Umweltforschung/Umwelttechnologie 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

261 264 

271 288 


2.13.5 Klimaforschung 

1. Die Kenntnisse über das globale Klima unseres 
Planeten und über die Klimate in seinen 
verschiedenen Regionen sind für die Erklärung 
jüngerer Schwankungen unzureichend; uner- 
wartete Trockenheiten, Regenfälle und Klimaer- 
scheinungen in verschiedenen Gebieten der 
Erde liegen derzeit noch innerhalb der Grenzen 
der normalen Schwankungsbreiten. Parallel 
dazu werden jedoch die stetigen Zunahmen eini- 
ger atmosphärischer Gase beobachtet, die unter 
Umständen über den Strahlungshaushalt 
Temperatur und Niederschlag beeinflussen kön- 
nen. — Zur rechtzeitigen Erkennung und Bewäl- 
tigung möglicher zukünftiger Probleme ist es 
daher notwendig, erkennbare Wissenslücken 
rechtzeitig zu schließen und Voraussetzungen 
zur Problemlösung zu schaffen. 

Die Ursachen vermuteter zukünftiger Klimaän- 
derungen können sowohl von der Natur selbst 
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als auch vom Menschen bewirkt sein. Wegen der 
vielfachen Wechselwirkungen des Klimasy- 
stems ist der Problemkreis höchst kompliziert. 
Er ist im Rahmenprogramm der Bundesregie- 
rung zur Förderung der Klimaforschung einge- 
hend dargestellt. 

Ziele des Programms sind sowohl die Erfor- 
schung fehlender anwendungsbezogener Grund- 
lagen als auch der Auswirkungen möglicher 
Klimaänderungen auf Lebensbereiche. 

2. Das Rahmenprogramm für die Klimaforschung 
ist nach seiner Verabschiedung Ende 1982 jetzt 
in der Aufbauphase; im Programm arbeiten 
mehrere Ressorts und Bereiche des BMFT 2) 
in Abstimmung mit der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft (DFG) zusammen. 

3. Das in unserem Land vorhandene fachlich 
differenzierte und weitreichende wissen- 
schaftliche Potential in den Hochschulen und 
anderen Forschungseinrichtungen bietet für das 
Programm bereits in der Anfangsphase eine 
gute Ausgangslage. Die Wissenschaftler der ver- 
schiedenen zur Klimaforschung beitragenden 
Disziplinen gestalten das Programm und arbei- 
ten in interdisziplinären Gruppen zusammen. In 
einer Arbeitskonferenz vom 25. bis 28. Oktober 
1983 haben sie mehrere Arbeitsbereiche defi- 
niert, im einzelnen beschrieben und dabei Prio- 
ritäten gesetzt: 

O Globale Modelle, gekoppelte Modelle, globale 
Meßstrategien, Verifizierung, 

O Klimadiagnose, 

O Bedeutung der Chemie der Atmosphäre, 

O Klimamodelle für einzelne Regionen, 

O Landoberflächenklimatologie, 

O Klimatologie der Erdgeschichte, 

O Strahlung und Wolken, 

O Klimaauswirkungen auf Lebensbereiche 
(z. B. auf Landwirtschaft, Wasserwirtschaft, 
Gesundheit, Energiewirtschaft und Planung 
etc.), 

O Klimadatennachweis und Klimadatenbank. 

Die Bundesregierung unterstützt entsprechende 
Arbeiten durch eine angemessene finanzielle 
Förderung. 

4. Gerade in der Klimaforschung ist — wegen der 
weltweiten Beobachtung und der weltweit mög- 
lichen Klimabeeinflussung — auch eine welt- 
weite Zusammenarbeit unabdingbar. Wichtige 
Initiativen bestehen bei einer Reihe internatio- 


^) Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Bundesministerium des Innern, Bundesmini- 
sterium für Verkehr, Bundesministerium für Wirt- 
schaft, Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit, Bundesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau, Bundesministerium der Verteidi- 
gung, Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit. 

2) Weltraumforschung, Meeresforschung, Antarktisfor- 
schung, Umweltforschung und ökologische Forschung. 


naler Organisationen, die für die auf diesem Ge- 
biet sehr rege wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit von erheblicher Bedeutung sind (vgl. 

im einzelnen Teil V): 

O Europäische Gemeinschaften (EG), 

O International Council of Scientific Unions 
(ICSU) (sog. nongovernmental Organization), 

O World Meteorological Organization (WMO), 

O Intergovernmental Oceanographic Commis- 
sion (IOC), 

O United Nations Educational, Scientific and 
Cultural Organization (UNESCO), zusammen 
mit United Nations Environment Programme 
(UNEP), 

O Food and Agriculture Organization der UN 
(FAO), 

O European Space Agency (ESA). 


FuE-Ausgaben des Bundes *) für Klimaforschung 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

— 3,6 

6 10 


*) einstweilen nur Kap. 30 03, Titel 685 26; andere Titelan- 
teile werden demnächst zugeordnet. 


2.14 Bereich O; 

Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

Die engagierte Auseinandersetzung im Umwelt- 
schutz über großtechnische Risiken, z. B. bei der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie oder neuer- 
dings auch bei der Kohlenutzung (Saurer Regen), 
sind Ausdruck eines wachsenden Bewußtseins, daß 
ein ungehemmter Technologieeinsatz nicht mehr 
problemlos ist. Technische Großschäden und 
Umweltkatastrophen finden deshalb erhöhte 
Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit. Sie werden 
als von Menschen verursachte Gefahren nicht mehr 
schicksalhaft wie Naturkatastrophen hingenom- 
men. Verschiedene Großtechnologien zeichnen sich 
jedoch auch durch eine hochentwickelte, qualifizier- 
te Sicherheitstechnologie aus. 

2.14.1 Risiko- und Sicherheitsforschung 

1. Das Gefährdungspotential von Großtechnolo- 
gien hat jedoch Größenordnungen, daß Unfälle 
mit katastrophalen Konsequenzen für Mensch 
und Umwelt trotz aller Sicherheitsvorkehrungen 
als entfernte Möglichkeiten prinzipiell nicht 
ausgeschlossen werden können. Die technische 
Entwicklung hat uns in neue Dimensionen des 
Umgangs mit Energie, gefährlichen Stoffen und 
anderen mit Gefahren verbundenen Systemen 
geführt. Lange Zeit wurde kaum wahrgenom- 
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men, daß die damit verbundene quantitative 
Vergrößerung der Gefahren zu einer neuen Qua- 
lität technischer Risiken geführt hat. 

Die Bundesregierung sieht daher in der Behand- 
lung von Risiko- und Sicherheitsfragen konven- 
tioneller und neuer Technologien im Rahmen ih- 
rer FuE-Politik eine wichtige Aufgabe. Dies soll 
dazu beitragen, technologische Entwicklungen 
in ihren Zusammenhängen und Auswirkungen 
zu erkennen, ihre Chancen und Risiken abzuwä- 
gen und Entscheidungen über die Nutzung von 
Technologien zu begründen. 

In Ausgestaltung dieser Perspektivvorstellung 
erfolgte die Einrichtung des neuen Förder- 
schwerpunktes Risiko- und Sicherheitsfor- 
schung beim Bundesminister für Forschung und 
Technologie. Förderungsziele sind die Minde- 
rung der großtechnischen Gefahren und die ra- 
tionale Analyse verbleibender Risiken. Der 
Schwerpunkt unterstützt damit die unter der 
Zielrichtung Technologiefolgenabschätzung lau- 
fenden, stärker sozialwissenschaftlich orientier- 
ten Arbeiten. 

Förderaktivitäten sind: 

— Erkennung und Bewertung von Risiken tech- 
nischer Anlagen und Systeme: 

O Identifizierung der Gefahrenpotentiale 
von Anlagen und Systemen unter Berück- 
sichtigung der bestehenden Sicherheits- 
vorschriften, 

O Ermittlung räumlicher Risikokonzentra- 
tionen, 

O Hilfe für die Entwicklung sicherheitstech- 
nischer Kriterien und Entscheidungshil- 
fen, wie z. B. für die Standortauswahl von 
Anlagen, 

O Vergleich der Risiken neuer Technologien 
untereinander und mit konventionellen 
Technologien. 

— Erhöhung der Sicherheit technischer Anla- 
gen und Systeme: 

O Beseitigung von Schwachstellen im 
Sicherheitskonzept technischer Anlagen 
und Systeme, 

O Optimierung von Sicherheitskonzepten 
unter Berücksichtigung konkurrierender 
Ziele wie insbesondere der Wirtschaftlich- 
keit, 

O Entwicklung von Konstruktionshilfen für 
Entwurf und Bau gefahrenträchtiger An- 
lagen. 

— Verbesserung des Verständnisses über die 
Wechselwirkungen zwischen Technik und 
Gesellschaft im Hinblick auf die Einstellung 
gegenüber Risiken und ihrer Handhabung: 

O Wahrnehmung und Bewertung von Risi- 
ken durch die Gesellschaft, 

O Schaffung neuer Möglichkeiten für eine 
rationale Erörterung von Risiko-Nutzen- 
Abwägung, 

O wissenschaftliche Grundlagen für die 
Weiterentwicklung von Rechtsetzung und 


Rechtspraxis aufgrund neuer Ergebnisse 
der Risikoforschung. 

Darüber hinaus werden FuE-Arbeiten zur Ent- 
wicklung neuer Technologien bei der Katastro- 
phenbekämpfung gefördert. 

2. Gefördert werden Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben sowie Gemeinschaftsvorhaben 
zwischen Industrie und nichtindustriellen For- 
schungseinrichtungen. 

3. Die Förderungsmaßnahmen zur Risiko- und 
Sicherheitsforschung laufen erst seit ca. zwei 
Jahren. Es liegen deshalb nur erste Ergebnisse 
einiger Einzelvorhaben vor. 

4. Bei gleichgelagerten Problemstellungen bietet 
sich eine Zusammenarbeit mit anderen 
hochindustrialisierten Ländern an. Dies betrifft 
vor allem im gemeinsamen Interesse liegende 
apparativ und deshalb finanziell aufwendige 
große Experimente (z. B. Ausbreitung gefährli- 
cher Gase in der Atmosphäre). Deshalb sollen 
die bereits bestehenden, vergleichsweise intensi- 
ven Verbindungen zu Großbritannien (Health 
and Safety Executive) und den USA (National 
Science Foundation [NSF]) sowie Kontakte zu 
entsprechenden Persönlichkeiten und Institutio- 
nen in diesen und anderen Ländern weiter aus- 
gebaut werden. 

2.14.2 Reaktorsicherheitsforschung 

1. Staatliche Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung zur nuklearen Sicherheit hat in der 
Vergangenheit maßgeblich dazu beigetragen, die 
mit der Kernenergienutzung verbundenen Risi- 
ken besser zu verstehen, Schwachpunkte in den 
Anlagen zu erkennen und davon ausgehend die 
Sicherheitstechnik zielstrebig weiterzuent- 
wickeln. 

Die Schadensvorsorge gebietet es, bei Kern- 
kraftwerken auch Maßnahmen für extrem un- 
wahrscheinliche Störfälle vorzusehen. Eine lau- 
fende Überprüfung der Wirksamkeit dieser 
Maßnahmen muß, da kaum auf Erfahrungen aus 
Schadensfällen zurückgegriffen werden kann, 
Aufgabe der Sicherheitsforschung sein. Die Ver- 
tiefung des Kenntnisstandes über den Ablauf 
von Störfällen und Unfällen sowie über die Wir- 
kung von Schutz- und Sicherheitsmaßnahmen 
erfordern nach wie vor beträchtlichen Aufwand 
in der Sicherheitsforschung. 

Trotz des bisher erreichten — und auch interna- 
tional anerkannten — hohen Sicherheitsstandes 
kerntechnischer Anlagen in der Bundesrepublik 
Deutschland darf es auch hier keinen Stillstand 
in der Weiterentwicklung der Sicherheitstechnik 
geben, damit bei steigender Nutzung der Kern- 
energie das Risiko auf dem heutigen niedrigen 
Niveau gehalten werden kann. 

Bei den Leichtwasserreaktoren wächst mit der 
fortschreitenden Nutzung der Kernenergie der 
Wissensbedarf über das Langzeitverhalten der 
Anlagen als Basis sicherheitstechnisch optima- 
ler Verfahren zur Instandhaltung, Nachbesse- 


134 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1543 


rung oder Außerbetriebnahme von Anlagen oder 
Anlagenteilen. 

Vertiefte Analysen zur weiteren Quantifizierung 
der vorhandenen Sicherheitsreserven umfassen 
im einzelnen 

O die Entwicklung und Verifikation experimen- 
teller und theoretischer Verfahren zur Auf- 
deckung von Störfallursachen und 

O die Entwicklung geeigneter Verfahren zur 
Beschreibung von Störfallabläufen und de- 
ren Verifikation mit Experimenten. 

Die laufenden Forschungsarbeiten sollen dazu 
beitragen, den möglichen Störungen mit gerin- 
gerem Aufwand und zugleich gezielter verbeu- 
gen zu können, z. B. durch eine Weiterentwick- 
lung der Qualitätssicherungsverfahren bei der 
Herstellung von Reaktorkomponenten. Eine 
Reihe von Untersuchungen ist den Vorgängen 
bei einer eventuellen Freisetzung von radioakti- 
ven Spaltprodukten gewidmet sowie der Ent- 
wicklung von Methoden zur verbesserten Spalt- 
produktrückhaltung. Auch die theoretischen und 
experimentellen Forschungsarbeiten zum Ab- 
lauf von Störfällen und die Optimierung des 
Kommunikationssystems im Mensch-Maschi- 
ne-Zusammenspiel sowie die Weiterentwicklung 
der Methoden für Risiko- und Zuverlässigkeits- 
analysen sind Gegenstand der Reaktorsicher- 
heitsforschung. 

2. Gefördert werden Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben bei Industrie, Hochschule, Kern- 
forschungszentren und anderen Forschungsein- 
richtungen. 

3. Mit den vorliegenden Ergebnissen der For- 
schung, die auf die anlagenspezifischen Beson- 
derheiten deutscher Kernkraftwerke zuge- 
schnitten ist, wurde ein solides Verständnis über 
den Ablauf der für die Auslegung der Reaktoren 
bestimmenden Störfälle vermittelt. Die Arbeiten 
waren die Grundlage für die Entwicklung aller 
wesentlichen Rechenprogramme, die heute zum 
Nachweis der erforderlichen Schadensvorsorge 
im Genehmigungsverfahren eingereicht wer- 
den. 

Die Untersuchungen zum Ablauf hypothetischer 
Störfälle lieferten ein grundlegendes Verständ- 
nis der Phänomene beim Kernschmelzen und 
die Basisinformation zur Absicherung der Aus- 
sagen der Deutschen Risikostudie. 

Mit der Deutschen Risikostudie (Phase A) 
wurde erstmals eine umfassende Gesamtdar- 
stellung des mit dem Betrieb von Kernkraftwer- 
ken verbundenen Risikos vermittelt und ein 
neues wichtiges Instrument sowohl für die poli- 
tische Diskussion als auch für eine besser geord- 
nete Fachdiskussion über das kerntechnische 
Risiko bereitgestellt. 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur 
Sicherheit druckbelasteter Reaktorkomponen- 
ten haben entscheidend dazu beigetragen, durch 


Qualitätsmängel bedingte Probleme mit Behäl- 
tern und Rohrleitungen aufzuarbeiten. Durch 
zielstrebige Verbesserungen von Werkstoff, 
Konstruktion und Fertigungsmethoden wurde 
ein Qualitätsstandard erreicht, der dazu geführt 
hat, daß die deutschen Genehmigungsbehörden 
im Gegensatz zu allen anderen Genehmigungs- 
behörden westlicher Industrieländer nicht mehr 
von einem großen Bruch oder Abriß einer 
Primärkühlmittelleitung als Auslegungsstörfall 
ausgehen. 

Eine breit angelegte Entwicklung von Verfahren 
zur zerstörungsfreien Prüfung von Reaktorkom- 
ponenten hat zu einem neuen technischen Stan- 
dard für die zerstörungsfreie Werkstoffprüfung 
und aktiver Komponenten geführt. 

4. Bei der Reaktorsicherheitsforschung liegt eine 
enge internationale Zusammenarbeit besonders 
nahe, weil die zugrunde liegenden Fragestellun- 
gen in allen Ländern ähnlich sind. 

Eine solche Zusammenarbeit ermöglicht, insbe- 
sondere wenn sie arbeitsteilig angelegt wird, ei- 
nen rationellen Mitteleinsatz. Sie hat darüber 
hinaus auch erhebliche Bedeutung, weil sie die 
wissenschaftliche Basis für eine kritische Dis- 
kussion der erzielten Ergebnisse, des erreichten 
Standes von Wissenschaft und Technik und der 
noch offenen Fragestellungen verbreitert und 
damit die Zuverlässigkeit und Glaubwürdigkeit 
der Ergebnisbewertung steigert. 

Darüber hinaus hat die internationale Zusam- 
menarbeit auch politische Bedeutung. Die ge- 
meinsame Erforschung wichtiger Fragestellun- 
gen sowie der Austausch und die gemeinsame 
Bewertung von Ergebnissen bewirken auf prag- 
matische Weise eine internationale Annäherung 
von Sicherheitskonzepten und Sicherheitsanfor- 
derungen. 

Die Besonderheit der internationalen Zusam- 
menarbeit bei der Reaktorsicherheitsforschung 
liegt darin, daß es gelungen ist, über einen regel- 
mäßigen Ergebnisaustausch hinaus viele ge- 
meinsame Projekte zu schaffen und so die Nut- 
zung großer und teurer Versuchseinrichtungen 
wesentlich zu verbessern. 


Ausgaben des Bundes für Sicherheitsforschung 
und Sicherheitstechnik 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

164 203 

163 202 

187 187 

186 186 


In den genannten FuE-Ausgaben sind u. a. auch 
die Ausgaben des Bundes für die Gesellschaft 
für Reaktorsicherheit mbH (GRS) enthalten. 
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2.15 Bereich P: 

Forschung in Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen, Bau- und Verkehrswesen 

2.15.1 Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen 

1. Die Forschungsaktivitäten dienen dem Ziel, die 
wissenschaftlichen Grundlagen fortzuentwik- 
keln und zu vertiefen, die für die Raumord- 
nungspolitik des Bundes und seine Zuständig- 
keit im Städtebau und Wohnungswesen benötigt 
werden. Die Forschungsaktivitäten dienen der 
Erfüllung von Ressortaufgaben (Ressortfor- 
schung). 

Gegenwärtig haben folgende Forschungsfelder 
besonderes Gewicht: 

O Wohnungswirtschaft und Wohnungsmarkt, 

O Auswirkungen wohnungspolitischer Maß- 
nahmen und Instrumente, 

O Wohnungsversorgung besonderer Personen- 
gruppen, 

O Rechtstatsachenforschung zum Städtebau, 

O Städtebauliche Wirkungsanalysen, 

O Situation auf dem Bodenmarkt, 

O Neue Wohn- und Siedlungsformen in Ver- 
dichtungsgebieten, 

O Gewerbe in der Stadt, 

O Städtebau und Stadtverkehr, 

O Örtliche und regionale Energieversorgungs- 
konzepte, 

O Raumordnung und Fachpolitik Wasserver- 
sorgung. 

2. Die Forschungsaktivitäten werden im Rahmen 
einer Auftragsforschung auf der Basis öffent- 
licher oder beschränkter Ausschreibungen 
durchgeführt. 

3. Die Ergebnisse der Forschungsarbeiten gehen 
unmittelbar in die Ressortarbeit ein. Als Bei- 
spiele sind zu nennen: 

— Die Projekte des Forschungsfeldes „Auswir- 
kungen wohnungspolitischer Maßnahmen 
und Instrumente“ bildeten eine Grundlage 
für den „Bericht der Bundesregierung für das 
Zusammenwirken finanzwirksamer, woh- 
nungspolitischer Instrumente“ vom l.Juni 
1982 (BT-Drucksache 9/1708). 

— Für den „Bericht zur Lage auf dem Bauland- 
markt“ (Baulandbericht) vom Herbst 1983 
wurden die Ergebnisse mehrerer For- 
schungsprojekte zu Fragen des Bodenmark- 
tes verwertet. 

— Mit einem gesetzesvorbereitenden For- 
schungsprojekt wurde ein Planspiel zur 
Beurteilung des Abbaus der Fehlsubventio- 
nierung im Wohnungsbau durchgeführt. 

— Die Studie „Eigentumsbildung im Wohnungs- 
bau“ sicherte erstmals auf breiter empiri- 
scher Basis verläßliche Daten zur Finanzie- 
rung des Erwerbs von Wohneigentum, zur 
Bedeutung des Bausparens sowie zur Rolle 
der direkten Eigentumsförderung. 


— Verschiedene Studien zur regionalen 
Wohnungsmarktsituation erbrachten neue 
und differenzierte Aufschlüsse über die ein- 
zelnen regionalen Wohnungsmarktkompo- 
nenten. 

— Die Forschungsprojekte zur Verkehrsberuhi- 
gung dienten u. a. zur Erarbeitung einer 
„Empfehlung zur Anlage von Erschließungs- 
straßen“. 

— Die Ergebnisse der neueren Forschungsar- 
beiten in der Raumordnung (etwa zu Fragen 
der regionalen Bevölkerungs- und Arbeits- 
platzentwicklung sowie der Siedlungsstruk- 
tur) gingen in den Raumordnungsbericht 
1982 der Bundesregierung ein (BT-Drucksa- 
che 10/210). 

Die gesamte Forschung ist besonders eng auf 
die aktuellen Ressortaufgaben und den politi- 
schen Entscheidungsbedarf des Bundesmini- 
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau ausgerichtet. 

Projekte in den Forschungsfeldern „Rechtstat- 
sachenforschung zum Städtebau“ und „Städte- 
bauliche Wirkungsanalysen“ sollen den Arbeiten 
an dem in Aussicht genommenen Baugesetz- 
buch dienen, in dem die bisherigen gesetzlichen 
Regelungen des Bundesbaugesetzes und des 
Städtebauförderungsgesetzes zusammengefaßt, 
harmonisiert und gestrafft werden. 

Städtebauliche Wirkungsanalysen dienen der 
ständigen Erfolgskontrolle der Maßnahmen und 
des verbesserten Einsatzes der Fördermittel in 
der Städtebauförderung. 

2.15.2 Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 

Im Programm Experimenteller Wohnungs- und 
Städtebau beteiligt sich der Bund an Maßnahmen 
des Wohnungsbaues und der Stadterneuerung, die 
von allgemeinem wohnungs- und städtebaulichem 
Interesse sind. Die Bauvorhaben dienen der Vorbe- 
reitung oder Überprüfung von Entscheidungen in 
Gesetzgebung und Förderungspolitik des Bundes. 
Sie sollen in Abstimmung mit der allgemeinen res- 
sortbezogenen Forschung, der Bauforschung und 
den Bundeswettbewerben durch praktische Anwen- 
dung abgesicherte Erkenntnisse liefern. 

1. Die Forschungsaktivitäten lassen sich zur Zeit 
folgenden Schwerpunkten zuordnen: 

O Kosten- und flächensparendes Bauen, 

O Organisierte Gruppenselbsthilfe beim Eigen- 
heimbau, 

O Selbsthilfe bei der Modernisierung, insbeson- 
dere Modernisierungshilfen für Mieter, 

O Städtebauliche Lösungen für die Nachbesse- 
rung der Großsiedlungen der 50er bis 70er 
Jahre, 

O einfache und kostensparende Stadterneue- 
rung, 

O Energieeinsparung im Wohnungs- und Städ- 
tebau unter besonderer Berücksichtigung 
örtlicher und regionaler Energieversorgungs- 
konzepte. 
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2. Tragende Elemente des Forschungsprogramms 
Experimenteller Wohnungs- und Städtebau sind 
die Modellvorhaben und die Versuchs- und Ver- 
gleichsbauvorhaben. Modellvorhaben sind städ- 
tebauliche Erneuerungsmaßnahmen entspre- 
chend dem Städtebauförderungsgesetz; Ver- 
suchs- und Vergleichsbauvorhaben sind Woh- 
nungsbaumaßnahmen im Sinne des II. Woh- 
nungsbaugesetzes. Die gesetzliche Grundlage 
für den Experimentellen Wohnungs- und Städte- 
bau konkretisiert sich für die praktische Umset- 
zung einzelner Vorhaben in Förderungsrichtli- 
nien. 

3. Die planerische Konzeption und bauliche Quali- 
tät der Maßnahmen des Experimentellen Woh- 
nungs- und Städtebaues haben erkennbare 
Schrittmacherdienste für die jeweiligen allge- 
meinen Wohnungsbauprogramme geleistet. 
Insbesondere beim kosten- und flächensparen- 
den Bauen und der organisierten Gruppen- 
selbsthilfe zeigen sich zunehmende Multiplika- 
torwirkungen auch im privat finanzierten Be- 
reich. 

Schwerpunktthemen sind in ihrer inhaltlichen 
und organisatorischen Vielfalt nicht durch einen 
einmaligen Versuch auszuloten. Länder, Ge- 
meinden und Praxis haben wiederholt eine zu- 
mindest mittelfristige thematische Forschungs- 
kontinuität befürwortet. Nur so ist eine bessere 
Vergleichbarkeit der Vorhaben gewährleistet. 
Grundlage für die nächsten Programmjahre 
bleiben deshalb die genannten Forschungs- 
schwerpunkte. Allerdings sind sie im inhaltli- 
chen Detail so zu modifizieren, daß die durch die 
praktische Umsetzung gewonnenen Erkenntnis- 
se, Erfahrungen und Anregungen berücksich- 
tigt, vertieft und erweitert werden. 


2.15.3 Baulicher Zivil- und Katastrophenschutz 

1. Für den baulichen Zivil- und Katastrophen- 
schutz werden Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben sowie Erprobungsbauten mit Bundes- 
mitteln gefördert. 

Ziele sind die Erarbeitung und Weiterentwick- 
lung technischer Grundlagen für den Schutz der 
Zivilbevölkerung vor möglichen Waffeneinwir- 
kungen und vor sonstigen Katastrophen- und 
Schadensereignissen. 

Neben der Erforschung von Belastungen aus 
Waffeneinwirkungen werden Fragen der Stand- 
und Feuersicherheit sowie der Lüftung von Bau- 
ten und Fragen der Widerstandsfähigkeit von 
Baustoffen und Bauteilen gegen Feuer, Wärme, 
ionisierende Strahlung und Erschütterungen be- 
handelt. 

Ferner ist es notwendig, die technischen Richt- 
linien ständig an die speziellen Entwicklungen 
der Waffentechnik und der Bautechnik anzupas- 
sen. 

Die Förderungsbereiche sind: 

O Vorbereitung und Durchführung praktischer 
Untersuchungen, Entwicklungen und Erpro- 


bungen an Baustoffen, Bauteilen, Bauwer- 
ken, Schutzraumbauten und deren Einrich- 
tungen sowie an Objekten des Einzel- und 
Sachschutzes; 

O theoretische und praktische Forschung für 
den baulichen Zivilschutz im ober- und unter- 
irdischen Städtebau, die Entwicklung von 
Schutzraumbauten und ihrer Einrichtungen, 
der öffentlichen Versorgung, der gewerbli- 
chen Wirtschaft, des Verkehrs- und Fernmel- 
dewesens; 

O Forschungen, Entwicklungen und Erprobun- 
gen zum baulichen Bijandschutz; 

O Auswertung, Vermittlung und Umsetzung 
von Erkenntnissen für bauliche Schutzmaß- 
nahmen im Zusammenhang mit der Einwir- 
kung von Bränden und Erschütterungen so- 
wie der extremen Beanspruchung von 
Bauwerken. 

2. Die Förderung erfolgt nach dem Schwerpunkt- 
programm über Einzelprojekte im Rahmen der 
Ressortforschung und allgemeinen Forschungs- 
förderung (Auftragsforschung). 

3. Die Ergebnisse aus Forschung, Entwicklung und 
Erprobung gehen in technische Richtlinien für 
den Zivil- und Katastrophenschutz ein. 

Die Ergebnisse dienen den vorbereitenden Ar- 
beiten zu einer Neukonzeption des Zivilschut- 
zes. 

2.15.4 Rahmenprogramm zur Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation im Bauwesen 

1. Die Bundesregierung hat 1975 in ihrer Stellung- 
nahme zur „Enquete über die Bauwirtschaft“ die 
Auffassung vertreten, daß Forschung und Ent- 
wicklung in größerer Breite und Intensivität be- 
trieben werden müssen, da das Wachstum und 
die Entwicklung der Bauwirtschaft ent- 
scheidend vom technischen Fortschritt und vom 
Stand des technologischen Wissens bestimmt 
werden. Aufgrund struktureller Gegebenheiten 
wird im Bauwesen relativ wenig von privater 
Hand in Forschung und Entwicklung investiert. 

Nicht zuletzt aus diesen Gründen blieb die 
Produktivitätssteigerung im Bauwesen hinter 
der in anderen Wirtschaftszweigen zurück. Das 
wirkte sich nachteilig auf das Investitionsvolu- 
men, die Beschäftigung und den gesamtwirt- 
schaftlichen Produktivitätsanstieg aus. 
Besonders öffentliche Auftraggeber — sie sind 
mit einer Nachfrage von durchschnittlich 26 % 
am gesamten Bauvolumen beteiligt — würden 
von Qualitäts- und Kostenverbesserungen er- 
heblich profitieren. 

Seit 1980 wird deshalb unter Federführung des 
Bundesministers für Forschung und Technolo- 
gie (BMFT) und Beteiligung des Bundesmini- 
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau (BMBau), des Bundesministers für Verkehr 
(BMV) und des Bundesministers für Wirtschaft 
(BMWi) die Innovation im Bauwesen gefördert. 
Ziele und Maßnahmen der Förderung müssen 
geeignet sein, die strukturellen Hemmnisse 
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überwinden zu helfen und gleichzeitig den 
besonderen Anliegen der öffentlichen Hand zu 
dienen: 

O Vereinfachung der Bauplanungsverfahren 
und des Vorschriftenwesens, 

O bedarfsgerechte Planung und Gestaltung von 
Bauten, 

O besseres Zusammenwirken der am Bau Be- 
teiligten, 

O Wettbewerbs- und Mittelstandsfragen, 

O energie- und rohstoffsparende Bauverfah- 
ren, 

O Umweltschutz, 

O Produktivitätssteigerung und Industrialisie- 
rung, 

O verbesserte Arbeitsbedingungen durch Ab- 
bau physischer Belastungen der Arbeitneh- 
mer des Baugewerbes, 

O Verstetigung der Baunachfrage und der 
Bauproduktion, 

O Förderung von Bauarten und Bauverfahren 
zum Einsatz im Ausland und vor allem in der 
Dritten Welt. 

Es ist jedoch nicht richtig, anzunehmen, daß der 
Staat allein mit seiner Unterstützung das techni- 
sche Niveau der gesamten Branche entschei- 
dend anheben kann. Der Staat kann und soll 
aber durch Förderung von ausgewählten Bei- 
spielen einen Bewußtseinsbildungsprozeß in 
Gang bringen, der in eine sich selbst tragende 
Entwicklung in der Wirtschaft einmündet. 

2. In der Regel werden die Projekte im Verbund 
von Unternehmungen der Bauwirtschaft und 
Auftraggebern gekoppelt mit Vertretern der 
Wissenschaft gefördert. Die Einbeziehung der 
Auftraggeber in das Entwicklungsteam hat sich 
für die Umsetzungsphase der FuE-Ergebnisse in 
die Praxis als besonders förderlich und frucht- 
bar erwiesen. 

3. Nach der Abgrenzungsvereinbarung der Res- 
sorts fördert der BMFT Projekte der Forschung, 
Entwicklung und Innovation von Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft. Die Unternehmen 
müssen sich mit einem angemessenen Beitrag 
(in der Regel 50 %) an den zuwendungsfähigen 
Kosten beteiligen. 

Dem BMBau obliegt die Forschungsförderung 
insbesondere zur Bau- und Planungsqualität 
und zur Stabilisierung der Baukosten. 

Der BMV fördert Vorhaben der bedarfs- 
orientierten Forschung im Straßen- und Brük- 
kenbau und zur Substanzerhaltung. 

4. Schwerpunktmäßig wurden vom BMFT bisher 
Projekte des Umweltschutzes (grundwasser- 
schonende Bauweisen, Lärmschutzbauten) und 
der Produktivitätssteigerung im unterirdischen 
Leitungsbau gefördert. Die geförderten Projekte 
haben die beabsichtigten Anstöße gegeben, so 
daß der Staat sich inzwischen aus der Förderung 
zurückziehen konnte. Die wesentlichen Schwer- 


punkte der Zukunft werden bei der Vereinfa- 
chung von Planungsverfahren, bei den energie- 
und rohstoffsparenden Bauweisen sowie bei der 
Rationalisierung und Industrialisierung im 
Hochbau liegen. 

2.15.5 Bauwesen 

1. Grundlage der Bauforschungsförderung ist § 91 
des H. Wohnungsbaugesetzes. Danach obliegt 
der Bundesregierung u. a. die Förderung der 
Bauforschung mit dem Ziel der Baukostensen- 
kung und Rationalisierung. 

Von den folgenden Schwerpunktgebieten wurde 
in den letzten Jahren ausgegangen: 

O Wohnbedürfnisse, Wohnverhalten, Wohnqua- 
lität, 

O Altbaumodernisierung, 

O Planuhgsverfahren, Gestaltungsfragen, 

O Bauwirtschaftliche Fragen, Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen am Bau, 

O Rationalisierung des Bauens, Baukosten- 
dämpfung, 

O Bauphysik, 

O Baustoffe und Technologien am Bau, 

O Ausbau und Haustechnik. 

Den übergeordneten Themenrahmen für alle 
Schwerpunktgebiete bilden die Baukostensen- 
kung und die Energieeinsparung. 

2. Die Bauforschung hat in den vergangenen zehn 
Jahren zur Baukostensenkung und Rationalisie- 
rung erheblich beigetragen. Ungeachtet dieser 
Erfolge bleiben Baukostensenkung und Rationa- 
lisierung permanente Aufgaben. Ihre Inhalte ha- 
ben sich den jeweiligen Gegebenheiten, insbe- 
sondere der Weiterentwicklung der Bautechnik, 
der Baustoffe und Bauverfahren sowie der allge- 
meinwirtschaftlichen Situation, anzupassen. 

3. Der übergeordneten Zielsetzung der Baukosten- 
senkung folgend werden künftig auch Projekte 
gefördert werden, die Regelwerke vereinfachen 
helfen. 

2.15.6 Verkehrswesen 

1. Straßenbau- und Straßenverkehrstechnik sowie 
Brücken- und Ingenieurbau 

Die gesellschaftspolitisch veränderte Einstel- 
lung zu einzelnen Verkehrsträgern, die Gewich- 
tung des Straßenverkehrs in der Öffentlichkeit 
und die finanzielle Lage der öffentlichen Haus- 
halte verlangen die Verwirklichung verkehrspo- 
litischer Ziele unter Berücksichtigung eines er- 
höhten Umweltbewußtseins, der Forderungen 
nach Verkehrssicherheit und Verbesserung des 
Verkehrsablaufs und der engen finanziellen 
Möglichkeiten. 

Wissenschaftliche Untersuchungen der Straßen- 
bau- und straßenverkehrstechnischen For- 
schung — auch im Rahmen der Bundesver- 
kehrswegeplanung (BvwPL) — im Auftrag des 
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Bundesministeriums für Verkehr sollen die Ver- 
kehrspolitik durch Erarbeitung und Aufberei- 
tung von Fachwissen für diesen Zweck unter- 
stützen. Die Ergebnisse der FE-Vorhaben be- 
sitzen einen hohen Stellenwert, insbesondere in 
planungs- und investitionspolitischer Hinsicht. 
Der technische und wissenschaftliche Bedarf er- 
gibt sich aus der Fortentwicklung der Straßen- 
bau- und Straßenverkehrstechnik und des kon- 
struktiven Ingenieurbaus, der optimalen Nut- 
zung der vorhandenen Ressourcen, den Notwen- 
digkeiten des Umweltschutzes, der Erhöhung 
der Wirtschaftlichkeit und der Verbesserung der 
technischen Innovation. Auch sind die Sicher- 
heit und Leistungsfähigkeit der Straßen im er- 
heblichen Maße von der zweckgerechten ver- 
kehrstechnischen Straßeninfrastruktur abhän- 
gig- 

Im Vordergrund stehen dabei 

O die Entwicklung rationeller Bauweisen und 
Bauverfahren sowie Verbesserung der Bau- 
stoffe, 

O die Entwicklung neuer Verfahren und Tech- 
niken für die Substanzerhaltung, 

O die Minimierung der Bau- und Unterhal- 
tungskosten, 

O die Grundlagenuntersuchungen zur Verbes- 
serung der Qualität, Sicherheit und Wirt- 
schaftlichkeit von Fernstraßen, 

O der Einfluß von Fahrbahn und Fahrzeug auf 
die Sicherheit im Straßenverkehr unter Be- 
rücksichtigung der geometrischen Entwurfs- 
merkmale und der technischen Fahrbahnge- 
staltung und 

O die Maßnahmen der Verkehrsbeeinflussung 
zur besseren Nutzung der vorhandenen Stra- 
ßenfläche, Verbesserung des Verkehrsab- 
laufs und der Verkehrssicherheit. 

Durch eine gezielte Planung und Koordinierung 
der Forschungsaktivitäten im mittelfristigen 
Jahres- und Schwerpunktprogramm ist die Stra- 
ßenbau- und straßenverkehrstechnische sowie 
brücken- und ingenieurbautechnische For- 
schung mit den Zielen der Verkehrspolitik abge- 
stimmt. Als fachliches Beratungsgremium des 
BMV in Fragen der Straßenbau- und straßenver- 
kehrstechnischen Forschung wirkt die For- 
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs- 
wesen e. V. (FGSV), ein Zusammenschluß von 
Fachleuten aus Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verwaltung. 

In Fragen des Brücken- und Ingenieurbaus er- 
folgt eine enge Beratung u. a. durch wissen- 
schaftlich-technische Ausschüsse und Institutio- 
nen, z. B. den Deutschen Ausschuß für Stahlbe- 
ton und den Deutschen Ausschuß für Stahlbau. 

2. Schwerpunkte der Forschungsaktivitäten in der 
Straßenbau- und Straßenverkehrstechnik sowie 
im Brücken- und Ingenieurbau sind z. Z. ent- 
sprechend den aktuellen verkehrspolitischen 
Zielsetzungen: 


— Substanzerhaltung und Wirtschaftlichkeit 
Das derzeitige Anlagevermögen der Bundes- 
fernstraßen wird auf über 150 Mrd DM ge- 
schätzt. Dieser hohe Anlagewert und die 
wirtschaftliche Bedeutung des Straßennetzes 
verlangen verstärkte Maßnahmen zur Sub- 
stanzerhaltung der Straßen, Brücken- und In- 
genieurbauwerke. Daher müssen Bewer- 
tungsmaßstäbe gesetzt werden, die eine sy- 
stematische Erfassung des Straßenzustandes 
erlauben und die für die Straßenerhaltung 
relevanten Kriterien beinhalten. Erforderlich 
ist ein Straßenerhaltungsmanagement, das 
die Erhaltungs-, Instandsetzungs- und Erneu- 
erungsmaßnahmen in Abhängigkeit vom 
Straßenzustand festlegt und die dafür aufzu- 
bringenden Kosten minimiert unter Berück- 
sichtigung eines weitgehend uneinge- 
schränkten Verkehrs für alle Verkehrsarten. 
Die Ergebnisse der Forschungsprojekte die- 
ses Bereichs sollen schließlich zur Entwick- 
lung einer Gesamtstrategie der Straßener- 
haltung zusammengefaßt und für den prakti- 
schen Einsatz aufbereitet werden. 

Es laufen ferner Untersuchungen über Be- 
messungsverfahren für flexible Straßenbefe- 
stigungen, mit denen die unmittelbare rech- 
nerische Erfassung der zu erwartenden Ver- 
änderungen des Befahrbarkeitszustandes 
der Straße in Abhängigkeit von der Ver- 
kehrsbelastung möglich werden soll. 

Im Brücken- und Ingenieurbau werden auf- 
grund des zunehmenden Alters des Bau- 
werksbestandes, der ständig steigenden Ver- 
kehrsbeanspruchung, der hohen Umwelt- 
und Tausalzbelastung im Laufe der Zeit Aus- 
gaben in beträchtlicher Höhe für die Sub- 
stanzerhaltung notwendig werden. 

Die Feststellung der Ursachen und Auswir- 
kungen von Schäden mit wissenschaftlichen 
Methoden hat daher in den letzten Jahren 
bereits erheblich an Bedeutung gewonnen. 
Darüber hinaus besteht ein dringender Be- 
darf an der Entwicklung und praxisnahen Er- 
probung neuer Instandsetzungstechniken 
und -verfahren, die eine dauerhafte Behe- 
bung von Schäden möglich machen. Umfang- 
reiche Untersuchungen sind eingeleitet wor- 
den, um Bewertungsmethoden und Erhal- 
tungstechniken zu verbessern. 

— Umweltschutz 

Der Erfolg der umweltpolitischen Diskussion 
in der Bundesrepublik Deutschland zeigt sich 
u. a. in der verstärkten Berücksichtigung 
ökologischer Aspekte bei raumwirksamen 
Entscheidungen. Neben den ökologischen 
Aspekten stehen vor allem Untersuchungen 
zur Frage des Lärmschutzes im Vordergrund, 
z. B. Schutz bebauter Gebiete vor Verkehrs- 
lärm durch Lärmschutzeinrichtungen. Der 
Lärmschutz erfordert hohe Investitionen. In 
den Jahren seit 1980 betrugen die Ausgaben 
des Bundes für Lärmschutz bei Neubauten 
und baulichen Änderungen von Straßen rd. 
130 Mio DM. 
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Auch sollen die derzeitigen Kenntnisse über 
die Bewertung der Auswirkungen des Ver- 
kehrs auf die Umweltqualität stärker er- 
schlossen werden. Hierfür ist eine Analyse 
ausgewählter Verfahren zur Quantifizierung 
der verkehrlichen Auswirkungen auf die Um- 
weltqualität im Zusammenhang mit Fragen 
der Verkehrsplanung vorgesehen. Auch wer- 
den die Eignung von Wilddurchlässen und 
die Wirksamkeit von Wildwarnreflektoren 
als Maßnahme zur Minderung der Verkehrs- 
unfälle durch Wild und der Wildverluste un- 
tersucht. Im Hinblick auf die vom Bund für 
Schutzzäune ■ an Bundesstraßen aufzuwen- 
denden Kosten sind diese Untersuchungen 
von erheblicher Bedeutung. 

— Energieeinsparung 

Im Straßenbau und -betrieb werden die Ener- 
gieprobleme in vielfältiger Weise berührt, sei 
es durch den Energieverbrauch beim Stra- 
ßenverkehr, sei es beim Bau der Straßen 
durch die Wahl der Entwurfselemente, Bau- 
weisen und Baustoffe. In verschiedenen Un- 
tersuchungen werden Möglichkeiten der 
Kraftstoffersparnis untersucht, z. B. durch 
Verkehrsbeeinflussungsmaßnahmen oder 
durch Verbesserung der Koordinierung der 
Verkehrssteuerung mit Lichtsignalanlagen. 

— Verkehrsbeeinflussung und Verkehrssicher- 
heit 

Der Ausbau der Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen in den letzten 20 Jahren hat 
zu einer erheblichen Erhöhung der Verkehrs- 
sicherheit geführt. 

Die Sicherheitsaspekte beim Entwurf der 
Straßen, die Gewährleistung eines sicheren 
und flüssigen Verkehrsablaufs durch die 
Straßenausstattung sowie die gezielte Besei- 
tigung der Unfallstellen sind die wesentli- 
chen Aufgaben. Hier liefert die Forschung 
die unerläßlichen Grundlagen in Maß und 
Zahl für die erforderlichen Regelungen. 

Als Beispiele seien folgende Forschungsfel- 
der genannt: 

O Der Zusammenhang zwischen Quernei- 
gung, Griffigkeit, Kurvenradius, Fahrge- 
schwindigkeit, Fahrzeugkonstruktion und 
Bremsvorgang. 

Ein besonderer Schwerpunkt ist derzeit 
die Klärung des Einflusses verschiedener 
Querneigungen auf das Verhalten eines 
aus hoher Fahrgeschwindigkeit abge- 
bremsten Fahrzeuges. 

O Der Zusammenhang zwischen Unfallge- 
schehen und Straßengestaltung. 

Er bedarf besonders unter dem Sicher- 
heitsaspekt und dem Aspekt der sparsa- 
men Bemessung von Straßenquerschnit- 
ten noch- weiterer wissenschaftlicher Er- 
forschung. Besonders die Verringerung 
der Straßenbreite kann die Sicherheit der 
Straße nachhaltig beeinträchtigen. 

O Die Verbesserung der Verkehrssicherheit 
unter winterlichen Fahrbedingungen auf 


der Straße. Dabei sind alternative techni- 
sche Möglichkeiten im Vergleich zu Spi- 
kesreifen zu untersuchen, wobei die Scho- 
nung der Straße und die verminderte An- 
wendung von Auftausalzen zur Vermei- 
dung von Umweltschäden besonders zu 
berücksichtigen sind. 

O Darüber hinaus besteht die Forderung 
durch Verkehrsbeeinflussungsmaßnah- 
men den Verkehrsablauf zu verbessern, 
Verkehrsstauungen zu vermeiden und das 
vorhandene Straßennetz besser auszunut- 
zen. 

Gerade das Gebiet der Verkehrsbeeinflus- 
sungsmaßnahmen zeigt in seiner Komple- 
xität zahlreiche Alternativen zum her- 
kömmlichen Straßenbau. Relevante For- 
schungsbereiche sind die Verbesserung 
der verschiedenen Erfassungsmöglichkei- 
ten der Verkehrsdaten, der Steuerstrate- 
gien und der Übertragung der Informatio- 
nen zum Kraftfahrer — sei es kollektiv 
oder individuell bezogen auf das jeweilige 
Fahrzeug. 

Von dem auf Untersuchungen aus Vorjah- 
ren basierenden und 1980 veröffentlichten 
Rahmenprogramm zur Verkehrsbeein- 
flussung soll bis 1990 ein erster Schritt 
realisiert sein. Die Ergebnisse bisheriger 
Untersuchungen lassen auf beträchtliche 
Verbesserungen für die Verkehrssicher- 
heit und Umwelt hoffen. 

3. Die Ergebnisse der Forschungsarbeiten dienen 
der Schaffung fachlicher Voraussetzungen für 
die effiziente Wahrnehmung der dem Ressort 
vom Grundgesetz her gestellten Aufgaben, der 
Vorbereitung von Regelungen zur bundesein- 
heitlichen Anwendung von bauvorbereitenden, 
baudurchführenden und betrieblichen Maßnah- 
men im Fernstraßenbereich. Ferner ermögli- 
chen sie die Nutzung des aktuellen technischen 
Wissensstandes bei der Wahrnehmung der dem 
BMV gestellten Aufgaben. 

Zur effizienten Auswertung der Forschungser- 
gebnisse und für deren schnelle Umsetzung in 
die Praxis wird eine kritische Schlußauswertung 
nach einheitlichen Gesichtspunkten unter Mit- 
wirkung der Beratungsgremien vom BMV 
durchgeführt. Es werden dabei die praxisrele- 
vanten Gesichtspunkte genannt und die zu ver- 
anlassenden administrativen Maßnahmen fest- 
gelegt. 

4. Um die Forschungsergebnisse möglichst im In- 
und Ausland zugänglich zu machen, werden sie 
entsprechend ihrer Bedeutung für die Praxis 
veröffentlicht: 

O in der Regel in der Schriftenreihe „For- 
schung, Straßenbau und Straßenverkehrs- 
technik" des BMV (vollständige Texte), 

O in kürzerer Form in Fachzeitschriften und 

O hinsichtlich der Daten und Ergebnisse aller 
Forschungsaufträge in der vom BMV finan- 
ziell getragenen „Internationalen Dokumen- 
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tation Straßen (IDS)“. Die IDS ist Teil der 
Internationalen Straßenforschungsdokumen- 
tation (IRRD) der OECD. 

Weitere Gesichtspunkte zur Thematik des Ver- 
kehrswesens sind angesprochen in Teil III, Ka- 
pitel 2.3, 2.4, 2.7, 2.8 und in Teil VI, Kapitel 4.8. 


FuE-Ausgaben des Bundes in Raumordnung, Städ- 
tebau, Wohnungswesen, Bau- und Verkehrswesen 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

229 220 

190 191 


In den genannten FuE-Ausgaben sind auch die Aus- 
gaben des Bundes für die Bundesanstalt für Lan- 
deskunde und Raumordnung, Bonn, und Teile der 
Ausgaben des Bundes für die Bundesanstalt für 
Wasserbau, Karlsruhe, und die Bundesanstalt für 
Straßenwesen, Bergisch-Gladbach, enthalten. 


2.16 Bereich Q: 

Forschung und Entwicklung im Dienste der 

Gesundheit 

Das Gesundheitswesen in der Bundesrepublik 
Deutschland ist in den vergangenen Jahrzehnten 
mit großen Anstrengungen und Kosten ausgebaut 
worden. Trotzdem verlangen insbesondere die gro- 
ßen „Volkskrankheiten“ (Herz-Kreislauf-Krankhei- 
ten, Krebs, rheumatische und psychische Krankhei- 
ten), die am häufigsten zu Tod, Invalidität oder Ar- 
beitsunfähigkeit führen, weiterhin Anstrengungen. 

Vor diesem Hintergrund ist es nötig, Forschung und 
Entwicklung gezielt einzusetzen, um zu dringend 
benötigten Fortschritten in der medizinischen Ver- 
sorgung und zu Verbesserungen im Gesundheitswe- 
sen beizutragen. 

Bund, Länder und andere öffentliche oder private 
Einrichtungen finanzieren vielfältige wissenschaft- 
liche Aktivitäten bei Hochschulen, Kliniken, Groß- 
forschungseinrichtungen, sonstigen Forschungsein- 
richtungen, Gesundheitsbehörden etc. Diese institu- 
tioneile Förderung unterstützt überwiegend — vor 
allem an den Hochschulen — die Grundlagenfor- 
schung, in der die Auswahl der Forschungsthemen 
und die Festlegung der Forschungsmethoden eigen- 
ständige Aufgabe der Wissenschaft sind. 

Forschung und Entwicklung, die zur angestrebten 
Lösung der konkreten Probleme in unserem Ge- 
sundheitswesen beiträgt, muß auch anwendungs- 
orientiert und aufgabenbezogen sein. Sie muß sich 
am Bedarf der Bürger und der eigenverantwortli- 
chen Selbstverwaltungsorgane des Gesundheitswe- 
sens ausrichten. Das erfordert eine gezielte staat- 
lich finanzierte Förderung, welche die breit ange- 
legte Grundlagenforschung dort ergänzt, wo die 
Praxis wesentliche Forschungslücken feststellt. 


Eine solche staatliche Förderung muß grundsätz- 
lich subsidiär angelegt sein. 

Das Programm der Bundesregierung „Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 
1983 — 1986" basiert auf einem ausgewogenen Zu- 
sammenspiel von Subsidiarität, Solidarität und 
Selbsthilfe. Es baut auf der Auswertung bisher vor- 
liegender Ergebnisse und Zwischenergebnisse des 
ersten Programms der Bundesregierung für die 
Jahre ab 1978 auf und faßt die wichtigsten Förder- 
schwerpunkte ressortübergreifend zusammen. Es 
ist auf drei große Ziele ausgerichtet: 

O Forschung zum Schutz der Gesundheit, um den 
Gesundheitszustand der Bevölkerung zu verbes- 
sern, 

O Forschung zur Krankheitsbekämpfung, um ei- 
nige besonders schwerwiegende Krankheiten 
besser zu heilen, 

O Forschung zur strukturellen Verbesserung des 
Gesundheitswesens, um Versorgungslücken und 
Funktionsmängel des Gesundheitswesens, ins- 
besondere in Bereichen, in denen der Bund über 
Umsetzungsmöglichkeiten verfügt, zu beseiti- 
gen. 

Die einzelnen Förderschwerpunkte des Programms 
werden von den verantwortlichen Bundesministe- 
rien weiter konkretisiert und in der Regel öffentlich 
bekanntgegeben oder ausgeschrieben, damit mög- 
lichst viele sachkundige Wissenschaftler teilneh- 
men können. 

Verschiedene wichtige Vorhaben des Programms 
werden in internationaler Zusammenarbeit vorbe- 
reitet, geprüft oder durchgeführt. Eine Reihe von 
Fördervorhaben ist ferner in die Abstimmung im 
Rahmen des Medizinforschungsprogramms der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften (EG) eingebettet. 

2.16.1 Forschung zum Schutz der Gesundheit 

1. Die Prävention soll die Entstehung von Krank- 
heiten verhindern. Sie muß gleichgewichtig ne- 
ben Früherkennung und Therapie stehen. Maß- 
nahmen der Gesundheitsvorsorge haben dort 
besonderes Gewicht, wo die Früherkennung ei- 
ner schwerwiegenden Krankheit schwierig und 
eine wirksame Therapie nicht oder nur unvoll- 
kommen möglich sind, wo aber andererseits die 
Kenntnisse über den Zusammenhang zwischen 
Risikofaktoren und Krankheitsentstehung es 
gestatten, durch vorbeugende Maßnahmen wirk- 
samer als bisher vor diesen Krankheiten zu 
schützen. Das trifft insbesondere auf Herz- 
Kreislauf-Krankheiten und Krebs zu. 

2. Wichtige Ergebnisse haben Untersuchungen 
über die Verbreitung und die Möglichkeiten der 
Laienselbsthilfe im Gesundheitswesen geliefert. 
Sie haben auch die Grundlage gelegt für die 
Fortführung eines entsprechenden Projekts un- 
ter stärkerer Ausrichtung auf Präventions- 
aspekte. Ferner wurde die Vorbereitung einer 
Deutschen Herz-Kreislauf- Präventionsstudie 
weitgehend abgeschlossen; die Studie dient der 
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Klärung, ob durch verbesserte Angebote zur 
praktischen Krankheitsvorbeugung in Bevölke- 
rungsgruppen auf Gemeindeebene auch in der 
Bundesrepublik Deutschland das Auftreten von 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen zurückgedrängt 
werden kann. 

3. Künftige Förderschwerpunkte beziehen sich 
vorwiegend auf die Ermittlung von Gesundheits- 
risiken und auf die Untersuchung von Maßnah- 
men, mit denen die Ausprägung dieser Risiken, 
insbesondere durch Beeinflussung des Verhal- 
tens bei Individuen oder Gruppen, verringert 
werden kann. So werden neben der Fortführung 
der schon genannten Arbeiten Untersuchungen 
über Risiken und Zusammenhänge für das Ent- 
stehen von Krebskrankheiten, Motivationsmög- 
lichkeiten zu gesundheitsgerechtem Verhalten, 
Kooperationsformen und Organisationsmodelle 
in der Prävention sowie über die Zusammen- 
hänge von Arbeitslosigkeit und Gesundheit 
durchgeführt. 

Als neuer Schwerpunkt sind in das Programm 
Untersuchungen der Risiken in der Ernährung 
aufgenommen worden. Hierzu sollen das Ernäh- 
rungsverhalten und die Schadstoffbelastung der 
Bevölkerung sowie Möglichkeiten zu seiner Be- 
einflussung ermittelt, die Zusammenhänge zwi- 
schen Ernährung und Entstehung der im Pro- 
gramm erfaßten Zivilisationskrankheiten ge- 
klärt und die regional unterschiedlichen Gehalte 
der Lebensmittel an Schadstoffen (durch sog. 
Monitoring-Studien) und die daraus resultieren- 
den kumulierten Belastungen der Verbraucher 
(durch sog. Total-Diet-Studien) untersucht wer- 
den. 

2.16.2 Forschung zur Krankheitsbekämpfung 

1. Bei der Forschung zur Krankheitsbekämpfung 
können vier Schwerpunkte unterschieden wer- 
den: 

— Früherkennung SV erfahren sollen Krankhei- 
ten oder deren Vorformen aufspüren, bevor 
Patienten aufgrund von Beschwerden von 
sich aus den Arzt aufsuchen. In den letzten 
Jahren sind eine Reihe von Vorsorgeangebo- 
ten im Rahmen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung geschaffen worden, nämlich zur 
Früherkennung einiger Krebskrankheiten, 
zur Schwangerenvorsorge und zur Früher- 
kennungsuntersuchung bei Säuglingen und 
Kleinkindern. Die Beteiligung der Bevölke- 
rung ist aber noch unbefriedigend. Außerdem 
fehlen Früherkennungsverfahren für viele 
schwerwiegende Krankheiten. 

Die Entwicklung neuer oder verbesserter 
Früherkennungsverfahren soll die bisheri- 
gen Angebote verbessern. Daher müssen sol- 
che Verfahren unter praxisnahen Bedingun- 
gen auf Wirksamkeit und Kosten untersucht 
werden; von Bedeutung ist ebenso die Über- 
prüfung eingeführter Früherkennungspro- 
gramme auf ihren medizinischen Nutzen. 

— Komplexe Krankheitsbilder erfordern auf- 
wendige diagnostische und therapeutische 


Maßnahmen, deren Planung und Anwendung 
den einzelnen Arzt oft überfordern. Zur Er- 
leichterung für den behandelnden Arzt sind 
„Wegweiser“ wichtig, die von der ersten Dia- 
gnose über die Therapie bis zur sozialen Re- 
habilitation eine geeignete Abfolge ärztli- 
cher und begleitender Einzelschritte be- 
schreiben. 

Derartige Wegweiser mit Empfehlungscha- 
rakter für die beteiligten Ärzte oder Einrich- 
tungen erfordern verbindliche Klassifizie- 
rungssysteme, einheitliche Dokumentations- 
formen und eine ständige Fortschreibung 
und Aktualisierung dei" Behandlungspläne 
nach dem jeweiligen medizinisch-wissen- 
schaftlichen Stand. Eine wissenschaftlich 
fundierte Beantwortung offener Fragen zur 
optimalen Therapie oder Rehabilitation ist 
mit der Methodik vergleichender Therapie- 
studien möglich. 

— Die Sicherstellung der Qualität, der Wirk- 
samkeit und der Unbedenklichkeit von Arz- 
neimitteln, die eine wesentliche Vorausset- 
zung für eine erfolgreiche Therapie darstellt, 
ist in erster Linie Aufgabe der pharmazeuti- 
schen Industrie. Öffentliche Aufgabe ist es 
jedoch, über die von der pharmazeutischen 
Industrie geleisteten Arbeiten hinausgehen- 
de, die Gesetzgebung flankierende For- 
schung und Entwicklung zu gewährleisten. 

— Schwerpunkt ist auch die Technik in der Me- 
dizin. Sie unterstützt den Arzt bei Diagnose 
(Meßtechnik, bildgebende Diagnoseverfah- 
ren), Behandlung (therapeutische Verfahren) 
und Rehabilitation (Organunterstützung, 
Biomaterialien, Endoprothetik, Hilfsmittel 
für Behinderte) sowie durch die Prüfung und 
Bewertung von Geräten und Verfahren. 

2. Als Ergebnisse lassen sich folgende Beispiele 

nennen; 

— Die Entwicklung von Gerätesystemen zur 
Früherkennung des Gebärmutterhalskrebses 
durch automatische Untersuchung von Zell- 
abstrichen ist fortgeschritten und läßt erwar- 
ten, daß hiermit die Sicherheit bei der Früh- 
erkennung dieser Krebsart erhöht werden 
kann. Eine detaillierte Analyse des Krebs- 
früherkennungsprogramms der Gesetzlichen 
Krankenversicherung hat die notwendige 
Grundlage geschaffen für eine Bewertung 
der bisherigen Ergebnisse, für die Diskussion 
über die weitere Ausgestaltung der gesetzli- 
chen Früherkennungsmaßnahmen und für 
die Ausrichtung künftiger Forschungsarbei- 
ten. 

Arbeiten zur Praktikabilität der Früherken- 
nung von Schilddrüsenunterfunktion bei 
Neugeborenen haben wesentlich dazu beige- 
tragen, daß ein entsprechender Test in das 
gesetzliche Früherkennungsprogramm für 
Kinder aufgenommen wurde. 

— Bei Konzepten für Diagnose, Therapie und 
Rehabilitation waren die bisherigen Arbei- 
ten auf die Vorbereitung und Durchführung 
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vergleichender Therapiestudien konzentriert, 
wobei der inhaltliche und methodisch-stati- 
stische Rahmen abgesteckt, fehlende Infra- 
struktur geschaffen und grundsätzliche 
ethisch-juristische Probleme abgeklärt wur- 
den; inzwischen sind über Krebs, Herz-Kreis- 
lauf-Krankheiten sowie rheumatische und 
psychische Krankheiten neben einer größe- 
ren Zahl vorbereitender Planungsphasen ins- 
gesamt mehr als 20 Therapiestudien angelau- 
fen. 

— Forschungsarbeiten zur Qualitätsbeurteilung 
von Arzneimitteln (Verbesserung der Analy- 
tik, Stabilitätskontrolle, Testmethoden) sowie 
zur biologischen Verfügbarkeit von Arznei- 
mitteln (Erfassungsmethoden, Verminderung 
von Nebenwirkungen, Reproduzierbarkeit 
von Meßwerten) wurden abgeschlossen. Sie 
haben zur Verbesserung der Kenntnisse und 
zu verbesserten angewandten Verfahren ge- 
führt 

— Die Förderung der Technik in der Medizin 
hat bei den diagnostischen Verfahren die 
Grundlage für die technische Entwicklung 
und klinische Validierung eines völlig neuen 
bildgebenden Diagnoseverfahrens geschaf- 
fen (Kernspintomographie). Die Entwicklung 
eines Systems zur Zertrümmerung von Nie- 
rensteinen durch Stoßwellen, mit dem eine 
Operation zur Steinentfernung vermieden 
wird, wurde abgeschlossen und wird z. Z., 
nach erfolgreicher klinischer Erprobung, in 
die klinische Routine eingeführt. Bei den Re- 
habilitationshilfen haben die Arbeiten für ein 
künstliches Hüftgelenk zu Verbesserungen 
geführt, die inzwischen zur Verfügung stehen 
oder in Kürze auf den Markt gebracht wer- 
den. Arbeiten zur Rollstuhlentwicklung ha- 
ben ebenfalls Neuerungen erbracht, die z. T. 
zu Änderungen im bisherigen Angebot an 
Rollstühlen führen werden. Bei der Prüfung 
und Bewertung von Geräten und Verfahren 
liegen zu der 1978 begonnenen modellhaften 
Erprobung von Technischen Service-Zentren 
überzeugende Ergebnisse vor, die eine Ver- 
breitung solcher Zentren erwarten lassen. 

3. Schwerpunkte der künftigen Förderung in der 

Krankheitsforschung werden sein: 

— Vorhaben zur Früherkennung von Krankhei- 
ten des Herz-Kreislauf-Systems und Krebs, 
Müttersterblichkeit, frühkindliche Krankhei- 
ten und Entwicklungsstörungen sowie rheu- 
matische Krankheiten. 

— Die vorhandenen Ansätze für standardisierte 
Diagnose- und Behandlungsabfolgen sollen 
weiterentwickelt und auf andere chronische 
Krankheiten ausgedehnt werden. In diesem 
Zusammenhang wird auch der Prüfung und 
ggf. Weiterentwicklung unkonventioneller 
Methoden der Diagnose und Behandlung von 
Krebskrankheiten besondere Aufmerksam- 
keit geschenkt werden. Die Förderschwer- 
punkte beziehen sich auf die Erarbeitung von 
diagnostischen Standards, Untersuchungen 


zur Optimierung diagnostischer Handlungs- 
ketten, die Durchführung vergleichender 
Therapiestudien und Untersuchungen zur 
Bewertung von Rehabilitationsmaßnahmen. 
Die Förderung soll hier Ansätze unterstüt- 
zen, die darauf abzielen, daß Interessenten 
eine möglichst vollständige Übersicht über 
die bereits vorhandenen therapeutischen 
Leitlinien und Rehabilitationswege zur Ver- 
fügung gestellt werden kann. Ein weiterer 
Förderschwerpunkt ist der Qualitätsbewer- 
tung und Qualitätssicherung in der medizini- 
schen Versorgung gewidmet. 

— Bei der Arzneimittelforschung beziehen sich 
künftige Förderungsschwerpunkte auf Me- 
thoden zum Nachweis der Arzneimittelwirk- 
samkeit, Untersuchungen zur Arzneimittel- 
unbedenklichkeit, auf die Entwicklung von 
Standardzulassungen und auf Arzneimittel 
in ausgewählten Krankheitsbereichen beson- 
deren öffentlichen Interesses. 

— Bei der Technik in der Medizin wird die För- 
derung fortgesetzt mit dem Ziel, durch die 
Entwicklung und Bewertung von Verfahren 
und Technologien zu einer Verringerung der 
Patientengefährdung und Patientenbela- 
stung, zur Verbesserung der Versorgungs- 
qualität oder zu einer Kostensenkung bei 
Qualitätswahrung beizutragen. Untersuchun- 
gen zur Prüfung und Bewertung medizini- 
scher Geräte, Heil- und Hilfsmittel und Ver- 
fahren sollen verstärkt fortgeführt werden, 
um deren diagnostische, therapeutische oder 
rehabilitative Wirksamkeit besser einschät- 
zen, die Sicherheit von Patienten und Bedie- 
nungspersonal erhöhen und gleichzeitig die 
Kosten senken zu können. 


2.16.3 Forschung zur strukturellen Verbesserung des 
Gesundheitswesens 

1. Drei Fragenkreise stehen bei der strukturellen 
Verbesserung des Gesundheitswesens im Vor- 
dergrund: 

— Für die Leistungsfähigkeit und Wirtschaft- 
lichkeit eines Gesundheitssystems sind ne- 
ben dem Stand der medizinischen Kennt- 
nisse und den verfügbaren Ressourcen die 
Organisation der verschiedenen Gesund- 
heitseinrichtungen und Teilbereiche des ge- 
sundheitlichen Versorgungssystems maßge- 
bend. Die Verbesserung der Wirtschaftlich- 
keit und Leistungsfähigkeit ist in erster Li- 
nie Aufgabe der Selbstverwaltung und der 
zuständigen Spitzenverbände bzw. ihrer wis- 
senschaftlichen Institute; die Förderung 
durch die Bundesregierung ist subsidiär 
hierzu darauf ausgerichtet, erfolgverspre- 
chende Ansätze, die sonst nicht aufgegriffen 
oder nicht hinreichend geklärt würden, zu 
verfolgen. 

— Die Aufgaben der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung haben sich in den vergangenen 
Jahren nachhaltig verändert. Die Förderung 
von Forschungsvorhaben zur Organisation 
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und Funktionserfüllung der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) zusammen mit 
der Selbstverwaltung und für die Selbstver- 
waltung soll helfen, wirksame Instrumente 
zur umfassenden Nutzung ihrer Handlungs- 
spielräume zu entwickeln. 

— Mit den verschiedenen Gesetzgebungsmaß- 
nahmen zur Kostendämpfung und zur Struk- 
turverbesserung sind die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für eine Verbesserung der 
Steuerung im Gesundheitswesen geschaffen 
worden. Die Forschungsförderung im Rah- 
men des Programms dient der Prüfung, wie 
die verfügbaren Steuerungsinstrumente opti- 
mal genutzt werden können und wo sie er- 
gänzt werden müßten. 

2. Die bisherigen Vorhaben zur strukturellen Ver- 
besserung des Gesundheitswesens führten u. a. 
zu folgenden Ergebnissen: 

— Die Weiterentwicklung und Erprobung vor- 
liegender Instrumente zur Beurteilung von 
Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit ist 
in bestimmten Fällen sinnvoll. So wurden 
Vorhaben zu Schwerpunktproblemen des 
Krankenhausbetriebs abgeschlossen; ent- 
sprechende Verfahren und Richtwerte wer- 
den erprobt. Ansätze zur verstärkten Verzah- 
nung von Gesundheitseinrichtungen wurden 
in Modellversuchen analysiert. Untersuchun- 
gen einiger Teilmärkte für Heil- und Hilfs- 
mittel haben eine nicht immer ausreichende 
Wirtschaftlichkeit ergeben. 

— In ersten Modellsimulationen wurden beste- 
hende Schwachstellen und die Voraussetzun- 
gen einer wirkungsvollen Aufgabenerfüllung 
durch die Gesetzliche Krankenversicherung 
ermittelt. Untersuchungen zur Organisation 
und zu Organisations- und Finanzierungspro- 
blemen der GKV sowie zu Wahltarifen in der 
Krankenversicherung wurden durchgeführt; 
es wurde u. a. festgestellt, daß die Einführung 
eines wahlweisen Selbstbehaltes kaum posi- 
tive Wirkungen auf die GKV hätte. 

— Im Forschungsschwerpunkt zur Steuerung 
im Gesundheitswesen haben Untersuchun- 
gen zur Erfassung und Aufbereitung von re- 
gelmäßig entstehenden GKV-Prozeßdaten 
Beurteilungsgrundlagen für eine bessere 
Nutzung dieser Daten durch die Kassen ge- 
schaffen. Hierbei gewonnene Ergebnisse 
werden inzwischen bei Modellversuchen zur 
Leistungs- und Kostentransparenz in der 
GKV eingesetzt (z. B. der GKV-Arzneimittel- 
index) oder sind von den Krankenkassen in 
die eigene Routinearbeit übernommen wor- 
den. Untersuchungen zum Personalbedarf im 
Gesundheitswesen wurden abgeschlossen. 
Mit Voruntersuchungen zur Wirkung ärztli- 
cher Gebührenordnungen wurde eine inter- 
national vergleichende Studie vorbereitet. 

3. Die künftige Förderung zur strukturellen Ver- 
besserung des Gesundheitswesens konzentriert 
sich auf folgende Probleme; 


— Die Auswirkungen unterschiedlicher Formen 
der ambulanten und stationären Versorgung 
auf die ärztlichen und sonstigen Leistungen 
sollen untersucht, Beurteilungsgrundlagen 
für Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlich- 
keit im Krankenhausbereich verbessert, An- 
sätze zur wirtschaftlichen Versorgung mit 
medizinisch-technischen Leistungen, Arznei-, 
Heil- und Hilfsmitteln weiterentwickelt so- 
wie die Organisation, Aufgaben und Funk- 
tionserfüllung des betriebsmedizinischen 
Dienstes, des öffentlichen Gesundheitsdien- 
stes und des vertrauensärztlichen Dienstes 
auf Verbesserungsmöglichkeiten näher ana- 
lysiert werden. Die derzeit hierzu laufenden 
Vorhaben konzentrieren sich auf die Kran- 
kenhäuser. 

— Förderschwerpunkte des neuen Regierungs- 
programms hinsichtlich der Funktionserfül- 
lung der GKV sind Untersuchungen zu den 
Auswirkungen des gegliederten Krankenver- 
sicherungssystems auf die Entwicklung und 
die Aufgabenerfüllung der Krankenkassen, 
zu Strukturfragen des Leistungsrahmens 
und Leistungsangebots der gesetzlichen 
Krankenversicherung, zu Auswirkungen der 
Finanzierung der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung und zur Selbsthilfe. 

— Hinsichtlich der Verbesserung der Steuerung 
im Gesundheitswesen liegt der Förder- 
schwerpunkt in der Untersuchung von Vor- 
aussetzungen, Möglichkeiten und Auswir- 
kungen der Globalsteuerung und der Fein- 
steuerung in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung, wobei der Schwerpunkt der derzeit 
laufenden Vorhaben sich auf Untersuchun- 
gen und Modellversuche zur Leistungs- und 
Kostentransparenz bezieht. Ein zweiter För- 
derschwerpunkt sind Untersuchungen zur 
Planung im Gesundheitswesen, wobei z. Z. 
langfristige Entwicklungstrends sowie eine 
indikatorgestützte Gesundheitsberichterstat- 
tung im Vordergrund stehen. 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

483 505 

442 454 

533 576 

479 523 


In den Ausgaben sind insbesondere auch die Ausga- 
ben des Bundes für das Deutsche Krebsforschungs- 
zentrum, Heidelberg (DKFZ, vgl. im einzelnen 
Teil VI, Kapitel 2.3), und große Teile der Bundesaus- 
gaben für das Bundesgesundheitsamt, Berlin (vgl. 
im einzelnen Teil VI, Kapitel 4.7), sowie der Gesell- 
schaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH, 
München (GSF, vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 
2.3), eingeschlossen. 
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2.17 Bereich R: 

Forschung und Entwicklung im 
Ernährungsbereich 

(einschließlich Land- und Forstwirtschaft) 

2.17.1 Förderungsmaßnahmen des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

1. Das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat sich in den letzten Jahren 
verstärkt bemüht, die wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse über die Zusammenhänge zwischen 
der Ernährung und ernährungsbedingten Man- 
gelerscheinungen oder Krankheiten zu erwei- 
tern und zu vertiefen. Hierzu hat es Forschungs- 
vorhaben mit 2 bis 3 Mio DM jährlich gefördert. 
Schwerpunkte waren unter anderem Untersu- 
chungen über die Nährstoffversorgung und den 
Ernährungszustand bestimmter Zielgruppen, 
darunter auch älterer Menschen und Schwange- 
rer, die Klärung des Einflusses bestimmter Mi- 
neralstoffe auf den Gesundheitszustand und Un- 
tersuchungen über eine nicht nur kurzzeitig 
wirksame, interdisziplinäre Therapie der Adipo- 
sitas (Übergewicht) im Rahmen der Gruppen- 
therapie. 

Darüber hinaus wurden in das Programm der 
Bundesregierung „Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Gesundheit“ gesundheitsbezo- 
gene Bereiche der Ernährungsforschung einbe- 
zogen. 

2. Von besonderer Bedeutung sind außerdem For- 
schungsvorhaben für den 5. Ernährungsbericht. 

Es handelt sich hierbei um einen Forschungs- 
verbund „Entwicklung der Ernährungssituation 
in der Bundesrepublik Deutschland“. Ziel der 
Forschungsvorhaben zu diesem Thema ist es, 
das Ernährungsverhalten und den Gesundheits- 
zustand in ausgewählten Regionen der Bundes- 
republik Deutschland bei Jugendlichen und älte- 
ren Menschen auch auf ernährungsabhängige 
Risikofaktoren, die Versorgung mit Vitaminen 
und essentiellen Mineralstoffen sowie auf die 
Belastung mit toxischen Schwermetallen und 
Chlorkohlenwasserstoffen zu untersuchen. Wei- 
tere Vorhaben dieses Forschungsverbundes be- 
fassen sich mit den Themen „Psychosoziale Be- 
wertung der Ernährung von Kindern und. Ju- 
gendlichen“, „Das Lebensmittelangebot in der 
Bundesrepublik Deutschland gestern und heute“ 
und „Kritische Wertung als Diät propagierter 
Ernährungsformen“. 

3. Daneben stehen Vorhaben, die Erkenntnisse 
über das Vorkommen von Rückständen an 
Pflanzenschutzmitteln, Stoffen mit pharmakolo- 
gischer Wirkung sowie von Schadstoffen aus der 
Umwelt in Lebensmitteln erbrachten. Außerdem 
wurden Forschungsvorhaben über Vorausset- 
zungen und Bedingungen für eine Einführung 
von Monitoring(Ermittlungs-)-Programmen als 
ergänzende Maßnahme zur amtlichen Lebens- 
mittelüberwachung und zur gesundheitlichen 
Bewertung der Belastung der Bevölkerung 
durch Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 


und Schadstoffen aus der Umwelt in Lebensmit- 
teln gefördert. 

Im Programm „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit“ ist in Anknüpfung an 
vorliegende Forschungsergebnisse beabsichtigt, 
Forschungsvorhaben zu Monitoring-Programmen 
sowie Total-Diet-Studien (vgl. auch Darstellung 
in Teil III, Kapitel 2.16.1) zu fördern. 

4. Um verläßliche Daten für die aktuelle gesund- 
heitsökonomische Diskussion und Prioritäten- 
setzung zu erhalten, ist das Forschungsvorhaben 
„Kosten ernährungsbedingter Krankheiten“ in 
Auftrag gegeben worden. 

Ergänzend zur Projektförderung durch den 
BMJFG werden wesentliche Bereiche gesund- 
heitsbezogener Ernährungsforschung im Bun- 
desgesundheitsamt (vgl. im einzelnen Teil VI, 
Kapitel 4.7) bearbeitet. 


2.17.2 Förderungsmaßnahmen des Bundesministers für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 

1. Ziel der Forschung im Geschäftsbereich des 
BML ist es, die Bundesregierung durch Erarbei- 
tung wissenschaftlicher Grundlagen dabei zu 
unterstützen, im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
daran mitzuwirken, daß die Bevölkerung mit 
qualitativ hochwertigen und gesundheitlich ein- 
wandfreien Produkten der Agrarwirtschaft zu 
angemessenen Preisen versorgt wird, und daß 
den in der Landwirtschaft ^) Tätigen ein ange- 
messenes Einkommen gesichert wird. 

Daraus ergeben sich u. a. folgende Aufgaben: 

— Verbraucherpolitik im Ernährung sbereich 

O Bestimmung von Nährwert, Genußwert 
und Eignungswert von Lebensmitteln so- 
wie Maßnahmen zu deren Erhaltung und 
Verbesserung 

Es werden objektivierbare physikalisch- 
chemisch, mikrobiologisch und sensorisch 
bestimmbare Kriterien für den Nähr-, Ge- 
nuß- und Eignungswert von Lebensmit- 
teln erarbeitet, die insbesondere zur Ent- 
wicklung von Qualitäts- und Handelsklas- 
sen genutzt werden können und gleichzei- 
tig der Lebensmittelüberwachung sowie 
der Erleichterung des internationalen Wa- 
renaustausches dienen. 

O Ernährungsphysiologische Bewertung 
von Lebensmitteln und lebensmitteltech- 
nologischen Verfahren 
Um eine ausreichende Zufuhr der essen- 
tiellen Nährstoffe zu gewährleisten, sind 
Empfehlungen für eine richtige Ernäh- 
rung zu geben. Die Grundlage hierfür ist 
die ernährungsphysiologische Bewertung 
der Lebensmittel und ihrer Bestandteile. 


^) gemeint sind hier neben der Landwirtschaft auch der 
Gartenbau, die Forst- und Holzwirtschaft sowie die Fi- 
scherei 
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Die hierbei gewonnenen Forschungser- 
gebnisse können gleichzeitig dazu dienen, 
die Verfahren der Be- und Verarbeitung 
der Lebensmittel zu optimieren und Fehl- 
entwicklungen in gesundheitlicher Hin- 
sicht zu vermeiden. 

O Unerwünschte Stoffe in Lebensmitteln 
und ihre Verminderung bzw. Beseitigung 
Wichtiges Ziel auch der Ernährung spoli- 
tik der Bundesregierung ist der Schutz 
des Verbrauchers vor gesundheitlicher 
Beeinträchtigung durch unerwünschte 
Stoffe in Lebensmitteln 
Die Forschung liefert hier sowohl direkte 
Entscheidungshilfen als auch Bezugsda- 
ten für Maßnahmen bei der Agrarproduk- 
tion, wie z. B. bei Pflanzenschutz und Fut- 
termitteln, mit dem Ziel der Verminde- 
rung oder Vermeidung des Gehalts an un- 
erwünschten Stoffen in Lebensmitteln 
und der Erarbeitung von Beiträgen zur 
Weiterentwicklung der Rechtsetzung. 

O Gesundheitliche Unbedenklichkeit von 
Lebensmitteln 

Der Schutz des Verbrauchers kann nur 
dann gewährleistet werden, wenn neben 
der Ermittlung unerwünschter Stoffe in 
Lebensmitteln auch Wirkungsanalysen 
durchgeführt werden, so daß daraus Bei- 
träge für Regelungen zur Sicherung der 
gesundheitlichen Unbedenklichkeit der 
Lebensmittel abgeleitet werden können. 
Die Forschungsarbeiten schließen des- 
halb auch toxikologische Fragen zu Le- 
bensmitteln und ihren Bestandteilen (In- 
haltsstoffen, Zusatzstoffen, Schadstoffen, 
Mikroorganismen) sowie Auswirkungen 
technologischer Verfahren ein. 

— Produktion und Produktqualität in der 

Land- und Ernährung swirtschaft 

O Verbesserung der Ertrags- Aufwands-Re- 
lation in der pflanzlichen und tierischen 
Produktion 

Die sich ständig wandelnden ökonomi- 
schen Rahmenbedingungen (Kostenan- 
stieg, nur geringer Anstieg der Produkt- 
preise), aber auch die Notwendigkeit, 
knapper werdende natürliche Ressourcen 
möglichst effizient einzusetzen, erfordern 
eine ständige Überprüfung der Ertrags- 
Aufwands-Relation der tierischen und 
pflanzlichen Produktion mit dem Ziel ei- 
ner Verbesserung. Dies sollte aus Grün- 
den des Umweltschutzes bei gezieltem, 
sparsamem Einsatz ertragssteigernder 
und -sichernder Betriebsmittel vorwie- 
gend dadurch erreicht werden, daß die Ef- 
fizienz der biologischen Systeme der 
pflanzlichen Produktion und der tieri- 
schen Produktion verbessert wird. Um 
hierzu Ansatzpunkte wie z. B. schonende 
Nutzung des Bodenlebens, optimale 
Fruchtfolgegestaltung, Züchtung von 


„Low-Input-Pflanzen“ entdecken und ent- 
wickeln zu können, sind vor allem im 
Pflanzenbau standortspezifische Untersu- 
chungen durchzuführen, die u. a. auch die 
Möglichkeiten der „Alternativen im Land- 
bau“ berücksichtigen. 

O Qualitätserhaltung und -Verbesserung 
von Nahrungs- und Futtermitteln bei der 
Produktion, Ernte, Konservierung und La- 
gerung 

Zur Versorgung der Bevölkerung mit qua- 
litativ hochwertigen Lebensmitteln müs- 
sen die Agrarprodukte bestimmten Quali- 
tätsnormen entsprechen. Es müssen da- 
her prioritäre verarbeitungs- und verwen- 
dungsabhängige Qualitätsparameter und 
Analyseverfahren entwickelt, die Wir- 
kungsweise qualitätsbestimmender Ein- 
flußgrößen analysiert und Möglichkeiten 
der Qualitätsverbesserung bei der Pro- 
duktion, Ernte, Konservierung und Lage- 
rung dargestellt werden. Besondere Be- 
deutung kommt dabei der Erforschung 
der Zusammenhänge zwischen Produkti- 
onsintensität und Produktqualität zu. In 
diesem Zusammenhang soll die Frage ge- 
klärt werden, ob und unter welchen Be- 
dingungen bestimmte Bewirtschaftungs- 
formen — z. B. Formen der „Alternativen 
im Landbau“ — zur Erhöhung und Siche- 
rung des Qualitätsstandards beitragen. 

O Züchterische Verbesserungen bei land- 
wirtschaftlichen Nutz- und Kulturpflan- 
zen sowie bei Nutztieren 
Die Züchtung verfolgt das Ziel, optimal 
angepaßte, leistungsfähige und qualitativ 
hochwertige, resistente Pflanzen und 
Tiere zu erzeugen. Dazu müssen Selek- 
tionskriterien, Zuchtverfahren und Analy- 
semethoden entwickelt und verbessert 
werden. 

O Entwicklung von Verfahren des integrier- 
ten Pflanzenschutzes 

Der Entwicklung von Verfahren des inte- 
grierten Pflanzenschutzes kommt im Hin- 
blick auf den Umwelt- und Verbraucher- 
schutz, die Produktqualität und bei stei- 
genden Preisen für Pflanzenbehandlungs- 
mittel auch hinsichtlich der Einkommens- 
verbesserung eine wachsende Bedeutung 
zu. Primäres Anliegen des integrierten 
Pflanzenschutzes ist es, die Anwendung 
von Pflanzenbehandlungsmitteln durch 
stärkere Einbeziehung von biologischen, 
pflanzenzüchterischen, anbau- und kul- 
turbautechnischen Maßnahmen auf das 
ökologisch vertretbare und wirtschaftlich 
notwendige Maß zu beschränken. Dem- 
entsprechend müssen Untersuchungen 
zur Biologie und Verbreitung von Schad- 
organismen durchgeführt werden. Weiter- 
hin sind wissenschaftliche Arbeiten zur 
Erforschung von wirtschaftlichen Scha- 
densschwellen bei einzelnen Fruchtarten 
erforderlich. 
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O Umweltrelevante Verfahren der Agrarpro- 
duktion 

Umweltschutz läßt sich nur sinnvoll be- 
gründen und praktizieren, wenn die Wir- 
kungszusammenhänge von produktions- 
abhängigen Eingriffen und die Grenzen 
der Belastbarkeit von Ökosystemen be- 
kannt sind. Daher gilt es, einerseits Mo- 
dell-Ökosysteme und Testverfahren zu 
entwickeln, mit deren Hilfe die Ökosy- 
stemwirkungen des zunehmenden Einsat- 
zes ertragssteigernder und ertragssi- 
chernder Produktionsmittel (Persistenz 
und Abbauverhalten von chemischen 
Stoffen) festgestellt werden können. An- 
dererseits sind Produktionsverfahren so 
zu verbessern oder neu zu entwickeln, daß 
Schäden für das umgebende Ökosystem 
weitgehend vermieden oder vermindert 
werden. 

O Sicherung und Erhaltung der Tiergesund- 
heit 

Arbeiten zur Verbesserung der Tierhy- 
giene sowie der Tierseuchen- und Krank- 
heitsbekämpfung dienen letztlich der Si- 
cherung der Produktionseffizienz des 
landwirtschaftlichen Betriebes und der 
Gesundheit des Verbrauchers. Die Unter- 
suchungen betreffen sowohl Langfristpro- 
bleme als auch durch plötzliche Seuchen- 
lagen neu entstehende Fragestellungen. 

O Tierverhalten und Tierschutz 

Die Befolgung wesentlicher Anliegen des 
Tierschutzes, nämlich die artgemäße Nah- 
rung und Pflege sowie verhaltensgerechte 
Unterbringung mit dem Ziel der Bewah- 
rung der Tiere vor Schmerzen, Leiden 
und Schäden, trägt zur Erhaltung der Lei- 
stungsfähigkeit der Tiere bei und beein- 
flußt damit letztlich die Wirtschaftlichkeit 
der Nutztierhaltung. Deshalb sind Indika- 
toren zu erarbeiten, die den Tierschutz bei 
den verschiedenen Haltungssystemen 
und Produktionsverfahren gewährleisten. 

— Forst- und Holzwirtschaft 

Ziel der Forschung ist es, einen Beitrag zu 

leisten zur 

O Erhaltung der Nutz- Schutz- und Erho- 
lungsfunktion des Waldes, 

O Erhaltung einer leistungsfähigen Forst- 
und Holzwirtschaft, 

O Versorgung der Bevölkerung mit hoch- 
wertigen Holzprodukten, 

O Erhaltung eines den ökologischen sowie 
den land- und forstwirtschaftlichen Erfor- 
dernissen angepaßten, artenreichen Wild- 
bestandes. 

Hingewiesen werden soll in diesem Rahmen 

auf folgende Bereiche: 

O Grundlagen der Produktivität in der 
Forstwirtschaft 

Wegen der besonderen Bedeutung der 
Forstwirtschaft im Hinblick auf die Ver- 


sorgung der Wirtschaft mit Holz und 
Holzprodukten sowie wegen der sonstigen 
Leistungen des Waldes ist dessen Lei- 
stungsfähigkeit nachhaltig zu sichern. 
Dazu sind erforderlich: 

Analysen der Waldbau-, Züchtungs-, 
Düngungs- und Forstschutzprobleme, 
Untersuchungen zur Verbesserung der 
Resistenzeigenschaften der Waldbäume 
gegenüber biotischen und abiotischen 
Schadfaktoren, 

W aldinventuren, 

Untersuchungen zur Optimierung von 
W aldökosy Sternen. 

O Sicherung der Schutz- und Sozialfunktion 
des Waldes 

In einer Industriegesellschaft mit hohem 
Rohstoffbedarf, starkein Umweltbelastun- 
gen und hohen Freizeitanforderungen ist 
die Sicherung der Infrastruktur des Wal- 
des von überragender Bedeutung. Die 
Wirksamkeit der Nutz-, Schutz- und Erho- 
lungsfunktion ist zu steigern, Zielkon- 
flikte sind aufzudecken und Lösungsmög- 
lichkeiten zu entwickeln. 

O Verbesserung und Neuentwicklung von 
Produktionsverfahren in der Holzwirt- 
schaft 

Die Vielfalt der zur Verfügung stehenden 
Holzarten und ihre zahlreichen Nutzungs- 
möglichkeiten erfordern ständige Unter- 
suchungen zum Ablauf und zur Verbesse- 
rung mechanisch-technologischer, che- 
misch-technologischer und biochemischer 
Verfahren in der Holzwirtschaft, wobei 
die Verminderung der Umweltbelastun- 
gen eine besondere Rolle spielt. 

O Bekämpfung neuartiger Waldschäden 
Eine der größten Herausforderungen un- 
serer Zeit ist das Waldsterben, das immer 
bedrohlichere Ausmaße annimmt. Zur 
Einleitung wirksamer Abhilfemaßnah- 
men, die sowohl auf nationaler wie auf 
internationaler Ebene ergriffen werden 
müssen, bedarf es einer wissenschaftli- 
chen Ursachen- und Wirkungsforschung. 
Bisher steht lediglich fest, daß an den 
Waldschäden mehrere Faktoren beteiligt 
sind. Dabei kommen sowohl Luftschad- 
stoffe (insbesondere Schwefeldioxid, 
Schwermetalle, Stickoxide, Photooxidan- 
ten) als auch Faktoren wie Trockenheit, 
Frost, biotische Schaderreger und wald- 
bauliche Einflüsse in Frage. Das BML hat 
deshalb unter Berücksichtigung der lau- 
fenden Forschungsvorhaben ein For- 
schungsprogramm für die Jahre 1982 bis 
1985 entwickelt und begonnen, das zur 
Schließung der Beweiskette zwischen den 
Emissionen, den Schadstoffkreisläufen, 
den Immissionen und der Wirkung säure- 
bildender Luftverunreinigungen auf Bo- 
den und Vegetation beitragen soll. 
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Auf die Koordinierung der FuE-Maßnah- 
men wurde in Teil III, Kapitel 2.13.2 ver- 
wiesen. 

— Fischwirtschaft 

Die Fischereiforschung soll dazu beitragen, 

O die Bevölkerung mit qualitativ hochwer- 
tigen Fischereierzeugnissen zu angemes- 
senen Preisen zu versorgen, 

O eine leistungsfähige deutsche Fischerei zu 
erhalten und 

O angemessene Einkommens- und Arbeits- 
bedingungen für die in der Fischwirt- 
schaft Tätigen zu sichern. 

Daraus ergeben sich u. a. folgende Aufga- 
ben: 

O Biologisch-statistische Erforschung und 
Überwachung der nutzbaren Meerestiere 
Diese Arbeiten dienen als Grundlage für 
die Beratung der deutschen Seefischerei 
über bestehende Fangmöglichkeiten, der 
internationalen Fischereikommission 
über die Situation der Nutzfischbestände 
und des BML zur Gestaltung der nationa- 
len und internationalen Fischereipolitik. 

O Erschließung neuer Fanggebiete und 
neuer Nutztierarten 

Der deutschen Hochseefischerei sind in 
den letzten Jahren traditionelle Fangge- 
biete verlorengegangen durch einseitige 
Maßnahmen anderer Länder, internatio- 
nal vereinbarte Regulierungsmaßnah- 
men, Überfischungserscheinungen und 
durch die internationale Seerechtsent- 
wicklung. 

Durch die Erschließung neuer Fang- 
gründe und bislang wenig genutzter Mee- 
restiere sollen diese Verluste zumindest 
teilweise ausgeglichen, Wege zu neuen 
Produkten aus diesen Fischarten aufge- 
zeigt und ein rationeller Einsatz der deut- 
schen Fischereiflotte ermöglicht werden. 

O Weiterentwicklung und Rationalisierung 
der Fischortung und Fangtechnik 
Die wissenschaftlichen Arbeiten sollen 
dazu dienen, die Entwicklung und Erpro- 
bung neuer Geräte und Methoden zur Er- 
höhung der Fangkapazität zu unterstüt- 
zen, die Erhaltung der Fischbestände 
durch Erprobung und Einführung von 
Netzen mit bestimmten Mindestmaschen- 
weiten zu sichern, durch Aufzeigen von 
Rationalisierungs-, Mechanisierungs- und 
Automatisierungsmöglichkeiten die Sen- 
kung der Betriebskosten und die Verbes- 
serung der Arbeitsverhältnisse an Bord 
anzustreben sowie bei der Entwicklung 
von Fahrzeugen, Schiffsmotoren und 
Fangtechniken zur Energieeinsparung 
beizutragen. 

O Entwicklung der Aquakultur in Küsten- 
und Binnengewässern 
Parallel zur traditionellen Fischerei sind 
verstärkte Anstrengungen notwendig, um 


Fische und Schalentiere in Küsten- und 
Binnengewässern unter kontrollierten 
Bedingungen zu züchten und aufzuzie- 
hen. 

Wissenschaftliche Untersuchungen wer- 
den vor allem durchgeführt zur effektive- 
ren Nutzung der Süßwasserfischzucht, 
insbesondere durch Einführung neuarti- 
ger, billigerer Futtermittel und durch Stei- 
gerung der Wachstumsgeschwindigkeit 
der Fische, zur Massenproduktion von 
nutzbaren Meerestieren (Fische, Krebse, 
Mollusken) in Küstengewässern und ge- 
schlossenen Wassersystemen und zur Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten. 

O Bekämpfung der Verschmutzung des Mee- 
res und der Binnengewässer 
Die Bekämpfung der Verschmutzung des 
Meeres und der Binnengewässer ist von 
großer Bedeutung für die Erhaltung und 
Wiederherstellung einer gesunden Um- 
welt sowie für die Versorgung mit ein- 
wandfreien Produkten. 

Die wissenschaftlichen Untersuchungen 
konzentrieren sich auf die Erarbeitung 
gesicherter Daten über vorhandene Bela- 
stungen mit Schadstoffen und ihre Wir- 
kung auf das ökologische Gleichgewicht 
sowie auf die Nutztierarten des Meeres 
und der Binnengewässer. 

2. Instrumente der Forschungsförderung sind: 

O die institutioneile Vollfinanzierung von 13 
Bundesforschungsanstalten (vgl. im einzel- 
nen Teil VI, Kapitel 4.4), 

O die institutionelle Teilfinanzierung von vier 
Forschungseinrichtungen außerhalb des 
Bundesbereichs, 

O die Finanzierung von Projekten bei For- 
schungseinrichtungen außerhalb des Bun- 
desbereichs durch Vergabe gezielter For- 
schungsaufträge. 

3. Als wesentliche Ergebnisse der Forschung seien 

hier erwähnt: 


— die Verbesserung der Lebensmittelqualität 
durch Erarbeitung wissenschaftlicher Grund- 
lagen und Methoden für 
O die Zucht, Haltung und Fütterung von 
Nutztieren sowie die Zucht und den An- 
bau von Nutzpflanzen, 

O Verfahren zur Verminderung bzw. Ver- 
meidung unerwünschter Stoffe (z. B. 
Schwermetalle, Mykotoxine etc.) sowie 
zur Erhaltung und Komplementierung 
der für eine ausgewogene Ernährung not- 
wendigen Inhaltsstoffe (z. B. Vitamine, 
Spurenelemente etc.), 

O Verfahren zur Verlängerung der Haltbar- 
keit von Lebensmitteln (z. B. verbesserte 
Lagerungs- und Konservierungsverfah- 
ren), 

O die Gemeinschaftsverpflegung; 
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— die Verbesserung des Verbraucherschutzes 
durch 

O Erarbeitung von Qualitätsnormen für Le- 
bensmittel, 

O Erarbeitung von wirksameren und schnel- 
leren Methoden zur Lebensmittelüberwa- 
chung; 

— die Verbesserung der Agrarproduktion durch 
Erarbeitung wissenschaftlicher Grundlagen 
und Methoden für 

O land- und gartenbautechnische Verfahren 
mit dem Ziel des Arbeits- und Umwelt- 
schutzes sowie der rationellen Nutzung 
von Energie und Rohstoffen, 

O die verstärkte Nutzung des sog. Integrier- 
ten Pflanzenschutzes, 

O die wirksame Bekämpfung von Tier- 
krankheiten, insbesondere durch Ent- 
wicklung neuer Impfstoffe; 

— die Unterstützung der Forst- und Holzwirt- 
schaft durch 

O die Entwicklung neuer Verfahren zur Er- 
kennung von Baumkrankheiten und de- 
ren Ursachen, 

O die Entwicklung umweltfreundlicher, 
energiesparender und kostengünstiger 
Holzernteverfahren; 

— die Erhaltung der deutschen Fischerei durch 
O Erschließung neuer Nahrungsquellen aus 

dem Meer (z. B. Krill, Blauer Wittling, 
Grenadierfisch), 

O biologisch-statistische Bestandsuntersu- 
chungen und Empfehlung von Fangquo- 
ten. 

Diese Ergebnisse machen deutlich, daß der 
Schwerpunkt der Agrarforschungsaktivitäten 
eindeutig bei der Verbesserung der Nahrungs- 
qualität sowie der Entwicklung energiesparen- 
der, kostengünstiger und umweltfreundlicher 
Produktions- und Verarbeitungstechniken liegt. 
Die reine Produktionssteigerung wurde dagegen 

— auch unter dem Eindruck ständig steigender 
Agrarüberschüsse — zurückgedrängt. Dieser 
Trend entspricht den Zielvorstellungen des BML 
und soll in den nächsten Jahren beibehalten 
werden. 

Positiv in der Bilanz der bisherigen Aktivitäten 
der Agrarforschung ist die Tatsache, daß die 
Qualität der Lebensmittel und der Schutz der 
Verbraucher stetig verbessert und gleichzeitig 
Wege für eine kostengünstigere, energiespa- 
rende und umweltschonende Agrarproduktion 
aufgezeigt wurden. Daß in der öffentlichen Mei- 
nung immer wieder der gegenteilige Eindruck 
erweckt wird, muß nachdenklich stimmen und 
zu Überlegungen Anlaß geben, wie die For- 
schungsergebnisse der Allgemeinheit deutlicher 
vermittelt werden können. Im BML wurden er- 
ste Maßnahmen für eine bessere Berichterstat- 
tung getroffen. So unterrichten Wissenschaftler 
das Ministerium seit 1981 frühzeitig (d. h. gleich- 
zeitig mit oder kurz nach einer wissenschaftli- 


chen Originalveröffentlichung) über aktuelle Er- 
gebnisse ihrer Projekte in kurzgefaßter, allge- 
meinverständlicher Form. Praxisrelevante Er- 
gebnisse können so früh an die Öffentlichkeit 
weitergegeben werden. 

4. Die Agrarforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist durch zahlreiche Verflechtun- 
gen mit dem Ausland verbunden. Abgesehen 
von den vielfältigen direkten Kontakten zwi- 
schen Wissenschaftlern untereinander sowie ih- 
rer vom Ministerium unterstützten Mitwirkung 
in internationalen Wissenschaftsorganisationen 
bestehen bilaterale Forschungsabkommen mit 
den Landwirtschaftsministern der Niederlande, 
Rumäniens, Spaniens, der Volksrepublik China 
und den USA sowie regelmäßige Absprachen 
mit einer Reihe weiterer Staaten. 

Über den Ständigen Ausschuß für Agrarfor- 
schung bei der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (EG), über die Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na- 
tionen (FAO) sowie über die Beratungsgruppe 
für internationale Agrarforschung bei der Welt- 
bank werden die wissenschaftlichen Arbeiten in 
internationalen Organisationen unter der Mit- 
wirkung des BML und besonders delegierter 
Wissenschaftler koordiniert; darüber hinaus 
werden neue Programme entwickelt. Ferner 
wird der Sachverstand der Wissenschaftler, der 
Bundesforschungsanstalten und des BML durch 
die Deutsche Gesellschaft für technische Zusam- 
menarbeit (GTZ) im Rahmen ihrer Projekte der 
technischen Hilfe für Entwicklungsländer einge- 
setzt. 

Ziel aller Bemühungen um eine verstärkte inter- 
nationale Zusammenarbeit ist das Bestreben, 
die vielfach ähnlichen Forschungsprobleme 
durch arbeitsteilige Absprachen schneller und 
effizienter zu lösen und im Hinblick auf die 
drängenden Weltagrar- und -ernährungspro- 
bleme einen wirksamen Beitrag zu leisten. 

2.17.3 Förderungsmaßnahmen des Bundesministers für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit (BMZ) 

Der BMZ hat im Berichtszeitraum 1979 bis 1983 ins- 
gesamt 104 Mio DM für die internationale Agrarfor- 
schung aufgewendet. — Sie ist die entscheidende 
Voraussetzung für Fortschritte in der ländlichen 
und landwirtschaftlichen Entwicklung vieler Ent- 
wicklungsländer. Sie ist auch Grundlage für die 
mittel- und langfristige Sicherung der Welternäh- 
rung. 

Diese Mittel wurden ausschließlich zur Förderung 
von dreizehn internationalen landwirtschaftlichen 
Forschungszentren eingesetzt, deren Aufgabe die 
Unterstützung der Weltbankberatungsgruppe für 
Internationale Agrarforschung (Consultative Group 
on International Agricultural Research — CGIAR, 
vgl. Teil V, Kapitel 2) ist. Die Bundesregierung ge- 
hört der CGIAR seit ihrer Gründung im Jahre 1971 
an. Die finanziellen Beiträge dienen der Finanzie- 
rung der Forschungsprogramme der CGIAR-Insti- 
tute und werden zu einem bestimmten Teil (20 %) 
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eingesetzt, um deutschen Forschern und Nach- 
wuchswissenschaftlern die Mitarbeit an den Zen- 
tren der CGIAR zu ermöglichen. Deutsche Wissen- 
schaftler sind an nahezu allen Zentren tätig. Deut- 
sche Experten sind in Aufsichtsräten der CGIAR- 
Zentren vertreten. 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung im Bereich Ernährung 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

237 250 

235 248 

251 256 

249 254 


2.18 Bereich S: 

Forschung und Entwicklung zur Humanisierung 

des Arbeitslebens 

1. Ziel der Projektförderung im Programm „For- 
schung und Entwicklung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens“ ist es, zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen beizutragen. Gegenüber 
dieser Zielsetzung, praktische Verbesserungen 
zu erreichen, haben Gesichtspunkte der Förde- 
rung wissenschaftlicher Grundlagenforschung 
geringeres Gewicht. Dies schließt aber Grundla- 
genforschung dort nicht aus, wo konkrete Ver- 
besserungen aus Mangel an Grundlagenwissen 
nicht möglich wären. 

Die Absicht der Bundesregierung, das im Jahr 
1974 begonnene Programm „Forschung und Ent- 
wicklung zur Humanisierung des Arbeitslebens“ 
unbefristet weiterzuführen, wird von der Ein- 
sicht geleitet, daß die Gesundheit der arbeiten- 
den Menschen durch unzureichend gestaltete 
Arbeitsbedingungen immer noch vermeidbar 
beeinträchtigt wird, und daß eine durchgrei- 
fende Verbesserung dieser Arbeitsbedingungen 
lange Zeit braucht. Im Grenzfall gehen Gesichts- 
punkte des Gesundheitsschutzes und der Entfal- 
tung und Nutzung der menschlichen Eigenschaf- 
ten und Fähigkeiten Hand in Hand. Klaffen An- 
forderungen eines Arbeitsplatzes und Eigen- 
schaften und Fähigkeiten eines Beschäftigten 
weit auseinander, führt dies zur Über- oder Un- 
terforderung; besteht eine solche Situation län- 
gerfristig, ist eine Beeinträchtigung der Gesund- 
heit wahrscheinlich. 

Das Programm wird in enger Zusammenarbeit 
— und soweit möglich im Konsens — mit den 
Tarifparteien ausgestaltet und weiterentwickelt 
Auf weite Strecken ergänzen sich Förderaktivi- 
täten im Rahmen des Programms und Aktivitä- 
ten der Arbeitsschutzinstitutionen bei Verhü- 
tung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten 
und arbeitsbedingten Erkrankungen. 

2. Die bisherige Förderung nutzte das Instrumen- 
tarium der direkten Projektförderung. Dabei 


hatten betriebliche Modellversuche wegen der 
Zielsetzung des Programms Vorrang vor Projek- 
ten bei Forschungseinrichtungen. Es wurden 
Formen von Verbundvorhaben entwickelt und 
erprobt; gute Erfahrungen wurden hierbei vor 
allem mit der Form des Branchenprojekts ge- 
macht. Zusätzlich wird überlegt, ob sich indirekt- 
spezifische Verfahren der Förderung in das Pro- 
gramm einfügen lassen; als mögliches Feld hier- 
für wurde der Einsatz von Industrierobotern 
zum Belastungsabbau gewählt. 

3. Durch die Ergebnisse bisheriger Förderung 
wurde — in erster Linie durch modellhafte Um- 
gestaltung von Arbeitsbedingungen und Produk- 
tionsverfahren in der betrieblichen Praxis — ge- 
zeigt, 

O daß es in einer Vielzahl von Fällen möglich 
war, schädigende Belastungen und unzuträg- 
liche Anforderungen abzuwehren oder abzu- 
bauen (beispielsweise bei der Staubbekämp- 
fung im Bergbau, bei der Lärmminderung in 
der Metallverarbeitung oder beim Finden 
von Ersatzfasern für Asbest); 

O daß für Beschäftigte und Betriebe technisch- 
organisatorische Alternativen zu monotonen, 
inhaltsarmen und anspruchslosen Arbeits- 
verrichtungen attraktiv gemacht werden 
konnten. 

Forschungsergebnisse haben auch in Regel- 
werke des Arbeitsschutzes Eingang gefunden 
(z. B. in eine DIN-Norm über Körpermaße des 
Menschen oder in VDI-Lärmrichtlinien). 

Durch eine umfassende Neuorganisation und 
Neufestlegung der Aufgaben der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz in Dortmund (vgl. im einzel- 
nen Teil VI, Kapitel 4.5) wurden Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen, daß diese Anstalt noch 
wirksamer als bisher — besonders unter Einsatz 
von Forschungsergebnissen — zur Verringerung 
der Gesundheitsgefahren in der Arbeitswelt bei- 
tragen kann. 

4. Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluß vom 
9. Dezember 1982 zu Drucksache 9/2099 die Bun- 
desregierung aufgefordert, eine Planung für die 
Weiterentwicklung des Programms „Forschung 
und Entwicklung zur Humanisierung des Ar- 
beitslebens“ vorzulegen, die sich an folgenden 
Prinzipien orientiert: 

O Bewährtes soll weiterentwickelt, offensichtli- 
che Fehlentwicklungen müssen beendet wer- 
den; 

O der menschengerechten Anwendung neuer 
Technologien soll besondere Bedeutung zu- 
gemessen werden; 

O Schwierigkeiten bei der Umsetzung sollen 
überwunden werden; 

O konkrete Vorschläge zur Beseitigung der 
Hemmnisse bei Übertragung von Ergebnis- 
sen in andere Bereiche (Transferhemmnisse) 
sind zu unterbreiten. 

Ende März 1983 wurde der vom Bundestag ange- 
forderte Bericht (BT-Drucksache 10/16) vorge- 
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legt. In diesem Bericht werden Erfahrungen aus 
der vergangenen Entwicklung des Programms 
ausgewertet. Es werden die Schwerpunkte zu- 
künftiger Förderung beschrieben und auslau- 
fende Förderschwerpunkte genannt. Generell 
wird dargelegt, wie eine Effizienzsteigerung und 
Konzentration der Förderung erreicht werden 
sollen. 

Die Grundlinien der Neuorientierung des Pro- 
gramms sind die folgenden: 

O die Bemühungen um eine Umsetzung und 
Nutzung der Ergebnisse der Förderung wer- 
den durch eine Vielzahl von Vorgehenswei- 
sen verstärkt, 

O die Förderung im Bereich „Schutz der Ge- 
sundheit durch Abwehr und Abbau von Bela- 
stungen", die sich im wesentlichen bewährt 
hat, wird weitergeführt, 

O der Förderung der „Menschengerechten An- 
wendung neuer Technologien“ wird in Zu- 
kunft verstärkt Beachtung geschenkt. 

5. Auf internationaler Ebene bestehen vielfältige 
Arbeitskontakte. Am weitesten fortgeschritten 
ist die Zusammenarbeit mit Schweden und Nor- 
wegen; hier haben mehrere Seminare (u. a. zu 
Fragen der Schadstoffe beim Schweißen, zu Fra- 
gen der Schwingungsbelastungen und zu Pro- 
blemen der Fertigungsorganisation) stattgefun- 
den. Auch mit Frankreich werden regelmäßig 
Informationen ausgetauscht. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Forschung und Ent- 
wicklung zur Humanisierung des Arbeitslebens *) 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

139 150 

144 138 


*) einschließlich Ausgaben des Bundes für die Bundesan- 
stalt für Arbeitsschutz in Dortmund 


2.19 Bereich T: 

Bildungs- und Berufsbildungsforschung 

1. Die Förderung der Bildungs- und Berufsbil- 
dungsforschung durch die Bundesregierung 
dient in erster Linie der Erfüllung der Ressort- 
aufgaben des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft (BMBW). Die Forschung soll 
im Rahmen der gegebenen Zuständigkeiten bil- 
dungspolitische Entscheidungen des Bundes so- 
wie die Zusammenarbeit mit den Ländern, z. B. 
bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben 
nach Art. 91a und 91b GG, wissenschaftlich vor- 
bereiten und begründen, indem sie 

O die Kenntnisse über das Bildungswesen und 
seine Beziehungen zu anderen Lebens- und 
Politikbereichen — auch durch internatio- 
nale Vergleiche — verbessert, 


O qualitative und quantitative Planungs- und 
Entscheidungsgrundlagen bereitstellt und 

O die Auswirkungen der getroffenen Maßnah- 
men untersucht. 

— Allgemeine Aufgaben der Bildungsforschung 
des Bundes 

Mit der gesamtwirtschaftlichen Situation, 
der Entwicklung des Beschäftigungssystems 
und der Lage auf dem Arbeitsmarkt sowie 
den technologischen Entwicklungen ändern 
sich wichtige Rahmenbedingungen für die 
Bildungsentscheidungen, für die Ausgestal- 
tung der Bildungsangebote und für die Mög- 
lichkeiten des Übergangs ins Berufsleben. 
Hierauf muß sich das Bildungswesen fortlau- 
fend einstellen. Zudem ergeben sich aus der 
Bevölkerungsentwicklung große Schwierig- 
keiten für das Bildungswesen. Es ist daher 
eine wichtige Aufgabe der Bildungspolitik, 
den Schulabgängern der geburtenstarken 
Jahrgänge Ausbildungsmöglichkeiten in Be- 
trieben, beruflichen Schulen und Hoch- 
schulen in ausreichender Zahl zur Verfügung 
zu stellen. Die Weiterbildung soll die Erhal- 
tung der beruflichen Qualifikation gewährlei- 
sten und zur Persönlichkeitsentwicklung bei- 
tragen. Weiterhin bleibt es eine wesentliche 
Aufgabe der Bildungspolitik, durch soziale 
und regionale Gegebenheiten bedingte Be- 
einträchtigungen auszugleichen. 

Angesichts dieser Probleme erfordert die 
Qualitätssicherung der Bildung erhebliche 
Anstrengungen. Bildungsforschung wird 
auch in dieser Hinsicht wichtige Vorausset- 
zungen für die notwendigen bildungspoliti- 
schen Entscheidungen schaffen. 

Die Förderung von Vorhaben der Bildungs- 
forschung durch das BMBW ist wegen der 
eingeschränkten Zuständigkeiten des Bun- 
des im Bildungswesen begrenzt. Entschei- 
dende bildungspolitische Zuständigkeiten lie- 
gen bei den Ländern. 

Berufsbildungsforschung 
Ausgehend von den vorstehend beschriebe- 
nen allgemeinen Zielen der Bildungsfor- 
schung untersucht die Berufsbildungsfor- 
schung die Arbeitswelt in ihren direkten und 
indirekten Wirkungen auf die Berufsbildung 
insgesamt sowie die Strukturen und Inhalte 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung in ih- 
rer Beziehung zur Arbeitswelt und zu den 
beruflichen Tätigkeitsanforderungen. Hierzu 
werden die Veränderungen der Berufsstruk- 
turen analysiert, die Qualifikationsverwer- 
tung am Arbeitsplatz erforscht und Lernin- 
halte, -methoden und -materialien für ein- 
zelne Berufszweige und Berufe erarbeitet. 
Ausbildungsplatzangebot, Ausbildungsquali- 
tät, Ausbildungsordnungen, berufliche Wei- 
terbildung, berufliches Lernen, Lehr- und 
Lernmaterialien sowie die Ausbildung von 
benachteiligten Jugendlichen stellen kon- 
krete Aufgaben der Berufsbildungsforschung 
dar, denen sich im wesentlichen auch das 
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Bundesinstitut für Berufsbildung (vgl. im ein- 
zelnen Teil VI, Kapitel 4.12) widmet. 

2. Die Projektförderung erstreckt sich neben der 
direkten Förderung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben auf die Förderung von Mo- 
dellversuchen im Bildungswesen, die auf der 
Grundlage des Artikels QlbGG ganz überwie- 
gend im Rahmen der Bund-Länder- Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
durchgeführt und deren Kosten in der Regel 
vom Bund zur Hälfte getragen werden, sowie 
von Wirtschaftsmodellversuchen, bei denen der 
Bund und die beteiligten Betriebe V 4 der Ko- 
sten übernehmen. 

Im Rahmen der institutionellen Förderung fi- 
nanziert der BMBW sieben Einrichtungen, die 
Forschung und Entwicklung für den Bildungsbe- 
reich betreiben, aber auch Serviceaufgaben 
wahrnehmen. Dazu gehören das Bundesinstitut 
für Berufsbildung und als Institut der Blauen 
Liste das Institut für Pädagogik der Naturwis- 
senschaften an der Universität Kiel (vgl. Teil VI, 
Kapitel 3.4). 

Im Hinblick auf seine Aufgabenstellung ist auch 
das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung 
zu erwähnen; es wird im Rahmen der Zuständig- 
keit für die Max- Planck-Gesellschaft (vgl. im 
einzelnen Teil VI, Kapitel 3.2) vom BMFT geför- 
dert. 

3. Die Förderung der Bildungs- und Berufsbil- 
dungsforschung durch den Bund richtet sich 
nicht in erster Linie auf allgemeine Erkenntnis- 
fortschritte der Wissenschaft. Vielmehr be- 
stimmt ihre Funktion als Ressortforschung die 
Forschungsthemen und damit auch die erzielten 
Ergebnisse.. 

Im Vordergrund stehen dementsprechend die 
Gewinnung von Basisdaten über das Bildungs- 
wesen und über die Teilnahme am Bildungsge- 
schehen, die Entwicklung und Erprobung von 
neuen Aus- und Weiterbildungsangeboten sowie 
die Untersuchung von Strukturfragen des Bil- 
dungswesens. 

Die Bearbeitung dieser Problemstellungen läßt 
sich grundsätzlich nicht abschließen, da laufend 
neue Anforderungen an das Bildungswesen ge- 
stellt werden, die auf technischen, wirtschaftli- 
chen und sozialen Entwicklungen und auf einer 
Veränderung von Werthaltungen beruhen. Das 
Bildungswesen muß auf diese Anforderungen 
reagieren, sie ggf. aufnehmen und bei der quan- 
titativen, qualitativen und methodischen Ausge- 
staltung der Bildungsangebote berücksichtigen. 

4. Zu den Schwerpunkten der Bildungs- und Be- 
rufsbildungsforschung gehören in den nächsten 
Jahren 

O die Abstimmung zwischen Bildungs- und Be- 
schäftigungssystem, auch unter Berücksich- 
tigung der Auswirkungen neuer Technolo- 
gien, 

O die Schaffung von Ausbildungsalternativen 
für Hochschulberechtigte, 


O die Förderung besonderer Gruppen im Bil- 
dungswesen, z. B. von Behinderten und Aus- 
ländern, aber auch von Hochbegabten, sowie 
Beiträge zur Beseitigung geschlechtsspezifi- 
scher Benachteiligungen, 

O die Entwicklung allgemeiner und beruflicher 
Weiterbildung einschließlich des weiterbil- 
denden Studiums, 

O die Nutzung der Medien in Bildung und For- 
schung, Medienerziehung, Chancen und Ge- 
fahren der Medien, 

O die Förderung der Hochschulforschung und 
des wissenschaftlichen Nachwuchses, 

O die Bereitstellung von Grundinformationen 
zur Lage und Weiterentwicklung des Bil- 
dungswesens einschließlich langfristiger 
Analysen und internationaler Vergleiche. 

5. Bei der internationalen Zusammenarbeit in der 
Bildungs- und Berufsbildungsforschung werden 
vom Europarat, von der OECD und von den Eu- 
ropäischen Gemeinschaften (EG) zentrale Pro- 
jekte in internationaler Kooperation gefördert. 
Beim Aufbau eines europäischen Dokumenta- 
tions- und Informationssystems für das Bil- 
dungswesen wurden Fortschritte erzielt. Die 
Bundesregierung wird internationale Vorhaben 
dieser Art auch künftig im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten unterstützen und fördern. 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft und For- 
schung in Bildung und Berufsbildung 

— in Mio DM — 


r 

Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

186 182 

142 140 

186 163 

142 124 


In den Ausgaben sind neben den Mitteln des 
BMBW auch Wissenschaftsausgaben anderer 
Ressorts enthalten. 


2.20 Bereich U: 

Fachinformation 

1. Fachinformation ist der Teil allen Wissens und 
aller Information, der für den Fachmann bei der 
Bewältigung seiner Aufgaben notwendig und 
nützlich ist. Er umfaßt Produktion und Vertrieb 
gedruckter und Online- Fachinformation in fol- 
genden Formen: 

O primäre Fachliteratur (Bücher, Zeitschriften, 
Patentschriften, Geschäftsberichte, Graue Li- 
teratur u. a.), 

O Daten- und Faktensammlungen (Statistiken, 
Arzneimitteldaten, chemische und physikali- 
sche Datensammlungen, Börseninformatio- 
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nen, Wirtschaftsinformationen, Gesetze, Ur- 
teile u. a.), 

O Sekundärinformationsdienste (Bibliogra- 
phien, Referatedienste, individuelle Litera- 
turhinweisdienste, Dokumentationen u. a.). 

Online-Fachinformation wird in Informations- 
banken auf Datenverarbeitungsanlagen gespei- 
chert und kann mit Datenendgeräten über Kom- 
munikationsleitungen (z. B. Telephon, Datex-P) 
unmittelbar abgerufen werden. 

Im Online-Markt liegt die Bundesrepublik 
Deutschland bei der wissenschaftlich-techni- 
schen und bei der wirtschaftlichen Fachinforma- 
tion im Vergleich mit westlichen Industrielän- 
dern, insbesondere den USA, Großbritannien 
und Frankreich, weit zurück. 

Die Bundesregierung wird ihre zukünftige Fach- 
informationspolitik Ende 1984 ausführlicher im 
Fachinformationsprogramm 1985 bis 1988 darle- 
gen. Mit ihr verfolgt sie folgende Ziele: 

O die Rahmenbedingungen des Fachinforma- 
tionsmarktes zu verbessern und bestehende 
Hindernisse und Informationsgefälle abzu- 
bauen, 

O das deutsche Fachinformationsangebot im 
Rahmen einer internationalen Arbeitsteilung 
und des internationalen Wettbewerbs auszu- 
bauen, qualitativ zu verbessern und die Ko- 
operation zu fördern, 

O einen Beitrag zur Lösung der die Fachinfor- 
mation übergreifenden Probleme im grenz- 
überschreitenden Datenverkehr zu leisten, 
insbesondere einer zu weitgehenden Abhän- 
gigkeit von ausländischen Informationsan- 
bietern entgegenzuwirken, 

O die Nutzung der Fachinformation und die 
Fachkommunikation in Wissenschaft, Wirt- 
schaft, Medien, Staat und Gesellschaft zu er- 
höhen und zu beschleunigen, 

O den Informationstransfer aus Wissenschaft 
und Forschung in die Wirtschaft, insbeson- 
dere zur Intensivierung des Technologie- 
transfers und der Innovationsförderung, so- 
wie in den staatlichen Sektor (Parlament, 
Verwaltung und Rechtsprechung) zu stär- 
ken, 

O zukunftsorientierte Arbeitsplätze zu schaffen 
sowie die Marktchancen für deutsche Pro- 
dukte und Verfahren, insbesondere auch im 
Bereich der Informations- und Kommunika- 
tionstechnik zu verbessern. 

Die Stärkung der Fachinformation und Fach- 
kommunikation für Wissenschaft, Wirtschaft, 
Staat und Gesellschaft ist eine Voraussetzung, 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland zu erhalten und zu 
verbessern. 

2. Fachinformation wird im Rahmen der Blauen 
Liste, der Ressortforschung und der Bundesfor- 
schungsanstalten sowohl institutionell als auch 
über Projekte gefördert. 


3. Die Bundesregierung wird in Zukunft ihre Fach- 
informationspolitik auf Schwerpunkte ausrich- 
ten. 

Die ursprüngliche Vorstellung, 20 Fachinforma- 
tionszentren mit je einem eigenen Rechenzen- 
trum zu schaffen, hat sich aus personellen, fi- 
nanziellen und technologischen Gründen als 
nicht realistisch erwiesen. 

National und international wird Online-Fachin- 
formation über Rechenzentren angeboten. 

Für das Angebot und den Vertrieb der Fachin- 
formation auf dem Online-Markt sind zwei 
Funktionen zu unterscheiden: 

O die technische Funktion der Bereitstellung 
von Informationsbanken durch ein Rechen- 
zentrum (z. B. Betrieb der Hard- und Soft- 
ware und der Anschlüsse an Datenübertra- 
gungsnetze) und 

O die wirtschaftliche Funktion des Informa- 
tionsbankenanbieters, der eigene oder 
fremde Informationsbanken auf sein wirt- 
schaftliches Risiko über ein Rechenzentrum 
anbietet. 

Es hat sich bisher weder als wirtschaftlich noch 
als benutzerfreundlich erwiesen, daß jede Fach- 
informationseinrichtung die technischen Funk- 
tionen selbst wahrnimmt. In der Praxis haben 
sich unterschiedliche Organisationsformen her- 
ausgebildet, u. a. 

— ein Rechenzentrum mit der technischen 
Funktion für mehrere Fachinformationsan- 
bieter, wie z. B. beim Informationssystem 
Karlsruhe (INKA), das diese Funktion insbe- 
sondere wahrnimmt für das 
O Fachinformationszentrum Energie, Phy- 
sik, Mathematik GmbH, 

O Fachinformationszentrum Technik e. V., 

O Fachinformationszentrum Werkstoffe e.V. 
und das 

O Informationszentrum Raum und Bau der 
Fraunhofer-Gesellschaft; 

— Zusammenschluß der technischen und wirt- 
schaftlichen Funktionen, wie z. B. beim Deut- 
schen Institut für Medizinische Dokumenta- 
tion und Information (DIMDI) in Köln, das 
als eine nicht rechtsfähige Bundesanstalt im 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit biowissen- 
schaftliche Informationsbanken für die Er- 
füllung von Ressortaufgaben der Bundesmi- 
nister für Jugend, Familie und Gesundheit 
sowie für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten betreibt. Die Informationsbanken 
beider Ressorts können gegen Entgelt von 
jedermann genutzt werden, soweit rechtliche 
Bedingungen nicht entgegenstehen. 

Eine Zentralisierung auf ein Rechenzentrum ist 
wegen der Differenzierung der Benutzergrup- 
pen nicht erforderlich. Sie liegt auch nicht im 
Trend der derzeitigen raschen Entwicklung der 
Informations- und Kommunikationstechniken* 
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die eine stärkere Dezentralisierung ermögli- 
chen. 

Die Online-Informationsbanken, die Dienstlei- 
stungen der Fachinformationseinrichtungen so- 
wie die zentralen Fachbibliotheken wurden kon- 
tinuierlich ausgebaut. 

Der Marktanteil des deutschen Fachinforma- 
tionsangebots auf dem Online-Markt liegt bisher 
deutlich hinter den Marktanteilen des ausländi- 
schen Angebotes (z. B. DIALOG, Orbit) zurück. 
Das deutsche Fachinformationsangebot ist des- 
halb in den nächsten Jahren nachhaltig zu ver- 
bessern. Es muß rasch einen Leistungsstandard 
erreichen, der hinsichtlich der Breite und Quali- 
tät des Dienstleistungsangebotes, der Benutzer- 
freundlichkeit und des Marketings der interna- 
tionalen Konkurrenz entspricht. 

4. Die Bundesregierung wird in Zukunft ihre Fach- 
informationspolitik und die Förderung der Fach- 
information schwerpunktmäßig auf folgende 
Fachgebiete ausrichten: 

O Naturwissenschaftliche Fachinformation in 
den Bereichen Energie, Physik, Mathematik, 
Chemie und Geowissenschaften; 

O Technische Fachinformation in den Berei- 
chen allgemeine Ingenieurwissenschaften 
und Maschinenbau (einschließlich Ferti- 
gungstechnik), Städtebau, Raumordnung, 
Bau- und Wohnungswesen, Bergbau und 
Hüttenwesen, Werkstoffe, Elektrotechnik 
(einschl. Elektronik und Datenverarbeitung), 
Normen, Richtlinien; 

O Biowissenschaftliche Fachinformation in den 
Bereichen Medizin, Biologie, Veterinärmedi- 
zin, Agrar- und Forstwirtschaft; 

O Ressortspezifische Fachinformation in den 
Bereichen Gesundheitswesen, Medizin, Bio- 
logie (BMJFG), Sport (BMI), Arbeit und So- 
zialpolitik (BMA), Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (BML), Umwelt (BMI), 
Recht, Patente (BMJ), Verkehr (BMV), Staa- 
tenkunde, zwischenstaatliche und internatio- 
nale Beziehungen (AA, BMB, BMZ, BK, 
BMI), Bildung (BMBW), Außenwirtschaft 
(BMWi). 

Eine zentrale Fachinformationseinrichtung 
„Wirtschaft“ ist nicht geplant. Keinen Schwer- 
punkt der Bundesregierung stellen auch die ur- 
sprünglich geplanten zentralen Fachinforma- 
tionseinrichtungen für Verbrauchsgüter und 
Forschungsinformation dar. Die zentrale Fach- 
informationseinrichtung für die Geisteswissen- 
schaft fällt überwiegend in die Zuständigkeit der 
Länder. Über den weiteren Ausbau im Bereich 
der Bildung beraten zur Zeit Bund und Länder 
in der Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung und Forschungsförderung. 

Die Bundesregierung prüft derzeit, in welcher 
Form die weitere Förderung von Fachinforma- 
tionseinrichtungen der Sozialwissenschaften in 
Betracht kommt, nachdem die Aufnahme eines 
Fachinformationszentrums „Sozialwissenschaf- 
ten und Arbeit“ in die Blaue Liste 1982 von den 


Ländern in der Bund-Länder-Kommission abge- 
lehnt worden ist. 

Die Fachinformationseinrichtungen und die Bi- 
bliotheken sollten in Zukunft noch stärker mit- 
einander kooperieren, wie dies bereits bei den 
Zentralbibliotheken mit der Technischen Infor- 
mationsbibliothek (TIB) und der Zentralbiblio- 
thek der Medizin geschieht. Vor allem sollen 

O in den Bibliotheken die Online-Fachinforma- 
tion den Benutzern verstärkt angeboten wer- 
den und 

O die Literaturversorgung bei Nutzung der 
Online-F achinformationsbanken verbessert 
werden. 

5. Das Fachinformationszentrum Energie, Physik, 
Mathematik in Karlsruhe und die American 
Chemical Society in Columbus (Ohio, USA) ha- 
ben am 26. September 1983 einen Kooperations- 
vertrag unterzeichnet, der die Vernetzung beider 
Rechner zu STN — International (Scientific and 
Technical Network — International) für wissen- 
schaftliche und technische Fachinformation vor- 
sieht. In diesem Verbundsystem soll eine Viel- 
zahl von Fachinformationsbanken angeboten 
werden, u. a. 

O Informationsbanken von Chemical Abstract 
Service (CAS), 

O die Beilstein-Informationsbank des Beilstein- 
Instituts, 

O eine Pilot-Patentinformationsbank, die der- 
zeit von einem Konsortium entwickelt wird 
und 

O weitere Daten-/Fakten- und Volltextinforma- 
tionsbanken. 

Dieses internationale Verbundsystem, das dem 
Anschluß weiterer Rechenzentren offensteht, 
soll den deutschen Informationsanbietern er- 
möglichen, ihre Fachinformation weltweit in 
Wissenschaft und Wirtschaft besser anbieten zu 
können, und den Benutzern in Deutschland den 
Zugang zur internationalen Online-Fachinfor- 
mation erleichtern. 

Außerdem arbeitet die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit anderen Staaten zusammen 
O in der Europäischen Gemeinschaft (z. B. mit 
Großbritannien und Frankreich), 

O im Rahmen internationaler Organisationen 
(z. B. UNESCO, FID, IFLA) und 
O bilateral (z. B. mit Österreich, Japan, Saudi- 
Arabien, und lateinamerikanischen Län- 
dern). 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung zur Fachinformation 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

99 108 

69 73 

112 114 

68 68 
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2.21 Bereich V: 

Innovation, Rationalisierung und wissenschaft- 
iich-technische Ressortdienstieistungen 

Für diesen Schwerpunkt ist das von den Bundesmi- 
nistern für Forschung und Technologie und für 
Wirtschaft getragene forschungs- und technologie- 
politische Gesamtkonzept der Bundesregierung für 
kleine und mittlere Unternehmen von zentraler Be- 
deutung. Von den darin zusammengefaßten Maß- 
nahmen ist die Projektförderung im Rahmen der 
Fachprogramme des Bundesministers für For- 
schung und Technologie in den Schwerpunktberei- 
chen A bis V enthalten. An weiteren Maßnahmen 
und Programmen sind zu nennen: 

2.21.1 Die Fördermaßnahmen des Bundesministers für 
Wirtschaft 

1. Zuschüsse zu den FuE- Personalaufwendungen 
kleiner und mittlerer Unternehmen 

— Bei dieser Maßnahme handelt es sich um ein 
Förderinstrument zur Stärkung der Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten (FuE) und zur He- 
bung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
kleiner und mittlerer Unternehmen des produ- 
zierenden Gewerbes. Die Unternehmen sollen 
durch Zuschüsse zu den lohnsteuerpflichtigen 
Bruttolöhnen und -gehältern des FuE-Personals 
Anreize erhalten, ihr Forschungs- und Entwick- 
lungspotential zu festigen und zu verstärken, um 
die Voraussetzung für Produkt- und Verfahrens- 
innovation zu schaffen. 

— Mit der Abwicklung der Maßnahme ist die Ar- 
beitsgemeinschaft Industrieller Forschungsver- 
einigungen e. V. (AIF) in Köln beauftragt. Insge- 
samt haben im Zeitraum 1979 bis 1982 fast 10 000 
Unternehmen Mittel aus dem Programm in An- 
spruch genommen. An Zuschüssen wurden da- 
bei rund 1,5 Mrd DM bewilligt. Der Haushaltsan- 
satz für 1984 beträgt 320 Mio DM. 

— Das Programm kommt primär den kleinen Un- 
ternehmen zugute. Mehr als die Hälfte aller ge- 
förderten Unternehmen hat weniger als 100 Be- 
schäftigte. Das Programm hat eine breite sekto- 
rale Streuung, so daß auch Branchen erreicht 
werden, in denen wenig FuE betrieben wird, 
wenngleich erwartungsgemäß in die FuE-inten- 
sive Investitionsgüterindustrie knapp des ge- 
samten Programmvolumens fließen. 

2. Technologische Erstinnovation in der 
Wirtschaft 

— Bei dieser auslaufenden Fördermaßnahme han- 
delt es sich um ein allen Branchen und Unter- 
nehmen offenstehendes Förderungsinstrument 
für die Entwicklung risikoreicher, neuer techno- 
logischer Produkte und Verfahren von besonde- 
rer volkswirtschaftlicher Bedeutung, die nicht 
in den Rahmen bestimmter technologischer 
Schwerpunktprogramme des Bundes fallen. 

— Das Programm wird überwiegend von kleinen 
und mittleren Unternehmen, vor allem aus dem 


Maschinenbau, der Elektroindustrie sowie der 
Feinmechanischen und Optischen Industrie (ca. 
75 %) in Anspruch genommen. Von 1971 bis 1981 
wurden für 300 Produkt- und Verfahrensent- 
wicklungen ca. 153 Millionen DM insgesamt be- 
willigt. Seit Mitte des Jahres 1981 werden keine 
Bewilligungen mehr erteilt. Die Förderung aller 
Vorhaben endete mit dem Jahr 1983. 

3. Innovation im Steinkohlenbergbau 

Aus diesem Schwerpunkt werden Gemeinschaftsin- 
stitutionen des Steinkohlenbergbaus (z. B. Bergbau- 
forschung Essen; Steinkohlenbergbau Essen) geför- 
dert, Von 1972 bis 1982 wurden Produkt- und Ver- 
fahrensentwicklungen für ca. 450 Mio DM insge- 
samt gefördert. Der Haushaltsansatz für 1984 be- 
trägt 60 Mio DM. 

4. Technische Entwicklung in Berlin 

Bei diesem Programm entfallen — entsprechend 
der Berliner Wirtschaftsstruktur — fast 80 % der 
Fördermittel auf kleine und mittlere Unternehmen 
der Wirtschaftszweige Elektrotechnik, Feinmecha- 
nik und Optik sowie Stahl-, Maschinen- und Fahr- 
zeugbau. 

Es wurden von 1969 bis 1983 595 Produkt- und Ver- 
fahrensentwicklungen mit insgesamt ca. 93 Mio DM 
gefördert. Der Haushaltsansatz für 1984 beträgt 
7,5 Mio DM. 

2.21.2 Förderungsmaßnahmen des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

1. Förderung der Vertragsforschung kleiner und 
mittlerer Unternehmen 

— Die Förderung der Externen Vertragsforschung 
wurde 1978 eingeführt. Sie ist begrenzt auf 
kleine und mittlere Unternehmen bis 200 Mio DM 
Umsatz pro Jahr. Der Zuschuß beträgt 30 % des 
Entgelts eines an Dritte vergebenen FuE-Auf- 
trags bei einem Höchstbetrag von 120 TDM pro 
Unternehmen und Jahr. Vorrangiges Ziel der- 
Förderung ist es, die Zugangsmöglichkeiten klei- 
ner und mittlerer Unternehmen zu externen 
Forschungs- und Entwicklungsleistungen zu 
verbessern und dadurch ihre Know-how-Basis 
zu verstärken. 

— Von der Arbeitsgemeinschaft Industrieller For- 
schungsvereinigungen e. V. (AIF) in Köln, die 
mit der Abwicklung der Maßnahmen betraut ist, 
wurden bis Ende 1982 2 200 Förderanträge be- 
willigt. Dabei wurden mit einer Zuwendungs- 
summe von ca. 49 Mio DM externe Forschungs- 
und Entwicklungsaufträge von insgesamt rund 
163 Mio DM ermöglicht. 

Die Ergebnisse einer Wirkungsanalyse zeigen, 
daß die Maßnahme von den geförderten Unter- 
nehmen positiv eingeschätzt wird. Das Antrags- 
verfahren wird als einfach und unbürokratisch 
eingestuft. 
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— Folgende wesentliche Wirkungen der Förderung 
wurden festgestellt: 

O Ausweitung und Verstetigung der Zusam- 
menarbeit von Technologieanbietern und 
Technologienachfragern, 

O zeitliches Vorziehen von FuE-Vorhaben und 

O Verbesserung des Zugangs zu Spezialwis- 
sen. 

Bei den geförderten FuE-Aufträgen steht die 
Entwicklung neuer Produkte bzw. deren Verbes- 
serung gegenüber den verfahrensbezogenen 
Zielen im Vordergrund, wobei häufig produkt- 
und prozeßbezogene Zielsetzungen Zusammen- 
hängen. Häufig werden jedoch nur bestimmte 
Teilaspekte eines Vorhabens an Externe zur Be- 
arbeitung vergeben. Die starke Anwendungs- 
orientierung der geförderten FuE-Aufträge spie- 
gelt sich in der hohen Anzahl von Patent- und 
Gebrauchsmusterschutzanmeldungen wider. 

— Wegen dieser positiven Erfahrungen wird die 
Förderung der Externen Vertragsforschung ab 
1984 erheblich ausgeweitet. 

2. Risikokapital für junge Technologie- 
unternehmen 

Die Ausstattung deutscher Unternehmen mit 
risikotragendem Kapital gilt allgemein als nicht 
ausreichend. Wegen des vergleichsweise hohen Ka- 
pitalbedarfs sowohl in der Start- als auch der 
Wachstumsphase hat dieses Problem bei jungen 
Technologiefirmen eine besondere Dimension. Die 
beiden folgenden Maßnahmen haben zum Ziel, die 
Bereitstellung von Risikokapital für diese Firmen- 
gruppe anzuregen und die Gründung von Technolo- 
giefirmen zu unterstützen. 

— Förderung der Deutschen Wagnisfinanzierungs- 
Gesellschaft (WFG) 

Die von der Kreditwirtschaft getragene Wagnis- 
finanzierungs-Gesellschaft soll insbesondere bei 
kleinen und mittleren Unternehmen die prakti- 
sche Umsetzung von Forschungs- und Entwick- 
lungsergebnissen durch Finanzierung von Inno- 
vationen und eine intensive Management-Hilfe 
sichern. Der BMFT fördert die Wagnisfinanzie- 
rungs-Gesellschaft, indem er in einer Anlauf- 
phase von 15 Jahren deren Verluste durch ein 
bedingt rückzahlbares Darlehen anteilig aus- 
gleicht. Ende September 1983 bestanden 27 
Beteiligungen der WFG mit einem Volumen von 
ca. 29 Mio DM. Inhaltliche Schwerpunkte sind 
die Meß- und Regeltechnik und die Informa- 
tionstechnologie, wobei der letztgenannte 
Schwerpunkt gegenwärtig größeres Gewicht er- 
hält. 

— Modellversuch zur Anregung technologieorien- 
tierter Untemehmensgründungen 

Das Ziel des Modellversuchs besteht darin, die 
Startchancen für Firmengründungen in interes- 
santen Technologiebereichen zu verbessern und 
gleichzeitig den Markt für Risikokapital für der- 
artige Gründungen anzuregen. Des weiteren 


geht es darum, die Förderinstrumente des Staa- 
tes zu erproben und herauszufinden, welche Or- 
ganisationsformen einer unterstützenden In- 
frastruktur — z. B. Beratungsstellen — und wel- 
che Mitwirkungsmodelle für interessierte Berei- 
che der Wirtschaft (Banken, Wagnisfinanziers) 
am geeignetsten sind. 

Die Maßnahme soll pilotartig in einem auf vier 
Jahre befristeten Versuch erprobt werden. Da- 
bei sollen je nach Projektstadium drei unter- 
schiedliche Förderinstrumente eingesetzt wer- 
den: Beratungshilfen für die Gründer zur Erar- 
beitung tragfähiger Konzepte, Zuschüsse zur Fi- 
nanzierung der Entwicklungskosten der Grün- 
dungsvorhaben und Risikobeteiligungen zur Fi- 
nanzierung der Kosten der Produktionseinrich- 
tung und Markteinführung. 

Mit dem Modellversuch wurde 1983 begonnen. 
In der mittelfristigen Finanzplanung sind für 
den Modellversuch 100 Mio DM veranschlagt. 


3. Förderung des Technologietransfers und 
Technologie- und Innovationsberatung 

Die Förderung des Technologietransfers, insbeson- 
dere zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen, 
ist ein wichtiges Maßnahmenbündel im Rahmen 
der Umsetzung des forschungs- und technologiepo- 
litischen Gesamtkonzepts der Bundesregierung für 
diese Zielgruppe. 

Unter diesen Maßnahmen sind für den Bundesmi- 
nister für Forschung und Technologie die Förde- 
rung des Technologietransfers aus Großforschungs- 
einrichtungen und die Technologie- und Innova- 
tionsberatung von besonderer Bedeutung. 

Die Problematik besteht darin, daß es für kleine 
und mittlere Unternehmen nach wie vor schwierig 
ist, alle für sie wichtigen technologischen Entwick- 
lungen zu verfolgen und die für den eigenen Betrieb 
notwendigen Aktivitäten daraus abzuleiten. 

— Die Großforschungseinrichtungen (GFE) verfü- 
gen mit ihren technologischen FuE-Kapazitäten 
über bewährte Kooperationsbeziehungen vor al- 
lem zur Großindustrie. Die Bundesregierung hat 
zusammen mit den GFE seit Mitte der 70er 
Jahre auch für eine Öffnung der Zentren zu klei- 
nen und mittleren Unternehmen gesorgt. Eine 
Verstärkung der Transfer- Bemühungen der GFE 
insgesamt soll durch weitere Arbeitsverflechtun- 
gen mit der Industrie erreicht werden, z. B. 
durch Auftragsforschung, Gründung technolo- 
gie-orientierter Unternehmen, Zusammenarbeit 
mit „Technologie-Parks“ und Verbundforschung. 
Gemeinschaftsforschung wird insbesondere im 
Rahmen der Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen e. V. (AIF) gefördert. 

— Die zu erprobenden Instrumente der Förderung 
der Technologie- und Innovationsberatung müs- 
sen flexibel einsetzbar und unbürokratisch in 
der Abwicklung sein. Weiterhin ist eine kurze 
Reaktionszeit der einzurichtenden Dienstlei- 
stung und die Hinzuziehung von kompetenten 


156 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/1543 


Fachleuten für alle nachgefragten Technologie- 
bereiche notwendig. 

Diesen Anforderungen kann nur ein dezentral 
wirksames, indirektes Förderungsinstrumenta- 
rium gerecht werden. Aus diesen Gründen wur- 
den seit 1978 vor allem bei Industrie- und Han- 
delskammern überwiegend nachfrage-orientiert 
arbeitende regionale Modellprojekte der Tech- 
nologie- und Innovationsberatung erprobt, bei 
denen schnelle Entscheidungen in eigener Ver- 
antwortung getroffen werden konnten und auch 
die Hinzuziehung von externem Sachverstand 
ermöglicht wurde. 

Das wesentliche Ergebnis der geförderten Modell- 
vorhaben der Technologie- und Innovationsbera- 
tung ist die Bestätigung der Eignung des gewählten 
Konzepts. Regional tätige Beratungsinstitutionen 
mit eigenen wissenschaftlich-technisch ausgebilde- 
ten Fachkräften sind am besten in der Lage, klei- 
nen und mittleren Unternehmen sowohl bei der Be- 
schaffung von Technologieinformationen, der Ver- 
mittlung von Kooperationen, der Erstanalyse von 
technisch bedingten Defiziten in der Produktion 
und andererseits von Möglichkeiten einer Erweite- 
rung der Produktpalette zu helfen und ihnen auch 
die verschiedenen staatlichen Förderungsmöglich- 
keiten zur Finanzierung von Projekten darzulegen. 
Sie leisten ferner eine wichtige Vorarbeit für die 
Unternehmen, indem sie die Notwendigkeit der 
Einbeziehung von Experten — in der Regel freie 
Berater und Fachleute aus Forschungseinrichtun- 
gen — feststellen, diese suchen und dem Unterneh- 
men Vorschläge für die inhaltliche Vertragsgestal- 
tung erarbeiten. 

Die in den letzten Jahren erfolgte starke Zunahme 
derartiger Beratungsstellen, die sich nach diesen 
Beispielen ausrichteten, ist als ein wesentlicher Er- 
folg der beschriebenen Förderungsmaßnahmen zu 
betrachten. 

Der Erfolg der Förderungsmaßnahmen erlaubt eine 
Beendigung dieser Modellversuche durch den 
BMFT. Von den ursprünglich 15 Vorhaben liefen 
1982 noch sechs Projekte; 1984 werden die beiden 
letzten Modellprojekte beendet sein. 

Der BMFT behält sich jedoch wegen der guten Er- 
fahrungen mit dieser indirekten Förderungsme- 
thode vor, einzelne auf besondere Technikgebiete 
spezialisierte Beratungsstellen auf Zeit einzurich- 
ten, um auf diese Weise die Verbreitung und Umset- 
zung von Ergebnissen bestimmter BMFT-Fachpro- 
gramme zu intensivieren. 

4. Rationalisierung und wissenschaftlich- 
technische Ressortdienstleistungen 

— Rationalisierung, Forschung, Entwicklung und 
Innovation sind für die Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft von 
großer Bedeutung. Im Rahmen institutioneller 
Förderung unterstützt der Bundesminister für 
Wirtschaft — zum Teil in Kooperation mit den 
Ländern — diese Zielsetzung durch Zuwendun- 
gen an das 


O Rationalisierungskuratorium der Deutschen 
Wirtschaft e. V. (RKW), 

O Forschungsinstitut für Rationalisierung an 
der Rheinisch-Westfälischen TH Aachen e. V. 
(FIR) (bis zum 31. Dezember 1984), 

O Institut für Mittelstandsforschung. 

Darüber hinaus trägt der Bundesminister für 
Wirtschaft folgende weitere Maßnahmen in die- 
sem Bereich: 

O Förderung der Forschung sowie Verbreitung 
der Forschungsergebnisse und anderer Infor- 
mationen in den Bereichen kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen und der freien Berufe, 

O Förderung von branchenübergreifenden 
Maßnahmen zur Leistungs- und Produktivi- 
tätssteigerung von kleinen und mittleren Un- 
ternehmen. 

Mit diesen und ähnlichen Hilfen werden Unter- 
nehmensberatungen, Informations- und Schu- 
lungsveranstaltungen, Untersuchungen wirt- 
schaftlicher, technischer, arbeits- und sozialwis- 
senschaftlicher Art sowie Umsetzung von Ratio- 
nalisierungserkenntnissen gefördert. 

— Wissenschaftlich-technische Ressortdienstlei- 
stungen werden vor allem von der 

O Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
und der 

O Bundesanstalt für Materialprüfung (vgl. 
Teil VI, Kapitel 4.3) 

im Bereich des Bundesministers für Wirtschaft 
sowie von den 

O Bundesforschungsanstalten im Bereich Er- 
nährung, Land- und Forstwirtschaft (vgl. 
Teil VI, Kapitel 4.4), 

getragen vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, zur Verfügung ge- 
stellt. 

Ausgaben des Bundes für Innovation, Rationali- 
sierung und wissenschaftlich-technische Ressort- 
dienstleistungen 

— in Mid DM — 



Ist 

SoU 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

808 846 

808 846 

819 839 

819 838 


2.22 Bereich W: 

Geistes- und Sozialwissenschaften; nicht den 
anderen Förderungsschwerpunkten zugeordnete 
Ressortforschung 

Geistes- und sozialwissenschaftliche Forschung ist 
nicht nur Grundlage unserer kulturellen Orientie- 
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rung, sondern auch Verständnisquelle für die sozia- 
len, politischen und wirtschaftlichen Vorgänge und 
für das Bild des Menschen von sich selbst. 

Das Zusammentreffen von Ansehenskrise, Expan- 
sion der Sozialwissenschaften, Wandel des Erkennt- 
nisinteresses in der Gesellschaft und die Notwen- 
digkeit einer theoretischen Neubegründung haben 
die Geistes- und Sozialwissenschaften einerseits in 
eine schwierige Lage gebracht. Dem steht anderer- 
seits ein zunehmendes Interesse der Öffentlichkeit 
an entsprechenden Fragestellungen gegenüber. 
Dem muß sich auch die staatliche Forschungsförde- 
rung stellen. 

Der Bereich W umfaßt darüber hinaus auch Titel 
und Vorhaben der Ressortforschung, die nicht an- 
deren Förderschwerpunkten zugeordnet sind. 


2.22.1 Geisteswissenschaften 

1. Den Hauptteil der Förderung der Geisteswissen- 
schaften tragen die Bundesländer. 

Bund und Länder fördern zusammen außer der 
DFG das Max-Planck-Institut für Geschichte in 
Göttingen, die Bibliotheca Hertziana der Max- 
Planck-Gesellschaft in Rom sowie 13 außeruni- 
versitäre Forschungseinrichtungen der Blauen 
Liste (s. Kap. VI). 

Der Bund allein ist verantwortlich für die deut- 
schen Forschungseinrichtungen im Ausland: die 
Deutschen Historischen Institute in London, Pa- 
ris und Rom, das Kunsthistorische Institut in 
Florenz, das Orient-Institut in Beirut sowie das 
Deutsche Archäologische Institut in Berlin mit 
zahlreichen Arbeitsstellen in verschiedenen 
Ländern (vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 4.10 
und 4.1). I 

2. Die genannten Institute haben die Aufgabe, der 
deutschen Wissenschaft den Zugang zu den 
Quellen und der Forschung des Gastlandes zu 
erleichtern, die deutsche Forschung im Ausland 
bekanntzumachen und durch persönliche Kon- 
takte die internationale wissenschaftliche Zu- 
sammenarbeit zu verstärken. Das Deutsche Ar- 
chäologische Institut hat darüber hinaus die 
Aufgabe, historische Monumente zu erschlie- 
ßen. 

Große Bedeutung für die Geisteswissenschaften 
hat das von Bund und Ländern finanzierte Aka- 
demienprogramm, das ab 1984 90 Vorhaben um- 
faßt. Diese Langzeitvorhaben werden von der 
Konferenz der Akademien der Wissenschaften, 
der die fünf Akademien in Düsseldorf, Göttin- 
gen, Heidelberg, Mainz und München angehö- 
ren, koordiniert und betreut. Inhaltlich erstrek- 
ken sich die Projekte auf Wörterbücher, Editio- 
nen der Literatur- und Sprachforschung, Philo- 
sophie, Theologie, Geschichte, Kunst- und Mu- 
sikwissenschcift, Inschriften- und Namensfor- 
schung sowie auf einige naturwissenschaftliche 
Vorhaben. 

3. Die künftige Förderung der Geisteswissenschaf- 
ten wird sich nicht nur um die Sicherung und 
Weiterentwicklung des Bestehenden kümmern. 


sondern zusätzlich solche Aufgaben fördern, die 
unter wissenschaftlichen, gesellschciftlichen 
oder politischen Gesichtspunkten als dringlich 
zu bezeichnen sind und für die der Bund eine 
Verantwortung hat. In diesem Zusammenhang 
hat die Bundesregierung den Wissenschciftsrat 
gebeten, ein Gutachten zur Errichtung eines 
Deutschen Historischen Instituts in den Verei- 
nigten Staaten von Amerika abzugeben. Ferner 
prüft sie zusammen mit der Deutschen Morgen- 
ländischen Gesellschaft die Gründung eines gei- 
stes- und sozialwissenschaftlichen Instituts in 
Japan. 

Im Hinblick auf den beängstigenden Verfall von 
Baudenkmälern, z. B. durch Luftverschmutzung 
und Absinken des Grundwasserspiegels, ist auch 
ein verstärkter Einsatz von Forschung und Ent- 
wicklung zur Einleitung geeigneter Schutz- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen erforderlich. 


2.22.2 Sozialwissenschaften 

1. Bei den Sozialwissenschaften legt die Bundesre- 
gierung besonderen Wert auf den Bezug zum 
technisch-wirtschaftlichen Wandel, zu Fragen 
der Technikakzeptanz und der Technikfolgenab- 
schätzung. Die Förderung der Sozialwissen- 
schaften erfolgt in relativ großer Breite in vielen 
Ressorts sowie ähnlich wie die der Geisteswis- 
senschaften in erheblichem Umfang durch die 
Bundesländer bzw. durch Zusammenwirken von 
Bund und Ländern. Außerdem fördert insbeson- 
dere der Bundesminister für Forschung und 
Technologie im gesamtstaatlichen Interesse ei- 
nige Einrichtungen institutionell, z. B. das Wis- 
senschaftszentrum Berlin (vgl. im einzelnen 
Teil VI, Kapitel 3.4) und einige' Projekte, etwa 
das Sonderprogramm für empirische Sozialfor- 
schung im Rahmen der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft (DFG). 

2. Anwendungsorientierte Sozialforschung wird 
insbesondere im Wissenschaftszentrum Berlin 
u. a. auf folgenden Gebieten durchgeführt: 

O Arbeitsmarktpolitik; hervorzuheben sind Er- 
gebnisse zur Verbesserung der regionalen 
Arbeitsmarktförderung und zur flexiblen Ge- 
staltung der Arbeitszeit, 

O Wirtschaftsstrukturpolitik, z. B. Untersu- 
chung zum Beitrag von Großunternehmen 
zur Entwicklung abgelegener Regionen, 

O gesellschaftliche Entwicklungen, z. B. Fragen 
des Übergangs von der Industriegesellschaft 
zur Informationsgesellschaft, 

O Umweltpolitik, z. B. international verglei- 
chende Klärung der Wirksamkeit verschie- 
dener Regelungen zur Luftreinhaltepolitik. 

Durch einen Forschungsverbund zur Verbrau- 
cherpolitik sind u. a. folgende Aspekte verdeut- 
licht worden: 

O Warentests stärken das Qualitätsbewußtsein 
der Nachfrager; auf der Anbieterseite führen 
sie zu Innovationsanstößen, 
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O in die technische Normung (DIN-Normen) 
können und sollten Verbraucherinteressen 
verstärkt einbezogen werden. 

Durch einen Forschungsverbund zur Selbsthilfe 
im Gesundheitswesen kam es zu Aussagen, wel- 
che die weitere wissenschaftliche und politische 
Diskussion fördern: 

O der Anteil der Familienhilfe bei Krankheits- 
fällen ist quantitativ und qualitativ nach wie 
vor höchst bedeutsam; die Kompetenz dazu 
ist daher zu stärken. 

O Daneben ist auch die Förderung anderer 
kleiner sozialer Netze — etwa von Selbsthil- 
fegruppen für Behinderte — sinnvoll, weil sie 
Betroffenen bei der Bewältigung der Folgen 
schwerer Krankheiten helfen. So können 
u. a, ambulante Koronargruppen möglichst 
unter Einbeziehung von Angehörigen der Be- 
troffenen für den Dauererfolg der Herzin- 
farktrehabilitation eine entscheidende Be- 
deutung haben. 


Die Schwerpunktförderung der Friedens- und 
Konfliktforschung (bis Ende 1983 im Rahmen 
der Deutschen Gesellschaft für Friedens- und 
Konfliktforschung — vgl. im einzelnen Teil VI, 
Kapitel 1.6 — , ab 1984 durch die DFG) wird wei- 
tergeführt. Inhaltliche Schwerpunkte waren bis- 
her die Friedenswahrung und Entwicklung von 
Übergangsstrategien in Europa, Konflikte zwi- 
schen Industriestaaten und Entwicklungslän- 
dern und die Klärung der Voraussetzungen ei- 
ner Friedenspädagogik. Zum Verlauf und den 
Auswirkungen der Konferenzen für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) ist eine 
Reihe von Forschungsarbeiten durchgeführt 
worden, die auch für die politische und allge- 
meine öffentliche Diskussion bedeutsam sind. 

3. Für die weitere Entwicklung der Sozialwissen- 
schaften wird es darauf ankommen, einen sinn- 
vollen Zusammenhang zwischen einer langfri- 
stig angelegten Grundlagenforschung und ei- 
nem darauf aufbauenden Anwendungsbezug zu 
erreichen. Dazu ist auch die Kooperation von 
universitärer und außeruniversitärer Forschung 
weiterzuentwickeln. 
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Die wichtigsten Aktivitäten der Bundesressorts zu diesem Schwerpunkt gibt die folgende Übersicht 
wieder: 



Ist 

Soll 


1981 

1982 

1983 



in Mio DM 


AA 




Deutsche Gesellschaft für auswärtige Politik 

0,5 

0.7 

0.7 

Deutsches Überseeinstitut, Hamburg 

3,3 

3.4 

3.5 

Südostinstitut, München 

0.6 

0.6 

0,6 

Ziviler Beitrag der NATO 

2.0 

3,5 

4,7 

Deutsches Archäologisches Institut, Berlin 

27,3 

28,3 

28,0 

BK 




Stiftung „Wissenschaft und Politik“ 

8.3 

9.0 

9,6 

BMA 




Sozialwissenschaftliche ReSvSortforschung 

5.1 

3.6 

3,6 

BMB 




Deutschlandpolitische Forschung 

3,8 

3,3 

3.5 

BMBW 




Europäisches Hochschulinstitut, Florenz 

2.6 

2.5 

3,0 

BMI 




Verwaltungswissenschaften 

1.0 

1.3 

1.6 

Verwaltungsrationalisierung 

0,8 

0,8 

0,04 

Archäologische Forschung, Kulturforschung 

36.6 

38,8 

42,3 

Bevölkerungsforschung 

1.8 

1.8 

1.8 

Verbrechensbekämpfung 

0,6 

0.7 

0,9 

Sportforschung 

9.4 

12,9 

11,4 

Medienforschung 

0,3 

0,3 

0.5 

Osteuropaforschung 

5.0 

5,2 

5,4 

BMJ 




Rechtstatsachenforschung 

0.6 

0,6 

0,5 

Ostrecht 

0,6 

0,6 

0,6 

Rechtsreformen 

0,5 

0.3 

0,5 

BMJFG 1) 




Frauenpolitik 

1.5 

1,6 

1,9 

Frühkindliche Sozialisation 

2,5 

2,8 

4.1 

Familienforschung 

4.1 

4.3 

4,0 

Jugendforschung (einschließlich Deutsches Jugendinstitut) 

9.5 

10,3 

11,3 

Ältere Menschen, Behinderte und Randgruppen, Wohlfahrtspflege . 

10,0 

13,3 

14,5 

BMFT 




Forschungsplanung 

1.0 

1.2 

1.1 

Friedens* und Konfliktforschung 

2,9 

3.0 

3,0 

Sozialwissenschaftliche Forschung 

3,0 

3,3 

3,0 

Wüssenschaftszentrum Berlin 

12,3 

11,9 

12,9 

Geisteswissenschaftliche Vorhaben 

2.4 

2.7 

2.9 

Geisteswüssenschaftliche Einrichtungen (außer Bereich A) 

18.9 

20,5 

17,8 

Akademienprogramm 

9,9 

10,7 

11,2 

Angewandte Systemanalysen (IIASA) 

0.7 

0,7 

0.8 


nach geänderten Angaben des BMJFG 
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Ist 

Soll 


1981 

1982 

1983 



in Mio DM 


BMWi 





9.9 

11.1 

12.0 


7.8 

7,2 

8,2 

Wirtschaftsforschungsinstitute 

6.0 

7,2 

7.1 


5,0 

5.3 

5.5 


3.8 

4,0 

4.2 


1,8 

1,9 

2.0 

BMV 




Meteorologieforschung 

0.3 

0,4 

0,4 

BMZ 




Entwicklungspolitische Planung und Forschung 

1.9 

1.9 

1.5 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik gGmbH (DIE), Berlin . . . 

3.1 

3,1 

3.4 

Bilaterale technische Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern (be- 
v/illigte FuE-Vorhaben, die nicht in den Daten der Teile II und VII 
sowie in der nachstehenden Gesamtübersicht dieses Förderungs- 
schwerpunktes enthalten sind) 

(70.0) 

(42.0) 

(25.5) 


Enthalten in diesen Finanzzahlen ist auch die institutioneile Förderung (Grundfinanzierung/Zuschüsse) 
der Bundesressorts für eine Reihe von Forschungseinrichtungen. Darunter fallen zum Beispiel: 



vgl. Teil VI 

AA 

Deutsches Archäologisches Institut (DAI) 

Kap. 4.1 

BMI 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BIB), Wiesbaden 
Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien 
(Biost), Köln 

Kap. 4.2 

Kap. 4.2 


Bundesinstitut für Sportwissenschaften (BISP). Köln 

Kap. 4.2 

BMWi 

Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 

Kap. 3.3 


HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg 

Kap. 3.3 


Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 

Kap. 3.3 


Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München 

Kap. 3.3 


Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen 

Kap. 3.3 

BMV 

Deutsches Hydrographisches Institut (zu 15%), weitere Teilbereiche 
sind vor allem der Verkehrsforschung (70%), der Rohstofforschung 
(13%) und dem Umweltschutz (2%) zugeordnet 

Kap. 4.8 

BMZ 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik gGmbH (DIE), Berlin 

Kap. 4.13 

BMFT 

— Forschungsinstitut Senckenberg, Frankfurt (zu 50%) 

Kap. 3.3 


— Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raum- 
fahrt (DFVLR), Köln-Porz, zu 20% 

Kap. 2.3 


— Deutsches Historisches Institut Paris 

Kap. 4.10 


— Deutsches Historisches Institut Rom 

Kap. 4.10 


— Kunsthistorisches Institut Florenz 

Kap. 4.10 

BMBW 

— Europäisches Hochschulinstitut (EHI). Florenz 

Teil V 

Kap. 2.2.10 
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Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung in Geistes- und Sozialwissen- 
schaften und nicht den anderen Förderungs- 
schwerpunkten zugeordnete Ressortforschung 

— in Mio DM — 



Ist I 

Soll 


1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

468 514 

248 273 

547 565 

281 295 


2.23 Bereich Y: 

Wehrforschung und -technik 

1. Die Mittel dienen vor allem folgenden Zielset- 
zungen: 

— Ziel der wehrtechnischen Forschung ist es, 
möglichst gute wissenschaftliche Vorausset- 
zungen zur Anwendung der erforderlichen 
und neuesten Technik für die konventionelle 
Verteidigung in den 90er Jahren — und dar- 
über hinaus — zu schaffen. 

Die Forschungsinhalte folgen vorrangig fol- 
genden Linien: 

O verbesserte aerodynamische Berech- 
nungs- und Entwurfsverfahren, 

O neue und verbesserte Werkstoffe und 
Bauweisen, 

O Antriebe für Luftfahrzeuge, Flugkörper 
und Raketen verschiedener Art, 

O elektronische, optronische und akustische 
Aufklärung sowie Feuerleitung, 

O Mikroelektronik für intelligente Waffen, 

O Schutz- und Härtungsmöglichkeiten ge- 
gen Kernwaffenwirkungen und 

O Prognosen wehrtechnischer Entwicklun- 
gen und Neuerungen in Ost und West als 
ständige Aufgabe. 

— Besondere Bedeutung kommt im Rahmen 
der wehrmedizinischen Forschung dem medi- 
zinischen ABC-Schutz zu. Derzeit werden ge- 
eignete Antidote gegen C-Kampfstoffe ent- 
wickelt, Strahlenschutzsubstanzen und Be- 
handlungsverfahren für Strahlengeschädigte 
erforscht und spezielle Nachweis-, Immuni- 
sierungs- und Behandlungsverfahren für po- 
tentielle B-Kampfstoffe konzipiert. 

Für Forschungsvorhaben auf dem Gebiet des 
medizinischen ABC-Schutzes werden ca. 75 % 
der Haushaltsmittel dieses Teilbereichs auf- 
gewandt. 

Weitere Arbeitsschwerpunkte der wehrmedi- 
zinischen Forschung liegen in der Kriegs- 
chirurgie. Im Vordergrund stehen dabei Be- 
handlungsmaßnahmen für mit konventionel- 
len Waffen Verwundete, wobei dem Problem 
großer Zahlen von Verwundeten besonders 
Rechnung getragen wird. 


Hierfür und auch für Arbeitsphysiologie, wel- 
che die Anpassung des Soldaten an spezi- 
fisch militärische Erfordernisse zu verbes- 
sern trachtet und eine Steigerung seiner Lei- 
stungsfähigkeit sowie den Schutz vor ge- 
sundheitsschädigenden Faktoren der militä- 
rischen Umwelt zum Ziel hat, werden ca. 25 % 
der Haushaltsmittel dieses Teilbereichs auf- 
gewandt. 

— Ziel der wehrtechnischen Entwicklung und 
Erprobung ist es, auf bauend auf den Ergeb- 
nissen der wehrtechnischen Forschung die 
Modernisierung der Bundeswehrausrüstung 
auf der Grundlage der Konzeption der Bun- 
deswehr und daraus abgeleiteter konzeptio- 
neller Forderungen durch Bereitstellung ein- 
führungsreifen Materials — weitgehend Zu- 
sammenarbeit mit Bündnispartnern — vor- 
zubereiten. 

2. Die wehrtechnischen Forschungsvorhaben wer- 
den in Instituten der Fraunhofer-Gesellschaft 
(FhG; vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 3.2), der 
Forschungsgesellschaft für Angewandte Natur- 
wissenschaften e. V. (FGAN; vgl. im einzelnen 
Teil VI, Kapitel 4.6), der Deutschen Forschungs- 
und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
(DFVLR; vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 2.3), 
dem deutsch-französischen Forschungsinstitut 
Saint-Louis (ISL; vgl. im einzelnen Teil V, Kapi- 
tel 2.2) und einer ressorteigenen Forschungsan- 
stalt für Wasserschall und Geophysik (FWG; vgl. 
im einzelnen Teil VI, Kapitel 4.6) durchgeführt. 

Diese Institute sind überwiegend grundfinan- 
ziert. 

Daneben werden Forschungsabteilungen der In- 
dustrie und — in geringem Umfang — Wissen- 
schaftler an Hochschulen beauftragt, in den letz- 
ten Jahren auch der Hochschulen der Bundes- 
wehr. 

Die Wehrmedizinische Forschung wird in über- 
wiegendem Umfang als Vertragsforschung von 
Wissenschaftlern der Hochschulen und anderer 
ziviler Institutionen durchgeführt. Daneben wer- 
den im Rahmen der sog. Sonderforschung in ei- 
genen Forschungseinrichtungen wehrmedizini- 
sche Forschungsvorhaben bearbeitet. Dabei 
werden hauptsächlich Ergebnisse aus der Ver- 
tragsforschung für eine Anwendung in der 
Truppe aufbereitet. 

Die Wehrtechnische Entwicklung und Erpro- 
bung unterstützt mit Planungs- und Entschei- 
dungshilfen sowie technischen Bewertungsstu- 
dien den Willensbildungs- und Entscheidungs- 
prozeß. 

Im Vorfeld der Entwicklung von Projekten und 
Geräten tragen Technologie- und Realisierbar- 
keitsstudien sowie Komponenten- und Experi- 
mentalentwicklungen dazu bei, das technische, 
zeitliche und finanzielle Risiko künftiger Ent- 
wicklungsvorhaben zu begrenzen. 

Der Bereich „Geräte und Projekte“ umfaßt die 
Entwicklung und Erprobung konkret geforder- 
ten Wehrmaterials vom Konzept bis zum tech- 
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nisch reifen, truppenverwendbaren und in Serie 
beschaffbaren Produkt. 

3. Folgende Ergebnisse können genannt werden: 

— In der Wehrtechnischen Forschung wurden 

bisher u. a. folgende Erfolge erzielt: 

O Erhöhung der Belastbarkeit und Manö- 
vrierfähigkeit von Kampfflugzeugen, 
Hubschraubern und Flugkörpern durch 
Kunststoffbauweisen, Schwingungs- und 
Flatterdämpfung, Manöver- und Böenlast- 
steuerung, kontrollierte Ablösung und 
künstliche Stabilität. Ferner Energieein- 
sparung und Leistungssteigerung durch 
verringerte Flugwiderstände aufgrund 
besserer Antriebsintegration und durch 
höhere Wirkungsgrade der Antriebe mit- 
tels effizienter Kühlmethoden und ver- 
lustarmer Triebwerksbeschauflung; 

O Wirksamkeitserhöhung in der Aufklärung 
und bei Feuerleitprozessen durch neue 
Techniken und Verfahren; 

O Gefährdungsminderung eigener Wasser- 
fahrzeuge durch Verringerung der Schall- 
abstrahlung; 

O Verbesserung mechanischer Eigenschaf- 
ten von Waffen und Geräten durch neue 
Werkstoffe, Bauweisen und Verfahren bei 
gleichzeitiger Gewichtsverminderung und 
Lebensdauerverlängerung; 

O Verbesserung des ballistischen Schutzes 
durch eine neuartige Panzerungsart, die 
beim Kampfpanzer Leopard 2 angewandt 
wird. Davon ausgehend zeichnen sich wei- 
tere Verbesserungen des ballistischen 
Schutzes ab. 


— Im Rahmen der Wehrmedizinischen For- 
schung wurden chemische Substanzen ge- 
funden, die sich als Antidote für die Behand- 
lung von Vergiftungen durch den Nerven- 
kampfstoff SOMAN eignen könnten. 

— Wesentliche Gebiete der Wehrtechnischen 
Entwicklung sind Kampfpanzer und gepan- 
zerte Kampffahrzeuge, Panzerabwehrhub- 
schrauber, Flugabwehrsysteme, Kampfflug- 
zeuge und ihre Bewaffnung, Rohr- und Rake- 
tenartillerie einschließlich Munition, Schiffe 
einschließlich Bewaffnung sowie die Verbes- 
serung der boden- und luftgestützten Aufklä- 
rungs-, Führungs- und EloKa-Systeme. 

4. Aus Gründen der Standardisierung/Interopera- 
bilität und zur Vermeidung von Doppelarbeit ist 
die Zusammenarbeit im Nordatlantischen Bünd- 
nis (NATO) ständige Praxis. Wenige Entwick- 
lungsprojekte werden ausschließlich national 
durchgeführt. In der Forschung findet ein reger 
Informationsaustausch statt. 

Ausgaben des Bundes für Wehrtechnische, -medi- 
zinische Forschung und Wehrtechnik 


— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 1984 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

1 700 1 825 

1 559 1 695 

1 988 2 070 

1 858 1 956 


In den Ausgaben dieses Bereichs sind auch die Aus- 
gaben des Bundes für die Hochschulen der Bundes- 
wehr und Teile der Bundesausgaben für die DFVLR 
und die FhG enthalten. 
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Teil IV 

Forschungs- und Technologiepolitik in den Ländern 


Vorbemerkung 

Die bisher erschienenen Bundesberichte Forschung 
beschränkten sich im wesentlichen auf Aussagen 
über die Beteiligung der Länder an den mit dem 
Bund gemeinsam geförderten Forschungsorganisa- 
tionen und -einrichtungen und auf eine graphische 
und statistische Forschungslandkarte. 

Die Ziele der Forschungspolitik und der Bestand an 
Forschungseinrichtungen ergeben sich aus den 
nachfolgenden einzelnen Länderbeiträgen. Aus ih- 
nen lassen sich allgemeine Grundsätze der For- 
schungspolitik in den Ländern ableiten: 


1. Allgemeine Grundzüge der Forschungs- und 
Technologiepolitik in den Ländern 

Die Forschungspolitik in den Ländern wird im we- 
sentlichen und vorrangig von dem Grundsatz be- 
stimmt, Wissenschaft und Forschung in ihrer gan- 
zen Breite und Vielfalt zu fördern. Sie orientiert 
sich an dem grundrechtlichen Schutz autonomer 
Wissenschaft und Forschung ebenso wie an den 
Verpflichtungen der Länder aus ihrer Kulturhoheit. 
Die Länder betonen die Eigenverantwortlichkeit 
der Hochschulen und Forscher, und halten deshalb 
vor allem die Grundlagenforschung von inhaltli- 
chen Vorgaben im Sinne einer staatlichen For- 
schungslenkung frei. 

Der wichtigste Bereich der Förderung ist die Hoch- 
schulforschung. In der Form der Hochschulfinan- 
zierung — von der Beteiligung des Bundes am 
Hochschulbau abgesehen — tragen die Länder die 
Hauptlast der Forschungsförderung. Sie sichern die 
Ausstattung der Hochschulen mit Personal und 
Sachmitteln. Sie sehen ihre Aufgabe darin, die orga- 
nisatorischen Voraussetzungen für qualifizierte Ar- 
beit und ein möglichst forschungsfreundliches 
Klima und Umfeld zu schaffen. 

Hochschulforschung ist in der Regel Grundlagen- 
forschung. Sie ist aber zunehmend auch auftrags- 
und anwendungsorientierte Forschung, die zu ei- 
nem wesentlichen Teil mit Drittmitteln finanziert 
wird. Der Verbesserung der Möglichkeiten zur 
Drittmitteleinwerbung und der größeren Flexibili- 
tät bei der Bewirtschaftung dieser Mittel messen 
die Länder hohe Bedeutung zu. Sie sehen in der 
Drittmittelfinanzierung nicht nur ein wichtiges In- 
strument der Qualitätssteigerung und Forschungs- 
bewertung, sondern auch des dringend notwendi- 
gen Austausches von Erkenntnissen zwischen 
Hochschulen und Praxis. Um die Verwendung der 
Drittmittel wirksam und flexibel zu gestalten und 
um die Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen zu 


erhöhen, haben einige Länder bereits geregelt, daß 
die Bewilligungsbedingungen des Drittmittelgebers 
Vorrang vor staatlichen Vorschriften haben. 

Die Forschung in den Hochschulen und ihre Quali- 
tät können nur gesichert werden, wenn der wissen- 
schaftliche Nachwuchs gezielt gefördert wird, damit 
eine hinreichende Personalerneuerung stattfinden 
kann und ein Abwandern qualifizierter Forscher 
aus den Hochschulen verhindert wird. 

Die Länder entwickeln darüber hinaus auch eine 
eigenständige Forschungs- und Technologiepolitik 
im Interesse regionaler Strukturen. Die Erkenntnis, 
daß der Wettbewerb zwischen den fortgeschritte- 
nen Industrieländern sich zunehmend auch als In- 
novationswettbewerb vollzieht, macht es notwendig, 
daß die Innovationsfähigkeit der regionalen Wirt- 
schaft auch durch Ländermaßnahmen gestärkt 
wird. Alle Länder setzen deshalb in jüngster Zeit 
große Anstrengungen darauf, Wirtschaftszweige 
mit technologie-orientierten Arbeitsplätzen neu zu 
schaffen oder vorhandene auszuweiten. Dies gilt — 
ähnlich wie für die Bemühungen auf Bundesebene 
— etwa für 

O Mikroelektronik, 

O Biotechnologie, 

O Informationstechnik, 

O Produktions- und Fertigungstechnik sowie 
O Energie-, Verkehrs- und Rohstofftechnologien. 

Diese Ziele sind vielfach nur im Zusammenwirken 
von Staat, Hochschulen, Wirtschaft und Industrie 
erreichbar. Ihnen dienen flankierende Maßnahmen, 
wie die Einrichtung von Technologie- und Innova- 
tionsberatungsstellen, die von fast allen Ländern 
geschaffen worden sind, ferner die Förderung der 
Beteiligung von Hochschulen an Messen und Aus- 
stellungen bis hin zur Anregung eines stärkeren 
Kontakts zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit 
in Form von Forschungsberichten, Leistungsange- 
boten und geeigneter Pressearbeit. 

Der Wissens- und Technologietransfer und die Er- 
kenntnisverwertung auch durch kleine und mittlere 
Unternehmen ist ein weiterer Schwerpunkt der Be- 
mühungen der Landesregierungen, wofür Erfah- 
rungen aus dem Ausland genutzt werden sollen 
(Technologie-Parks, Bereitstellung von Infrastruk- 
tur und günstigen Kreditangeboten etc. für Unter- 
nehmensgründungen). 

Von großer Bedeutung in der Forschungs- und For- 
schungsförderungspolitik der Länder sowohl für die 
Grundlagenforschung wie für die anwendungs- 
orientierte Forschung sind auch die außeruniversi- 
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tären Forschungseinrichtungen. In Max-Planck- 
Instituten, in Großforschungseinrichtungen und 
Fraunhofer-Instituten und zahlreichen anderen In- 
stituten werden entscheidende Beiträge zur Weiter- 
entwicklung der Grundlagenforschung wie auch 
wichtige Impulse für wirtschaftliche und regional- 
strukturelle Innovationen entwickelt. Die finanziel- 
le Beteiligung der Länder an den Trägereinrichtun- 
gen und an den einzelnen Forschungseinrichtungen 
ist, wenn auch unterschiedlich hoch, so doch im ein- 
zelnen beträchtlich; sie ist in überregionalen Ver- 
einbarungen geregelt. 


Die Errichtung neuer außeruniversitärer For- 
schungseinrichtungen ist auf Grund der ange- 
spannten Finanzlage schwieriger geworden. Für die 
Wahl künftiger Standorte müssen neben wissen- 
schaftsbezogenen Kriterien nationales Gesamtin- 
teresse sowie regionale und raumordnungspoliti- 
sche Gesichtspunkte berücksichtigt werden. 

Die Finanzaufwendungen der Länder für die Wis- 
senschaft werden in der nachfolgenden Tabelle auf- 
gezeigt; 


Tabelle IV/1 
(vgl. auch Tabelle VII/ 15) 

Wissenschaftsausgaben der Länder (ohne Gemeinden) 



Anteil am Bruttoinlandsprodukt des jeweiligen Landes 
Anmerkung: 

Diese Wissenschaftsausgaben wurden von den Länderfinanzministerien bzw. den Statistischen Landesämtern im Rah- 
men der Finanzstatistik gemeldet. Die Wissenschaftsausgaben umfassen die gesamten Hochschulausgaben sowie die 
Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung außerhalb der Hochschulen. Vgl. auch Tabelle VII/15. 


2. Die Forschungsförderung in den einzelnen 
Ländern 


2.1 Baden-Württemberg 

1. Die baden-württembergische Landesregierung 
hat beträchtliche Anstrengungen unternommen, 
in der Forschung zu einer Neuorientierung auf 
zukunftsträchtige Gebiete unter Akzentuierung 
der Schlüsseltechnologien zu gelangen, die auf 
die gesamte Industriestruktur ausstrahlen und 
die vor allem wirtschaftliche Strukturverbesse- 
rungen ermöglichen. Dabei konnte sie auf die 
Erfolge einer traditionell forschungsfreundli- 
chen Politik zurückgreifen, die sich in der fort- 
dauernden Bereitstellung und Erweiterung ei- 
nes vielfältigen Forschungspotentials sowohl 


auf naturwissenschaftlich-technischem Gebiet 
wie auch im kultur- und geisteswissenschaftli- 
chen Bereich ausdrückt. 

Bei ihren konzentrierten Anstrengungen, zwi- 
schen der Förderung von zukunftsrelevanten 
Forschungsschwerpunkten, dem raschen Tech- 
nologietransfer und einer offensiven Nutzung 
neuer Technologien, auch durch die mittelstän- 
dischen Unternehmen, eine enge Verknüpfung 
zu schaffen, konnte sich die Landesregierung 
auf die Empfehlungen der Forschungskommis- 
sion stützen. Diese unabhängige Kommission 
hat praktikable und inzwischen großenteils ver- 
wirklichte Vorschläge erarbeitet: 

— auf welchen Wachstumsfeldern Forschungs- 
einrichtungen neu aufgebaut oder das vor- 
handene Potential gestärkt werden sollte, um 
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neue Entwicklungen im Bereich der Wirt- 
schaft in Gang zu setzen, 

— wie das bei den Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen vorhandene Wissen 
schneller in den Produktionsbereich umge- 
setzt werden kann und 

— welche forschungshemmenden Vorschriften, 
welche die Kreativität und Wettbewerbsfä- 
higkeit der Forschung behindern, abgebaut, 
ggf. wie sie geändert werden können. 

2. Die Wissenschaftsausgaben Baden-Württem- 
bergs betrugen 1982 3,3 Mrd DM. Dies entspricht 
1,32 % des Bruttoinlandsprodukts oder 359 DM/ 
Einwohner. Bei den Ausgaben für Hochschulen 
lagen die Pro-Kopf -Ausgaben mit 321 DM noch 
6 % über dem Länderdurchschnitt. Dagegen lag 
das Land (einschl. Gemeinden) bei den Aus- 
gaben für Wissenschaft und Forschung außer- 
halb der Hochschulen mit 38 DM pro Kopf um 
15% über dem Durchschnitt. Von den Wissen- 
schaftsausgaben des Landes flössen 1982 
3,0 Mrd DM in die Hochschulen, 353 Mio DM in 
Einrichtungen außerhalb der Hochschulen; hier 
spiegelt sich bei der Ausgabenstruktur die Art 
der in Baden-Württemberg gelegenen For- 
schungseinrichtungen wider, bei deren Finan- 
zierung das Sitzland beteiligt ist. Besonders 
hoch, gemessen am Länderdurchschnitt, sind die 
Ausgaben für naturwissenschaftlich-technische, 
medizinische und landwirtschaftliche Forschung 
sowie bei der Forschungsförderung der Wirt- 
schaft. 

3. An Forschung Seinrichtungen sind zu unterschei- 
den: Hochschulen, Forschungseinrichtungen au- 
ßerhalb der Hochschulen im öffentlichen Be- 
reich sowie in der Wirtschaft. 

— Hochschulen 

An den neun Universitäten des Landes wa- 
ren 1982 rd. 7 000 Stellen für Lehr- und For- 
schungspersonal ausgewiesen, einschl. der 
Hochschulklihiken erhöht sich die Stellen- 
zahl auf 9 400. Insgesamt jedoch waren an 
den Universitäten und Kliniken — einschl. 
der nebenberuflich- und teilzeitbeschäftigten 
Personen sowie der aus durchlaufenden 
Drittmitteln finanzierten Arbeitsverhältnisse 
— 15 300 Wissenschaftler tätig, davon 11 700 
hauptberuflich. Rund 4 400 (28 % der Wissen- 
schaftler) entfielen auf Mathematik und Na- 
turwissenschaften, 2 300 (15 %) auf die Inge- 
nieurwissenschaften, 3 200 (21 %) auf die Hu- 
manmedizin. Aus Drittmitteln wurden 2 600 
Wissenschaftler vergütet. Die Drittmittelein- 
nahmen — insbesondere öffentliche und pri- 
vate Forschungsaufträge und Zuwendungen 
der DFG — betrugen an den Universitäten 
1982 knapp 294 Mio DM bei Gesamtausgaben 
der Universitäten (ohne Kliniken) von 1,5 
Mrd DM. Eine wichtige Funktion im Dritt- 
mittelbereich haben die von der DFG betreu- 
ten Sonderforschungsbereiche. Anfang 1983 
waren in Baden-Württemberg 31 Sonderfor- 
schungsbereiche eingerichtet, das war ein 


Viertel aller Sonderforschungsbereiche in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Den praxisorientierten Fachhochschulen 
kommt eine wichtige Rolle bei der Technolo- 
gieberatung und Technologievermittlung zu. 
An den Fachhochschulen waren (ohne Ver- 
waltungsfachhochschulen) rd. 1 250 Stellen 
für wissenschaftliches Personal ausgewiesen. 
Ähnlich wie bei den Universitäten liegt auch 
hier die Zahl der Wissenschaftler (Personen) 
höher; es waren 2 850 Wissenschaftler be- 
schäftigt, davon 1 400 hauptberuflich. Gut 
60 % der Wissenschaftler waren in den Inge- 
nieurwissenschaften tätig. 

An den baden-württembergischen Hoch- 
schulen waren im Berichtsjahr 16,4 % (gegen- 
über 20 % im Jahr 1972) des bundesweiten 
wissenschaftlichen Hochschulpersonals be- 
schäftigt. Dieser Anteil ist immer noch über- 
durchschnittlich, auch wenn die anderen 
Länder beim Ausbau der Hochschulen inzwi- 
schen stark aufgeholt haben. 

— Forschungseinrichtungen außerhalb der 
Hochschulen im öffentlichen Bereich 

In den öffentlichen außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen waren rd. 11 000 Per- 
sonen beschäftigt. Dazu gehören die Institute 
der Max-Planck- und der Fraunhofer-Gesell- 
schaft, Großforschungseinrichtungen, For- 
schungsanstalten des Bundes und des Lan- 
des und rd. 25 weitere, meist kleinere For- 
schungseinrichtungen (zu den Forschungs- 
einrichtungen vgl. auch Teil VI). Die bedeu- 
tende Rolle Baden-Württembergs im bundes- 
weiten Forschungsverbund zeigt sich darin, 
daß knapp ein Fünftel des Personals sowie 
rd. ein Viertel der Ausgaben der außeruniver- 
sitären Forschungseinrichtungen auf in Ba- 
den-Württemberg gelegene Einrichtungen 
entfallen. Im höheren Anteil bei den Ausga- 
ben drückt sich aus, daß die heimischen Ein- 
richtungen ihren Schwerpunkt mehr in der 
sachkostenintensiven naturwissenschaftlich- 
technischen Forschung haben. Besonders 
stark vertreten sind neben den Großfor- 
schungseinrichtungen (Kernforschungszen- 
trum Karlsruhe; Deutsches Krebsfor- 
schungszentrum Heidelberg; Forschungszen- 
trum Stuttgart der DFVLR) die Max-Planck- 
Institute mit rd. 2 200 Beschäftigten (Anteil 
am Bundesgebiet 26 %) und vor allem die 
Fraunhofer-Institute, bei denen mit 1 200 Be- 
schäftigten knapp die Hälfte des Personalbe- 
stands in Baden- Württemberg tätig ist. 

— Wirtschaft 

Von der Durchführungsseite her betrachtet, 
entfallen bundesweit zwei Drittel aller FuE- 
Ausgaben auf Forschung und Entwicklung 
im Wirtschaftssektor. In den in Baden-Würt- 
temberg gelegenen Forschungsstätten wa- 
ren, in Vollzeitäquivalenten ausgedrückt, 
52 000 Personen in FuE tätig. Der Anteil am 
Bundesgebiet beträgt 22 %. Mit enthalten 
sind hier 530 FuE-Beschäftigte in den auf 
Branchenebene organisierten neun Institu- 
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ten der industriellen Gemeinschaftsfor- 
schung. 

Eine herausragende Stellung nimmt beim in- 
dustriellen FuE-Personal die Elektrotechnik 
ein (21 300 Personen), gefolgt von der KFZ- 
Herstellung (8 200 Personen), dem Maschi- 
nenbau (7 600 Personen), der Chemischen In- 
dustrie einschl. Mineralölverarbeitung (5 600 
Personen) und der ADV-Herstellung (2 100 
Personen). Dieser Bereich weist, gemessen 
an der Relation FuE-Personal bezogen auf 
die Gesamtzahl der Beschäftigten der jewei- 
ligen Branche, die höchste Forschungsinten- 
sität auf. Hier ist deutlich mehr als jeder 
zehnte FuE-Beschäftigte tätig. Eine im Bran- 
chenvergleich überdurchschnittliche For- 
schungsintensität haben auch die Elektro- 
technik und die KFZ-Herstellung, während 
der Maschinenbau leicht unter dem Durch- 
schnitt de? Verarbeitenden Gewerbes liegen 
dürfte. 

4. Die Anstrengungen, in der Forschung zu einer 
Neuorientierung auf zukunftsträchtige Gebiete 
unter Akzentuierung der Schlüsseltechnologien 
zu gelangen, stellen einen Prozeß dar, der sich 
im Stillen insbesondere dadurch vollzieht, daß 
die Hochschulen durch eine entsprechende Be- 
rufungspolitik und durch Umwidmung neue 
Schwerpunkte in Forschung und Lehre bilden, 
die den Anforderungen der Zukunft gerecht wer- 
den. Sie werden dabei vom Land nachdrücklich 
unterstützt. Dies drückt sich insbesondere in fol- 
genden — trotz schwieriger finanzwirtschaftli- 
cher Gegebenheiten — außerordentlichen An- 
strengungen aus: 

— An der Universität Heidelberg wird ein Gen- 
technologisches Zentrum eingerichtet, des- 
sen Gesamtbaukosten rd. 30,5 Mio DM betra- 
gen. 

— In Tübingen wurde für Forschungen auf den 
Gebieten der Chemie, Zahnmedizin, Arznei- 
mittelforschung, Neurobiologie und Gentech- 
nologie des Pflanzenschutzes für 7,2 Mio DM 
ein Laborgebäude erworben, in welchem in 
interdisziplinärer Zusammenarbeit auf den 
genannten Feldern Spitzenforschung betrie- 
ben werden kann. 

— Im Staatshaushaltsplan 1983/84 wurde ein 
mit insgesamt 7,2 Mio DM dotierter For- 
schungspool zur Verstärkung der Spitzenfor- 
schung neu geschaffen. Mit diesen Mitteln 
werden innovative Spitzenleistungen, insbe- 
sondere auf forschungsrelevanten Wachs- 
tumsfeldern, gezielt gefördert. 

— Zugunsten der Forschung wurden im Staats- 
haushaltsplan 1983/84 den Universitäten und 
Fachhochschulen zusätzlich 18 Mio DM für 
die Beschaffung von Großgeräten zur Verfü- 
gung gestellt. Für die Beschaffung von 
Höchstleistungsrechnern durch die Universi- 
täten Karlsruhe und Stuttgart als Kristallisa- 
tionspunkte für neue Forschungsaktivitäten 
wurden darüber hinaus 15,3 Mio DM in den 
Staatshaushaltsplan 1983/84 eingestellt. 


— Besondere Akzente wurden auf den Ausbau 
der Informatik (zusätzlich 3 Mio DM) und die 
Ausstattung des neu eingerichteten For- 
schungsschwerpunkts für Mikro- und Opto- 
elektronik an der Universität Stuttgart (zu- 
sätzlich 1 Mio DM) gesetzt. 

— Die Erneuerung und Ergänzung von wissen- 
schaftlichen Geräten hat Katalysatorfunk- 
tion. So werden nicht nur unwirtschaftliche 
Reparaturen vermieden; es wird auch der 
Anschluß an die neuere Entwicklung gehal- 
ten. Daher wurden die ursprünglich vorgese- 
henen Investitionsmittel um zusätzliche 13,6 
Mio DM im Haushalt 1983/84 verstärkt, um 
wissenschaftliche Geräte bei den Universitä- 
ten zu erneuern und zu ergänzen sowie um 
Laboratorien und Werkstätten bei den Fach- 
hochschulen auszustatten. 

— Bücher und Fachzeitschriften werden immer 
zahlreicher und immer teurer. Daher hat die 
Landesregierung in den Staatshaushaltsplan 
1983/84 insgesamt 2 Mio DM Sondermittel 
zur Literaturbeschaffung eingestellt, damit 
auch künftig der gesamte Wissensstand ei- 
nes Faches verfügbar bleibt. 

— Die Universität Konstanz verfügt über ein 
Zentrum für Energieforschung, in welchem 
insbesondere Grundlagenforschung über 
nichtfossile Energieträger betrieben wird. 
Diesem Zweck dient der Neubau für die Phy- 
sik, dessen Kosten ca. 30 Mio DM betragen. 
Dieses Großprojekt wird ebenso wie ein For- 
schungslabor für Mikroelektronik Stuttgart 
(Baukosten 18 Mio DM) und die Unterbrin- 
gung des Rechenzentrums der Universität 
Stuttgart (Baukosten 8 Mio DM) über ein 
Bauprogramm zur Forschungsförderung 
(Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 1983) fi- 
nanziert. 

— In Karlsruhe wurde entsprechend den Emp- 
fehlungen der Forschungskommission im 
Herbst 1983 ein Forschungszentrum Infor- 
matik eingerichtet. Es handelt sich um einen 
Verbund von Fachleuten und von Geräten, 
der sich insbesondere Praktikern und An- 
wendern der mittelständischen Industrie öff- 
nen soll. Dieses Zentrum wird im Endausbau 
einen personellen Kernbestand von 30 Mitar- 
beitern haben, zu denen etwa 70 weitere, aus 
Drittmitteln finanzierte Mitarbeiter hinzu- 
kommen werden. Für die Unterbringung des 
neuen Zentrums hat das Land 6 Mio DM auf- 
gewandt. 

— Bei der Erforschung der Kunststoffe (Poly- 
mere) verfügt Freiburg über einen bedeuten- 
den Forschungsschwerpunkt. Dieser konnte 
erheblich gestärkt werden. Am 1. Januar 1983 
wurde in Freiburg ein neuer Sonderfor- 
schungsbereich für Polymerforschung einge- 
richtet und darüber hinaus hat die Landesre- 
gierung im Mai 1983 die Einrichtung eines 
neuen Lehrstuhls für Physik der Polymere 
beschlossen, um diesen wichtigen For- 
schungsschwerpunkt abzurunden. 
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— Die Landesregierung von Baden-Württem- 
berg betrachtet ihr Engagement zur Verhin- 
derung des Waldsterbens und für die Luft- 
reinhaltung als eine der wichtigsten politi- 
schen Gestaltungsaufgaben der unmittelba- 
ren Zukunft. Zur Lösung der anstehenden 
Probleme kann sie auf ein reichhaltiges For- 
schungspotential im technischen wie auch im 
ökologischen und forstwissenschaftlichen 
Bereich zurückgreifen, auf das sich das am 
1. September 1983 errichtete Europäische 
Zentrum für Maßnahmen zur Luftreinhal- 
tung in Karlsruhe stützen kann. Dieses Zen- 
trum wird vom Land auf die Dauer von 5 Jah- 
ren mit jährlich 10 Mio DM dotiert. Es soll 
die Forschungsanstrengungen auf dem Feld 
der Luftreinhaltung und der Bekämpfung 
des Waldsterbens bündeln und bietet gute 
Voraussetzungen für die Einbindung der vom 
Bund geförderten Vorhaben. Die Konzeption 
ist im Sinne eines Angebots offen für ein En- 
gagement der Europäischen Gemeinschaf- 
ten. 

Besondere Bemühungen des Landes gelten der 
Verbesserung des Technologieangebots auf für 
die Wirtschaft des Landes relevanten Gebieten 
durch Stärkung der anwendungsorientierten 
Forschung, vor allem außerhalb der Hochschu- 
len; genannt seien folgende Aktivitäten: 

— Gründung eines Instituts für Mikroelektro- 
nik in Stuttgart in Verbindung mit der Uni- 
versität Stuttgart, dessen Aufgabe es ist, For- 
schung und Entwicklung für die Wirtschaft 
sowie Beratung der Unternehmen auf dem 
Gebiet des Entwurfs mikroelektronischer 
Schaltungen und Systeme zu betreiben. Die 
Kosten für Bau und Erstausstattung sind auf 
ca. 60 Mio DM veranschlagt; im Endausbau 
wird das Institut 80 Mitarbeiter haben. 

— Einrichtung eines Forschungsschwerpunkts 
Hochenergieverfahren, getragen von der 
Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt und der Universität 
Stuttgart, der sich vor allem mit der Nutzung 
des Lasers als Werkzeug und der damit ver- 
bundenen Laserentwicklung befaßt. Die Ko- 
sten für Bau und Erstausstattung belaufen 
sich auf ca. 9 Mio DM; die Personalkapazität 
wird im Endausbau 30 Mitarbeiter umfas- 
sen. 

— Einrichtung eines Textilforschungszentrums 
mit Spinntechnikum in Denkendorf zur 
räumlichen Zusammenfassung der For- 
schungsinstitute für Textiltechnik, Textilche- 
mie und Chemiefasern. Die Konzentration 
der Forschungsinstitute und die Angliede- 
rung eines Spinntechnikums erleichtern bei 
der Durchführung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben die Einbeziehung vor- 
und nachgelagerter Produktionsstufen des 
textilen Arbeitsprozesses und ermöglichen 
Versuche unter Produktionsbedingungen. 
Vom Land wurden hierfür ca. 30 Mio DM auf- 
gewandt. 


— Überführung des Informatikzentrums an der 
Universität Karlsruhe ab 1985 in ein recht- 
lich selbständiges Institut, dem es möglich 
ist, auf die Markterfordernisse flexibel zu 
reagieren und eine finanzielle und ideelle 
Einbindung der als Zielgruppe in Frage kom- 
menden Industrie zu realisieren. 

5. Baden-Württemberg verfügt über ein gut ausge- 
bautes und bewährtes System der Technologie- 
beratung und -Vermittlung. Aufbauend auf dem 
Innovationsförderungsprogramm vom Dezem- 
ber 1976 wurde ein flächendeckendes Netz von 
24 Anlauf- und Vermittlungsstellen bei Kam- 
mern, Verbänden, Hochschulen und Instituten 
geschaffen, in das als Technologieanbieter die 
im Land ansässigen neun Institute der indu- 
striellen Gemeinschaftsforschung und elf Fraun- 
hofer-Institute, über den Technischen Bera- 
tungsdienst der Steinbeis-Stiftung 16 Fachhoch- 
schulen, die modellhaft transferorientierte Fach- 
hochschule Furtwangen (Furtwanger Modell), 
über ihre jeweiligen Anlauf stellen für Technolo- 
gietransfer die Universitäten sowie die Großfor- 
schungseinrichtungen DFVLR und Kernfor- 
schungszentrum Karlsruhe eingebunden sind. 
Die Zahl der Beratungen liegt bei über 5 000 pro 
Jahr. Die Forschungskommission hat festge- 
stellt, daß dieses System der Technologiebera- 
tung und Technologievermittlung, das die OECD 
in einer Studie aus dem Jahr 1982 „Innovation in 
Small and Medium Firms“ als bisher am weite- 
sten entwickelt bezeichnet hat, funktionell rich- 
tig angelegt ist. 

Der Stärkung des Technologietransfers dienen 
die vom Land vor allem- im vergangenen Jahr 
ergriffenen Initiativen: 

O Einrichtung fachlicher Beratungsschwer- 
punkte für Mikroelektronik, Sensortechnik, 
Montageautomatisierung und Verbundwerk- 
stoffe an Forschungseinrichtungen, 

O Schaffung von Transferzentren für Ange- 
wandte Mikroelektronik der Steinbeis-Stif- 
tung an den Fachhochschulen Furtwangen, 
Heilbronn und Ulm, 

O Einsetzung eines Regierungsbeauftragten 
für Technologietransfer, zu dessen Aufgaben 
u. a. die Förderung von Kooperationen, Ent- 
wicklungsparks und spin-off-Gründungen, 
die Bereitstellung qualifizierter Informatio- 
nen und die zeitlich begrenzte Unterstützung 
beim Entwicklungsmanagement gehören. 

Die weiteren Bemühungen des Landes im Be- 
reich des Technologietransfers gelten einmal 
der personellen Verstärkung der Kontaktbera- 
tungsstellen und der Schaffung weiterer Bera- 
, tungsschwerpunkte, zum anderen der Einrich- 
tung von Technologiefabriken und Technologie- 
parks, die gründungswilligen Wissenschaftlern 
von Forschungseinrichtungen den Schritt in die 
unternehmerische Selbständigkeit erleichtern. 


1. Der Freistaat Bayern stellt den Hochschulen 
nach Maßgabe des Staatshaushalts die Mittel 


2.2 Freistaat Bayern 
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zur Durchführung ihrer Aufgaben zur Verfü- 
gung. Er sichert die Grundausstattung für For- 
schung und Lehre. Ferner unterhält er staatli- 
che Forschungseinrichtungen, beteiligt sich an 
der Finanzierung überregionaler Forschungs- 
einrichtungen und leistet Zuschüsse für wissen- 
schaftliche Einrichtungen und wissenschaftliche 
Veranstaltungen. Die Wissenschaftsausgaben 
des Landes Bayern betrugen insgesamt 1982 rd. 
3,2 Mrd DM; dies entspricht 1,1 % des Bruttoin- 
landsproduktes oder 290 DM/Einwohner. 1982 
betrugen die Wissenschaftsausgaben für die 
neun wissenschaftlichen Hochschulen ein- 
schließlich der Kliniken und die zehn Fachhoch- 
schulen 2 773 Mio DM und die Ausgaben für 
Wissenschaft und Forschung außerhalb der 
Hochschulen 409 Mio DM. 

Bei der regionalen Verteilung der Forschungs- 
einrichtungen gibt es ein deutliches Überge- 
wicht von München und Umgebung. Hier befin- 
den sich nicht nur zwei Universitäten mit insge- 
samt 13 Sonderforschungsbereichen, sondern 
unter anderem auch die zehn Einrichtungen der 
Max-Planck-Gesellschaft, die in Bayern ihren 
Sitz haben, sowie die beiden in Bayern gelege- 
nen Großforschungseinrichtungen, das Max- 
Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) in Gar- 
ching, und die Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung mbH (GSF) in Neuherberg. In 
München befinden sich ferner die Zentralver- 
waltung sowie zwei Institute der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft zur Förderung der angewandten For- 
schung e. V. und das IFO-Institut für Wirt- 
schaftsforschung. Das nahe München gelegene 
Oberpfaffenhofen ist der Standort eines bedeu- 
tenden Forschungszentrums der Deutschen For- 
schungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V. Die in einem Flächenstaat wie 
Bayern verständlicherweise öfter erhobene For- 
derung, Forschungseinrichtungen möglichst 
gleichmäßig auf die Regionen zu verteilen, wirft 
eine Reihe von Problemen auf. Die Rahmenbe- 
dingungen für erfolgreiche wissenschaftliche 
Arbeit (wissenschaftliches Umfeld, wissen- 
schaftliche Infrastruktur, gute Verkehrsverbin- 
dungen usw.) sind im allgemeinen nur von Hoch- 
schulorten zu erfüllen. Beispiele für die Bemü- 
hungen des Freistaates Bayern, qualifizierte 
wissenschaftliche Forschung auch außerhalb 
der Verdichtungsräume anzusiedeln, sind die 
mit beträchtlichen Kosten aufgebauten Univer- 
sitäten Regensburg, Bamberg, Bayreuth und 
Passau. Dank der kontinuierlichen und zielbe- 
wußten Aufbauarbeit haben vor allem die Uni- 
versitäten Regensburg und Bayreuth in der For- 
schung bereits Ansehen gewonnen, was sich 
auch in der Einrichtung von Sonderforschungs- 
bereichen an diesen Hochschulen zeigt. 

2. Bei den wissenschaftlichen Einrichtungen ergibt 
sich der Schwerpunkt meist durch ihre Zweck- 
bestimmung. Die Akzente der Industriefor- 
schung werden von den Unternehmen bestimmt. 
Die Schwerpunktbildung an den Hochschulen 
muß von den Hochschulen und den in ihr tätigen 
Wissenschaftlern selbst ausgehen. Außenstehen- 


de, also insbesondere die staatliche Verwaltung 
oder die Verwaltung der Forschungsförderungs- 
organisationen, können zwar Hilfestellung lei- 
sten, nicht jedoch die Steuerung der wissen- 
schaftlichen Arbeiten an den Hochschulen über- 
nehmen. 

Den stärksten Beitrag zur Schwerpunktbildung 
an den Hochschulen bietet die Förderung der 
Sonderforschungsbereiche, die bedeutende Kri- 
stallisationspunkte der Hochschulforschung dar- 
stellen. Der Freistaat Bayern unterstützt diesbe- 
zügliche Bemühungen der Hochschulen. 1982 
förderte die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
an bayerischen Hochschulen insgesamt 19 Son- 
derforschungsbereiche. 

Als weitere Schwerpunkte an bayerischen Hoch- 
schulen sind zu nennen die 

O Biowissenschaften (mit den Arbeitsberei- 
chen Fotosynthese, Multiple Sklerose, Rönt- 
genstrukturanalyse biologischer Makromole- 
küle, Molekularbiologie) an der Universität 
Würzburg; 

O Ökosystemforschung, Makromolekularfor- 
schung und Afrikanologie an der Universität 
Bayreuth; 

O Schwerionenphysik an den beiden Münchner 
Universitäten; 

O Orientforschung; Biomedizinische Technik 
(Pankreasforschung) ; Hochdruckforschung/ 
Mineralogie und Forschungsarbeiten zum 
künstlichen Innenohr an der Universität Er- 
langen-Nürnberg; 

O Erforschung von Geschichte, Gesellschaft 
und Wirtschaft Ost- und Südosteuropas, 
Fernerkundung, historisch-kritische Edition 
wichtiger Arbeiten der deutschen Literatur 
und Philosophie, Grundlagenforschung und 
angewandte Forschung der Transplanta- 
tions- und Substitutionsmedizin, Gentechno- 
logie an der Universität München. 

Die Schwerpunktbildung außerhalb der Dritt- 
mittelforschung könnte noch verstärkt werden, 
stößt aber derzeit auf Schwierigkeiten, weil die 
finanziellen Möglichkeiten eingeschränkt sind 
und die Hochschulen das Überlastprogramm we- 
gen der hohen Nachfrage nach Studienplätzen 
zu bewältigen haben. 

Erhebliche Anstrengungen wurden unternom- 
men, um die Forschungen vor allem auf dem 
Gebiet der Wirkung der Umweltschadstoffe be- 
deutend zu verstärken. So wurde auf Anregung 
des Beirats für Wissenschafts- und Hochschul- 
fragen beim Bayerischen Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus eine „Bayerische For- 
schungsgruppe Forsttoxikologie“ gebildet, in der 
Fachwissenschaftler aller Gebiete vertreten 
sind, die mit Fragen befaßt sind, die unmittelbar 
oder mittelbar durch die Probleme der Wald- 
schäden berührt sind. Im Vordergrund stehen 
Freilanduntersuchungen an bestimmten Stand- 
orten. Außerdem wurde eine Münchner „Ar- 
beitsgemeinschaft Luftschadstoffe“ (MAGL) ge- 
gründet, der insbesondere Einrichtungen der 
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Gesellschaft für Strahlen- und Umweltfor- 
schung mbH in Neuherberg und der beiden 
Münchner Hochschulen angehören. Ziel der Ar- 
beitsgemeinschaft ist die Durchführung eines 
koordinierten Forschungsprogramms zur Frage 
der Auswirkungen von Luftschadstoffen auf Bo- 
den, Pflanze, Tier und Mensch. Arbeitsschwer- 
punkt sind Laborexperimente. 

3. Es gibt bereits zahlreiche Wege, auf denen sich 
die Interaktionen zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft bewegen. Diese Wechselwirkungen 
gilt es fortzuentwickeln. Vertreter der Wirtschaft 
wirken in Entscheidungs-, Aufsichts- und Bera- 
tungsgremien wissenschaftlicher Einrichtungen 
mit. Für Wissenschaftler aus der Wirtschaft er- 
öffnet das geltende Hochschulrecht die Möglich- 
keit der Teilnahme an der wissenschaftlichen 
Lehre und am Prüfungswesen der Hochschulen: 
dies fördert auch den Praxisbezug des Studiums 
(Art. 61 Abs. 1 BayHSchG). Die Intensität der Zu- 
sammenarbeit in der Forschung variiert sehr; 
sie reicht vom Forschungsauftrag bis zu enger 
Zusammenarbeit. Der Freistaat Bayern fördert 
insbesondere die industrielle Gemeinschaftsfor- 
schung durch themengebundene Zuschüsse zu 
Gemeinschaftsforschungsvorhaben, deren Er- 
gebnisse von besonderer Bedeutung für die 
bayerische Wirtschaft sind. 

Ein weiterer Weg, technologische Erkenntnisse 
in den Produktionsprozeß einzubringen, ist die 
Verwertung von Nebenprodukten der For- 
schung. In Garching bei München besteht die 
1970 von der Max-Planck-Gesellschaft (vgl. 
Teil VI, Kapitel 3.2) gegründete überregionale 
Garching-Instrumente-Gesellschaft zur indu- 
striellen Nutzung von Forschungsergebnis- 
sen mbH. Bei der Fraunhofer-Gesellschaft (vgl. 
Teil VI, Kapitel 3.2) zur Förderung der ange- 
wandten Forschung e. V. besteht seit nunmehr 
25 Jahren die ebenfalls überregionale Patent- 
stelle für die deutsche Forschung in München. 

Eine zunehmende Bedeutung haben in jüngster 
Zeit die Einrichtungen der Information und Do- 
kumentation gewonnen. Als besondere bayeri- 
sche Aktivität ist hier die Unterstützung von 
drei Forschungsinstituten beim Aufbau einer 
Datenbank für die Bereiche Druck, Papier und 
Textil zu nennen. Die Datenbank mit rd. 150 000 
Dokumenten ist nunmehr auf dem Rechner 
der Ostbayerischen Datenverarbeitungs-GmbH 
(ODAV) in Straubing gespeichert und seit Ende 
1983 über das Telekommunikationsnetz der 
Deutschen Bundespost online verfügbar. 

Eine wesentliche Ergänzung der zentralen In- 
formations- und Dokumentations Systeme ist die 
regionale Informationsvermittlung. Mit teilwei- 
ser Unterstützung der bayerischen Staatsregie- 
rung — und z. T. auch des Bundes — wurden in 
Bayern sechs Informationsvermittlungsstellen 
aufgebaut, und zwar je eine beim Ostbayeri- 
schen Technologie-Transfer-Institut (OTTI) in 
Regensburg, bei den Industrie- und Handels- 
kammern für Augsburg und Schwaben, Mün- 
chen und Oberbayern, Würzburg-Schweinfurt 
sowie bei der Landesgewerbeanstalt in Nürn- 


berg und deren Zweigstelle Hof; hinzu kommt 
das branchenbezogene Bauinformationszen- 
trum beim Bauzentrum München. Diese Stellen 
vermitteln den Zugriff zu nationalen und inter- 
nationalen Datenbanken. Die Informationen 
stammen aus der praxisnahen Forschung und 
den angewandten Wissenschaften, aus allen Be- 
reichen der Technik, des Patentwesens und der 
Wirtschaft. Die Stellen verfügen über geschulte 
Fachkräfte. Ihre Arbeit hat sich bewährt. Die 
Inanspruchnahme insbesondere durch die mit- 
telständische Wirtschaft muß noch gesteigert 
werden. 

Das Bayerische Staatsministerium für Wirt- 
schaft und Verkehr hat darüber hinaus ein 
bayerisches mittelständisches Technologiehera- 
tungsprogramm ins Leben gerufen, das Unter- 
nehmen mit technischen Problemen und Infor- 
mationswünschen über neue Technologien fach- 
kundige Berater vermitteln soll. Zuwendungs- 
leitstelle des Beratungsprogramms ist die Lan- 
desgewerbeanstalt Bayern mit Sitz in Nürnberg. 
Ansprechpartner für die Unternehmen sind 27 
Kontaktstellen, die von der Landesgewerbean- 
stalt bei der Zentrale in Nürnberg und den 
Zweigstellen sowie von den Kammern der ge- 
werblichen Wirtschaft unterhalten werden. Als 
Berater in diesem Programm treten auch tech- 
nisch orientierte Universitäten und Fachhoch- 
schulen auf, an denen Kontaktstellen für For- 
schungs- und Technologietransfer eingerichtet 
worden sind. An der Universität Bayreuth wurde 
1979 eine besondere Form des Transfers durch 
die Begründung eines „Betriebswirtschaftlichen 
Forschungszentrums für Fragen der mittelstän- 
dischen Wirtschaft“ eingeführt. Träger des Zen- 
trums sind vor allem Unternehmungen, Verbän- 
de, Industrie- und Handelskammern sowie 
Handwerkskammern des nordostbayerischen 
Raums. 

4. Zum 1. Juli 1981 wurde nach eineinhalbjähriger 
Pilotphase das bayerische Innovationsförde- 
rungsprogramm aufgelegt. Im Rahmen des Pro- 
gramms werden Entwicklungsvorhaben geför- 
dert, durch die technologisch neue Produkte 
oder Verfahren in den Markt eingeführt werden. 
Bisher wurden 60 Entwicklungsvorhaben mit 
Landesmitteln in Höhe von 18 Mio DM geför- 
dert. 

Um der bayerischen mittelständischen Wirt- 
schaft, die in der Regel die notwendigen For- 
schungsarbeiten nicht oder nicht in dem erfor- 
derlichen Umfang selbst durchführen kann, den 
Anschluß an die technische Entwicklung zu er- 
möglichen, fördert das Bayerische Staatsmini- 
sterium für Wirtschaft und Verkehr unter mittel- 
standspolitischer Zielsetzung Vorhaben der in- 
dustriellen Gemeinschaftsforschung mit Zuwen- 
dungen. Bei den geförderten Forschungsvorha- 
ben handelt es sich um Projekte, die vor allem in 
branchenbezogenen Einrichtungen der indu- 
striellen Gemeinschaftsforschung oder in hoch- 
schulfreien, anwendungsorientierten For- 
schungsinstituten durchgeführt werden. Die ge- 
förderten Forschungsvorhaben betreffen vor- 
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wiegend die Bereiche Schweißtechnik, Druck, 
Papier, Holz, Keramik, Kunststoff, Edelmetalle, 
Leder, Textil, Bekleidung, Wärmeschutz und Mö- 
beltechnik. Bei der Förderung wird eine Eigen- 
beteiligung der Wirtschaft in Höhe von in der 
Regel 50 % der zuwendungsfähigen Projektko- 
sten vorausgesetzt. Die Zuwendungsempfänger 
erhalten die Auflage, die Ergebnisse der For- 
schungsarbeiten zu veröffentlichen; dadurch soll 
ein möglichst breiter Anwenderkreis erreicht 
werden, der die Ergebnisse nutzen kann. 

In Ergänzung der am Standort Erlangen-Nürn- 
berg bereits vorhandenen Arbeitsmöglichkeiten 
beabsichtigt die Bayerische Staatsregierung, in 
Zusammenarbeit mit der Nordbayerischen Wirt- 
schaft dort ein Mikroelektronik-Zentrum zu 
schaffen. Im Rahmen dieses Zentrums sollen so- 
wohl die Lehr- und Forschungsmöglichkeiten an 
der dortigen Hochschule ausgebaut als auch ein 
außeruniversitäres Institut für integrierte Sy- 
steme und Schaltungen geschaffen werden. 

In München soll Anfang 1984 ein g'entechnologi- 
sches Zentrum errichtet werden. Dieses Zen- 
trum ist organisatorisch eine zentrale wissen- 
schaftliche Einrichtung der Universität Mün- 
chen nach Art 22 des Bayerischen Hochschulge- 
setzes; es wird auch durch die Industrie finan- 
ziell unterstützt. 

Schließlich wird derzeit geprüft, ob an den tech- 
nisch orientierten Universitäten Technologie- 
parks eingerichtet werden können. Auf diese 
Weise wird die erforderliche enge räumliche 
Nähe geschaffen, die dem Wissenstransfer und 
der Entwicklung neuer Produkte und Verfahren 
so förderlich ist. 


2.3 Berlin 

1. Berlin ist einer der wichtigsten Wissenschafts- 
und Forschungsstandorte der Bundesrepublik 
Deutschland. 1982 wurden hier mehr als rd. 
3 Mrd DM für Wissenschaft, Forschung und 
Lehre in den Hochschulen, den außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen und in der Wirt- 
schaft ausgegeben — das sind rd. 7 % der ent- 
sprechenden Ausgaben für die Bundesrepublik 
insgesamt (Anteil Berlins an der deutschen Be- 
völkerung: 3 %, an der wirtschaftlichen Leistung: 
3,5 %). In dieser Stadt arbeiten rd. 40 000 Men- 
schen im Wissenschaftsbereich, darunter 11 500 
Wissenschaftler. 

Die Wissenschaftsausgaben des Landes Berlin 
betrugen 1982 1,8 Mrd DM. Dies entspricht 3,0 % 
des Bruttoinlandsprodukts oder 932 DM/Ein- 
wohner. Die Haushalte der elf Hochschulen, 
Fachhochschulen und Universitäten (Freie Uni- 
versität Berlin (FUB) mit Klinika, Klinikum 
Steglitz und Klinikum Charlottenburg, Techni- 
sche Universität Berlin, Hochschule der Künste, 
Technische Fachhochschule, Fachhochschule 
für Wirtschaft, Fachhochschule für Sozialarbeit 
und Sozialpädagogik Berlin, Evangelische Fach- 
hochschule für Sozialarbeit und Sozialpädago- 
gik, Fachhochschule für Verwaltung und Rechts- 


pflege, Kirchliche Hochschule Berlin, Fachhoch- 
schule der Deutschen Bundespost, Fachhoch- 
schule des Bundes für öffentliche Verwaltung — 
Fachbereich Sozialversicherung) betrugen 1983 
(Soll) 1,65 Mrd DM. An diesen Institutionen be- 
trug die Zahl des wissenschaftlichen Personals 
1982 7 300. 

Neue Einrichtungen (z. B. das Institut für Pro- 
duktionsanlagen und Konstruktionstechnik/In- 
stitut für Werkzeugmaschinen und Fertigungs- 
technik; BESSY; die selbständige Abteilung für 
Mikrostrukturtechnik des Fraunhofer-Instituts 
für Festkörpertechnologie; das Wissenschafts- 
kolleg) wurden in den letzten Jahren in Berlin 
gegründet. Die geplante Gründung eines ge- 
meinsamen gentechnologischen Instituts durch 
das Land Berlin und die Schering AG setzt ein 
weiteres Zeichen (vgl. hierzu auch Ziff. 3). Vor 
allem durch diese Aktivitäten und Initiativen 
konnten die neuen fachlichen Schwerpunkte 
auch institutionell abgesichert werden. 

2. Aus der großen Anzahl außeruniversitärer Ein- 
richtungen (vgl. zu den Forschungseinrichtun- 
gen im einzelnen Teil VI) des Landes sollen her- 
vorgehoben werden: 

O das Bundesgesundheitsamt, die Bundesan- 
stalt für Materialprüfung, das Umweltbun- 
desamt, die Physikalisch-Technische Bundes- 
anstalt, die Biologische Bundesanstalt, 

O das Hahn-Meitner-Institut für Kernfor- 
schung, 

O das Wissenschaftszentrum Berlin 

(anwendungsbezogene Sozialwissenschaf- 
ten), 

O das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, 

O das Heinrich-Hertz-Institut, 

O die Max-Planck-Institute für Bildungsfor- 
schung, für Molekulare Genetik und das 
Fritz-Haber-Institut, 

O BESSY, Speicherring für Synchrotronstrah- 
lung, 

O das Institut für Produktionsanlagen und 
Konstruktionstechnik und die selbständige 
Abteilung Mikrostrukturtechnik der Fraun- 
hofer-Gesellschaft, 

O das Wissenschaftskolleg zu Berlin (Institute 
for Advanced Study) als neue Art der Wissen- 
schaftsförderung, es befindet sich z. Z. im 
Aufbau und die Historische Kommission zu 
Berlin. 

Nach der Untersuchung „Forschung und Ent- 
wicklung im verarbeitenden Gewerbe Berlins'' 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung (DIW) hat die Innovationsorientierung 
der Berliner Industrie seit 1977 (erste DlW-Un- 
tersuchung zu diesem Thema) deutlich zuge- 
nommen. Während damals nur ein Drittel aller 
befragten Betriebe die Notwendigkeit von For- 
schung und Entwicklung für sich anerkannten, 
war 1981 (Befragungsjahr) knapp die Hälfte 
(47 %) der Ansicht, daß die längerfristige Wettbe- 
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werbsfähigkeit ihres Produktionsprogramms 
Forschung und Entwicklung erfordert. 

Die Aufwendungen für Forschung und Entwick- 
lung der Berliner Betriebe haben in dem Unter- 
suchungszeitraum 1977 bis 1981 kontinuierlich 
zugenommen. Die von der Untersuchung direkt 
erfaßten Betriebe haben zuletzt 780 Mio DM — 
40 % mehr als zu Beginn der Untersuchung (544 
Mio DM) — für Forschung und Entwicklung auf- 
gewandt. Hochgerechnet auf das gesamte Berli- 
ner verarbeitende Gewerbe ergeben sich Ge- 
samtaufwendungen von 900 Mio DM für 1981. 

1981 waren in den befragten Betrieben insge- 
samt rd. 6 400 Personen in Forschung und Ent- 
wicklung tätig. Gegenüber 1977 — damals wur- 
den 5 600 FuE-Beschäftigte gezählt — hat die 
Zahl der FuE-Beschäftigten um 14,3 % zugenom- 
men. Zuletzt waren damit rd. 3,5 % aller indu- 
striell Beschäftigten in Berlin in der Forschung 
tätig. 

Die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
konzentrieren sich auch in Berlin auf nur we- 
nige Industriezweige. Der Bereich mit den höch- 
sten FuE-Aufwendungen ist die Elektrotechnik, 
gefolgt von der Chemie und dem Maschinen- 
bau. 

Die FuE-Intensität ist im verarbeitenden Ge- 
werbe Berlins deutlich geringer als im Bundes- 
durchschnitt: im Jahr 1979 wurden hier 2,2 % des 
Umsatzes für FuE aufgewendet, im übrigen 
Bundesgebiet dagegen 3,2 %. Ähnlich ungünstig 
verhalten sich die Beschäftigtenrelationen. Wäh- 
rend in der Stadt 3,9 % der industriell Beschäf- 
tigten in FuE arbeiten, waren es im übrigen 
Bundesgebiet immerhin 5 %. Die Berliner indu- 
strielle FuE-Schwäche ist dabei auch auf die re- 
gionale Industriestruktur zurückzuführen. In 
nahezu allen Bereichen sind die FuE-Intensitä- 
ten, und zwar sowohl Umsatz- als auch personal- 
bezogen, in Berlin geringer als in der westdeut- 
schen Industrie. Insbesondere auch die beiden 
großen Berliner Industriezweige Elektrotechnik 
und Maschinenbau bleiben hinter dem jeweili- 
gen Bundesergebnis zurück. 

Die FuE-Aufwendungen je Beschäftigten lagen 
im Jahr 1979 im Bundesgebiet mit 4 900 DM im 
Durchschnitt 1 100 DM über Berliner Niveau. 

Hier müssen weitere Verbesserungen erreicht 
werden. Deshalb ist Berlin weiterhin auf eine 
besondere Förderung angewiesen. 

3. Durch die Bildung von Schwerpunkten soll die 
Effizienz des Forschungssystems erhöht wer- 
den. Die Schwerpunktbildung umfaßt Hoch- 
schulen und außeruniversitäre Einrichtungen 
und bemüht sich generell um den Aufbau über- 
greifender Strukturen einschließlich einer en- 
gen Kooperation mit der Wirtschaft. 

Innerhalb der Universitäten vollzieht sich die 
Schwerpunktbildung einmal durch die im Struk- 
turplan des Landes ausgewiesene Verstärkung 
der Naturwissenschaften zu Lasten der Geistes- 
wissenschaften, zum anderen durch eine i. S. der 
Vorschläge des Wissenschaftsrates erfolgte Zen- 


tralisierung von Forschungsmitteln zu Lasten 
der Grundausstattung, die für universitäre 
Schwerpunkte und Antragsforschung vergeben 
werden, vor allem aber durch die z. Z. sieben 
Sonderforschungsbereiche der Universitäten. 
Die Technische Universität wird sich vor allem 
auf folgende „Schwerpunktfelder“ konzentrie- 
ren: 

O Mikroelektronik, 

O Rechnergestütztes Konstruieren und Produ- 
zieren, 

O Energietechnik, 

O Informations- und Kommunikationstechnik, 
O Stadtentwicklung, 

O Nahrungsmittelsicherung und Technologie- 
unterstützung der Dritten Welt, 

O Schule und berufliche Bildung unter dem 
Aspekt von Qualifikation und technischem 
Wandel, 

O Biotechnologie. 

Einzelne Schwerpunkte in der Forschungspoli- 
tik des Landes sind vor allem; 

— Land Berlin / Schering -Institut für Genhiolo- 
gie 

In dem Bestreben, in Berlin inner- und au- 
ßerhalb der Universitäten einen Forschungs- 
schwerpunkt Biotechnologie aufzubauen, ha- 
ben das Land Berlin und die Schering Ak- 
tiengesellschaft Berlin und Bergkamen ge- 
meinsam die Initiative ergriffen, ein zellbio- 
logisches Institut zu gründen. Das Institut 
soll schwerpunktmäßig Grundlagenfor- 
. schung der Zellbiologie unter Erarbeitung 
und Anwendung gentechnologischer Metho- 
den betreiben. Der wissenschaftliche Leiter 
soll in Personalunion gleichzeitig Hochschul- 
lehrer an der Freien Universität Berlin sein. 
Das Institut wird Gesprächspartner und Aus- 
bildungsstätte für Arbeitsgruppen an den 
Hochschulen und in der Industrie sein. 

Das Institut wird in der Rechtsform der Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung gegrün- 
det. Land Berlin und Schering tragen das Ge- 
sellschaftskapital, die Kosten für die Errich- 
tung eines Gebäudes und den laufenden Be- 
darf je zu gleichen Teilen. 

Das Land Berlin hofft, daß die beabsichtigte 
Maßnahme, nicht zuletzt wegen ihrer beson- 
deren Konzeption, für den Forschungs- und 
Wirtschaftsstandort Berlin zukunftsweisend 
sein wird. Die beabsichtigten Forschungsar- 
beiten sollen in Kooperation mit den Arbeits- 
gruppen an den Universitäten und dem Max- 
Planck-Institut für molekulare Genetik 
durchgeführt werden, auf dessen Gelände 
das Institut errichtet wird. 

— Mikroelektronik 

Um die Zusammenarbeit von Wissenschaft 
und Wirtschaft zu fördern und dabei zu- 
kunftsorientierte technologische Grundla- 
genforschung zu stärken, unterstützt der Se- 
nat die Bestrebungen zur Bildung eines For- 
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schungsschwerpunktes Mikroelektronik in 
Berlin. Hierzu gehört die Einrichtung von 
drei Hochschullehrerstellen an der Techni- 
schen Universität Berlin für „Entwurf- und 
Test von höchstintegrierten Schaltkreisen 
der Mikroelektronik“, sowie die entspre- 
chende Ausstattung mit wissenschaftlichem 
Gerät. Die Berufungsverfahren sind inzwi- 
schen erfolgreich abgeschlossen. In Ergän- 
zung hierzu hat die Fraunhofer-Gesellschaft 
in räumlicher Anbindung an die Berliner 
Synchrotron-Strahlungsquelle BESSY eine 
selbständige Abteilung Mikrostrukturtech- 
nik des Instituts für Festkörpertechnologie 
gegründet. Gemeinsam mit den vier führen- 
den deutschen Industrieunternehmen auf 
diesem Gebiet wird an der Erforschung und 
Entwicklung der Sub-jim-Technologie gear- 
beitet. Dabei wird eine enge Zusammenar- 
beit mit der Technischen Universität Berlin 
angestrebt, mit der eine Kooperationsverein- 
barung abgeschlossen wurde. 

Darüber hinaus war Berlin bestrebt, die vor- 
handenen Aktivitäten in Wissenschaft und 
Industrie in der Informationstechnik zu stär- 
ken und weiter auszubauen. Die diesbezügli- 
chen Anstrengungen der letzten Jahre (z. B. 
Neugründung des Heinrich-Hertz-Instituts 
(vgl. Teil VI, Kapitel 3.4), Ausbau des Fachbe- 
reichs Informatik der Technischen Universi- 
tät Berlin, Berliner Rechnernetz für die Wis- 
senschaft, BESSY) wurden konsequent fort- 
gesetzt. Dies belegen der Ausbau des soge- 
nannten Doppelinstituts IPK/IWF (Institut 
für Produktionsanlagen und Konstruktions- 
technik der Fraunhofer-Gesellschaft/Institut 
für Werkzeugmaschinen und Fertigungstech- 
nik der Technischen Universität), der Aufbau 
des Sonderforschungsbereichs „Integrative 
Neugestaltung rechnerunterstützter Kon- 
struktionsprozesse im Maschinenwesen“, die 
Gründung der Abteilung für Mikrostruktur- 
technik der Fraunhofer-Gesellschaft und der 
Forschungsbereich Integrierte Optik am 
Heinrich-Hertz-Institut sowie der Beginn der 
vorbereitenden Arbeiten am Deutschen For- 
schungsnetz als bundesweites Rechnerver- 
bundnetz. Dadurch soll nicht zuletzt auch 
verstärkt die Kooperation zwischen den 
Hochschulen und der Wirtschaft gefördert 
werden. 

— Fertigungstechnik 

In der Fertigungstechnik werden in Berlin 
verstärkt die Möglichkeiten genutzt, Pro- 
blemlösungen in enger Kooperation zwi- 
schen Hochschulen und Industriebetrieben 
zu erarbeiten. Ein Beispiel dafür ist das 
schon genannte Fraunhofer-Institut für Pro- 
duktionsanlagen und Konstruktionstechnik 
(IPK), das eng mit dem Institut für Werk- 
zeugmaschinen und Fertigungstechnik der 
Technischen Universität Berlin (IWF) zusam- 
menarbeitet. Einen besonderen Entwick- 
lungsschwerpunkt bildet die Robotertechnik. 
Auch hier werden vom Programm Ferti- 


gungstechnik 1984 bis 1987 der Bundesregie- 
rung neue Impulse erwartet. 

— Verkehrsforschung 

Berlin bietet für bestimmte Projekte der Ver- 
kehrsforschung durch das räumlich abge- 
grenzte Gebiet einen großen Standortvorteil. 
Dies führt dazu, daß beispielsweise bei Fahr- 
zeug-Flottentests die notwendige Versor- 
gungsinfrastruktur wirtschaftlich erstellt 
werden kann und dadurch der Schwerpunkt 
des BMFT-Großvorhabens „Alternative Ener- 
gien für den Straßenverkehr“ in Berlin ange- 
siedelt ist. Die Berliner Verkehrsbetriebe 
(BVG) sind technischen Innovationen gegen- 
über stets aufgeschlossen, was sich gerade 
im Rahmen des Demonstrationsvorhabens 
M-Bahn-Berlin zeigt. 

— Das Wissenschaftskolleg Berlin, Institute for 
Advanced Study, befindet sich gerade im 
Aufbau. Es soll als neue Art der Forschungs- 
förderung ab 1986 jährlich etwa 40 Wissen- 
schaftlern der verschiedensten Disziplinen 
und Nationalitäten Gelegenheit zu wissen- 
schaftlicher Arbeit, insbesondere gemeinsa- 
mer Arbeit an den Grenzen der Disziplinen, 
bieten. Zur Zeit befinden sich ca. 30 Wissen- 
schaftler am Institut. 

— Wissenschaftszentrum Berlin 

Das Wissenschaftszentrum Berlin (vgl. 
Teil VI, Kapitel 3.4), das international verglei- 
chend anwendungsbezogene Sozialwissen- 
schaften betreibt, soll in der Grundlagenfor- 
schung verstärkt werden und ein stärkeres 
Profil im Rahmen der deutschen Sozialwis- 
senschaften entwickeln. 

— Die Dahlemkonferenzen praktizieren mit viel 
Erfolg einen neuartigen Konferenztyp. Bis zu 
vier Konferenzen jährlich — mit entspre- 
chenden Vorkonferenzen — , vorwiegend auf 
dem Gebiet der Biowissenschaften, vereini- 
gen zwischen 30 und 50 international ausge- 
wählte Wissenschaftler verschiedener Diszi- 
plinen, die hier ihre neuesten Forschungser- 
gebnisse vortragen. Die Konferenzen werden 
so vorbereitet, daß am Konferenzende publi- 
kationsreife Ergebnisse zur Verfügung ste- 
hen, die den neuesten Forschungsstand und 
Anregungen für die weitere wissenschaftli- 
che Arbeit enthalten. 

— Historische Kommission zu Berlin 

Die Historische Kommission zu Berlin soll 
sich zu einem historischen Forschungszen- 
trum mit dem Schwerpunkt „Ostmitteleuro- 
pa“ entwickeln. Der Senat hat deshalb seine 
Förderungsmittel für die Kommission er- 
höht. 

4. Einen besonderen Stellenwert in der For- 
schungspolitik des Senats nimmt die Förderung 
einer engen Zusammenarbeit von Wissenschaft 
und Wirtschaft zur Sicherung und zum Ausbau 
von Arbeitsplätzen ein. Die Entwicklung einer 
leistungsfähigen Technologietransferkapazität 
in Berlin hat dafür die Voraussetzungen wesent- 
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lieh verbessert; erste Erfolge beginnen sich ab- 
zuzeichnen. 

Berlin verfügt über folgende zentrale Technolo- 
pieürans/er- Stellen: 

O das VDI-Technologiezentrum, 

O die Technologietransferstelle der TU Berlin 
(TU-transfer), 

O die Technologie-Vermittlungs-Agentur 
(TVA), 

O die Innovations- und Technologieberatungs- 
stelle der IG Metall. 

Daneben bestehen Ansprechmöglichkeiten bei 
allen größeren außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen, z. B. Instituten der FhG, Bundes- 
anstalten, Großforschungseinrichtungen, Fach- 
informationseinrichtungen, sowie bei der IHK, 
der Handwerkskammer und allen Hochschulen. 

Die zentralen Transferstellen bieten u. a. an: 

O Innovationsberatung, einschließlich Berater- 
vermittlung, 

O Kooperationsvermittlung, 

O Förderberatung, 

O Projektbetreuung, 

O Existenzgründungsberatung, 

O Literatur-, Normen- und Patentrecherchen. 

Die Inanspruchnahme der Hilfen der Transfer- 
stellen ist für jeden Nachfrager in der überwie- 
genden Zahl der Fälle kostenlos, anderenfalls 
müssen meistens nur die Selbstkosten des Auf- 
trages erstattet werden. 

Wichtige neue Maßnahmen, bei denen schon 
jetzt, kurz nach ihrer Einführung eine positive 
Aufnahme zu verzeichnen ist, sind 

O die Herausgabe einer Übersicht über aktu- 
elle Angebote zur Verwertung neuer For- 
schungsergebnisse: „Forschungsmarkt Ber- 
lin“, 

O die Einrichtung eines Innovations- und Grün- 
derzentrums an der TU Berlin, 

O das Personal-Transfer-Programm des Sena- 
tors für Wirtschaft und Verkehr, wozu auch 
ein Programm für Innovationspraktika ge- 
hört, 

O Finanzierungshilfen 
Innovationsfonds, 
Existenzgründungsprämie, 
Existenzsparförderung, 

O Beratung 

Innovationsberatung, 

Technologisch-betriebswirtschaftliche 

Teamberatung, 

Förderung von technologie-orientierten 
Erfahrungsaustauschgruppen. 

5. Durch Landesmittel werden in Berlin die beste- 
henden Möglichkeiten zur Innovationsförde- 
rung des Bundes durch eigene Maßnahmen er- 
gänzt bzw. ausgewertet. 


Die Fördermaßnahmen gelten für produzierende 
Unternehmen, für technologie-orientierte Unter- 
nehmensgründer, für produktionsnahe Dienst- 
leistungsunternehmen und für Erfinder mit 
wirtschaftlich verwertbaren Ideen. 

Mit der Vergabe von Zuwendungen zur Förde- 
rung von Forschung und Entwicklung in Berlin 
(Forschungsförderungsfonds) werden For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben in der An- 
fangsphase sowie Kooperationen zwischen For- 
schung und Wirtschaft gefördert, die wirtschaft- 
lich verwertbare neue Produkte, Herstellungs- 
verfahren oder Dienstleistungsangebote zum 
Ziel haben. 

Zur Stärkung der Innovationsfähigkeit der Ber- 
liner Wirtschaft wurde 1982 der Innovations- 
fonds eingerichtet. Technologieorientierte Neu- 
gründungen sowie die Markteinführung neuer 
Produkte in kleinen und mittleren Unternehmen 
können aus diesem Fonds mitfinanziert werden. 
Dadurch sollen der Strukturwandel in der Berli- 
ner Wirtschaft beschleunigt sowie Arbeitsplätze 
gesichert und neue geschaffen werden. 

Auf der Grundlage des am 2. Oktober 1979 be- 
schlossenen „Ersten Landesprogramms zur 
sparsamen und rationellen Energieverwendung 
im Land Berlin“ werden durch Forschungsarbei- 
ten energiesparende Maßnahmen vorbereitet. 
Hierfür sollen bis 1987 jährlich rd. 2 Mio DM be- 
reitgestellt werden. 

Neue forschungs- und wirtschaftspolitische Ak- 
zente wurden durch die Auswirkungen des 
„Strukturprogramms für neue Arbeitsplätze in 
Berlin“ u. a. im Bereich der Verkehrsforschung 
gesetzt. 


2.4 Freie Hansestadt Bremen 

1, Der Vergleich mit anderen Ländern und ins- 
besondere mit anderen Verdichtungsräumen 
(z. B. Großstädtevergleich) der Bundesrepublik 
Deutschland weist für das Land Bremen deutli- 
che Defizite bei der Ansiedlung öffentlich geför- 
derter Forschungseinrichtungen auf (vgl. hierzu: 
Bericht zur Situation der außeruniversitären 
Forschung im Lande Bremen, abgegeben vor der 
Bremischen Bürgerschaft [Landtag] am 4. Mai 
1983). 

Zwar konnten in den letzten Jahren durch mas- 
sive Anstrengungen des Landes und mit Unter- 
stützung des Bundes erhebliche Verbesserungen 
erreicht werden; angesichts der in Bremen aber 
stärker als anderswo bestehenden Struktur- 
probleme der Küstenwirtschaft, ist dem nach 
wie vor bestehenden Nachholbedarf des Landes 
Bremen bei der Ausstattung mit öffentlich geför- 
derten Forschungseinrichtungen besondere Be- 
deutung zuzumessen. 

Bislang ist keine der großen Forschungs- 
trägerorganisationen (Max-Planck-Gesellschaft, 
Fraunhofer-Gesellschaft) im Lande Bremen mit 
Instituten im Rahmen der gemeinsamen For- 
schungsförderung des Bundes und der Länder 
vertreten. Die Gründe hierfür sind zu wesentli- 
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chen Teilen in der in Bremen erst sehr spät 
(1971) erfolgten Universitätsgründung und der 
erst damit geschaffenen wissenschaftlichen Ba- 
sis zu suchen. 

Trotz der gegenwärtig schwierigen Haushalts- 
lage ist das Land bemüht, die Rahmenbedingun- 
gen für den weiteren Ausbau der Forschungsin- 
frastruktur und die Ansiedlung von Forschungs- 
einrichtungen konsequent — unter Fortführung 
der in den letzten Jahren eingeleiteten Maßnah- 
men (Hochschulgesamtplan) — weiter zu ent- 
wickeln. Die Verbesserung und Ausdifferenzie- 
rung der Forschungsstruktur der Universität 
(insbesondere in den Natur- und Ingenieurwis- 
senschaften) und der Möglichkeiten zur Förde- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie 
die Schaffung leistungsfähiger Forschungsein- 
heiten (Forschungsschwerpunkte, ggf. Vorfor- 
men für durch die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft geförderte Sonderforschungsbereiche) 
hat prioritäre Bedeutung. Dies gilt auch für die 
Entwicklung abgestimmter Schwerpunktbildun- 
gen (unter Einbeziehung der vorhandenen uni- 
versitären und außeruniversitären Forschung, 
u. U. auch der Forschungseinrichtungen der 
Wirtschaft), in denen einerseits spezifische 
Standortbedingungen Bremens berücksichtigt 
werden und andererseits eine Konzentration der 
verfügbaren Ressourcen erreichbar erscheint, 
die in überregionaler Konkurrenz tragfähig ist. 

Die Planungen zum Ausbau der Forschung kon- 
zentrieren sich deshalb vor allem auf Bereiche, 
in denen es in Bremen gewachsene Ansätze gibt 
und die geeignet sind, das Innovationspotential 
Bremens und des Unterweserraums zu stärken; 
dies gilt etwa für das Forschungsgebiet Werk- 
stofforschung/Oberflächentechnik. Andererseits 
werden Schwerpunkte dort gesetzt, wo Bremen 
unter Berücksichtigung gesamtstaatlicher Inter- 
essen besondere Standortvorteile bietet, wie in 
der Meeres- und Polarforschung, Schiffahrtsfor- 
schung, Navigations-, Ladungs- und Transport- 
forschung und der Meerestechnik. 

Des weiteren werden Forschungsgebiete beson- 
ders berücksichtigt, die bisher in der Bundesre- 
publik Deutschland im internationalen Ver- 
gleich nur unzureichend vertreten sind oder in 
denen aufgrund neuer Entwicklungen der Wis- 
senschaft ein Ausbaubedarf besteht. 

2. Die Wissenschaftsausgaben des Landes Bremen 
beliefen sich 1982 auf 197 Mio DM. Dies ent- 
spricht 0,8 % des Bruttoinlandsprodukts oder 
286 DM/Einwohner. Seit 1970 haben sich die 
Ausgaben (insbesondere durch den Aufbau der 
Universität Bremen) mehr als verzehnfacht. Die 
Steigerungsraten waren damit deutlich höher 
als im Durchschnitt der übrigen Länder. Ange- 
sichts der nach wie vor unterdurchschnittlichen 
Ausstattung Bremens mit Forschungseinrich- 
tungen wird der Senat der Freien Hansestadt 
Bremen dem weiteren Ausbau des Wissen- 
schafts- und Forschungsbereichs in Bremen 
trotz der gegenwärtig schwierigen Lage der öf- 
fentlichen Haushalte einen besonderen Vorrang 
geben. 


3. Die Forschungsstruktur des Landes läßt sich wie 

folgt gliedern: 

— Hochschulen 

Hauptträger der Forschung ist die Universi- 
tät Bremen als einzige Universität des Lan- 
des. Die Universität hat als eine der Hoch- 
schulneugründungen ihren Betrieb zum Win- 
tersemester 1971/72 aufgenommen. 

Zur konzentrierten Förderung der For- 
schung, insbesondere in Forschungsschwer- 
punkten, verfügt die Universität über einen 
zentralen Fonds mit 60 Stellen für wissen- 
schaftliche Mitarbeiter sowie Mitteln für 
Hilfskräfte und Sachkosten. Diese gezielte 
Forschungsförderung neben der allgemeinen 
Förderung über die Grundausstattung der 
Fachbereiche hat sich grundsätzlich bewährt. 
Die Universität hat Anfang 1984 ihren vier- 
ten Forschungsbericht vorgelegt, in dem der 
erreichte Stand der Forschungsaktivitäten 
belegt wird. So beliefen sich die 1983 aus Mit- 
teln Dritter erzielten Ist-Einnahmen für die 
Forschung auf 7,4 Mio DM mit stark steigen- 
der Tendenz. 

Mit der z. Z. laufenden Umstrukturierung der 
Universität von einer primär geisteswissen- 
schaftlichen und Lehramts-Ausbildungs- 
stätte zu einer regional bezogenen und for- 
schungsintensiven gesellschafts-, natur- und 
ingenieurwissenschaftlichen Lehr- und For- 
schungsstätte geht eine Schwerpunktbildung 
einher. 

Den bremischen Fachhochschulen (Hoch- 
schule Bremen, Hochschule Bremerhaven, 
Hochschule für gestaltende Kunst und Musik 
Bremen) ist mit dem Bremischen Hochschul- 
gesetz von 1977 die Aufgabe übertragen wor- 
den, die Verbindung von Forschung und 
Lehre mit der Durchführung, insbesondere 
von anwendungsbezogenen Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben zu ermöglichen. 

Für die gezielte Förderung und Initiierung 
von Forschungs- sowie von künstlerischen 
und technologischen Vorhaben an Fachhoch- 
schulen stehen besondere Mittel zur Verfü- 
gung (1983: 450 000 DM), die der Senator für 
Bildung, Wissenschaft und Kunst aufgrund 
von Ausschreibungen und entsprechenden 
Anträgen an Professoren bremischer Fach- 
hochschulen vergibt. 

— Forschung und Entwicklung in außeruniver- 
sitären Forschungseinrichtungen 
Insgesamt sind gegenwärtig 16 außeruniver- 
sitäre Forschungseinrichtungen und fünf Au- 
ßenstellen/Teilinstitute von Forschungsein- 
richtungen, die ihren Hauptsitz nicht in Bre- 
men haben, in der Freien Hansestadt Bre- 
men angesiedelt. Die Gesamtausgaben der 
außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen lagen 1981 bei ca. 50 Mio DM. Sie be- 
schäftigten 1982 insgesamt 553 Mitarbeiter, 
davon 184 Wissenschaftler. 

In den letzten Jahren wurden neben dem 
weiter unten genannten Alfred-Wegener-In- 
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stitut für Polarforschung folgende Institute 
neu gegründet: 

O Bremer Institut für Betriebstechnik und 
angewandte Arbeitswissenschaft (BIBA), 
O Bremer Institut für Präventionsforschung 
und Sozialmedizin (BIPS), 

O Forschungsstelle für unabhängige Litera- 
tur und gesellschaftliche Bewegungen 
Osteuropas, 

O Zentrum für Europäische Rechtspolitik 
(ZERP). 

Zu den von Bund und Ländern nach Arti- 
kel 91b GG gemeinsam geförderten For- 
schungseinrichtungen gehören: 

O ALfred-Wegener-Institut für Polarfor- 
schung (AWI) 

Das AWI wurde 1980 als 13. Großfor- 
schungseinrichtung (vgl. Teil VI, Kapi- 
tel 2.3) in der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit Sitz in Bremerhaven als Stiftung 
des öffentlichen Rechts gegründet. 

Das Alfred-Wegener-Institut für Polarfor- 
schung hat die Aufgabe, die deutsche Po- 
larforschung durch eigene Forschungstä- 
tigkeit und die Bereitstellung einer lei- 
stungsfähigen Logistik zu fördern. Außer- 
dem ist das Institut für die Koordination 
der deutschen Polarforschung zuständig 
und soll darüber hinaus die wissenschaft- 
liche Zusammenarbeit mit dem Ausland 
pflegen. Das Institut unterstützt die Bun- 
desregierung bei der Wahrnehmung der 
ihr aus völkerrechtlichen Vereinbarungen 
auf dem Gebiet der Polarforschung er- 
wachsenden Rechte und Pflichten. 

Das Polarinstitut leistet grundlegende 
Forschungsarbeiten in den Bereichen Bio- 
wissenschaften, Geowissenschaften, at- 
mosphärische Wissenschaften und Ozea- 
nographie der Polargebiete. Viele dieser 
Untersuchungen haben einen direkten 
Bezug zu Problemen der Umwelt-, Res- 
sourcen- und Klimaforschung. Die Koope- 
ration mit anderen inländischen und aus- 
ländischen Forschungseinrichtungen ist 
dabei von großer Bedeutung. 

O Institut für Meeresforschung Bremerha- 
ven (IfM) 

Das IfM wurde 1977 in die Blaue Liste 
der von Bund und Ländern gemeinsam 
finanzierten Forschungseinrichtungen 
übernommen. Seine Aufgaben liegen in 
der Meereskunde-Grundlagenforschung. 
Sie konzentrieren sich auf die Beziehun- 
gen zwischen Umweltfaktoren und Lebe- 
wesen im Meer. Dabei werden schwer- 
punktmäßig Fragestellungen zum Mee- 
resboden bearbeitet, insbesondere unter 
den Gesichtspunkten der Meeresökologie 
und der Meeresverschmutzung. Darüber 
hinaus wird an der Systematisierung ma- 
riner Organismen gearbeitet. 


O Deutsches Schiffahrtsmuseum Bremerha- 
ven (DSM) 

Das Museum wurde 1971 als Stiftung pri- 
vaten Rechts gegründet. Durch die Auf- 
nahme in die Blaue Liste wurde das DSM 
1981 in die überregionale Forschungsför- 
derung einbezogen. Aufgabe des DSM ist 
es, die deutsche Schiffahrtsgeschichte zu 
erforschen, die historischen Bestände in 
ihren Zusammenhängen zu sammeln, an- 
schaulich zu machen und dokumentarisch 
zu erfassen und damit der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. 

— Forschung und Entwicklung in der Industrie 
Über den Umfang der FuE in der Wirtschaft 
in Bremen existieren keine aktuellen Daten. 
Es lassen sich aber folgende Einschätzungen 
vornehmen: 

O Der Stifterverband für die Deutsche Wis- 
senschaft wies 1980 in seiner Regional- 
auswertung zur „Forschung und Entwick- 
lung in der Wirtschaft 1977“ den Anteil 
bremischer Unternehmen an den FuE- 
Aufwendungen der Wirtschaft (ohne Che- 
mische Industrie) mit 4,5 % aus. Dies hätte 
einen Betrag von rd. 540 Mio DM für FuE 
in der bremischen Wirtschaft bedeutet. 
Berücksichtigt man, daß rund 95 % der 
FuE der Wirtschaft im Verarbeitenden 
Gewerbe durchgeführt wird, so errechnet 
sich für Bremen eine FuE-Intensität der 
Industrie — gemessen als FuE-Aufwen- 
dungen zu Umsatz — von 3,6 % (ohne Che- 
mie), die den Bundesdurchschnitt (1,5 %) 
um 140 % übertrifft. 

O Eine Schätzung des „Bremer Ausschusses 
für Wirtschaftsforschung (BAW)“ auf- 
grund der bremischen Branchenstruktur 
ergab ebenfalls für das Jahr 1977 für die 
Gesamtindustrie (einschl. Chemie) FuE- 
Aufwendungen von 360 Mio DM. Dies ent- 
spricht einem Umsatz-Anteil von 2,4 % 
(gegenüber einem Bundesdurchschnitt 
von 1,8 %). 

O Rund zwei Drittel der industriellen FuE in 
Bremen wird nach der Untersuchung des 
BAW in einem einzigen Industriezweig — 
der Luft- und Raumfahrtindustrie (LRI) 
— durchgeführt. Klammert man die LRI 
aus, liegt die FuE-Intensität der bremi- 
schen Industrie mit 0,8 % genau halb so 
hoch wie die der Industrie (ohne LRI) im 
Bundesgebiet insgesamt. Dies ist auf die 
relativ ungünstige Branchenstruktur der 
bremischen Industrie zurückzuführen. 
FuE-schwache Branchen wie die Eisen- 
schaffende Industrie, der Schiffbau und 
die Nahrungs- und Genußmittel-Industrie 
sind in Bremen überproportional, FuE-in- 
tensive Branchen wie Chemie, Maschi- 
nenbau und Elektrotechnik nur unter- 
durchschnittlich vertreten. 

O Bei den Projektmitteln des BMFT an Un- 
ternehmen der privaten Wirtschaft, deren 
Höhe ebenfalls als Indikator für die FuE- 
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Intensität einer Region herangezogen 
werden kann, liegt Bremen (1980) mit 
56 DM je Einwohner um 62 % über dem 
Bundesdurchschnitt. Aber auch hier ist 
eine starke Konzentration der Projektmit- 
tel auf den LRI-Bereich festzustellen. 

4. Vor dem Hintergrund der dargestellten For- 
schungsstruktur konzentrieren sich die Bemü- 
hungen des Landes im Zusammenwirken mit 
den Hochschulen und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen vor allem auf die beiden 
nachfolgend dargestellten Schwerpunktsetzun- 
gen. 

— Polarforschung/Meeresforschung 

Die zunehmende Bedeutung der Nutzung des 
Meeres für die Bewältigung weltweiter Eng- 
paßprobleme (Rohstoffe, Nahrungsversor- 
gung, Verklappung von Abfallprodukten) und 
die dadurch verursachte Gefährdung mari- 
ner Ökosysteme erfordern weltweit eine Aus- 
weitung der Meeresforschung. 

Mit dem Institut für Meeresforschung in Bre- 
merhaven ist im Lande Bremen schon seit 
vielen Jahren eine Forschungseinrichtung 
angesiedelt, die durch Inbetriebnahme des 
mit modernen Einrichtungen ausgestatteten 
Erweiterungsbaues Anfang 1982 über Vor- 
aussetzungen für eine Ausweitung ihrer For- 
schungsarbeiten verfügt. 

Die Universität Bremen realisiert z. Z. ihre 
Planungen, die eine Ergänzung ihrer Lehr- 
und Forschungskapazität auf dem Gebiet der 
Meeres- und Polarforschung zum Ziel haben. 
In Kooperation mit dem Institut für Meeres- 
forschung und dem Alfred-Wegener-Institut 
für Polarforschung wird dabei einerseits ein 
neuer Bereich Geowissenschaften meeres- 
kundlicher Richtung aufgebaut, andererseits 
werden die Fachrichtungen Biologie, Chemie 
und Physik ergänzt um jeweils meereskund- 
liche und polarbezogene Anteile, mit der 
Möglichkeit für eine entsprechende Schwer- 
punktbildung der Studenten in diesem Be- 
reich durch ein Aufbau- oder Doktoranden- 
studium. Im Hochschulgesamtplan des Lan- 
des sind dementsprechend für die Bereiche 
meereskundliche Angebote in den Fachrich- 
tungen Biologie, Chemie und Physik, Geowis- 
senschaften meereskundlicher Richtung und 
Polarforschung insgesamt 16 Stellen für 
Hochschullehrer vorgesehen. 

Zusammen mit dem Alfred-Wegener-Institut 
für Polarforschung, das mit einer Schwer- 
punktbildung in der Erforschung des Süd- 
und des Nordpolarmeeres ebenfalls zu we- 
sentlichen Anteilen im marinen Bereich tätig 
ist, wird in Bremen/Bremerhaven ein beacht- 
liches Forschungspotential geschaffen, von 
dem zugleich wesentliche Ausstrahlungen 
auch auf die regionale meeresorientierte 
Wirtschaft erwartet werden kann. 

Auf der Grundlage der Empfehlungen eines 
vom Bund und Bremen gemeinsam einge- 
setzten ad hoc-Ausschusses über “Meeresfor- 


schung Bremen/Bremerhaven“ werden ge- 
genwärtig Überlegungen angestellt, wie über 
die bisherigen Kooperationen zwischen dem 
Institut für Meeresforschung und dem Al- 
fred-Wegener-Institut für Polarforschung 
hinaus eine Zusammenfassung dieser beiden 
Institute zu einer gemeinsamen Forschungs- 
einrichtung erreicht werden kann. Eine sol- 
che Einrichtung würde über eine wesentlich 
größere „kritische Masse“ für die Bearbei- 
tung der Aufgaben verfügen und daher ein 
noch kompetenterer Gesprächspartner für 
die Beteiligung an der wissenschaftlichen Ar- 
beit im überregionalen Rahmen sein. 

— Arbeit und Technik 

In den Ingenieurwissenschaften gibt es in 
Bremen bisher bei den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen trotz wichtiger An- 
sätze der Werkstofforschung (Institut für 
Härterei-Technik, Fraunhofer-Institut für an- 
gewandte Materialforschung, Bremer Insti- 
tut für angewandte Strahltechnik) ein deutli- 
ches Defizit. Selbst die wenigen vorhandenen 
Ansätze wären aber auf die Dauer gefährdet, 
wenn nicht im universitären Bereich mit der 
Produktionstechnik der Aufbau der notwen- 
digen komplementären Infrastruktur einge- 
leitet worden wäre. 

Unter Einbeziehung dieses Fachbereichs sol- 
len das Institut für Härterei-Technik und das 
Bremer Institut für angewandte Strahltech- 
nik zu einem leistungsfähigen Forschungs- 
zentrum für Oberflächen- und Werkstofftech- 
nik zusammengefaßt werden, das bereits mit 
Hilfe eines aus Landesmitteln finanzierten 
Sonderprogramms, das die Durchführung ge- 
meinsamer Forschungsvorhaben mit dem 
Fachbereich Produktionstechnik einschließt, 
vorbereitet wurde. Der Bereich Werkstoffor- 
schung wird wegen der absehbar zunehmen- 
den Rohstoff- und Energieversorgungspro- 
bleme bei gleichzeitig höheren Qualitätsan- 
forderungen zukünftig ein Engpaßbereich für 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung dar- 
stellen. Zudem sollen in dem Forschungszen- 
trum weniger umweltbelastende Produkti- 
onsverfahren entwickelt werden. Besondere 
Bedeutung wird der Integration neuer Werk- 
stofftechnologien in den Fertigungsprozeß 
(werkstofforientierte Produktionstechnik) 
zugemessen. 

Die bremische Forschungspolitik kann sich 
jedoch nicht nur auf die Förderung neuer 
Technologien beschränken, sie muß vielmehr 
auch die Folgewirkungen neuer Technolo- 
gien auf die Gesellschaft insgesamt, vor al- 
lem auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten berücksichtigen und für 
eine menschengerechte Technologieentwick- 
lung (Humanisierung der Arbeit) Sorge tra- 
gen; sie muß die Wechselwirkungen von Ar- 
beit und Technik in ihre Konzeption einbe- 
ziehen. 

Bisher wurden die folgenden Maßnahmen 
eingeleitet: 
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O Aufbau des Fachbereichs Produktions- 
technik an der Universität, 

O Aufbau des Fachbereichs Informatik an 
der Universität, 

O Gründung des Bremer Instituts für Be- 
triebstechnik und angewandte Arbeits- 
wissenschaft, 

O Einrichtung des Bremer Instituts für Prä- 
ventionsforschung und Sozialmedizin, 

O Gründung der Gesellschaft zur Förderung 
der Humanisierungsforschung. 

In dem für Bremen lebenswichtigen Wirt- 
schaftszweig der Schiffahrt, in dem die Fol- 
gen der ökonomischen und technologischen 
Entwicklung bereits jetzt gravierend sind, 
sind erste Schritte eingeleitet, um in Bremen 
die bisher in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nur wenig entwickelte Schiffahrtsfor- 
schung aufzubauen, vor allem unter Einbe- 
ziehung der Hafen-, Ladungs- und Transport- 
technologie. 

Entsprechende fachliche Kapazitäten sind 
insbesondere mit dem Institut für Seever- 
kehrswirtschaft, dem Bremer Institut für Be- 
triebstechnik und angewandte Arbeitswis- 
senschaft und im Fachhochschulbereich mit 
den einschlägigen Fachbereichen der Hoch- 
schule Bremen und der Hochschule Bremer- 
haven vorhanden. 

5. Zur Förderung des Technologietransfers im 
Lande Bremen wurde bereits 1977 durch die 
Handelskammer Bremen eine Innovationsbera- 
tungsstelle eingerichtet. Jährlich werden weit 
über 100 Innovationsberatungen vorwiegend in 
kleinen und mittleren Unternehmen mit folgen- 
dem Beratungsangebot durchgeführt: 

O Information über staatliche Innovationsför- 
derungsmaßnahmen, 

O Hilfe bei der Beantragung staatlicher Inno- 
vationsförderungsmittel, 

O Vermittlung und Beschaffung technischer In- 
formationen, 

O Vermittlung von Kontakten zu Forschungs- 
und Entwicklungspartnern. 

Im Zusammenhang mit den freiberuflich tätigen 
bremischen Patentanwälten ist 1980 ein speziel- 
ler Erfinderberatungsdienst eingerichtet wor- 
den. Hierdurch wird Einzelerfindern Gelegen- 
heit gegeben, sich kostenlos über die Möglich- 
keiten einer Absicherung ihrer Erfindungen, 
Ideen und Entwicklungen zu informieren. Es 
werden jährlich über 50 Beratungen durchge- 
führt. 

Darüber hinaus führt die Handelskammer auch 
Beratungen für technologie-orientierte Existenz- 
gründungen durch. 

Es ist geplant — wie in den übrigen Ländern — , 
einen technologischen Beratungsdienst in Zu- 
sammenarbeit mit den Hochschulen und dem 
Rationalisierungskuratorium der Deutschen 
Wirtschaft in Bremen einzurichten. Ziel der För- 
derung ist es, die Kontakte zwischen der mittel- 


ständischen Wirtschaft und den Hochschulen zu 
intensivieren und die Unternehmen zu ermuti- 
gen, für ihre technischen Entwicklungen ver- 
stärkt das bei den Hochschulen vorhandene Wis- 
sen zu nutzen. 

Die bereits 1977 in der Staats- und Universitäts- 
bibliothek Bremen eingerichtete Informations- 
vermittlungsstelle für wissenschaftliche Litera- 
tur und Daten, die mit Datenbanken in Europa 
und in den USA verbunden ist, steht selbstver- 
ständlich der bremischen Wirtschaft zur Verfü- 
gung. Speziell für mittlere und kleine Unterneh- 
men wird mit Unterstützung des Bundes beim 
Bremer Institut für angewandte Strahltechnik 
ein Pilotvorhaben für einen regionalen, problem- 
und branchenbezogenen Informationsvermitt- 
lungsdienst durchgeführt, der abgestufte, auf 
diesen spezifischen Adressatenkreis zugeschnit- 
tene Informationsvermittlungsdienstleistungen 
erbringt (Schwerpunkte: Schiffbau und Elektro- 
nik). 

6. Obwohl das Land Bremen bislang kein eigen- 
ständiges Programm zur Innovationsförderung 
der Wirtschaft erstellt hat, werden landeseigene 
Mittel für Forschung, Entwicklung und Innova- 
tion in der Wirtschaft zur Verfügung gestellt. 

Gefördert werden insbesondere Maßnahmen zur 
Entwicklung neuer Technologien, um Industrie- 
betrieben die notwendige Anpassung an den 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritt so- 
wie an die veränderten Marktgegebenheiten zu 
erleichtern. Dabei kommt der Förderung neuer 
Technologien zugunsten kleiner und mittlerer 
Unternehmen besondere Bedeutung zu, da For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten in der Regel 
langwierig und kostspielig sind und daher von 
den kleinen und mittleren Unternehmen nicht in 
dem erforderlichen Maße selbst finanziert wer- 
den können. Die Förderungsmaßnahmen sind 
nicht auf das Produzierende Gewerbe be- 
schränkt, sondern stehen auch den Dienstlei- 
stungsunternehmen sowie Einzelpersonen zur 
Verfügung. 

Die Unternehmen können Zuschüsse bis zu 
50 000 DM pro Innovationsvorhaben in An- 
spruch nehmen. Der Zuschuß braucht auch im 
Erfolgsfall nicht zurückgezahlt zu werden. 


2.5 Freie und Hansestadt Hamburg 

1. Hamburg hat 1982 im Vergleich zum Vorjahr 
seine Wissenschaftsausgaben überproportional 
um 9,5% auf rd. 914 Mio DM erhöht. Auf den 
Hochschulbereich entfielen davon rd. 821 Mio 
DM, auf außeruniversitäre Forschungseinrich- 
tungen rd. 93 Mio DM. Dieses entspricht einem 
Anteil von 1,2% (1981: 1,1 %) am Bruttoinlands- 
produkt oder rd. 560 DM/Einwohner (1981: 
508 DM/Einwohner). Hamburg hat hiermit seine 
Stellung als regionaler Forschungsschwerpunkt 
im norddeutschen Raum halten und ausbauen 
können. 

Im universitären Bereich wurde der 1978 begon- 
nene Bau der Technischen Universität Ham- 
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burg-Harburg (TU Hamburg-Harburg) zügig 
fortgesetzt. Ihre Aufgabe ist es, im Zusammen- 
wirken mit anderen Hamburger Hochschulen 
und entsprechenden Einrichtungen der Region 
besonders innovative und für die Entwicklung 
der Region bedeutende Projekte durchzufüh- 
ren. 

Als ein besonderes Instrument der gezielten 
Förderung hat Hamburg erstmals im Jahr 1981 
Haushaltsmittel für die Förderung der wissen- 
schaftlichen Forschung (Projektmittel) bereitge- 
stellt. Im Jahre 1982 wurden diese Forschungs- 
förderungsaktivitäten durch die Bereitstellung 
von Haushaltsmitteln und Stellen für den neuge- 
schaffenen Forschungsbereich „Arbeitsplatz- 
schutz und Arbeitsplatzgestaltung" ergänzt. 

2. Die Forschungsstruktur des Landes stellt sich 
folgendermaßen dar: 

— Hochschulen 

Für die sechs Hamburger Hochschulen (Uni- 
versität Hamburg und Universitäts-Kranken- 
haus Eppendorf, Technische Universität 
Hamburg-Harburg, Fachhochschule Ham- 
burg, Hochschule für Wirtschaft und Politik, 
Hochschule für bildende Künste, Hochschule 
für Musik und darstellende Kunst Hamburg) 
wurden 1982 Mittel in Höhe von 802 Mio DM 
bereitgestellt. 

Dem Hamburger Hochschulbereich sind da- 
neben noch die Fachhochschule für öffentli- 
che Verwaltung, die in einer internen Ausbil- 
dung Anwärter für die Laufbahn des gehobe- 
nen öffentlichen Dienstes ausbildet, die 
Hochschule der Bundeswehr sowie die Evan- 
gelische Fachhochschule für Sozialpädagogik 
zuzurechnen. 

Im Bereich der Forschung arbeiten alle 
Hochschulen — wie im Hamburgischen 
Hochschulgesetz vorgesehen — eng zusam- 
men. Daneben hat die enge Kooperation mit 
der Berufspraxis große Bedeutung. 

Die Intensivierung der Forschungsaktivitä- 
ten an den Hamburger Hochschulen wird 
insbesondere durch den Anstieg der Drittmit- 
telzuweisungen von rd. 44 Mio DM im Jahre 
1980 auf rd. 56 Mio DM im Jahre 1982 deut- 
lich. Im Jahre 1983 wurden folgende Sonder- 
forschungsbereiche gefördert: 

O SFB 34 — Endokrinologie (bis 31. Dezem- 
ber 1983), 

O SFB 94 — Meeresforschung (System Oze- 
an/Atmosphäre), 

O SFB 115 — Psychosomatik, 

O SFB 86 — Weltwirtschaft (gemeinsam mit 
der Universität Kiel), 

O SFB 98 — Schiffstechnik und Schiffbau 
(gemeinsam mit der Universität Hanno- 
ver). 

Die Zuweisungen für die Sonderforschungs- 
bereiche stiegen von 12,2 Mio DM (1980) auf 
14,3 Mio DM (1982). 


— Forschung und Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen 

Außerhalb der Hochschulen bestehen in 
Hamburg öffentlich geförderte Forschungs- 
einrichtungen (vgl. im einzelnen Teil VI), de- 
ren Forschungsaktivitäten sich an naturwis- 
senschaftlichen, sozial- und geisteswissen- 
schaftlichen Problemen orientieren. Die 
nachfolgenden hochschulfreien Forschungs- 
einrichtungen arbeiten z. T. untereinander 
und mit den Hamburger Hochschulen eng 
zusammen: 

O Bernhard-Nocht-Institut für Schiffs- und 
Tropenkrankheiten, 

O Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY), 
O Geologisches Landesamt, 

O Heinrich-Pette-Institut für Experimen- 
telle Virologie und Immunologie an der 
Universität Hamburg, 

O HWWA — Institut für Wirtschaftsfor- 
schung Hamburg, 

O Institut für Friedensforschung und Si- 
cherheitspolitik an der Universität Ham- 
burg, 

O Institut für die Geschichte der deutschen 
Juden, 

O Hans-Bredow-Institut für Rundfunk und 
Fernsehen an der Universität Hamburg, 

O Max-Planck-Institut für Meteorologie, 

O Max-Planck-Institut für Ausländisches 
und Internationales Privatrecht, 

O Stiftung Deutsches Übersee-Institut, 

O UNESCO-Institut für Pädagogik, 

O Forschungsstelle für die Geschichte des 
Nationalsozialismus in Hamburg und 
Hamburger Bibliothek für Sozialge- 
schichte und Arbeiterbewegung, 

O Joachim-Jungius-Gesellschaft der Wissen- 
schaften e.V. Hamburg, 

O HSVA — Hamburger Schiffbau-Versuchs- 
anstalt GmbH. 

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist Sitz 
mehrerer Bundesforschungseinrichtungen, 
die verschiedenen Bundesministerien unter- 
stellt sind. 

Es sind dies 

O das Deutsche Hydrographische Institut, 

O die Bundesforschungsanstalt für Fischerei, 

O die Bundesforschungsanstalt für Wasser- 
bau, 

O der Deutsche Wetterdienst, 

O die Biologische Anstalt Helgoland, 

O die Bundesforschungsanstalt für Forst- 
und Holzwirtschaft. 

3. Im folgenden werden die Forschungsschwer- 
punkte dargestellt: 
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Geistes- und Sozialwissenschaften 

— Friedensforschungs- und Sicherheitspolitik 
Das Institut für Priedensforschung und Si- 
cherheitspolitik an der Universität Hamburg 
behandelt grundsätzliche Fragen der Frie- 
densforschung und Sicherheitspolitik sowie 
der zwischenstaatlichen Konfliktforschung. 

— Nationalsozialismus 

In verschiedenen Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen erfolgt eine disziplin- 
übergreifende Auseinandersetzung mit der 
Geschichte des Nationalsozialismus und der 
Rolle der Wissenschaft in der Entwicklung 
zum deutschen Faschismus. 

— Exilforschiing 

Die „Hamburger Arbeitsstelle für deutsche 
Exilliteratur“ — sie ist die einzige Einrich- 
tung dieser Art in der Bundesrepublik 
Deutschland — hat den Aufbau einer Spezi- 
albibliothek und die wissenschaftliche Erfor- 
schung der Geschichte des deutschen Exils 
und ihrer Literatur zur Aufgabe. 

— Medienforschung 

Thematische Schwerpunkte der Medienfor- 
schung an der Universität, der Hochschule 
für Wirtschaft und Politik und am „Hans-Bre- 
dow-Institut für Rundfunk und Fernsehen“ 
sind die Entwicklung neuer Medien, Medien- 
nutzung/Medienwirkung, Medienorganisa- 
tion und Medienpolitik. 

— Dritte Welt 

Die Forschungsvorhaben des Deutschen 
Überseeinstituts mit seinen Regionalinstitu- 
ten sowie verschiedener Fachbereiche der 
Universität Hamburg konzentrieren sich auf 
politische, wirtschaftliche, ökologische, sozia- 
le, kulturelle und historische Beziehungen 
zwischen den Ländern der Dritten Welt und 
Europa, insbesondere auch unter sicherheits- 
politischen Aspekten. 

— Psychosomatik 

Die Arbeiten in dem von der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft finanzierten Sonder- 
forschungsbereich „Psychosomatische Medi- 
zin, klinische Psychologie, Psychotherapie“ 
beziehen sich insbesondere auf die Gebiete 
„Psychologische Risiken bei Körperkrank- 
heiten“, „neue Formen der Psychotherapie“ 
und „Grundlagenforschung zur Diagnostik 
körperlich-seelischer Wechselbeziehung“. 

Naturwissenschaften 

— Meeresforschung 

Zentraler Bereich der Aktivitäten in der 
Meeresforschung ist der Sonderforschungs- 
bereich 94 „Meeresforschung“, der bereits 
seit 1970 erfolgreich arbeitet. 1982 wurde dem 
SFB 94 ein Forschungsschiff zur Verfügung 
gestellt. Neben biologischen und chemischen 
Teilprojekten stehen physikalische Arbeiten 
im Vordergrund, wobei die Transporte von 
Energie und Stoffen im Ozean und in der 
Atmosphäre sowie deren Austausch zwi- 


schen Ozean und Atmosphäre untersucht 
werden; daraus entwickelt sich ein neuer 
Forschungsschwerpunkt „Simulation“. 

— Umweltschutz 

Seit 1973 besteht der Forschungsbereich Um- 
weltschutz und Umweltgestaltung der Uni- 
versität in seiner jetzigen Form. Es werden 
Forschungsvorhaben behandelt, die aus 
staatlicher Sicht für die Region Hamburg 
von spezifischem Interesse sind sowie Arbei- 
ten, welche die Hochschulen selbst initi- 
ieren. 

— Klimaforschung 

In einem Forschungsverbund arbeiten Wis- 
senschaftler der GKSS — Forschungszen- 
trum Geesthacht GmbH, der Institute für 
Meereskunde und Meteorologie der Universi- 
tät sowie aus dem Max-Planck-Institut für 
Meteorologie im Bereich der Klima- und Um- 
weltforschung zusammen. Sie stützen sich 
auf die Arbeitsergebnisse des Sonderfor- 
schungsbereichs 94. 

— Forschung in der Hochenergiephysik und mit 
Synchrotronstrahlung 

Der Bau der Hadron-Elektron-Ring-Anlage 
(HERA) durch die Großforschungseinrich- 
tung DESY soll neue und grundlegende Er- 
kenntnisse über die Struktur der Materie er- 
möglichen, indem hochbeschleunigte Ele- 
mentarteilchen zur Kollision gebracht und 
dabei eintretende Zerfallsprozesse unter- 
sucht werden. Das HASYLAB (Hamburger 
Synchrotronstrahlungslabor) bei DESY ist ei- 
gens zur Oberflächen- und Festkörperfor- 
schung gegründet worden und nutzt die bei 
der Hochenergiephysik „abfallende“ Syn- 
chrotronstrahlung. 

— Nautische, maritime und Schiffsingenieur- 
Wissenschaften werden auf der Grundlage 
vorhandener Einrichtungen und Projekte 
künftig eine zentrale Rolle in der Hamburger 
Forschungslandschaft spielen. Im einzelnen 
sind dazu zu nennen: 

O die durch einen Staatsvertrag zwischen 
Niedersachsen und Hamburg erfolgte 
Konzentration der Schiffstechnik im 
Hamburger Hochschulbereich, 

O die Inbetriebnahme des Schiffsführungs- 
simulators (SUSAN) an der Fachhoch- 
schule Hamburg, 

O der Ausbau der meerestechnischen Diszi- 
plin an der Technischen Universität Ham- 
burg-Harburg, 

O das Institut für Schiffbau der Universität 
Hamburg, 

O die Inbetriebnahme des Unterwasser-Si- 
mulators (GUSI) bei der GKSS, 

O sowie die Aktivitäten anderer Einrichtun- 
gen und Institute (z. B. Hamburgische 
Schiffsbauversuchsanstalt). 

An der Technischen Universität Hamburg- 
Harburg sind bzw. werden in folgenden Be- 
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reichen Forschungsschwerpunkte eingerich- 
tet; 

O Anlagentechnik, Apparatebau und Ferti- 
gungstechnik sowie entsprechende 
Grundoperationen der Verfahrenstechnik 
(unter Berücksichtigung von Meß- und 
Regelungssystemen), 

O Werkstoff-Physik einschließlich Material- 
forschung und Kunststoff-Physik und zu- 
gehörige Konstruktionstechnik, 

O Sicherheitstechnik, Zuverlässigkeitstech- 
nik, Arbeitsschutz- und Umweltschutz- 
technik (unter Berücksichtigung von 
Überwachungs- und Übertragungssyste- 
men), 

O Wasserbau, Meerestechnik und zugehö- 
rige Bio-Technologie, 

O Hochbau, 

O Stadterneuerung und Werterhaltung. 

Der verstärkte Ausbau der vorhandenen Ein- 
richtungen bzw. diese neuen Forschungseinrich- 
tungen eröffnen Perspektiven für eine frucht- 
bare wissenschaftliche Arbeit und FuE-Aktivitä- 
ten insbesondere auf dem Gebiet der nauti- 
schen, maritimen und Schiffsingenieur-Wissen- 
schaften. 

4. In der Hamburger Region arbeiten im Öffentli- 
chen Bereich z. Z. folgende vom BMFT geför- 
derte Einrichtungen in der Innovationsförde- 
rung und im Technologietransfer: 

O die technologie-spezifischen Beratungen bei 
der Geschäftsstelle Nord des VDI-Technolo- 
giezentrums Berlin, 

O ein technologie-orientierter Unternehmens- 
gründungs-Berater beim Hamburger Institut 
für Technologieförderung e. V. (HIT). Die Exi- 
stenzgründungs-Beratung ist spezialisiert 
auf die Beratung von Hochschulabsolventen, 
Technikern, Erfindern für Unternehmens- 
gründungen auf der Basis eines neuen tech- 
nischen Produkts oder eines neuen techni- 
schen Verfahrens. Der Sitz des Vereins und 
des Beraters ist an der TUHH, 

O drei Berater bei der Innovations- und Tech- 
nologieberatungsstelle (IBS) der Industriege- 
werkschaft Metall mit dem Ziel, arbeitneh- 
merorientierte Innovations- und Technolo- 
gieberatung im Organisationsbereich der 
IG Metall für Betriebsräte, Gewerkschafter 
und Arbeitskreise durchzuführen. 

Die Behörde für Wissenschaft und Forschung 
unterstützt und fördert 

O die Wissenschaftsvermittlung, die Innova- 
tionsförderung und den Technologietransfer 
in den Geistes-, Sozial-, Natur- und Ingenieur- 
wissenschaften durch hauptamtliche Kräfte, 

O den Technischen Beratungsdienst der Fach- 
hochschule Hamburg für kleine und mittlere 
Unternehmen. Dieser Dienst wurde im 
Herbst 1983 personell und inhaltlich ausge- 
weitet, 


O die Technologievermittlung der TUHH durch 
einen hauptamtlichen Berater, der mit dem 
HIT organisatorisch verbunden ist, 

O die Tätigkeit einer Kontaktstelle für Techno- 
logietransfer an der Universität. 

Ferner gewährt die Behörde für Wirtschaft, Ver- 
kehr und Landwirtschaft Innovationsberatung 
und -förderung u. a. durch finanzielle Zuwendun- 
gen an kleine und mittlere Unternehmen. Ein 
„Arbeitskreis Technologieförderung in Ham- 
burg“, in dem die Vertreter von Forschungsein- 
richtungen, Hochschulen, Behörden, Firmen so- 
wie Kammern und Verbänden mitarbeiten, för- 
dert seit 1981 Innovationen kleinerer und mittle- 
rer Unternehmen in der Hamburger Region. 
Seine Arbeit soll künftig durch eine eigens für 
diese Aufgabe gegründete Stiftung „Technolo- 
gieberatungszentrum Hamburg“ erweitert und 
bestärkt werden. 


2.6 Hessen 

1. Der vielleicht wichtigste staatliche Beitrag für 
die Forschung besteht darin, Mittel für den Bau 
und Betrieb wissenschaftlicher Einrichtungen 
und für Forschungsvorhaben bereitzustellen. 

Hierbei ist in den letzten Jahren trotz der teil- 
weise schwierigen Haushaltslage des Landes ein 
deutlicher Anstieg zu verzeichnen. Die Wissen- 
schaftsausgaben des Landes Hessen betrugen 
1982 1,9 Mrd DM; dies entspricht 1,3 % des Brut- 
toinlandprodukts oder 348 DM/Einwohner. 

2. Die Forschungs Struktur des Landes läßt sich wie 
folgt skizzieren: 

— Hochschulen 

O Das Hessische Hochschulgesetz unter- 
scheidet zwischen den Universitäten, die 
in erster Linie zur Forschung berufen 
sind, und den Fachhochschulen, bei denen 
Forschung nur subsidiär ist. Die Gesamt- 
hochschule Kassel ist Universität. 

Der Fachbereich der Hochschulen ist die 
organisatorische Grundeinheit für For- 
schung und Lehre und hat u. a. die struk- 
turellen Voraussetzungen für die For- 
schung zu schaffen, meist durch die Bil- 
dung von Arbeitsgruppen oder die Ein- 
richtung von Wissenschaftlichen Be- 
triebseinheiten (also in der Regel Institu- 
ten oder Kliniken). 

Weiterhin kann der Fachbereich im Ein- 
vernehmen mit den zuständigen anderen 
Fachbereichen oder der Präsident der 
Universität Wissenschaftliche Zentren er- 
richten. 

Der Fachbereich verteilt ferner Personal- 
stellen und Sachmittel auf die Professo- 
ren und Hochschulassistenten bzw. auf 
die Arbeitsgruppen und Betriebseinhei- 
ten, sofern solche im Fachbereich existie- 
ren. Voraussetzung für die selbständige 
Durchführung ist also die Funktion als 
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Professor oder Hochschulassistent, nicht 
aber die Zugehörigkeit zu einem Institut. 
O In der Praxis ist die Durchbildung der 
Fachbereiche mit Instituten in den hessi- 
schen Universitäten sehr unterschiedlich. 
Während fast alle Fachbereiche der Uni- 
versitäten Darmstadt, Frankfurt und Gie- 
ßen Institute errichtet haben, ist dies in 
Marburg nur bei der Hälfte und in Kassel 
nur in einem Fachbereich der Fall. 

O Ein Sonderfall ist die Organisation der 
Fachbereiche Humanmedizin der Univer- 
sitäten Frankfurt, Gießen und Marburg, 
deren Medizinische Zentren und Betriebs- 
einheiten das Klinikum bilden. Der Kul- 
tusminister hat die Grundsätze für die 
Gliederung der Kliniken durch Verord- 
nung geregelt. Diese Gliederung richtet 
sich nach den „Medizinempfehlungen“ 
des Wissenschaftsrates von 1976. 

O Die fünf hessischen Universitäten sind ei- 
nigermaßen gleichmäßig über das Land 
verteilt mit einer etwas stärkeren Kon- 
zentration im Süden, was aber auch der 
Bevölkerungsverteilung entspricht. Diese 
Ausgewogenheit war nur durch den ver- 
stärkten Ausbau der Gesamthochschule 
Kassel (GhK) zu erreichen. Der Ausbau 
muß vor allem in den natur- und ingenieur- 
wissenschaftlichen Fachbereichen fortge- 
führt werden; hier wird der Schwerpunkt 
in der Berufungspolitik der nächsten 
Jahre liegen. 

Mit der Technischen Hochschule Darm- 
stadt und der GhK als technisch-natur- 
wissenschaftlich geprägte Universitäten, 
mit Frankfurt und Marburg als Universi- 
täten mit sowohl geistes- als auch natur- 
wissenschaftlichen Schwerpunkten, Gie- 
ßen mit der Dominanz der Landwirtschaft 
und schließlich mit den drei Universitäts- 
klinika weist das Land Hessen eine Hoch- 
schullandschaft auf, die beachtliche Lei- 
stungen auch in der Forschung erbringt. 
Dieses Bild wird abgerundet durch Max- 
Planck-Institute und die GSI Darmstadt, 
die sehr eng mit den Universitäten Zu- 
sammenarbeiten. 

Die Landesregierung wird auch in Zu- 
kunft bemüht sein, den Aspekt einer aus- 
gewogenen regionalen Verteilung bei der 
Gründung wissenschaftlicher Einrichtun- 
gen zur Geltung kommen zu lassen, wie es 
auch der Festlegung in einigen Bund-Län- 
der-Vereinbarungen entspricht. Dies fin- 
det jedoch seine Grenze in dem Vorhan- 
densein einer wissenschaftlichen Infra- 
struktur und günstiger Verkehrsverbin- 
dungen, die die Zusammenarbeit erleich- 
tern. 

— Forschung und Entwicklung in außeruniver- 
sitären Forschung Seinrichtungen 
Von den 13 im Bundesgebiet bestehenden 
Großforschungseinrichtungen (vgl. im einzel- 
nen Teil VI, Kapitel 2.3) hat eine, die Gesell- 


schaft für Schwerionenforschung mbH (GSI), 
ihren Sitz in Darmstadt. 

In den jeweiligen Geschäftsbereichen der 
Bundesministerien gibt es eine Reihe von 
Anstalten und Instituten, die wissenschaftli- 
che Forschung betreiben. In Hessen liegen 
neun dieser Einrichtungen. 

Einen wichtigen Forschungsbeitrag leisten in 
Hessen auch die Landesämter und -anstal- 
ten. Das Schwergewicht ihrer Tätigkeit liegt 
in der Land- und Forstwirtschaft. Die For- 
schungsanstalt für Weinbau, Gartenbau, Ge- 
tränketechnologie und Landespflege in Gei- 
senheim besteht über 100 Jahre. Sie steht in 
enger Beziehung mit der Fachhochschule 
Wiesbaden. 

Bund und Länder finanzieren gemeinsam 
49 Institute und Einrichtungen („Blaue Li- 
ste“), die teils Grundlagenforschung, teils an- 
gewandte Forschung betreiben (vgl. Teil VI, 
Kapitel 3.3). 

Folgende Einrichtungen haben ihren Sitz in 
Hessen: 

O Deutsches Institut für Internationale 
Pädagogische Forschung (DIPF), Frank- 
furt/M., 

O Forschungsinstitut Senckenberg 
(Senckenberg), Frankfurt/M., 

O Gesellschaft für Information und Doku- 
mentation mbH (GID), Frankfurt/M. 

(vgl. Teil VI, Kapitel 3.4.1), 

O Johann-Gottfried-Herder- Forschungsrat 
(JGHF), Marburg,' 

O Pädagogische Arbeitsstelle (PAS) des 
Deutschen Volkshochschulverbandes, 
Frankfurt/M. 

In Darmstadt hat das Europäische Opera- 
tionszentrum (ESOC), eine Niederlassung 
der Europäischen Weltraumorganisation 
(ESA), ihren Sitz (vgl. Teil V, Kapitel 2.1.1). 

— Forschung und Entwicklung in der Industrie 
Aufgabe der AIF-Vereinigungen (Arbeitsge- 
meinschaft industrieller Forschungsvereini- 
gungen e. V.; vgl. Teil VI, Kapitel 1.5) ist die 
gemeinschaftliche, auf Industriebranchen be- 
zogene Forschung. Dazu unterhalten sie zum 
Teil eigene Forschungsinstitute oder arbei- 
ten mit Hochschul-Instituten, Max-Planck-In- 
stituten, Bundesanstalten u. a. zusammen. 
Von den z. Z. 92 Forschungsvereinigungen 
haben 19 ihren Sitz in Hessen. 

3. Bei den Schwerpunkten der Forschungsförde- 
rung sind zu unterscheiden: 

Die Sonderforschungsbereiche und Forscher- 
gruppen der DFG: 

O SFB 3 Gesellschaftspolitik, Frankfurt, 

O SFB 45 Neurobiologie des Verhaltens, 
Frankfurt, 

O SFB 47 Virologie, Gießen, 

O SFB 65 Festkörperspektroskopie, 

Frankfurt, 
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O SFB 73 Atmosphärische Spurenstoffe, 
Frankfurt (seit 1970), 

O SFB 103 Zellenergetik, Marburg, 

O SFB 127 Kristallstrukturforschung, 

Marburg, 

O SFB 152 Oberflächentechnik, Darmstadt. 

Forschergruppen an der Technischen Hoch- 
schule Darmstadt: 

O Grundlagen der Schadstoffbildung bei der 
Verbrennung (1977), 

O Stoffwechsel- und membranphysiologische 
Grundlagen ökologischer Anpassung von hö- 
heren Pflanzen (1982). 

Forschergruppen an der Johann Wolfgang Goe- 
the-Universität Frankfurt: 

O Membranständige Proteine (1977), 

O Rehabilitation von Delinquenten (1980). 

Neben diesen Schwerpunkten gibt es folgende 
fachübergreifende Schwerpunkte innerhalb und 
außerhalb der Universitäten: 

— Die Klinische Forschung ist in Gießen/ 
Bad Nauheim konzentriert; dort befinden 
sich (jährliches Ausgabevolumen It. Soll 
1983): 

O das Klinikum der Justus-Liebig-Universi- 
tät Gießen — 268 Mio DM, 

O die Klinische Forschungsgruppe für Blut- 
gerinnung und Thrombose der MPG in 
Gießen — 1,5 Mio DM, 

O das Max-Planck-Institut für Physiologi- 
sche und Klinische Forschung, Bad Nau- 
heim — 7,35 Mio DM, 

O die Kerckhoff-Klinik, Bad Nauheim — 

9,5 Mio DM. 

Während das Universitätsklinikum Gießen 
ein voll ausgebautes Klinikum nach den Me- 
dizin-Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
von 1976 ist, sind die anderen Einrichtungen 
auf Herz-Kreislauf-Erkrankungen speziali- 
siert. 

— Naturwissenschaftliche Grundlagenforschung 
O Kern- und Schwerionenforschung ist im 

bundesweiten Vergleich in Hessen stark 
konzentriert. Die TH Darmstadt und die 
Universitäten Frankfurt, Gießen und Mar- 
burg führten in 1982 insgesamt 47 vom 
BMFT geförderte Vorhaben auf den ge- 
nannten Fachgebieten durch. Hinzu 
kommt der Betrieb des Schwerionen- 
beschleunigers bei der GSI Darmstadt. 

O Auch in der Nuklearchemie ist eine be- 
achtliche Konzentration von 14 BMFT-ge- 
förderten Vorhaben ebenfalls an den ge- 
nannten Landesuniversitäten und an der 
TH Darmstadt festzustellen. 

— FuE in der Landwirtschaft 

In Hessen ist die landwirtschaftliche For- 
schung in starkem Maße in folgenden Lan- 
desanstalten angesiedelt: 


O Forschungsanstalt Geisenheim, 

O Forsteinrichtungsanstalt Gießen, 

O Forstl. Versuchsanstalt, Hann. Münden, 

O Versuchsanstalt Kassel/Darmstadt, 

O Lehr- und Forschungsanstalt Eichhof, 
Bad Hersfeld. 

Ferner weisen die Justus-Liebig-Universität 
Gießen mit vier und die Gesamthochschule 
Kassel mit zwei Fachbereichen erhebliche 
landwirtschaftliche Kapazitäten auf. Hier 
werden agrarwirtschaftliche Fragestellungen 
u. a. im Zusammenhang mit dem Ökosystem 
bearbeitet. 

— Energieforschung 

Besondere überregionale Bedeutung haben 
die Entwicklungsarbeiten der in Hanau an- 
sässigen Nuklearbetriebe der 

O Alkern GmbH für die Plutoniumtechnolo- 
gie, 

O Hobeg GmbH für HTR-Brennelemente, 

O Nukem GmbH für den gesamten Brenn- 
stoffkreislauf, insbesondere die Entsor- 
gung. 

Für FuE-Vorhaben dieser Industrien hat der 
BMFT in 1982 etwa 60 Mio DM bereitge- 
stellt. 

— Die Forschung in der Angewandten Chemie 
spielt vor allem in der Industrie der Rhein- 
Main-Region eine weltweit bedeutsame 
Rolle. 

An erster Stelle ist die Forschung der 
Hoechst AG (und der konzernzugehörigen 
Töchter Messer-Griesheim GmbH, Cassel- 
la AG) zu nennen, die im Forschungszentrum 
Hoechst konzentriert ist. Hier widmen sich 
die Zentralen Forschungsabteilungen und 
das Hauptlaboratorium Hoechst Arbeitsge- 
bieten, die in den Forschungseinheiten der 
eigentlichen Produktionseinheiten nicht oder 
noch nicht bearbeitet werden. 

Weitere bedeutende industrielle Chemiefor- 
schung wird im Dechema-Institut Frankfurt 
und bei den Lurgi-Gesellschaften Frankfurt 
betrieben. Dieses Bild wird abgerundet durch 
die Förderaktivitäten der Internationalen 
Dokumentationsgesellschaft für Chemie 
mbH, des Beilstein-Instituts für Literatur der 
Organischen Chemie, der DECHEMA und 
der Gesellschaft Deutscher Chemiker e. V., 
die sämtlich ihren Sitz in Frankfurt haben 
und mit der Chemischen Industrie eng ver- 
bunden sind. 

— Vertragsforschung bietet das Battelle-Insti- 
tut e. V. in Frankfurt/Main an. 

4. Bis 1980 bestanden in Hessen drei Innovations- 
Beratungsstellen der Wirtschaft und zwei, die in 
Forschungseinrichtungen eingegliedert waren. 

In der Zwischenzeit wurden auch in Hessen wei- 
tere Beratungsmöglichkeiten geschaffen. So ha- 
ben acht weitere industrielle Forschungsvereini- 
gungen die Aufgabe der Technologie- und Inno- 
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vationsberatung in ihr Leistungsangebot aufge- 
nommen. Branchenbezogene Beratung bieten 
ebenfalls an der Fonds der Chemischen Indu- 
strie in Frankfurt/M. und der Hauptverband der 
Deutschen Bauindustrie in Wiesbaden. In jüng- 
ster Zeit entstand im Battelle-Institut die zen- 
trale Service-Einheit „Technische Beratung für 
kleine und mittlere Unternehmen“. 

Auch die hessischen Hochschulen waren mit 
zwei Einrichtungen an der Entwicklung betei- 
ligt: 

Die „Arbeitsgemeinschaft für angewandte For- 
schung und Entwicklung von Mitgliedern der 
Fachhochschule Wiesbaden e. V.“ (AGAFE) war 
auf Initiative einiger Professoren der Fachhoch- 
schule Wiesbaden gegründet worden. Mit dem 
Ziel, Praxiskontakte mit den unterschiedlichen 
Bereichen der Wirtschaft und Verwaltung zu 
knüpfen und auszubauen, nahm am 1. Juni 1980 
die „Technologie- und Innovationsberatung der 
Gesamthochschule Kassel“ (TIB Kassel) ihre Ar- 
beit auf. 

Die seit 1. Juli 1981 in Frankfurt/M. bestehende 
„Innovations- und Technologie-Beratungsstelle 
der hessischen Industrie- und Handelskam- 
mern“ (ITB Hessen) bietet, unterstützt durch die 
FuT-Beauftragten der zwölf Kammern, hessi- 
schen Unternehmen Innovations- und Technolo- 
gieberatung sowie Hilfe bei Forschung und Ent- 
wicklung an. 

Den hessischen Handwerksbetrieben stehen für 
betriebswirtschaftliche, technische und betriebs- 
gestalterische Fragen die Beratungsdienste der 
drei Handwerkskammern Kassel, Wiesbaden 
und Rhein-Main mit den Hauptverwaltungen 
Frankfurt und Darmstadt zur Verfügung. 


2.7 Niedersachsen 

1. Das Land Niedersachsen geht in seiner For- 
schungs- und Technologiepolitik grundsätzlich 
von der Aufgabe der Schaffung der erforderli- 
chen Rahmenbedingungen für eine qualitativ 
wertvolle Forschung aus. So müssen die Hoch- 
schulen über eine ausreichende Grundausstat- 
tung verfügen. Besondere Bedeutung kommt 
heute dabei der apparativen Ausstattung deswe- 
gen zu, weil nach der expansiven Aufbauphase 
der 60er Jahre und zu Beginn der 70er Jahre 
zunehmend wissenschaftliche Geräte erneue- 
rungsbedürftig werden. Zu den Rahmenbedin- 
gungen gehört aber auch eine effektive Förde- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Hier 
hilft die Landesregierung, indem sie z. B. für 
junge Wissenschaftler Zeitstellen schafft, die 
den Wissenschaftlern durch zusätzliche Qualifi- 
kationen den Übergang in wissenschaftliche 
Dauerpositionen ermöglichen. 

Im Hinblick auf die Verknappung der öffentli- 
chen Haushalte ist es nicht immer möglich, der 
Forschung die Mittel in dem Umfang zur Verfü- 
gung zu stellen, der eigentlich notwendig wäre. 
Um dennoch einen hohen qualitativen Standard 
der Forschung zu erhalten oder herzustellen, ist 


es notwendig, die Leistungsfähigkeit der For- 
schung durch verstärkte Konzentration auf For- 
schungsschwerpunkte zu verbessern. Dies ist 
zunächst eine originäre Aufgabe der Wissen- 
schaft selbst. Die Landesregierung greift nur un- 
terstützend ein, indem sie die Schwerpunktbil- 
dung durch die Vergabe zusätzlicher Mittel för- 
dert. 

Zur Verstärkung der Forschungsressourcen ist 
die Niedersächsische Landesregierung bemüht, 
Anreize zur Durchführung von Drittmittelvorha- 
ben zu schaffen. Es werden hierfür gezielt zeit- 
lich begrenzte Personal- und Sachmittel zur Ver- 
fügung gestellt, damit z. B. in einem Projektvor- 
lauf Anträge auf Drittmittel vorbereitet werden 
können. 

Ein wesentliches Anliegen der Niedersächsi- 
schen Landesregierung ist es, die Forschungsin- 
frastruktur des Landes Niedersachsen zu ver- 
bessern. Um konkrete Vorschläge für die erfor- 
derlichen Maßnahmen zu erhalten, ist bereits 
1978 eine Forschungsstrukturkommission einge- 
setzt worden, die Empfehlungen für die künftige 
Strukturierung der Forschung und ihrer Ein- 
richtungen in Niedersachsen erarbeitet und An- 
fang 1980 verabschiedet hat. Ein beträchtlicher 
Teil der Empfehlungen konnte inzwischen ver- 
wirklicht und die Forschungsinfrastruktur des 
Landes Niedersachsen damit nachhaltig verbes- 
sert werden. 

2. Die Wissenschaftsausgaben des Landes Nieder- 
sachsen betrugen 1982 2,1 Mrd DM; dies ent- 
spricht 1,3 % des Bruttoinlandprodukts oder 
291 DM/Einwohner. 

— An den Hochschulen und Fachhochschulen 
des Landes werden aus Haushaltsmitteln des 
Landes ca. 8 400 Stellen für Wissenschaftler, 
darunter mehr als 3 000 für Professoren, mit 
einem Personalausgabevolumen (1982) von 
ca. 534 Mio DM finanziert. Aufgrund der Ver- 
pflichtung des wissenschaftlichen Personals 
der Hochschulen, zu lehren und zu forschen, 
beträgt der für die Forschung zu veranschla- 
gende jährliche Personalaufwand des Lan- 
des, auch in Anbetracht der besonderen Bela- 
stung einiger Fächer durch die Lehre, ca. 
215 Mio DM^). Die Personalkosten für die an 
den Hochschulen in der Forschung tätigen 
technischen und sonstigen Mitarbeiter und 
für das Verwaltungs- und Funktionspersonal 
der Hochschulen sind — bezogen auf die der 
Forschung unmittelbar zurechenbaren An- 
teile — mit mindestens 200 Mio DM jährlich 
zu veranschlagen. Der Aufwand für das in 
der Forschung tätige Personal wird ergänzt 
durch die Bereitstellung von Sachmitteln, die 
im Jahre 1982 einen Betrag von nahezu 
65 Mio DM erreichten. Zusätzlich fließen den 
Hochschulen an Sondermitteln aus dem Nie- 
dersächsischen Vorab der Stiftung Volkswa- 
genwerk und aus dem Aufkommen aus der 


^) Anmerkung: Die Ausgaben der Hochschulen für For- 
schung und Lehre wurden im Verhältnis 40 : 60 gewich- 
tet. 
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Konzessionsabgabe der Niedersächsischen 
Zahlenlotto GmbH jährlich weitere ca. 

20 Mio DM zu. 

In Niedersachsen konzentrieren sich die Wis- 
senschafts- und FuE-Kapazitäten vor allem 
auf die größeren Städte Hannover, Braun- 
schweig und Göttingen und deren Einzugsbe- 
reich. Hier sind die Universitäten in Hanno- 
ver und Göttingen, je eine Technische Uni- 
versität in Braunschweig und Clausthal-Zel- 
lerfeld, sechs Hochschulen (einschl. Hildes- 
heim) sowie vier Fachhochschulen mit etwa 

21 000 Arbeitsplätzen, davon 7 700 für Wis- 
senschaftler, angesiedelt. 

In den nordwestlichen Landesteilen sind im 
wesentlichen Osnabrück und Oldenburg mit 
Universitäten zu nennen. In Lüneburg befin- 
det sich die Fachhochschule Nordostnieder- 
sachsen; in Emden, Wilhelmshaven, Olden- 
burg und Osnabrück je eine Fachhochschule. 
Die Niedersächische Landesregierung ist be- 
müht, das Gefälle in der niedersächischen 
Hochschullandschaft auszugleichen. Die bei- 
den jungen Hochschulen Oldenburg und Os- 
nabrück sollen ausgebaut, die Hochschule 
Lüneburg aufgebaut werden. 

— Neben den Hochschulen wird die Forschung 
in den außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen betrieben, die entweder allein 
vom Land unterhalten oder gemeinsam mit 
dem Bund und/oder den Ländern finanziert 
werden (zu den Forschungseinrichtungen 
vgl. im einzelnen Teil VI). 

Im außeruniversitären Bereich haben die 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR), das Niedersächsische Lan- 
desamt für Bodenforschung, die Hochschul- 
Informations-System GmbH (HIS), die Tech- 
nische Informationsbibliothek (TIB) sowie 
zahlreiche kleinere Institute in Hannover ih- 
ren Standort. Die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt (PTB), die Bundesforschungs- 
anstalt für Landwirtschaft Braunschweig- 
Völkenrode (FAL), die Biologische Bundesan- 
stalt für Land- und Forstwirtschaft und die 
Gesellschaft für Biotechnologische For- 
schung (GBF) sind in Braunschweig, die 
Max-Planck-Institute für biophysikalische 
Chemie, experimentelle Medizin, Strömungs- 
forschung und Geschichte, das Deutsche Pri- 
matenzentrum sowie das Institut für den 
Wissenschaftlichen Film in Göttingen ange- 
siedelt. Außerdem sind das MPI für Aerono- 
mie in Lindau-Harz sowie zwei Großfor- 
schungszentren der DFVLR in Braunschweig 
und Göttingen beheimatet. In Hannover wird 
z. Z. das Max- Planck-Institut für experimen- 
telle Endokrinologie ausgebaut. 

Die außeruniversitäre Forschung ist in den 
nord-westlichen Landesteilen noch weniger 
vertreten als die Hochschulforschung. Dies 
wird seit langem als unbefriedigend angese- 
hen. Die Niedersächsische Forschungsstruk- 
turkommission hatte sich gerade dieses 
Aspektes besonders angenommen und ver- 


sucht, ihn bei Standortvorschlägen ihrer 
Empfehlungen zu berücksichtigen. Sie ist da- 
bei auf große Schwierigkeiten gestoßen. Mo- 
derne wissenschaftliche Forschung ist nur 
unter Rahmenbedingungen möglich, die sich 
nicht an beliebig vielen Orten schaffen las- 
sen. Vor allem ist eine anspruchsvolle For- 
schung auf ein wissenschaftliches Umfeld 
angewiesen, das vielfältige interdisziplinäre 
Kooperationen ermöglicht. Diese Grundvor- 
aussetzungen sind im Regelfall nur an Hoch- 
schulstandorten gegeben. Die Niedersächsi- 
sche Landesregierung wird trotz dieser 
Schwierigkeiten weiterhin bemüht sein, auch 
im außeruniversitären Forschungsbereich 
das regionale Gefälle in Niedersachsen aus- 
zugleichen. 

In der außeruniversitären Forschungsförde- 
rung besteht weiterhin das wesentliche for- 
schungspolitische Anliegen der Niedersächsi- 
schen Landesregierung darin, den in ihren 
Möglichkeiten liegenden Beitrag zum Abbau 
des Süd-Nord-Gefälles in der Forschungs- 
landschaft der Bundesrepublik Deutschland 
zu leisten. Die unzulängliche Beteiligung des 
Landes Niedersachsen an den Forschungska- 
pazitäten in der Bundesrepublik Deutschland 
zeigt sich insbesondere bei den Instituten der 
Fraunhofer-Gesellschaft (vgl. im einzelnen 
Teil VI, Kapitel 3.2). 

Daneben besteht ein Süd-Nord-Gefälle in be- 
sonderem Maße bei den Projektmitteln des 
Bundes. Die Ursache dafür ist nicht in einer 
bewußten Benachteiligung des Landes Nie- 
dersachsen zu sehjen, sondern darin, daß es in 
Niedersachsen weniger Forschungsinstitute 
und damit potentiell weniger Antragsteller 
gibt als in besser ausgestatteten Ländern. Es 
muß daher durch Schaffung neuer For- 
schungseinrichtungen die Benachteiligung 
des norddeutschen Raumes im Verhältnis zu 
anderen Teilen des Bundesgebietes abgebaut 
werden. Zu diesem Zweck werden schwer- 
punktmäßig die dem Land Niedersachsen zur 
Verfügung stehenden zentralen Forschungs- 
förderungsmittel eingesetzt werden. Die Ba- 
sis dafür bieten die bereits genannten Emp- 
fehlungen der Niedersächsischen For- 
schungsstrukturkommission. Neben einer 
Vielzahl von Empfehlungen für einzelne For- 
schungsvorhaben hat die Kommission emp- 
fohlen, zu folgenden Neugründungen Investi- 
tions- und Betriebszuschüsse zu gewähren: 

O Institut für experimentelle Toxikologie 
und Aerosolforschung der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft, 

O Institut für Kriminologie, 

O Institut für Wirtschaftsforschung, 

O Institut für angewandte Elektrochemie, 

O Institut für Lebensmitteltechnik. 

Die drei ersten Institute sind bereits gegrün- 
det. Durch die Ansiedlung weiterer außeruni- 
versitärer Forschungseinrichtungen würde 
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auch die Hochschulforschung neue Impulse 
erhalten. 

Trotz unterschiedlicher Aufgabenstellung ist 
eine enge Zusammenarbeit zwischen der 
Hochschulforschung und der außeruniversi- 
tären Forschung für alle Beteiligten von gro- 
ßem Nutzen, so daß ein Ausbau der Bezie- 
hungen zwischen den Wissenschaftlern aus 
den verschiedenen Forschungseinrichtungen 
gefördert wird. § 2 Abs. 6 des Niedersächsi- 
schen Hochschulgesetzes bestimmt daher 
auch: 

Die Hochschulen wirken bei der Wahrneh- 
mung ihrer Aufgaben untereinander und 
mit anderen staatlichen und staatlich ge- 
förderten Forschungs- und Bildungsein- 
richtungen zusammen. Das Nähere regeln 
die Beteiligten durch Vereinbarung. 
Konkrete Zusammenarbeitsvereinbarungen 
gibt es bereits zwischen der Technischen 
Universität Braunschweig, der Universität 
Hannover und der Gesellschaft für Biotech- 
nologische Forschung mbH, Braunschweig/ 
StÖckheim und zwischen der Medizinischen 
Hochschule Hannover und der Fraunhofer- 
Gesellschaft. Die Technische Universität 
Clausthal und das Institut für Erdölfor- 
schung in Clausthal-Zellerfeld beabsichtigen 
ebenfalls, eine entsprechende Vereinbarung 
abzuschließen. 

Für die außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen ist es wichtig, daß sie Diploman- 
den und Doktoranden betreuen und daß ihre 
Wissenschaftler die Möglichkeit haben, an 
den Hochschulen zu lehren, um einen ständi- 
gen Austausch zwischen Hochschulen und 
außeruniversitärer Forschungseinrichtung 
zu gewährleisten. Bei der Zusammenarbeit 
zwischen Hochschule und außeruniversitärer 
Forschungseinrichtung kommt es deshalb 
auch maßgeblich auf eine personelle Ver- 
knüpfung an. Dies kann z. B. in der Weise 
geschehen, daß eine Leitungsposition für ein 
außeruniversitäres Forschungsinstitut im 
Wege des sog. „gemeinsamen Berufungsver- 
fahren“ besetzt wird, daß einem Professor 
eine Institutsleitung neben seinem Haupt- 
amt übertragen wird oder daß an einen Insti- 
tutsleiter Lehraufträge vergeben werden. 

3. Der Bildung von Forschungsschwerpunkten in 
der Hochschulforschung dienen vor allem die 
Sonderforschungsbereiche, die langfristige, aber 
nicht auf Dauer angelegte Forschungseinrich- 
tungen darstellen, in denen Wissenschaftler im 
Rahmen eines in der Regel fächerübergreifen- 
den Forschungsprogramms Zusammenarbeiten 
(§ 33 NHG). 

Sonderforschungsbereiche wurden von der DFG 
(vgl. im einzelnen Teil VI, Kapitel 1.2) im Jahre 
1982 mit 274 Mio DM gefördert. Das von der 
DFG durchgeführte Begutachtungsverfahren 
für die Sonderforschungsbereiche und die Stel- 
lungnahme des Wissenschaftsrates zur Einrich- 
tung neuer Sonderforschungsbereiche garantie- 
ren wissenschaftliche Qualität und überregio- 


nale Abstimmung der Forschungsschwerpunkte. 
Das Land stellt auch hier zeitlich begrenzte Per- 
sonal- und Sachmittel zur Verfügung, um die An- 
tragsvorbereitung zu fördern. 

Im Jahre 1982 wurden in Niedersachsen die fol- 
genden 16 Sonderforschungshereiche gefördert: 


O SFB 33 Göttingen 
O SFB 54 Hannover 

O SFB 58 Braun- 
schweig 

O SFB 61 Hannover 

O SFB 79 Hannover 
O SFB 89 Göttingen 
O SFB 93 Göttingen 

O SFB 98 Hannover 
O SFB 110 Hannover 
O SFB 121 Hannover 


O SFB 126 Göttingen 

O SFB 134 Clausthal 

O SFB 135 Göttingen 

O SFB 146 Hannover 

O SFB 148 Braun- 
schweig 

O SFB 149 Hannover 


Nervensystem, 

Rheumatische 

Krankheiten, 

Flugführung, 

Strömungs- 

probleme, 

Wasserbau, 

Kardiologie, 

Photochemie mit 
Lasern, 

Schiffstechnik, 

Gartenbau, 

Geräusch- und 
Schwingungs- 
vorgänge 
an Maschinen, 

Festkörper- 

reaktionen, 

Erdöltechnik und 
Erdölchemie, 

Terrestrische 

Ökosysteme, 

Versuchstier- 

forschung, 

Brandverhalten 
von Bauteilen, 

Vermessungswesen. 


1983 wurden 3 Sonderforschungsbereiche neu 
eingerichtet: 


O SFB 1155 Hannover 

O SFB 1157 Braun- 
schweig 

O SFB 1162 Hannover 


Küsteningenieur- 

wesen, 

Sicherheit 
im Luftverkehr, 

Dynamische 
Vorgänge und 
Schadensfrüh- 
erkennung in 
Komponenten 
wärmetechnischer 
Anlagen. 


Entsprechend dem bei den Sonderforschungsbe- 
reichen angewandten Prinzip der ständigen Er- 
neuerung sind zum 31. Dezember 1982 vier der 
o. g. Sonderforschungsbereiche (SFB 58, 61, 79, 
135) ausgelaufen. 

Besondere Schwerpunktbildungen sind auch in 
den Bereichen angegeben, in denen Hochschul- 
einrichtungen mit außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen Zusammenarbeiten (vgl. 
auch Ziff. 2.). 


— Hier ist die Landesregierung z. Z. bemüht, 
durch den Einsatz zusätzlicher Mittel einen 
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Schwerpunkt im Bereich der Biotechnologie 
aufzubauen. Im Rahmen eines Verbundfor- 
schungsprogramms sollen die Universitäten 
Hannover und Göttingen, die TU Braun- 
schweig und die Gesellschaft für Biotechno- 
logische Forschung (GBF) gemeinsame For- 
schungsvorhaben in diesem zukunftsträchti- 
gen Forschungszweig durchführen. 

— Ein ähnlicher Schwerpunkt ist im Bereich 
der Mikroelektronik vorgesehen. Hier wer- 
den die Forschungskapazitäten des in Braun- 
schweig neugegründeten Instituts für An- 
gewandte Mikroelektronik (lAM) der 
TU Braunschweig und der Universität Han- 
nover, die auf diesem Gebiet einen besonde- 
ren Forschungsschwerpunkt gesetzt hat, zu- 
sammengeführt. 

— Der Schwerpunkt Erdölchemie und Erdöl- 
technik konnte in Clausthal-Zellerfeld ent- 
scheidend ausgebaut werden durch die Verle- 
gung des Instituts für Erdölforschung (IfE) 
nach Clausthal-Zellerfeld und der damit ver- 
bundenen Neuerrichtung eines großzügigen 
Institutsgebäudes und durch die Errichtung 
des Sonderforschungsbereichs Erdöltechnik 
und Erdölchemie in der TU Clausthal. 

— Im Bereich der Klinischen Forschung ist wei- 
terhin die Zusammenarbeit der Medizini- 
schen Fakultät der Universität Göttingen mit 
den neu gegründeten klinischen Arbeitsgrup- 
pen der Max-Planck-Gesellschaft in Göttin- 
gen zu nennen. 

— Die zunehmend an Bedeutung gewinnende 
Forschung im Bereich des Umweltschutzes 
wird in Niedersachsen ebenfalls schwer- 
punktmäßig ausgebaut. Der Forschung auf 
dem Gebiete des Umweltschutzes widmet 
sich das Fraunhofer-Institut für Toxikologie 
und Aerosolforschung in Hannover. An der 
Universität Göttingen wird in einem jüngst 
errichteten Forschungszentrum in großem 
Umfang interdisziplinär Forschung auf dem 
Gebiet der Waldschadenforschung betrieben. 

4. Im Bereich der industrierelevanten Forschung 
hat die Landesregierung weiterhin die „Grund- 
struktur eines niedersächsischen Programms 
zur Förderung der wirtschaftsnahen Forschung 
und des Technologietransfers'' verabschiedet. 
Dieses Programm soll als wichtiger Teil einer 
marktwirtschaftlich orientierten Wirtschaftspo- 
litik zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur 
durch Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit ins- 
besondere kleiner und mittlerer Unternehmen 
beitragen und damit langfristig für Wirtschafts- 
wachstum in Niedersachsen sorgen. Im einzel- 
nen geht es darum, 

O vorhandene Forschungs- und Entwicklungs- 
einrichtungen zu verstärken und die Qualität 
besonderer Institutionen zu verbessern, 

O neue Forschungs- und Entwicklungsinstitu- 
tionen aufzubauen, 

O zur Verbesserung des Technologietransfers 
Forschungsinstitutionen und Unternehmen 
stärker zusammenzuführen, 


O insbesondere der mittelständischen Wirt- 
schaft den Bereich der Forschung und Tech- 
nologie besser als bisher zu erschließen. 

Zu den Schwerpunkten des Technologiepro- 
gramms gehört die Förderung von Einrichtun- 
gen der wirtschaftsnahen Forschung. In diesem 
Zusammenhang werden z. Z. zwei Institute auf- 
gebaut: 

— Die Gründung eines Fernwärme-Forschungs- 
instituts ist am 4. Juli 1980 in Hannover in 
der Rechtsform eines Vereins unter Mitwir- 
kung von 66 einschlägigen Unternehmen 
vollzogen worden. Dem Verein gehören in- 
zwischen 83 Unternehmen an, davon 10 aus 
dem europäischen Ausland. Am 25. August 
1983 hat das Institut ein neuerrichtetes Insti- 
tutsgebäude bezogen. 

— Am 14. Dezember 1981 konstituierte sich der 
Verein „Deutsches Institut für Kautschuk- 
technologie“ unter Mitwirkung von 58 Unter- 
nehmen der Kautschukwirtschaft. Die Auf- 
bauphase des Instituts wird im Frühjahr 1984 
abgeschlossen sein. Neben dem Ausbau von 
vorhandenen Gebäuden wurde im Herbst 
1983 mit dem Neubau eines Technikums II 
begonnen. 

Des weiteren befindet sich ein Institut für „An- 
gewandte Mikroelektronik“ in Braunschweig im 
Aufbau. 

Als Maßnahmen zur Förderung des Technolo- 
gietransfers sind in Niedersachsen in den letz- 
ten Jahren Innovationsberatungsstellen bei den 
Industrie- und Handelskammern sowie bei den 
Handwerkskammern aufgebaut worden. Diese 
Beratungsstellen hatten bislang keine Entspre- 
chungen bei den wissenschaftlichen Hochschu- 
len. An der Universität Hannover wird nunmehr 
als erster Schritt eine Forschungskontakt- und 
Informationsstelle errichtet. Darüber hinaus be- 
absichtigt die Niedersächsische Landesregie- 
rung an den Universitäten Hannover und Göt- 
tingen sowie an den Technischen Universitäten 
Braunschweig und Clausthal Technologiekon- 
taktstellen einzurichten. 

Als erfolgreiche Maßnahme zur Verbesserung 
des Technologietransfers hat sich auch der ge- 
meinsame Messestand der niedersächsischen 
Hochschulen erwiesen, auf dem die Universitä- 
ten Göttingen und Hannover, die Technischen 
Universitäten Braunschweig und Clausthal so- 
wie die Fachhochschule Hannover jährlich auf 
der Hannover-Messe neueste Forschungsergeb- 
nisse vorstellen und besonders den Kontakt mit 
der mittelständischen Wirtschaft vertiefen. 

2.8 Nordrhein-Westfalen 

1. Die staatliche Forschungsförderung in Nord- 
rhein-Westfalen ist nicht allein darauf konzen- 
triert, in den für das Land charakteristischen 
Wirtschaftsbereichen (Bergbau, Chemie, Stahl- 
erzeugung und -Verarbeitung, Textilindustrie) 
ausreichende Forschungskapazitäten vorzuhal- 
ten; sie ist auch darauf gerichtet, neue Technolo- 
gien wie Mikroelektronik, Datenverarbeitung 
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und ihre Anwendungen, Biotechnologie, Werk- 
stofftechnik, fortgeschrittene Fertigungs- und 
Energietechnik in das Land zu bringen. 

Die Landesregierung verbindet mit ihrer For- 
schungsförderung folgende strukturpolitische 
Zielsetzungen: 

O Aufwertung der Forschungslandschaft, 

O Gewinnung hochqualifizierten wissenschaft- 
lichen Nachwuchses, 

O spin off, d. h. Firmengründungen durch Wis- 
senschaftler. 

Die Gewichte können im Einzelfalle unter- 
schiedlich liegen. Dabei sollte auch die große Be- 
deutung nicht verkannt werden, die bereits die 
bloße Ansiedlung einer Einrichtung mit einem 
hohen Anteil wissenschaftlicher Mitarbeiter für 
die lokale Wirtschaft und das örtliche Kulturle- 
ben haben kann. 

Die Wissenschaftsausgaben des Landes betru- 
gen im Jahr 1982 5,2 Mrd DM; dies entspricht 
1,2 % des Bruttoinlandsprodukts oder 305 DM/ 
Einwohner. 

2. Die Forschungsförderung der Landesregierung 
hat zwei große Ziele: 

O Sie dient der Verbesserung der Hochschul- 
forschung und ist damit Teil der Hochschul- 
politik. 

O Sie ist darauf gerichtet, im Lande zahlreiche 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
zu schaffen und zu unterhalten; dabei besteht 
ein besonderes Interesse an Einrichtungen, 
die von ihrer Aufgabenstellung her der Wirt- 
schaftsstruktur Impulse geben können. 

— Hochschulen 

Seit Mitte der 60er Jahre haben die Hoch- 
schulen bedingt durch den Bedarf an Stu- 
dienplätzen eine sprunghafte Ausweitung 
erfahren. Damit war automatisch auch 
eine entsprechende Vergrößerung der For- 
schungskapazitäten an Hochschulen verbun- 
den. 

Von großer strukturpolitischer Bedeutung ist 
der Ausbau von Forschungs- und Ausbil- 
dungskapazitäten auch in Regionen ohne 
Hochschulen gewesen. Gleichzeitig hat sich 
positiv ausgewirkt, daß das Land nicht allein 
mit der Technischen Hochschule Aachen 
erhebliche naturwissenschaftlich-technische 
Forschungskapazitäten verfügbar hält, son- 
dern auch die Universitäten Bochum und 
Dortmund sowie die Universitäten — Ge- 
samthochschulen — Duisburg, Essen, Pader- 
born, Siegen und Wuppertal über stark aus- 
gebaute naturwissenschaftlich-technologi- 
sche Fachbereiche verfügen. Dies ermöglicht 
in allen Regionen des Landes sowohl hoch- 
qualifizierten Nachwuchs wie auch einen op- 
timalen Technologietransfer. 

Auch die Fachhochschulen haben inzwischen 
in begrenztem Maße Forschungsaufgaben er- 
halten. Dies verstärkt den traditionsreichen 
Technologietransfer aus den früheren Inge- 
nieurschulen. Forschungsförderung in den 


Hochschulen ist in erster Linie projektbezo- 
gene Förderung von angewandter und 
Grundlagenforschung. Drittmittel hierfür 
werden angesichts stagnierender Haushalts- 
mittel für die Grundausstattung immer wich- 
tiger. 

Breit gestreute Projektförderung über alle 
wissenschaftlichen Fachgebiete hinweg ist 
die wesentliche Aufgabe der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft, zu der das Land ge- 
mäß der Rahmenvereinbarung Forschungs- 
förderung im Haushaltsjahr 1981 einen Bei- 
trag von 98 Mio DM und im Haushaltsjahr 
1982 einen Beitrag von 102 Mio DM leistete. 
Ferner hat die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft an nordrhein-westfälischen Hoch- 
schulen inzwischen 31 Sonderforschungsbe- 
reiche einrichten können, was nur aufgrund 
einer hochentwickelten Forschungsinfra- 
struktur möglich gewesen ist. Drei weitere 
Sonderforschungsbereiche sind in Vorberei- 
tung. 

Von großer Bedeutung für die naturwissen- 
schaftlich-technologische Forschung ist die 
Projektförderung des Bundesministers für 
Forschung und Technologie. Die Hoch- 
schulen des Landes haben hier im Haus- 
haltsjahr 1981 70 Mio DM und im Haushalts- 
jahr 1982 86 Mio DM eingeworben, davon al- 
lein die Technische Hochschule Aachen 32 
bzw. 39 Mio DM. 

Komplementär zu beiden genannten Förde- 
rern stehen auch dem Minister für Wissen- 
schaft und Forschung Projektmittel zur Ver- 
fügung, die im wesentlichen gezielt in die 
Hochschulen gegeben werden. Im Haushalts- 
jahr 1981 waren es 35 Mio DM, im Haushalts- 
jahr 1982 31 Mio DM. Davon entfielen auf Na- 
tur- und Ingenieurwissenschaften im Jahre 

1981 20 Mio DM (1982 17 Mio DM). Die Zahl 
der geförderten Projekte betrug 1981 770 und 

1982 650. Nordrhein-Westfalen gehört damit 
zu den wenigen Bundesländern, die zusätz- 
lich zur institutioneilen Förderung der Hoch- 
schulforschung Projektmittel in größerem 
Umfang bereit stellen. 

Das Land Nordrhein-Westfalen möchte mit 
seiner Projektförderung allerdings nicht in 
Konkurrenz zur DFG treten. Die Landesför- 
derung hat vielmehr das Ziel, qualifizierte 
Forscher an den Hochschulen in die Lage zu 
versetzen, erfolgreiche Anträge bei der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft oder anderen 
Förderinstitutionen zu stellen. Sie soll den 
Spitzenbedarf von qualifizierten Forschern 
decken helfen, die bereits hohe Einwerbequo- 
ten bei anderen Förderern aufweisen. Sie 
dient der Förderung nicht ausreichend do- 
tierter Forschungsbereiche. Sie schafft die 
Möglichkeit, im Vorstadium der Errichtung 
außeruniversitärer Einrichtungen die wis- 
senschaftliche Infrastruktur im erforderli- 
chen Maße zu stärken. Gleichzeitig führt die 
Projektförderung des Ministers für Wissen- 
schaft und Forschung jährlich zur Beschäfti- 
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gung von etwa 400 wissenschaftlichen Mitar- 
beitern in Teil- oder Vollzeitstellen. Dies ist 
angesichts der schwierigen Lage des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses ein wichtiger Ge- 
sichtspunkt. 

— Außeruniversitärer Bereich 

Hier kann das Land Nordrhein-Westfalen auf 
einem breiten Fundament Öffentlich geför- 
derter Forschungseinrichtungen sowie for- 
schungsintensiver Landes- und Bundesan- 
stalten aufbauen. Es sind in Nordrhein-West- 
falen 19,4 % des wissenschaftlichen Personals 
an solchen Einrichtungen beschäftigt. Der 
Anteil Nordrhein-Westfalens hat sich in den 
letzten Jahren leicht verbessert, was wegen 
der Konkurrenz der Länder bei der Ansied- 
lung außeruniversitärer Forschungseinrich- 
tungen als Erfolg anzusehen ist. 

Gleichwohl ist das Land Nordrhein-Westfa- 
len weiterhin darauf bedacht, als hochindu- 
strialisierter Teil der Bundesrepublik 
Deutschland auch bei den außeruniversitä- 
ren Einrichtungen einen Anteil zu erlangen, 
der seinem Bruttoinlandprodukt von ca. 27 % 
möglichst nahe kommt. Auch hierbei konzen- 
trieren sich die Bemühungen des Landes auf 
die Ansiedlung naturwissenschaftlich-tech- 
nologischer Einrichtungen. 

Dabei sieht sich das Land Nordrhein-Westfa- 
len zwei grundsätzlichen Schwierigkeiten 
ausgesetzt, die sich in Zukunft noch ver- 
schärfen können: 

O Die angespannte Haushaltslage des Bun- 
des und der Länder hemmt wichtige Pro- 
jekte schon in der Planungsphase. Bereits 
bestehende Einrichtungen sind Restrik- 
tionen ausgesetzt, die sich nur mit Mühe 
bewältigen lassen. Finanzielle Anreize 
von Seiten des Landes sind erschwert. 

O Nordrhein-Westfalen muß gegenüber den 
anderen Ländern Standortnachteile über- 
winden, aber auch in zum Teil heftig ver- 
teidigte „Marktanteile“ einbrechen. 

Der Großteil der außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen im Lande, die auf- 
grund von Maßnahmen der Forschungsförde- 
rung errichtet worden sind, wird inzwischen 
im Rahmen der Bund-Länder-Vereinbarung 
Forschungsförderung finanziert. Allein der 
Zuwendungsbedarf (jährliche Haushalts- 
summe ohne Eigenfinanzierung) dieser Ein- 
richtungen für die laufenden Betriebskosten 
und die Investitionskosten betrug im Haus- 
haltsjahr 1982 645 Mio DM. Nordrhein-West- 
falen zahlte demgegenüber gemäß der 
Rahmenvereinbarung Forschungsförderung 
183 Mio DM an Zuschüssen. 

Innerhalb der Aufwendungen des Landes für 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
fließt der größte Betrag an die Max-Planck- 
Gesellschaft (vgl. Teil VI, Kapitel 3.2); im 
Haushaltsjahr 1982 93 Mio DM. Der Zu- 
wendungsbedarf der im Lande ansässigen 
10 Max-Planck-Institute lag etwas darunter. 


Die Spitzenforschung an Max-Planck-Institu- 
ten gibt Impulse sowohl in die Hochschulen 
als auch in die Wirtschaft des Landes (z. B. 
MPI für Kohlenforschung, Mülheim, MPI für 
Eisenforschung, Düsseldorf). Inzwischen be- 
findet sich in Bonn das Max-Planck-Institut 
für Mathematik im Aufbau. An der Universi- 
täts-Frauenklinik Münster wurde die klini- 
sche Forschungsgruppe für Produktionsme- 
dizin der Max-Planck-Gesellschaft eingerich- 
tet. Mit Beschluß vom Mai 1982 hat der Senat 
der Max-Planck-Gesellschaft die Forschungs- 
stelle für Hirnkreislauf-Forschung in das 
selbständige Institut für neurologische For- 
schung umgewandelt. Das MPI für Züch- 
tungsforschung in Köln wird zu einem der 
drei Genforschungszentren in der Bundesre- 
publik Deutschland ausgebaut. 

Die drei Großforschungseinrichtungen 
(Kernforschungsanlage Jülich, Gesellschaft 
für Mathematik und Datenverarbeitung in 
St. Augustin, nordrhein-westfälische Einrich- 
tungen der Deutschen Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt in 
Köln-Porz; vgl. Teil VI, Kapitel 2.3) hatten zu- 
sammen im Haushaltsjahr 1982 einen Zu- 
wendungsbedarf von 497 Mio DM, wovon 
371 Mio DM auf die Kernforschungsanlage 
Jülich entfielen. Das Land hat an Zuschüssen 
50 Mio DM aufgewendet. 

Die im Lande ansässigen Forschungs- und 
Service-Einrichtungen der „Blauen Liste“ 
(vgl. Teil VI, Kapitel 3.3) hatten im Haushalts- 
jahr 1982 einen Zuwendungsbedarf von 
64 Mio DM. Das Land Nordrhein-Westfalen 
hat demgegenüber 40 Mio DM an Zuschüs- 
sen aufgewendet. Eine günstige Entwicklung 
ist insbesondere beim Institut für Spektro- 
chemie und angewandte Spektroskopie 
(ISAS) in Dortmund zu verzeichnen. Im 
Jahre 1981 konnte ein qualifizierter Leiter 
gewonnen werden, der in Dortmund auch das 
Laboratorium für Reinststoffanalytik des 
Max-Planck-Instituts für Metallforschung lei- 
tet. Hierdurch wird es zu einer engen Verzah- 
nung von Grundlagenforschung und ange- 
wandter Analytik kommen. 

Von großer Bedeutung für die Strukturent- 
wicklung des Landes ist schließlich, daß die 
Fraunhofer-Gesellschaft (vgl. Teil VI, Kapi- 
tel 3.2) im Jahre 1980 begonnen hat, in Nord- 
rhein-Westfalen Voll-Institute zu errichten. 
Erste Neugründungen waren das Fraunho- 
fer-Institut für Produktionstechnologie in Aa- 
chen und das Fraunhofer-Institut für Trans- 
porttechnik und Warendistribution in Dort- 
mund. Im Frühjahr 1982 hat der Senat der 
Fraunhofer-Gesellschaft beschlossen, in 
Nordrhein-Westfalen das dritte Fraunhofer- 
Institut (Fhl für Mikroelektronik) zu errich- 
ten, das sich mit dem Entwurf mikroelektro- 
nischer Schaltkreise, der Systementwicklung 
und der Systemapplikation befassen wird. Da 
von dem Institut eine starke Signalwirkung 
für das Ruhrgebiet ausgehen wird, hat die 
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Landesregierung einen Investitionskostenzu- 
schuß von 47 Mio DM zugesagt 
Insbesondere bei der Ansiedlung der drei 
Fraunhofer-Institute hat es sich als vorteil- 
haft erwiesen, daß dem Minister für Wissen- 
schaft und Forschung im Landeshaushalt 
(seit dem Jahre 1980) Mittel für die Grün- 
dung neuer Forschungseinrichtungen zur 
Verfügung standen. Im Haushaltsjahr 1981 
standen 5,5 Mio DM, im Jahre 1982 5 Mio DM 
zur Verfügung. 

Schließlich bemüht sich Nordrhein-Westfalen 
um drei Großprojekte, die sich in unter- 
schiedlichen Planungsstadien befinden. Es 
sind dies folgende Vorhaben: 

O Europäischer Transschall-Windkanal 
(ETW) in Köln-Porz, 

O Spallations-Neutronen-Quelle (SNQ) in 
der KFA Jülich, 

O Europäische Synchrotron-Strahlungs- 

quelle (ESRF). 

3. Die Palette struktureller Einwirkungen durch 
Forschungsförderung bleibt unvollständig, wenn 
es nicht zum ausreichenden Transfer wissen- 
schaftlicher Ergebnisse in das regionale Umfeld 
kommt. Im Vordergrund des Interesses steht da- 
bei der Technologietransfer in die Wirtschaft. 

Technologietransfer ergibt sich zu einem ganz 
wesentlichen Teil aus gewachsenen Kontakten 
zwischen einzelnen Hochschullehrern und 
Hochschulinstituten zu interessierten Firmen 
oder Wirtschaftsbranchen. Derartige Kontakte 
sind nicht auf das Land Nordrhein-Westfalen be- 
schränkt. Sie erstrecken sich über das gesamte 
Bundesgebiet und ins Ausland. Hier zeigt sich, 
daß Forschungsförderung nicht allein unter re- 
gionalen Aspekten gesehen werden darf. 

Eine Spitzenstellung im Technologietransfer 
nimmt dabei die Technische Hochschule Aachen 
ein, die für alle wichtigen Technologien über an- 
erkannte Forschungskapazitäten verfügt. Bei 
den außeruniversitären Einrichtungen sind die 
Kernforschungsanlage Jülich und die beiden be- 
stehenden Fraunhofer-Institute hervorzuheben. 

Es hat sich gezeigt, daß der natürlich gewach- 
sene Technologietransfer aus den wissenschaft- 
lichen Einrichtungen in die Wirtschaft nicht aus- 
reicht, zumal er voraussetzt, daß auch auf der 
Adressatenseite wissenschaftlich ausgebildete 
Gesprächspartner zur Verfügung stehen. Daher 
ergeben sich Kontakte zu großen Firmen we- 
sentlich leichter als zu mittelständischen Betrie- 
ben. 

Seit Jahrzehnten besteht daher unter der Feder- 
führung des Ministers für Wirtschaft, Mittel- 
stand und Verkehr ein Beratungsprogramm für 
die mittelständische Wirtschaft, das zunächst 
über die Lehrkräfte der staatlichen Ingenieur- 
schulen, jetzt über Fachhochschulen und die ent- 
sprechenden Fachbereiche an Gesamthochschu- 
len abgewickelt wird. Dieses Programm wird 
vom Rationalisierungs-Kuratorium der deut- 
schen Wirtschaft e. V. getragen. 


Forschungstransfer in kleine und mittlere Un- 
ternehmen hat sich ferner die zentrale Einrich- 
tung „Unikontakt“ der Universität Bochum zur 
Aufgabe gemacht. Der Einrichtung, die im Jahre 
1975 begründet wurde, stehen zwei Mitarbeiter 
zur Verfügung. 

Im Juni 1980 hat das Innovationsförderungs- 
und Technologietransfer-Zentrum der Hoch- 
schulen des Ruhrgebiets (ITZ) seine Arbeit auf- 
genommen. Es handelt sich um einen Modellver- 
such der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung, der z. Z. von den Universitäten 
Dortmund, Duisburg, Essen und den Fachhoch- 
schulen Bochum und Dortmund getragen wird. 
Der Modellversuch läuft Ende März 1984 aus. 

Das ITZ geht in seiner Aufgabenstellung nicht 
allein vom Forschungsbedarf einer einzelnen 
Einrichtung oder Organisation der wirtschaftli- 
chen Praxis aus, sondern auch vom längerfristi- 
gen Forschungsbedarf der Region. Dazu werden 
multidisziplinäre Forschungsinitiativen organi- 
siert, die im kontinuierlichen Dialog mit der Pra- 
xis — also mit der Industrie, den Kommunen 
und den Gewerkschaften — organisiert und 
fachlich begleitet werden. Dem ITZ standen 
Ende 1982 13 Mitarbeiter in der Essener Zen- 
trale und in Hochschulkontaktstellen zur Verfü- 
gung. 

Die Rahmenbedingungen für spin-off sind in Eu- 
ropa erheblich ungünstiger als in den USA. Die 
Technische Hochschule Aachen betreibt daher 
gemeinsam mit der IHK Aachen, der Stadt, dem 
Kreis, der Aachener Bank und einer Versiche- 
rung die Errichtung eines Verfügungszentrums 
für innovative Existenzgründungen. Dieser Ver- 
such wird vom Land Nordrhein-Westfalen unter- 
stützt, das Mittel des Technologieprogramms zur 
Verfügung stellt. 


2.9 Rheinland-Pfalz 

1. Für die künftige Ausgestaltung der Forschungs- 
politik hat die Regierungserklärung des Mini- 
sterpräsidenten zu Beginn der 10. Legislaturpe- 
riode vor dem Landtag von Rheinland-Pfalz am 
30. Mai 1983 die Grundzüge wie folgt vorgezeich- 
net: 

O Die Modernisierung der Hochschulen wird 
vorangetrieben, damit die Standards von For- 
schung und Lehre erhalten bleiben. Die Lei- 
stungskraft der Grundlagenforschung wird 
durch moderne Ausstattung und gezielte Be- 
rufungen gestärkt. 

O Die Hochschulen verfügen über einen brei- 
ten Kernbestand an Studien- und For- 
schungseinrichtungen. Der weitere Ausbau 
wird in Bereichen ansetzen, die wissenschaft- 
lich zukunftsträchtig sind und bessere Be- 
rufschancen eröffnen. 

O Der notwendige wissenschaftliche Kernbe- 
stand von Fächern bleibt auch nach Um- 
schichtung von Studienkapazitäten aus den 
Lehramtsfächern erhalten. 
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O Es werden Hilfen dazu gegeben, die vor- 
nehmlich dazu dienen, die bei kleinen und 
mittleren Betrieben bestehenden Informa- 
tionsdefizite über technologische Neuerun- 
gen abzubauen. 

O Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wer- 
den mit einem Technologieprogramm im In- 
teresse einer Stärkung der Wettbewerbsfä- 
higkeit der Wirtschaft besonders gefördert. 
Die Dienste der Hochschulen werden in die- 
sem Zusammenhang verstärkt in Anspruch 
genommen. 

Das Land deckt den Finanzbedarf der Hoch- 
schulen nach Maßgabe der im Landeshaushalt 
bereitgestellten Mittel. Dabei werden zur Dek- 
kung eines nicht voraussehbaren, zwingenden 
Bedarfs bei einzelnen Lehr- und Forschungsbe- 
reichen im Haushaltsplan jeder Hochschule zen- 
trale Mittel bereitgestellt. 

Hauptanliegen der Landesentwicklungspolitik, 
die ausdrücklich Forschungspolitik einschließt, 
ist es, eine räumliche Ordnung zu gewährleisten, 
bei der die Gleichwertigkeit in der Gesamtheit 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen in den 
Teilräumen verwirklicht oder erhalten wird. 
Nach dem Landesentwicklungsprogramm ist 
eine Verbesserung der Gesamtstruktur des Lan- 
des insbesondere dadurch anzustreben, daß re- 
gionale Entwicklungsunterschiede verringert, 
menschenwürdige Umweltbedingungen gewähr- 
leistet und die natürlichen Lebensgrundlagen 
nachhaltig gesichert werden. Als Teilziele des 
Programms sind z. B. zu nennen: 

O Die Stärkung der Funktionsfähigkeit insbe- 
sondere der ländlichen Räume, die Erhaltung 
und Stärkung der Leistungskraft der großen 
Zentren des Landes; 

O Die Weiterentwicklung der Teilräume zur 
Nutzung der jeweiligen spezifischen Stand- 
ortvorteile, auch wechselseitige Ergänzung 
zwischen ländlichen und verdichteten Räu- 
men; 

O Verbindung von Zentren und Teilräumen un- 
tereinander und mit dem größeren Raum so- 
wie die weitere Einbindung des Landes in 

den europäischen Raum. 

) 

Für die Hochschulen ist dem Programm gemäß 
ein weiterer Ausbau nach den fachlichen Erfor- 
dernissen, der langfristig zu erwartenden Nach- 
frage nach Studienplätzen und unter Beachtung 
des zu erwartenden Bedarfs an Hochschulabsol- 
venten vorgesehen. Die regionale Verteilung zu- 
sätzlicher Kapazitäten soll die gleichmäßige 
Versorgung der Regionen berücksichtigen und 
damit zur Herstellung gleichwertiger Lebens- 
verhältnisse beitragen. Schwerpunktmäßig wird 
der Ausbau vor allem an den Universitäten Kai- 
serslautern und Trier betrieben. An der Univer-, 
sität Mainz stehen neben einem gewissen Kapa- 
zitätsausbau Maßnahmen zur Verbesserung der 
räumlichen und technischen Ausstattung im 
Vordergrund. In der Erziehungswissenschaftli- 
chen Hochschule wird wegen des sinkenden Be- 


darfs an Grund- und Hauptschullehrern die ein- 
geleitete fachlich-organisatorische Umgliede- 
rung weitergeführt. Neben dem Angebot von nur 
auf Lehrämter bezogenen Studienplätzen wer- 
den gezielt Maßnahmen getroffen, die andere 
Studiengänge und damit alternative Berufsmög- 
lichkeiten eröffnen. Das differenzierte Angebot 
an Studiengängen der Fachhochschule wird er- 
weitert. 

2. Die Wissenschaftsausgaben des Landes Rhein- 
land-Pfalz betrugen 1982, 848 Mio DM, dies ent- 
spricht 1,0 % des Bruttoinlandsprodukts oder 233 
DM/Einwohner. 

Die Ausgaben für die Hochschulen stehen an 
erster Stelle der Aufwendungen des Landes zur 
Wissenschaftsförderung. Eine weitere wichtige 
Komponente der Forschungspolitik mit wissen- 
schaftspolitisch gleichem Rang wie die Hoch- 
schulfinanzierung stellt die Teilnahme des Lan- 
des an der Gemeinsamen Forschungsförderung 
nach Artikel 91 bGG dar. In diesem Rahmen 
trägt das Land seit jeher zur Förderung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, der Max- 
Planck-Gesellschaft, von wissenschaftlichen 
Einrichtungen außerhalb der Hochschulen und 
(seit 1979) zur Finanzierung von Langzeitvorha- 
ben der Akademien der Wissenschaften bei. 
Hierfür wurden 1981 rd. 48 Mio DM, 1982 rd. 
51 Mio DM aufgewendet, der Landeshaushalt 
1983 sah rd. 54 Mio DM vor. 

— In Rheinland-Pfalz gibt es als wissenschaftli- 
che Hochschulen die Universitäten Kaisers- 
lautern, Mainz und Trier, die Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften in Speyer und 
die Erziehungswissenschaftliche Hochschule 
(Präsidialamt in Mainz) mit Abteilungen in 
Koblenz und Landau. Der Fachbereich Ange- 
wandte Sprachwissenschaft der Universität 
Mainz hat seinen Sitz in Germersheim. 

Bei der Hochschule für Verwaltungswissen- 
schaften in Speyer besteht das Forschungsin- 
stitut für öffentliche Verwaltung. 

Die Fachhochschule des Landes Rheinland- 
Pfalz bereitet durch anwendungsbezogene 
Lehre auf berufliche Tätigkeiten vor, die die 
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und wissenschaftlicher Methoden erfordern. 
Soweit es dieser Aufgabe dient, kann sie For- 
schungs- und Entwicklungsaufträge ausfüh- 
ren. 

— Die Forschungseinrichtungen außerhalb der 
Hochschulen (vgl. zur Darstellung For- 
schungs- und Fördereinrichtungen in 
Teil VI), die teils im Rahmen der Gemeinsa- 
men Forschungsförderung, teils aus Landes- 
mitteln allein gefördert werden, sind die 
Max-Planck-Institute für Chemie und für 
Polymerforschung in Mainz, das Römisch- 
Germanische Zentralmuseum in Mainz, die 
Akademie der Wissenschaften und der Lite- 
ratur in Mainz, das Institut für Europäische 
Geschichte in Mainz, das Institut für Ge- 
schichtliche Landeskunde an der Universität 
Mainz sowie das Institut für Cusanus-For- 
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schung in Trier. Ferner wird aufgrund einer 
Verwaltungsvereinbarung mit Hessen das 
Deutsche Polen-Institut e. V. in Darmstadt 
vom Land gefördert. 

In Trier wurde ein „Institut für Arbeitsrecht 
und Arbeitsbeziehungen in der Europäischen 
Gemeinschaft“ errichtet. 

Einrichtungen mit Forschungsaufgaben sind 
das Geologische Landesamt in Mainz, die 
Lehr- und Forschungsanstalt für Wein- und 
Gartenbau des Landes in Neustadt a. d. Wein- 
straße sowie das Prüf- und Forschungsinsti- 
tut für die Schuhherstellung in Pirmasens als 
Einrichtung der Gemeinschaftsforschung. 

3. Schwerpunkte der Grundlagenforschung mit ei- 
ner gezielten Konzentration von Mitteln auf ihre 
Förderung erwachsen im allgemeinen aus Initia- 
tiven der Wissenschaft selbst. An den Hoch- 
schulen sind die Sonderforschungsbereiche die 
wichtigsten Schwerpunkte. An rheinland-pfälzi- 
schen Hochschulen werden z. Z. folgende Son- 
derforschungsbereiche gefördert: 

— Sonderforschungsbereich 91 — Energietrans- 
fer bei atomaren und molekularen Stoßpro- 
zessen in der Universität Kaiserslautern seit 
1978. Zentrales Forschungsziel ist ein ins ein- 
zelne gehende Verständnis der verschie* 
denen Mechanismen beim atomaren und mo- 
lekularen Energietransfer sowohl im Hin- 
blick auf die physikalischen Grundlagen der 
Prozesse als auch im Hinblick auf ihre An- 
wendungen. 

— Sonderforschungsbereich — VLSI-Entwurfs- 
methoden und Parallelität, Universität Kai- 
serslautern gemeinsam mit der Universität 
Saarbrücken seit 1983. Hier wird Grundla- 
genforschung der Informatik über theoreti- 
sche Grundlagen für den Entwurf moderner 
Mikroprozessorsysteme geleistet. 

— Sonderforschungsbereich 41 — Chemie und 
Physik der Makromoleküle in der Universität 
Mainz seit 1969. Ziel der Arbeiten ist die Syn- 
these und Charakterisierung von Makromo- 
lekülen mit besonderen Strukturmerkmalen 
und die Interpretation der physikalischen 
und chemischen Eigenschaften von Polymer- 
systemen auf molekularer Grundlage. Dieser 
Schwerpunkt hat wesentlich zur Gründung 
eines Max-Planck-Instituts für Polymerfor- 
schung in Mainz beigetragen. Die Gründung 
wurde vom Land außerdem durch die Bereit- 
schaft erleichtert, erhöhte Sitzlandleistungen 
im Rahmen der Gemeinsamen Förderung 
der Max-Planck-Gesellschaft zu erbringen. 
Diese Förderungsmaßnahme stellt neben 
dem Sonderforschungsbereich „VLSI“ ein 
Teil der oben erwähnten besonderen Aus- 
richtung der Forschungspolitik auf zukunfts- 
trächtige Gebiete dar. 

— Sonderforschungsbereich 73 — Atmosphäri- 
sche Spurenstoffe — in der Universität 
Mainz, gemeinsam mit der Universität 
Frankfurt/M. und dem Max-Planck-Institut 
für Chemie in Mainz seit 1970. Sein Ziel ist 


die umfassende Erforschung der Bestand- 
teile der Erdatmosphäre (Umweltforschung). 

— Sonderforschungsbereich 02 01 — Mittel- 

energiephysik mit elektromagnetischer 
Wechselwirkung — in der Universität Mainz, 
mit befristeter Förderung seit 1. Januar 1982. 
Dieser Schwerpunkt wurde bereits in den 
60er Jahren durch die Installation eines Line- 
arbeschleunigers gesetzt. Es handelt sich 
heute um eine international konkurrenzlose 
technische Weiterentwicklung des Geräts, 
mit dem neue kernphysikalische Experi- 
mente möglich werden. Der Sonderfor- 
schungsbereich arbeitet mit dem Max- 
Planck-Institut für Chemie in Mainz und der 
Universität Gießen zusammen. Er ist seit 
dem 1. Januar 1984 endgültig eingerichtet. 

— Sonderforschungsbereich 107 — Vollzugsme- 
chanismen der Immunreaktion — in der Uni- 
versität Mainz seit 1973. Hier wird Grundla- 
genforschungsarbeit über die Voraussetzun- 
gen und Mechanismen der Immunabwehr 
des Organismus geleistet. Beteiligte Fach- 
richtungen sind die Medizinische Mikrobiolo- 
gie, die Innere Medizin, die Immunologie und 
die Pädiatrie. 

Sonstige mehr oder minder stark ausgebildete 

Forschungsschwerpunkte an Hochschulen, die 

hier beispielhaft genannt werden, sind 

— Geowissenschaftliche Arbeiten zum Thema 
„Akkretion und Differentiation des Planeten 
Erde und ihre Bedeutung für die geodynami- 
sche Evolution von Kruste und Mantel“ (For- 
schergruppe) in der Universität Mainz, mit 
der einige für das Verständnis der Gesamt- 
entwicklung der Erde wichtige Probleme der 
planetaren Evolution mit Hilfe geologischer, 
geochemischer und geophysikalischer Unter- 
suchungsmethoden erforscht werden. Der 
Schwerpunkt liegt dabei auf geochemisch- 
kosmochemischen Vorgängen. Es besteht 
eine enge Zusammenarbeit mit dem Max- 
Planck-Institut für Chemie in Mainz. 

— Untersuchungen über das Abgasverhalten 
von Motoren, über Lasertechnologien, über 
biologische Kybernetik sowie über Antibio- 
tika und andere biologisch aktive Naturstoffe 
(in Kaiserslautern). 

— In der Universität Mainz besteht seit länge- 
rem ein Schwerpunkt auf dem Gebiet der 
Kernchemie (Forschungsreaktor), dessen Ar- 
beitsprogramm auf die Untersuchung der Ei- 
genschaften von Atomkernen und der Wech- 
selwirkung zwischen ihnen ausgerichtet ist, 
bei denen — als anwendungsorientierte 
Komponente — der Nachweis und die Aus- 
breitung von radiotoxischen Stoffen in der 
Umwelt eine Rolle spielen. Es besteht eine 
intensive Zusammenarbeit mit dem Höchst- 
flußreaktor in Grenoble, mit CERN in Genf 
sowie mit der Gesellschaft für Schwerionen- 
forschung (GSI) in Darmstadt, deren kern- 
chemisches Forschungsprogramm weitge- 
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hend vom Institut für Kernchemie in Mainz 
in Gang gesetzt wurde. 

— Die Institute für Arbeits- und Sozialmedizin 
und Hygiene in Mainz arbeiten schwerpunkt- 
mäßig über die Wirkung von Schadstoffen im 
Wasser, über Lärm- und andere Gesundheits- 
schäden am Arbeitsplatz; aus der klinischen 
Forschung sei die Hepatitisforschung er- 
wähnt. 

— In der Universität Trier haben sich Schwer- 
punkte in der Stadt- und Regionalforschung, 
der Geschichtlichen Landeskunde, der Polito- 
logie, der Linguistischen Datenverarbeitung 
und der Ägyptologie herausgebildet. 

— An der Erziehungswissenschaftlichen Hoch- 
schule sind das Institut für Mediendidaktik 
in der Abteilung Koblenz und das Zentrum 
für Empirische Pädagogische Forschung in 
der Abteilung Landau eingerichtet worden. 

— An der Universität Kaiserslautern ist, in Zu- 
sammenarbeit mit den Hochschulen in 
Karlsruhe und Saarbrücken, ein Sonderfor- 
schungsbereich „Künstliche Intelligenz“ in 
Vorbereitung. Dieser wird sich mit Deduk- 
tionssystemen auf der Grundlage formaler 
Logik, mit Expertensystemen, natürlichen 
sprachlichen Systemen, Bildverstehen, Robo- 
tik und „Softwaremethoden“ befassen. 

— Schließlich ist an der Universität Mainz ein 
Sonderforschungsbereich „Kontrollfaktoren 
der Tumorentstehung“ in Vorbereitung. Hier 
handelt es sich um Grundlagenforschung zur 
Karzinogenese durch Fremdstoffe. 

Bei Forschungsinstituten außerhalb der Hoch- 
schulen liegt die Schwerpunktsetzung regelmä- 
ßig in der Zweckbestimmung der Einrichtung 
selbst. Es sei deshalb hier nur beispielhaft er- 
wähnt, daß die Arbeitsweise des Römisch-Ger- 
manischen Zentralmuseums in Mainz besonders 
durch die Anwendung moderner naturwissen- 
schaftlicher Methoden in der Archäologie ge- 
kennzeichnet ist. Das Institut für Arbeitsrecht 
und Arbeitsbeziehungen in der Europäischen 
Gemeinschaft in Trier soll einen Beitrag zur 
Klärung der umfangreichen Probleme leisten, 
die sich aus den vielfältigen wirtschaftlichen 
und sozialen Verpflichtungen der Europäischen 
Gemeinschaft ergeben. Das Institut soll sowohl 
rechtswissenschaftlich wie auch wirtschaftswis- 
senschaftlich interdisziplinär arbeiten. 

4. Die seit eh und je vorhandenen vielfältigen 
Wechselbeziehungen zwischen Hochschulen und 
Wirtschaft reichen von der akademischen Lehre 
über die Erteilung von Lehraufträgen an Wis- 
senschaftler in Wirtschaftsunternehmen bis zur 
Vertragsforschung. Die Forschungspolitik des 
Landes ist grundsätzlich darauf gerichtet, diese 
Vielfalt zu bewahren und etwaige Hemmnisse 
abzubauen. 

Im Jahre 1976 hat das Land an allen rheinland- 
pfälzischen Industrie- und Handelskammern 
und Handwerkskammern Beratungsstellen für 
Innovations- und Technologietransfer (BITT) 


eingerichtet. Diese arbeiten mit wachsendem 
Erfolg. Die Einbeziehung von Hochschullehrern 
in diese Beratungstätigkeit wurde intensiviert. 
Die Universität Kaiserslautern hat 1982 eine 
Kontaktstelle für Innovations- und Technologie- 
beratung eingerichtet. An dieser Hochschule be- 
steht ferner eine Patentschriftenauslegestelle. 
Dem sogenannten Technologietransfer im weite- 
ren Sinne dienen auch bestimmte praxisbezo- 
gene Studiengänge und Veranstaltungen der 
Weiterbildung an allen Hochschulen, und 
schließlich ist auch die allgemeine Öffentlich- 
keitsarbeit der Hochschulen unter diesem Ge- 
sichtspunkt zu sehen. Das einleitend erwähnte 
Technologieprogramm sieht finanzielle Mittel 
vor zur Intensivierung der Beratungstätigkeit 
von BITT, für die Vergabe von Zuschüssen an 
kleine und mittlere Unternehmen zur Durchfüh- 
rung von Forschungs- und Entwicklungsprojek- 
ten und für die Zusammenarbeit zwischen For- 
schungsinstituten und Produktionsbetrieben bei 
Forschungs- und Entwicklungsprojekten. Außer- 
dem sind Mittel zur Finanzierung von Arbeiten 
in Forschungseinrichtungen vorgesehen, die für 
eine Gruppe von Unternehmen oder eine ganze 
Branche von Interesse sind. Darüber hinaus ste- 
hen Mittel für die Einrichtung eines sogenann- 
ten Technologie-Parks zur Verfügung, der in 
Kaiserslautern gegründet werden soll. 


2.10 Saarland 

1. Die Forschungsstruktur des Saarlandes wird — 
neben den Forschungskapazitäten der Wirt- 
schaft — im öffentlichen. Bereich vor allem von 
der Universität des Saarlandes in Saarbrücken 
als nach wie vor bedeutsamster Wissenschafts- 
und Forschungseinrichtung des Landes be- 
stimmt. Als ursprünglich französische Grün- 
dung nach dem 2. Weltkrieg innerhalb einer Re- 
gion von bis dahin wissenschaftlich mehr unauf- 
fälligem Gepräge, markiert sie heute das Zen- 
trum der Forschungsanstrengungen des Landes. 
Darin liegt sowohl die historisch bedingte Vor- 
gabe als auch die Herausforderung gegenwärti- 
ger Forschungs- und Innovationspolitik des Lan- 
des. 

Als eine der dringendsten Aufgaben der Wissen- 
schaftspolitik wird es daher angesehen, trotz der 
verstärkten Beanspruchung durch Ausbildungs- 
aufgaben vor allem die Rahmenbedingungen für 
die Forschung zumindest zu erhalten, wenn 
nicht zu verbessern. Dies ist auf verschiedenen 
Gebieten bereits erfolgreich geschehen: 

So ist in den letzten Jahren verstärkt die Bil- 
dung von Forschungsschwerpunkten nach Qua- 
litäts- und Leistungsgesichtspunkten begünstigt 
worden. Dies geschieht zunächst mit den „klassi- 
schen“ Instrumenten der Steuerung durch Um- 
widmung im Verbund mit einer korrespondie- 
renden Berufungspolitik. Wesentliche Planungs- 
vorgabe hierfür ist der von der Landesregierung 
erstellte Personalstrukturplan für die Universi- 
tät des Saarlandes, mit dem die Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit der Universität mittel- 
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und längerfristig, bezogen auf einen zeitlichen 
Horizont bis zum Jahr 2000, auch unter er- 
schwerten finanziellen und personellen Rah- 
menbedingungen gesichert werden soll. Die mit 
ihm formulierte hochschulpolitische Sachkon- 
zeption soll die Universität in die Lage verset- 
zen, die ihr gestellten Aufgaben in Lehre, For- 
schung und in den praktischen Diensten (insbe- 
sondere auch im klinischen Bereich) in den 
kommenden Jahrzehnten wirksam wahrzuneh- 
men. 

Unter Berücksichtigung wesentlicher gesetzli- 
cher, historischer, regionaler und infrastruktu- 
reller Gegebenheiten erfolgen Neustrukturie- 
rungen und Konzentrationen einzelner Fachbe- 
reiche ohne grundsätzliche Infragestellung der 
vorhandenen Fakultäten und Fachbereiche. 

Zu den bedeutsamsten Schwerpunktbildungen 
im Vollzug des Personalstrukturplanes gehört 
der beschlossene und inzwischen in Gang ge- 
setzte Ausbau des ingenieurwissenschaftlichen 
Bereichs im Anschluß an den im Jahre 1982 be- 
willigten 4. Sonderforschungsbereich „VLSI und 
Parallelität (Entwurf)“ an der Universität des 
Saarlandes in Anerkennung der Notwendigkeit 
eines Ausbaus anwendungsorientierter Fächer 
in Informatik und Ingenieurwissenschaften. Ge- 
rade im Bereich der als computer-aided design 
(CAD) bezeichneten relativ neuen interdiszipli- 
nären Ingenieurdisziplin hat die Bundesrepu- 
blik Deutschland nach Aussage aller Experten 
einen Nachholbedarf gegenüber den führenden 
Industrienationen USA und Japan. Mit der Neu- 
schaffung von Professuren für Mikroelektronik, 
Rechnerarchitektur und Rechnernetze und 
Automatisierungstechnik soll dem entsprochen 
werden. 

Diese Hinwendung zu den mehr anwendungsbe- 
zogenen Fachrichtungen erfolgt jedoch nicht auf 
Kosten des gesetzlichen Auftrages der Universi- 
tät, trägt jedoch verstärkt dem Gedanken Rech- 
nung, das Leistungspotential der Hochschulen 
überhaupt (neben der Universität auch die Fach- 
hochschule des Saarlandes) den spezifischen Be- 
dürfnissen der Wirtschaftsstruktur des Landes 
zu öffnen. 

Eine der entscheidenden Rahmenbedingungen 
für Forschung sind günstige Voraussetzungen 
zur Einwerbung von Drittmitteln. Aus diesem 
Grund hat die Drittmittelregelung des saarländi- 
schen Universitätsgesetzes an der Möglichkeit 
der Sonder- oder Verwahrkontenverwaltung 
festgehalten und die Möglichkeit der Verwal- 
tung dieser Mittel durch die Universität an den 
Konsens von Zuwendungsgebern und Zuwen- 
dungsempfängern gebunden. Damit ist in Nut- 
zung des Spielraumes, den das Hochschulrah- 
mengesetz den Landesgesetzgebern gelassen 
hat, den Forschern ein großes Maß an Flexibili- 
tät bei der Verwaltung von Drittmitteln geblie- 
ben. Im Rechnungsjahr 1982 wurden von der 
Universität des Saarlandes 21 Mio DM einge- 
worben, die sich zur Hälfte auf die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft zur anderen Hälfte auf 56 
weitere Zuwendungsgeber verteilen. Erstmals 


im Haushalt 1980 wurde eine Titelgruppe „För- 
derung von Forschungsschwerpunkten“ einge- 
richtet, die der Anregung von drittmittelfinan- 
zierten Forschungsvorhaben gewidmet ist. Der 
inzwischen sichtbar gewordene Erfolg dieser 
staatlichen Anlauffinanzierung von einem 
inneruniversitären Auswahlverfahren unterlie- 
genden Forschungsprojekten hat dazu geführt, 
daß die hierfür veranschlagten Mittel für 1984 
verdoppelt worden sind. 

Neben diesen den Hochschulbereich spezifisch 
betreffenden Konzeptionen bleibt es ein wesent- 
liches Ziel der Landespolitik, die auf Hoch- 
schulen beschränkte wissenschaftliche Mono- 
struktur des Landes aufzulösen und die Ansie- 
delung überregional bedeutsamer außeruniver- 
sitärer Forschungseinrichtungen im Saarland zu 
ermöglichen. Durch die Überwindung dieser auf- 
fälligen Strukturschwäche des Landes werden 
auch entscheidende innovatorische Impulse für 
die gegenwärtig einseitige Wirtschaftsstruktur 
erwartet. In diesen Anstrengungen beim Abbau 
eines extremen Ungleichgewichts gegenüber an- 
deren Bundesländern hinsichtlich der Vertei- 
lung überregional bedeutsamer Forschungsein- 
richtungen ist das Land verstärkt auf die Unter- 
stützung des Bundes angewiesen. Soweit es 
hierfür korrespondierender Maßnahmen im Be- 
reich der staatlichen Hochschulen des Landes 
bedarf, besteht zu diesen grundsätzliche Bereit- 
schaft. 

2. Die Wissenschafts aus gaben des Saarlandes be- 
trugen 1982 392 Mio DM; dies entspricht 1,5 % 
des Bruttoinlandsprodukts oder 370 DM/Ein- 
wohner. An den wissenschaftlichen Einrichtun- 
gen des Landes waren 1982 insgesamt 5 311 Per- 
sonen beschäftigt, darunter 1 472 Wissenschaft- 
ler. 

— Die im Saarland vorhandenen vier staatli- 
chen bzw. staatlich anerkannten Hoch- 
schulen (Universität des Saarlandes mit den 
Universitätskliniken im Landeskrankenhaus 
Homburg, Fachhochschule des Saarlandes, 
Musikhochschule des Saarlandes und staat- 
lich anerkannte Katholische Fachhochschule 
für Sozialwesen) haben alle ihren Sitz in 
Saarbrücken. Sie gaben 1982 368 Mio DM aus 
und beschäftigten 4 842 Mitarbeiter, davon 
1 364 Wissenschaftler. 

— Als bedeutsamste außeruniversitäre For- 
schung seinrichtung hat das Fraunhofer-In- 
stitut für zerstörungsfreie Prüfverfahren sei- 
nen Sitz in Saarbrücken. Es ist vorgesehen, 
den Forschungsbereich des Instituts durch 
den Aufbau einer Abteilung Medizintechnik 
zu erweitern, in welcher die in der Werkstoff- 
und Bauteilprüfung gewonnenen wissen- 
schaftlichen Erfahrungen und Erkenntnisse 
und die inzwischen vorhandene umfangrei- 
che Geräteausstattung des Instituts auch für 
Problemstellungen in der medizinischen Dia- 
gnostik genutzt werden sollen. 

Daneben existieren neun weitere Einrichtungen 
mit Forschungsaktivitäten (Landesanstalten 
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und sonstige Forschungseinrichtungen) von 
mehr regionalem Zuschnitt. Sie haben sämtlich 
ihren Sitz in Saarbrücken: 

O Institut für Landeskunde, Saarbrücken, 

O Geologisches Landesamt, Saarbrücken, 

O Schweißtechnische Lehr- und Versuchsan- 
stalt, Saarbrücken, 

O Materialprüfungsamt, Saarbrücken, 

O Chemisches Untersuchungsamt, Saarbrük- 
ken, 

O Staatliches Institut für Hygiene und Infek- 
tionskrankheiten, Saarbrücken, 

O Veterinäruntersuchungsamt, 

Saarbrücken, 

O Institut für Sozialforschung und Sozialwirt- 
schaft e. V., Saarbrücken, 

O Landesamt für Umweltschutz, Naturschutz 
und Wasserwirtschaft, Saarbrücken. 

Die zehn außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen gaben 1982 82 Mio DM aus und beschäf- 
tigten 469 Mitarbeiter, darunter 108 Wissen- 
schaftler. 

Im übrigen haben keine der 54 Einrichtungen 
der Max- Planck-Gesellschaft, der 49 Einrichtun- 
gen der sog. Blauen Liste, der 13 Großfor- 
schungseinrichtungen, der 41 Bundesanstalten 
und sonstigen Einrichtungen der Ressortfor- 
schung des Bundes und der übrigen in der Bun- 
desrepublik liegenden internationalen For- 
schungseinrichtungen ihren Sitz im Saarland 
(zu den Forschungseinrichtungen vgl. Teil VI). 
Mit Ausnahme des erwähnten Fraunhofer-Insti- 
tuts befindet sich im Land damit keine unter die 
Rahmenvereinbarung „Forschungsförderung“ 
fallende außeruniversitäre Forschungseinrich- 
tung von überregionaler Bedeutung. Bereits un- 
ter 1. wurde darauf hingewiesen, daß es ein we- 
sentliches forschungspolitisches Ziel der kom- 
menden Jahre ist, diese auffällige Struktur- 
schwäche des Landes künftig zu überwinden. 

3. Im wissenschaftlichen Bereich wurden bei der 
Wahl der Forschungsschwerpunkte an den Hoch- 
schulen besondere Akzente bei den Ingenieur- 
wissenschaften, vornehmlich der Elektronik ge- 
setzt. Der Verstärkung der klinischen Forschung 
wird ein besonderer Rang eingeräumt. 

Im einzelnen ist auf folgende Forschungsschwer- 
punkte hinzuweisen: 

— Europäische und deutsch-französische Zu- 
sammenarbeit: 

Folgende Institutionen widmen ihre Arbeit 
vorwiegend dieser Aufgabe: 

O Europa-Institut, 

O Centre D’Etudes Juridiques Fran 9 aises, 

O Institut für Europäisches Recht. 

Aufgrund der historischen und geographi- 
schen Gegebenheiten existiert ein Schwer- 
punkt Romanistik, der sich wegen vertragli- 
cher Vereinbarungen bisher vorwiegend auf 
den französischsprachigen Kulturkreis kon- 


zentriert hat. Die romanistischen For- 
schungsaktivitäten reichen inzwischen zu- 
nehmend über den französischen Raum hin- 
aus und werden aufgrund ihrer kulturellen 
Verflechtungen insgesamt gefördert. 

— Energie-, Werkstoff- und Rohstofforschung 
Die Aufgaben eines neu eingerichteten 
Schwerpunkts für Energieversorgung umfas- 
sen die Planung, den Ausbau und Betrieb so- 
wie die Führung von Anlagen der Energie- 
versorgung. Das Fachgebiet ist als notwen- 
dige Ergänzung der bestehenden Disziplinen 
der Fachrichtung Elektrotechnik eingerich- 
tet worden. In diesem Forschungsschwer- 
punkt Energieversorgung werden besonders 
auch Fragen und Aufgabenstellungen saar- 
ländischer Industrie- und Versorgungsunter- 
nehmen bearbeitet. 

Werkstofforschung wird vor allem im Rah- 
men des Faches Werkstoffwissenschaften 
und im Sonderforschungsbereich (130) Fer- 
roelektrika betrieben und steht in engem Zu- 
sammenhang mit dem Ausbau der Festkör- 
perphysik. 

Arbeitsschwerpunkt des SFB 130 sind 
Grundlagenuntersuchungen über Phasenum- 
wandlungen, insbesondere bei ferroelektri- 
schen Systemen und anwendungsbezogener 
Forschung an technisch einsetzbaren Sub- 
stanzen. 

Angesichts der zunehmenden Bedeutung von 
Kunststoffen in der Medizin arbeiten bereits 
verschiedene Forschungsgruppen in der Me- 
dizinischen Fakultät an konvergierenden 
Fragestellungen, und zwar im Hinblick auf 
die Prüfung von Materialien für Kontaktlin- 
sen, für Hüftgelenkprothesen, für die Anre- 
gung der Knochenbildung, von Kunststoff- 
bändern als Sehnen- und Gelenkbandersatz, 
von Blutgefäßprothesen und lyophilisiertem 
Knorpel für die Wiederherstellungschirurgie. 
Eine Datenbank mit Informationen über bio- 
logische Wirkungen von verschiedenen Mate- 
rialgruppen ist im Aufbau. Die Förderung 
dieser Arbeitsgruppen und der Kooperation 
mit Forschungsrichtungen der Mathema- 
tisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät wird 
betrieben. 

In der Rohstofforschung wird in Zusammen- 
arbeit mit saarländischen Wirtschaftsunter- 
nehmen auf dem Gebiet Metall-leaching 
(Laugung von Metallen aus metallarmen Er- 
zen) gearbeitet. In den USA werden jährlich 
250 000 Tonnen Kupfer nach dem leaching- 
Verfahren gewonnen, das sind ein Viertel der 
Jahresproduktion der USA oder zwei Drittel 
des Bedarfs der Bundesrepublik. Ein weite- 
res Anwendungsgebiet ist die Gewinnung 
von Uran aus Armerzen. Die Erforschung 
dieses Verfahrens ist insbesondere für roh- 
stoffarme Länder wichtig. 

— Gesundheitsfürsorge und -forschung 

Der Sonderforschungsbereich 38 „Membran- 
forschung“ hat eine möglichst lückenlose Er- 
fassung der physikalischen und chemischen 
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Daten von Zellmembranen zum Ziel, damit 
die funktionellen und absolut lebenswichti- 
gen Eigenschaften auch theoretisch begrün- 
det und errechnet werden können. Die Er- 
gebnisse haben praktische Konsequenzen in 
der Klinischen Medizin und Biologie. Der seit 
vielen Jahren bestehende Sonderforschungs- 
bereich wird jetzt letztmalig für drei Jahre 
gefördert. Aufbauend auf den Ergebnissen 
und Kenntnissen der beteiligten Arbeitsgrup- 
pen aus Physiologie, Psychologischer Che- 
mie, Pharmakologie und Klinischer Medizin, 
sollen im Anschluß in einem in der Planung 
begriffenen neuen Sonderforschungsbereich 
hauptsächlich klinische Fragen und Anwen- 
dungen weiter untersucht werden. 

Als Einrichtung erster Priorität in der Medi- 
zin wird die Etablierung der Klinischen 
Pharmakologie als selbständiges medizini- 
sches Fach angesehen. Die klinische Phar- 
makologie dient der Bereicherung des Wis- 
sens und der theoretischen Grundlagen der 
Therapie aller klinischen Disziplinen und be- 
darf der Kooperation mit allen klinischen Fä- 
chern und mit der Experimentellen Pharma- 
kologie, der Epidemiologie, Biostatistik und 
der Pharmazie. 

— Umweltüberwachung, -planung und 
-forschung 

Seit Jahren wird in der Universität des Saar- 
landes im nationalen und internationalen 
Rahmen Umweltforschung in verschiedenen 
Fachrichtungen durchgeführt. Auch in Zu- 
kunft soll wegen der wachsenden Bedeutung 
von Technologieentwicklung und Umwelt- 
analytik für das Land, dieser Bereich geför- 
dert werden. Dabei ist eine Verstärkung von 
Forschung und Lehre in den Bereichen des 
Umweltrechtes, der Radioökologie und der 
Arbeitsmedizin (insbesondere Epidemiolo- 
gie) ebenso notwendig wie in den Bereichen 
der Chemischen Analytik, der Mikrobiologie 
und Biogeographie. 

Die Ökosystemforschung, die Verbesserung 
der Methoden zur Definition der Gewässer- 
und Trinkwasserqualität, der Müllverwer- 
tung, des Luftgütestandards und der bisher 
noch wenig bearbeiteten Bodenbelastbar- 
keitskriterien werden als wesentliche Berei- 
che anerkannt. Auch Fragen ökonomischer 
Kriterien (Wirtschaftswissenschaften) oder 
psychosozialer Parameter (Psychologie) wer- 
den als integrierende Bestandteile einer Um- 
weltforschung angesehen, wie der Transfer 
von Grenzwerten von bestimmten Substan- 
zen bei Planungsvorhaben in den Ländern 
der Dritten Welt. Die für das Land in diesem 
Bereich bereits laufenden Dienstleistungen 
(Umweltüberwachung, Landschaftsplanung, 
Standortentscheidungen) sollen erweitert 
werden. 

— Regionale Wirtschaftsstruktur, -planung und 
-forschung 

Viele der anerkannten Ergebnisse der Wirt- 
schaftswissenschaften an der Universität des 


Saarlandes sind im Kontakt mit Unterneh- 
men der saarländischen Wirtschaft gewonn- 
nen worden. Im Rahmen der wirtschaftswis- 
senschaftlichen Teildisziplinen gewinnen 
Probleme der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur, -planung und -forschung zunehmend an 
Bedeutung. 

Dies kommt insbesondere in Projekten der 
Grundlagenforschung zum Ausdruck, wie 
z. B. Entwicklungsplanung von Städten, Woh- 
nungspolitik, Regional- und Kommunalmar- 
keting und zahlreiche Kooperationsprojekte 
zwischen Fachgebieten, saarländischen Insti- 
tutionen und Wirtschaftsunternehmen. 

— Elektronische Sprachforschung und 
Informatik 

Die im Sonderforschungsbereich 100 „Elek- 
tronische Sprachforschung“ zusammenarbei- 
tenden Sprachwissenschaftler und Informati- 
ker entwickeln Methoden einer maschinellen 
Bearbeitung und automatischen Übersetzung 
natürlicher Sprachen. 

Aufgrund der in Saarbrücken erarbeiteten 
Forschungsergebnisse wird eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit den Europäischen Ge- 
meinschaften angestrebt, um automatische 
Übersetzungen in die Praxis einzuführen 
(EUROTRA). 

Schwerpunkte des Ausbaus der Mathema- 
tisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät sind 
seit den siebziger Jahren die Fächer Infor- 
matik und Elektrotechnik. 

Im industriellen Bereich liegen wesentliche For- 
schungsschwerpunkte auf den Gebieten der 
Montan- und Energieforschung. Diese werden in 
der Regel im Rahmen der Forschungs- und 
Technologie-, Fach- und Sonderprogramme des 
Bundes, insbesondere des BMFT, durchgeführt, 
wie z. B. Großprojekte des Steinkohlenberg- 
baues (Kohlehydrierung, Kohlevergasung, mo- 
derne Abbaumethoden) und in der Energiewirt- 
schaft (insbesondere Fernwärme, Nutzung der 
industriellen Abwärme). 

4. Als Maßnahme des Technologietransfers wurde 
auf Initiative des Landes gemeinsam mit dem 
Bund (BMFT) im Rahmen eines Pilot- Projektes 
am 1. Januar 1978 die Technologie-Informations- 
Vermittlungsstelle (TIV) bei der Produktivitäts- 
zentrale (PZ) an der Industrie- und Handels- 
kammer (IHK) eingerichtet. Die TIV führt insbe- 
sondere unentgeltliche Beratungen und Vermitt- 
lungen für kleine und mittlere Unternehmen 
durch. Die TIV ist im direkten Zugriffsverfahren 
durch ihr neues Datenbankterminal mit vielen 
Datenbanken über alle technischen Fachgebiete 
verbunden. Das im Herbst 1980 neu eingerich- 
tete Terminal ermöglicht Unternehmen den Zu- 
gang zu neuen wissenschaftlichen Erkenntnis- 
sen und zu technologischen Entwicklungen. Die 
Stelle berät ferner alle Anfragenden über die 
gesamte Forschungs- und Technologie-Förde- 
rung von Land und Bund. 

Diese moderne und bedarfsorientiert eingerich- 
tete TIV beruht auf den fünf Säulen: Fachinfor- 
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mationsvermittlung, Patentdokumentation und 
-beratung, Kooperations-, Lizenz- und Technolo- 
gievermittlung, Know-how-Vermittlung und 
technologie-orientierte Unternehmensgründun- 
gen. Diese Stelle hat sich bewährt und gut ent- 
wickelt. Die Förderung durch den BMFT er- 
folgte bis zum Ende des Jahres 1982. 

Die Landesregierung hat 1980 außerdem ein In- 
stitut für mittelständische Unternehmensgrün- 
dungen, das „Institut zur Förderung von Exi- 
stenzgründungen an der Fachhochschule des 
Saarlandes — INEX“, gegründet. Das Institut 
will existenzgründungswillige Nachwuchskräfte, 
z. B. junge Absolventen der Fachhochschule des 
Saarlandes, motivieren, eigene mittelständische 
Unternehmen aufzubauen. Diese jungen Absol- 
venten erproben mit Unterstützung der Dozen- 
ten und unter Nutzung der labortechnischen 
Einrichtungen der Fachhochschule ihr Wissen 
und ihre Fähigkeit an konkreten Projekten. Das 
Institut berät und betreut die Interessenten von 
der Produktidee über die Produktentwicklung 
bis zur Realisierung der Prototypreife und 
Markteinführung. INEX hilft somit, die Basis für 
den Aufbau einer selbständigen Existenz zu 
schaffen. Die Wettbewerbsfähigkeit des Markt- 
objektes wird von Kreditinstituten, Technologie- 
und Marketing-Spezialisten geprüft. 

INEX bietet ferner Seminare zur Unterneh- 
mensgründung und Unternehmensführung an, 
veranlaßt individuelle Beratungsgespräche in 
der Gründungs- und Aufbauphase, vermittelt 
Kontakte zu Kammern, Behörden oder Kreditin- 
stituten, erforscht das Innovations- und Grün- 
dungsverhalten. INEX unterhält enge Kontakte 
zur TIV und zur neuen Kontaktstelle beim Präsi- 
dialbüro der Universität des Saarlandes. 

Sowohl die Universität als auch die Industrie- 
und Handelskammer haben Kontaktstellen ein- 
gerichtet, die auf Wunsch die Verbindung zwi- 
schen einzelnen Betrieben und dem zuständigen 
Fachmann der Universität hersteilen. In Zusam- 
menarbeit mit der Industrie- und Handelskam- 
mer hat die Universität eine Broschüre heraus- 
gegeben, die einen breit angelegten Überblick 
über die für die Wirtschaft interessanten For- 
schungsbereiche der Universität gibt. Sie infor- 
miert detailliert über die Arbeitsgebiete und 
Forschungsprogramme zahlreicher Fachrich- 
tungen, über die Arbeitsmethoden, die Ausstat- 
tung und die einzelnen Wissenschaftler. Diesem 
Ziel einer Verbesserung des Technologietrans- 
fers dienen ebenfalls Kontaktveranstaltungen 
zwischen der Universität und der Wirtschaft des 
Landes. 

5. Das Saarland hat Maßnahmen zur Innovations- 
förderung der Wirtschaft entwickelt. Das Land 
gewährt im Rahmen des Verfahrens auf Aner- 
kennung des volkswirtschaftlichen Wertes von 
freien Erfindungen gemäß § 3 der Verordnung 
über die einkommensteuerliche Behandlung der 
freien Erfinder (Erfinder-VO) einkommensteu- 
erliche Vergünstigungen an freie Erfinder für 


volkswirtschaftlich wertvolle Erfindungen. Dar- 
über hinaus fördert das Land neben der von 
Bund und Ländern gegebenen Investitionszu- 
lage nach § 4 Investitionszulagengesetz gemäß 
den Richtlinien vom 13. März 1979 Forschungs- 
und Entwicklungs-Investitionen für kleine und 
mittlere Unternehmen im Rahmen der nicht 
projektgebundenen Förderung. Im Jahre 1982 
gab das Land im Rahmen eines Landespro- 
gramms Zuschüsse zu Strukturentwicklungs- 
und Innovationsmaßnahmen insbesondere mit- 
telständischer Unternehmen in Höhe von 
2 Mio DM. In der Kohleforschung wurden 1982 
Zuschüsse in Höhe von 650 000 DM gewährt. 

Das Land beabsichtigt, die Innovationsförde- 
rung für die mittelständische Wirtschaft weiter 
auszubauen. 


2.11 Schleswig-Holstein 

1. Forschungs Struktur 

— Der regionale Schwerpunkt der Hochschul- 
forschung liegt in der Landeshauptstadt Kiel. 
Die Landesregierung bemüht sich, auch die 
beiden anderen Hochschulstandorte Lübeck 
und Flensburg weiter auszubauen. 

Die einzige Universität des Landes befindet 
sich in Kiel. Die Hansestadt Lübeck ist 
Standort einer Medizinischen Hochschule 
und einer Musikhochschule. Die beiden Päd- 
agogischen Hochschulen haben ihren Sitz in 
Kiel und Flensburg. Fachhochschulen befin- 
den sich in Flensburg, Kiel, Lübeck und We- 
del (Krs. Pinneberg). Altenholz (Krs. Rends- 
burg-Eckernförde) ist Sitz der Fachhoch- 
schule für Verwaltung, Polizei und Steuerwe- 
sen und Rendsburg der Staatlich anerkann- 
ten Fachhochschule der AKAD (Hochschule 
für Berufstätige). 

— Auch bei den außeruniversitären For- 
schung seinrichtungen liegt der regionale 
Schwerpunkt in Kiel. So sind von den 5 Ein- 
richtungen der Blauen Liste (vgl. auch 
Teil VI, Kapitel 3.3), die in Schleswig-Holstein 
beheimatet sind, 4 in Kiel. Ansonsten gibt es 
in der Mehrzahl der Kreise und der kreis- 
freien Städte größere oder kleinere außeruni- 
versitäre Forschungseinrichtungen in unter- 
schiedlicher Trägerschaft. 

— Im Zusammenhang mit der Forschung und 
Entwicklung in der Industrie sind das Insti- 
tut für Lebensmittelkonservierung KIN e. V. 
in Neumünster und das Institut für Genuß- 
mittelforschung in Bargteheide (Krs. Stor- 
marn) zu nennen. Etwa 30 Firmen der Indu- 
strie mit Sitz in Schleswig-Holstein unterhal- 
ten Forschungseinrichtungen. Der regionale 
Schwerpunkt liegt im Einzugsbereich von 
Hamburg. 

Die Wissenschaftsausgaben des Landes 
Schleswig-Holstein betrugen 1982 777 Mio 
DM; dies entspricht 1,3 % des Bruttoinlands- 
produkts oder 297 DM/Einwohner. 


197 


Drucksache 10/1543 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


2. Forschungsschwerpunkte an Hochschulen und 

außeruniversitären Einrichtungen : 

— Forschung als ureigene Aufgabe der Hoch- 
schulen geschieht im allgemeinen stetig und 
in der Stille ohne große Publizität. Schwer- 
punktmäßig wurde in den letzten Jahren die 
interdisziplinäre Verbundforschung gestärkt, 
z. B. durch ein interdisziplinäres Zentrum für 
asiatische und afrikanische Studien oder 
eine Arbeitsgruppe für Polarforschung an 
der Universität. In diesem Zusammenhang 
ist auch die 1982 erfolgte Gründung des Insti- 
tuts für Polarökologie zu sehen. Dieses Insti- 
tut unterstreicht die besondere Bedeutung 
des Landes nicht nur bei der Skandinavien- 
forschung, sondern auch bei jeder Art mee- 
reskundlicher Forschung sowie insbesondere 
der Antarktisforschung. So sind in Kiel im 
Gegensatz zu anderen Standorten auch alle 
für die marin-geowissenschaftliche For- 
schung bedeutsamen Fachrichtungen bis auf 
die Geodäsie vorhanden. 

An der Christian-Albrechts-Universität Kiel 
ist 1980 als neuer Sonderforschungsbereich 
der SFB 133 „Warmwassersphäre des Atlan- 
tiks'' eingerichtet worden, der gleichzeitig 
vom Institut für Meereskunde an der Univer- 
sität Kiel getragen wird. Er will die physikali- 
schen Prozesse der oberen, bis 800 m mächti- 
gen Schicht des Atlantischen Ozeans im 
nächsten Jahrzehnt intensiv untersuchen. 
Das Forschungsprojekt ist in eine internatio- 
nale Untersuchung des Atlantiks eingebun- 
den, an der u. a. Frankreich, Großbritannien, 
Kanada und die USA beteiligt sind. Der Son- 
derforschungsbereich 95 „Wechselwirkung 
Meer — Meeresboden", Laufzeit 1971 — 1982, 
befaßte sich mit einer interdisziplinären Er- 
forschung der an der Grenzfläche Meer/Mee- 
resboden stattfindenden vielfältigen Aus- 
tausch- und Formenvorgänge, die physikali- 
sche, chemische, biologische und geologische 
Aspekte haben. Auch dieser Sonderfor- 
schungsbereich wurde von der Universität 
Kiel und dem Institut für Meereskunde ge- 
tragen. 

In dem Sonderforschungsbereich 17 „Skandi- 
navien- und Ostseeraumforschung" (19Q9 bis 
1983) wird die historische, kulturgeschichtli- 
che, wirtschaftliche und politische Entwick- 
lung der skandinavischen Länder einschließ- 
lich Island sowie der Ostseeanlieger, beson- 
ders in ihrer Begegnung vom frühen Mittel- 
alter bis in die Gegenwart, erforscht. 

Besondere Bedeutung kommt dem Sonder- 
forschungsbereich 86 „Weltwirtschaft und in- 
ternationale Wirtschaftsbeziehungen" (1971 
bis 1983) zu. Das Ziel dieses Forschungsbe- 
reichs war die Untersuchung von Ressour- 
cennutzung und Ressourcentransfer in welt- 
wirtschaftlicher Sicht. Dabei handelt es sich 
um Probleme, die in Zusammenhang mit der 
Diskussion und den Verhandlungen über 
eine neue Weltwirtschaftsordnung besondere 
wirtschaftspolitische Aktualität erlangt ha- 


ben und wohl auch behalten werden. An die- 
sem Sonderforschungsbereich waren neben 
der Universität Kiel das Institut für Weltwirt- 
schaft, die Universität Hamburg und das In- 
stitut für Wirtschaftsforschung in Hamburg 
beteiligt. 

Das Ziel des Sonderforschungsbereichs 111 
„Lymphatisches System und experimentelle 
Transplantation" (seit 1973) ist es, das Ver- 
ständnis immunologischer Grundlagen für 
das Auftreten oder Nichtauf treten von Reak- 
tionen gegen fremde oder fremdwirkende 
Zellen und deren Produkte zu verbessern. Er 
konnte um einige Teilprojekte, wie z. B. über 
die Knochenmarktransplantation erweitert 
werden. 

Besondere landesgeschichtliche Bedeutung 
hat die Ausgrabung der Stadt Haithabu. 1979 
und 1980 wurden in dem der Stadt vorgela- 
gerten Hafengelände Teile eines Wikinger- 
Schiffes, Reste von Hafenanlagen und man- 
nigfache Gebrauchsgegenstände geborgen. 
Sie bezeugen die Bedeutung Haithabus als 
Siedlungsstätte, Handelsplatz und Produk- 
tionszentrum in der Entwicklung der Sied- 
lungskultur in Nordeuropa um die Jahrtau- 
sendwende. 

In der Medizinischen Hochschule Lübeck 
sind jetzt die Voraussetzungen geschaffen 
worden, Forschungsschwerpunkte neben der 
bisher schon erfolgreichen klinischen For- 
schung zu entwickeln. Bei den Pädagogi- 
schen Hochschulen liegt der Forschungs- 
schwerpunkt in der empirischen Bildungsfor-^ 
schung, bei den Fachhochschulen, die For- 
schungsaufträge im Rahmen ihres Lehrauf- 
trages ausführen können, stehen Fragen der 
Energieversorgung und Energieeinsparung 
im Vordergrund. 

— Besondere überregionale Bedeutung in der 
Forschung haben die 5 Einrichtungen der 
Blauen Liste und das Großforschungszen- 
trum .Geesthacht (vgl. Teil VI, Kapitel 2.3). 

Das 1914 gegründete Institut für Weltwirt- 
schaft in Kiel mit der Zentralbibliothek für 
Wirtschaftswissenschaften ist eines der gro- 
ßen Zentren weltwirtschaftlicher Forschung 
und Dokumentation. In der Forschung kon- 
zentriert es sich auf internationale Wirt- 
schaftsbeziehungen, oft in enger Kooperation 
mit Institutionen im Ausland. Die Schwer- 
punkte der Forschung liegen in 4 Bereichen: 

O Unter kurzfristigen Gesichtspunkten wird 
die Weltkonjunktur diagnostiziert und 
prognostiziert; 

O unter längerfristigen Aspekten stehen die 
Analyse und Prognose von Wachstum und 
Strukturwandel in Industrieländern; 

O weitere längerfristig orientierte Untersu- 
chungen haben die regionalen Entwick- 
lungsunterschiede zum Gegenstand, die 
es innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und innerhalb der europäi- 
schen Gemeinschaft gibt; 
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O ebenfalls unter längerfristigen Gesichts- 
punkten werden die Wachstums- und In- 
dustrialisierungsprozesse in Entwick- 
lungsländern untersucht. 

Das Institut widmet sich überdies traditionel- 
len Bereichen weltwirtschaftlicher For- 
schung wie der internationalen Rohstoffwirt- 
schaft, dem internationalen Ressourcen- 
transfer und der Seeschiffahrt. 

Das 1937 gegründete Institut für Meeres- 
kunde in Kiel (vgl. Teil VI, Kapitel 3.4) 
hat sich in den letzten Jahren zur größten 
und vielseitigsten ozeanographischen For- 
schungsstätte Mitteleuropas entwickelt. Es 
betreibt eine intensive Grundlagenforschung 
und anwendungsbezogene Forschung. Im 
Mittelpunkt der Forschung des Instituts ste- 
hen Untersuchungen über die physikali- 
schen, chemischen und biologischen Struktu- 
ren und Prozesse im Meer sowie die Erfor- 
schung der Wechselwirkung Ozean — Atmo- 
sphäre. Zahlreiche Programme sind interdis- 
ziplinär ausgerichtet, so insbesondere die 
Mitarbeit in den beiden schon genannten 
Sonderforschungsbereichen 133 und 95 oder 
die zweckorientierten Forschungsvorhaben 
zur Reinhaltung des Meeres, zur Erschlie- 
ßung mariner Nahrungsquellen und zur Vor- 
hersage von Vorgängen in der maritimen At- 
mosphäre und im Ozean. Dem Institut stehen 
10 Fachabteilungen und mehrere eigene For- 
schungsschiffe zur Verfügung. 

Das 1947 gegründete Forschungsinstitut Bör- 
stel — Institut für Experimentelle Biologie 
und Medizin — in Börstel, Gemeinde Sülfeld, 
hat sich in der Vergangenheit bei der Be- 
kämpfung der Tuberkulose und der Lepra ei- 
nen Namen gemacht. Seit Ende 1980 werden 
in den naturwissenschaftlichen und medizi- 
nischen Institutsbereichen moderne Grund- 
lagenforschung und angewandte Forschung 
auf dem Gebiet der Infekt- und Immunbiolo- 
gie betrieben. Durch eine vorhandene Klinik 
bieten sich günstige Voraussetzungen für 
eine Verbindung zwischen naturwissen- 
schaftlicher, theoretisch-medizinischer und 
klinischer Forschung. 

Die Forschung des 1966 mit Hilfe der Stif- 
tung Volkswagenwerk gegründeten Instituts 
für die Pädagogik der Naturwissenschaften 
in Kiel (vgl. Teil VI, Kapitel 3.4) gilt in erster 
Linie der Weiterentwicklung und Förderung 
der Pädagogik der Naturwissenschaften mit 
dem Schwerpunkt „allgemeinbildende Schu- 
len“. Folgende Arbeiten sind hervorzuheben: 
Grundlagenforschung in der Pädagogik des 
naturwissenschaftlichen Unterrichts, Ent- 
wicklung und Erprobung naturwissenschaft- 


licher Curricula, Information und Dokumen- 
tation im naturwissenschaftlichen Bildungs- 
bereich, Auswertung und Weitervermittlung 
von Ergebnissen der Unterrichtsforschung 
im In- und Ausland, Beratung und wissen- 
schaftliche Begleitung von Experimenten 
und Modellversuchen im Bildungswesen, 
Förderung der zwischenstaatlichen und in- 
ternationalen wissenschaftlichen Zusam- 
menarbeit, besonders in Europa. 

Das Großforschung szentrum Geesthacht 
(GKSS) ist über die ursprüngliche Aufgaben- 
stellung eines Kernforschungszentrums weit 
hinausgewachsen. Während die GKSS mit 
dem alleinigen Ziel gegründet wurde, den 
Kernreaktor-Schiffsantrieb zu entwickeln, 
wurden im Dezember 1982 folgende neue 
mittelfristige Ziele festgelegt: Reaktorsicher- 
heitsforschung, Meerestechnik, Umwelt- und 
Klimatechnik (jeweils rd. 1/3 der For- 
schungsaufwendungen). 

3. Maßnahmen des Technologietransfers und der 

Innovationsförderung der Wirtschaft: 

— Die Technologieförderung des Landes wird 
von der Landesregierung als Ergänzung zur 
Bundesförderung angesehen. Die Anzahl der 
geförderten Fälle stieg von 19 im Jahre 1981 
auf 28 im Jahre 1982 und auf 46 im Jahre 
1983. Die Fördersumme lag 1982 erstmals 
über einer Million DM. 1983 betrug sie 
1,7 Mio DM. 

— Wesentlich für die Innovationsbereitschaft 
ist gerade bei kleinen und mittleren Unter- 
nehmen die Information. Das Land Schles- 
wig-Holstein beteiligt sich daher an der Be- 
ratungsstelle für Innovation und Technolo- 
gietransfer (BIJTf die von den Kammern im 
Lande und dem RKW ins Leben gerufen wur- 
de. BITT steht kleinen und mittleren Unter- 
nehmen für alle einschlägigen Beratungs- 
probleme kostenlos zur Verfügung. 

— Im Rahmen des Technischen Beratungsdien- 
stes der Fachhochschulen können kleine und 
mittlere Unternehmen die Beratung durch 
Fachhochschullehrer für die ersten fünf Be- 
ratungsstunden kostenlos in Anspruch neh- 
men. 

— Als Ergänzung zu den genannten Förder- 
maßnahmen des Landes und des Bundes soll 
in Schleswig-Holstein auch das Forschungs- 
potential freier Erfinder verbessert genutzt 
werden. Deshalb werden ab 1983 wirtschaft- 
lich aussichtsreiche Erfindungen aus Lan- 
desmitteln unterstützt. Zuschußfähig sind 
Kosten zur Herstellung von Modellen und 
Prototypen, sowie die Kosten für Gutachten, 
Patentanmeldungen und dergleichen. 


199 


Drucksache 10/1543 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Teil V 

Internationale Zusammenarbeit in Forschung und Technologie 


1. Multilaterale und bilaterale 
Zusammenarbeit 

1.1 Westliche Industrieländer 

1.1.1 Gemeinsame FuT-Politik der EG 

1. Grundlagen und Zielsetzung 

— Grundlage der Anfang der siebziger Jahre 
eingeleiteten Forschungs- und Technologie- 
politik der Europäischen Gemeinschaften ist 
die Entschließung des Rates vom 14. Januar 
1974 (ABI. Nr. C 7 vom 29. Januar 1974) über 
die „Koordinierung der einzelstaatlichen Po- 
litiken und die Definition der Aktionen von 
gemeinschaftlichem Interesse im Bereich der 
Wissenschaft und Technologie“. Die Ent- 
schließung stützt sich auf die drei Verträge 
zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaften. Die Forschungs- und Technologie- 
politik der Gemeinschaften dient damit den 
Zielen des EWG-Vertrages (Artikel 2: harmo- 
nische Entwicklung des Wirtschaftslebens, 
beständige und ausgewogene Wirtschaftsaus- 
weitung), des EURATOM-Vertrags (Artikel 1: 
Schaffung der Voraussetzungen für die Er- 
richtung und Entwicklung von nuklearen In- 
dustrien und dadurch Hebung des Lebens- 
standards) und des EGKS-Vertrags (Arti- 
kel 2: Ausweitung der Wirtschaft, Steigerung 
der Beschäftigung und Hebung des Lebens- 
standards). 

— Die gemeinschaftliche Forschungs- und 
Technologiepolitik ist den gemeinsamen poli- 
tischen Zielen verpflichtet, wie sie auch in 
der Feierlichen Deklaration zur Europäi- 
schen Union vom 19. Juni 1983 niedergelegt 
sind, insbesondere der wirtschaftlichen und 
politischen Integration Europas. Sie leistet 
Beiträge zum Erreichen wichtiger wirt- 
schafts- und industriepolitischer Ziele der 


Gemeinschaft, wie etwa die Erhaltung und 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der eu- 
ropäischen Industrie. Sie ist ein wichtiges In- 
strument zur Unterstützung und Stärkung 
der sektoralen Politiken der Gemeinschaft 
(Agrarpolitik, Industriepolitik, Energiepoli- 
tik, Umweltpolitik, Rohstoffpolitik). 

— In zwei Dokumenten hat die Kommission zur 
allgemeinen Strategie der Gemeinschaftsfor- 
schung einen thematischen und finanziellen 
Rahmen für Gemeinschaftsaktionen in den 
kommenden Jahren vorgelegt; die Mitteilung 
an den Rat „Wissenschaftliche und techni- 
sche Forschung der Europäischen Gemein- 
schaften — Vorschläge für die achtziger Jah- 
re“ (Dok. 10082/81 RECH 60) vom 20. Oktober 
1981 und das „Rahmenprogramm 1984 — 1987 
für die Tätigkeit der Gemeinschaft im Be- 
reich Forschung, Entwicklung und Demon- 
stration“ (Dok. 4056/83 RECH 1 vom 4. Ja- 
nuar 1983). 

2. Bestand und vorläufige Bilanz 

— 1973 betrugen die Aufwendungen der Ge- 
meinschaften für die Förderung von For- 
schung und Entwicklung umgerechnet ca. 
70 Mio Europäische Währungseinheiten 
(ECU); 1982 betrugen sie dagegen 567 Mio 
ECU und 1983 588 ECU. Diese Beträge schlie- 
ßen die Aufwendungen für die Gemeinsame 
Forschungsstelle (GFS, vgl. im einzelnen 
Teil V, Kapitel 2.2.5) und die Demonstrations- 
vorhaben im Energiebereich ein. 

— Die Aufwendungen der Gemeinschaft vertei- 
len sich gegenwärtig auf über 40 Programme, 
unterschiedlicher Größenordnung und Be- 
deutung. Unter den zur Jahresmitte 1983 lau- 
fenden Forschungs-, Entwicklungs- und De- 
monstrationsprogrammen sind in der durch 
das Rahmenprogramm geschaffenen neuen, 
Systematik der Förderbereiche die folgenden 
Programme hervorzuheben: 
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Tabelle V/1 

Ausgewählte Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsprogramme 


Bereich „Landwirtschaft“ 

Koordinierte Aktionen auf dem Gebiet der Agrarforschung 1979 — 1983 18,6 Mio ECU 

Bereich „Förderung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit“ 

Mehrjahresprogramm Datenverarbeitung 1979 — 1983 25 Mio ECU 

Gemeinschaftliche Aktionen im Bereich der Mikroelektronik-Technologie 

1982—1985 40 Mio ECU 

FuE-Programm auf dem Gebiet der Informationstechnologie (ESPRIT), Pilot- 
phase 1983 11,5 Mio ECU 

Mehrjahresprogramm Molekularbiologische Technik 1982 — 1986 15 Mio ECU 

Bereich „Verbesserung der Bewirtschaftung der Rohstoffe“ 

Mehrjahresprogramm auf dem Gebiet der Rohstoffe 1982 — 1985 54 Mio ECU 

Bereich „Verbesserung der Bewirtschaftung der Energieressourcen und Verminderung 
der energiewirtschaftlichen Abhängigkeit“ 

Mehrjahresprogramm auf dem Gebiet der Energieforschung 1979 — 1983 105 Mio ECU 

Demonstrationsvorhaben auf den Gebieten der Nutzung alternativer Energie- 
quellen, der Energieeinsparung, der Substitution von Kohlewasserstoffen so- 
wie der Verflüssigung und Vergasung fester Brennstoffe 

1979—1982 205 Mio ECU 

1983 78 Mio ECU 

Mehrjahresprogramm auf dem Gebiet der kontrollierten Kernfusion 1982 bis 

1986 620 Mio DM 

(einschließlich JET) 

Mehrjahresprogramm Bewirtschaftung und Lagerung radioaktiver Abfälle 

1980—1984 43 Mio DM 

Mehrjahresprogramm Stillegung von Kernkraftwerken 1979 — 1983 4,7 Mio DM 

Bereich „Erweiterung der Entwicklungshilfe“ 

Programm Wissenschaft und Technik im Dienst der Entwicklung 1983 — 1986 . 40 Mio DM 

Bereich „Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen“ 

Sektorales Forschungs- und Entwicklungsprogramm im Bereich der Forschung 
in Medizin und Gesundheitswesen 

— konzertierte Aktion — 1982 — 1986 13,3 Mio ECU 

Sektorales Forschungs- und Entwicklungsprogramm auf dem Gebiet der 
Umwelt (Umweltschutz und Klimatologie) 

— indirekte und konzertierte Aktionen — 1981 — 1985 43 Mio ECU 

Bereich „Verbesserter Wirkungsgrad des wissenschaftlichen und technischen Poten- 
tials der Gemeinschaft“ 

Experimentelle Aktion zur Stimulierung des wissenschaftlichen und techni- 
schen Potentials der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 1983 — 1985 7 Mio ECU 

Horizontale Aktionen 

Dritter Aktionsplan im Bereich der Information und Dokumentation 1981 bis 

1983 15 Mio ECU 

Wissenschaftlich-technische Spezialausbildung (Fortbildungskurse, Stipen- 
dien) 1981—1984 8,8 Mio ECU 
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— Das Programm 1984 — 1987 der gemeinsamen 
Forschungsstelle (GFS) mit Forschungszen- 
tren in Ispra/Italien, Karlsruhe/Bundesrepu- 
blik Deutschland, Geel/Belgien und Fetten/ 
Niederlande, das mit 700 Mio ECU bei 2 260 
Bediensteten ausgestattet ist, sieht etwa 50 % 
seiner Aufwendungen für den Bereich „Kern- 
spaltung“ (Reaktorsicherheit, radioaktive Ab- 
fälle, Sicherheitsüberwachung, Kernbrenn- 
stoffe) vor, 14 % für den Bereich „Umwelt“ 
(Umweltschutz, Fernerkundung, industrielles 
Risiko), 13 % für „Industrielle Technolo- 
gien“ (Kernmessungen, Referenzmaterialien, 
Hochtemperaturwerkstoffe), 7 % für Kernfu- 
sion, 6 % für nichtnukleare Energieforschung 
sowie sonstige Aufwendungen für wissen- 
schaftliche Dienstleistungen zur Unterstüt- 
zung sektorieller Politiken der Kommission. 

— Eine gründliche wissenschaftlich-technische 
Bewertung der seit 1973 durchgeführten For- 
schungsprogramme durch extern unabhän- 
gige Sachverständige hat bisher nur in Ein- 
zelfällen stattgefunden, weil Methoden und 
Verfahren erst entwickelt und erprobt wer- 
den mußten. Die Kommission wird nunmehr 
erstmalig in einem Dreijahresprogramm ab 
1. Januar 1983 eine umfassende Bewertung 
laufender und zurückliegender Forschungs- 
programme durchführen. 

— Eine Zwischenbilanz der Forschungs- und 
Technologiepolitik der Gemeinschaft fällt po- 
sitiv aus. Das Programm „Kontrollierte Kern- 
fusion“ hat in vorbildlicher Weise die Res- 
sourcen der Gemeinschaft zusammengefaßt 
und zu Leistungen von hohem technischen 
Stand geführt. Es gibt eine Reihe wertvoller 
und wirksamer Programmtätigkeiten, etwa 
auf den Gebieten der Umweltforschung und 
der Energieforschung (einschließlich nu- 
klearer Brennstoffkreislauf und Reaktorsi- 
cherheit). Die GFS hat international wieder 
einen beachtlichen Stand und hat vor allem 
mit stärkerer Diversifizierung an Wert als In- 
strument der Gemeinschaftsforschung ge- 
wonnen. 

3. Ausblick 

— Die absehbare Entwicklung wird vor allem 
durch das Rahmenprogramm 1984 — 1987 be- 
stimmt. 

Das Rahmenprogramm ist als mittelfristige 
Programm- und Finanzplanung konzipiert, 
die erstmals alle EG-Fördermaßnahmen auf 
dem Gebiet von Forschung, Entwicklung und 
Demonstration umfassen soll. Es stellt für 
die sieben Schlüsselbereiche 

O Agrar- und Fischereiforschung, 

O Stärkung der industriellen Wettbewerbs- 
fähigkeit, 

O Rohstofforschung, 

O Energieforschung, 

O Forschung und Entwicklung für Entwick- 
lungsländer, 


O Lebens- und Arbeitsbedingungen, 

O Querschnittsaktivitäten: Prognosen; Sti- 
mulierung der grenzüberschreitenden eu- 
ropäischen Zusammenarbeit; Information 
und Dokumentation 

die Optionen für EG-Förderungsmaßnahmen 
und den dafür vorgeschlagenen Mittelansatz 
dar. Es enthält außerdem Leitsätze („Aus- 
wahlkriterien“), welche die Beurteilung er- 
leichtern sollen, ob sich bestimmte For- 
schungstätigkeiten für eine Gemeinschafts- 
aktion eignen. Die Bundesregierung erwar- 
tet, daß das Rahmenprogramm seine Rolle 
als Planungshilfe, insbesondere als Finanz- 
planungsrahmen, erfüllen und es erleichtern 
wird, Prioritäten zu setzen und unnötige Dop- 
pelarbeit im Verhältnis der nationalen zur 
gemeinschaftlichen Forschungsförderung zu 
vermeiden. 

— Mit dem Beginn der Laufzeit des ersten Rah- 
menprogramms soll nach den Vorstellungen 
der Kommission auch eine neue institutio- 
neile Struktur für die Beratung der Kommis- 
sion bei Erarbeitung und Durchführung von 
Programmen, für die Vorbereitung von Pro- 
grammentscheidungen des Rats und die Mit- 
wirkung der Mitgliedstaaten bei der Durch- 
führung der Programme errichtet werden. 
Ein hierzu vorgelegter Vorschlag der Kom- 
mission ist derzeit noch in der Diskussion. 
Die Bundesregierung erwartet von einer 
neuen Struktur eine effizientere Nutzung der 
Erfahrungen aus der nationalen Forschungs- 
förderung für die gemeinschaftlichen Tätig- 
keiten und die wirksamere Vermeidung von 
Fehlsteuerungen und Doppelarbeit. 


1.1.2 Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftiichen und technischen Forschung — 
COST h 

1. Grundlagen und Zielsetzung 

— COST (Europäische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der wissenschaftlichen und tech- 
nischen Forschung) wurde in den späten 
sechziger Jahren auf Initiative der Europäi- 
schen Gemeinschaften geschaffen. Das Ziel 
war, einen europäischen Rahmen für die För- 
derung und Koordinierung von praktischen 
Aktionen im Bereich der angewandten For- 
schung zu schaffen. An COST beteiligen sich 
die zehn Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften sowie Finnland, Jugosla- 
wien, Norwegen, Österreich, Portugal, Schwe- 
den, die Schweiz, Spanien und die Türkei. 
Die Gemeinschaft war nicht nur „Begründer“ 
von COST, sie nimmt auch — unmittelbar 
oder mittelbar — an allen Aktionen teil. Sie 
liefern den technischen Unterbau und die Se- 
kretariatsstruktur für die gesamte Zusam- 
menarbeit. 


^) Cooperation scientifique europeenne dans les domaines 
techniques 
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— COST ist keine internationale Organisation. 
Sie hat auch keine internationale Rechtsper- 
sönlichkeit. Die Zusammenarbeit im COST- 
Rahmen unterliegt flexiblen, pragmatisch an- 
gewandten Regeln, auf die sich die COST- 
Mitgliedstaaten geeinigt haben. Für jede ein- 
zelne COST-Aktion wird eine spezifisch auf 
diesen Fall abgestellte Vereinbarung ausge- 
arbeitet. Die Teilnahme erfolgt „ä la carte“, 
d. h. an den einzelnen Aktionen nehmen im- 
mer nur diejenigen Staaten teil, die daran ein 
spezielles Interesse haben. 

Die Zusammenarbeit im COST-Rahmen be- 
schränkt sich im wesentlichen auf die Berei- 
che angewandter Forschung, in denen die an 
den Forschungsaktionen teilnehmenden Ein- 
richtungen bereit sind, ihre Forschungser- 
gebnisse ohne Einschränkung auszutau- 
schen. 

2. Tätigkeitsbereiche und Ergebnisse 

— COST-Aktionen werden i. d. R. innerhalb von 
drei bis fünf Jahren abgeschlossen. Sie er- 
strecken sich vor allem auf folgende Bereiche 
angewandter Forschung: 

O Informatik, 

O Fernmeldewesen, 

O Verkehrswesen, 

O Ozeanographie, 

O Metallurgie und Werkstoffkunde, 

O Umweltschutz, 

O Meteorologie, 

O Landwirtschaft, 

O Lebensmitteltechnologie. 

— Im Verlauf von elf Jahren wurden insgesamt 
etwa 40 Aktionen konzipiert. Durch eine die- 
ser Aktionen wurde eine internationale Orga- 
nisation, nämlich das Europäische Zentrum 
für mittelfristige Wettervorhersage (vgl. im 
einzelnen Teil V, Kapitel 2.2.6), geschaffen. 
Weiterhin wurden ständige und flexible Me- 
chanismen für die Konzeption von inter- 
nationalen Aktionen im Bereich der „small 
Sciences“ erarbeitet und Verfahren für eine 
effiziente Verwaltung und Durchführung in- 
ternationaler Forschungsaktionen und geeig- 
nete Formen von Vereinbarungen hierfür 
entwickelt. 

Alles in allem hat sich COST als ein wert- 
volles ergänzendes Instrument der interna- 
tionalen Zusammenarbeit im Bereich der 
Forschung in Europa erwiesen. 

1.1.3 Forschungsförderung im Rahmen europäischer 
Forschungsorganisationen und -einrichtungen 

1. Europäische Weltraumorganisation (ESA) 

— Die Europäische Weltraumorganisation (vgl. 
auch TeilV, Kapitel 2.1.1) ist gemessen am 
Haushaltsvolumen von über 1,6 Mrd DM/ 
Jahr neben den Europäischen Gemeinschaf- 
ten die größte europäische Forschungsein- 
richtung. Die Bundesrepublik Deutschland 


leistet neben Frankreich die höchste Bei- 
tragszahlung. Etwas weniger als die Hälfte 
des deutschen Weltraumbudgets, das etwa 
11 % des Haushalts des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie ausmacht, 
wird für gemeinsame europäische Projekte 
zur Verfügung gestellt. 

— Die ESA soll in erster Linie eine FuE-Organi- 
sation sein. Sie kann aber auch aufgrund von 
Nutzeranforderungen Dienstleistungen ge- 
gen Kostenerstattung übernehmen. Das für 
alle Mitgliedstaaten verbindliche wissen- 
schaftliche Programm bietet die beste Gele- 
genheit, ein wesentliches Ziel der Organisa- 
tion, nämlich die Koordinierung und Integra- 
tion der verschiedenen nationalen Weltraum- 
programme, zu erfüllen. Dieses Programm 
sollte daher künftig weiter verstärkt werden. 
Einer umfassenden Europäisierung des na- 
tionalen wissenschaftlichen Weltraumpro- 
gramms sind jedoch angesichts unterschied- 
licher Interessen und Voraussetzungen (auch 
in finanzieller Hinsicht) in den Mitgliedslän- 
dern Grenzen gesetzt. Bi- oder trilaterale 
Projekte außerhalb der ESA sind daher wei- 
terhin erforderlich. 

— Das bisherige Wissenschaftsprogramm wird 
durch das Gebiet der Erdbeobachtung und 
durch Forschungsarbeiten unter Schwerelo- 
sigkeit erweitert. 

— Bei der Erderkundung betonen andere Mit- 
gliedsländer — insbesondere Großbritannien 
und Frankreich — die Anwendung, während 
aus deutscher Sicht wegen des noch frühen 
Entwicklungsstandes dieses Aufgabenbe- 
reichs der Aspekt der Grundlagenforschung 
im Vordergrund steht. Die Bundesrepublik 
Deutschland tritt für den langfristigen Aus- 
bau der Erdbeobachtung ein. Eine operatio- 
neile Anwendung mit kommerziellen Aus- 
sichten hat aber erst Chancen, wenn die Erd- 
erkundungsdaten kostengünstiger als heute 
verfügbar werden. Zur maritimen Erdbe- 
obachtung sollen nach diesen Vorstellungen 
der Bereich der Landbeobachtung und die 
Klimaforschung hinzutreten. 

— Bei den Anwendungssatelliten sollen experi- 
mentelle Projekte grundsätzlich nur noch auf 
Wunsch der Nutzer in Angriff genommen 
werden. Bei der Überleitung in die operatio- 
nelle Phase sollen die Aufgaben zunehmend 
in die Hände der Nutzer überführt werden. 
Ein Beispiel hierfür ist der Aufbau eines ope- 
rationeilen Wettersatelliten-Systems, das 
nach Ablauf des experimentellen METEO- 
SAT-Programms der ESA in die Hände der 
nationalen Wetterdienste übergegangen ist. 
Die EUMETSAT-Konvention wurde auf einer 
Regierungskonferenz am 24. Mai 1983 in 
Genf von zwölf europäischen Staaten unter- 
zeichnet. Gleichzeitig wurde ESA mit der 
Durchführung des METEOSAT-Operational- 
Programms (MOP) beauftragt. Damit erhält 
das Satellitenkontrollzentrum (ESOC) in 
Darmstadt wesentliche neue Aufgaben. Die 
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Durchführung kommerzieller Projekte ist da- 
gegen grundsätzlich Aufgabe der Industrie. 
So ist bei den Nachrichtensatelliten nach 
deutscher Auffassung nach erheblichem 
staatlich finanziertem Entwicklungsaufwand 
ein technischer Stand erreicht worden, der es 
den Nutzern erlaubt, von ihnen benötigte Sy- 
steme bei der Industrie zu beschaffen. Daher 
besteht gegenüber dem Vorbereitungspro- 
gramm der ESA für künftige Nachrichtensa- 
telliten Zurückhaltung, da dieses als Aufgabe 
der europäischen Postverwaltung angesehen 
wird. 

— Im ARIANE- Programm wurde zur Produk- 
tion der Trägerraketen das europäische Indu- 
striekonsortium ARIANESPACE gegründet. 
Notwendige Weiterentwicklungen zur Erhö- 
hung ihrer Leistungsfähigkeit können jedoch 
noch nicht von der Industrie finanziert wer- 
den und werden deshalb weiterhin im ESA- 
Rahmen durchgeführt (Entwicklung bis zur 
ARIANE 4). 

In der bemannten Raumfahrt tritt die Bun- 
desrepublik Deutschland für eine konse- 
quente Fortführung der SPACELAB-Ent- 
wicklungslinie in der ESA ein. Dabei wird 
das Ziel verfolgt, neben der Entwicklung und 
Nutzung rückführbarer Raumplattformen — 
mit einer aktiven Beteiligung am Aufbau ei- 
ner Raumstation — eine Verstärkung der 
bisher bewährten transatlantischen Zusam- 
menarbeit mit den USA zu erreichen. 

2. Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN) 

— Die Europäische Organisation für Kernfor- 
schung (vgl. auch TeilV, Kapitel 2.2.1) wurde 
1954 gegründet, um die europäische Zusam- 
menarbeit bei der Erforschung der Elemen- 
tarteilchen zu fördern und insbesondere den 
Physikern der Mitgliedsländer Experimen- 
tieranlagen zur Verfügung zu stellen, deren 
Bau und Betrieb die finanziellen Möglichkei- 
ten jedes einzelnen Mitgliedslandes überstei- 
gen. 

An CERN sind derzeit 13 europäische Länder 
beteiligt Die Beiträge der Mitgliedsländer 
orientieren sich am Volkseinkommen. Der 
Anteil der Bundesrepublik Deutschland am 
CERN-Haushalt (1983 rd. 800 Mio DM) be- 
trägt rd. 25 %. 

— Die Überlegungen, die zur Gründung von 
CERN geführt haben, gelten heute noch in 
verstärktem Maße: Wissenschaftlicher Fort- 
schritt in der Hochenergiephysik setzt Expe- 
rimente an Teilchenbeschleunigern mit im- 
mer höherer Energie voraus. Derartige Anla- 
gen haben eine solche Dimension erreicht, 
daß sie in Europa nur noch von mehreren 
Ländern gemeinsam gebaut und genutzt wer- 
den können. CERN wurde konsequent ausge- 
baut und ist heute ein europäisches Zentrum 
der Hochenergiephysik, auf das die Physiker 
in allen europäischen Ländern in hohem 
Maße angewiesen sind. Auch die Wissen- 


schaftler in der Bundesrepublik Deutschland 
nutzen die Anlagen bei CERN intensiv. Hier- 
für stellt der Bundesminister für Forschung 
und Technologie finanzielle Mittel zur Verfü- 
gung. 

Die Forschungsausgaben für die Hochener- 
giephysik sind im Vergleich zu anderen Wis- 
senschaftsgebieten relativ hoch. Die Mittel 
für den neuen „Großen-Elektron-Positron- 
Speicherring“ (LEP) mit einem Investitions- 
volumen von 1,1 Mrd DM konnten im CERN- 
Haushalt nur aufgebracht werden durch 
Stillegungen anderer Experimentieranlagen. 
Eine optimale Nutzung von LEP wird nur er- 
reichbar sein, wenn auch Forschergruppen 
aus Nicht-Mitgliedsländern Experimente 
durchführen und sich an den Kosten beteili- 
gen. Die USA, die UdSSR und Japan haben 
Interesse bekundet und finanzielle Beiträge 
in Aussicht gestellt. 

— Als Auftraggeber von technologischen Spit- 
zenprodukten z. B. der Hochfrequenztechnik, 
der Vakuumtechnik und bei den supraleiten- 
den Magneten gewinnt CERN als Partner für 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben für 
die Industrie wachsende Bedeutung. Die Be- 
schaffungsaufträge von CERN erreichen ein 
jährliches Volumen von rd. 400 Mio DM. An 
CERN-Lieferungen sind Unternehmen aus 
der Bundesrepublik Deutschland — gemes- 
sen an den Produktionsmöglichkeiten der 
deutschen Industrie — nur in relativ gerin- 
gem Umfang beteiligt. Da das CERN-Be- 
schaffungswesen ausschließlich an wirt- 
schaftlich-technischen Kriterien orientiert ist 
und es keine festgelegten Industrierückfluß- 
quoten gibt, kommt es deshalb darauf an, daß 
sich mehr deutsche Unternehmen an CERN- 
Ausschreibungen beteiligen. Neben der opti- 
malen Nutzung der CERN-Anlagen durch 
deutsche Wissenschaftler ist es auch ein Ziel 
des Bundesministers für Forschung und 
Technologie, die Zusammenarbeit von CERN 
und deutschen Unternehmen durch Verbes- 
serung der gegenseitigen Information zu för- 
dern. Zu diesem Zweck hat Ende 1983 unter 
der Schirmherrschaft des Bundesforschungs- 
ministers erstmals eine deutsche Industrie- 
ausstellung im CERN stattgefunden, um die 
für die Hochenergiephysik relevante deut- 
sche Industrie besser im CERN bekanntzu- 
machen. 

3. Europäische Organisation für Astronomische 

Forschung in der Südlichen Hemisphäre (ESO) 

— Die 1964 gegründete Europäische Organisa- 
tion für Astronomische Forschung in der 
Südlichen Hemisphäre (vgl. auch Teil V, Ka- 
pitel 2.2.3) soll der europäischen Astronomie 
durch den Aufbau eines Observatoriums auf 
der südlichen Erdhalbkugel die Möglichkeit 
bieten, den südlichen Sternenhimmel zu er- 
forschen. Zugleich soll die Zusammenfüh- 
rung der finanziellen Mittel den Bau von Te- 
leskopen ermöglichen, die mit nationalen 
Ressourcen allein nicht finanziert werden 
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können. Diese Ziele wurden in vollem Um- 
fang erreicht. ESO wird heute von acht euro- 
päischen Mitgliedsländern getragen, nach- 
dem 1982 Italien und die Schweiz beigetre- 
ten sind. Das Jahresbudget beträgt ca. 
50 Mio DM. Der Sitz der Organisation befin- 
det sich in Garching bei München. 

— ESO betreibt heute auf La Silla im nördli- 
chen Chile ein Observatorium mit zwölf Tele- 
skopen unterschiedlicher Größe, darunter ein 
besonders leistungsfähiges mit einem 3,6 m- 
Spiegel. Damit zählt die ESO zu den führen- 
den Observatorien in der Welt. Ein Teleskop 
mit einem 3,5 m-Spiegel und modernster 
Technologie befindet sich im Bau. Weiterhin 
werden intensive Studien für ein Großtele- 
skop der nächsten Generation betrieben. Die 
ESO ist außerdem die europäische Koordi- 
nierungsstelle für die Sammlung und Archi- 
vierung der mit dem großen Weltraumtele- 
skop der NASA (NASA/ESA-Gemeinschafts- 
programm) voraussichtlich ab 1987 gewonne- 
nen astronomischen Daten. Ein entsprechen- 
des Abkommen wurde Anfang 1983 zwischen 
der Europäischen Weltraumorganisation und 
der ESO abgeschlossen. 

Die ESO erfüllt mit dem Bau und dem Be- 
trieb der Teleskope in erster Linie eine Servi- 
cefunktion für die Astronomen in den Mit- 
gliedsländern. Daneben wird auch in gewis- 
sem Umfang eigene Forschung betrieben, 
u. a. bei der Erstellung eines Atlas des südli- 
chen Sternenhimmels. 


4. Europäisches Laboratorium für Molekularbio- 
logie (EMBL) 

Das Europäische Laboratorium für Molekular- 
biologie (vgl. auch Teil V, Kapitel 2.2.4) mit Sitz 
in Heidelberg wurde 1973 von neun europäi- 
schen Ländern und Israel gegründet, um die Zu- 
sammenarbeit in der Molekularbiologie vor al- 
lem auf den Gebieten zu fördern, die gewöhnlich 
nicht oder nicht ohne weiteres in nationalen 
Einrichtungen durchgeführt werden: 

— Das EMBL hat in der Instrumentenentwick- 
lung beachtliche Leistungen erreicht und er- 
füllt in diesem Bereich eine wichtige Ergän- 
zungsfunktion zu nationalen Laboratorien. 

— In Zusammenarbeit mit der privaten Euro- 
päischen Organisation für Molekularbiologie 
(EMBO) hat das EMBL eine wichtige Funk- 
tion als Aus- und Weiterbildungsstätte für 
junge Wissenschaftler. 

— In einigen Programmbereichen (Zellbiologie, 
strukturelle Biologie, Differenzierung) hat 
das EMBL international angesehene For- 
schergruppen aufgebaut, die den wissen- 
schaftlichen Ruf des Laboratoriums tragen. 

— Für den Aufbau von Datenbanken bietet sich 
das EMBL als europäisches Zentralinstitut 
an. 

Die relativ lange Aufbauphase des EMBL wurde 
1983 abgeschlossen. Es kommt nun darauf an, in 


Spitzenforschung, Aus-/Weiterbildung, Service- 
leistungen/Instrumentenentwicklung die errun- 
gene Position weiter zu festigen. Ab 1984 ist 
Griechenland das 11. Mitgliedsland. 


5. Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL) 

Das Institut Max von Laue — Paul Langevin 
(vgl. auch Teil V, Kapitel 2.2.8), das als deutsch- 
französisches Gemeinschaftsvorhaben im Jahre 
1967 gegründet wurde und dem im Jahre 1973 
Großbritannien als dritter Partner beigetreten 
ist, betreibt einen Höchstflußreaktor mit einer 
thermischen Leistung von 57 MW, der alle in 
Westeuropa vorhandenen Forschungsreaktoren 
im Neutronenfluß um ein vielfaches übertrifft. 
Die Spannweite der beim ILL vertretenen For- 
schungsgebiete der Grundlagenforschung mit- 
tels Neutronen ist sehr groß; sie lassen sich in 
vier Schwerpunkten zusammenfassen: 

O Festkörper- und Materialforschung, 

O Chemie, 

O Biologie, 

O Kernphysik und Physik der Elementarteil- 
chen. 

Eine der wesentlichen Besonderheiten des ILL 
ist, daß es als Forschungseinrichtung nur zu ei- 
nem Teil von den bei ihm fest angestellten Wis- 
senschaftlern genutzt wird. Jedes Jahr werden 
am Institut 600 — 700 Experimente durchgeführt, 
die zu einem erheblichen Teil von externen For- 
schergruppen vorgeschlagen werden. Zu ihrer 
Durchführung kommen jährlich 1 600 — 1 800 
Gastforscher nach Grenoble, für die das ILL 
seine wissenschaftliche und technische Infra- 
struktur zur Verfügung stellt. Darüber hinaus 
dient das Institut als Plattform wissenschaftli- 
cher Arbeits- und Diskussionstagungen für die 
an den Experimenten interessierten und betei- 
ligten Laboratorien und Universitäten, was zu 
intensiven wissenschaftlichen Kontakten zwi- 
schen Forschungsgruppen aus vielen Ländern 
führt. 

Um das ILL in seinen wichtigsten, wissenschaft- 
lichen und technischen Einrichtungen zu ver- 
bessern und zu erneuern, wird seit dem Jahre 
1979 ein mehrjähriges Modernisierungspro- 
gramm durchgeführt. Hierdurch wird das Insti- 
tut bis in die 90er Jahre hinein seine technische 
Leistungsfähigkeit und seine wissenschaftliche 
Anziehungskraft behalten. 

1.1.4 Wirtschaftsgipfel 

— Fragen der Forschung und technologischen Ent- 
wicklung, insbesondere im Hinblick auf die Lei- 
stungsfähigkeit der Wirtschaft und die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze, sind ein wichtiges 
Thema der politischen Diskussion auf der Ebene 
der Staats- und Regierungschefs der westlichen 
Industrienationen geworden. Die auf dem Wirt- 
schaftsgipfel Versailles (Juni 1982) eingesetzte 
Arbeitsgruppe „Technologie, Wirtschaftswachs- 
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tum, Beschäftigung“ legte dem Wirtschaftsgipfel 
Williamshurg (Mai 1983) einen Bericht vor, in 
dem die Zusammenhänge zwischen Technologie 
und wirtschaftlicher Entwicklung näher unter- 
sucht und Vorschläge zum weiteren Vorgehen 
gemacht werden. 

Der Bericht unterstreicht die Bedeutung techno- 
logischer Innovation als Motor der Wirtschaft 
und betont in diesem Zusammenhang die Be- 
deutung des freien Welthandels und der Abwehr 
protektionistischer Tendenzen. Die Notwendig- 
keit verstärkter internationaler wissenschaftli- 
cher Zusammenarbeit, besonders bei langfristig 
angelegten, mit hohem Risiko verbundenen For- 
schungs- und Entwicklungsprojekten, die ein- 
deutig im Bereich der Verantwortung der Regie- 
rungen liegen, wird betont. Der Bericht zeigt 18 
Kooperationsbereiche auf, die mit dem Ziel aus- 
gewählt wurden, 

O die Wachstumsbedingungen sowie 

O Bildung und Ausbildung auf allen Ebenen zu 
fördern; 

O die Lebens- und Arbeitsbedingungen zu ver- 
bessern und 

O den Umweltschutz zu unterstützen. 

Als Kooperationsbereiche sind im Bericht aufge- 
führt: 

O Photovoltaische Nutzung der Sonnenener- 
gie, 

O Kontrollierte Kernfusion, 

O Photosynthese, 

O Schnelle Brutreaktoren, 

O Lebensmitteltechnologie, 

O Aquakultur, 

O Fernerkundung vom Weltraum aus, 

O Schnellbahnen, 

O Wohnungsbau und Stadtplanung für Ent- 
wicklungsländer, 

O Fortgeschrittene Reaktortechnik, 

O Auswirkungen neuer Technologien auf klas- 
sische Industriezweige, 

O Biotechnologie, 

O Neue Werkstoffe und Normen, 

O Neue Technologien in Bildung, Berufsbil- 
dung und Kultur, 

O Gesellschaftliche Akzeptanz neuer Technolo- 
gien, 

O Biowissenschaften, 

O Hochenergiephysik, 

O Erforschung des Sonnensystems. 

Die vom Weltwirtschaftsgipfel angeregte Prü- 
fung der Möglichkeiten einer verstärkten inter- 
nationalen Kooperation in den einzelnen Berei- 
chen ist inzwischen angelaufen. Die bis zum 
nächsten Wirtschaftsgipfel erreichten Fort- 
schritte werden den Staats- und Regierungs- 
chefs in einem weiteren Bericht vorgelegt wer- 
den. 


1.1.5 Organisation für wirtschaftiiche Zusammenarbeit 
(OECD), Paris 

Einen umfassenden, bewährten Rahmen für die 
multilaterale Zusammenarbeit aller westlichen In- 
dustrieländer einschließlich USA, Kanada, Austra- 
lien und Japan bildet die Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit (OECD; vgl. auch 
Teil V, Kapitel 2.1.5). Ihr Ziel ist es, die wirtschafts- 
politischen Bestrebungen ihrer 24 Mitgliedstaaten 
zu fördern durch 

O Zusammenarbeit in der allgemeinen Wirt- 
schafts- und Währungspolitik, 

O Erfahrungsaustausch in Bereichen wie z. B. In- 
dustriepolitik und Forschungspolitik, 

O Koordination der Entwicklungshilfe. 

Für Forschung und Technologie von besonderer Be- 
deutung sind innerhalb der OECD: 

— Der Ausschuß für Wissenschafts- und Technolo- 
giepolitik (CSTP) als einziges Gremium der 
westlichen Industrieländer, in dem ein kontinu- 
ierlicher Meinungsaustausch über die nationa- 
len Forschungspolitiken — mit entsprechendem 
Einfluß auf die Gestaltung von Forschungspro- 
grammen in den Mitgliedsländern — stattfindet. 
Zum Teil hat sich der CSTP auch zu einem Ab- 
stimmungsgremium für die Industrie- und For- 
schungspolitik innerhalb der OECD entwickelt. 
Für den besonderen Sachbereich der Informa- 
tions- und Kommunikationspolitik hat sich ein 
eigener Ausschuß (CICCP) aus dem CSTP ent- 
wickelt; 

— die ad hoc-Gruppe Hochschulforschung, die ihre 
Arbeiten über neue Formen der Zusammenar- 
beit zwischen Hochschule und Wirtschaft abge- 
schlossen hat und sich jetzt Fragen der For- 
schungsbewertung und der Ausstattung mit wis- 
senschaftlichen Geräten zuwendet; 

— die Kernenergieagentur (NEA) als ein wichtiges 
Forum für den Informations- und Erfahrungs- 
austausch in Schlüsselfragen der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie, insbesondere in den 
Bereichen Strahlen- und Umweltschutz, Reak- 
torsicherheitsforschung, Genehmigungsfragen, 
Kernenergieentwicklung und Brennstoffkreis- 
lauf, wissenschaftlicher Datenaustausch. FuE- 
Projekte und gemeinsame Projekte werden von 
der NEA koordiniert (z. B. EUROCHEMIC, Hal- 
den, LOFT). Zwischen NEA und der Internatio- 
nalen Atomenergie-Organisation (lAEO; vgl. 
auch Teil V, Kapitel 1.4.1 und 2.1.2) bestehen 
enge Arbeitsverbindungen auf der Grundlage ei- 
nes Kooperationsabkommens von 1960. Auch die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
ist an der Arbeit der NEA beteiligt; 

— die Internationale Energieagentur (lEA) mit der 
Aufgabe, die Probleme des Ölmarktes und der 
Ölabhängigkeit im Wege internationaler Koope- 
ration zu bewältigen. Sie hat ein auf ihr Arbeits- 
gebiet zugeschnittenes Forschungs-, Entwick- 
lungs- und Demonstrationsprogramm. Damit 
wurde ein auch von der Bundesrepublik 
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Deutschland nachhaltig unterstütztes Instru- 
ment geschaffen, die Entwicklung und Markt- 
einführung neuer Energiequellen zu fördern und 
die Politik der Mitgliedstaaten in diesem Be- 
reich zu inspirieren und — soweit möglich und 
sinnvoll — zu koordinieren. Die Bundesrepublik 
beteiligt sich an ca. 30 der insgesamt etwa 45 
gemeinsamen Projekte dieses Programms. 

— Das Zentrum für Bildungsforschung und -Inno- 
vation, CERI, führt in Zusammenarbeit mit den 
OECD-Mitgliedstaaten Projekte zur Klärung sol- 
cher Probleme durch, die sich im Zusammen- 
hang mit der wirtschaftlichen, sozialen und tech- 
nologischen Entwicklung für das Bildungs- und 
Ausbildungswesen der Mitgliedstaaten stellen. 
Es fördert damit den Informations- und Erfah- 
rungsaustausch über die Bewertung politischer 
Strategien und die Einleitung neuer Maßnah- 
men, beispielsweise auf dem Felde der neuen 
Informationstechnologien, des Übergangs von 
der Schule in den Beruf und der Berücksichti- 
gung veränderter Arbeitsmarktstrukturen in 
Bildung und beruflicher Ausbildung. Die von 
CERI für die Durchführung der Vorhaben ent- 
wickelte Projektstruktur ermöglicht eine enge 
Zusammenarbeit des Zentrums mit externen 
Wissenschaftlern und mit den Verwaltungen, 
Praktikern und Forschungseinrichtungen in den 
Mitgliedstaaten. 


1.1.6 Bilaterale Zusammenarbeit 

Die umfangreiche multilaterale wissenschaftlich- 
technologische Zusammenarbeit wird ergänzt 
durch vielfältige bi- oder trilaterale Kontakte und 
Projekte. Im europäischen Rahmen bilden auch 
hier, wie in der multilateralen Zusammenarbeit, die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
den Schwerpunkt der Kooperationsverbindungen. 

— Ein Beispiel ist die deutsch-hritisch-niederlän- 
dische Zusammenarbeit bei der Entwicklung 
und Nutzung der Technologie der Gasultrazen- 
trifugen zur Urananreicherung. Nach dem Bau 
einer britischen und einer niederländischen 
wird nun auch eine deutsche Produktionsanlage 
in Gronau an der deutsch-niederländischen 
Grenze errichtet. 

— Ein weiteres Beispiel ist das Brutreaktor-Proto- 
typkraftwerk SNR 300 in Kalkar, das von einer 
deutsch-belgisch-niederländischen Betreiberge- 
sellschaft errichtet und finanziert wird. Bei die- 
sem Projekt gab es — wie bei anderen Reaktor- 
projekten in den 70er und den ersten 80er Jah- 
ren — erhebliche Verzögerungen, die zu erhebli- 
chen Kostensteigerungen führten. Im Jahre 1983 
wurde die Finanzierung des Projekts gesichert. 
Die Bauarbeiten laufen seitdem planmäßig. Die 
Bundesregierung hat die Projektkontrolle er- 
heblich verstärkt und die Wirtschaft zu einer 
größeren Eigenbeteiligung veranlaßt. Der Reak- 
tor soll Ende 1985 in Betrieb genommen und in 
der ersten Jahreshälfte 1987 an den Betreiber 
übergeben werden. 


— In Erweiterung der bereits existierenden Zu- 
sammenarbeit mit Frankreich auf dem Schnell- 
brut-Reaktorgebiet, an der auch die Niederlan- 
de, Belgien und Italien beteiligt sind, hat sich 
auch Großbritannien der kontinentaleuropäi- 
schen Zusammenarbeit angeschlossen. 

— Gemeinsam mit den Niederlanden wird der 
deutsch-niederländische Windkanal nordöstlich 
von Amsterdam betrieben. Seit über 15 Jahren 
gibt es eine sehr erfolgreiche Kooperation im 
Bereich der Agrarforschung. 

— In der engen bilateralen Kooperation mit Frank- 
reich macht das Rundfunksatelliten-Projekt 
(TV-SAT/TdF 1) planmäßige Fortschritte. Das 
deutsch-französische Industriekonsortium „EU- 
ROSATELLITE“ hat durch den Verkauf eines 
teilweise identischen Satelliten an Schweden, 
Tele-X, einen ersten wirtschaftlichen Erfolg er- 
zielt. Auch ein Satellit des gemeinsamen Nach- 
richtensatellitenprojekts „SYMPHONIE“, der im 
Jahre 1974/1975 gestartet wurde, wird noch ge- 
nutzt. Beide Regierungen haben 1983 ein „strate- 
gisches Forum Informationstechnik“ eingerich- 
tet, um einen breiten Informations- und Mei- 
nungsaustausch über Mikroelektronik zu er- 
möglichen. Intensiv wird ferner auf den Gebie- 
ten der Meeresforschung und der Entwicklung 
moderner Schnellbahnen zusammengearbeitet. 

— Die Schwerpunkte der Zusammenarbeit mit 
Großbritannien liegen bei der Urananreiche- 
rung (zusammen mit den Niederlanden) und bei 
der Kohletechnik (im Rahmen der lEA). Weitere 
enge Kontakte bestehen in der Mikroelektronik, 
der nichtnuklearen Energieforschung und der 
medizinischen Forschung. 

— Gemeinsame Projekte mit Griechenland gibt es 
insbesondere bei der Wind- und Solarenergie. 
Die Vorbereitungen und Planungen für das ge- 
meinsam zu erbauende Solardorf Lykovrissi 
wurden abgeschlossen. 

— In Spanien liefert das mit maßgeblicher deut- 
scher Unterstützung errichtete Aufwindkraft- 
werk in Manzanares inzwischen interessante 
Forschungsergebnisse. Deutsch-spanische Ko- 
operation gibt es aufgrund verschiedener Regie- 
rungsabkommen auch bei der optischen Astro- 
nomie, der Radioastronomie, der Sonnenenergie, 
der Kernenergie und der Landwirtschaft. 

— Auch mit anderen europäischen Staaten, vor al- 
lem mit der Schweiz, Österreich, Portugal und 
den skandinavischen Ländern, werden die wis- 
senschaftlich-technischen Beziehungen kontinu- 
ierlich weiter ausgebaut. 

— Mit Italien und Schweden fanden Seminare zur 
Verstärkung der Zusammenarbeit in der Hoch- 
schulforschung statt. 

Unter den außereuropäischen Industrieländern 

sind die USA, Kanada und Japan unsere wichtig- 
sten Kooperationspartner, zu nennen ist auch die 

Zusammenarbeit mit Australien und Neuseeland. 
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— Beziehungen zu den USA in Forschung und 
Technologie haben eine bis in die Anfänge die- 
ses Jahrhunderts zurückreichende Tradition, die 
nach dem zweiten Weltkrieg — nicht zuletzt 
dank sofortiger großzügiger Austauschprogram- 
me der Vereinigten Staaten — eine besondere 
Vertiefung erfuhren. Die hierdurch geknüpften 
Verbindungen, aber auch die von den USA in- 
zwischen erlangte Führungsrolle in Wissen- 
schaft und Technik führten dazu, daß die Verei- 
nigten Staaten das wichtigste außereuropäische 
Kooperationsland der Bundesrepublik Deutsch- 
land in FuE wurden. Auf fast allen Gebieten, vor 
allem neuerer Technologien, wie beispielsweise 
der Energieforschung, der Weltraumforschung 
und -technik, der Entwicklung fortgeschrittener 
Verkehrssysteme, der biomedizinischen For- 
schung oder der Agrarforschung, findet ein re- 
gelmäßiger Informations- und Wissenschaftler- 
austausch statt; zum Teil werden auch gemein- 
same Projekte durchgeführt. 

— Schwerpunkte der bereits langjährigen Zusam- 
menarbeit mit Kanada sind gegenwärtig die 
Energie- und Umweltschutzforschung sowie in 
Fortführung einer schon traditionellen Koopera- 
tion die Meeres-, Polar- und geologische For- 
schung. Daneben sind in jüngster Zeit insbeson- 
dere neue gemeinsame verkehrstechnische und 
biotechnologische Vorhaben getreten. 

— Gegenstand der Zusammenarbeit mit Japan 
sind ausgewählte Bereiche fortgeschrittener 
Technologien. Wichtigster Bestandteil der Ko- 
operation bei der Energieforschung ist die Zu- 
sammenarbeit in der Kernenergie, namentlich 
bei Reaktorsicherheit und Entwicklung fortge- 
schrittener Reaktoren. Zunehmende Bedeutung 
gewinnt die Zusammenarbeit in der Umweltfor- 
schung und -technologie, Biotechnologie, bei In- 
formationstechnologien, bei neuen Materialien 
sowie in der Aquakultur. Die bisherigen Erfah- 
rungen haben gezeigt, daß eine Intensivierung 
der Zusammenarbeit vor allem wegen der 
Sprachbarriere Schwierigkeiten bereitet. 

1.2 West-Ost-Zusammenarbeit 

— Die Entspannungspolitik hat auch für die wis- 
senschaftliche und technische Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Teilen Europas und den 
beiden Staaten in Deutschland Fortschritte er- 
warten lassen. Diese Zusammenarbeit bleibt von 
den fortdauernden Belastungen des West-Ost- 
Verhältnisses jedoch nicht unberührt. Die Ex- 
portbeschränkung für technologisch hochwer- 
tige und militärisch nutzbare Güter setzt eine 
sichtbare Grenze. 

— Sowohl mit der DDR wie auch mit der Sowjet- 
union wird jeweils über ein Abkommen über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wissen- 
schaft und der Technik verhandelt. Offen ist in 
beiden Fällen noch die effektive Einbeziehung 
des Forschungspotentials in Berlin (West). 

— Mit Jugoslawien und Rumänien bestehen Ko- 
operationsabkommen, unter deren Dach schwer- 


punktmäßig bei Kernforschung, Materialfor- 
schung, Erdbebenforschung, Agrarforschung 
und nichtnuklearer Energieforschung zusam- 
mengearbeitet wird. Kooperationsbeziehungen 
in überwiegend staatlich geförderten Bereichen 
mit anderen osteuropäischen Ländern wurden 
zurückgestellt, da mit ihnen Abkommen über 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
noch nicht bestehen. 

— Multilaterale Formen der Zusammenarbeit kön- 
nen in internationalen Organisationen prakti- 
ziert werden, in denen wissenschaftliche Organi- 
sationen aus sozialistischen Staaten Mitglieder 
sind. Dazu gehören das Internationale Institut 
für angewandte Systemanalyse (IIASA) und das 
Europäische Zentrum für Sozialwissenschaften 
in Wien. 

— Als nützlich hat sich die Zusammenarbeit in der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen 
für die Region Europa (ECE) erwiesen. Sie bietet 
u. a. ein geeignetes Forum für die Behandlung 
von Umweltfragen grenzüberschreitender Na- 
tur. 


1.3 Weltweite Zusammenarbeit 

1.3.1 Vereinte Nationen mit Sonderorganisationen 

1. Allgemeiner Rahmen und Erwartungen 

— Die multilaterale wissenschaftlich-techni- 
sche Zusammenarbeit im weltweiten Rah- 
men wird beherrscht von Interessen und Pro- 
blemstellungen des Nord-Süd-Dialogs. Die 
Erwartungen richten sich auf einen wesentli- 
chen Beitrag der Industrieländer für die Ent- 
wicklung der Dritten Welt. Besonders deut- 
lich kam dies zum Ausdruck auf den Konfe- 
renzen der Vereinten Nationen: 

O Wissenschaft und Technologie im Dienste 
der Entwicklung, Wien 1979, 

O Neue und erneuerbare Energiequellen, 
Nairobi 1981, 

O Zweite Weltraumkonferenz UNISPACE, 
Wien 1982, 

O 22. Unesco Generalkonferenz, Paris 1983. 

— Aufgrund der Empfehlungen dieser Konfe- 
renzen wurden der Zwischenstaatliche Aus- 
schuß (ICSTD) und das Zentrum (CSTD) der 
Vereinten Nationen (VN) für Wissenschaft 
und Technologie im Dienst der Entwicklung 
sowie der Zwischenstaatliche Ausschuß für 
neue und erneuerbare Energiequellen ge- 
schaffen, welche die Aktivitäten der VN auf 
diesen Gebieten weiter verstärken und er- 
gänzen sollen. 

Schon seit 1957 besteht der Weltraumaus- 
schuß der Vereinten Nationen zur Erörte- 
rung der Fragen friedlicher Nutzung und Er- 
forschung des Weltraums. Er hat zwei Unter- 
ausschüsse, die sich mit den wissenschaft- 
lich-technischen und den rechtlichen Pro- 
blemen der Weltraumnutzung befassen. 
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In allen diesen Gremien arbeitet die Bundes- 
republik aktiv mit. 

Auch die Diskussionen in den anderen VN- 
Institutionen wie UNDP^), UNEP2), UNI- 
DO 3), UNCTAD4), UNESCO 5), FAO^), WHO^) 
spiegeln die großen Erwartungen wider, wel- 
che die Entwicklungsländer in die multina- 
tionale Zusammenarbeit im Hinblick auf die 
Unterstützung beim Ausbau ihrer wissen- 
schaftlichen Infrastruktur und beim Techno- 
logietransfer setzen. Häufig gehen von die- 
sen Organisationen auch Appelle zur Ver- 
stärkung und Einbeziehung bilateraler Ko- 
operation aus. 

2. Internationale Atomenergie- Organisation 
(lAEO) 

— Die Internationale Atomenergie-Organisa- 
tion ist eine weltweit tätige Organisation zur 
Förderung der friedlichen Nutzung der Kern- 
energie. 1957 gegründet, hat sie die Einfüh- 
rung dieser neuen Energiequelle und die 
Nutzbarmachung der Nukleartechnik in 
Landwirtschaft, Industrie, Medizin und Geo- 
wissenschaften von den ersten Anfängen an 
gefördert. Nach dem Wirksamwerden des 
Beitritts der VR China im Jahr 1984 vereinigt 
die lAEO praktisch alle Staaten mit nennens- 
werten Nuklearprogrammen. Sie ist damit 
das einzige ständige internationale Forum im 
Bereich der Kernenergie. 

— Hervorzuheben ist insbesondere die beson- 
dere Bedeutung der Organisation bei der An- 
wendung von Sicherungsmaßnahmen (safe- 
guards), die ein wesentliches Element der 
Nichtverbreitungspolitik darstellen. Ziel der 
Sicherungsmaßnahme, die etwa 98 % aller 
Nuklearanlagen in den Nicht-Kernwaffen- 
staaten erfassen, ist es, die ausschließlich 
friedliche Verwendung des Kernmaterials si- 
cherzustellen. Es ist das erste Mal, daß Kon- 
trollen durch eine internationale Organisa- 
tion, die eingehende Inspektionen „vor Ort" 
einschließen, in diesem Ausmaß von der in- 
ternationalen Staatengemeinschaft akzep- 
tiert werden. Wichtigste internationale 
Grundlage für die Anwendung der lAEO-Si- 
cherungsmaßnahmen ist der Vertrag über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen von 
1968. 

— Ein weiterer Schwerpunkt der lAEO liegt in 
der Förderung einer umfassenden weltwei- 
ten Zusammenarbeit in Kernforschung und 
Kerntechnik einschließlich der Fragen der 
Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen. 
Für die Entwicklungsländer, die an der Ein- 


VN-Entwicklungsprogramm, 

2) VN-Umweltprogramm, 

VN-Organisation für industrielle Entwicklung, 
VN-Konferenz für Handel und Entwicklung, 
Erziehungs-, Wissenschafts- und Kulturorganisation 
der VN, 

Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der VN, 
Weltgesundheitsorganisation. 


führung der Kernenergie interessiert sind, 
ist das technische Zusammenarbeitspro- 
gramm der Organisation, das aus freiwilligen 
Beiträgen der Mitgliedstaaten gefördert wird 
und Ausbildungs- und Stipendienprogramme, 
Bereitstellung von Experten und Ausrüstun- 
gen sowie abgestimmte Forschungspro- 
gramme umfaßt, von besonderer Bedeutung. 

3. Meeresforschung / Seerecht 

— Wesentliche Ziele der deutschen Meeresfor- 
schung lassen sich nur in internationaler Zu- 
sammenarbeit erreichen. Die durch das See- 
rechtsübereinkommen der VN erstmals aner- 
kannte aber auch begrenzte Tendenz zur 
Ausdehnung von küstenstaatlichen Meeres- 
zonen hat erhebliche Konsequenzen für Pla- 
nung und Durchführung von Fahrten deut- 
scher Forschungsschiffe. Es wird darauf an- 
kommen, in wissenschaftlich-technologischer 
Zusammenarbeit insbesondere mit den Kü- 
stenstaaten der Dritten Welt Rahmenbedin- 
gungen zu schaffen, die der Meeresforschung 
hinreichende Freiräume sichern. Dies ist be- 
sonders wichtig für Forschungsarbeiten im 
Bereich der Festlandsockel. 

Neben der Verstärkung der bilateralen und 
regionalen Zusammenarbeit kann die Ein- 
bindung deutscher Forschungsvorhaben in 
Programme internationaler Organisationen 
Erleichterungen bei Genehmigungen usw. 
mit sich bringen. 

Im multilateralen Bereich arbeiten deutsche 
Wissenschaftler insbesondere an den zahlrei- 
chen von der zwischenstaatlichen Ozeano- 
graphischen Kommission (IOC) der UNESCO 
koordinierten Programmen mit, die sich u. a. 
mit der Meeresverschmutzung, dem Daten- 
austausch, der Klimaforschung und der Tek- 
tonik befassen. Auch andere Organisationen 
des VN-Systems (IMO^), FAO, WMO^), WHO, 
LAEO, UNEP) unterhalten Meeresfor- 
schungsprogramme für ihr jeweils fachspezi- 
fisches Interesse. Eine der wichtigsten Insti- 
tutionen in diesem Bereich, speziell für die 
Fischereiforschung, ist der Internationale 
Rat für Meeresforschung (ICES), dessen Auf- 
gabe es u. a. ist, Empfehlungen zur Festle- 
gung von Fischfangquoten zu erarbeiten. 

— Im nichtstaatlichen Bereich arbeitet die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im 
Internationalen Rat wissenschaftlicher Unio- 
nen (ICSU) mit, dessen wissenschaftlicher 
Ausschuß für die Erforschung der Ozeane 
Arbeitsgruppen zu den verschiedenen The- 
menbereichen der Meeresforschung unter- 
hält. 

1.3.2 Antarktis 

— Der Antarktisvertrag, der am 29. Juni 1961 in 

Kraft getreten ist, ist seit mehr als 20 Jahren das 

„Grundgesetz“ für die Antarktis und insbeson- 
dere auch für die internationale Zusammenar- 


ö) Welt-Schiffahrtsorganisation, 

Weltorganisation für Meteorologie. 
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beit in der Antarktisforschung. Er garantiert die 
Freiheit der wissenschaftlichen Forschung und 
fördert die Zusammenarbeit und den freien Aus- 
tausch wissenschaftlicher Daten. Die nunmehr 
16 Konsultativstaaten (Argentinien, Australien, 
Belgien, Brasilien, Chile, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, In- 
dien, Japan, Neuseeland, Norwegen, Polen, So- 
wjetunion, Südafrika, USA) nehmen gemeinsam 
die Aufgabe wahr, die Einhaltung und Fortent- 
wicklung des Vertrages zu gewährleisten. Emp- 
fehlungen der Konsultativtagungen befassen 
sich mit den wesentlichen Aspekten der Zusam- 
menarbeit in der Antarktis. In einzelnen Abkom- 
men, wie z. B. der Robbenkonvention (1972) und 
der Konvention zum Schutz der lebenden Mee- 
resschätze (1980), wurden bereits wichtige Pro- 
bleme, z. B. des Schutzes des antarktischen Öko- 
systems, geregelt. Die Bundesrepublik beteiligt 
sich insbesondere an der Arbeit der Kommis- 
sion und des Wissenschaftlichen Ausschusses 
der Konvention über die lebenden Meeresschät- 
ze, bei der in Zusammenarbeit mit den anderen 
Vertragsstaaten Maßnahmen zur Erhaltung der 
Arten vorbereitet wurden. Bei den zur Zeit lau- 
fenden Verhandlungen über ein Regime zur 
Nutzung mineralischer Rohstoffe in der Antark- 
tis geht es unter anderem darum, mögliche 
Bergbauaktivitäten in einer Weise zu regeln, daß 
die wissenschaftliche Forschung und das ant- 
arktische Ökosystem so wenig wie möglich be- 
einträchtigt werden. 

— Die Bilanz des antarktischen Vertragssystems 
ist positiv. Es ist gelungen, die Forschung und 
internationale Zusammenarbeit bei der Ausfüh- 
rung von Projekten nachhaltig zu fördern. Die 
Koordination der wissenschaftlichen Aktivitäten 
findet im Wissenschaftlichen Komitee für Ant- 
arktis-Forschung (SCAR) ^) statt, das über seine 
Landesausschüsse und Arbeitsgruppen zu den 
wesentlichen Themenbereichen Programme 
konzipiert und wichtige Beiträge für die Konsul- 
tativtagungen leistet. 

Neben der multilateralen Kooperation findet in 
immer stärkerem Maße auch bilaterale Zusam- 
menarbeit statt. So sind z. B. die neuen Instru- 
mente der deutschen Antarktisforschung, wie 
insbesondere das Forschungsschiff „Polarstern“, 
dazu bestimmt, von Wissenschaftlern anderer 
Staaten mitgenutzt zu werden. Mit den USA und 
Neuseeland gibt es zur Zeit eine besonders enge 
Zusammenarbeit bei der geologischen For- 
schung. 

1.3.3 Bilaterale Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

1. Grundlagen und Zielsetzung 

— Die bilaterale wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit mit Entwicklungslän- 
dern ist eingebettet in die außenpolitischen 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Dritten Welt; für den anwendungs- 


^) Scientific Committee on Antarctic Research (SCAR) 


nahen Einsatz ausgereifter neuer Technolo- 
gien unter den jeweiligen spezifischen klima- 
tischen und anderen Sonderbedingungen 
kommen auch weniger fortgeschrittene Ent- 
wicklungsländer in Betracht. Wegen der An- 
forderungen an das wissenschaftlich-techni- 
sche Potential der Kooperationspartner kon- 
zentriert die Zusammenarbeit sich in erster 
Linie auf Schwellenländer. Gegenstand und 
Ziel der Zusammenarbeit sind weitgehend 
von den jeweiligen wirtschaftlichen und in- 
frastrukturellen Gegebenheiten dieser Län- 
der und ihren nationalen politischen Zielset- 
zungen abhängig. Daraus haben sich natürli- 
che Schwerpunkte bei einzelnen Partnerlän- 
dern entwickelt, die hier beispielhaft er- 
wähnt werden. 

Die Kooperation mit Entwicklungsländern 
ist langfristig angelegt. Im Vergleich zu na- 
tionalen Aktivitäten verlangt sie erhebliche 
Aufwendungen für die Ausbildung von Ex- 
perten, die Überbrückung großer Entfernun- 
gen und die Überwindung von Sprach- und 
Kommunikationsbarrieren. 

— Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie hat in den letzten Jahren seine 
auf Entwicklungsländer orientierten Aktivi- 
täten kontinuierlich ausgebaut. Sie richten 
sich vor allem auf 

O die Entwicklung und Erprobung neuer 
Technologien für den Einsatz in Entwick- 
lungsländern, 

O die Anpassung vorhandener Technologien 
an die Einsatzbedingungen in Entwick- 
lungsländern, 

O den Transfer dieser Technologien in die 
Entwicklungsländer zur Nutzung und hei- 
mischen Produktion. 

— Das wichtigste Instrument in der wissen- 
schaftlich-technologischen Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern ist die Förderung 
von gemeinsamen Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben. Dadurch wird sichergestellt, 
daß sich Zielsetzung, Planung und Durchfüh- 
rung der Vorhaben an den Interessen und 
Bedürfnissen der Partnerländer orientieren, 
und daß die Kooperationspartner in diesen 
Ländern von Anfang an mit den gemeinsam 
zu entwickelnden und zu erprobenden Tech- 
nologien vertraut sind. Die Zusammenarbeit 
mit deutschen Forschungs- und Entwick- 
lungseinrichtungen und Industrieunterneh- 
men bietet für die Partner in den Entwick- 
lungsländern die beste Voraussetzung für 
eine spätere Übernahme der Entwicklungs- 
ergebnisse in eine eigenständige Nutzung 
und Produktion. 

— Eine wichtige Aufgabe der entwicklungspoli- 
tischen Zusammenarbeit im Bereich der Wis- 
senschaft und Technik ist der Aufbau lei- 
stungsfähiger Forschungs- und Entwick- 
lungseinrichtungen und die Ausbildung von 
qualifiziertem wissenschaftlich-technischem 
Personal in Entwicklungsländern. Die Unter- 
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Stützung der Entwicklungsländer in diesem 
Bereich ist in erster Linie Aufgabe des Bun- 
desministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (BMZ) und der von ihm geförderten 
Einrichtungen. 

Außerdem fördert der BMZ auch For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben in Ent- 
wicklungsländern, die der Lösung spezifi- 
scher Probleme dieser Länder dienen. Der 
Schwerpunkt dieser Aktivitäten liegt im Be- 
reich der Nutzung nichterschöpflicher Ener- 
giequellen. Die breit gefächerte Thematik 
dieser Vorhaben umfaßt aber auch die Ver- 
besserung landwirtschaftlicher Produktions- 
methoden sowie die Entwicklung situations- 
konformer Bauweisen und Baustoffe. Ferner 
finanziert der BMZ gemeinsam mit dem 
BMFT Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
ben, die sowohl für die Entwicklungsländer 
als auch für die Industrieländer von Inter- 
esse sind. 

BMFT und BMZ werden bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben in diesem Bereich unter- 
stützt von dem Deutschen Zentrum für Ent- 
wicklungstechnologien GATE (German Ap- 
propriate Technology Exchange), das 1978 in 
der Deutschen Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ) in Eschborn einge- 
richtet wurde. 

2. Regionale Schwerpunkte 

— Schwerpunktländer der wissenschaftlich- 
technologischen Kooperation in Lateiname- 
rika sind Argentinien, Brasilien und Mexiko. 
Während mit den beiden ersten Ländern eine 
langjährige, intensive Zusammenarbeit in 
der Kernenergie und der Luft- und Raum- 
fahrt besteht, die u. a. auf die neuen Energie- 
quellen, die Datenverarbeitung, die Elektro- 
nik und die Rohstofforschung ausgedehnt 
wurde, stehen in der deutsch-mexikanischen 
Zusammenarbeit die Themen Solarenergie 
und Umweltschutz im Vordergrund. Darüber 
hinaus wird mit Venezuela u. a. bei der Er- 
schließung von Schwerölvorkommen und mit 
Bolivien bei der Aufarbeitung von Zinnerzen 
zusammengearbeitet. 

— Schwerpunktland der Zusammenarbeit in 
Afrika ist seit langem Ägypten. Der Fächer 
der wichtigsten Kooperationsbereiche um- 
faßt hier die Nutzung erneuerbarer Energie- 
quellen, Kernenergietechnik, Biotechnologie 
und Geowissenschaften. Die Zusammenar- 
beit mit anderen afrikanischen Ländern, de- 
ren wissenschaftlich-technisches Potential 
weniger entwickelt ist, beschränkt sich bis- 
lang auf spezielle Einzelvorhaben. 

— Mit einigen arabischen Ölförderländem hat 
sich in den letzten Jahren eine enge Zusam- 
menarbeit entwickelt, bei der Vorhaben zur 
Nutzung der Sonnenenergie und besonders 
zur Meerwasserentsalzung im Mittelpunkt 
stehen; speziell die Zusammenarbeit mit 
Saudi-Arabien umfaßt darüber hinaus wei- 
tere Kooperationsgebiete, wie die Informa- 
tionstechnik und Abwasserwiederverwen- 


dung. Die Finanzkraft dieser Länder erlaubt 
die Realisierung größerer, kapitalintensiver 
Demonstrationsvorhaben. 

— In Ostasien hat die Zusammenarbeit mit In- 
dien die längste Tradition. Ausgehend von 
der Kooperation bei der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie, umfaßt sie heute eine um- 
fangreiche Skala von Themen, unter denen 
die Solartechnik, die Luft- und Raumfahrtfor- 
schung, Medizin und Biologie besonderen 
Rang einnehmen. Auch mit Indonesien hat 
sich die Zusammenarbeit in den letzten Jah- 
ren lebhaft entwickelt. Besonderes Interesse 
besitzt für beide Seiten die Entwicklung und 
künftige gemeinsame Nutzung eines moder- 
nen 25 MW-Forschungsreaktors (Janus), den 
Indonesien bei einem deutschen Unterneh- 
men in Auftrag gegeben hat. Daneben sind 
vor allem Demonstrationsvorhaben zur Nut- 
zung von Sonne, Wind und Biomasse in länd- 
lichen Gegenden, der Aufbau der Luftfahrt- 
forschung und die Entwicklung eines moder- 
nen Segelfrachtschiffs hervorzuheben. 
Schließlich hat die Zusammenarbeit mit der 
VR China seit dem Abschluß eines wissen- 
schaftlich-technischen Rahmenabkommens 
im Jahre 1978 einen starken Aufschwung er- 
fahren. Die alte wissenschaftliche Tradition 
des Landes, verbunden mit seinem Reichtum 
an Rohstoffen (z. B. Kohle, mineralische Roh- 
stoffe), dem potentiellen Bedarf zur Versor- 
gung einer Bevölkerung von mehr als einer 
Milliarde Menschen und der außerordentli- 
chen Aufnahmefähigkeit seiner Wissen- 
schaftler und Techniker, bietet Anreize für 
vielgestaltige und interessante Kooperatio- 
nen. Gemeinsame Forschungsprojekte wer- 
den zur Energie (Prospektion, Planung, Koh- 
letechnologien, neue Energiequellen), bei mi- 
neralischen Rohstoffen, Produktionstechnik 
und Elektronik sowie in der Landwirtschaft 
durchgeführt. Außerdem sind die Zusammen- 
arbeit zwischen der Max-Planck-Gesellschaft 
und der Chinesischen Akademie der Wissen- 
schaften in der Grundlagenforschung so- 
wie die der Deutschen Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
(DFVLR) mit dem China Aeronautical 
Establishment (CAE) und Stellen der 
raumfahrttechnischen Forschung hervorzu- 
heben, ferner die sich jetzt entwickelnde Ko- 
operation bei der friedlichen Nutzung der 
Atomenergie. 

2. Internationale Organisationen und 

Forschungseinrichtungen mit Beteiligung 
der Bundesrepublik Deutschland 

2.1 Internationale Organisationen 

2.1.1 Europäische Weltraumorganisation (European Space 
Agency, ESA), Paris, 8 — 10 rue Mario Nikis, 

75738 Paris, Cedex 15 

Mitglieder: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, 
Dänemark, Frankreich, Großbritan- 
nien, Irland, Italien, Niederlande, Spa- 
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nien, Schweden, Schweiz; Kanada, Nor- 
wegen und Österreich beteiligen sich 
an einzelnen Programmen; Norwegen 
und Österreich sind assoziierte Mitglie- 
der, Kanada hat Beobachterstatus. 

Aufgaben 

Die Europäische Weltraumorganisation, die am 
31. Mai 1975 durch den Zusammenschluß von ESRO 
(Europäische Weltraumforschungsorganisation) 
und ELDO (Europäische Organisation für die Ent- 
wicklung und den Bau von Raumfahrzeugträgern) 
gegründet wurde, hat die Aufgabe, die Zusammen- 
arbeit europäischer Staaten zu ausschließlich fried- 
lichen Zwecken auf dem Gebiet der Weltraumfor- 
schung und Weltraumtechnologie im Hinblick auf 
deren Nutzung für die Wissenschaft und operatio- 
neile Weltraumanwendungssysteme sicherzustellen 
und zu entwickeln. Die ESA hat sich auch die Koor- 
dinierung und Integration der verschiedenen natio- 
nalen Weltraumprogramme in einem europäischen 
Rahmen zum Ziel gesetzt. Als ein wichtiger Auf- 
traggeber der europäischen Weltraumindustrie ob- 
liegt ihr die Ausarbeitung einer geeigneten Indu- 
striepolitik, um so die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit der europäischen Weltraumindustrie zu 
steigern. Außerdem sollen die nationalen Welt- 
raumeinrichtungen verstärkt in die Durchführung 
von ESA- Programmen einbezogen werden. 

Alle Mitgliedstaaten leisten einen ihrem Volksein- 
kommen entsprechenden Beitrag zum Allgemeinen 
Haushalt und zum Wissenschaftlichen Programm. 

Die Koordinierung der Starts von Höhenfor- 
schungsraketen und -ballons erfolgt im Rahmen 
des Sonderprojektes ESRANGE der ESA. 

Bei den übrigen Programmen wie 

O Weltraumlaboratorium SPACELAB und seine 
Nutzung, 

O Trägerrakete ARIANE, 

O Fernmeldesatelliten ECS, MARECS (Seefunk), 

O Erdbeobachtungssatelliten METEOSAT sowie 
ERS-1, 

O Operationelle Programme für Dritte 
ECS für EUTELSAT und 
operationeller METEOSAT für EUMETSAT 

ist die Teilnahme den Mitgliedstaaten freigestellt, 
und jeder Teilnehmer kann die Höhe seines Bei- 
trags selbst bestimmen. 

Über längerfristige Vorstellungen, vor allem im Be- 
reich der Transport- und Orbitalsysteme, wird in 
den kommenden Jahren zu entscheiden sein. 

Struktur und Haushalt 

ESA hat ihren Sitz in Paris. Sie unterhält mehrere 
Verbindungsstellen bei nationalen Einrichtungen 
für die Durchführung einzelner Programme und 
den Ariane-Startkomplex im Raumfahrtzentrum 
Kourou (Franz. Guayana, Südamerika) sowie eine 
Verbindungsstelle in Washington. Die Mitgliedstaa- 


ten, assoziierte Mitglieder und Kanada als Beob- 
achter sind durch Delegierte in den Entscheidungs- 
gremien der ESA vertreten. Höchstes Organ ist der 
ESA-Rat. Entscheidungen im Rahmen der freiwilli- 
gen Programme fallen in den jeweiligen Programm- 
räten. Weitere Ausschüsse sind der Verwaltungs- 
und Finanzausschuß, der Ausschuß für das Wissen- 
schaftsprogramm und der Ausschuß für Industrie- 
politik. Die ESA unterhält folgende technische Nie- 
derlassungen: 

ESTEC (Europäisches Zentrum für Weltraumfor- 
schung und -technologie) in Noordwijk (Niederlan- 
de); dem Zentrum obliegen der Entwurf, die Über- 
wachung der Entwicklung und die Erprobung von 
Raumfahrtgerät, mit dessen Bau die europäische 
Industrie betraut wird. Außerdem führt das ESTEC 
das Programm für technologische Forschung zur 
Vorbereitung der künftigen Missionen aus. 

ESOC (Europäisches Weltraum-Operationszen- 
trum) in Darmstadt, das für den Betrieb der Satelli- 
ten in der Umlaufbahn zuständig ist. Das ESOC ver- 
fügt über ein Netz mit folgenden Bodenstationen: 
Carnarvon (Australien), Kourou (Franz. Guayana), 
Malindi (Kenia), Redu (Belgien), Ibaraki (Japan) so- 
wie Spezialstationen für geostationäre Satelliten in 
Fucino (Italien), Michelstadt (Odenwald) und Villa- 
franca (Spanien). 

ESRIN, die Niederlassung der ESA in Italien (Fras- 
cati, in der Nähe von Rom), ist für die „Earthnet“- 
Aktivitäten (Fernerkundung der Erd-Ressourcen) 
und den Informationsabrufdienst (IRS) zuständig. 

Das Haushaltsvolumen für 1983 einschließlich der 
Überträge und fremdfinanzierte Programme be- 
läuft sich auf 1 005 Mio Rechnungseinheiten (Wert 
der Rechnungseinheit 1983 — 2,37 DM). Davon be- 
trägt der deutsche Beitragsanteil etwa 25 %. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

119 

93 

95 

darunter: 

Personalausgaben ^ ) 

(54) 

(41) 

(36) 

Investitionen ^) 

273 

243 

280 

insgesamt^) . . . 

392 

336 

375 


^) Die Beitragsanteile entsprechen dem Anteil dieser Aus- 
gabenkategorien an den Gesamtausgaben der ESA 
nach den offiziellen Jahresrechnungen der Organisa- 
tion für 1981 bis 1982 und dem Haushalt für 1983. 

2) Deutscher Beitrag an ESA (Bundeshaushaltsplan 
Kap. 30 06 Titel 686 01). 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

139 

138 

138 

Technisches Personal 

955 

938 

942 

Verwaltungspersonal . 

309 

302 

304 

insgesamt . . . 

1403 

1 378 

1 384 
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2.1.2 Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO), Wien, 
Wagramer Straße 5, Postfach 100, A-1400 Wien 

Mitglieder: 112 Staaten 

Aufgaben 

Die Internationale Atomenergie-Organisation ist 
1957 im Rahmen der Vereinten Nationen gegründet 
worden. Ihre Aufgaben sind: 

O Die weltweite Zusammenarbeit in Kernfor- 
schung und Kerntechnik durch die Veranstal- 
tung von Fachtagungen, die Abstimmung von 
Förderungsprogrammen durch Forschungsver- 
träge, die Ausarbeitung von Schutzvorschriften 
für Reaktorsicherheit und Strahlenschutz sowie 
eine umfassende Dokumentation (INIS) zu för- 
dern, 

O Entwicklungsländern durch Entsendung von Ex- 
perten, durch Stipendien, Schulungskurse und 
die Lieferung von Geräten zu helfen, 

O Sicherungsmaßnahmen insbesondere unter dem 
Nichtverbreitungsvertrag durchzuführen, um 
die Abzweigung von Kernmaterial für Kernwaf- 
fen oder sonstige Explosionszwecke zu verhin- 
dern. 

Die lAEO betreibt ein Laboratorium in Seibers- 
dorf bei Wien und unterhält gemeinsam mit der 
UNESCO das Internationale Zentrum für Theoreti- 
sche Physik in Triest sowie das Internationale La- 
boratorium für Meeresradioaktivität in Monaco. 

Im Jahre 1982 nahmen 500 Deutsche an Fachtagun- 
gen der lAEO teil; sie hielten rund 150 Vorträge. 
Rund 40 Stipendiaten wurden in der Bundesrepu- 
blik aufgenommen. 30 deutsche Experten wurden 
über die lAEO in Entwicklungsländer entsandt. Die 
Bundesrepublik Deutschland gibt Geld- und Gerä- 
tespenden im Werte von etwa 2 Mio US $ pro Jahr. 
Ausbildungskurse der lAEO für Führungskräfte 
aus Ländern, die den Bau eines ersten Kernkraft- 
werkes planen, finden im Kernforschungszentrum 
Karlsruhe statt. 

Struktur und Haushalt 

Organe der lAEO sind die jährlich tagende Gene- 
ralkonferenz aller Mitgliedstaaten, der 34 Mitglie- 
der umfassende Gouverneursrat sowie der General- 
direktor. Die Bundesrepublik Deutschland ist im 
Gouverneursrat ständig vertreten. Der Haushalt 
der lAEO betrug 1983 92 Mio US $; er wird zu 8,71 % 
von der Bundesrepublik Deutschland finanziert. 


Ausgaben in Mio US $ 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

75 

79 

92 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(51) 

(51) 

(59) 

insgesamt . . . 

75 

79 

92 


Personal 

1981 1982 1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

607 612 650 

854 863 872 

insgesamt . . . 

1 461 1 475 1 522 


2.1.3 Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission 
(IOC), Paris, Place de Fontenoy, F-75700 Paris 

Mitglieder: 110 Staaten 


Aufgaben 

Die Zwischenstaatliche Ozeanographische Kom- 
mission wurde im Jahre 1960 im Rahmen der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur (UNESCO) gegründet. 
Ihre Aufgabe ist die zwischenstaatliche Koordinie- 
rung 

O der Meeresforschung mittels globaler und regio- 
naler Programme; dies schließt ein Umweltpro- 
gramm ein, 

O mariner Dienste (globales ozeanographisches 
Meßnetz; Datenaustausch, Tsunami-Warnsy- 
stem) 1), 

O der Ausbildung von Meereswissenschaftlern aus 
Entwicklungsländern. 


Struktur und Haushalt 

Organe der IOC sind die alle zwei Jahre tagende 
Generalversammlung aller Mitgliedstaaten und der 
aus dem Vorsitzenden, seinen vier Vertretern sowie 
Delegierten von 27 weiteren Staaten bestehende 
Exekutivrat, der zwischen den Generalversamm- 
lungen Zusammentritt. Das Sekretariat der IOC be- 
findet sich im UNESCO-Gebäude in Paris. 


Ausgaben in Mio US $ 

Soll 

1981—1983*) 

1984/85 


4,142 

3,926 


*) Zur Anpassung an die Finanzplanung anderer VN-Or- 
ganisationen wurde für 1981/82/83 einmalig ein Drei- 
jahreszeitraum eingesetzt. 


Die obengenannten Mittel werden aus dem UNES- 
CO-Haushalt zur Verfügung gestellt. Hinzu kom- 
men freiwillige Beiträge zum lOC-Trust Fund in 
variabler Höhe sowie Beiträge von anderen VN- 
Organisationen (1983 insgesamt 600 000 US $). 


^) Tsunami (jap.) = Riesenwellen der Ozeane 
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Personal 

1981—1983 

1984/85 

Wissenschaftler 

15 

19 

Technisches 



Personal 

9 

11 

insgesamt . . . 

24 

30 


Das Personal (Wissenschaftler) setzt sich aus Be- 
diensteten der UNESCO (1981—1983: 11, 1984—1985: 
15) und anderer VN-Unterorganisationen (1981 — 
1985: 4) zusammen. 


2.1.4 Nordatlantikpakt-Organisation (NATO), Brüssel, 
Boulevard Leopold III, B-1110 Brüssel/Belgien 

Mitglieder: 16 Staaten 

Aufgaben 

Aufgabe der 1949 gegründeten NATO in Brüssel ist 
die militärische und politische Verteidigung der 
Bündnisstaaten. Als dritte Dimension fördert die 
NATO auch die Zusammenarbeit in Wissenschaft 
und Umweltfragen. 

Der Wissenschaftsausschuß (Science Committee) 
ist 1957 gegründet worden. Er beschließt über nicht- 
militärische wissenschaftliche Programme ein- 
schließlich Stipendien, Seminare und Forschungs- 
beihilfen, die als sogenannte Leitstudien von einem 
federführenden Land unter Beteiligung anderer 
Länder erarbeitet werden. 

Der Umweltausschuß (Committee on the Challen- 
ges of Modern Society = CCMS) ist 1969 gegründet 
worden. Sein Arbeitsbereich reicht von Verschmut- 
zungsproblemen bis zu Energie- und Verkehrsfra- 
gen, die in Studien erörtert werden. Ein Folge-Ver- 
fahren (follow-up-procedure) soll dazu beitragen, 
die Ergebnisse der Studien in die Praxis umzuset- 
zen. Weiterhin finden Kolloquien und Seminare 
statt. 

Die Gruppe für Verteidigungsforschung (Defence 
Research Group = DRG) vermittelt Informations- 
austausch und Zusammenarbeit auf allen Gebieten 
der Technik und Naturwissenschaften, die für die 
Verteidigung relevant sind. Für die verschiedenen 
Spezialgebiete besteht eine große Zahl von Unter- 
ausschüssen. Dabei sind drei Gruppen zu unter- 
scheiden: solche mit allgemeiner Aufgabenstellung 
aus dem Gesamtgebiet von Technik und Naturwis- 
senschaft, solche, die sich auf besondere wissen- 
schaftliche Gebiete erstrecken, und solche, die kon- 
kret auf militärische Aufgabenstellungen ausge- 
richtet sind. Eine Reihe von Studien betrifft langfri- 
stige wissenschaftliche Voraussagen über die künf- 
tige wehrtechnische Entwicklung. 

Struktur 

Die NATO hat einen Rat aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten und ein Sekretariat mit fünf Abteilun- 


gen, darunter die Wissenschaftsabteilung, die von 
einem Beigeordneten Generalsekretär geleitet 
wird. Die Gruppe für Verteidigungsforschung unter- 
steht im Rahmen der Abteilung für Verteidigungs- 
unterstützung einem anderen Beigeordneten Gene- 
ralsekretär. 


Ausgaben und Haushalt 

Ausgaben für die Aktivitäten des Wissenschaftsaus- 
schusses (WA), des Umweltausschusses (CCMS) so- 
wie der Gruppe für Verteidigungsforschung (DRG) 
werden im NATO-Zivilhaushalt veranschlagt, den 
die Bundesrepublik Deutschland zu 16,1 % (ab 1984: 
15,5 %) aus dem Bundeshaushaltsplan mitfinanziert. 
Zu den im NATO-Zivilhaushalt für die Gruppe für 
Verteidigungsforschung veranschlagten Mittel tre- 
ten in größerem Umfang nationale Mittel hinzu, 
über welche die Tätigkeit der Gruppe für Verteidi- 
gungsforschung überwiegend finanziert wird. 

Ausgaben (für WA, CCMS und DRG) im NATO- 
Zivilhaushalt in Mio bfr. 



2.1.5 Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD), Paris, 2 rue Andr6-Pascai, 

F-75775 Paris, Cedex 16 

Mitglieder: 24 Staaten 

Aufgaben und Haushalt 

Hauptaufgabe der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung in Paris, die seit 
1960 die Tätigkeit der 1948 gegründeten OEEC fort- 
setzt, ist es, zur wirtschaftlichen Entwicklung der 
Mitgliedstaaten beizutragen. Nach Artikel 2 des 
OECD-Übereinkommens fördern die Mitglieder u. a. 
auch auf wissenschaftlichem und technischem Ge- 
biet die Entwicklung ihrer Hilfsmittel und die For- 
schung. 

— Das Direktorat für Wissenschaft, Technologie 
und Industrie des OECD-Sekretariats befaßt 
sich auf den beiden erstgenannten Gebieten mit 
Informationsaustausch, Studien wissenschafts- 
politischen Charakters und mit der Koordinie- 
rung in ausgewählten Bereichen. Das Arbeits- 
programm wird in verschiedenen Ausschüssen 
abgestimmt. 

Der Ausschuß für Wissenschafts- und Technolo- 
giepolitik (CSTP) besteht seit 1972. 1982 wurde 
für Fragen der Informations-, Computer- und 
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Kommunikationspolitik ein weiterer Ausschuß 
(CICCP) gegründet 

Dem Direktorat stehen für 1983 74 Stellen zur 
Verfügung; der deutsche Beitragsanteil beträgt 
etwa 12 %. 

— Im Direktorat für Ernährung, Landwirtschaft 
und Fischerei läuft seit 1978 ein Agrarfor- 
schungsprogramm, das sich mit der biologischen 
Stickstoffbindung, der Photosynthese und der 
Verwertung cellulosehaltiger Stoffe befaßt. 

— Der Kernenergie-Agentur (NEA) gehören 23 
OECD-Staaten an. Die NEA führt Kernenergie- 
Studien durch, koordiniert in Sicherheitsfragen 

■ und fördert die technische Zusammenarbeit in 
ausgewählten Gebieten sowie in gemeinsamen 
Projekten, darunter das Haiden-Reaktorprojekt 
in Norwegen, die Anlage Eurochemic in Belgien 
sowie die gemeinsame Nutzung der Reaktorsi- 
cherheitstestanlage LOFT in den USA (diese 
Projekte haben gesonderte Budgets). Der NEA 
stehen für 1983 rd. 43,2 Mio FF und .84 Stellen 
zur Verfügung. 

Für die Abstimmung von Budget und Programm 
ist der Direktionsausschuß (Steering Committee 
for Nuclear Energy) zuständig, der entspre- 
chende Empfehlungen dem OECD-Rat vorlegt. 

— Der Internationalen Energie-Agentur (lEA) ge- 
hören 21 OECD-Staaten an. Hauptaufgabe der 
lEA ist es, die Importabhängigkeit von Öl u. a. 
durch die Schaffung eines Krisenmechanismus 
und langfristige Zusammenarbeit zur Entwick- 
lung von Ersatzenergiequellen zu vermindern. 
Das Komitee für Energieforschung und 
-entwicklung (GERD) koordiniert zahlreiche ge- 
meinsame FuE-Arbeiten im nicht-nuklearen Be- 
reich. 

2.1.6 Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur (UNESCO), Paris, 7, Place de 
Fontenoy, F-75700 Paris 

Mitglieder: 160 Staaten 

Aufgaben 

Die im Jahre 1945 in London gegründete Organisa- 
tion hat sich die Förderung des Erziehungswesens, 
der Wissenschaft und der Kultur zum Ziel gesetzt. 
In den letzten Jahren sind vor allem die Bildungs- 
und Wissenschaftshilfe für Entwicklungsländer 
stark in den Vordergrund getreten; ferner die Un- 
terstützung beim Ausbau der Medien und der Kom- 
munikation in der Dritten Welt. Außerdem kommen 
der UNESCO Verdienste bei der Erhaltung der 
Kunstschätze der Welt und der Verbreitung der 
Kenntnisse über fremde Kulturen zu. 


Die Aktivitäten sind in fünf große Bereiche unter- 
teilt: 

O Erziehung, 

O Naturwissenschaften, 

O Sozialwissenschaften, 

O Kultur, 

O Kommunikation. 

Daneben gibt es mehrere Fachgebiete übergrei- 
fende Programme, z. B. zur Sicherung der Men- 
schenrechte und zur Erhaltung des Friedens. 

Schwerpunkte in den wissenschaftlichen Bereichen 
sind: 

O Bildungsforschung, 

O Studien zur Rolle und Entwicklung von Wissen- 
schaft und Technologie; Verbreitung von Infor- 
mationen zur Wissenschaftsplanung und -poli- 
tik, 

O Information und Dokumentation; Allgemeines 
Informationsprogramm (UNISIST), 

O Grundlagen- und anwendungsorientierte Stu- 
dien in ausgewählten Gebieten (Physik, Lebens- 
wissenschaften, Ingenieurwissenschaften), 

O Ökologie, vor allem Programm „Man and the 
Biosphere“ (MAB), 

O Geologie, vor allem „International Geological 
Correlation Programme“ (IGCP), 

O Hydrologie, vor allem „International Hydrologi- 
cal Programme“ (IHP), 

O Ozeanographie, vor allem durch „International 
Oceanographic Commission“ (IOC), 

O Sozialwissenschaften, 

O Kommunikationswissenschaften. 


Struktur und Haushalt 

Die 22. Generalkonferenz hat 1983 in Paris eine Pro- 
grammplanung verabschiedet, in der interdiszipli- 
när die Aufgaben zusammengefaßt sind, die sich die 
UNESCO bis 1985 stellt. 

Im November 1982 wurde ein mittelfristiger Plan 
1984 — 1989 von einer außerordentlichen General- 
konferenz der UNESCO verabschiedet. 

Die fachliche Beratung der Programme erfolgt 
durch wissenschaftliche Ausschüsse und zwischen- 
staatliche oder internationale Räte. 
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Ausgaben für die wichtigsten Programme aus dem 
regulären Budget der UNESCO 


Ausgaben in Mio US $ 

1977—78 

1979—80 

1981—83 

Der Mensch und 
die Biosphäre 
(MAB) 

2,275 

3,937 

8,218 

Internationales 
Geologisches Pro- 
gramm (IGCP) 

1,802 

3,145 

6,745 

Internationales 
Hydrologisches 
Programm (IHP) 

1,614 

3,144 

6,824 

Zwischenstaatliche 
Ozeanographische 
Kommission (IOC) 
und sonstige Mee- 
resforschung 

3,363 

5,845 

12,147 

Allgemeines Infor- 
mationsprogramm 
einschließlich 
UNISIST (PGI) 

5,175 

6,162 

12,866 


2.1.7 Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung und 
Forschung (UNITAR), 801 United Nations Plaza, New 
York, N.Y. 1017 

Mitglieder: Mitgliedstaaten der Vereinten Natio- 
nen 


Aufgaben 

Das Institut hat Ausbildungs- und Forschungsauf- 
gaben: 

— ' Es organisiert Ausbildung (Lehrkräfte, Teilneh- 
mer und Lehrstoff) für Verwaltungsfachleute 
aus Entwicklungsländern, aus dem VN-System 
sowie für angehende VN-Diplomaten. UNITAR 
informiert in Symposien, Seminaren und Kur- 
sen über Verfahren und Techniken der Techni- 
schen Zusammenarbeit der VN, VN-Dokumenta- 
tion, internationales Recht, Beschaffungswesen, 
Organisation und Aufgaben sowie Finanzierung 
der VN. 

— Die Aktivitäten im Forschungsbereich sind im 
wesentlichen auf die Politik der VN ausgerich- 
tet, wie multilaterale Kooperation, Technologie- 
transfer, Völkerrecht und Entwicklungsmanage- 
ment. 


Struktur und Haushalt 

UNITAR ist ein Organ der Vereinten Nationen und 
insoweit der Generalversammlung berichtspflich- 
tig. Oberstes Organ von UNITAR, das Politik und 
jährliches Arbeitsprogramm bestimmt, ist der Treu- 
händerrat (Board of Trustees). Das Institut verfügt 


nur über ein kleines Sekretariat. In Genf unterhält 
UNITAR ein Zweigbüro. 

LTNITAR finanziert sich ausschließlich aus freiwilli- 
gen Beiträgen. Der Etat von UNITAR lag in den 
letzten Jahren bei etwa 3 Mio US $. Die Bundesre- 
gierung hat UNITAR seit 1966 mit Treuhandmitteln 
aus dem Haushalt des Bundesministers für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit Programmunterstüt- 
zung gewährt. 


2.2 Internationale Forschungseinrichtungen 

2.2.1 Europäische Organisation für Kernforschung (CERN), 
Genf, CH-1211 Genf 23 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Italien, Niederlande, 
Norwegen, Österreich, Schweden, 
Schweiz, Spanien 


Aufgaben 

Die Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN) — gegründet 1954 — ist das europäische 
Zentrum für Hochenergiephysik, das sich mit dem 
Aufbau der Materie und den elementaren Kräften 
befaßt. Die Anlagen befinden sich zum Teil in der 
Schweiz und zum Teil auf französischem Gebiet. 

Die wichtigsten Experimentieranlagen sind: 450- 
GeV Super- Protonensynchrotron (SPS), 270-1-270 
GeV Protonen-Antiprotonen (pp) Kollisionsanlage 
für das SPS, 28-GeV-Protonensynchrotron (PS), 600- 
MeV Synchrozyklotron (SC). Im Bau befindet sich 
ein 50 H- 50 GeV Elektron-Positron-Speicherring 
(LEP) mit einem Umfang von 27 km. 


Arbeitsschwerpunkte 

Vorschläge für Experimente kommen in erster Li- 
nie aus den Mitgliedsländern. Die enge Verbindung 
von CERN mit den nationalen Instituten, deren 
Wissenschaftler zeitweise bei CERN arbeiten, hat 
die Hochenergiephysik entscheidend gefördert. An 
den Experimentierprogrammen sind zur Zeit 165 
Institute beteiligt. Jährlich arbeiten etwa 2 700 aus- 
wärtige Wissenschaftler bei CERN. 


Struktur und Haushalt 

Der Rat von CERN, dem je zwei Vertreter jedes 
Mitgliedslandes angehören, beschließt das For- 
schungsprogramm und den Haushalt. Die Organisa- 
tion wird von dem deutschen Generaldirektor Pro- 
fessor H. Schopper geleitet. Der Haushalt von 
CERN beträgt 1983 rd. 681 Mio Sfr. Der deutsche 
Beitragsanteil beläuft sich auf rd. 25 %. CERN be- 
schäftigt etwa 3 500 Mitarbeiter, hinzu kommen 
noch etwa 2 700 Gastwissenschaftler und 130 Sti- 
pendiaten. 
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Ausgaben in Mio sfr 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

452 

470 

493 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(308) 

(317) 

(332) 

Investitionen 

168 

177 

188 

insgesamt . . . 

620 

647 

681 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

790 

803 

801 

Technisches Personal 

2 195 

2 162 

2 167 

Verwaltungspersonal . 

570 

566 

562 

insgesamt . . . 

3 555 

3 531 

3 530 


2.2.2 Stiftung Deutsch-Niederländischer Windkanal (DNW), 
Voorsterweg 31, Gemeinde Noordoostpolder, NL-8300 
AD Emmeloord 

Gründer: Deutsche Forschungs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
(DFVLR) 

Nationaal Lucht- en Ruimtevaartlabora- 
torium (NLR) 


Aufgaben 

Die 1976 durch die Mutter gesellschaften DFVLR 
und NLR (je 50 % Beteiligung) gegründete Stiftung 
Deutsch-Niederländischer Windkanal hat nach vier- 
jähriger Bauzeit 1980 ihren Betrieb auf genommen. 

Die Stiftung hat die Aufgabe, Europas größten und 
modernsten Niedergeschwindigkeitswindkanal zu 
betreiben und weiterzuentwickeln. Für die europäi- 
sche Luftfahrtindustrie und weitere Interessenten 
werden auf Vertragsbasis Windkanaluntersuchun- 
gen durchgeführt. 

Mit drei austauschbaren Meßstrecken bis zur 
Größe von 9,5 x 9,5 m sowie mit offener Meßstrecke 
bietet der DNW hervorragende aerodynamische 
Untersuchungsmöglichkeiten bei atmosphärischer 
Betriebsweise. Die Vielseitigkeit der Zusatzausstat- 
tung, insbesondere der Triebwerks- und Propeller- 
triebwerkssimulation, deckt das Gesamtspektrum 
der in Zukunft zu erwartenden Meßanforderungen 
ab. 


Struktur und Haushalt 

Einziges Organ der Stiftung DNW ist der paritä- 
tisch besetzte Lenkungsausschuß (je zwei Vertreter 
der Muttergesellschaften sowie der zuständigen Mi- 
nisterien). Der Lenkungsausschuß wird von einem 
Beratungsausschuß, bestehend aus acht Vertretern 


aus Industrie und Wissenschaft, hinsichtlich der 
längerfristigen Entwicklung und Investitionspolitik 
beraten. Die laufenden Geschäfte der Stiftung wer- 
den von einem deutschen Direktor geführt. Das 
Stammpersonal besteht aus 40 Mitarbeitern. 

Die Baukosten betrugen in der Errichtungsphase 
125 Mio Hfl und wurden paritätisch von beiden Ge- 
sellschaftern erbracht; der deutsche Anteil in Höhe 
von 58,2 Mio DM wurde vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie finanziert. 


Ausgaben in Mio Hfl 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

12,9 

13,6 

15,1 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(3.7) 

(4.3) 

(4,5) 

Investitionen^) 

4.3 

1.9 

0,9 

insgesamt . . . 

17,2 

15,5 

16.0 


^) Gesamtbetrag der Investitionen in Hfl 

davon wurden 50% von deutscher Seite finanziert 


Personal 

1981 1982 1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal . 
Sonstiges Personal . . . 

9 9 9 

23 25 25 

3 3 3 

2 2 2 

insgesamt . . . 

37 39 39 


2.2.3 Europäische Organisation für Astronomische 
Forschung In der Südlichen Hemisphäre (ESO), 
Karl-Schwarzschlld-Straße 2, 8046 München-Garching 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Nie- 
derlande, Schweden, Schweiz 


Aufgaben 

Die Europäische Organisation für Astronomische 
Forschung in der Südlichen Hemisphäre betreibt 
ein Observatorium in Chile (La Silla), das den 
Astronomen der Mitgliedsländer für Beobachtun- 
gen zur Verfügung steht. Zur Zeit sind insgesamt 
zwölf Teleskope unterschiedlicher Größe in Betrieb, 
darunter ein besonders leistungsstarkes mit einem 
3,6 m-Spiegel. Zur Förderung der Zusammenarbeit 
der Astronomen in Europa trägt ESO u. a. durch 
wissenschaftliche Konferenzen, die Entwicklung 
neuer Teleskope und Instrumente und durch einen 
Atlas des bisher wenig erforschten südlichen Him- 
mels bei. 

Als Serviceeinrichtung liegt der Schwerpunkt der 
Arbeit der ESO in der Erweiterung und Verbesse- 
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rung der Beobachtungsmöglichkeiten für die Astro- 
nomen der Mitgliedsländer. Ein neues Teleskop mit 
einem Spiegeldurchmesser von 3,5 m und moder- 
nen Steuerungssystemen und Instrumenten ist im 
Bau. Die europäische Koordinierungsstelle für die 
Sammlung, Auswertung und Verteilung von Daten, 
die mit dem Weltraumteleskop gewonnen werden, 
wird am Hauptsitz der ESO in Garching bei Mün- 
chen errichtet. Weiterhin arbeitet die ESO an Plä- 
nen für ein großes Teleskop der nächsten Genera- 
tion. 


Struktur und Haushalt 

Die ESO hat einen Rat, dem ein wissenschaftliches 
und ein administratives Mitglied aus jedem Mit- 
gliedsland angehören. Die Organisation wird von 
einem Generaldirektor (zur Zeit Professor L. Wolt- 
jer aus den Niederlanden) geleitet. 

Der Haushalt 1983 sieht Ausgaben in Höhe von 
50 Mio DM vor. Der deutsche Beitragsanteil beträgt 
26,75 %. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

33 

38 

43 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(20) 

(23) 

(26) 

Investitionen 

8 

9 

7 

darunter: 




Bauten 

(2) 

( 3 ) 

( 7 ) 

insgesamt . . . 

41 

47 

50 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

38 

41 

41 

Technisches Personal 

51 

54 

59 

Verwaltungspersonal . 

27 

27 

25 

insgesamt^) . . . 

116 

122 

125 


dazu Ortskräfte in Chile (1983: 126) 


2.2.4 Europäische Konferenz für Molekularbiologie (EMBC) 
und Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie 
(EMBL), Meyerhofstraße 1, 6900 Heidelberg 

Mitglieder: 16 Europäische Staaten und Israel 
(EMBC), 10 Europäische Staaten und 
Israel (EMBL) 


Aufgaben 

Aufgabe der 1970 gegründeten Europäischen Kon- 
ferenz für Molekularbiologie ist es, die Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der molekularbiologischen 


Grundlagenforschung zu fördern, vor allem durch 
Stipendien und die Veranstaltung von Arbeitsta- 
gungen und Kursen. 

Das Europäische Laboratorium für Molekularbiolo- 
gie ist als Sondervorhaben der EMBC 1974 gegrün- 
det worden. Nach Artikel II des Übereinkommens 
fördert das Laboratorium „die Zusammenarbeit eu- 
ropäischer Staaten in der Grundlagenforschung, in 
der Entwicklung neuzeitlicher Instrumente und in 
der Lehre auf dem Gebiet der Molekularbiologie 
sowie in anderen, hiermit wesentlich zusammen- 
hängenden Forschungsbereichen“; zu diesem 
Zweck konzentriert es seine Tätigkeit auf solche 
Arbeiten, die gewöhnlich nicht oder nicht ohne wei- 
teres in nationalen Einrichtungen ausgeführt wer- 
den. Das komplexe Gebiet erfordert das Zusam- 
menwirken mehrerer Disziplinen, besonders von 
Biologie, Physik, Chemie, Medizin und Technik. Es 
gibt je eine Gruppe für biologische Strukturen, für 
Differenzierung, für Zellbiologie und für Instrumen- 
tenentwicklung. 

Je eine Außenstelle ist bei DESY in Hamburg (vgl. 
Teil VI, Kapitel 2.3) und beim ILL in Grenoble (vgl. 
Teil V, Kapitel 2.2) errichtet worden, um diese gro- 
ßen physikalischen Instrumente auch für biologi- 
sche Versuche zu nutzen. 


Struktur und Haushalt 

Der Rat des EMBL, dem je zwei Vertreter jedes 
Mitgliedslandes angehören, beschließt das For- 
schungsprogramm und den Haushalt. Das EMBL 
wird von dem schwedischen Wissenschaftler Pro- 
fessor L. Philipson geleitet. 

Der Haushalt des EMBL beläuft sich für 1983 auf 
rd. 39 Mio DM, der Personalbestand z. Z. auf etwa 
255 Mitarbeiter. Der deutsche Beitragsanteil be- 
trägt rd. 29 %. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Lciufende Ausgaben . . 

27 

29 

34 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(16) 

(17) 

(20) 

Investitionen 

5 

5 

5 

insgesamt . . . 

32 

34 

39 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

74 

87 

90 

Technisches Personal 

104 

110 

120 

Verwaltungspersonal . 

35 

45 

45 

insgesamt . . . 

213 

242 

255 


218 
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2.2.5 Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen 
Gemeinschaften (GFS) in Ispra (Italien), Karlsruhe 
(Deutschland), Geel (Belgien) und Fetten 
(Niederlande), Rue de la Lol 200, B-1049 Brüssel 

Träger: Europäische Gemeinschaften 

Aufgaben 

Nach dem Euratomvertrag hat die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften eine Gemeinsame 
Forschungsstelle (GFS) zu errichten und für die 
Durchführung der vom Ministerrat festgelegten 
Forschungs- und Ausbildungsprogramme zu sor- 
gen. 

Die GFS — ursprünglich als reine Kernforschungs- 
stelle konzipiert — hat ihre Aktivitäten inzwischen 
auf nichtnukleare Bereiche ausgedehnt. 

Das alte Mehrjahresprogramm 1980 — 1983 konzen- 
trierte sich mit einem Mittelvolumen von 
511 Mio ECU auf folgende Schwerpunkte: 

— Nukleare Sicherheit, 

O Reaktorsicherheit, 

O Plutoniumbrennstoffe und Aktinidenfor- 
schung, 

O Sicherheit von Kernmaterialien, 

O Sicherheitsüberwachung und Bewirtschaf- 
tung von Spaltstoffen, 

— Neue Energiequellen, 

O Sonnenenergie, 

O Wasserstoff, 

O Thermonukleare Fusionstechnologie, 

O Hochtemperaturwerkstoffe, 

— Umweltforschung und Umweltschutz, 

— Kernmessungen, 

— Dienstleistungen und unterstützende Tätigkei- 
ten einschließlich Betrieb von Großanlagen. 

Das laufende Mehrjahresprogramm für 1984 — 1987 
konzentriert sich mit einem Mittelvolumen von 
700 Mio ECU bei 2 260 Bediensteten auf die Schwer- 
punkte nukleare und nichtnukleare Sicherheit, Um- 
weltschutz, Normen und Standards (direkte Aktio- 
nen) im Rahmen folgender Aktionsprogramme: 

— Industrielle Technologien, 

O Kernmessungen und Referenzmaterialien, 

O Hochtemperaturwerkstoffe, 

— Kernfusion, 

O Fusionstechnologie und -Sicherheit, 

— Kernspaltung, 

O Reaktorsicherheit, 

O Bewirtschaftung der radioaktiven Abfälle, 

O Sicherheitsüberwachung und Bewirtschaf- 
tung der spaltbaren Stoffe, 

O Kernbrennstoffe und Aktinidenforschung, 


— nichtnukleare Energien, 

O Prüfverfahren für Solarsysteme, 

O Energieeinsatz im Wohnungswesen, 

— Umwelt, 

O Umweltschutz, 

O Anwendung der Fernerkundung aus der Luft 
und dem Weltraum, 

O Industrielles Risiko. 

Es umfaßt ferner als wissenschaftliche Dienstlei- 
stung den Betrieb des Reaktors HFR (ergänzendes 
Programm). 

Neben den in der GFS durchgeführten Forschungs- 
programmen (direkte Aktionen) werden weitere 
Forschungsprogramme der EG auf Vertragsbasis in 
den Mitgliedstaaten durchgeführt (indirekte Aktio- 
nen), u. a. auf den Gebieten Referenzmaterialien 
und -methoden, Mikroelektronik, Datenverarbei- 
tung, Molekularbiologie, Rohstoffe, Reaktorsicher- 
heit, Stillegung kerntechnischer Anlagen, Lagerung 
und Bewirtschaftung radioaktiver Abfälle, kontrol- 
lierte Kernfusion, nichtnukleare Energien, Wissen- 
schaft und Technik im Dienste der Entwicklung, 
des Strahlenschutzes und der Umwelt. Weitere Pro- 
gramme sind in Vorbereitung (z. B. auf dem Gebiet 
der Informationstechnologie / Programm ESPRIT). 


Struktur und Haushalt 

Die GFS ist Teil der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften; sie hat keine eigene Rechtsper- 
sönlichkeit. Zur Beratung der Kommission bei der 
Durchführung sowohl der direkten als auch der in- 
direkten Aktionen sind für die einzelnen Pro- 
gramme Beratende Programmausschüsse einge- 
setzt worden, deren Mitglieder von den Mitglied- 
staaten benannt werden. 

Der Generaldirektor der GFS ist der Kommission 
für die Durchführung der laufenden Programme 
verantwortlich. Weitere Organe der GFS sind der 
Aufsichtsrat und der Wissenschaftliche Rat. Der 
Aufsichtsrat, dem elf Mitglieder angehören (zehn 
von den Mitgliedstaaten benannte Regierungsver- 
treter und der von diesen gewählte Vorsitzende), 
erfüllt — im Zusammenspiel mit der Kommission 
— zentrale Aufgaben bei der Ausarbeitung von Vor- 
schlägen für neue Programme sowie bei der Pro- 
grammdurchführung. Der Wissenschaftliche Rat, 
dem gleichfalls elf Mitglieder angehören (zehn von 
der Kommission auf der Grundlage von Vorschlä- 
gen der Mitgliedstaaten ernannte hochrangige Wis- 
senschaftler und der von der Kommission ernannte 
Vorsitzende), berät die Kommission bei Vorberei- 
tung und Durchführung der Programme. 


Ausgaben in Mio DM 

1981 

Ist 

1982 

Ist 

1983 

Soll 

1984 

Soll 


356 377 381 396 
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Personal 

1981 

1982 

1983 

1984 

Wissenschaftliches 
Personal und Tech- 
nisches Personal 

1763 

1763 

1 799 

1 745 

Verwaltungs- 

personal 

497 

497 

480 

477 

Sonstiges Personal 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

2 260 

2 260 

2 279 

2 222 


2.2.6 Europäisches Zentrum für mittelfristige 

Wettervorhersage (EZMW), Shinfield Park bei Reading 
(Großbritannien) 

Mitglieder: EG-Länder (außer Luxemburg); Finn- 
land, Griechenland, Jugoslawien, Öster- 
reich, Portugal, Schweden, Schweiz, 
Spanien, Türkei 


Aufgaben 

Mit der Errichtung des Europäischen Zentrums für 
mittelfristige Wettervorhersage sollen Wettervor- 
hersagen von vier bis zehn Tagen ermöglicht wer- 
den. Neue Beobachtungsmöglichkeiten des Wetter- 
geschehens vor allem durch Satelliten sowie der 
Einsatz leistungsfähiger elektronischer Rechenan- 
lagen haben einige der wichtigsten hierfür notwen- 
digen Voraussetzungen geschaffen. Die Gründung 
des Zentrums für mittelfristige Wettervorhersage 
ist Ergebnis der europäischen Zusammenarbeit im 
Rahmen von COST (vgl. Teil V, Kapitel 1.1.2). 

Neben der regelmäßigen Ausgabe von Vorhersagen 
bestehen die Hauptaufgaben des Zentrums darin, 
mit Hilfe von Forschungs- und Entwicklungsarbei- 
ten die Dienstleistungen auf diesem Gebiet zu ver- 
bessern, Wissenschaftler der nationalen meteorolo- 
gischen Zentren fortzubilden sowie eine Datenbank 
aufzubauen, die den meteorologischen Institutionen 
der Mitgliedstaaten für eigene Untersuchungen zur 
Verfügung stehen soll. 

Für die europäische Wirtschaft sind mittelfristige 
Vorhersagen von besonderem Interesse. Dies gilt 
vor allem für die Landwirtschaft, das Baugewerbe, 
die energieerzeugende Industrie, das Transportwe- 
sen, und die Wasserwirtschaft. 


Struktur und Haushalt 

Das leitende Gremium des EZMW ist der Rat, dem 
je zwei Vertreter der Mitgliedstaaten angehören. 
Der Rat ernennt den Direktor, dem die Abteilungen 
Betrieb, Forschung und Verwaltung unterstehen. 

Dem Rat stehen beratende Ausschüsse für Technik 
und Betrieb, für Finanzen sowie ein Wissenschafts- 
ausschuß zur Seite. 


Ausgaben in Mio £ 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

6.7 

7.4 

8.4 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(3,5) 

(4.0) 

(4.1) 

Investitionen 

0,2 

0,2 

0.2 

insgesamt . . . 

7.0 

7.7 

8,6 

Deutscher Beitrag — 

1.7 

1,9 

2,1 


2.2.7 Internationales Institut für Angewandte Systemanalyse 
(NASA), Schloß Laxenburg, A-2361 Laxenburg, 
Österreich 

Mitglieder: wissenschaftliche Institutionen aus 17 
Staaten 


Aufgaben 

Das Internationale Institut für Angewandte Sy- 
stemanalyse (IIASA) ist aufgrund einer amerika- 
nisch-sowjetischen Initiative im Jahre 1972 gegrün- 
det worden. Das Institut ist im Rahmen der Bemü- 
hungen um Zusammenarbeit zwischen West und 
Ost entstanden. Ihm gehören gegenwärtig wissen- 
schaftliche Institutionen aus 17 Staaten an. Aus der 
Bundesrepublik Deutschland ist die Max-Planck- 
Gesellschaft beteiligt. 

IIASA befaßt sich mit der Weiterentwicklung der 
Methoden der Systemanalyse und ihrer Anwen- 
dung zur Lösung praktischer Probleme der moder- 
nen Industriegesellschaften. Zur Zeit bestehen die 
folgenden Forschungsbereiche: Struktureller wirt- 
schaftlicher Wandel und industrielle Anpassung, 
Landwirtschaftspolitik, Energiepolitik, strukturel- 
ler Wandel der Forstwirtschaft, Umweltpolitik, Be- 
völkerungsentwicklung, Regionalentwicklung und 
Städtebau. 


Struktur und Haushalt 

IIASA hat einen Rat, der sich aus Vertretern der 
Mitgliedsorganisationen zusammensetzt, und einen 
Direktor. Am Institut arbeiten rund 270 Mitarbeiter, 
darunter 94 Wissenschaftler (Ende 1983). 

Dem Institut standen 1983 rd. 146 Mio österreichi- 
sche Schillinge zur Verfügung. Die USA und die 
Sowjetunion leisten Beiträge in Höhe von je rd. 
23,5 %. Der Rest der Mitgliedsbeiträge wird von den 
übrigen Mitgliedern zu gleichen Teilen von rd. 3,5 % 
getragen. Der Anteil der Max-Planck-Gesellschaft 
wird vom Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie getragen. Neben den regulären Mitglieds- 
beiträgen erhält IIASA ferner Zuwendungen von 
Wissenschaftsorganisationen, Regierungen und in- 
ternationalen Organisationen (z. B. WHO, UNEP) 
für die Durchführung bestimmter Forschungsvor- 
haben. 
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2.2.8 Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL), 

Boite Postale 156, F-38042 Grenoble, Cedex 

Gesellschafter: Kernforschungszentrum Karlsruhe 
GmbH, Centre National de la Re- 
cherche Scientifique, Commissariat 
a TEnergie Atomique, Science and 
Engineering Research Council 


Aufgaben 

Das Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL) 
betreibt einen Höchstflußreaktor mit einer großen 
Anzahl von Hilfseinrichtungen und Neutronenin- 
strumenten, die Forschern der Mitgliedsländer 
(Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbri- 
tannien) und anderer Staaten zur Durchführung ei- 
gener Forschungsvorhaben zur Verfügung stehen. 

Der Höchstflußreaktor ermöglicht mit seinen inten- 
siven Neutronenstrahlen, Proben (in erster Linie 
Kristalle oder Flüssigkeiten) experimentell auf ihre 
statischen und dynamischen Eigenschaften hin zu 
untersuchen. 

Der Höchstflußreaktor liefert zehn- bis hundertmal 
stärkere Neutronenflüsse als andere in Europa exi- 
stierende Reaktoren und ermöglicht dadurch völlig 
neuartige Untersuchungen, die bisher nur sehr 
schwer oder überhaupt nicht durchgeführt werden 
konnten. Diese Untersuchungen umfassen ein wei- 
tes Spektrum von Anwendungen aus dem Bereich 
der Grundlagenforschung und der angewandten 
Forschung, die sich von der Kernphysik über die 
Festkörperphysik, die Metallurgie, die Chemie bis 
hin zur Molekularbiologie erstreckt. Die starke Be- 
tonung der Materialuntersuchungen führt dazu, daß 
ein nicht unbeträchtlicher Teil der Forschungser- 
gebnisse unmittelbar als Basis für angewandte For- 
schung benutzt werden kann. 


Struktur und Haushalt 


Das ILL ist eine Gesellschaft nach französischem 
Zivilrecht. Geschäftsführer und wissenschaftlicher 
Leiter ist ein Direktor, der satzungsgemäß im 
Wechsel ein deutscher bzw. ein britischer Staatsan- 
gehöriger ist. Seine Stellvertreter sind ein Franzose 
und ein Angehöriger des Landes, das jeweils nicht 
den Direktor stellt. Ein von den Gesellschaftern be- 
stellter Lenkungsausschuß setzt die allgemeinen 
Richtlinien fest, überwacht die Geschäftsführung 
und entscheidet über die jährlich vorzulegenden 
Forschungsprogramme, Wirtschaftspläne u. a. Ein 
vom Lenkungsausschuß berufener wissenschaftli- 
cher Rat nimmt zu allen wissenschaftlichen und 
technischen Fragen Stellung, die mit den wissen- 
schaftlichen Arbeiten des Instituts Zusammenhän- 
gen. Eine von den Gesellschaftern eingesetzte 
Rechnungsprüfungskommission überprüft das 
Haushaltsgebaren der Gesellschaft. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

68 

63 

65 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(35) 

(35) 

(39) 

Investitionen 

22 

15 

14 

darunter; 

Bauten 

( 4) 

( 1) 

( 3) 

insgesamt . . . 

90 

78 

79 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

99 

104 

113 

Technisches Personal 

288 

325,5 

330,5 

Verwaltungspersonal . 

46,5 

45,5 

47,5 

insgesamt . . . 

433,5 

475 

491 


2.2.9 Deutsch-französisches Forschungsinstitut Saint-Louis 
(ISL), Rue de l’lndustrie 12, F-68301 Saint-Louis (Haut- 
Rhin/Eisaß) 

Gemeinsames Forschungsinstitut im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers der Verteidigung und 
des französischen Verteidigungsministeriums 


Aufgaben 

Die Aufgaben liegen auf verschiedenen Gebieten 
der auf, Wehrtechnik angewandten Naturwissen- 
schaften: Aerodynamik, Ballistik, Physik und Meß- 
technik. Außer der eigenen Forschungsarbeit erfüllt 
das Institut eine bedeutende Funktion als Dreh- 
scheibe des Informationsaustauschs zwischen Ex- 
perten sowie für Absprachen über nationale Vorha- 
ben und gemeinsame Forschungsarbeiten. 


Struktur und Haushalt 

Das Institut wird von den beiden Regierungen pari- 
tätisch getragen, sowohl im finanziellen Aufwand 
als auch im wissenschaftlichen und technischen 
Personal. Als gemeinsame Einrichtung ist es 1958 
gegründet worden. Alle erarbeiteten Forschungser- 
gebnisse stehen beiden Regierungen ohne Ein- 
schränkung zur Verfügung. 

Aufsichtsgremium ist nach dem deutsch-französi- 
schen Abkommen ein Verwaltungsrat, dem je drei 
Mitglieder aus den Nationen mit jährlich wechseln- 
der Präsidentschaft angehören. 

Für das wissenschaftliche Programm steht ein wis- 
senschaftlicher Beirat mit je neun deutschen und 
französischen Vertretern zur Verfügung. 
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Personal 2) 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftler 

98 

97 

97 

Techniker 

105 

105 

105 

Verwaltung 

64 

64 

64 

Sonstiges Personal . . . 

197 

197 

196 

insgesamt . . . 

464 

463 

462 


deutscher Anteil 

2) deutsches und französisches Personal 


2.2.10 „Europäisches Hochschulinstitut (EHI)“, Badia 
Fiesolana, Via dei Roccettini, 5, I-50016 San 
Domenico di Fiesoie (Florenz) 

Mitglieder: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, 
Dänemark, Frankreich, Großbritan- 
nien, Italien, Luxemburg, Niederlande 

Aufgaben 

Das Europäische Hochschulinstitut nahm seine Ar- 
beit im Herbst 1976 auf. Es hat die Aufgabe, zur 
Entwicklung des kulturellen und wissenschaftli- 
chen Erbes Europas durch Lehre und Forschung im 
humanwissenschaftlichen Bereich beizutragen. Das 
Institut hat vier Abteilungen: Geschichte und Kul- 
turgeschichte; Wirtschaftswissenschaften; Rechts- 
wissenschaften; Politikwissenschaften und Gesell- 
schaftswissenschaften. 

Auf diesen Gebieten führt das Institut mit auf Zeit 
angestelltem wissenschaftlichen Personal, Gastpro- 
fessoren und Forschungsstudenten — in enger Ver- 
bindung zwischen Forschung und Lehre — For- 
schungsvorhaben zu gesamteuropäischen Themen 
durch. Forschungsstudenten aus den Unterzeich- 
nerstaaten des Gründungsabkommens können auf 
der Grundlage eines ersten qualifizierenden Hoch- 
schulabschlusses aus ihren Heimatuniversitäten 
am Institut ihren Doktorgrad erwerben (in der Re- 
gel nach drei Jahren). Im akademischen Jahr 1983/ 
1984 arbeiteten 135 Forschungsstudenten am Insti- 
tut. Sie erhalten in der Regel für die ersten beiden 
Jahre ihrer Mitarbeit ein Regierungsstipendium 
aus ihrem Heimatland (im dritten Jahr ein Stipen- 
dium des Instituts). 


Struktur und Haushalt 

Das Europäische Hochschulinstitut in Florenz ist 
eine von Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 


meinschaft durch Übereinkommen vom 19. April 
1972 gegründete internationale Organisation. 

Die drei leitenden Gremien des EHI sind der Ober- 
ste Rat, der Präsident und der Akademische Rat. 

Der Oberste Rat, dessen Vorsitz turnusmäßig wech- 
selt, besteht aus Vertretern der Unterzeichnerstaa- 
ten des Gründungsabkommens. Er legt die Leitli- 
nien für die Arbeit des Instituts fest, genehmigt den 
Haushalt und ernennt den Präsidenten sowie den 
Generalsekretär. 

Leiter des Instituts ist der Präsident. Der Präsident 
wird vom Generalsekretär unterstützt. Der Akade- 
mische Rat hat die allgemeine Zuständigkeit auf 
dem Gebiet von Forschung und Lehre. Er ernennt 
die Mitglieder des Lehrkörpers und entscheidet 
über die Zulassung von Forschungsstudenten. 

Den Stamm des Lehr- und Forschungspersonals am 
Institut bilden 20 vollzeitbeschäftigte Professoren 
und Assistenten. Hinzu kommen voll- und teilzeit- 
beschäftigte Forschungsbeauftragte für einzelne 
Forschungsvorhaben sowie Gastprofessoren und 
externe Professoren. 

Das Hochschulinstitut wird von den yertragsstaa- 
ten nach folgendem Schlüssel finanziert: Bundesre- 
publik Deutschland, Frankreich, Italien und Groß- 
britannien je 21,16%; Belgien und Niederlande je 
6,04 %; Dänemark 2,47 %; Irland 0,62 %; Luxemburg 
0,19 %. 

1983 erhielt das Institut von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften einen Zuschuß von 
(umgerechnet) 612 000 DM zu seinem Forschungs- 
fonds. Im Haushaltsjahr 1983 hatte der Haushalt 
des Instituts ein Gesamtvolumen von (umgerech- 
net) 16,6 Mio DM. 


2.2.11 Beratungsgruppe für Internationale Agrarforschung 
(CGIAR), 1818 H.St., N.W. Washington, D.C. 20433, 

USA 

Mitglieder: 40 Donoren, darunter nahezu alle west- 
lichen Industrieländer (einschließlich 
der Bundesrepublik Deutschland), ei- 
nige OPEC-Länder, drei große amerika- 
nische Stiftungen (Rockefeiler, Ford, 
Kellog) sowie internationale Organisa- 
tionen, wie Weltbank, UNDP und FAO. 

Aufgaben 

Die wichtigsten Aufgaben der Beratungsgruppe 

sind: 

— Überprüfung der bestehenden nationalen, regio- 
nalen und internationalen Forschungsarbeiten 
auf Bedürfnisse der Entwicklungsländer, die be- 
sonderer Anstrengungen auf dem Gebiet der 
landwirtschaftlichen Forschung auf internatio- 
naler und regionaler Ebene bedürfen und die 
durch schon bestehende Forschungseinrichtun- 
gen nicht abgedeckt werden können sowie Über- 
legungen, wie diesen Bedürfnissen Rechnung 
getragen werden könnte; 


222 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1543 


— Bemühungen, sicherzustellen, daß sich künftig 
internationale und regionale Arbeiten mit natio- 
nalen Aktivitäten im Bereich der Finanzierung 
und Durchführung von Agrarforschung ergän- 
zen sowie Vervollständigung des Informations- 
austausches zwischen nationalen, regionalen 
und internationalen Zentren der Agrarfor- 
schung; 

— Überprüfung der finanziellen und sonstigen Er- 
fordernisse derjenigen internationalen und na- 
tionalen Forschungsmaßnahmen, die von der 
Gruppe als vorrangig eingestuft werden sowie 
Bereitstellung von Finanzierungsmitteln für 
diese Forschungsmaßnahmen; hierbei ist die er- 
forderliche Kontinuität dieser Arbeiten über ei- 
nen längeren Zeitraum zu berücksichtigen; 

— Beobachtung und ständige Kontrolle der priori- 
tären Ziele und der Forschungseinrichtungen, 
um die Hilfemaßnahmen den sich verändernden 
Bedürfnissen anpassen und wirtschaftlich ge- 
stalten zu können; 

— Anregung von Studien über die Durchführbar- 
keit bestimmter Vorschläge, Abstimmung des 
Durchführungs- und Finanzierungsmodus die- 
ser Studien sowie Austausch der Ergebnisse. 

Bei allen Überlegungen der Beratungsgruppe wird 
nicht nur den technischen, sondern auch den ökolo- 
gischen, wirtschaftlichen und gesellschaftspoliti- 
schen Faktoren Rechnung getragen. 


Struktur und Haushalt 

Die CGIAR hält eine jährliche Mitgliederversamm- 
lung ab. Hier werden u. a. das Programm der Zen- 
tren beraten, übergeordnete Prioritäten diskutiert 
und die jeweiligen Beiträge zugesagt. 

Das Sekretariat der CGIAR wurde von der Welt- 
bank zur Verfügung gestellt. Es koordiniert die fi- 
nanzielle Abwicklung der Beiträge und befaßt sich 
mit übergeordneten Verwaltungsaufgaben (z. B. Or- 
ganisation der Konferenzen und Überwachung des 
Managements der Zentren). 


Zur Abstimmung der Forschungs- und Programm- 
inhalte der Zentren steht der CGIAR ein Technical 
Advisory Committee (TAC) zur Verfügung. 

Jedes einzelne Zentrum wird durch einen Auf- 
sichtsrat autonom geführt, der in Zusammenarbeit 
mit TAC und Sekretariat die Institutspolitik be- 
stimmt. 

Die CGIAR fördert folgende Zentren: 

O Centro Internacional de Agricultura Tropical 
(CIAT), Cali, Kolumbien, 

O Centro Internacional de la Papa (CIP), Lima, 
Peru, 

O Centro Internacional de Majoramiente de Maiz 
y Trigo (CIMMYT), Mexico 6, D.F., Mexico, 

O International Board for Plant Genetic Resources 
(IBPGR), Rom, Italien, 

O International Center for Agricultural Research 
in the Dry Areas (ICARDA), Beirut, Libanon, 

O International Crops Research Institute for the 
Semi-Arid Tropics (ICRISAT), Andhra Pradesh, 
Indien, 

O International Food Policy Research Institute 
(IFPRI), Washington, D.S. 20036, USA, 

O International Institute of Tropical Agriculture 
(HTA), Ibadan, Nigeria, 

O International Laboratory for Research on An- 
imal Diseases (ILRAD), Nairobi, Kenia, 

O International Livestock Centre for Africa 
(ILCA), Addis Abeba, Äthiopien, 

O International Rice Research Institute (IRRI), 
Manila, Philippinen, 

O International Service for National Agricultural 
Research (ISNAR), 2509 AJ Den Haag, Nieder- 
lande, 

O West Africa Rice Development Association 
(WARDA), Monrovia, Liberia. 

Das Gesamtbudget der CGIAR belief sich 1983 auf 
173,0 Mio US $. Der Anteil der Bundesregierung 
hieran betrug 8,3 Mio US $. 
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3. Abkommen der Bundesrepublik Deutschland über wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit 


Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

j unter- 
1 zeichnet 

1 

- 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

Ägypten 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

11.4. 1979 

20.2.1980 

BGBl. 

1981 II 

135 

KFA — Academy of Scien- 
tific Research and Techno- 
logy 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche Forschung 
und technologische Entwick- 
lung 

23.4. 1980 

23.4. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie 

26.10.1981 

15.3.1982 

BGBl. 

1982 II 

567 

KFA — Qattara Hydro and 
Renewable Energy Projekt 
Authority 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche Forschung 
und technologische Entwick- 
lung auf dem Gebiet der er- 
neuerbaren Energiequellen 

20.7. 1982 

20. 7. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

Argentinien 

Regierungen 

Rahmen- 

abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

31.3. 1969 

22.10.1969 

BGBl. 

1970 II 5 

KfK — Comision Nacional 
de Energia Atömica 
(CNEA) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der Kern- 
energie 

29.7. 1971 

29.7. 1971 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFVLR — Departamento 
de Investigaciön y Desar- 
rollo de la Fuerza Aerea 
Argentina (DID) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Luft- und Raumfahrtfor- 
schung 

15.4. 1975 

15.4. 1975 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFWLR — Comision Nacio- 
nal de Investigaciones 
Espaciales (CNIE) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Windenergie, Solarenergie, 
Raumfahrtforschung 

November 

1978 

1. 11. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMI — Comision Nacional 
de Energia Atömica 

Vereinba- 

rung 

Austausch technischer Infor- 
mationen und Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der 
Sicherheit kerntechnischer 
Einrichtungen 

8. 10. 1981 

8. 10. 1981 

BGBl. 

1981 II 

958 

Australien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

24. 8. 1976 

25.10.1976 

BGBl. 

1976 II 

1941 

Belgien 

Belgien/Niederlande 

Regierungen 

Memoran- 

dum 

Schnelle Brutreaktoren 

24. 1. 1967 

24. 1. 1967 
(D/B) 

nicht 

veröffent- 

licht 




13.7. 1967 

13.7. 1967 
(D/NL) 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Unterirdische Kohleverga- 
sung 

1. 10. 1976 

22.12.1977 

BGBl. 

1978 II 

920 
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Partner 

Art der 
Verein- 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 


barung 


am 


Brasilien 

Regierungen 

Rahmen- 

Zusammenarbeit in der wis- 

9. 6. 1969 

12.8. 1969 

BGBl. 


abkom- 

senschaftlichen Forschung 



1969 II 


men 

und technologischen Entwick- 
lung 



2119 

KFA — Comissao Nacional 

Einzel- 

Kernenergieforschung und 

23.4. 1971 

23.4. 1971 

nicht 

de Energia Nuclear 

verein- 

kerntechnische Entwicklung 



veröffent- 

(CNEN) 

barung 




licht 

KFA — CNEN — Compan- 

Zusatz- 

Einbeziehung des CBTN in 

3. 10. 1973 

3. 10. 1973 

nicht 

hia Brasileira de Tecnolo- 

verein- 

die Einzelvereinbarung vom 



veröffent- 

gia Nuclear (CBTN) 

barung 

23.4. 1971 



licht 

DFVLR — Centro Tecnico 

Einzel- 

Luft- und Raumfahrtfor- 

18.11.1971 

18.11.1971 

nicht 

Aerospacial (CTA) 

verein- 

schung 



veröffent- 


barung 




licht 

KFA — Conselho Nacional 

Einzel- 

Wissenschaftliche und techni- 

19.11.1971 

19.11.1971 

nicht 

de Pesquisas (CNPq) 

verein- 

sehe Forschung, außer Kern- 



veröffent- 


barung 

energie, Luft- und Raumfahrt, 
Mathematik und Datenverar- 
beitung 



licht 

GMD — CNPq — Secreta- 

Zusatz- 

Datenverarbeitung, 

1.4. 1981 

1.4. 1981 


ria Especial de Informätica 

vereinba- 

Informatik 




(SEI) 

rung zur 
Einzel- 






Verein- 

barung 

GMD/ 

CNPq 

vom 

7. 6. 1972 





GMD — CNPq 

Einzel- 

Mathematik und Datenverar- 

7. 6. 1972 

7. 6. 1972 

nicht 


verein- 

beitung 



veröffent- 


barung 




licht 

GMD — CNPq — Commis- 

Zusatz- 

Einbeziehung von CAPRE in 

24. 7. 1974 

24. 7. 1974 

nicht 

sao de Coordenapao de Ati- 

verein- 

die Einzelvereinbarung vom 



veröffent- 

vidades de Processamento 
Eletrönico (CAPRE) 

barung 

7.6. 1972 



licht 

KFA — Empresas Nuclea- 

Einzel- 

Kernenergienutzung 

3. 10. 1973 

3. 10. 1973 

nicht 

res Brasileiras. SA. (NU- 

verein- 




veröffent- 

CLEBRAS) 

barung 




licht 

Regierungen 

Abkom- 

Zusammenarbeit auf dem Ge- 

27.6. 1975 

18.11.1975 

BGBl. 


men 

biet der friedlichen Nutzung 



1976 II 



der Kernenergie 



334 

DAAD — CNPq 

Einzel- 

Austausch hochqualifizierter 

8. 8. 1976 

8. 8. 1976 

nicht 


verein- 

Wissenschaftler für For- 



veröffent- 


barung 

schungsarbeiten 



licht 

Institut für Meereskunde 

Einzel- 

Meereswissenschaften 

1. 10. 1976 

1. 10. 1976 

nicht 

Kiel — Diretoria de Hi- 

verein- 




veröffent- 

drografia e Navegapao, do 
Ministerio da Marinha 

barung 




licht 

(DHN) 

KfK — NUCLEBRAS 

Einzel- 

Kernenergieforschung 

1. 10. 1976 

1. 10. 1976 

nicht 


verein- 




veröffent- 


barung 




licht 

KFA — KWU — NUCLE- 

Einzel- 

FuE-Programm für den Ein- 

8. 3. 1978 

8. 3. 1978 

nicht 

BRAS 

verein- 

satz nuklearer Prozeßwärme 



veröffent- 


barung 

zur Kohlevergasung 



licht 
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Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

KfK — CNEN 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der Kern- 
energie 

8.3. 1978 

8.3. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Secretaria de Tec- 
nologia Industrial do Mini- 
sterio da Industria e Co- 
mercio (STI) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Industrielle Technologie 

8.3. 1978 

8.3. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMI — Ministerio de Mi- 
nas e Energia (MME) 

Vereinba- 

rung 

Austausch technischer Infor- 
mationen und Zusammenar- 
beit auf dem Gebiet der Si- 
cherheit kerntechnischer An- 
lagen 

10.3. 1978 

10.3. 1978 

BGBl. 

1978 II 

950 

BMI — MME 

Vereinba- 

rung 

Verlängerung der Vereinba- 
rung vom 10. 3. 1978 wie vor 

Brief- 

wechsel 

30. 5./27.7. 
1983 

27.7. 1983 

noch 

nicht ver- 
öffentlicht 

KFA — NUCLEBRAS 

Vereinba- 

rung 

Nutzung von Thorium in 
Druckwasserreaktoren 

5./20. 3. 

1979 

20.3. 1979 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Companhia Auxi- 
liär de Empresas Eletricas 
Brasileiras (CAEEB) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kohlenutzung und Energie- 
modell MARKAL 

11.12.1981 

11.12.1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

Chile 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

28.8. 1978 

23.10.1970 

BGBl. 

1971 II 

106 

China 






MPG — Chinesische Aka- 
demie der Wissenschaften 

Vereinba- 

rung 

Grundlagenforschung 

15.9. 1978 

15.9. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

MPG — Chinesische Aka- 
demie der Wissenschaften 

Vereinba- 

rung 

Verlängerung der Vereinba- 
rung vom 15. 9. 1978 

29.9. 1981 

29. 9. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

9. 10. 1978 

10.11.1978 

BGBl. 

1978 II 

1526 

FhG — Chinesische Akade- 
mie der Wissenschaften 

Einzel- 

verein- 

barung 

Angewandte Forschung 

11.6. 1979 

11.6. 1979 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Staatliche Kom- 
mission für Wissenschaft 
und Technik 

Abkom- 

men 

Durchführung einer gemein- 
samen Energiestudie 

20.11.1979 

20.11.1979 

BGBl. 

1980 II 61 

BMFT — Staatliche Kom- 
mission für Wissenschaft 
und Technik 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Rohstoff- und Materi- 
alforschung 

20.11.1979 

20.11.1979 

BGBL 

1980 II 63 

BMFT — Minister für Me- 
tallurgie 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Erzgewinnung, -auf- 
bereitung und Metallurgie 

20.11.1979 

20.11.1979 

BGBl. 

1980 II 65 

BMFT — Minister für 
Erdölindustrie 

Abkom- 

men 

Durchführung eines gemein- 
samen Forschungsprojektes 
zur Ermittlung des Kohlen- 
wasserstoffpotentials in ei- 
nem Tiefbereich des Linyi 
Beckens 

20.11.1979 

20.11.1979 

BGBl. 

1980 II 68 
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Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kradt 
seit 

Fundstelle 

BMFT — Minister für Geo- 
logie 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit bei der Su- 
che nach Kohlenwasserstof- 
fen im Ostchinesischen Meer 

20.11.1979 

20.11.1979 

BGBl. 

1980 II 70 

DFVLR — Chinese Aero- 
nautical Establishment 
(CAE) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Zivile Luftfahrtforschung 

15.4. 1980 

15.4. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Staatliche Kom- 
mission für Wissenschaft 
und Technik 

Abkom- 

men 

Solarenergie-Pilotvorhaben 
zur Nutzung regenerativer 
Energiequellen für die Versor- 
gung der ländlichen Gebiete 

29.10.1980 

26.3. 1981 

BGBl. 

1981 II 

320 

GMD — Chinesische Aka- 
demie der Wissenschaften 

Einzel- 

verein- 

barung 

Informationstechnologie und 
verwandte Bereiche 

24.11.1981 

15.11.1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Minister für 
Elektronikindustrie 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet von Funknavigationssy- 
stemen für die Zivilluftfahrt 

9. 12. 1982 

3. 1. 1983 

BGBl. 

1983 II 29 

BML — Minister für Land- 
wirtschaft 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarforschung 

23.11.1981 

23.11.1983 

BGBl. 

1981 II 

1143 

Frankreich 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Bau, Start und Nutzung des 
SYMPHONIE-Fernmeldesa- 
telliten 

6.6. 1967 

10.11.1967 

BGBl. 

1969 II 84 

BMFT — Centre National 
pour l’Exploitation des 
Oceans 

Abkom- 

men 

Aufsuchung, Förderung und 
Aufbereitung von Mangan- 
knollen 

26. 4. 1974 

26. 4. 1974 

BGBl. 

1974 II 

837 

BMFT — Ministere de l’In- 
dustrie et de la Recherche 

Abkom- 

men 

Fortgeschrittene Reaktorsy- 
steme 

13.2. 1976 

13.2. 1976 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — ERDA/Commis- 
sariat ä TEnergie Atomique 
(CEA)/Amt für Wissen- 
schaft und Forschung der 
Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft (AWF) 

Vereinba- 

rung 

Konzepte und Technologien 
für gasgekühlte Reaktoren 

30. 9. 1977 

30.9. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Commissariat ä 
l’Energie Atomique 

Abkom- 

men 

Austausch und Zusammenar- 
beit im Bereich der Sicher- 
heitsforschung bei Leichtwas- 
serreaktoren 

28. 9. 1978 

28.9. 1978 

BGBl. 

1978 II 

1300 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Technisch-industrielle Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet 
von Rundfunksatelliten 

29. 4. 1980 

1. 12. 1980 

BGBl. 

1981 II 49 

Regierungen 

Abkom- 

men 

(Noten- 

wechsel) 

Gemeinsamer Export von 
Rundfunksatelliten 

22.9. 1981 

22.9. 1981 

BGBl. 

1981 II 

938 

MPG — Centre National 
de la Recherche Scienti- 
fique 

Einzel- 

verein- 

barung 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 

15.6. 1981 

15.6. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

Griechenland I 






BMFT — Minister für Ko- 
ordination 

Abkom- 

men 

Solarenergie 

5. 10. 1978 

5. 10. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

BMFT — Minister für Ko- 
ordination 

Rahmen- 

verein- 

barung 

Wissenschaftlich-technische 

Zusammenarbeit 

30.11.1978 

30.11.1978 

BGBl. 

1979 II 

137 

BMFT — Minister für Ko- 
ordination und Minister 
für Arbeit 

Großbritannien 

Großbritannien/Nieder- 

lande 

Abkom- 

men 

Rationelle Energieverwen- 
dung und Nutzung der Solar- 
energie 

31.7. 1981 

21.2. 1983 

noch 

nicht ver- 
öffentlicht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Entwicklung und Nutzung des 
Gaszentrifugenverfahrens zur 
Herstellung angereicherten 
Urans 

4.3. 1970 

19.7. 1971 

BGBl. 

1971 II 

929 und 
1027 

BMFT — Science and En- 
gineering Research Coun- 
cil (SERC) 

Vereinba- 

rung 

Projekt aktives Magnetosphä- 
ren-Plasma-Experiment mit 
Spurenionen 

17.10.1983 

17.10.1983 

noch 

nicht ver- 
öffentlicht 

BMFT — SERC 

Vereinba- 

rung 

Projekt Röntgensatellit 

17.10.1983 

17.10.1983 

noch 

nicht ver- 
öffentlicht 

Indien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit bei der 
friedlichen Nutzung der Kern- 
energie und der Weltraumfor- 
schung 

5. 10. 1971 

19. 5. 1972 

BGBL 

1972 II 

1013 

KFA — Department of 
Atomic Energy (DAE) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kernenergietechnik 

6.2.1974 

6.2. 1974 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Vereinba- 

rung 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

30. 1./7.3. 
1974 

7.3. 1974 

BGBl. 

1974 II 

998 

DFVLR — Indian Space 
Research Organization 
(ISRO) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Weltraumforschung 

26. 6. 1974 

12.8. 1974 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Council for Scienti- 
fic and Industrial Research 
(CSIR) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche Forschung 
und technologische Entwick- 
lung 

25.11.1974 

25.11.1974 

nicht 

veröffent- 

licht 

GSF — Indian Council for 
Medical Research (ICMR) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Medizinische und biologische 
Forschung und Entwicklung 

2.2. 1976 

2.2. 1976 

nicht 

veröffent- 

licht 

Indonesien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit bei der 
friedlichen Verwendung der 
Kernenergie und Uranpro- 
spektion 

14.6. 1976 

24. 2. 1977 

BGBl. 

1977 II 

361 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

20. 3. 1979 

6. 11. 1979 

BGBL 

1979 II 

1286 

DFVLR — National Insti- 
tute for Aeronautics and 
Space LAPAN 

Einzel- 

verein- 

barung 

Fernerkundung, Kommunika- 
tion, Windenergie 

10.4. 1980 

10.4. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 
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am 
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seit 

Fundstelle 

TÜV Rheinland — Badan 
Pengkajian Dan Penera- 
pan Teknology (BPPT) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Solardorfproj ekt 

7.7. 1981 

7.7. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — BPPT 

Einzel- 

verein- 

barung 

Bioprotein aus Cassawa 

5.7. 1982 

5. 7. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — BPPT 

Einzel- 

verein- 

barung 

Energieforschung 

20.9. 1982 

20. 9. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Badan Tenaga 
Atomic Nasional (BATAN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der Kern- 
energie 

29.10.1982 

29.10.1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

Irak 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wirtschaftliche, wissenschaft- 
liche und technische Zusam- 
menarbeit 

26. 5. 1981 

15. 7. 1981 

BGBl. 

1981 II 

653 

Iran 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen und technolo- 
gischen Entwicklung 

30.6. 1975 

21.11.1977 

BGBl. 

1978 II 

280 

BMFT — Atomic Energy 
Organization of Iran 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der friedlichen Ver- 
wendung der Kernenergie 

4.7. 1976 

21.11.1977 

BGBl. 

1978 II 

284 

KfK — Atomic Energy Or- 
ganization of Iran 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kernenergie 

11.4. 1977 

11.4. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

DF\^LR — Arya-Mehr Uni- 
versity of Technology, 
Teheran 

Einzel- 

verein- 

barung 

Weltraumforschung 

14. 1. 1978 

14. 1. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

Israel 






BMFT — Nationalrat für 
Forschung und Entwick- 
lung 

Brief- 

wechsel 

Einsetzung eines gemeinsa- 
men Ausschusses zur Förde- 
rung der Zusammenarbeit auf 
den Gebieten der wissen- 
schaftlichen Forschung und 
technologischen Entwicklung 

6.8. 1973 

6. 8. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

Japan 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf wissen- 
schaftlich-technologischem 
Gebiet 

8. 10. 1974 

8. 10. 1974 

BGBl. 

1974 II 

1326 

BMFT — Japan Atomic 
Energy Research Institute 
{JAERI)/US-Nuclear Regu- 
latory Commission 
(USNRC) 

Vereinba- 

rung 

Sicherheitsforschung zur 
Kühlung von Druckwasser- 
reaktoren 

25. 1./ 

20. 3./ 

18.4. 1980 

18.4. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

Jugoslawien 

BMFT — Bundesamt für 
internationale Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der 
Wissenschaft, Bildung, Kul- 
tur und Technik 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der wissenschaftlichen 
Forschung und technologi- 
schen Entwicklung 

23. 5. 1975 

23. 5. 1975 

BGBl. 

1975 II 

920 
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barung 
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am 
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KFA — Bundesamt für in- 
ternationale Zusammenar- 
beit auf dem Gebiet der 
Wissenschaft, Bildung, Kul- 
tur und Technik 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche Forschung 
und technologische Entwick- 
lung 

8.7. 1977 

8.7. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

Kanada 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit bei der 
friedlichen Verwendung der 
Atomenergie 

11.12.1957 

18.12.1957 

BAnz. 

46/1958 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche und techno- 
logische Zusammenarbeit 

16.4. 1971 

30.6. 1971 

BGBl. 

1972 II 

566 

Kuwait 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

13.12.1979 

4.11. 1980 

BGBl. 

1980 II 

1502 

GKSS — Institute for 
Scientific Research, Ku- 
wait (KISR) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Umgekehrte Osmose Pilot-An- 
lage 

4. 3. 1979 

4.3. 1979 

nicht 

veröffent- 

licht 

Mexiko 






Regierungen 

Rahmen- 

abkom- 

men 

Wissenschaftliche und techno- 
logische Zusammenarbeit 

16.2. 1974 

4. 9. 1975 

BGBl. 

1976 II 

223 

GSF — Institute Politec- 
nico Nacional (IPN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Zusammenarbeit in wissen- 
schaftlicher Forschung und 
technologischer Entwicklung 
auf den Gebieten der Biologie 
und Medizin 

22. 9. 1975 

22.9. 1975 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Secretaria de 
Asentamientos Humanos y 
Obras Publicas der Verei- 
nigten Mexikanischen 
Staaten (SAHOP) 

Beson- 
dere Ver- 
einbarung 

Zusammenarbeit bei FuE-Vor- 
haben zur Nutzung der Solar- 
energie 

2. 5. 1978 

2.5. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK — Institute Nacional 
de Investigaciones 

Nucleares (ININ) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kernenergie 

4. 12. 1981 

4. 12. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Secretaria de 
Patrimönio y Fomento In- 
dustrial (SEPAFIN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Zusammenarbeit bei der 
Bewertung, Entwicklung und 
Anwendung umweltfreundli- 
cher Produktionstechniken 

10.2. 1982 

10.2. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

Neuseeland 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

22.12.1977 

23.8. 1978 

BGBl. 

1979 II 9 

Regierungen 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche Zusammen- 
arbeit in der Antarktis 

26.6. 1981 

26. 6. 1981 

BGBl. 

1981 II 

1062 
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Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

Niederlande 

Belgien/Niederlande 

Regierungen 

Memoran- 

dum 

Schnelle Brutreaktoren 

24. 1. 1967 

24. 1. 1967 
(D/B) 

nicht 

veröffent- 

licht 




13.7. 1967 

13.7. 1967 
(D/NL) 

nicht 

veröffent- 

licht 

Großbritannien/Nieder- 

lande 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Entwicklung und Nutzung des 
Gaszentrifugenverfahrens zur 
Herstellung angereicherten 
Urans 

4.3. 1970 

19.7. 1971 

BGBl. 

1971 II 

929 und 
1027 

BML — Minister für Land- 
wirtschaft und Fischerei 

Verein- 

barung 

Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Agrarforschung 

30.4. 1968 

30.4. 1968 

nicht 

veröffent- 

licht 

Österreich 






BMFT — Bundesministe- 
rium für Wissenschaft 
und Forschung 

Brief- 

wechsel 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet von Information und 
Dokumentation 

15. 9. 1980 

15. 9. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

Pakistan 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

30.11.1972 

15.10.1973 

BGBL 

1974 II 68 

KfK — Pakistanische 
Atomenergiekommission 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der Kern- 
energie 

25. 6. 1974 

25.6. 1974 

nicht 

veröffent- 

licht 

Portugal 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der wissenschaftlichen 
Forschung und technologi- 
schen Entwicklung 

15.6. 1981 

21.9. 1981 

BGBl. 

1981 II 

1034 

BMFT — Industrieministe- 
rium 

Verein- 

barung 

Errichtung und Betrieb einer 
solaren Prozeßwärmeanlage 

16.12.1981 

16.12.1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

Rumänien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

29. 6. 1973 

29. 6. 1973 

BGBl. 

1973 II 

1481 

BMFT — Staatskomitee 
für Kernenergie 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit bei der 
friedlichen Verwendung der 
Kernenergie 

29. 6. 1973 

29. 6. 1973 

BGBl. 

1973 II 

1484 

Geophysikalisches Institut 
der Universität Karlsruhe 
— Institut für Hydroener- 
getische Studien Bukarest 

Einzel- 

verein- 

barung 

Erdbebenforschung 

1.6. 1977 

1.6. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK — Staatskomitee für 
Kernenergie 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der Kern- 
energie 

10.2. 1976 

10. 2. 1976 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kradt 
seit 

Fundstelle 

BML — Minister für Land- 
wirtschaft und Nahrungs- 
güterindustrie 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technische 

Zusammenarbeit 

16.10.1973 

16.10.1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

Saudi-Arabien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

7. 1. 1980 

24. 3. 1982 

BGBl. 

1982 II 

565 

BMFT — Saudi Arabian 
National Centre for 

Science and Technology 

Brief- 

wechsel 

Richtlinien für die Durchfüh- 
rung gemeinsamer Projekte 

11.5./ 

12.7. 1982 

12.7. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

Schweiz 






KFA — Eidgenössisches 
Institut für Reaktorfor- 
schung (EIR) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Beteiligung der Schweiz an 
einem Entwicklungspro- 
gramm für ein Kraftwerk mit 
Hochtemperatur-Reaktor und 
Heliumturbine (HHT) 

1.9. 1973 

1.9. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK — Schweizerisches 
Institut für Nuklearfor- 
schung (SIN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Benutzung der Anlagen des 
SIN durch deutsche Forscher- 
gruppen 

1. 1. 1977 

1. 1. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — ERDA/Commis- 
sariat ä TEnergie Atomique 
(CEA)/Amt für Wissen- 
schaft und Forschung der 
Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft (AWF) 

Verein- 

barung 

Konzepte und Technologien 
für gasgekühlte Reaktoren 

30. 9. 1977 

30. 9. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Schweizerisches 
Bundesamt für Energie- 
wirtschaft 

Brief- 

wechsel 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Reaktorsicherheit 

3. 4. 1982 

3.4. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Schweizerisches 
Bundesamt für Bildung 
und Wissenschaft 

Brief- 

wechsel 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der sicheren Lagerung 
radioaktiver Abfälle (Projekt 
Felslabor Grimsel) 

24. 2. 1983 

24. 2. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

Spanien 






Regierungen 

Rahmen- 

abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwick- 
lung 

23.4. 1970 

10. 3. 1971 

BGBl. 

1971 II 

1006 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Errichtung und Betrieb des 
„Deutsch-Spanischen Astrono- 
mischen Zentrums“ 

17.7. 1972 

21.5. 1973 

BGBl. 

1973 II 

1557 

MPG — Nationale Kom- 
mission für Astronomie 

Einzel- 

verein- 

barung 

Errichtung und Betrieb des 
„Deutsch-Spanischen Astrono- 
mischen Zentrums“ 

17.7. 1972 

21.5. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK — Junta de Energia 
Nuclear (JEN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der Kern- 
energie 

27.7. 1973 

27.7. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der friedlichen Nut- 
zung der Kernenergie 

5. 12. 1978 

13.12.1978 

BGBl. 

1979 II 

134 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Sonnenenergie 

5. 12. 1978 

13.12.1978 

BGBl. 

1979 II 

130 
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Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Radioastronomie 

15. 5. 1980 

3.8. 1981 

BGBl. 

1981 II 

945 

DFVLR — INTA 

Einzel- 

verein- 

barung 

Luft- und Raumfahrt- 
forschung 

in Vorbe- 
reitung 



BML — Landwirtschafts- 
ministerium 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarforschung 

22.10.1979 

22.10.1979 

BGBl. 

1979 II 

1178 

USA 






BMFT — National Aero- 
nautics and Space Admi- 
nistration (NASA) 

Verein- 

barung 

Durchführung des Projekts 
eines Aeronomiesatelliten 

10. 6. 1969 

10.6. 1969 

BGBl. 

1970 II 

166 

BMFT — NASA 

Verein- 

barung 

Durchführung eines HELIOS- 
Projektes (Sonnensonde) 

10. 6. 1969 

10.6. 1969 

BGBl. 

1970 II 

171 

BMFT — Department of 
the Interior 

Verein- 

barung 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Magnetohydrody- 
namischen Energieumwand- 
lung 

21.4. 1971 

21.4. 1971 

BGBl. 

1971 II 

1011 

BMFT/BMV — Depart- 
ment of Transportation 
(DOT) 

Verein- 

barung 

Zusammenarbeit bei der Ent- 
wicklung von fortgeschritte- 
nen Landverkehrssystemen, 
insbesondere spurgebundenen 
Schnellverkehrssystemen, mit 
berührungsfreier Fahrtechnik 

12.6. 1973 

12.6. 1973 

BGBl. 

1973 II 

1029 

BMFT/BMV — DOT 

Verein- 

barung 

Verlängerung und Abände- 
rung der Vereinbarung vom 
12.6. 1973 

12. 7./ 

30. 8. 1978 

30.8. 1978 

BGBl. 

1980 II 

1211 

BMFT — Atomic Energy 
Commission (AEC) 

Verein- 

barung 

Technischer Austausch und 
Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Reaktorsicherheits- 
forschung und -entwicklung 

6. 3. 1974 

6. 3. 1974 

BGBl. 

1974 II 

740 

BMFT — United States 
Nuclear Regulatory 
Commission (USNRC) 

Verein- 

barung 

Verlängerung der Vereinba- 
rung mit AEC vom 6. 3. 1974 

21. 1./ 

8. 3. 1983 

8. 3. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in Umwelt- 
fragen 

9. 5. 1974 

26. 3. 1975 

BGBl. 

1975 II 

1717 

BMFT — AEC 

Verein- 

barung 

Technischer Austausch und 
Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Behandlung und 
Beseitigung von radioaktiven 
Abfällen 

20.12.1974 

20.12.1974 

BGBl. 

1975 II 

268 

BMFT — Department of 
Energy (DOE) 

Verein- 

barung 

Ergänzung der vorstehenden 
Vereinbarung mit AEC vom 

20. 12. 1974 

19. 3. 1980 

19. 3. 1980 

BGBl. 

1980 II 

1418 

BMFT — Energy Research 
and Development Admi- 
nistration (ERDA) 

Verein- 

barung 

Natriumgekühlte Schnelle 
Brutreaktoren 

28. 6. 1976 

8. 6. 1976 

BGBl. 

1976 II 

1448 

BMFT — Department for 
Health, Education and 
Human Welfare (DHEW) 

Verein- 

barung 

Biomedizinische Forschung 
und Technologie 

22. 9. 1976 

22. 9. 1976 

BGBl. 

1976 II 

1732 
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Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

BMFT — Department of 
Health and Human 

Services (DHHS) 

Brief- 

wechsel 

Verlängerung der Vereinba- 
rung mit DHEW vom 22. 9. 

1976 

20.8.1982/ 

14.9.1982 

22. 9. 1981 
(rück- 
wirkend) 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — ERDA 

Verein- 

barung 

Konzepte und Technologien 
für gasgekühlte Reaktoren 

11.2. 1977 

11. 2. 1977 

BGBl. 

1977 II 

345 

BMFT — ERDA 

Verein- 

barung 

Sicherungsmaßnahmen und 
physischer Schutz von Kern- 
material und -anlagen 

29. 9. 1977 

29. 9. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — ERDA/Commis- 
siariat a l’Energie Ato- 
mique (CEA)/Amt für Wis- 
senschaft und Forschung 
der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft (AWF) 

Verein- 

barung 

Konzepte und Technologien 
für gasgekühlte Reaktoren 

30. 9. 1977 

30. 9. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — NASA 

Verein- 

barung 

Beteiligung des BMFT am 
NASA- Projekt „Jupiter Orbi- 
ter and Probe“ 

5. 10. 1977 

5. 10. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — DOT 

Verein- 

barung 

Zusammenarbeit bei der 
Entwicklung nationaler Flug- 
sicherungssysteme 

20. 8. 1979 

20. 8. 1979 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — DOE 

Verein- 

barung 

Projekt zur Umwandlung von 
Methanol in Benzin 

20. 3. 1980 

20. 3. 1980 

BGBl. 

1980 II 

1453 

BMFT — Japan Atomic 
Energy Research Institute 
(JAERI)/USNRC 

Verein- 

barung 

Sicherheitsforschung zur 
Kühlung von Druckwasser- 
reaktoren 

25. 1./ 

20. 3./ 

18. 4. 1980 

18.4. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Environmental 
Protection Agency (EPA) 

Verein- 

barung 

Zusammenarbeit bei der Ent- 
wicklung und Demonstration 
von Umweltsteuerungstechno- 
logien für Energiesysteme 

2. 5. 1980 

2. 5. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — NASA 

Verein- 

barung 

Nutzung des Raumtransport- 
systems 

28.4. 1981 

30. 6. 1981 

BGBL 

1981 II 

650 

BMFT — DOE 

Sonder- 

verein- 

barung 

Versuche in der Asse-Salz- 
mine 

1. 10. 1981 

1. 10. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — NASA 

Verein- 

barung 

Aktives Magnetosphären- 
Plasma-Experiment mit 
Spurenionen (AMPTE) 

15.10.1981 


BGBl. 

1982 II 

406 

BMFT — NASA 

Verein- 

barung 

Röntgensatellit 

8. 8. 1982 

8. 8. 1982 

noch 

nicht ver- 
öffentlicht 

BMFT — Electric Power 
Research Institute (EPRI) 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Energieforschung 
und der Reaktorsicherheit 

26. 8./ 

10. 9. 1982 

10. 9. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

BML — Landwirtschafts- 
ministerium 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarwissenschaft und 
-technologie 

1. 6. 1981 

1. 6. 1981 

BGBl. 

1981 II 77 

Venezuela 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

16.10.1978 

28.12.1978 

BGBL 

1979 II 77 

BMFT — Minister für 
Energie und Bergbau 

besondere 

Vereinba- 

rung 

Technische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Energie 

16.10.1978 

16.10.1978 

nicht ver- 
öffentlicht 
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Teil VI 

Förder- und Forschungseinrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland 


1. wichtige Organisationen und 
Hilfsorganisationen der 
Forschungsförderung 

1.1 Einführung 

Neben der unmittelbaren Förderung von Forschung 
und Entwicklung durch Bund, Länder, Gemeinden 
und Wirtschaft sind auch die Finanzierung und Un- 
terstützung der Forschung über Forschungsförde- 
rungsorganisationen, Stiftungen und Forschungs- 
vereinigungen wichtige Aufgaben. Die Arbeitstei- 
lung, die sich zwischen den Forschungsförderungs- 
organisationen herausgebildet hat, erlaubt die Ent- 
wicklung unterschiedlicher Verfahren und Konzep- 
te, die sich häufig gegenseitig ergänzen und der 
Vielschichtigkeit der Forschung und ihrer Aufga- 
ben Rechnung tragen. Aufgrund ihrer hohen Be- 
weglichkeit ist die Forschungsförderung der Stif- 
tungen für „Außenseiter“ besonders bedeutend. Ins- 
gesamt gewährleistet das pluralistische Förde- 
rungssystem der Bundesrepublik Deutschland, daß 
den unterschiedlichsten Forschungsinteressen und 
Forschungsbedürfnissen entsprochen werden 
kann. 

Die größte und wichtigste Forschungsförderungs- 
einrichtung in der Bundesrepublik Deutschland, die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft, fördert haupt- 
sächlich die Hochschulforschung in allen Diszipli- 
nen. 

Die Stiftung Volkswagenwerk und der Stifterver- 
band für die Deutsche Wissenschaft haben die Auf- 
gabe, ihre Förderung möglichst auf jene Bereiche 
auszurichten, die von der öffentlichen Hand bzw. 
der deutschen Forschungsgemeinschaft nicht oder 
nicht ausreichend gefördert werden. Darüber hin- 
aus gibt es eine große Zahl weiterer Stiftungen, z. B. 
die Fritz Thyssen Stiftung, deren Erträge für die 
Förderung der Wissenschaft verwandt werden. Die 
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs Verei- 
nigungen (AIF) hat die Aufgabe, die Gemeinschafts- 
forschung und die externe Vertragsforschung klei- 
ner und mittlerer Unternehmen zu unterstützen so- 
wie FuE-Personalkostenzuschüsse zu gewähren. 
Sie erhält hierzu zusätzlich zu den von ihren Mit- 
gliedsvereinigungen aufgebrachten Mitteln staatli- 
che Zuschüsse. 

Diese Einrichtungen der Forschungsförderung und 
die bedeutendsten außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen werden auf den folgenden Seiten in 
Fortsetzung zum Faktenbericht 1981 zum Bundes- 
bericht Forschung beschrieben. Die Finanzüber- 
sichten der außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen umfassen die laufenden Ausgaben und die 
Investitionen; außerdem wird jeweils eine Über- 


sicht über das Personal dieser Einrichtungen beige- 
fügt. 

Eine Übersicht über die Projektträger des Bundes- 
ministeriums für Forschung und Technologie er- 
gänzt die Informationen (vgl. Teil VE, Kapitel 1.7). 

(Die unter Ziff. 1.2 — 1.6 genannten statistischen Da- 
ten beruhen auf Angaben der jeweiligen Organisa- 
tion.) 


1.2 Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG), 
Kennedyallee 40, 5300 Bonn 2 

Mitglieder: 49 wissenschaftliche Hochschulen, 

13 außeruniversitäre Forschungs- 
einrichtungen, 5 Akademien, 3 Wis- 
senschaftsverbände (Stand: 1983) 

Finanzierung: Bund (50 %) und Länder (50 %); für 
Sonderforschungsbereiche Bund 
(75 %) — Länder (25 %) sowie zu- 
sätzliche Stiftungsmittel und — für 
bestimmte Aufgaben — Sonderfi- 
nanzierungen des Bundes. 


Aufgaben 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft ist eine For- 
schungsförderungsorganisation, welche die Wissen- 
schaft in allen Zweigen fördert 

O durch finanzielle Unterstützung von For- 
schungsvorhaben, 

O durch Förderung der Zusammenarbeit unter 
den Forschern, 

O durch Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses. 

Sie berät Parlamente und Behörden in wissen- 
schaftlichen Fragen und pflegt die Verbindung der 
Forschung zur Wirtschaft und zur ausländischen 
Wissenschaft. 

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die DFG 
über folgende wesentliche Instrumente und Verfah- 
ren: 

— Normalverfahren (1982: 43,7 % der DFG-Mittel) 

Im Normalverfahren kann jeder Forscher Mittel 
für eigene Forschungsprojekte erhalten, ohne 
daß die DFG Einfluß auf deren Inhalt nimmt; 
dieses Verfahren läßt einen breiten Spielraum 
für Initiative und Kreativität des Einzelfor- 
schers, der nur einem qualifizierten, meist 
schriftlichen Begutachtungsverfahren (i. d. R. 
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zwei gewählte Fachgutachter und der Fachaus- 
schußvorsitzende) unterliegt. Aus dem Normal- 
verfahren lassen sich frühzeitig neue Ansätze 
für Schwerpunktprogramme, Forschergruppen 
und ggf. Sonderforschungsbereiche erkennen. 
Gezielt wird der wissenschaftliche Nachwuchs 
gefördert (Ausbildungs- und Forschungsstipen- 
dien, Habilitationsstipendien, Personalmittel für 
wissenschaftliche Mitarbeiter in Forschungspro- 
jekten). Seit 1978 betreut die DFG das von den 
Regierungschefs des Bundes und der Länder be- 
schlossene Heisenberg-Programm zur Förde- 
rung des hochqualifizierten wissenschaftlichen 
Nachwuchses. 

— Schwerpunktverfahren (1982: 13,4 % der DFG- 
Mittel) 

Im Schwerpunktverfahren arbeiten Forscher 
verschiedener Einrichtungen mit ihren For- 
schungsprojekten im Rahmen eines Schwer- 
punktprogrammes für eine begrenzte Dauer 
(i. d. R. fünf Jahre) überregional zusammen. 
Hierbei wird das Schwerpunktprogramm als 
Ganzes vom Senat gebilligt, die einzelnen der- 
zeit etwa 100 Schwerpunkte werden jeweils in 
Besprechungsgruppen der Antragsteller abge- 
stimmt, von Prüfungsgruppen begutachtet und 
vom Hauptausschuß der DFG entschieden. 

— Forschergruppen (1982: 2,0 % der DFG-Mittel) 

Forschergruppen sind mittelfristig angelegte 
Zusammenschlüsse von jeweils wenigen Wissen- 
schaftlern — i. d. R. an einem Ort — zur gemein- 
samen Bearbeitung besonders innovationsträch- 
tiger, meist an den Grenzen mehrerer Diszipli- 
nen liegender Spezialgebiete. Die Forscher- 
gruppe ist auch ein Instrument der Strukturför- 
derung, das die Bildung örtlicher Schwerpunkte 
vorbereiten helfen kann. 

— Sonderforschungsbereiche (1982: 31,6 % der 

DFG-Mittel) 

Sonderforschungsbereiche sind langfristig ange- 
legte örtliche oder regionale Forschungsschwer- 
punkte einer oder mehrerer Hochschulen, oft- 
mals in Zusammenarbeit mit außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen. Sie dienen der 
Förderung der Zusammenarbeit, insbesondere 
unter Überwindung disziplinärer und institutio- 
neller Grenzen sowie der Konzentration der 
Kräfte in örtlichen Schwerpunkten. Antragstel- 
ler ist stets eine Hochschule. Die Begutachtung 
erfolgt am Ort der Sonderforschungsbereiche 
durch Prüfungsgruppen, in deren Zusammenset- 
zung Kontinuität angestrebt wird. Eine wichtige 
Vorform für die Sonderforschungsbereiche kann 
die Forschergruppe als örtliche Schwerpunktbil- 
dung sein. 

— Die Förderung von Bibliotheken, die Finanzie- 
rung von Rechenanlagen und Großgeräten und 


die Errichtung von Hilfseinrichtungen der For- 
schung dienen dem Aufbau und der Erhaltung 
der für die Forschung notwendigen Infrastruk- 
tur. 

Über 90 % der bewilligten Mittel fließen in die 
Hochschulen. Nach Schätzungen wird etwa ein 
Siebtel des dort in der Forschung tätigen Personals 
aus Mitteln der DFG bezahlt. 

Zur Beratung von Parlamenten und Behörden so- 
wie zur Koordinierung von Forschungsvorhaben 
sind in der DFG etwa 30 Senatskommissionen und 
-ausschüsse tätig, z. B. zur Prüfung gesundheits- 
schädlicher Arbeitsstoffe und zur Prüfung von 
Rückständen in Lebensmitteln. Der Apparateaus- 
schuß berät den Hauptausschuß der DFG in allen 
Fragen, die im Zusammenhang mit Großgeräten 
stehen, und erarbeitet die Empfehlungen zu den 
Großgeräte-Anmeldungen der Bundesländer im 
Rahmen des Hochschulbauförderungsgesetzes 
(HBFG). Für Rechenanlagen werden die gleichen 
Aufgaben von der DFG-Senatskommission für Re- 
chenanlagen wahrgenommen. Die Pflege wissen- 
schaftlicher Beziehungen zum Ausland geschieht 
u. a. im Rahmen einer Vielzahl bilateraler Abkom- 
men und Austauschprogramme, durch die Mitglied- 
schaft in internationalen Wissenschaftsorganisatio- 
nen und durch die Finanzierung von Kongreß-, In- 
formations- und Vortragsreisen deutscher Wissen- 
schaftler ins außereuropäische Ausland und in den 
Ostblock. Hierfür stehen teilweise Sondermittel des 
Bundesministers für Forschung und Technologie 
und des Auswärtigen Amtes zur Verfügung. 


Struktur und Haushalt 

Die DFG ist eine wissenschaftliche Selbstverwal- 
tungsorganisation, in der alle Einrichtungen der 
Forschung von allgemeiner Bedeutung Mitglied 
werden und damit die Richtlinien für die Arbeit der 
DFG bestimmen können. 

Zentrales wissenschaftliches Entscheidungsgre- 
mium ist der Senat, dem 33 Wissenschaftler aller 
Fachrichtungen angehören. Der Senat verabschie- 
det u. a. jährlich das Schwerpunktprogramm der 
DFG und beschließt über die mittelfristige Aufga- 
ben- und Finanzplanung (Grauer Plan). Der Haupt- 
ausschuß der DFG beschließt über die finanzielle 
Förderung der Forschung, insbesondere durch Ent- 
scheidungen über Einzelanträge. Er besteht aus 15 
Wissenschaftlern, die zugleich Mitglieder des Se- 
nats sind, je sechs Vertretern des Bundes und der 
Länder und zwei Vertretern des Stifterverbandes 
für die Deutsche Wissenschaft. Über die Sonderfor- 
schungsbereiche entscheidet ein Bewilligungsaus- 
schuß, dem die Mitglieder des Senatsausschusses 
für die Sonderforschungsbereiche und Vertreter 
des Bundes und aller Länder angehören. 
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Förderungsmittel der DFG 1981 — 1983 




Ist 


Soll 


1981 

1982 

1983 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Ist(Soll)-Einnahmen — 

Herkunft der Mittel 

Bund 

492,73 

58,1 

528,20 

58,9 

540,22 

58,3 

darunter: 

— für die Sonderforschungsbereiche 

(198,00) 

(23,4) 

(214,92) 

(24,0) 

(214,20) 

(23,1) 

— für das Heisenbergprogramm 

(5,25) 

(0,6) 

(6,30) 

(0,7) 

(7,50) 

(0,8) 

Länder 

347,37 

41,0 

362,18 

40,4 

377,60 

40,8 

darunter: 

— für die Sonderforschungsbereiche 

(66,00) 

(7,8) 

(68,64) 

(7,7) 

(71,40) 

(7,7) 

— für das Heisenbergprogramm 

(5,25) 

(0,6) 

(6,30) 

(0,7) 

(7,50) 

(0,8) 

Stiftungen 

4,38 

0,5 

3,31 

0,4 

5,42 

0,6 

eigene Einnahmen 

3,17 

0.4 

2,83 

0,3 

3,26 

0,3 

insgesamt . . . 

847,65 

100,0 

896,52 

100,0 

926,50 

100,0 


Bewilligungen *) der DFG in Mio DM in den Jahren 1980 bis 1982 


Förderungsverfahren 

1980 

1981 

1982 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Normalverfahren 

388,5 

44,3 

379,3 

42,4 

392,9 

43,7 

Schwerpunktverfahren 

113,5 

12,9 

139,6 

15,6 

120,0 

13,4 

Forschergruppen 

23,0 

2,6 

25,1 

2,8 

17,8 

2,0 

Hilfseinrichtungen der Forschung 

20,0 

2,3 

11,5 

1,3 

14,9 

IJ 

Rechenanlagen 

1,8 

0,2 

18,0 

2,0 

2,3 

0,3 

Wissenschaftliches Bibliothekswesen 

18,6 

2,1 

18,5 

2,1 

17,9 

2,0 

Auslandsbeziehungen 

18,0 

2,1 

17,9 

2,0 

20,7 

2,3 

Sonstige Forschungsförderung 

9,8 

1,1 

8,5 

0,9 

6,7 

0,6 

zusammen . . . 

593,2 

67,6 

618,4 

69,1 

593,2 

66,0 

Sonderforschungsbereiche 

270,4 

30,8 

262,9 

29,4 

283,6 

31,6 

Heisenberg-Programm 

13,6 

16 

13,8 

1,5 

21,4 

2,4 

insgesamt . . . 

877,2 

100,0 

895,1 

100,0 

898,2 

100,0 


*) Bewilligungen in dem entsprechenden Jahr einschließlich Voraus- und Weiterbewilligungen für nachfolgende Jahre 
— ohne Berücksichtigung von zusätzlichen Bewilligungen und Löschungen. 
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Verteilung der Bewilligungen der DFG nach Wissenschaftsbereichen und Fachgebieten 1980 bis 1982 


Wissenschaftsbereich/ 

1980 

1981 

1982 

Fachgebiet 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Geistes- und Sozialwissenschaften 







Gesellschaftswissenschaften 

49,0 

6,0 

47,1 

5,8 

46,4 

5,7 

Geschichts- und Kunstwissenschaften . . 

42,7 

5,2 

43,5 

5,3 

47,3 

5,8 

Sprach- und Literaturwissenschaften . . . 

23,4 

2,9 

23,3 

2,8 

26,4 

3,3 

Theologie, Philosophie, Psychologie, Päd- 
agogik 

23,1 

2,8 

22,2 

2,7 

23,6 

2,9 

zusammen . . . 

138,2 

16,9 

136,1 

16,6 

143,7 

17,7 

Bio'wissenschaften 







Medizin, Ernährungsforschung 

163,2 

20,0 

160,6 

19,6 

141,3 

17,4 

Biologie 

105,1 

12,9 

111,5 

13,6 

122,4 

15,1 

Veterinärmedizin 

11,4 

14 

9,3 

U 

8,6 

1,0 

Agrar- und Forstwissenschaften 

31,7 

3,9 

31,6 

3,9 

24,8 

3,1 

zusammen . . . 

311,4 

38,2 

313,0 

38,3 

297,1 

36,6 

N aturwissenschaf ten 







Mathematik 

7,3 

0,9 

9.2 

1,1 

8,6 

IJ 

Physik 

65,0 

8,0 

58,9 

7,2 

59,1 

7,3 

Chemie 

49.3 

6,0 

49.0 

6,0 

47,9 

5,9 

Geowissenschaften (feste Erde), Meeres- 
und Wasserforschung, Atmosphärische 
Wissenschaften 

65,1 

8,0 

72,1 

8,8 

82,5 

10,1 

zusammen . . . 

186,7 

22,9 

189,2 

23,1 

198,1 

24,4 

Ingenieurwissenschaften 







Allgemeine Ingenieurwissenschaften . . . 

115,6 

14,2 

119,2 

14,6 

115,8 

14,3 

Architektur, Städtebau, Bauingenieurwe- 
sen 

32,1 

3,9 

27,0 

3,3 

21,2 

2.6 

Bergbau und Hüttenwesen 

11,8 

1,5 

11,0 

13 

12,9 

1,6 

Elektrotechnik 

19,6 

2,4 

23,0 

2,8 

22,7 

2,8 

zusammen . . . 

179,1 

22,0 

180,2 

22,0 

172,6 

21,3 

insgesamt 2) 

815,4 

100,0 

818,5 

100,0 

811,5 3) 

100,0 


1) Bewilligungen in dem betreffenden Jahr einschließlich Mehrjahresbewilligungen für nachfolgende Jahre — ohne 
Berücksichtigung von zusätzlichen Bewilligungen und Löschungen. 

2) Normal- und Schwerpunktverfahren, Großgeräte (über 100 000 DM), Forschergruppen, Hilfseinrichtungen der For- 
schung und Sonderforschungsbereiche. Es sind für die Sonderforschungsbereiche nur die im Haushaltsjahr zur Ver- 
fügung gestellten Mittel enthalten. 

Außerdem nicht aufteilbare Verpflichtungen aus Vorjahren bei den Sonderforschungsbereichen (17,6 Mio DM). 
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Regionale Verteilung der Sonderforschungsbereiche 1982 


Bundesland 

Universität 

1982 

1968—1982 

seit Beginn der Förde- 
rung insg. bewilligt 

Anzahl 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Baden - Württemberg 







Freiburg 

3 

2,3 

7,37 

2,6 

84,68 

3,2 

Heidelberg 

5 

4,0 

8,76 

3,1 

97,93 

3,7 

Hohenheim 

1 

0,8 

1,24 

0,4 

25,63 

1,0 

Karlsruhe 

3 

2,3 

6,71 

2,4 

85,62 

3,2 

Konstanz 

3 

2,3 

5,72 

2,0 

56,38 

2,1 

Mannheim 

2 

1,6 

3,16 

1,1 

30,56 

1,1 

Stuttgart 

5 

3,9 

10,52 

3,7 

139,13 

5,2 

Tübingen 

5 

3,9 

10,06 

3,5 

79,65 

3,0 

Ulm 

3 

2,3 

6,14 

2,2 

56,77 

2,1 

zusammen . . . 

30 

23,4 

59,68 

21,0 

656,35 

24,6 

Bayern 







Bayreuth 

1 

0,8 

0,84 

0,3 

2,21 

0,1 

Erlangen-Nürnberg 

1 

0,8 

1,98 

0,7 

25,11 

0,9 

München (Uni) 

3 

2,3 

7,70 

2,7 

120,06 

4,5 

München (TU) 

10 

7,8 

16,90 

6,0 

121,80 

4,6 

Regensburg 

2 

1,6 

1,74 

0,6 

7,16 

0,3 

Würzburg 

2 

16 

4,67 

1,6 

42,97 

1,6 

zusammmen . . . 

19 

14,9 

33,83 

11,9 

319,31 

12,0 

Berlin 







Freie Universität 

4 

3,1 

7,96 

2,8 

84,24 

3,2 

Techn. Universität 

4 

3,1 

7,17 

2,5 

64,23 

2,4 

zusammen . . . 

8 

6,2 

15,13 

5,3 

148,47 

5,6 

Hamburg 







Hamburg 

4 

3,1 

17,62 

6,2 

154,56 

5,8 

Hessen 







Darmstadt 

1 

0,8 

1,38 

0,5 

18,84 

0,7 

Frankfurt 

4 

3,1 

8,64 

3,1 

51,57 

2,0 

Gießen 

2 

1,6 

3,63 

1,3 

53,43 

2,0 

Marburg 

2 

16 

4,37 

1,5 

56,21 

2,1 

zusammen . . . 

9 

7,1 

18,02 

6,4 

180,05 

6,8 

Niedersachsen 







Braunschweig 

2 

1,6 

4,07 

1,4 

56,81 

2,1 

Clai^sthal-Zellerfeld 

1 

0,8 

1,29 

0,5 

2,03 

0,1 

Göttingen 

5 

3,9 

11,15 

3,9 

118,27 

4,4 

Hannover (TiHo) 

2 

1,6 

3,57 

1,3 

39,27 

1,5 

Hannover (TU) 

6 

4,7 

12,96 

4,6 

148,60 

5,6 

zusammen . . . 

16 

12,6 

33,04 

11,7 

364,98 

13,7 
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Bundesland 

Universität 

1982 

1968—1982 

seit Beginn der Förde- 
rung insg. bewilligt 

Anzahl 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Nordrhein - Westfalen 







Aachen 

9 

7,1 

17,65 

0,2 

186,35 

7,0 

Bochum 

4 

3,1 

7,11 

2,5 

52,43 

2,0 

Bonn 

5 

3,9 

11,12 

3,9 

88,67 

3,3 

Dortmund 

1 

0,8 

1,24 

0,4 

2,84 

0,1 

Düsseldorf 

3 

2,3 

5,87 

2,1 

44,56 

1,6 

Essen 

1 

0,8 

2,20 

0,8 

7,24 

0,3 

Köln 

3 

2,3 

7,28 

2,6 

81,52 

3,0 1 

Münster 

4 

3,1 

7,47 

2,6 

87,84 

3,3 

Wuppertal 

1 

0,8 

1,30 

0,5 

4,01 

0,2 

zusammen . . . 

31 

24,2 

61,24 

21,6 

555,46 

20,8 

Rheinland- Pfalz 







Kaiserslautern 

1 

0,8 

2,28 

0,8 

10,25 

0,4 

Mainz 

3 

2,3 

7,91 

2,8 

88,48 

3,3 

zusammen . . . 

4 

3,1 

10,19 

3,6 

98,73 

3,7 

Saarland 







Saarbrücken 

3 

2,3 

6,27 

2,2 

69,54 

2,6 

Schleswig- Holstein 







Kiel 

4 

3,1 

10,93 

3,9 

99,91 

3,7 

insgesamt 2) , . . 

128 

100,0 

283,56*) 

100,0 

2 664,97*) 

100,0 


1) Zur Verfügung gestellte Mittel. 

2) Einschließlich Mittel für die Teilnahme der Gutachter an wissenschaftlichen Kolloquien sowie für Kongreßreisen 
(Übersee und Osteuropa) von Mitarbeitern der Sonderforschungsbereiche (1 050 000 DM). 

^) Einschließlich Verpflichtungen aus Vorjahren (17,61 Mio DM und 6,2 % bzw. 0,7 %). 


1.3 Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, 
Brücker Hoit 56 — 60, 4300 Essen 1, Bredeney 

Finanzierung: Mitgliedsbeiträge, Spenden, treu- 
händerisch verwaltete Stiftungen 
und Stiftungsfonds 

Aufgaben 

Der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, 
die Gemeinschaftsaktion der Wirtschaft, hat die 
Aufgabe, Wissenschaft und Technik in Forschung 
und Lehre und den wissenschaftlich-technischen 
Nachwuchs zu fördern sowie die Öffentlichkeit zur 
Förderung von Wissenschaft und Technik anzure- 
gen. Er erfüllt seine Aufgabe in Zusammenarbeit 
mit den wissenschaftlichen Selbstverwaltungsorga- 
nisationen (z. B. Deutsche Forschungsgemeinschaft, 


Max-Planck-Gesellschaft, Deutscher Akademischer 
Austauschdienst, Alexander von Humboldt-Stif- 
tung), denen er Mittel ohne Projektbindung und 
Mittel zur Finanzierung wissenschaftlicher Pro- 
jekte in nicht oder nicht ausreichend geförderten 
Bereichen und zur Förderung des Wissenschaftler- 
austausches zur Verfügung stellt. 

Förderungsschwerpunkte : 

— Internationale wissenschaftliche Zusammenar- 
beit, 

— Medizinische Forschung, 

— Geisteswissenschaften, 

— Wissenschaft und Öffentlichkeit, 

— Wissenschaftlicher Nachwuchs. 
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Dienstleistungen und Hilfseinrichtungen für Wis- 
senschaft und Wissenschaftsförderung: 

— Stiftungszentrum 

Aufgabe ist die Förderung des Stiftungswesens 
in der Bundesrepublik Deutschland durch Er- 
mittlung und Dokumentation von Stiftungsda- 
ten, durch Information, Meinungsbildung und 
Beratung potentieller Stifter; 

— Treuhandverwaltung mit ertragssichernder Ver- 
mögensanlage und Programmberatung für 
zweckempfohlene Mittel seiner Mitglieder und 
Förderer sowie für Stiftungen; 

— Wissenschaftsstatistik 

Aufgabe ist die regelmäßige Ermittlung der Da- 
ten über Forschung und Entwicklung in der 
Wirtschaft, die in die amtlichen und offiziellen 
Statistiken (Bund, EG, OECD, UNESCO) einge- 
hen; 

— Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen zu 
Fragen der Wissenschafts- und Forschungspoli- 
tik, des Hochschulwesens und der Stiftungspoli- 
tik; 

— Wissenschaftszentrum in Bonn-Bad Godesberg: 

Stätte der Begegnung für das wissenschaftliche 
Leben im nationalen und internationalen Rah- 
men. 


Struktur und Haushalt 

Die Mitglieder dieses gemeinnützigen eingetrage- 
nen Vereins (z. Z. rd. 4 800) sind Einzelpersonen, Un- 
ternehmen und Verbände. 

Der Stifterverband erhält seine Mittel aus folgen- 
den Quellen: 

— Zuwendungen der Mitglieder und Förderer für 
das Förderungsprogramm des Stifterverbandes 
(1982: 24 Mio DM); 

— Zuwendungen mit Zweckempfehlung für Förde- 
rungsinitiativen von Mitgliedern (1982: 
11 Mio DM); 

— Ausschüttung treuhänderischer Stiftungen und 
Stiftungsfonds (1982: 85 Stiftungen und Stif- 
tungsfonds mit einem Gesamtvermögen von 
228 Mio DM; Ausschüttungen 1982: 21 Mio DM). 


Förderungsmittel und Verwaltungsausgaben 
von 1980 bis 1982 

— in Mio DM — 



1980 

1981 

1982 

Förderungsmittel 

Verwaltungsausgaben 

53,8 49,1 56,3 

2,3 2,8 2,3 


1.4 Stiftung Volkswagenwerk, Kastanienallee 35, 
Postfach 81 05 09, 3000 Hannover 81 

Finanzierung: Erträge aus Stiftungskapital und 
Dividenden auf Aktienbesitz von 
Bund und Land Niedersachsen an 
der Volkswagenwerk AG 


Aufgaben 

Die Stiftung Volkswagenwerk — 1961 von der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Land Nieder- 
sachsen gegründet — hat die Aufgabe, Wissen- 
schaft und Technik in Forschung und Lehre zu för- 
dern, indem sie — zusätzlich, nicht über die Dauer 
von fünf Jahren hinaus — zweckgebundene Zuwen- 
dungen an wissenschaftliche Einrichtungen vergibt. 
Sie greift insbesondere solche Gebiete und Themen 
auf, die vom Staat oder von anderen Forschungsför- 
derungseinrichtungen nicht oder nicht ausreichend 
berücksichtigt werden. Dabei ist die Stiftung be- 
strebt, ihre Förderungsarbeit mit anderen Förde- 
rungseinrichtungen abzustimmen. Da sie nicht an 
das staatliche Haushaltsrecht gebunden ist, kann 
sie über ihre Förderungsmittel flexibel disponie- 
ren. 

Die Stiftung Volkswagenwerk fördert — grundsätz- 
lich im Rahmen zeitlich begrenzter Schwerpunkte 
— Aufgaben vorwiegend interdisziplinären Charak- 
ters. Ihr Förderungsprogramm wird den aktuellen 
Erfordernissen entsprechend fortentwickelt. Neben 
fächer- oder problemorientierten Schwerpunkten 
besteht in begrenztem Rahmen auch fachoffene 
Förderung (vgl. Schwerpunktliste). Bei Anträgen 
aus dem Ausland werden Angaben über die Koope- 
ration mit wissenschaftlichen Einrichtungen oder 
Wissenschaftlern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land grundsätzlich vorausgesetzt. 


Struktur und Haushalt 

Den Vorstand der Stiftung bildet ein ehrenamtlich 
arbeitendes Kuratorium von 14 Mitgliedern, von de- 
nen je 7 von der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Land Niedersachsen für eine Amtszeit von 
fünf Jahren berufen werden. Die Kuratoren ent- 
scheiden selbstverantwortlich und frei von Weisun- 
gen. Die Vorbereitung und Ausführung der Kurato- 
riumsbeschlüsse ist Aufgabe der Geschäftsstelle 
(1982: 94 Mitarbeiter). Das Stiftungskapital beträgt 
rd. 1,3 Mrd DM. Die jährlich zur Verfügung stehen- 
den Förderungsmittel (1982: 113,9 Mio DM Neube- 
willigungen) fallen in erster Linie aus den Erträgen 
des Stiftungskapitals an. Weiterhin stammen sie 
aus den jährlichen Ausschüttungen auf den Aktien- 
besitz des Bundes und des Landes Niedersachsen 
von je 20 % des ursprünglichen Grundkapitals der 
Volkswagenwerk AG, die der Stiftung satzungsge- 
mäß zufließen. 

Von den Förderungsmitteln hat das Kuratorium der 
Stiftung einen Teilbetrag (1982: 26,5 Mio DM) ent- 
sprechend den Vorschlägen des Niedersächsischen 
Landesministeriums (Landesregierung) zu verge- 
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ben. Dieses sogenannte Niedersächsische Vorab 
umfaßt den Gegenwert der jährlichen Dividende 
aus dem Anteil des Landes Niedersachsen an der 
Volkswagenwerk Aktiengesellschaft sowie 10% der 
übrigen Erträge. Die übrigen Förderungsmittel 
(1982; 87,4 Mio DM) werden im Rahmen eines 
Schwerpunktprogramms an regionale und überre- 
gionale wissenschaftliche Einrichtungen vergeben. 


Schwerpunktliste *) 

Überwiegend geistes- und gesellschaftswissen- 
schaftliche Themenstellungen: 

O Wissenschaft und Technik — Historische Ent- 
wicklung und Sozialer Kontext (bis 31. Dezem- 
ber 1983), 

O Antike in der Moderne — Wirkungs- und Rezep- 
tionsgeschichte des „klassischen“ Altertums, 

O Geschichte und Zukunft europäischer Städte — 
Historisch-sozialwissenschaftliche Stadtfor- 
schung, 

O Beispiele kulturwissenschaftlicher Dokumenta- 
tion (Einzelprogramme in Vorbereitung), 

O Programm: Forschungen zum deutschen Wider- 
stand 1933—1945, 

O Deutschland nach 1945 — Entstehung und Ent- 
wicklung der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR, 

O Demokratische Industriegesellschaften im Wan- 
del, 

O Süderweiterung der Europäischen Gemein- 
schaft, 

O Gegenwartsbezogene Forschung zur Region 
Südostasien, 

O Kommunistisch regierte Staaten und ihre Ge- 
sellschaftssysteme, 

O Nordamerika-Studien, 

O Grundlegende Entwicklungen in Lateinamerika, 
Asien und Afrika, 

O Programm: Forschungswettbewerb zu Fragen 
der Rüstungskontrolle (Ausschreibung in Vorbe- 
reitung; erster Bewerbungstermin 29. April 
1984). 

Überwiegend naturwissenschaftliche und inge- 
nieurwissenschaftliche Themenstellungen: 

O Archäometrie, 

O Synergetik, 


'') Stand Juni 1983 


O Physik und Chemie unkonventioneller Materia- 
lien: Herstellung und Charakterisierung, 

O Mikrostrukturwissenschaft, 

O Partnerschaft mit ingenieur- und naturwissen- 
schaftlichen Instituten im Ausland, 

O Mathematische und Theoretische Grundlagen in 
den Ingenieurwissenschaften, 

O Verhalten metallischer und keramischer Werk- 
stoffe unter Betriebsbedingungen, 

O Grundlagen technischer Verbrennungsvorgän- 

ge. 

O Programm: Förderung der Infrastruktur in den 
Ingenieurwissenschaften. 

Fachoffene Schwerpunkte: 

O Symposienprogramm, 

O Akademie-Stipendien, 

O Internationale Begegnungszentren der Wissen- 
schaft. 

In allen Schwerpunkten: 

O Programm: Förderung habilitierter Wissen- 
schaftler. 

Förderungsmittel werden überwiegend für For- 
schungsvorhaben vergeben; doch werden auch wis- 
senschaftlicher Erfahrungsaustausch und Nach- 
wuchs intensiv gefördert (z. B. Habilitiertenförde- 
rung zur Sicherung des Hochschullehrernachwuch- 
ses). 


Gesamtausgaben (in Mio DM) und 
Mitarbeiter 1981 — 1983 



^) auch aus den Bewilligungen früherer Jahre 
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Bewilligungen der Stiftung Volkswagenwerk nach Wissenschaftsbereichen, Empfängergruppen 
und Verwendungsarten*) 1980 bis 1982 


Bewilligte Mittel nach Wissenschaftsbereichen 



1980 

1981 

1982 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Geistes- und Gesellschaftswissen- 







schaften 

47,4 

55,2 

47,4 

49,1 

39,7 

45,3 

Biowissenschaften 

25,7 

29,9 

14,3 

14,9 

10,0 

114 

Naturwissenschaften 

7,2 

S,4 

14,3 

14,9 

13,7 

15,6 

Ingenieurwissenschaften 

5,6 

6,5 

12,1 

12,5 

20,1 

23,0 

Begegnungszentren 

— 

— 

8,3 

8,6 

4,1 

4J 

Gesamt . . . 

85,9 

100,0 

96,4 

100,0 

87,6 

100,0 


Bewilligte Mittel nach Empfängergruppen 



1980 

1981 

1982 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Wissenschaftliche Hochschulen . . 

47,8 

55,6 

58,2 

60,4 

58,7 

67,0 

Andere v/issenschaftliche Einrich- 
tungen 

26,5 

30,9 

29,2 

30,3 

25,0 

28,6 

Ausländische wissenschaftliche 
Einrichtungen 

11,6 

13,5 

9,0 

9,3 

3,9 

4,4 

Gesamt . . . 

85,9 

100,0 

96,4 

100,0 

87,6 

100,0 


Bewilligte Mittel nach Verwendungsarten 



1980 

1981 

1982 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Personalkosten 

54,5 

63,4 

57,0 

59,1 

55,5 

63,3 

Laufende Sachkosten 

19,6 

22,8 

16,3 

16,9 

14,5 

16,6 

einmalige Sachkosten 

11,8 

13,8 

23,1 

24,0 

17,6 

20,1 

Gesamt . . . 

85,9 

100,0 

96,4 

100,0 

87,6 

100,0 


*) (Ohne Vorab Niedersachsen), einschl. Freigaben aus Programmbewilligungen, auch früherer Jahre 
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1.5 Arbeitsgemeinschaft industrieller 
Forschungsvereinigungen e. V. (AIF), 
Bayenthalgürtel 23, 5000 Köln 51 

Finanzierung: BMWi und Eigenaufwendungen der 
Industrie 


Aufgaben 

Die im Jahr 1954 gegründete Arbeitsgemeinschaft 
industrieller Forschungsvereinigungen e. V. ist ein 
Zusammenschluß von gemeinnützigen Forschungs- 
vereinigungen mit der Aufgabe und dem Ziel, durch 
industrielle Gemeinschaftsforschung und -entwick- 
lung die strukturbedingten Nachteile der kleinen 
und mittleren Unternehmen der Industrie und der 
gewerblichen Wirtschaft, die keine eigenen For- 
schungseinrichtungen unterhalten können, auszu- 
gleichen. Die AIF ist eine Selbstverwaltungsorgani- 
sation der Wirtschaft und vertritt die gemeinschaft- 
lichen Interessen ihrer Mitgliedsvereinigungen. 

Der Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) fördert 
die industrielle Gemeinschaftsforschung und 
-entwicklung und hat die AIF vertraglich mit der 
Abwicklung des Programms betraut. 

Dadurch können jährlich 900 — 1 000 Projekte der 
anwendungsorientierten Grundlagenforschung aus 
vielen Bereichen der Wirtschaft gefördert werden, 
die an den FuE-Bedürfnissen der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen ausgerichtet sind. Diese Förde- 
rungsart ist, da sie einzelnen Unternehmen nicht 
unmittelbar zugute kommt, wettbewerbsneutral. 
Ihre Ergebnisse werden zweimal jährlich in einem 
„Forschungsreport“ veröffentlicht und stehen allen 
Wirtschaftszweigen zur Verfügung. Wegen der an- 
gestrebten Breitenwirkung werden bewußt keine 
Förderschwerpunkte gesetzt. In die Förderung ein- 
bezogen werden kann seit 1978 auch die Umsetzung 
der Forschungsergebnisse in die Praxis (Technolo- 
gietransfer). 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Förderung 
der industriellen Gemeinschaftsforschung ist, daß 
die Forschungsvereinigungen insgesamt Mittel in 
mindestens der gleichen Höhe wie der BMWi für 
Zwecke der Gemeinschaftsforschung aufbringen. 

Die Bedeutung der Förderung der Gemeinschafts- 
forschung (die darauf ausgerichtet ist, die technolo- 
gische Basis generell zu verbreitern, die indirekt 
wirkt und mit geringstem Verwaltungsaufwand 
auskommt) im Sinne einer von der Bundesregie- 
rung verfolgten grundlegenden Neuorientierung 
der Forschungspolitik in Richtung indirekt-spezifi- 
scher Maßnahmen ist auch daran erkennbar, daß 
der Mittelansatz in den Jahren 1975 — 1983 um 
jährlich durchschnittlich 8,5% gesteigert werden 
konnte. 

Die AIF berät darüber hinaus die deutsche Wirt- 
schaft in allen Fragen der industriellen Gemein- 
schaftsforschung und -entwicklung, fördert den Er- 
fahrungsaustausch zwischen Wissenschaft und In- 
dustrie und widmet sich der Dokumentation der 


Forschungs- und Entwicklungsergebnisse. Erstmals 
seit 1982 stellt die AIF in einem „Anwendungsre- 
port“ Innovationen vor, die auf Ergebnissen der in- 
dustriellen Gemeinschaftsforschung aufbauen. 

Unbeschadet ihrer eigentlichen Aufgaben auf dem 
Gebiet der industriellen Gemeinschaftsforschung 
ist die AIF vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie (BMFT) im Einvernehmen mit dem 
BMWi mit der Abwicklung der im Jahre 1978 einge- 
führten Maßnahme „Förderung von FuE-Auf trägen 
von Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft“ 
(externe Vertragsforschung) beauftragt. Außerdem 
führt die AIF für den BMWi seit 1979 das Pro- 
gramm zur Förderung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen durch FuE-Personalkosten-Zuschüsse 
durch (siehe Teil III, Kapitel 2.21,1 und 2.21.2). 


Struktur und Haushalt 

Die AIF hat die Rechtsform eines eingetragenen 
Vereins. Ihr gehören z. Z. 92 gemeinnützige indu- 
strielle Forschungsvereinigungen an, die ca. 25 000 
fast ausschließlich kleine und mittlere Unterneh- 
men aus 32 Industriesparten repräsentieren. Diese 
Forschungsvereinigungen unterhalten 62 eigene In- 
stitute und arbeiten darüber hinaus mit Hochschul- 
instituten, Max-Planck-Instituten, der Fraunhofer- 
Gesellschaft, Bundesanstalten u. a. zusammen. Ent- 
sprechend dem Gebot strikter Wettbewerbsneutra- 
lität können Förderanträge nicht von Unterneh- 
men, sondern nur von den Forschungsvereinigun- 
gen gestellt werden. Sie werden von ehrenamtlich 
tätigen AIF-Gutachtergruppen geprüft. Im Bewilli- 
gungsausschuß der AIF, dem Wissenschaftler, Ver- 
treter des Bundes, der Länder und der Wirtschaft 
angehören, wird über die begutachteten Anträge 
und über die Verteilung der Mittel entschieden. Die 
Förderentscheidung bedarf der Zustimmung des 
Vertreters des BMWi. 



^) durch Änderungen in der Statistik ist ab 1981 kein Ver- 
gleich mit Vorjahren möglich 
2) geschätzt 


Neben diesen vom Bundesminister für Wirtschaft 
der AIF zur Verfügung gestellten Mittel werden — 
insbesondere vom BMFT — auch projektgebun- 
dene Zuschüsse an einzelne AIF-Forschungsverei- 
nigungen gezahlt; für 1982 betrugen diese BMFT- 
Projektzuwendungen 48,2 Mio DM. 
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Personal 
in AIF-Instituten 

1980 

1981 

1982 

Wissenschaftliches 
Personal 

990 

1 031 

1 070 

Technisches Personal 

2 735 

2 739 

2 746 

Verwaltungspersonal . 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

3 725 

3 770 

3 816 

1.6 Deutsche Gesellschaft für Friedens- und 

Konfliktforschung e. V. (DGFK), Theaterpiatz 28, 


5300 Bonn-Bad Godesberg 

Mitglieder: Bund, Länder, Kirchen und Spitzen- 

organisationen der Sozialpartner 

Finanzierung: ab 1. Januar 1977: Bund 80%, Län- 
der 20 % (Berlin, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Nordrhein-Westfalen) 

Die Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Kon- 
fliktforschung e. V. hat seit 1970 die Friedens- und 
Konfliktforschung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gefördert. Die geförderten Forschungsgebiete 
umfaßten konflikt- und krisentheoretische Studien, 
Konfliktpotentiale internationaler Abhängigkeiten, 
Zusammenhänge von sozio-ökonomischer Struktur 
und außenpolitischem Verhalten, von Rüstungsdy- 
namik und Konflikten, von friedlichem Wandel und 
Übergangsstrategien; Formen transnationaler und 
multinationaler Kooperation, gewaltfreie Aktionen, 
pädagogische Bedingungen des Friedens. 

Neben Forschungsprojekten fördert die Gesell- 
schaft wissenschaftliche Veranstaltungen und Pu- 
blikationen. Die Förderung von Lehre und Nach- 
wuchs wurde mit der Einrichtung einer Carl-von- 
Ossietzky-Professur für Friedens- und Konfliktfor- 
schung eingeleitet, ebenso — auf Forschungsergeb- 
nissen aufbauend — die Verbreitung des Friedens- 
gedankens. 

Die DGFK wurde zum 31. Dezember 1983 aufgelöst. 
Entsprechend einer Empfehlung des Wissen- 
schaftsrats vom 6. Mai 1983 werden die Mittel ab 
1984 für dieses Fördergebiet der DFG, der Bundes- 
zentrale für politische Bildung und einer Aus- 


kunfts-, Betatungs- und Vermittlungsstelle für die 
Friedens- und Konfliktforschung — Arbeitsstelle 
Bonn der Hessischen Stiftung Friedens- und Kon- 
fliktforschung (HSFK) — zugewendet. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

3,6 

3,7 

3,5 

Personalausgaben 

(0,5) 

(0,5) 

(0.6) 

Investitionen 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

3,6 

3,7 

3,5 


Personal 

1981 1982 1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal . 

3 3 3 

6 5 5 

insgesamt . . , 

9 8 8 


1.7 Übersicht über die Projektträger des BMFT 

Die 13 Projektträger des BMFT sind in der Regel 
Großforschungseinrichtungen oder sonstige fach- 
lich qualifizierte Forschungseinrichtungen, die u. a. 
für den BMFT wissenschaftlich-technische und ad- 
ministrative Managementaufgaben durchführen. 

Die originäre Tätigkeit der Projektträger liegt im 
Rahmen der direkten und indirekt-spezifischen 
Projektförderung in der fachlichen und administra- 
tiven Beratung der Antragsteller, der Vorbereitung 
von Förderentscheidungen sowie der Projektbeglei- 
tung und Erfolgskontrolle. 

Darüber hinaus nehmen die Projektträger eine 
Reihe zusätzlicher Aufgaben des BMFT wahr, wie 
z. B. Bauaufsichten, Management von Großprojek- 
ten und Betreuung bilateraler und internationaler 
Projekte. 
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Zahl der PT-Mitarbeiter 
Soll 1983 >) 

Projekt 

Projektträger (PT) 

Projektträgerschaften 

für fachliche 
u. admini- 
strative 
Unter- 
stützung 

für 

sonstige 

Aufgaben 

stabs- 
kosten, 
Soll 1983 
in TDM 1) 

1. Deutsches Elektronen-Syn- 
chrotron (DESY), Notke- 
straße 85 

2000 Hamburg 

Pro j ekttr ägerschaft 
— Hochenergiephysik/Synchro- 
tronstrahlung 

6 

— 

615 

2. Deutsche Forschungs- und 
Versuchsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt e. V. 
(DFLVR) 

Postfach 90 60 58 

Linder Höhe 

5000 Köln 90 

Bereich für Projektträgerschaften 

— Umweltschutztechnik 

— Metallurgie, Werkstoffentwick- 
lung, Rückgewinnung 

— FuE im Dienste der Gesund- 
heit (Schwerpunkt: Forschung 
zur Bekämpfung von Krank- 
heiten) 

— Weltraumforschung und Allge- 
meine Dienste 

— Humanisierung des Arbeitsle- 
bens 

188,75 

76 

26 666 

3. DECHEMA 

Deutsche Gesellschaft für 
ehern. Apparatewesen e. V. 
Postfach 97 01 46 
Theodor-Heuss-Allee 25 

6000 Frankfurt/Main 97 

Proj ektträger Schaft 
— Korrosion und Korrosions- 
schutz 

5,3 

0,5 

521 

4. Gesellschaft für Informa- 
tion und Dokumentation 
mbH (GID) 

Postfach 71 03 70 

Lyoner Straße 44-49 

6000 Frankfurt/Main 

Zentralbereich Projektträger- 
schaft und Förderung 
— Information und Dokumenta- 
tion 

8 


630 

5. Gesellschaft für Mathema- 
tik und Datenverarbeitung 
mbH (GMD) 

Schloß Birlinghoven 
Postfach 12 40 

5205 St. Augustin 1 

Abteilung für Projektmanage- 
ment 

— Informationstechnik 

15 

1 

2 000 

6. Gesellschaft für Reaktor- 
sicherheit mbH (GRS) 
Postfach 10 16 50 
Glockengasse 2 

5000 Köln 1 

Proj ekttr ägerschaft 
— Reaktorsicherheit 

10,4 


1 780 

7. Gesellschaft für Schwer- 
ionenforschung mbH 
(GSI) 

Postfach 541 

6100 Darmstadt 1 

Proj ekttr ägerschaft 
— Kern- und Schwerionenfor- 
schung 

2 


225 

8. Gesellschaft für Strahlen- 
und Umweltforschung 
mbH (GSF) 
Josephspitalstraße 15 

8000 München 2 

Bereich Projektträgerschaften 

— FuE im Dienste der Gesund- 
heit 

(Schwerpunkt: Präventivmedi- 
zin, technische Hilfen für Dia- 
gnose und Rehabilitation) 

— Umweltchemie 

20,3 


2 283 
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Zahl der PT-Mitarbeiter 
Soll 1983 1) 

Projekt 


Projektträger (PT) 

Proj ektträgerschaften 

für fachliche 
u. admini- 
strative 
Unter- 
stützung 

für 

sonstige 

Aufgaben 

stabs- 
kosten, 
Soll 1983 
in TDM 1) 

9. 

Kernforschungsanlage 

Jülich GmbH (KFA) 

Postfach 19 13 

5170 Jülich 1 

Projektleitung 

— Biotechnologie 

— Umweltchemikalien 

— Nukleare Festkörperforschung 

— Entwicklung HTR 

— Nichtnukleare Energiefor- 
schung — PLE 

— Rohstofforschung (Stahlfor- 
schung, Chem. Roh- und 
Grundstoffe, Primärrohstoffe) 

— PER 

108,7 

29 

16 530 

10. 

Kernforschungszentrum 
Karlsruhe GmbH (KfK) 
Postfach 36 40 

7500 Karlsruhe 1 

Proj ektträger Schaft 

— Wassertechnologie und 
Schlammbehandlung 

— Fertigungstechnik 

— Mittelenergiephysik 

— Endlagertechnologie 

33 

5,5 

4 000 

11. 

Verein Deutscher Inge- 
nieure (VDI) — VDI-Tech- 
nologiezentrum 
Budapesterstraße 40 

1000 Berlin 30 

Proj ekttr ägerschaf t 

— Mikroelektronik 

— Physikalische Technologien 

— Sonderprogramm Mikroelek- 
tronik 

27 

4 

3 650 

12. 

Umweltbundesamt 
Bismarckplatz 1 

1000 Berlin 33 

Proj ektträgerschaf t 
' — Wirkung von Chemikalien an 
Mensch und Umwelt 
— Feste Abfallstoffe 

4 


349 

13. 

AIF Arbeitsgemeinschaft 
industrieller Forschungs- 
vereinigungen e. V. Bayen- 
thalgürtel 23 

5000 Köln 51 

Proj ektträgerschaf t 
— Vertragsforschung KMU 

5 


580 




433,45 

116 





= 549,45 

59 829 


') Die Abweichungen der Beträge/Stellen von der Übersicht im Bundeshaushaltsplan Epl. 30 ergeben sich aus den 
Kostenvereinbarungen, die stellenweise die Ansätze unterschreiten. 


2. Großforschungseinrichtungen 

2.1 Einführung 

Die Großforschungseinrichtungen leisten ihren Bei- 
trag zur Erfüllung der forschungs- und technologie- 
politischen Ziele der Bundesregierung im wesentli- 
chen in folgenden Aufgabenfeldern: 

O Grundlagenforschung auf Schwerpunktgebieten 
mit Großgeräten, 

O Durchführung technologischer Großprojekte im 
Vorfeld industrieller Entwicklung oder in unmit- 
telbarer Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, 


O Programmforschung, insbesondere in Quer- 
schnittsbereichen, 

O Dienstleistungen für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Staat, 

O Ausbildung und Förderung des wissenschaftli- 
chen Nachwuchses in Kooperation mit Industrie 
und Hochschulen. 

Sie sind in der Arbeitsgemeinschaft der Großfor- 
schungseinrichtungen (AGF) zusammengeschlos- 
sen. 
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2.2 Übersicht über die Großforschungseinrichtungen 


Forschungseinrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Stellensoll 
1983 It. 
Bundes- 
haushalts- 
plan 

Zuwen- 
dungs- 
bedarf 
1983») 
(Mio DM) 

Alfred-Wegener-Institut 
für Polarforschung (AWI) 
Columbus-Center 
Bürgermeister-Smidt-Straße 20 

2850 Bremerhaven 

Telefon (0471) 49006/7; 

Telex 0238695 

POLAR d 

Geologie, Glaziologie, Meteorologie, 
Ozeanographie, Biowissenschaften 

61 

43 

Deutsches Elektronen-Synchrotron 
(DESY) 

Notkestraße 85 

2000 Hamburg 52 (Bahrenfeld) 

Telefon (040) 8998-0; 

Telex 215 124 (desy d) 

Grundlagenforschung im subnuklearen 
Bereich (Elementarteilchenphysik) mit 
Teilchenbeschleuniger und Speicher- 
ringen, Festkörperphysik und Moleku- 
larbiologie mit Synchrotronstrahlung. 
Verarbeitung großer Datenmengen und 
Erkennungsprobleme. Technologien für 
extreme Anforderungen 

1031 

148 

Deutsche Forschungs- und Versuchs- 
anstalt für Luft- und Raumfahrt e.V. 
(DFVLR) 

Linder Höhe 

Postfach 90 60 58 

5000 Köln 90 (Köln-Porz) 

Telefon (0 22 03) 6 01-1; 

Telex 8874 410 (dfvw d) 
mit Forschungszentren in Braun- 
schweig, Göttingen, Köln-Porz, Stutt- 
gart, Oberpfaffenhofen 

Verkehrs- und Kommunikationssyste- 
me, Luftfahrzeuge, Raumflugtechnik, 
Erkundungstechnik, Energie- und An- 
triebstechnik, Betrieb von luft- und 
raumfahrttechnischen Großversuchsan- 
lagen, Projektmanagement 

2 828 

295 

Deutsches Krebsforschungszentrum 
(DKFZ) 

Im Neuenheimer Feld 280 

6900 Heidelberg 1 

Telefon (0 62 21) 484-1; 

Telex 4 61 562 (dkfz d) 

Krebserzeugende Faktoren und Um- 
weltcarcinogene, Mechanismen der 
Krebsentstehung, Erkennung und Früh- 
erkennung der Krebskrankheiten, The- 
rapie der Krebskrankheiten, Biologi- 
sche Grundlagen der Tumortherapie 

704 

92 

Gesellschaft für Biotechnologische 
Forschung mbH (GBF) 

Mascheroder Weg 1 

3300 Braunschweig-Stöckheim 

Telefon (05 31) 70 08-1; 

Telex 9 52 667 (gebio d) 

Entwicklung biotechnologischer Verfah- 
ren und Grundlagenforschung mit Mi- 
kroorganismen, pflanzlichen und tieri- 
schen Zellkulturen und Enzymsyste- 
men, Entwicklung neuer Technologien 
zur Gewinnung von pharmazeutischen, 
chemischen und Nahrungsgrundstoffen 

247 

36 

GKSS- Forschungszentrum 

Geesthacht GmbH (GKSS) 
Max-Planck-Straße 

Postfach 11 60 

2054 Geesthacht 

Telefon (0 41 52) 12-1; 

Telex 2 18 712 (gkss d) 

Reaktorsicherheitsforschung, Kern- 

energieschiff, Umweltforschung, Was- 
serentsalzung/Marine Ressourcen, Un- 
terwassertechnik/Offshorestrukturen 

552 

87 
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Forschungseinrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Stellensoll 
1983 It. 
Bundes- 
haushalts- 
plan 

Zuwen- 
dungs- 
bedarf 
19831) 
(Mio DM) 

Gesellschaft für Mathematik und 
Datenverarbeitung mbH (GMD) 

Schloß Birlinghoven 

Postfach 12 40 

5205 St. Augustin 1 bei Bonn 

Telefon (0 22 41) 14-1; 

Telex 8 89 469 (gmd d) 

mit Bereich in 6100 Darmstadt, 

Rheinstraße 75 

(früher Deutsches Rechenzentrum), 
Telefon (0 61 51) 8 69-1; 

Telex 4 19 286 (gmd d) 

Durchführung von forschungsintensi- 
ven Datenverarbeitungsprojekten und 
Beratung von öffentlichen Auftragge- 
bern, Forschungs- und Entwicklungs- 
aufgaben im Rahmen des Förderpro- 
gramms Datenverarbeitung des Bundes, 
Standardisierung und Normung in der 
Datenverarbeitung 

593 

63 

Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung mbH (GSF) 
Ingolstädter Landstraße 1 

8042 Neuherberg bei München 

Post Oberschleißheim 

Telefon (0 89) 38 74-0; 

Telex 5 23 125 (strahl d) 
mit Instituten in Neuherberg, Mün- 
chen, Braunschweig, Frankfurt 

Umweltforschung, Gesundheitsvorsor- 
ge, Entwicklung neuer Technologien im 
biologisch-medizinischen Bereich, Medi- 
zinische Informatik und Systemfor- 
schung, Endlagerung radioaktiver Ab- 
fallstoffe 

1 131 

110 

Gesellschaft für Schwerionen- 
forschung mbH (GSI) 

Postfach 1 10 54 

6100 Darmstadt 11 (Wixhausen) 
Telefon (0 61 51) 3 59-1; 

Telex 4 19 593 (gsi d) 

Forschung mit schweren Ionen auf den 
Gebieten Kernphysik, Atomphysik, 
Kernchemie, Festkörperforschung, 

Strahlenbiologie mit Schwerionen- 
beschleuniger UNILAC 

455 

77 

Hahn-Meitner-Institut für 
Kernforschung Berlin GmbH (HMI) 
Glienicker Straße 100 

Postfach 39 01 28 

1000 Berlin 39 (Wannsee) 

Telefon (0 30) 80 09-1; 

Telex 1 85 763 (hmisn d) 

Schwerionen-Kern- und Atomphysik, 
Strahlen- und Photochemie, Festkörper- 
forschung, Bearbeitung von Material- 
problemen in verschiedenen technologi- 
schen Bereichen, Biomedizin, Geoche- 
mie, Prozeßrechner- und Rechnerver- 
bund-Technologie 

501 

93 

Max-Planck-Institut 
für Plasmaphysik (IPP) 

8046 Garching bei München 

Telefon (0 89) 32 99-1; 

Telex 5 215 808 (ipp d) 

Experimentelle Plasmaphysik, Erzeu- 
gung, Aufheizung und Einschluß von 
Plasmen, Oberflächenphysik, Plasma- 
theorie, Magnetfeldtechnik und -berech- 
nung, Fusionsreaktortechnologie, Sy- 
stemstudien, Datenverarbeitung 

922 

84 

Kernforschungsanlage Jülich GmbH 
(KFA) 

Postfach 19 13 

5170 Jülich 1 

Telefon (0 24 61) 61-0; 

Telex 8 33 556 (kfa d) 

Hochtemperaturreaktoren, Wiederauf- 
arbeitung, Prozeßwärme, Fusionsreak- 
tortechnologie, Plasmaphysik, Festkör- 
perforschung, Materialforschung, nu- 
kleare Grundlagenforschung, Lebens- 
wissenschaften, Umweltschutz und Si- 
cherheitsforschung 

3 473 

386 
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Forschungseinrichtung 

Forschungsschwerpunkte 

Stellensoll 
1983 It 
Bundes- 
haushalts- 
plan 

Zuwen- 
dungs- 
bedarf 
19831) 
(Mio DM) 

Kernforschungszentrum Karlsruhe 
GmbH (KfK) 

Wissenschaftlich-technische Einrich- 
tungen und Verwaltung: 

7514 Eggenstein-Leopoldshafen 
Telefon (0 72 47) 82-1; 

Telex 7 826 484 (kfk d) 

Schneller Brüter, Trenndüsenverfahren, 
Wiederaufarbeitung und Abfallbehand- 
lung, Nukleare Sicherheit, Spaltstoff- 
flußkontrolle, Tieftemperaturtechnolo- 
gie, Fusionsreaktortechnologie, Daten- 
verarbeitung und Systemanalyse, 

Grundlagenforschung, Kernmeßtechnik 
für industrielle Anwendungen, Betrieb 
von Versuchsanlagen in halbtechni- 
schem Maßstab 

3 331 

511 


Gesamt 

15 829 

2 025 


Bei der Darstellung der Großforschungseinrichtungen werden die Begriffe „Zuwendungsbedarf“, „Gesamtaufwand“ 
und „Ausgaben“ genannt. Ausgaben sind Abflüsse von Zahlungsmitteln, also reine Zahlungsvorgänge. Der Zuwen- 
dungsbedarf unterscheidet sich von den Ausgaben durch die Berücksichtigung der eigenen Einnahmen/Erträge der 
Großforschungseinrichtungen und der Zuschüsse Dritter. Der Gesamtaufwand ergibt sich aus dem in der Finanz- 
buchhaltung verrechneten Wert des periodenbezogenen Verbrauchs von Gütern und Dienstleistungen. 
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Gesamtaufwand der AGF 1983 

gegliedert nach Aufgabenbereichen und Einrichtungen 

(in Millionen Mark) 



AWI 

DESY 

DFVLR 

DKFZ 

GBF 

GKSS 

GMD 

GSF 

GSl 

HMI 

IPP 

KFA 

KfK 

Summe 

Schneller Brüter 













91,9 

91,9 

Hochtemper atur re aktoren 












88,4 

— 

88,4 

Urananreicherung 

Wieder auf arbeitung/ 













17,7 

17,7 

Endlagerung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

13,5 

— 

5,4 

— 

15,9 

72,6 

107,4 

Sicherheit kerntechnischer 
Anlagen 











40,5 











20,0 

40,2 

100,7 

Kernfusion 









2,5 

2,0 

110,7 

45,2 

27,1 

187,5 

Nichtnukleare Energiesysteme 

— 

— 

33,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2,9 

— 

16,1 

— 

52,4 

Summe Energieforschung 
und -technik 

— 

— 

33,4 

— 

— 

40,5 

— 

13,5 

2,5 

10,3 

110,7 

185,6 

249,5 

646,0 

Techniken zur Nutzung 
des Meeres 



2,7 



20,5 








23,2 

Exploration, Abbau und 
Aufbereitung 

















— 

3,0 



5,8 



8,8 

Verfahrenstechn. Rückgewin- 
nung und Werkstoffentwicklung 

— 

— 

1,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,5 

Summe Meerestechnik, 
Rohstoffsicherung 

— 

— 

4,2 

— 

— 

20,5 

— 

— 

— 

3,0 

— 

5,8 

— 

33,5 

Summe Polarforschung 

43,0 













43,0 

Grundlagen der Informations- 
technik 







26,5 





1,0 


27,5 

Informationsübertragung 

— 

3,0 

14,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,9 

— 

— 

— 

19,0 

Anwend. d. Informationstechnik 
in spez. techn. Systemen 



4,5 













4,0 

3,6 

6,6 

3,7 

1,6 

24,0 

Anwend. d. Informationstechnik 
in Organisationen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

22,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

22,0 

Summe Informationstechnik 

— 

7,5 

14,1 

— 

— 


48,5 

— 

4,0 

5,5 

6,6 

4,7 

1,6 

92,5 

Tieftemperaturen u. Supralei- 
tungstechnik 



12,6 












12,6 

Grenzflächen- und 
Hochvakuumforschung 












7,6 



7.6 

Meß- und Verfahrenstechnik 












24,6 

6,6 

31,2 

Summe Basistechnologien 

— 

12,6 










32,2 

6,6 

51,4 

Weltraumforschung 

— 

— 

23,7 

— 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

23,7 

Raumfahrttechnik 

— 

— 

79,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

79,7 

Summe Weltraumforschung 
und -technik 

— 

— 

103,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

103,4 

Krebsforschung 

— 

— 

— 

65,9 

— 

— 

— 

11,0 

— 

— 

— 

— 

— 

76,9 

Medizinische und 

Biologische Forschung 

— 













21,6 

2,6 

2,4 



5,5 

6,3 

38,4 

Medizinische Verfahren 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

35,8 

— 

— 

— 

13,5 

— 

49,3 

Biotechnologie 

— 

— 

__ 

_ 

25,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

13,2 

— 

38,9 

Umweltforschung und 
-technologie 

— 

— 

16,3 

— 

— 

18,0 

— 

18,2 

— 

— 

— 

21,2 

10,7 

84,4 

Summe Gesundheit, 

Ernährung, Umwelt 

— 

— 

16,3 

65,9 

25,7 

18,0 

— 

86,6 

2,6 

2,4 

— 

53,4 

17,0 

287,9 

Landgeb. Verkehrs- 
und Transportsysteme 





5,5 













_ 

_ 

_ 



5,5 

Luftfahrttechnik 

— 

— 

139,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

139,3 
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AWI 

DESY 

DFVLR 

DKFZ 

GBF 

GKSS 

GMD 

GSF 

GSI 

1 HMI 

' IPP 

KFA 

1 KfK 

Summe 

Summe Transport- 
und Verkehrssysteme 

— 

— 

144,8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

144,8 

Kern-, Radio- und 

Strahlenchemie 










7,8 


4,0 


11,8 

Elementarteilchenphysik, 

Fo. m. Mesonen 

_ 

119,5 











10,6 

130,1 

Kernphysik und 
Schwerionenforschung 









63,6 

25,4 

— 

28,3 

6,4 

123,7 

F estkörperf orschung 

— 

11,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3,0 

29,2 

— 

70,5 

27,6 

141,3 

Summe Erforschung der 
Grundlagen der Materie 

— 

130,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

66,6 

62,4 

— 

102,8 

44,6 

406,9 

Systemforschung und -technik 

— 

— 

1,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5.9 

— 

7.3 

Dienstleistungen für Industrie, 
Behörden, Öffentlichkeit 

— 

— 

11,1 

— 

2,2 

— 

4,9 

6,6 

— 

— 

— 

— 

— 

24,8 

Gesamtsumme der 

AGF-Beiträge 

43,0 

150.6 

328,7 

65,9 

27,9 

79,0 

53,4 

106,7 

75.7 

83,6 

117,3 

390,4 

319,3 

1 841,5 1 


durch Rundungen kleine Abweichungen in den Summen 
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Personal für Forschung und Entwicklung der AGF 1983^) 
gegliedert nach Aufgabenbereichen und Einrichtungen 

(in Mannjahren) 



AWl 

DESY 

ÜFVLR 

DKFZ 

GBF 

GKSS 

GMD 

GSF 

GSI 

HMI 

IPP 1 

1 KFA 

KfK 

Summe 

Schneller Brüter 













262 

262 

Hochtemperaturreaktoren 












275 

— 

275 

Urananreicherung 

Wiederaufarbeitung/ 













63 

63 

Endlagerung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

48 

— 

33 

— 

33 

273 

387 

Sicherheit kerntechnischer 
Anlagen 











154 











43 

181 

378 

Kernfusion 









13 

11 

446 

180 

121 

771 

Nichtnukleare Energiesysteme 

— 

— 

197 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

31 

— 

59 

— 

287 

Summe Energieforschung 
und -technik 

— 

— 

197 

— 

— 

154 

— 

48 

13 

75 

446 

590 

900 

2423 

Techniken zur Nutzung 
des Meeres 



23 



82 








105 

Exploration, Abbau und 
Aufbereitung 

Verfahrenstechn. Rückgewin- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

15 

— 

30 

— 

45 

nung und Werkstoffentwicklung 

— 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

Summe Meerestechnik, 
Rohstoffsicherung 

— 

— 

28 

— 

— 

82 

— 

— 

— 

15 

— 

30 

— 

155 

Summe Polarforschung 

61 













61 

Grundlagen der Informations- 
technik 







155 





10 


165 

Informationsübertragung 

— 

22 

85 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

18 

— 

— 

— 

125 

Anwend. d. Informationstechnik 
in spez. techn. Systemen 



33 













10 

29 

42 

27 

7 

148 

Anwend. d. Informationstechnik 
in Organisationen 

__ 

— 

— 

— 

_ 

— 

136 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

136 

Summe Informationstechnik 

~ 

55 

85 

— 

— 

— 

291 

^ — 

10 

47 

42 

37 

7 

574 

Tieftemperaturen u. Supralei- 
tungstechnik 



70 












70 

Grenzflächen- und 
Hochvakuumforschung 












39 



39 

Meß- und Verfahrenstechnik 












88 

30 

118 

Summe Basistechnologien 

— 

70 










127 

30 

227 

Weltraumforschung 

— 

— 

141 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

141 

Raumfahrttechnik 

— 

— 

345 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

345 

Summe W^eltraumforschung 
und -technik 

— 

— 

486 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

486 

Krebsforschung 

_ 

— 

— 

384 

_ 

— 

— 

66 

— 

— 

— 

— 

— 

450 

Medizinische und 

Biologische Forschung 















132 

2 

13 



32 

37 

216 

Medizinische Verfahren 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

193 

— 

— 

— 

54 

— 

247 

Biotechnologie 

— 

— 

— 

— 

139 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

75 

— 

214 

Umweltforschung und 
-technologie 

— 

— 

87 

— 

— 

95 

— 

115 

— 

— 

— 

113 

52 

462 

Summe Gesundheit, 

Ernährung, Umwelt 

— 

— 

87 

384 

139 

95 

— 

506 

2 

13 

— 

274 

89 

1589 

Landgeb. Verkehrs- 
und Transportsysteme 





29 



_ 

_ 

_ 







29 

Luftfahrttechnik 

— 

— 

786 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

786 
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AWI 

DESY 

DFVLR 

DKFZ 

GBF 

GKSS 

GMD 

GSF 

GSI 

HMI 

IPP 

KFA 

KfK 

Summe 

Summe Transport- 
und Verkehrssysteme 

— 

— 

815 











815 

Kern-, Radio- und 

Strahlenchemie 










34 


19 


53 

Elementarteilchenphysik, 

Fo. m. Mesonen 



398 











23 

421 

Kernphysik und 
Schwerionenforschung 









150 

73 



114 

21 

358 

Festkörperforschung 

— 

12 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

125 

— 

251 

104 

496 

Summe Erforschung der 
Grundlagen der Materie 

— 

410 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

154 

232 

— 

384 

148 

1328 

Systemforschung und -technik 

— 

— 

10 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

36 

— 

46 

Dienstleistungen für Industrie, 
Behörden, Öffentlichkeit 

— 

— 

109 

— 

16 

— 

29 

47 

— 

— 

— 

— 

— 

201 

Gesamtsumme der 

AGF-Beiträge 

61 

535 

1817 

384 

155 

331 

320 

601 

179 

382 

448 

1478 

1 174 

7 905 


durch Rundungen kleine Abweichungen in den Summen 

Diese Personalzahlen decken sich nicht mit den Kategorien der Übersichten in Teil VI/2.3 und der Tab. VII/34. 

In diesen Tabellen des Statistischen Bundesamtes ist die Gesamtsumme der Forscher mit 7 398 angegeben. Das Erhebungssy- 
stem der AGF weicht insofern von dem des Statistischen Bundesamtes ab, als auch ein Teil der Techniker den Forschern 
zugerechnet wird. Da aus der Übersicht der AGF im wesentlichen die Relationen der „manpower“ hervorgehen sollen, wurde 
auf die Abgleichung der Erhebungsmethoden verzichtet (Ahrjf). 


2.3 Aufgaben und Struktur der 
Großforschungseinrichtungen 

(Die folgenden Haushaltszahlen sind dem 
Bundeshaushaltsplan entnommen.) 

2.3.1 Alfred-Wegener-Instltut für Polarforschung (AWI), 
Columbus-Center, 2850 Bremerhaven 

Finanzierung: Bund (90 %), Bremen (10 %) 


Aufgaben 

Das Alfred-Wegener-Institut für Polarforschung hat 
die Aufgabe, die deutsche Polarforschung durch ei- 
gene Forschungstätigkeit und die Bereitstellung ei- 
ner leistungsfähigen Logistik zu fördern. Außerdem 
ist das Institut für die Koordination der deutschen 
Polarforschung zuständig und soll darüber hinaus 
die wissenschaftliche Zusammenarbeit mit dem 
Ausland pflegen. Das Institut unterstützt die Bun- 
desregierung bei der Wahrnehmung der ihr aus völ- 
kerrechtlichen Vereinbarungen auf dem Gebiet der 
Polarforschung erwachsenden Rechte und Pflich- 
i ten. 

Das Polarinstitut leistet grundlegende Forschungs- 
arbeiten in Biowissenschaften, Geowissenschaften, 
atmosphärische Wissenschaften und Ozeanogra- 
phie der Polargebiete. Viele dieser Untersuchungen 
haben einen direkten Bezug zu Problemen der Um- 
welt-, Ressourcen- und Klimaforschung. Die Koope- 
ration mit anderen inländischen und ausländischen 
Forschungseinrichtungen ist dabei von großer Be- 
deutung. 

Das Polarinstitut hat auch die Aufgabe, die For- 
schungsbeiträge der Bundesrepublik Deutschland 


logistisch zu unterstützen. Das Institut betreut die 
deutschen Antarktisstationen (die für die Überwin- 
terung eingerichtete Georg-von-Neumayer-Station 
und die Filchner Sommerstation), den antarkti- 
schen Fahrzeugpark und das Forschungsschiff „Po- 
larstern“. 

Ab Ende 1983 setzt das Polarinstitut darüber hinaus 
zwei zweimotorige Flugzeuge zur Versorgung der 
Station und für wissenschaftliche Arbeiten ein. 


Struktur und Haushalt 

Das Institut ist eine Stiftung des öffentlichen 
Rechts mit Sitz in Bremerhaven. Es ist eine von der 
Bundesrepublik Deutschland und der Freien Han- 
sestadt Bremen gemeinsam getragene Großfor- 
schungseinrichtung. 

Das Institut ist seit 1980 im Aufbau. 

Gegenwärtig sind am Alfred-Wegener-Institut die 
nationalen Sekretariate von zwei internationalen 
Organisationen angesiedelt: 

O das Sekretariat des deutschen Landesausschus- 
ses für SCAR 

(Scientific Committee on Antarctic Research, 
Wissenschaftliches Komitee für Antarktisfor- 
schung) 

O das Sekretariat der Deutschen lOC-Sektion 
(IOC = Intergovernmental Oceanographic Com- 
mission, Unesco, Zwischenstaatliche Ozeanogra- 
phische Kommission). 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

4,7 

12,5 

32,2 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(1.1) 

(2.7) 

(3.8) 

Investitionen 

3,4 

6,9 

11.1 

darunter: 

Bauten 

(0,9) 

(5.2) 

(9,2) 

insgesamt . . . 

84 

19,4 

43,3 


Personal ^) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

11 

21 

34 

Techniker 

— 

2 

5 

Übrige 

2 

10 

16 

insgesamt . . . 

13 

33 

55 


Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.2 Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY), 
Notkestraße 85, 2000 Hamburg 52 

Finanziei'ung: Bund (90 %) und Hamburg (10 %) 


Aufgaben 

Als Institut der Grundlagenforschung widmet sich 
die Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron der 
Frage nach der Aufklärung der Substruktur der 
Materie (Elementarteilchen) und der Erforschung 
der zwischen diesen Bausteinen herrschenden 
Kräfte. 

Die experimentellen Voraussetzungen für die 
grundlegenden Untersuchungen beim Deutschen 
Elektronen-Synchrotron werden insbesondere 
durch die Speicherringe DORIS und PETRA gege- 
ben. 

Die Speicherringe DORIS und PETRA ermöglichen 
es, Elektronen und Positronen mit entgegengesetz- 
ter Ladung gegenläufig zu beschleunigen und zu 
speichern. Die höchste Strahlenergie bei DORIS be- 
trägt nach dem 1982 abgeschlossenen Umbau 
2 X 5,6 GeV. Bei PETRA wurde die Strahlenergie in 
Teilschritten in den Jahren 1982 und 1983 von 
2x19 GeV bis auf etwa 2 x 22,5 GeV erhöht. Mit 
dem Speicherring DORIS gelang es, die Existenz 
des „charm“ Quarks und des schweren Leptons zu 
bestätigen sowie ein weiteres fünftes schweres 
Quark mit der Bezeichnung „bottom“ nachzuwei- 
sen. 

Der Welt größter Speicherring für Leptonen, 
PETRA, bietet einzigartige Möglichkeiten bei der 


Suche nach weiteren Quarks und deren gebunde- 
nen Zuständen. Im Vordergrund steht dabei die 
Frage nach der Art der Kraft, die die Quarks zu- 
sammenhält, und damit nach einer Theorie der 
starken Wechselwirkung. Die bei DESY 1979 nach- 
gewiesenen Gluonen sind die Quanten dieser Kraft. 
1982 wurde bei PETRA die Wirkung der schwachen 
Wechselwirkung bei der Elektron-Positron-Ver- 
nichtung gemessen. Für die 90er Jahre bereitet 
DESY die Errichtung der großen Proton-Elektron- 
Speicherringanlage HERA vor (geplanter Baube- 
ginn 1984). 

Neben der Elementarteilchenphysik hat DESY mit 
der Errichtung des Hamburger Synchrotronstrah- 
lungs-Labors HASYLAB die Forschungsaktivitäten 
auf dem Gebiet der Synchrotronstrahlung ver- 
stärkt. 

Die Synchrotronstrahlung bietet neuartige Mög- 
lichkeiten auf dem Gebiet der Atom- und Molekül- 
physik, der Festkörper- und Oberflächenphysik und 
der Strukturuntersuchungen. 

Die wissenschaftliche Nutzung der Forschungsein- 
richtungen bei DESY erfolgt in Zusammenarbeit 
mit zahlreichen deutschen und ausländischen Insti- 
tuten. 


Struktur und Haushalt 

DESY gliedert sich in die Bereiche „Forschung“ und 
„Beschleuniger“, Arbeitseinheiten für zentrale tech- 
nische Dienste und wissenschaftliche Dienstlei- 
stungen und die Verwaltung. Sie wird von einem 
Direktorium geleitet. Der internen wissenschaftli- 
chen Beratung dient der Wissenschaftliche Aus- 
schuß; die externe Beratung erfolgt durch den Wis- 
senschaftlichen Rat. Aufsichtsorgan ist der Verwal- 
tungsrat. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

104,7 

110,9 

115,2 

darunter; 




Personalausgaben . . 

(62,5) 

(65,1) 

(65,7) 

Investitionen 

46,6 

48,5 

44,4 

darunter: 




Bauten 

(3,3) 

(1,8) 

(1,0) 

insgesamt . . . 

151,3 

159,4 

159,6 


Personal 1) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

297 

303 

319 

Techniker 

95 

93 

87 

Übrige 

717 

719 

735 

insgesamt . . . 

1 109 

1 115 

1 141 


^) Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 
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1983 


ZIEL 



FORSCHUIMGS 

SCHWERPUNKTE AKTIVITÄTEN 

A 1 

A2 

A 3 

A 4 

B 1 


Experimente mit der 
Synchrotronstrahlung 


Synchrotron- 

strahlung 


Elementarteilchen 

Physik 


Theorie 


Experimente am 
Speicherring PETRA 


Experimente am 
Speicherring DORIS 


Meßmethoden und 
Datenverarbeitung 
für Experimente 


Beschleuniger- 

Entwicklung 


C 1 

C 2 

C 3 

C4 


Weiterentwicklung 

PETRA 


Weiterentwicklung 

DORIS 


Weiterentwicklung 

DESY 


Vorbereitung 

HERA 


c 

c 

CO 


c ^ 
0) Q 


(1) 


12 


144 


29 


40 


32 


19 8 


87 19 

40 4 

60 12 

19 2 



D 1 

Supraleitende 

Neue Technologien 

Magnete 

für Beschleuniger 




Supraleitende 


D 2 

Resonatoren 


20 

5 


Betrieb 

Beschleuniger 


Infrastruktur 


550 

132 

349 


112 

39 

(39) 


(1 ) Die Kosten enthalten neben den Investitionen 
(ohne aktivierte Eigenleistung) alle Mittel, die 
den Aktivitäten direkt zuzurechnen sind. Die 
Infrastrukturkosten sind in Anlehnung an die 
Verfahrensweise bei der Vollkostenrechnung 
umgelegt. Es sind keine Abschreibungen ent- 
halten. 


Summe 1031 151 


Stand 22.8.1983 
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2.3.3 Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt e. V. (DFVLR), Linder Höhe, 

5000 Köln 90 (Porz) 

Finanzierung: Bund (BMFT, BMVg) — (90 %) und 
Länder (Baden-Württemberg, Bay- 
ern, Niedersachsen, Nordrhein-West- 
falen) — (10 %) 


Aufgaben 

Die Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt e. V. betreibt als Großfor- 
schungseinrichtung Forschung überwiegend auf 
dem Gebiet der Luft- und Raumfahrt; sie wirkt an 
der Planung und Durchführung von Projekten bis 
zur Anwendungsreife mit, errichtet Großversuchs- 
anlagen und betreibt sie, fördert die Weiterbildung 
wissenschaftlicher Nachwuchskräfte und berät die 
zuständigen Stellen der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Darüber hinaus werden auch solche Aufgaben 
bearbeitet, für deren Lösung Methoden und Techni- 
ken sowie Geräte und Kenntnisse aus der Luft- und 
Raumfahrtforschung zur Verfügung stehen, wie 
zum Beispiel die Weiterentwicklung von Verkehrs- 
und Kommunikationstechnologien sowie der Ener- 
gietechnik. 

Innerhalb dieses Aufgabenbereiches sind als 
Schwerpunkte zu nennen: 

O Verkehrs- und Kommunikationssysteme, 

O Luftfahrzeuge, 

O Raumflugtechnik, 

O Erkundungstechnik, 

O Energie- und Antriebstechnik, 

O Programmvorbereitende und -ergänzende FuE- 
Arbeiten und 

O Neue Technologien. 


Struktur und Haushalt 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten und die 
Dienstleistungen erfolgen in 28 Instituten und Ab- 
teilungen, die in den Forschungszentren Braun- 
schweig, Göttingen, Köln-Porz, Stuttgart und Ober- 
pfaffenhofen örtlich zusammengefaßt sind. Die Zu- 
wendungsgeber, insbesondere BMFT und BMVg, le- 
gen im Rahmen ihrer FuE-Planung die Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten fest. 


Ausgaben 2) in Mio DM 

Ist 

Soll!) 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

304,3 

315,1 

292,2 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(216,9) 

(216,3) 

(200,9) 

Investitionen 

67,0 

61,6 

51,5 

darunter: 




Bauten 

(7,3) 

(2,0) 

(2.8) 

insgesamt . . . 

371,3 

376,7 

344,4 


Personal 3) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

1357 

1 390 

1 548 

Techniker 

760 

767 

748 

Übrige 

1298 

1291 

1267 

insgesamt . , . 

3 415 

3 448 

3 563 


ab 1983 sind die Projektförderungen und -trägerschaf- 
ten nicht mehr enthalten. 

Rund 15% der FuE-Ausgaben werden als eigene Er- 
träge der DFVLR erwirtschaftet. 

3) Quelle; Statistisches Bundesamt; Ist vom 30. Juni des 
jeweiligen Jahres 
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DFVLR-Programmbudget 1984 


Schwerpunkte und Programme der DFVLR 

Stand: September 1983 


Übergreitende forschungs- 
politische Zielsetzung 


Schwerpunkte 


Programme, Projekte 


Studionprogramm 






t 



Luft- 



Verkehrs- 



führung 


I' 


Navigation. Kommunikation und Flugüberwachung 

Rolle des Pilolon im zukuntligon Luftverkehr - Cockpit 2000 
Verfahren und Komponenten der zukünftigen Flugsicherung, 
einschl Projekt COMPAS 
DFVLR-Flugversuchstrager (ATTAS) 

Luftverkehrsprojekte 
Lenkung und Regelung 


2 


Luftfahrzeuge 


Identifizierung und Optimierung flugmechanischer Systeme 
Bewertung und Verbesserung der Wir ksamkeit aktiver 
Steuersysteme 

Technologie zukünftiger Flugführungssysieme 
Werkstoffe der Flugzeugzelle 
Leichtbaustrukturen der Luftfahrt 
Abgelöste Strönnungen 

Entwicklung neuer Methoden in der angew. Strömungsmechanik 
Aerodynamif che Leistungsverbesserungen an subsonischen 
Transportflugzeugen 
Kryo-Windkanal-Technik 


— Luftfahrzeiigtvo)Okto 


3 

Turtx)antriebe 
und Strömungs- 
maschinen 


Entwurfsgrur^dlagon und Werkstoffe für Strömungsmaschinen 
Optimierung von Verbrennungsvorgangen für Brennräume 
bei minimaler Schadstoffemission 

Leistungssteigerung von Turboantr und Strömungsmaschinen 

Lärmminderung 

Hochenergielaser 

Projekte der Antriebstechnik 


4 


— 1 

Nlchtnukle- 


i 

are Energie- 


— \ 

systeme 





— \ 


Regenerative Energiesysteme 


Projekte der Energietechnik 


5 

Saieilttan- 


^ 

1 

l<ommuni- 


1 

k (Ilion und 



- 


1 


Grundl Unters, zur künftigen Kommunikation und Ortung 
Kommunikationssysteme für ortsfeste Teilnehmer 
Projekte der Kommunikation und Ortung 


6 

Erdbeob- 

achtung 


— Mikrowellen-Fernerkundung 

— Grundlagen und Verfahren der optischen Erkundung 

— Grundlagen und Anwendungen der Atmosphärenerkundung 

— Angewandte Datentechnik für Erdbeobachtung 

— Deutsches Fernerkundungsdatenzentrum (DFD) 


7 


Raumfahrt- 

Systeme 


8 

Neue 

Technologien 

Technologie- 

tiansfer 


— Projekte der Erkundung 


— Satelliten- und Plattform-Technologie 

— Spacelab- Experimente und -Technologien 

— Pro)ektunlerstü1zung für Spacelab-Nutzung 

— Projokiunterstützung für Satelliten und Sonden 


Technologietransfer 



Projektträgerschaften Weltraumforschung/Raumflugtechnik 
Projektträge''SChaften Neue Technologien 
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2.3.4 Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) — 

Stiftung des öffentlichen Rechts, Postfach 10 19 49, 
6900 Heidelberg 

Finanzierung: Bund (90 %) und Baden-Württem- 
berg (10 %) 


Aufgaben 

Das Deutsche Krebsforschungszentrum Heidel- 
berg, Stiftung des öffentlichen Rechts des Landes 
Baden-Württemberg, besteht seit 1964 und ist seit 
1975 Großforschungseinrichtung. Die Gründungs- 
konzeption bestand darin, möglichst viele an der 
Krebsforschung beteiligte Disziplinen unter einem 
Dach zusammenzufassen, um durch interdiszipli- 
näre wissenschaftliche Kontakte zur besseren Er- 
kennung der Ursachen der Krebskrankheiten, zu 
deren Diagnose sowie zu ihrer Bekämpfung und zu 
ihrer Verhütung beizutragen. Diese Konzeption ist 
in ihren entscheidenden Inhalten nach wie vor von 
hoher Aktualität Das DKFZ wird auch in Zukunft 
verschiedene methodische Ausrichtungen der 
Krebsforschung im Einklang mit der nationalen 
und internationalen Entwicklung fördern. Das For- 
schungsprogramm ist in sechs Forschungsschwer- 
punkte zusammengefaßt: 

— Grundlagen der Tumorbiologie 

Aufbau und Funktion von normalen und neopla- 
stisch entarteten Zellen, Steuerung von Zellver- 
mehrung, Zelldifferenzierung und Gewebsbil- 
dung. 

— Mechanismen der Krebsentstehung 
Chemische und virusbedingte Krebsentstehung, 
Wechselwirkung von krebserzeugenden Viren 
oder chemischen Substanzen mit zellulären Ma- 
kromolekülen, insbesondere den Nukleinsäu- 
ren. 

— Metastasierung und invasives Wachstum 
Wechselwirkung von Krebszellen mit normalem 
Gewebe, Mechanismen der Ansiedlung von 
Tochtergeschwülsten. 

— Krebserzeugende Faktoren und Krebspräven- 
tion 

Identifizierung von krebserzeugenden Substan- 
zen und deren Stoffwechselprodukten, Ausschei- 
dung krebserzeugender Substanzen aus der Um- 
welt des Menschen, Risikoabschätzung, Dosis — 
Zeit — Wirkung — Beziehungen von krebser- 
zeugenden Substanzen, Kombinationswirkung 
von Karzinogenen und sogenannten Co-karzino- 
genen (Tumorpromotoren), epidemiologische 
Untersuchungen nach Krebsursachen beim 
Menschen. 

— Früherkennung und Diagnostik der Krebs- 
krankheiten 

Morphologische, immunologische, biophysikali- 
sche und nuklearmedizinische Methoden zur Er- 
kennung von Krebskrankheiten. Weitere Ent- 
wicklung von speziellen Bilderkennungsverfah- 
ren. 


— Therapie der Krebskrankheiten 

Entwicklung neuer Therapieverfahren und The- 
rapeutika (Chemotherapie, stereotaktische Im- 
plantationen, Strahlentherapie), Untersuchung 
von Spätschäden und Nebenwirkungen von Che- 
motherapie und von Möglichkeiten, diese zu ver- 
mindern, Studien zur Kombinationschemothera- 
pie. 


Struktur und Haushalt 

Das Zentrum umfaßt acht Institute: 

Experimentelle Pathologie; Toxikologie und Che- 
motherapie; Zell- und Tumorbiologie; Biochemie; Vi- 
rusforschung; Immunologie und Genetik; Nuklear- 
medizin; Dokumentation, Information und Stati- 
stik. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

77,4 

74,7 

78,0 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(44,3) 

(46,9) 

(48,0) 

Investitionen 

16,2 

9,8 

17,5 

darunter: 

Bauten 

(0,6) 

(0,3) 

(5,9) 

insgesamt . . . 

93,6 

84,5 

95,5 


Personal i) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

429 

428 

430 

Techniker 

322 

322 

337 

Übrige 

331 

307 

298 

insgesamt . . . 

1082 

1 057 

1 065 


Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.5 Gesellschaft für Blotechnologlsche Forschung mbH 
(GBF), Mascheroder Weg 1, Braunschweig 

Finanzierung: Bund (90 %) und Niedersachsen 

(10 %) 

Aufgaben 

Aufgabe der Gesellschaft für Biotechnologische 
Forschung ist es, im multidisziplinären Verbund 
zahlreicher naturwissenschaftlicher Fachrichtun- 
gen Forschung und Entwicklung auf folgenden Ge- 
bieten der Biotechnologie zu betreiben: 

O Bioverfahrenstechnik, 

O Enzymtechnologie und Naturstoffchemie, 

O Mikrobiologie, 

O Zellbiologie und Genetik. 
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Im Vergleich zu anderen Forschungsinstitutionen 
liegen die besonderen Möglichkeiten der GBF dar- 
in, daß auch komplexe biotechnologische Projekte 
— beginnend mit mikrobiologischen oder zellbiolo- 
gischen Arbeiten über genetische und chemische 
Arbeiten bis hin zur verfahrenstechnischen Ent- 
wicklung im Biotechnikum der GBF — an einem 
Ort durchgeführt werden können. Dabei ist die Stel- 
lung der GBF in der Forschungslandschaft zwi- 
schen der Hochschule und der Max-Planck-Gesell- 
schaft einerseits und der Industrie andererseits zu 
sehen. 

Ein wesentliches Ziel der Arbeiten der GBF ist es, 
das biochemische Potential von Mikroorganismen, 
Zellen und isolierten Enzymsystemen praktisch zu 
nutzen und die anwendungsorientierte Grundlagen- 
forschung soweit voranzutreiben, daß die Industrie 
bei der Entwicklung neuer biotechnologischer Ver- 
fahren zur Gewinnung von pharmazeutischen und 
chemischen Produkten und Nahrungsgrundstoffen 
darauf aufbauen kann. Bereits heute werden zahl- 
reiche wertvolle Naturstoffe mit Hilfe von Mikroor- 
ganismen und z. T. auch Zellkulturen gewonnen. 
Aufgrund verfeinerter Techniken der Mikrobiologie 
und Biochemie sowie der großen Fortschritte der 
Zellbiologie und Gentechnologie ist davon auszuge- 
hen, daß spezifische Stoffwechselleistungen und 
das Synthesepotential von biologischen Systemen 
für biotechnologische Verfahren noch in wesentlich 
größerem Umfang als bisher genutzt werden kön- 
nen. 

Neben Forschungsaufgaben übernimmt die GBF 
wissenschaftliche und technische Dienstleistungen 
für Hochschul- und Industrielabors, insbesondere 
unter Nutzung des Biotechnikums sowie Fortbil- 
dungsaufgaben. Eine wesentliche Aufgabe ist der 
Deutschen Sammlung von Mikroorganismen 
(DSM) zugewiesen, die vor allem Patentstämme de- 
poniert aber auch Stämme für Forschungszwecke 
und technische Anwendungen bereitstellt und For- 
schungsarbeiten zur Verbesserung der Konservie- 
rung von Mikroorganismen durchführt. 

Die GBF bietet die Voraussetzungen, wesentlich zur 
überregionalen Wirtschaftsförderung auf dem be- 
sonderen Gebiet der Biotechnologie beizutragen. 
Der Ansatz der Forschung richtet sich dabei auf 
verschiedene Wirtschaftsbereiche in ihrer Gesamt- 
heit und trägt keine regionalspezifischen Aspekte. 
Die in der Einrichtung zweifellos notwendige, von 
allen vertretenen Disziplinen geprägte Grundlagen- 
forschung ist nicht Selbstzweck, sondern zielt auf 
eine anwendungsorientierte Forschung, die wie- 
derum die Grundlage bildet für die Zusammenar- 
beit mit industriellen Kooperationspartnern im 
Rahmen von gemeinsamen Projekten oder von For- 
schungsaufträgen der Industrie an die GBF. 


Struktur und Haushalt 

Die GBF ist entsprechend ihren Aufgaben in wis- 
senschaftliche Bereiche gegliedert: Bioverfahrens- 
technik, Enzymtechnologie und Naturstoffchemie, 
Mikrobiologie sowie Zellbiologie und Genetik. Wei- 


tere Einrichtungen sind die Service-Einheit Bio- 
technikum und die Deutsche Sammlung von Mikro- 
organismen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

21,0 

22,2 

24,4 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(14,2) 

(15,0) 

(16,2) 

Investitionen 

5,1 

6,7 

12,7 

darunter: 




Bauten 

(0,1) 

(3.0) 

(9.2) 

insgesamt . . . 

26,1 

28,9 

37,1 


Personal) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

116 

127 

166 

Techniker 

88 

91 

89 

Übrige 

71 

76 

74 

insgesamt . . . 

275 

294 

329 


Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.6 GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH, 
Max-Planck-Straße, 2054 Geesthacht 

Finanzierung: Bund (90 %) und Länder: Hamburg, 
Bremen, Schleswig-Holstein, Nie- 
dersachsen (10 %) 

Aufgaben 

Die Aufgaben des GKSS-Forschungszentrums 
orientieren sich an den Forschungszielen der Bun- 
desrepublik Deutschland auf den Gebieten Energie- 
forschung und -technik, Umwelt und Meerestech- 
nik/Rohstoffsicherung. Bei der Aufgabenstellung 
werden auch die Interessen der norddeutschen Kü- 
stenländer berücksichtigt. Die Arbeiten umfassen 
die Disziplinen Anlagentechnik, Werkstofftechnolo- 
gie, Physik und Chemie. Sie erstrecken sich von 
grundlegenden Untersuchungen über die Entwick- 
lung neuer Methoden bis zum Bau und zur Erpro- 
bung von Pilotanlagen. Sie erfolgen im öffentlichen 
Interesse (z. B. Sicherheitskriterien, Umweltpara- 
meter) oder bilden die Basis für von der Industrie 
durchzuführende spezielle Produktentwicklungen. 

Das Forschungs- und Entwicklungsprogramm der 
GKSS wird in Zusammenarbeit mit der Industrie, 
den norddeutschen und Berliner Hochschulen so- 
wie anderen Institutionen im In- und Ausland 
durchgeführt. Es ist nach zwei übergreifenden For- 
schungsgebieten ausgerichtet: 

O Nutzung der Kernenergie und 

O Nutzung des Meeres und der Küsten. 
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Die Bedeutung des Forschungsgebiets Nutzung der 
Kernenergie wird mittelfristig abnehmen, da die 
Ergebnisse der Reaktorsicherheitsforschung zur 
Thermodynamik von Leichtwasserreaktoren zügig 
in die Komponenten- und Anlagenherstellung von 
Kernkraftwerken eingehen. 

Das Forschungsgebiet Nutzung des Meeres und der 
Küsten, das sich in die Forschungsschwerpunkte 
Umweltforschung/Umwelttechnik und Unterwas- 
sertechnik/Offshore-Strukturen gliedert, wird hin- 
gegen zunehmen. 

Der Forschungsschwerpunkt Umweltforschung/ 
Umwelttechnik soll in Zukunft im Rahmen eines 
„Forschungsverbundes für Umwelt- und Klimastu- 
dien“ mit norddeutschen wissenschaftlichen Insti- 
tuten weitergeführt werden und dadurch ein beson- 
deres Gewicht bekommen. 

Der Forschungsschwerpunkt Unterwassertechnik/ 
Offshore-Strukturen, der durch die Inbetriebnahme 
der Geesthachter Unterwasser-Simulationsanlage 
im Jahr 1983 geprägt ist, wird durch zunehmende 
eigene Forschungsarbeiten und gemeinsame Ent- 
wicklungen mit der Industrie verstärkt. 

Nutzung der Kernenergie 

— Reaktorsicherheitsforschung 

Durchführung und Abschluß von Versuchen 
zum Förderverhalten der Nachkühlpumpen von 
Druckwasserreaktoren bei Sumpfbetrieb nach 
einem Kühlmittelverlust-StörfalL Abschluß und 
Auswertung von Experimenten an einem Groß- 
versuchsstand zum Verhalten des Druckabbau- 
systems von Siedewasserreaktoren bei Störfäl- 
len. Untersuchung des Betriebsverhaltens von 
Brennstäben mit Defekten zur Abschätzung der 
Schadensausweitung und der Spaltproduktfrei- 
setzung. Feststellung des Kriechverhaltens von 
Zirkaloy-Hüllrohren unter Bestrahlung. Durch- 
führung des Bestrahlungsprogrammes an Reak- 
tordruckbehälterstählen im Rahmen des For- 
schungsprogrammes „Komponentensicherheit“. 
Werkstof technologische N achuntersuchungen 
an bestrahlten Reaktorkomponenten. Untersu- 
chung der Mikrostruktur von Reaktordruckbe- 
hälterstählen zur Aufklärung der zur Versprö- 
dung führenden Einflußparameter. Arbeiten zur 
Bruchmechanik und grundlegende werkstoff- 
physikalische Untersuchungen. Bearbeitung 
spezieller sicherheitstechnischer Probleme bei 
natriumgekühlten schnellen Druckwasserreak- 
toren, z. B. Natrium-Beton-Wechselwirkung. Un- 
tersuchungen zur Umstellung der Forschungs- 
reaktoren auf den Betrieb mit niedrig (20 %) 
angereichertem Uran. Erhaltung des hohen 
Wissensstandes im Bereich der Kernenergie- 
schiffsantriebe durch Behandlung ausgewählter 
Fragen und der Verfolgung der internationalen 
Entwicklung. 

Nutzung des Meeres und der Küsten 

— Umweltforschung/Umwelttechnik 

In-situ-Messungen chemischer und hydrogra- 
phischer Parameter in Ästuarien und in Küsten- 


gewässern sowie Probennahme für die Spuren- 
analytik mit Hilfe des Meßbootes LUDWIG 
PRANDTL. Ermittlung von Schadstöffgehalten 
in Sedimenten, Schwebstoffen und Organismen. 
Bestimmung der Verteilung oberflächennaher 
Stoffe im Wasser mit Hilfe optischer Fernerkun- 
dungsmethoden vom Flugzeug und Satelliten 
aus. Untersuchung des Schwebstoff- und Sedi- 
menttransports in Ästuarien, Entwicklung, Er- 
probung und Anwendung numerischer Strö- 
mungs- und Ausbreitungsmodelle zur Ermitt- 
lung des Transports und der Ausbreitung von 
Schadstoffen und Abwärme in Gewässern. 

Ortsauflösende Messungen einzelner Schad- 
stoffkomponenten in der Luft mit Hilfe von La- 
serfernmeßmethoden. Einsatz einer Fernmeß- 
station zur großräumigen Kontrolle der Luftver- 
schmutzung in industriellen Ballungsgebieten 
und einer auf einem Schiff installierten Meßsta- 
tion zur Untersuchung des Schadstoffverbleibs 
bei der Verbrennung chlorierter Kohlenwasser- 
stoffe auf See. Weiterentwicklung und Anwen- 
dung von mathematischen Modellen zur Simula- 
tion des atmosphärischen Zustands im nord- 
deutschen Küstenbereich für unterschiedliche 
Großwetterlagen. 

Arbeiten zu neuartigen Trennverfahren mit 
Membranen zur Lösung umwelttechnischer Pro- 
bleme, wie der Entfernung von schädlichen Be- 
standteilen aus Abgasen und Faulgasen und der 
Aufbereitung industrieller Abwässer. 

— Unterwassertechnik/Offshore-Strukturen 

Inbetriebnahme und Betrieb der GKSS-Unter- 
wasser-Simulationsanlage (GUSI). Aufbau und 
Erprobung der zugehörigen Versuchseinrichtun- 
gen. 

Entwicklung abnahmefähiger hyperbarer Quali- 
tätsschweißverfahren, zugehöriger Hilfsgeräte 
und Arbeitsmethoden in Druckkammer- und 
Seeversuchen. Weiterentwicklung der zugehöri- 
gen Tauchtechnik. Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten mit Industriefirmen im nationa- 
len und internationalen Rahmen. Erarbeitung 
von Kriterien und Empfehlungen für die Sicher- 
heitstechnik und den Arbeitsschutz für das Ar- 
beiten unter Wasser. Ausbildung von techni- 
schen Fachkräften zu Forschungstauchern, Trai- 
ning von Unterwasser-Fachkräften. Strukturme- 
chanische Untersuchungen, u. a. an geschweiß- 
ten Bauteilen. Untersuchungen zur Bruchme- 
chanik und zur Wechselwirkung zwischen Kor- 
rosionsbeanspruchung und mechanischer Wech- 
sellastbeanspruchung bei Seebauwerken. 


Struktur und Haushalt 

Das GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH 
gliedert sich in vier Institute und zwei Zentralabtei- 
lungen. Der Geschäftsführung ist der externe Tech- 
nisch-Wissenschaftliche Beirat (TWB) zugeordnet. 
Aufsichtsorgane sind die Gesellschafterversamm- 
lung und der Aufsichtsrat. 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

65,4 

68,0 

72,3 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(36,5) 

(37,3) 

(39,6) 

Investitionen 

28,4 

19,8 

20,2 

darunter: 

Bauten 

(17,8) 

(6,3) 

(5.9) 

insgesamt . . . 

93,8 

87,8 

92,5 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

307 

303 

315 

Techniker 

102 

80 

104 

Übrige 

188 

208 

203 

insgesamt . . . 

597 

591 

622 


Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.7 Gesellschaft für Mathematik und 

Datenverarbeitung mbH (GMD), Schloß Birlinghoven, 
5205 Sankt Augustin 1 

Finanzierung: Bund (90 %) und Nordrhein-Westfa- 
len (10%) 


Aufgaben 

Die Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung arbeitet an folgenden Aufgaben: 

O Forschung und Entwicklung in Mathematik und 
Datenverarbeitung, 

O fachliche und wissenschaftliche Aus- und Fort- 
bildung in der Datenverarbeitung und der für 
deren Fortschritt bedeutsamen Mathematik, 

O Beratung und Unterstützung der öffentlichen 
Verwaltung, besonders der Bundesregierung, bei 
der Förderung, Einführung und Fortentwicklung 
der Datenverarbeitung, 

O Betrieb von Datenverarbeitungssystemen für 
die vorstehenden Aufgaben und zur Bereitstel- 
lung subsidiärer Rechenkapazität für die Gesell- 
schafter Bund und Land sowie im Rahmen von 
Drittaufträgen. 

Das Spektrum der Forschungs- und Entwicklungs- 
aufgaben der GMD reicht von der angewandten 
Grundlagenforschung über Arbeiten, die Konzepte 
und ihre prototypische Realisierung zum Ziel ha- 
ben, bis zur Entwicklung von Produkten. 

Im Hinblick darauf, daß die Informationstechnolo- 
gie immer stärker in Organisationen vordringt, in 


denen sie tiefergreifende und weitreichende Ände- 
rungen der Arbeitsmittel, der Arbeitsweisen und 
der Arbeitsorganisation bewirkt, befaßt sich die 
GMD nicht nur mit der Lösung technologischer 
Probleme, sondern bezieht dabei anstehende Fra- 
gen der organisatorischen, gesellschaftlichen und 
sozialen Bedingungen in ihre Arbeiten ein. 

Angesichts der stürmischen internationalen Ent- 
wicklung in der Informationstechnologie kommt es 
der GMD bei ihren Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten darauf an, im Vorfeld der industriellen 
Forschung und in Zusammenarbeit mit Partnern 
aus der DV-Industrie Beiträge zur Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu 
leisten. 

Auf der Basis ihres Weiterentwicklungskonzepts 
hat die GMD im Jahr 1983 eine fachliche und orga- 
nisatorische Neuorientierung vorgenommen, womit 
ihre FuE-Arbeiten stärker auf technische Aufga- 
benstellungen mit Anwendungsbezug ausgerichtet 
wurden. 

Fachlich stehen bei der GMD-Arbeit folgende 
Schwerpunkte im Vordergrund: 

O Theoretische und methodische Grundfragen zu 
informatischen und mathematischen Problemen 
für den Aufbau, die Gestaltung und die Nutzung 
von Informationssystemen; 

O systemtechnische Architekturen und Gestal- 
tungsverfahren von Informationssystemen un- 
ter Berücksichtigung ihrer Hardware-, Netz- und 
Software-technischen Komponenten. Hierzu ge- 
hören auch Methoden und Werkzeuge für den 
Entwurf integrierter Schaltkreise; 

O Anwendungstechnik für informationstechnische 
Unterstützungssysteme in administrativen und 
entscheidungsorientierten Bereichen von Orga- 
nisationen. Arbeiten an wissensbasierten Sy- 
stemen (Expertensysteme) kommt verstärkt Be- 
deutung zu; 

O Integration informationstechnischer Komponen- 
ten in einem organisatorischen Zusammenhang 
in Verbindung mit einem Verbund an Rechner-, 
Service- und Beratungsleistung; 

O Informationstechniktransfer; Aus- und Fortbil- 
dung. 

Bei ihrer Arbeit ist die GMD eingebunden in die 
vielfältigen externen Entwicklungen der Informa- 
tionstechnologie. Deshalb legt sie besonderes Ge- 
wicht auf die Zusammenarbeit (insbesondere im 
Rahmen von Vertragsforschung) mit Entwicklern 
und Herstellern aus dem Informationsverarbei- 
tungs-Sektor, ebenso mit Anwendern, den Hoch- 
schulen und anderen wissenschaftlichen Einrich- 
tungen. 


Struktur und Haushalt 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeit wird in 
den fünf Instituten durchgeführt. Es sind dies das 
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Die FuE-Aktivitäten der GMD im Jahre 1983 


Aktivität 


Programm: 

Systemwissen 



Mannjahre 


39,3 

6,92 


Programm: 
Technologie der 
Software-Produktion 


45.3 

6,90 


Programm: 

Bürokommunikation 


47,1 

7,62 


Programm: 
Alternativmodelle für 
informationstechnisch 
unterstützte 
Verwaltungssysteme 


35,8 

5,37 


Programm: 
Planungsmodelle 
für öffentliche 
Aufgaben 


17,1 

2,80 


Querschnitts- 

aufgaben 


D 


2.9 

0,83 


Wissenschaftlich- 
technische Dienste 

a) Daueraufgaben 

b) Entwicklung 


a) L 

b) E 

a) 

b) 


60,7 

35,0 

10,28 

6,02 


Fachprofile der 
GMD-Institute 


36,5 

6,66 


0,00 


2,00 


4,00 


6,00 


Mio. DM 


□ Personaleinsatz in Mannjahren (MJ) 


I j Mittelaufwand in Mio. DM 
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O Institut für methodische Grundlagen (Fl), 

O Institut für Systemtechnik (F2), 

O Institut für Angewandte Informationstechnik 
(F3), 

O Institut für Informationstechnische Infrastruk- 
turen (ZI) und das 

O Institut für Technologie-Transfer (Z2). 

Hauptsitz ist Schloß Birlinghoven bei Bonn. Weitere 
Betriebsbereiche sind in Sankt Augustin, Bonn und 
Darmstadt. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

54,1 

57,2 

62,5 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(37,9) 

(39,2) 

(38,9) 

Investitionen 

3,8 

2,1 

5,0 

darunter: 

Bauten 

(0.1) 

(0,1) 

(0,5) 

insgesamt . . . 

57,9 

59.3 

67,5 


Personal ^) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

281 

273 

287 

Techniker 

149 

162 

158 

Übrige 

186 

190 

170 

insgesamt . . . 

616 

625 

615 


^) Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.8 Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH 
(GSF), Ingolstädter Landstraßei, 8531 Neuherberg 
bei München 

Finanzierung: Bund (90 %) und Bayern (10 %) 


Aufgaben 

Die Aufgaben der Gesellschaft sind Untersuchun- 
gen in der Strahlen- und Umweltforschung zum 
Schutz des Menschen und seiner Umwelt vor schäd- 
lichen Auswirkungen der Zivilisation sowie For- 
schung und Entwicklung zur Verbesserung der me- 
dizinischen Versorgung der Bevölkerung. 

Das Programm der GSF läßt sich folgenden inter- 
disziplinären Forschungsrichtungen zuordnen: 

O Erforschung der Wirkungen und Risiken von 
Strahlung, 

O Entwicklung von Techniken für die Endlagerung 
radioaktiver Abfälle, 


O Erforschung des Verbleibs, der Wirkungen und 
der Risiken von Chemikalien, 

O Forschung und Entwicklung zur Verbesserung 
der medizinischen Versorgung der Bevölke- 
rung. 

Die GSF versucht, im Schwerpunkt „Erforschung 
der Wirkungen und Risiken von Strahlen“ die Me- 
chanismen der Strahlenwirkung aufzuklären, ins- 
besondere um eine verläßliche Grundlage zur Beur- 
teilung der Wirkung kleiner Dosen zu erhalten. Da- 
neben werden Untersuchungen zur Langzeitwir- 
kung von Strahlenexpositionen durchgeführt sowie 
methodische Ansätze zur Bewertung des Strahlen- 
risikos der Bevölkerung weiterentwickelt. 

Im Schwerpunkt „Entwicklung von Techniken zur 
Endlagerung von radioaktiven Abfällen“ werden in 
dem ehemaligen Salzbergwerk Asse Methoden der 
Endlagerung für hochradioaktive Abfälle unter- 
sucht. Neben der experimentellen und rechneri- 
schen Weiterentwicklung des Sicherheitsnachwei- 
ses des Salzbergwerkes Asse werden Beiträge zur 
Schaffung von Grundlagen für die Sicherheitsana- 
lyse eines im Salzstock Gorleben zu errichtenden 
Endlagers erarbeitet. 

Konzepte zur Erfassung des Verhaltens von Chemi- 
kalien (Ausbreitungsvermögen, Verteilung auf Um- 
weltkompartimente, Persistenz und Akkumulation) 
werden im Schwerpunkt „Erforschung des Ver- 
bleibs, der Wirkungen und der Risiken von Chemi- 
kalien“ erarbeitet. Dabei spielt die Aufklärung der 
Wirkungsmechanismen von Chemikalien auf Orga- 
nismen eine wichtige Rolle. Durch die Entwicklung 
von Testsystemen zum Nachweis mutagener, kan- 
zerogener und akut-toxischer Wirkungen von Che- 
mikalien sollen Tierversuche soweit wie möglich 
durch Untersuchungen an Zellkulturen ersetzt wer- 
den. 

Im Schwerpunkt „Forschung und Entwicklung zur 
Verbesserung der medizinischen Versorgung der 
Bevölkerung“ werden u. a. bildgebende und bildana- 
lytische Verfahren entwickelt, welche die automati- 
sche Verarbeitung mikroskopischer und makrosko- 
pischer Bilder für klinische Zwecke ermöglichen. 
Daneben wird an einer Verbesserung von diagnosti- 
schen und therapeutischen Verfahren bei Erkran- 
kungen des blutbildenden Systems gearbeitet, da 
dieses wegen seiner besonderen Empfindlichkeit 
gegenüber Umwelteinflüssen auch erhebliche Be- 
deutung als Indikator für die Wirkung von Noxen 
hat. 

Durch epidemiologische Untersuchungen werden 
Beiträge zur Verbesserung der medizinischen Ver- 
sorgung bei kardiovaskulären Erkrankungen gelei- 
stet. 

Die GSF stellt ihr wissenschaftliches Know-how 
auch externen Kooperationspartnern wie z. B. Uni- 
versitätsinstituten, Kliniken sowie Industrieunter- 
nehmen zur Verfügung. 

In diesem Zusammenhang betreibt die GSF ein 
„Zentrales Laser-Laboratorium“, das mit seinem 
umfangreichen Laserinstrumentarium überwie- 
gend von Medizinern der Münchner Kliniken für 
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Programmübersicht 1984 der Gesellschaft 


übergreifende 


Forschungs- 


Förderungsbereiche Schwerpunkte 


Forschungs- 

aufgaben 


der Bundesregierung 


der GSF 





Proiektträgerschaften 

aus Forschungsprogrammen des BMFT zu; 
Umweltforschung und Gesundheitsversorgung 


1 


wissenschaftlich-technische 
Dienstleistungen für Dritte 


Stand ; 11 /83 
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ihre Forschungsarbeiten genutzt wird. Der berufli- 
chen Fortbildung bei Strahlenschutzfragen dienen 
seit 1961 Fortbildungsveranstaltungen. Die gesetz- 
lich vorgeschriebene Überwachung der Personen- 
dosis wird gegen Kostenerstattung für mehrere 
Bundesländer durchgeführt, wobei Erkenntnisse 
aus der Praxis und Forschungs- und Entwicklungs- 
aktivitäten sich gegenseitig beeinflußen. 

Darüber hinaus macht die GSF ihre größeren tech- 
nischen Einrichtungen, wie die Versuchstierzucht 
und -haltung, die Beschleuniger und EDV-Anlagen 
auch Dritten zur gemeinsamen Forschung zugäng- 
lich. 


Struktur und Haushalt 

Die Gesellschaft für Strahlen- und Umweltfor- 
schung (GSF) gliedert sich in zehn Institute und die 
Bereiche Verwaltung und Technik. 

Der Geschäftsführung der GSF ist der Wissen- 
schaftlich-Technische Rat (WTR) zugeordnet. 

Aufsichtsorgane sind die Gesellschafterversamm- 
lung und der Aufsichtsrat. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

84,2 

92,2 

97,2 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(60,7) 

(64,8) 

(66,5) 

Investitionen 

18,6 

12,9 

18,7 

darunter: 

Bauten 

(8.6) 

(4.3) 

(9.2) 

insgesamt . . . 

102,8 

105,1 

115,9 


Personal) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

645 

538 

701 

Techniker 

252 

214 

214 

Übrige 

432 

450 

325 

insgesamt . . . 

1 329 

1 302 

1 240 


Quelle; Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.9 Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH (GSI), 
Postfach 11 05 41, 6100 Darmstadt 

Finanzierung: Bund (90 %) und Hessen (10 %) 

Aufgaben 

Die Gesellschaft für Schwerionenforschung hat die 
Aufgabe, Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der 
Grundlagenforschung mit beschleunigten schweren 
Ionen (positiv geladene Atome der schweren Ele- 
mente) durchzuführen. Die wissenschaftlichen Fra- 
gestellungen umfassen solche aus der Kernphysik, 
der Kernchemie, der Atomphysik, der Festkörper- 
forschung und der Biologie. 

Der Beschleuniger UNILAC („Universal Linear Ac- 
celerator“) ist das zentrale Forschungsinstrument 
der GSI. Mit ihm lassen sich alle Ionen bis zum 
Uran auf so hohe Energien beschleunigen, daß de- 
ren Atomkerne mit anderen Kernen reagieren oder 
verschmelzen können. Um neue Möglichkeiten in 
der Kern- und Atomphysik zu erschließen, werden 
bei GSI Pläne erarbeitet, eine Synchrotron-Be- 
schleunigeranlage für höhere Energien zu erstel- 
len. 

Das wissenschaftliche Programm der GSI hat seine 
Schwerpunkte insbesondere bei kernphysikali- 
schen und atomphysikalischen Forschungsthemen. 
In der Kernphysik gehören Fusion und Spaltung 
von schweren Kernen, der Transport von Nukleo- 
nen und Energie in Kernmaterie bei tief inelasti- 
schen Stößen und die Anregung von sehr hohen 
Drehimpulszuständen zu den wichtigsten For- 
schungsthemen. Produktion und Untersuchung exo- 
tischer Kerne weit außerhalb des Stabilitätsberei- 
ches nehmen dabei eine wichtige Stellung ein. Bis- 
her konnten 100 neue Isotope erstmals nachgewie- 
sen werden. Besonders bemerkenswert sind hierbei 
die Entdeckung der beiden schwersten Elemente 
und einer neuen Art des radioaktiven Zerfalls. Als 
Teilaspekt hiervon ist weiterhin die Suche nach 
überschweren Elementen aktuell. Die atomphysika- 
lische Forschung widmet sich vor allem dem Stu- 
dium der Veränderungen in den inneren Elektro- 
nenschalen beim Stoß mit anderen Atomen sowie 
den Erzeugungsmechanismen der dabei auftreten- 
den Positronen. 

Die Forschungsarbeiten erfolgen überwiegend in 
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus deut- 
schen und ausländischen Hochschulen, aus For- 
schungszentren und in geringem Umfang auch mit 
Mitarbeitern aus der Industrie. 

Struktur und Haushalt 

Die GSI ist gegliedert in sieben Forschungsberei- 
che, Sondereinrichtungen und Labors, Arbeitsein- 
heiten für zentrale technische Einrichtungen und 
wissenschaftliche Dienstleistungen sowie eine Ver- 
waltungsabteilung. Wissenschaftliche Organe sind 
das Wissenschaftliche Direktorium, intern beraten 
vom Wissenschaftlichen Ausschuß, extern vom Wis- 
senschaftlichen Rat. Aufsichtsorgane sind die Ge- 
sellschafterversammlung und der Aufsichtsrat. 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

48,1 

54,3 

58,0 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(26,5) 

(29,8) 

(29,7) 

Investitionen 

19,1 

19,8 

19,8 

darunter: 

Bauten 

(5,6) 

( 7 . 1 ) 

(6,5) 

insgesamt . . . 

67,2 

74.1 

77,8 


Personal^) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

179 

185 

187 

Techniker 

124 

123 

122 

Übrige 

174 

134 

126 

insgesamt . , . 

477 

442 

435 


Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


Arbeitsschwerpunkte der GSI (schematischer Überblick) 


Förderbereiche 


Arbeitsschwerpunkte 


Programme, Fachgebiete 



Kernreaktionen 

Kernstruktur 

Exotische Kerne 

Hochenergieschwerionenphysik 

Theorie 

Atomare Reaktionen 
Alomspektroskopie 
Durchgang schwerer Ionen 
durch Materie 
Theorie 


Biologische Untersuchungen 
Kernspurtechnologie 


UNILAC- Entwicklung 
Entwicklung neuer Beschleuniger 
lonenquellenentwickiung 


Experimentdatenaufnahme 

Targetentwicklung 

Detektorenentwicklung 
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2.3.10 Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung 
Berlin GmbH (HMI), Glienicker Straße 100, 
1000 Berlin 39 

Finanzierung: Bund (90 %) und Berlin (10 %) 


Aufgaben 

Das Aufgabenspektrum des Hahn-Meitner-Instituts 
erstreckt sich von ausschließlich erkenntnisorien- 
tierter Grundlagenforschung mit Großgeräten bis 
hin zur anwendungsorientierten Forschung im Vor- 
feld industrieller Entwicklungen. Die Arbeiten wer- 
den bestimmt durch eine systematisch aufgebaute 
breite Palette von Strahlungsquellen. Neben den 
ausgesprochenen Großanlagen, dem 5-MW-Reaktor 
BER II, der Schwerionenbeschleuniger-Kombina- 
tion VICKSI und den modernen, bis in den Pikose- 
kunden-Bereich hinein pulsbaren Elektronenbe- 
schleunigern ELBENA und LINAC, stehen noch 
eine Reihe anderer Beschleuniger für Elektronen 
sowie für leichte und schwere Ionen zu Verfügung. 

Es besteht eine enge Zusammenarbeit — auch über 
ein gemeinsames Berufungsverfahren — mit der 
EU und der TU Berlin. 

Die wesentlichen Forschungsaufgaben des HMI lie- 
gen in den Schwerpunkten: 

— Schwerionenphysik 

Ziel der Arbeiten ist die Erweiterung des Wis- 
sens über den Aufbau der Materie, insbesondere 
der Atomkerne und der inneren Elektronen- 
schalen sowie der Wechselwirkung von Atom- 
kernen mit anderen Atomkernen. Hierzu wer- 
den vor allem atomare und nukleare Stoßpro- 
zesse mit energiereichen Geschoßteilchen unter- 
sucht. Als Teilchenquelle dient der Schwerionen- 
beschleuniger VICKSI. Mit ihm können gegen- 
wärtig mittelschwere Ionen bis Argon auf End- 
energien bis zu etwa 300 MeV beschleunigt wer- 
den. 

Voraussichtlich ab Mitte 1984 erhöht sich durch 
einen neuen Tandem-Vorbeschleuniger dieses 
Leistungsspektrum auf alle lonensorten bis zur 
Massenzahl 90. 

— Strahlen- und Photochemie 

Mit Methoden der Strahlen- und Photochemie 
werden kurzlebige ionische, radikalische und 
elektronisch angeregte molekulare Zwischenzu- 
stände sowie deren Reaktionsmechanismen un- 
tersucht, um chemische Reaktionsabläufe zu 
verstehen, die mit Mitteln der klassischen Che- 
mie nicht mehr zu erforschen sind. 

Ein weiterer Bereich arbeitet an grundlegenden 
Erkenntnissen zur Physik und Chemie von Iso- 
latoren und Kunststoffen. Die Erforschung der 
Grundlagen schneller strahlen- und photochemi- 
scher Reaktionen an Grenzflächen zielt auf die 
Anwendung der gewonnenen Ergebnisse auf das 
Problem der Energiespeicherung und Umwand- 
lung von Sonnenenergie. 


— Festkörperforschung 

Die Untersuchungen konzentrieren sich auf den 
Zusammenhang zwischen der Elektronenstruk- 
tur, dem atomaren Magnetismus und der Gitter- 
dynamik auf der einen Seite, und den elektri- 
schen, magnetischen, thermischen und mechani- 
schen Eigenschaften auf der anderen Seite. Da- 
bei stehen nukleare Untersuchungsmethoden, 
insbesondere die Neutronenstreuung mit dem 
Forschungsreaktor BER II als Neutronenquelle, 
im Vordergrund. 

Im Rahmen des Fusionsreaktorprogramms be- 
arbeitet das HMI Materialfragen und umweltre- 
levante Probleme. Für den strahlungsbelasteten 
Einsatz von Halbleiterbauelementen in Welt- 
raum-Satelliten und Kernkraftwerken entwik- 
kelt das HMI einerseits Strahlungsbelastungs- 
tests der Bauelemente und andererseits techno- 
logische Maßnahmen zur Verbesserung der Zu- 
verlässigkeit von Halbleiterbauelementen. 

— Kernchemie 

In diesem Forschungsschwerpunkt sind Arbei- 
ten zur Endlagerung radioaktiver Abfälle, zur 
biomedizinischen Forschung und zur Lagerstät- 
tenforschung zusammengefaßt. Bei der nuklea- 
ren Entsorgung steht die Frage im Vordergrund, 
wie hochradioaktive Abfälle für ihre Endlage- 
rung optimal verfestigt werden können. 

Die biomedizinischen Arbeiten betreffen die Er- 
mittlung von Spurenelementverteilungen im 
menschlichen Organismus. Die Beiträge zur 
Lagerstättenforschung sollen zur Anwendung 
nuklearer Methoden bei der Prospektion und 
Exploration führen. Beide Arbeitsrichtungen be- 
nötigen den Forschungsreaktor BER II als 
Strahlungsquelle für die Methode der Aktivie- 
rungsanalyse. 

— Datenverarbeitung und Elektronik 

Es werden anwendungsorientierte Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten auf den Gebieten der 
allgemeinen und prozeßorientierten Datenverar- 
beitung und der digitalen und analogen Meß- 
technik durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Ar- 
beiten werden in die von der Bundesregierung 
gesetzten überregionalen Forschungsschwer- 
punkte eingebracht wie z. B. die Rechnerver- 
bund-Technologie für den Daten-Weitverkehrs- 
dienst in einem Deutschen Forschungsnetz 
(DFN-Projekt). 


Struktur und Haushalt 

Das Institut gliedert sich in vier Arbeitsbereiche 
und Einrichtungen der Infrastruktur. Aufsichtsor- 
gane sind die Gesellschafterversammlung und der 
Aufsichtsrat. Die Gesellschaft wird in wissenschaft- 
lich-technischen Fragen von grundsätzlicher Be- 
deutung von einem externen Wissenschaftlichen 
Beirat beraten. 
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Aufgaben und Ziele 


Ausgaben- und Personalstruktur 


Schwerpunkte und Arbeitsgebiete nach 
Forschungsausgaben 1983 


Festkörperforschung, 37% 

Ausbau des Forschungsreaktors BER II 

Strahlungseinflüsse auf Halbleiter- 
bauelemente 

Werkstoffprobleme 
des Fusions reaktors 

Strahlenschäden in 
Festkörpern 

Strukturforschung 
mit Neutrone n 

Hyperfeinwechsel- 
wirK ung 

Kernchemie, 13% 

Abfall- und Umwelt- 
aspekte bei der 
nuklearen Energie- 
erzeugung 

Spurenelementeforschung 
in der Biomedizin 

Geochemische Lagerstättenforschung 



Schwerionenphysik, 30% 

Kernreaktionen 

Atomstoßprozesse 

Entwicklung und Ausbau der 
Beschleunigeranlage VIC KS I 

I Strahlen- und 

Photochemie, 13% 

Pulsradiolyse und 
Kinematik 

Reaktionen an Grenzflächen 
und Energieumwandlung 

Isolatoren und 
Kunststoffe 

Datenverarbeitung und 
Elektronik, 7% 

Rechnersysteme und 
Rechnerverbundsysteme 

Software-Entwicklung 

Meßwerterfassung und 
■Verarbeitung 


Schwerpunkte und Arbeitsgebiete nach Personal 1983 


Festkörperforschung, 36% 


Schwerionenphysik, 19% 



Ausbau des Forschungsreakto rs BER H 

Strahlungseinflüsse auf Halbleiter- 
bauelemente 

Werkstoffprobleme 
des Fusionsreaktors 


Hyperfeinwechsel 
Wirkung 


Strahlenschäden in 
Festkörpern 


Strukturforschung 
mit Neutronen 


Kernchemie, 16 % 

Abfall- und Umwelt- 
aspekte bei der 
nuklearen Energie- 
erzeugung 

Spurenelementeforschung 
in der Biomedizin 

Ge oche mische Lagerstättenforschung 


Kernreaktionen 

Atomstoßprozesse 

und Ausbau der 
VICKSI 


Strahlen- und 
Photochemie, 17% 

Pulsradiolyse und 
Kinematik 

Reaktionen an Grenzflächen 
und Energi eum wandlung 

Isolatoren und Kunststoffe 

Datenverarbeitung und 
Elektronik, 12% 

Rechnersysteme und 
Rechnerverbundsysteme 

Softw are -Entwicklung 

Meßwerterfassung und 
-Verarbeitung 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

47,1 

49,8 

58,5 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(35,1) 

(35,2) 

(37,4) 

Investitionen 

20,9 

30,0 

38,0 

darunter: 




Bauten 

(4.5) 

(10,0) 

(21,7) 

insgesamt . . . 

68,0 

79,8 

96,5 


PersonaU) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

406 

390 

381 

Techniker 

44 

67 

74 

Übrige 

174 

157 

162 

insgesamt . . . 

624 

614 

617 


Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.11 Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP), 
8046 Garching 

Finanzierung: Bund (90 %) und Bayern (10 %) 


Aufgaben 

Das Max-Planck-Institut für Plasmaphysik betreibt 
Forschung in der Plasmaphysik. Die in der Bundes- 
republik Deutschland schwerpunktmäßig im IPP 
durchgeführten Forschungsvorhaben zur kontrol- 
lierten Kernfusion werden im Rahmen von Assozia- 
tionsverträgen mit EURATOM mit allen auf diesem 
Gebiet arbeitenden Forschungseinrichtungen in- 
nerhalb der Europäischen Gemeinschaften abge- 
stimmt. EURATOM finanziert etwa ein Viertel der 
IPP-Gesamtausgaben. Daneben arbeitet das Insti- 
tut eng mit dem Kernforschungszentrum Karlsruhe 
und der Kernforschungsanlage Jülich und mit Indu- 
strieunternehmen — insbesondere bei der Entwick- 
lung der großen Plasmaexperimente — sowie den 
Hochschulen — Entwicklung von speziellen Dia- 
gnostiken, Bearbeitung von Grundlagenproblemen 
— zusammen. 

Das Hauptziel des IPP ist die Erarbeitung der plas- 
maphysikalischen und technologischen Grundlagen 
für einen Kernfusionsreaktor, der Energie durch 
kontrollierte Verschmelzung von Wasserstoff ker- 
nen erzeugt. In einem Fusionsreaktor muß ein aus 
Wasserstoffisotopen (z. B. Deuterium, Tritium) be- 
stehendes Brennstoffgemisch auf über 100 Millio- 
nen Kelvin aufgeheizt und gleichzeitig bei dieser 
Temperatur eine Mindestzeit lang gehalten werden, 
um ein brennendes Reaktorplasma zu erhalten. 


Zur Lösung dieser Aufgabe verfolgt das Institut 

zwei Wege: 

— Tokamak*) 

Der Tokamak ASDEX (Inbetriebnahme 1980) 
wurde zur Untersuchung und Beseitigung der 
Plasmaverunreinigungen mit einem Divertor 
ausgerüstet, der die verschmutzten Randzonen 
des Plasmas absaugt Von Anfang an konnte in 
ASDEX ohne Probleme ein sauberes Plasma für 
extrem lange Zeiten aufrechterhalten werden. 
Daher gelang es, zum ersten Mal Langzeitef- 
fekte zu untersuchen, deren Kenntnis für die 
Auslegung künftiger Experimente wichtig ist. 
Als zusätzliche Heizung werden neben Neutral- 
injektion auch Hochfrequenzmethoden einge- 
setzt In ASDEX wurde ein Regime entdeckt, in 
dem die Neutralinjektionsheizung keine Ver- 
schlechterung der Einschlußzeit bewirkt. Dieses 
sogenannte „H-Regime“ konnte bisher nur in Di- 
vertorentladungen gefunden werden, womit 
deutlich wird, daß die Möglichkeiten des Diver- 
tors weit über eine bloße Reinigung des Plasmas 
hinausgehen. 

Mit dem Nachfolgeexperiment ASDEX-Upgrade 
sollen Fragen der Verunreinigungskontrolle, der 
Energieabfuhr aus dem Plasma und des Nach- 
füllens des Brennstoffes in reaktorrelevanten 
Konfigurationen und bei reaktorrelevanten 
Energieflüssen an die Wand untersucht und Me- 
thoden der Ascheabfuhr studiert werden. 

Das gemeinsame europäische Tokamak-Experi- 
ment Joint European Torus (JET) ging 1983 in 
Culham in Betrieb. Das IPP bereitet hierfür ver- 
schiedene Diagnostikverfahren vor und beteiligt 
sich an den wissenschaftlichen Untersuchungen 
von JET. Dabei wendet es sich insbesondere 
Fragen der Verunreinigungsphysik, der Plasma- 
randschicht und der Plasmalagekontrolle zu. 

Für den nächsten europäischen Torus NET und 
den internationalen Tokamakreaktor INTOR 
werden vor allem konzeptionelle Vorarbeiten ge- 
leistet. Die europäische Studiengruppe NET hat 
ihren Sitz am IPP. 

— Stellaratoren 

Eine alternative Linie zum Tokamak stellt der 
Stellarator dar, bei dem das Plasmagleichge- 
wicht durch äußere Ströme allein bewirkt wird 
(im Gegensatz zum Tokamak, dessen Gleichge- 
wicht auf dem induzierten Plasmastrom beruht). 
Mit dem Experiment W VII-A konnte erstmals 
gezeigt werden, daß nach dem anfänglichen 
Plasmaaufbau durch den Strom so gute Plasma- 
eigenschaften erzeugt werden, daß nach Ab- 
schalten des Stromes die weitere Heizung des 
Plasmas durch Neutralinjektion allein und so- 
mit reiner Stellaratorbetrieb möglich wird. 
Diese Erfolge haben dazu geführt, daß dem In- 
stitut mit dem modularen Stellarator WVII-AS 
die Fortführung dieses europäischen Programm- 
teiles ermöglicht wurde und die USA ihr bereits 


*) ringförmiger Einschluß des Plasmas durch ein Magnet- 
feld 


272 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1543 
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eingestelltes Stellaratorprogramm wieder aufge- 
nommen haben. Mit theoretischen Untersuchun- 
gen wird die Auslegung eines optimierten Stel- 
larators W VII-X erarbeitet. Daneben wird mit 
Stellaratorreaktor-Systemstudien die Tauglich- 
keit des Stellaratorkonzepts für einen Fusions- 
reaktor geprüft 

Neben der Arbeit an den beiden großen Plasmaex- 
perimenten werden auch technologische Fragen, 
die von Bedeutung für künftige Fusionsreaktoren 
sind, bearbeitet, insbesondere für Plasma-Wand- 
Wechselwirkung. Zur Verstärkung der Arbeiten zur 
Fusionsreaktortechnologie wurde die Entwick- 
lungsgemeinschaft Kernfusion mit dem Kernfor- 
schungszentrum Karlsruhe (KfK) gegründet. Hier 
werden besonders die technologischen Fragen der 
Kernfusion bearbeitet. 

Für die Auswertung und den Betrieb der Experi- 
mente und vor allem für die umfangreichen theore- 
tischen-numerischen Arbeiten zur Stabilität und 
Heizung von Plasmen stehen dem IPP Großrechen- 
anlagen wie die CRAY-1 und die beiden Frontend- 
Rechner AMDAHL 470 V/6 und SIEMENS 7 880 zur 
Verfügung. 

Struktur und Haushalt 

Die Projekte des IPP sind verschiedenen Instituts- 
bereichen zugeordnet. Ein Direktorium leitet die 
laufenden Geschäfte, entscheidet über die Mittel- 
verwendung, überwacht und regelt den Ablauf der 
Forschungsvorhaben und vertritt das Institut. Die 
Wissenschaftliche Leitung stellt das Forschungs- 
programm auf. Sie beschließt den Zeit-, Personal- 
und Finanzrahmen der durchzuführenden For- 
schungsvorhaben. 


Dem Kuratorium ist ein Fachbeirat zugeordnet. Es 
hat eine unterstützende und eine allgemeine Auf- 
sichts- und Entscheidungsfunktion. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

85,8 

95,4 

95,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(54,3) 

(55,4) 

(57,9) 

Investitionen 

18,5 

24,5 

34,9 

darunter: 

Bauten 

(1.6) 

(1.0) 

(1.4) 

insgesamt . . . 

104,3 

119,9 

130,7 


Person aU) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

328 

305 

313 

Techniker 

266 

249 

252 

Übrige 

392 

408 

407 

insgesamt . . . 

986 

962 

972 


1) Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.12 Kernforschungsanlage Jülich GmbH (KFA), 

Postfach 19 13, 5170 Jülich 1 

Finanzierung: Bund (90 %) und Nordrhein-Westfa- 
len (10%) 


Aufgaben 

In der Kernforschungsanlage Jülich stehen die Ar- 
beitsgebiete Grundlagenforschung und Energie- 
technologie gleichgewichtig nebeneinander. Die 
KFA verfolgt dabei das Ziel, sowohl zum Erkennt- 
nisgewinn beizutragen als auch technische Lösun- 
gen für gesellschaftlich relevante Probleme zu erar- 
beiten. Zum Arbeitsspektrum der KFA zählen Auf- 
gaben in der physikalischen und chemischen 
Grundlagenforschung, Nuklearmedizin, angewand- 
ten Biologie und Umweltforschung, Materialfor- 
schung und nichtlinearen Dynamik ebenso wie Ar- 
beiten zur Kernfusion, zur Kerntechnik und Hoch- 
temperatur-Energietechnologie. Die Arbeiten Wer- 
den zum größten Teil in engem Kontakt mit Hoch- 
schulen und Forschergruppen im In- und Ausland 
und — insbesondere im technologischen Bereich — 
in Zusammenarbeit mit Industrie und Wirtschaft 
durchgeführt. Darüber hinaus fördert die KFA die 
praktische Ausbildung des wissenschaftlichen und 
technischen Nachwuchses. Das Forschungs- und 
Entwicklungsprogramm enthält — in der Reihen- 
folge ihrer Bedeutung bzw. der Höhe ihrer finan- 
ziellen und personellen Ressourcen — folgende 
Schwerpunkte: 

— Spallations-Neutronenquelle 

Auf der Grundlage einer von der Kernfor- 
schungsanlage Jülich und vom Kernforschungs- 
zentrum Karlsruhe gemeinsam durchgeführten 
Realisierungsstudie bereitet die KFA den Bau 
einer Spallations-Neutronenquelle (SNQ) vor, 
nachdem der Bundesminister für Forschung 
und Technologie Anfang 1982 Jülich als Standort 
für die Anlage ausgewählt hat. Die SNQ soll ein 
Großgerät zur wissenschaftlichen Forschung 
mit Protonen sowie mit Neutronen, Pionen, Myo- 
nen und Neutrinos werden. Die letztgenannten 
Teilchen werden durch die Spallation von 
schweren Atomkernen bei Beschuß mit Proto- 
nen produziert, die hierzu auf Energien zwi- 
schen 400 MeV in der ersten Aufbaustufe und 
1 100 MeV im Endausbau beschleunigt werden. 
Bei einer mittleren Strahlstärke von 5 mA kön- 
nen sehr kurze und intensive Partikelpulse er- 
zeugt werden, die auch qualitativ neuartige For- 
schungsmöglichkeiten erschließen. 

Die primären Protonen sollen unmittelbar für 
die Kernphysik, die Kernchemie, die Material- 
forschung und die medizinische Bestrahlungs- 
therapie genutzt werden. Die sekundär freige- 
setzten Neutronen sollen ebenfalls für Kernphy- 
sik, Kernchemie, für Medizin und Materialfor- 
schung verwendet werden sowie vor allem, nach 
Moderation auf epithermische, thermische und 
subthermische Energien, als Sonden für die Er- 
forschung kondensierter Materie (Vielteilchen- 
Physik, Chemie, Molekularbiologie). Für das 
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Verständnis des Verhaltens von Systemen aus 
vielen Atomen und Molekülen stellen die Phäno- 
mene des molekularen Zusammenwirkens heute 
eine der wesentlichsten Fragestellungen dar. 
Diese können mit Spallationsneutronen in bis- 
her nicht möglichem Ausmaß untersucht wer- 
den, da die SNQ in der Flußstärke an thermi- 
schen und subthermischen Neutronen einen 
Höchstfluß-Forschungsreaktor im zeitlichen 
Mittel um bis zu 100 %, in den Pulsen um bis zu 
zwei Größenordnungen übertreffen wird. Die 
Myonen werden hauptsächlich festkörperphysi- 
kalischen Untersuchungen und der Fusionsfor- 
schung sowie, wie die Pionen, auch der medizini- 
schen Bestrahlungstherapie dienen, die Neutri- 
nos der Elementarteilchen- und der Kernphysik, 
insbesondere zur Untersuchung der schwachen 
Wechselwirkung. 

Die Vorbereitungen für den Bau der Anlage sol- 
len jetzt so vorangebracht werden, daß 1985 die 
Entscheidung über den Bau getroffen werden 
kann. Die Anlage soll allen Forschergruppen in- 
nerhalb und außerhalb der KFA als Großgerät 
für die Spitzenforschung zur Verfügung stehen. 
Die künftigen Nutzer werden deshalb schon 
heute in die Planungen einbezogen. 

— Hochtemperatur-Energietechnologie 

Der gasgekühlte Hochtemperaturreaktor (HTR) 
wurde von der KFA in Zusammenarbeit mit der 
deutschen Industrie und EURATOM entwickelt. 
Ein nach diesem Prinzip arbeitender 15-MW- 
Versuchsreaktor AVR ist seit 1967 in der KFA in 
Betrieb, eine Prototyp anlage THTR-300 im Bau. 

Durch die Einbettung des HTR in die Technik 
für ein „2. Energienetz“ erhielt das Gebiet der 
Hochtemperatur-Energietechnologie eine neue 
Ausrichtung. Der HTR dient hierbei u. a. dazu, 
die hochtemperaturige Wärme für die Umwand- 
lung ballastreicher fester fossiler Rohstoffe in 
saubere flüssige oder gasförmige Energieträger 
zu liefern, die mit der bestehenden Infrastruktur 
gelagert, verteilt und genutzt werden können. 
Ein wichtiges Ereignis auf diesem Gebiet war 
die erfolgreiche Inbetriebnahme und Über- 
nahme der 10-MW-Anlage EVA II-ADAM II für 
die Demonstration des Systems der Nuklearen 
Fernenergie. Seit 1982 werden Pläne für den 
Umbau des Jülicher AVR erarbeitet. Mit dem 
Umbau soll die nukleare Wärmeauskopplung, 
d. h. Nutzung der Hochtemperaturwärme, er- 
probt und demonstriert werden. 

In der nuklearen Entsorgung werden die Arbei- 
ten zur Wiederaufarbeitung von Hochtempera- 
turreaktorbrennelementen durch Versuche zur 
direkten Endlagerung abgebrannter Brennele- 
mente ergänzt. Daneben wird sich die KFA ver- 
stärkt an der Lösung von Fragen der nuklearen 
Entsorgung in technischer wie institutioneller 
Hinsicht auf den Gebieten Prozeßchemie der 
Entsorgung, Spaltproduktverfestigung, Reini- 
gung aktiver Abgase und Entsorgung spezieller 
Abfälle sowie mit grundlegenden Arbeiten zum 
Tritium beteiligen. 


— Künftige fossile Brennstoffe 

Im Rahmen der Neuorientierung der KFA wird 
schwerpunktmäßig die Problematik der Ener- 
gieerzeugung durch Verbrennung fossiler 
Brennstoffe und der damit verbundenen Um- 
weltbelastung aufgegriffen. Die Entwicklung 
und Anwendung neuer wissenschaftlicher Ver- 
fahren zur Exploration fossiler Rohstoffvorkom- 
men soll helfen, den künftigen Energiebedarf zu 
decken. Die Untersuchungen zur Emission, Aus- 
breitung und Deposition von Schadstoffen bei 
der Verbrennung fossiler Rohstoffe soll Auf- 
schlüsse über neue Technologien zur schadstoff- 
armen Energieerzeugung bringen. Zur Reini- 
gung organisch belasteter Abwässer werden 
anaerobe mikrobielle Verfahren bei gleichzeiti- 
ger Gewinnung von Methan entwickelt. 

— Kernfusion 

In Zusammenarbeit mit EURATOM und ande- 
ren Forschungseinrichtungen werden plasma- 
physikalische Arbeiten, insbesondere auf dem 
Gebiet Einschließung, Heizung und Messung ei- 
nes Hochtemperaturplasmas für einen Fusions- 
reaktor durchgeführt. Probleme der Plasmatech- 
nologie sollen mit der Jülicher Großanlage TEX- 
TOR untersucht werden, die Ende 1981 erstmals 
erfolgreich in Betrieb ging und in den kommen- 
den Jahren zu ihrer vollen Leistung ausgebaut 
werden soll. Im Rahmen eines mit anderen 
deutschen und europäischen Forschungseinrich- 
tungen abgestimmten Fusions-Technologiepro- 
gramms werden daneben einige wissenschaft- 
lich-technische Schlüsselprobleme zukünftiger 
Kernfusionsreaktoren bearbeitet. Die KFA be- 
teiligt sich an Arbeiten für den Joint European 
Torus (JET) sowie an der Konzeptstudie für die 
nächste große Fusionsanlage NET. 

— Gesundheit und Umwelt 

Die Umweltforschung zielt auf die Erfassung 
und Untersuchung von künstlich erzeugten Stof- 
fen in Atmosphäre, Hydrosphäre und Biosphäre 
sowie auf Ausbreitungsmechanismen und Ver- 
bleib dieser Stoffe. In der Medizinforschung und 
-technik werden Arbeiten zur medizinischen 
Diagnostik durchgeführt und Verfahren zur 
schnellen Markierung mit kurzlebigen Radio- 
nukliden für nuklearmedizinische Anwendun- 
gen entwickelt und angewendet. Folgereaktio- 
nen der Kernumwandlung an Bio-Molekülen 
und -Systemen und Untersuchungen an der 
Struktur biologischer Membranen werden im 
Hinblick auf lonentransport und -austausch 
durchgeführt. Die neurobiologische Forschung 
konzentriert sich auf Arbeiten zur Erforschung 
des Mechanismus, der an Sehzellmembranen 
die Umwandlung des Lichtreizes in elektrische 
Impulse bewirkt. 

— Stoffeigenschaften und Materialforschung 

Auf dem Gebiet der Festkörperforschung wird 
in engem Zusammenwirken zwischen Theorie 
und Experiment an der Verbesserung des atomi- 
stischen Verständnisses der Festkörper gearbei- 
tet. Materialorientierte Untersuchungen und die 
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Ziele und Programme der KFA 1984 
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Anwendung festkörperphysikalischer Kennt- 
nisse auf technologische Probleme sind dabei 
wesentliche Aspekte. Die Anwendung nuklearer 
Methoden hat bei der Festkörperforschung be- 
sonderes Gewicht Anwendungsorientierte Un- 
tersuchungen über das Verhalten von 
Oberflächen und über physikalische Vorgänge 
an und in dieser Phasengrenze werden in der 
Grenzflächen- und Vakuumforschung mit neue- 
sten Analysemethoden durchgeführt. 

— Nukleare Grundlagenforschung 

Im Rahmen der Verbundforschung besteht auf 
diesem Gebiet eine enge Zusammenarbeit mit 
zahlreichen Hochschulen. Am Isochron-Zyklo- 
tron werden Kernreaktionen und Kernstreupro- 
zesse im Energiebereich bis 180 MeV erforscht. 
Ein Magnetspektrograph nutzt die hohe Ener- 
gieauflösung des Zyklotrons und ermöglicht da- 
mit die Aufklärung der Feinstruktur bekannter 
und das Auffinden neuer Effekte. Theoretische 
Untersuchungen dienen vor allem der Interpre- 
tation von Zyklotron- und Reaktorexperimenten 
hinsichtlich Reaktionsmechanismus, Kernstruk- 
tur und Kernspaltung. Auf dem Gebiet der 
Radio- und Kernchemie werden Verfahren für 
nuklearmedizinische Anwendungen, die Ermitt- 
lung kernphysikalischer Daten mit chemischen 
Methoden und die Anwendung chemischer Fol- 
gereaktionen bei Kernprozessen untersucht. 

— Analysen, Daten und Methoden 

Im Rahmen der Entwicklung neuer Energietech- 
nologien nehmen systemanalytische Untersu- 
chungen der jetzigen und zukünftigen Energie- 
versorgungssituation einen wichtigen Platz ein. 
Für hochqualifizierte wissenschaftlich-techni- 
sche Dienstleistungen für die wissenschaftli- 
chen Institute und Projekte wird in gewissem 
Umfang eine eigene KFA-anwendungsbezogene 
Forschung und Entwicklung durchgeführt, ins- 
besondere in Meßtechnik, Elektronik und Daten- 
verarbeitung. Gerade auf dem letztgenannten 
Gebiet soll in den nächsten Jahren durch Nut- 
zung eines Parallelrechners Neuland erschlos- 
sen werden, wodurch die Behandlung und Be- 
rechnung bisher unlösbarer Probleme, z. B. auf 
dem Gebiet der nichtlinearen Dynamik, möglich 
wird. 


Struktur und Haushalt 

Die Kernforschungsanlage Jülich gliedert sich in 14 
Institute, wissenschaftlich-technische Gemein- 
schaftseinrichtungen und sonstige Arbeitseinheiten 
und Einrichtungen der Infrastruktur. 

Sie wird von einem Vorstand geleitet; ein Wissen- 
schaftlich-Technischer Rat nimmt zu Fach- und 
Programmfragen Stellung. Aufsichtsorgane sind 
die Gesellschafterversammlung und der Aufsichts- 
rat. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

342,6 

349,5 

363,1 

darunter; 

Personalausgaben . . 

(214,0) 

(221,9) 

(229,7) 

Investitionen 

66,8 

52,1 

61,5 

darunter: 

Bauten 

(30,0) 

(17,2) 

(26,4) 

insgesamt . . . 

409,4 

401,6 

424,6 


Personal ^) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

1 389 

1 347 

1 406 

Techniker 

1 389 

1 341 

1 348 

Übrige 

1 634 

1 611 

1 652 

insgesamt . . . 

4 412 

4 299 

4 406 


Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


2.3.13 Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH (KfK), 
Postfach 36 40, 7500 Karlsruhe 1 

Finanzierung: Bund (90 %) und Baden-Württem- 
berg (10 %) 


Aufgaben 

Das Kernforschungszentrum Karlsruhe betreibt 
insbesondere Kernforschung und kerntechnische 
Entwicklung; es errichtet und betreibt halbtechni- 
sche Versuchsanlagen, zum Teil in Zusammenar- 
beit mit Unternehmen der Wirtschaft. 

Zwei Drittel des FuE-Potentials sind an projekt- 
orientierte Arbeiten gebunden, die in Abstimmung 
oder Zusammenarbeit mit Industriepartnern oder 
kerntechnischen Sicherheits- und Aufsichtsbehör- 
den des kerntechnischen Genehmigungs- und Si- 
cherheitsbereichs durchgeführt werden. Zuneh- 
mende Bedeutung haben Forschungsgebiete zur Er- 
fassung und Reduzierung unerwünschter Neben- 
wirkungen technisch-industrieller Entwicklungen, 
wie die Klimaforschung und die Querschnittsfor- 
schung zur LuftreinhaltungAValdschäden. Die ver- 
bleibende Kapazität dient der Grundlagenfor- 
schung sowie der angewandten Forschung und Ent- 
wicklung in ausgewählten nicht-nuklearen Schlüs- 
seltechnologien. 

— Projekt Schneller Brüter 

Im Vergleich mit heutigen kommerziellen 
Leichtwasserreaktoren führen Schnelle Brutre- 
aktoren das Natururan mit einem ca. 60- bis 
TOfachen Ausnutzungsgrad der Energieerzeu- 
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gung zu und können damit die Verfügbarkeit der 
begrenzten Weltvorräte an Uran beträchtlich 
verlängern. Der Schnelle Brüter wurde als 
deutsch-belgisch-niederländisches Gemein- 
schaftsprojekt entwickelt, ein Prototyp 
(SNR 300) ist zur Zeit unter Beteiligung belgi- 
scher und holländischer Firmen in Kalkar im 
Bau. 

Im Rahmen einer mit der Industrie gebildeten 
„Entwicklungsgemeinschaft Schneller Brüter“ 
befaßt sich das KfK mit Sicherheitsfragen, 
Brennelemententwicklung und Reaktorphysik. 
Mit Frankreich wurde eine Kooperation bei Ent- 
wicklung, Bau und Kenntnisverwertung auf dem 
Brütergebiet vereinbart. 

— Trenndüsenverfahren 

Dieses technisch ausgereifte Verfahren zur 
Urananreicherung zeichnet sich durch eine tech- 
nisch einfache Konzeption aus und kann im 
Sinne des Vertrages über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen leicht überwacht werden. Es 
kam erstmals beim Bau einer Demonstrations- 
anlage in Brasilien zur großtechnischen Anwen- 
dung. Deutsche und brasilianische Firmen be- 
treiben gemeinsam die Weiterentwicklung des 
Trenndüsenverfahrens in Lizenz des KfK auf- 
grund eines Lizenz- und Zusammenarbeitsver- 
trages. Die durch das KfK noch zu erbringenden 
FuE-Leistungen ergeben sich aus den Verpflich- 
tungen dieses Vertrages. 

— Fusionstechnologie 

Mit fortschreitender Entwicklung der experi- 
mentellen Arbeiten zur Kernfusion gewinnen 
technologische Fragestellungen an Bedeutung. 
Das KfK hat im Projekt Kernfusion einen 
Schwerpunkt für Fusionstechnologie geschaffen. 
Die Arbeiten werden in einer Entwicklungsge- 
meinschaft mit dem IPP Garching durchgeführt 
und sind mit Euratom abgestimmt. Bereits in 
den vergangenen Jahren wurden Supraleitungs- 
magnete für den Plasmaeinschluß entwickelt, 
Materialprobleme der ersten Wand untersucht 
und Heiztechniken bearbeitet. Neu aufgenom- 
men wurden die Arbeitsgebiete Brutblanketent- 
wurf, Tritiumtechnologie sowie Aufgaben der 
Handhabungstechnik und Sicherheitsanalyse. 
Die Planungs- und Entwicklungsarbeiten sind 
besonders auf NET, das nächste europäische 
Großexperiment zur Fusion, gerichtet. Die Er- 
gebnisse sollen darüber hinaus zur Klärung der 
Frage beitragen, ob durch Kernfusion ein tech- 
nisch realisierbares Stromerzeugungssystem ge- 
schaffen werden kann. 

— Projekte Wieder auf arbeitung und Abfallbehand- 
lung 

Die Entsorgung der Kernkraftwerke in der Bun- 
desrepublik Deutschland soll aus Gründen des 
Umweltschutzes und der bestmöglichen Kern- 
brennstoffnutzung über eine Wiederaufarbei- 
tung der abgebrannten Brennelemente erfolgen. 
Entsprechende Versuchsanlagen zur Erprobung 
der Wiederaufarbeitungstechnologie und Abfall- 
behandlung sind im KfK in Betrieb bzw. werden 


im Rahmen der FuE-Programme des KfK ent- 
wickelt. Andere Entsorgungstechniken ohne 
Wiederaufarbeitung werden im Rahmen eines 
BMFT-Programms untersucht. 

Nach der heutigen Konzeption sind mehrere de- 
zentrale Entsorgungseinrichtungen, d. h. eine 
räumliche Trennung von Wiederaufarbeitungs- 
anlage und Endlager, vorgesehen. 

Für die Errichtung und den Betrieb der Entsor- 
gungseinrichtungen (außer dem Endlager) sind 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen verant- 
wortlich. Die hierzu erforderlichen FuE-Arbei- 
ten werden vor allem im KfK in einer vertrag- 
lich geregelten Zusammenarbeit mit dem Bau- 
herrn und späteren Anlagenbetreiber, der Deut- 
schen Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen (DWK), durchgeführt. 

— Endlagerung 

Dieser wichtige Teil der nuklearen Entsorgung 
verbleibt in der Verantwortung des Bundes. Die 
hierfür notwendigen FuE-Arbeiten werden vom 
KfK insbesondere im Hinblick auf die Qualität 
von radioaktiven Abfällen durchgeführt. 

— Projekt Nukleare Sicherheit 

Das Projekt umfaßt Arbeiten über sicherheitsre- 
levante Vorgänge in Kernenergieanlagen. Die 
Untersuchungen zum Brennstab- und Kompo- 
nentenverhalten beim Auslegungsstörfall sind 
weitgehend beendet. Die Ausweitung der Arbei- 
ten in den Bereich hypothetischer Unfälle, die 
schwere Kernschäden bis zum Kernschmelzen 
nach sich ziehen können, dient einerseits der 
Eindämmung der Folgeschäden, andererseits ei- 
ner möglichst realistischen Risikobeurteilung. 
Weitere Untersuchungen beschäftigen sich mit 
möglichen Maßnahmen zur Verminderung der 
potentiellen Umweltbelastung durch radioaktive 
Schadstoffe aus Kernkraftwerken und Wieder- 
aufarbeitungsanlagen. 

— Klimaforschung 

Das KfK beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit 
der quantitativen Erfassung antropogener Ein- 
flüsse auf das regionale Klima. Dabei werden 
die wissenschaftlichen Grundlagen für die Beur- 
teilung der Auswirkungen raumplanerischer 
Maßnahmen (Industrieansiedlung, großflächige 
Abholzung oder Aufforstungen, großflächige Be- 
bauungen etc.) erarbeitet. Aufgabe eines neuge- 
gründeten Instituts ist die Modellierung von 
Schadstoffausbreitungen unter Zugrundelegung 
und Entwicklung geeigneter mesoskaliger Kli- 
mamodelle bei gleichzeitiger experimenteller 
Verifizierung. 

— Festkörper- und Materialforschung 

Zweck der Arbeiten ist es, umfassende Kennt- 
nisse der mikroskopischen und makroskopi- 
schen Eigenschaften solcher Materialien bereit- 
zustellen, die insbesondere in modernen Ener- 
gietechnologien ihren Einsatz finden können. Es 
ist zu erwarten, daß dies auch in der Entwick- 
lung neuer Werkstoffe seinen Niederschlag fin- 
den wird. 


278 


279 


Forschungs- und Entwicklungsprogramm sowie sonstige wissenschaftlich-technische Aktivitäten des KfK 1984 



Forschungsprogramme Forschungspolitische Arbeitsschwerpunkte Arbeitsthemen 

der Bundesregierung Einzelziele 



Personaleinsatz in Mannjahren 

Investitionen in Mio DM 

Gesamte Betriebsautwendungen in Mio DM 


I 

10 


20 


in ^ des F + E-Progri 
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Durch gezielte Veränderungen oberflächenna- 
her Schichten sollen Materialeigenschaften ver- 
ändert sowie neue meta-stabile Phasen herge- 
stellt werden. Für besondere Leistungsanforde- 
rungen der Praxis an Werkstoffe hoher Bean- 
spruchung sollen hochfeste und Hochtempera- 
turwerkstoffe sowie korrosionsbeständige und 
verschleißfeste Werkstoffe untersucht werden. 
In der Supraleitungsforschung soll das grundle- 
gende Verständnis der mikroskopischen Vor- 
gänge weiter vertieft und mit makroskopischen 
Materialeigenschaften verknüpft werden. 

— Kern- und Teilchenphysik 

Zur Bearbeitung dieses Teilgebietes der Grund- 
lagenforschung wird das KfK-eigene Isochron- 
zyklotron benutzt, und es werden Beiträge zu 
nationalen wie internationalen Kollaborationen 
bei DESY, CERN und SIN erbracht. Neben Erfol- 
gen beim Experiment „CELLO“ bei DESY mit 
dem Nachweis des Gluonenspins sind die Unter- 
suchungen zur fundamentalen Nukleon-Nukle- 
on- und Nukleon-Antinukleon-Wechselwirkung 
bei SIN und CERN hervorzuheben. Im Rahmen 
der kernphysikalischen Arbeiten wurde die Be- 
deutung der s-Prozesse für die Entwicklung des 
Kosmos herausgestellt. Neu aufgenommen 
wurde ein anspruchsvolles und risikoreiches 
Projekt zur Neutrinoforschung an Spallations- 
quellen, das in Verbindung mit einer Gruppe des 
Rutherford-Appleton-Laboratory in Großbritan- 
nien läuft. Eine Studie zur Trägheitsfusion soll 
speziell unter dem Gesichtspunkt der Grundla- 
genphänomene bei der Erzeugung und dem 
Transport von intensiven Leichtionenstrahlen 
sowie zur Wechselwirkung dieser lonenstrahlen 
und Materie durchgeführt werden. 


Struktur und Haushalt 

Das Kernforschungszentrum Karlsruhe gliedert 
sich in 13 Institute, wissenschaftlich-technische Ge- 
meinschaftseinrichtungen und sonstige Arbeitsein- 
heiten und Einrichtungen der Infrastruktur. Es 
wird von einem Vorstand geleitet und hat einen 
gewählten Wissenschaftlich-Technischen Rat. Auf- 
sichtsorgane sind die Gesellschafterversammlung 
und der Aufsichtsrat. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 1) 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

452,7 

466,9 

484,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(200,6) 

(207,8) 

(210,0) 

Investitionen 

102,9 

97,3 

110,7 

darunter: 

Bauten 

(46,0) 

(32,9) 

(43,9) 

insgesamt . . . 

555,6 

564,2 

595,5 


Personal^) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

1 199 

1 220 

1 312 

Techniker 

1 244 

1 262 

1 323 

Übrige 

1255 

1 232 

1262 

insgesamt . . . 

3 698 

3 714 

3 897 


■ ^) ab 1981 mit Versuchsanlagen 
2) Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 


3. Einrichtungen der gemeinsamen Förderung 
durch Bund und Länder (einschließlich der 
Blauen Liste) 

3.1 Einführung 

Bund und Länder wirken nach Artikel 91b des 
Grundgesetzes bei der Förderung überregional be- 
deutender Forschungseinrichtungen und -Vorhaben 
außerhalb der Ressort- und der Industrieforschung 
zusammen (Gemeinschaftsaufgabe Forschungsför- 
derung). Die Zusammenarbeit vollzieht sich nach 
der 1975 verabschiedeten Rahmenvereinbarung 
Forschungsförderung und den zugehörigen Ausfüh- 
rungsvereinbarungen ^). Diese Abkommen haben 
einheitliche Rechtsgrundlagen für die Zusammen- 
arbeit geschaffen. 

Hiernach werden von Bund und allen Ländern ge- 
meinsam (multilaterale Förderung) die DFG (ein- 
schließlich Sonderforschungsbereiche), die MPG so- 
wie elf überregional bedeutsame Einrichtungen mit 
Servicefunktion für die Forschung gefördert. Die 
Grundsatzentscheidungen sind hierbei den Regie- 
rungschefs Vorbehalten. Sie werden in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung (BLK) in einem mehrstufigen 
Verfahren vorbereitet. 

Nur mit den Sitzländern werden gemeinsam geför- 
dert (bilaterale Förderung): die FhG, die 13 Großfor- 
schungseinrichtungen, 38 weitere selbständige For- 
schungseinrichtungen mit überregionaler Bedeu- 
tung (die zusammen mit den o. a. elf Serviceeinrich- 
tungen in der sog. Blaue Liste zusammengefaßt 
sind) sowie ein von der Konferenz der Akademien 
der Wissenschaften koordiniertes Programm aus 
z. Z. 90 Einzelvorhaben vorwiegend der Geisteswis- 
senschaften. 

Im übrigen unterrichten sich Bund und Länder ge- 
genseitig über alle wesentlichen Maßnahmen, die 
sie in der Forschungsförderung treffen. 


1) vgl. auch Teil I, Kapitel 4; Teil II, Kapitel 8 und Teil IV. 

2) vgl. die Texte in der Broschüre: Gemeinsame For- 
schungsförderung durch Bund und Länder, Bonn, 3. Auf- 
lage 1981. 
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3.2 Ausgewählte Forschungsorganisationen 

3.2.1 Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 

Wissenschaften e. V. (MPG), Residenzstraße 1 a, 

8000 München 1 

Institutioneile Förderung: Bund (50 %) und Länder 

(50 %) 

Aufgaben 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 
Wissenschaften e. V. ist eine Trägerorganisation für 
zur Zeit 59 hochschulfreie Institute, Forschungsstel- 
len und zeitlich befristete Klinische Forschungs- 
gruppen der Grundlagenforschung in ausgewählten 
Bereichen der Natur-, Geistes- und Sozialwissen- 
schaften, Die Max-Planck-Institute widmen sich 
neuen Forschungsgebieten, die für die Hochschul- 
forschung noch nicht reif oder durch Größe und 
Struktur weniger geeignet sind. Einige Max-Planck- 
Institute stehen mit ihren Großgeräten auch der 
Hochschulforschung offen, z. B. in der Astronomie, 
der Radioastronomie und der Festkörperfor- 
schung. 

Die 59 Forschungseinrichtungen der Max-Planck- 
Gesellschaft haben eine sehr unterschiedliche Grö- 
ße, Struktur und Aufgabenstellung. Sie sind über 
die Bundesrepublik und West-Berlin verteilt und 
haben ihren Sitz überwiegend an Hochschulorten. 
Zwei Einrichtungen arbeiten im Ausland, die Bi- 
bliotheca Hertziana in Rom und das Max- Planck- 
Institut für Psycholinguistik in Nijmwegen (Nieder- 
lande). 

Struktur und Haushalt 

Die MPG ist eine Selbstverwaltungsorganisation 
der Wissenschaft, die ihren leitenden Wissenschaft- 
lern großen Freiraum bei der Wahl der Forschungs- 
themen und der Durchführung der Forschungsar- 
beiten läßt. Die Leitung eines Instituts oder einer 
selbständigen Abteilung wird einem Wissenschaftli- 
chen Mitglied in der Regel befristet übertragen. 
Nach sieben Jahren entscheiden Verwaltungsrat 
und Senat auf der Grundlage eines geregelten Prü- 
fungsverfahrens über die Erneuerung. Die Wissen- 
schaftler sind weitgehend freigestellt von Lehrver- 
pflichtungen, suchen aber die Zusammenarbeit mit 
benachbarten Hochschulen und lehren dort. 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter wirken an Ent- 
scheidungen in den Instituten durch gemeinsame 
Beratung über allgemeine Zielsetzung, Methoden 
und Durchführung der Forschungsvorhaben mit. 

An der überwiegenden Zahl der Institute bestehen 
Fachbeiräte, die — besetzt mit in- und ausländi- 
schen Wissenschaftlern — die Institute beraten und 
die Arbeit der Institute gegenüber der Leitung der 
Gesellschaft bewerten. 

Das zentrale Entscheidungsgremium der Max- 
Planck-Gesellschaft ist der Senat. Er entscheidet 
über Gründung, Schließung oder Neuorientierung 
von Instituten, über Aufnahme neuer Forschungs- 
einrichtungen, die Berufung der Wissenschaftlichen 
Mitglieder, Direktoren und Leiter selbständiger Ab- 
teilungen sowie die Festlegung des Haushalts und 


die Verwendung der Mittel. Der Senat wählt den 
Präsidenten und den Verwaltungsrat und be- 
schließt die Institutssatzungen. 

Zur Beratung des Präsidenten und zur Vorberei- 
tung forschungspolitischer Entscheidungen des Se- 
nats besteht ein ständiger Senatsausschuß für For- 
schungspolitik und Forschungsplanung. Dieser ver- 
sucht, Stand und Entwicklungstendenzen bestimm- 
ter Forschungsgebiete zu bewerten, um auf dieser 
Grundlage Vorschläge für neue Forschungsvorha- 
ben oder die Einstellung alter Forschungsaktivitä- 
ten zu machen. 

Der Wissenschaftliche Rat ist das zentrale wissen- 
schaftliche Gremium der MPG. Ihm gehören alle 
vom Senat berufenen Wissenschaftlichen Mitglie- 
der (zur Zeit etwa 200) sowie je Institut ein gewähl- 
ter wissenschaftlicher Mitarbeiter an. Der Wissen- 
schaftliche Rat ist gegliedert in die Biologisch-Me- 
dizinische Sektion (21 Institute, zwei Forschungs- 
stellen, drei Klinische Forschungsgruppen, zwei 
selbständige Nachwuchsgruppen), die Chemisch- 
Physikalisch-Technische Sektion (20 Institute) und 
die Geisteswissenschaftliche Sektion (elf Institute). 
Die Sektionen erörtern die gemeinsamen Angele- 
genheiten der Institute und bereiten die wissen- 
schaftspolitischen Entscheidungen des Senats, wie 
die Gründung und Aufhebung von Instituten und 
Abteilungen, sowie die Berufung neuer Wissen- 
schaftlicher Mitglieder durch Empfehlungen vor. 

Der Verwaltungsrat bereitet alle wichtigen Ent- 
scheidungen der Gesellschaft vor und stellt den Ge- 
samthaushalt auf. Er bildet zusammen mit dem Ge- 
neralsekretär den vereinsrechtlichen Vorstand. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

Allgemeiner Haushalt') 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

599,8 

638,7 

667,7 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(368,9) 

(387,2) 

(410,5) 

Investitionen 

130,4 

108,6 

99,0 

darunter: 

Bauten 

(68,2) 

(49,8) 

(49,5) 

insgesamt . . . 

730,2 

747,3 

766,7 

nachrichtlich: 

Pro j ektf örderung 

1983 



50,4 

Summe 1983 


817,1 


Personal^) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

2 619 

2 676 

2 679 

Techniker 

2 825 

2 780 

2 758 

Übrige 

2 078 

2 117 

2 189 

insgesamt . . . 

7 521 

7 573 

7 626 


^) Quelle: Bundeshaushaltsplan 
2) Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30. Juni des jeweiligen Jahres 
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Förderung der Forschungsbereiche in der Max-Planck-Gesellschaft auf der Grundlage des 
Haushaltsplans 1983 unter Einbeziehung der Projektförderung 



Betriebsausgaben 

TDM 

Wissen- 

Anteil in Prozent 

Forschungsbereiche 

schaftl. 1) 
Personal 

Betriebsaus- 

gaben 

WissenschaftL 

Personal 

Astronomie und Astrophysik 

60 741,9 

176 

7,6 

8,2 

Chemie 

97 007,15 

281 

12,2 

13,1 

Physik I 

79 875,97 

223 

10,0 

10,4 

Physik II 

201 049,05 

435 

25,3 

20,2 

Mathematik (Informatik) 

13 108,7 

22 

1,7 

1,0 

Meteorologie, Aeronomie und Erforschung 
des erdnahen Weltraums 

54 586,18 

131 

6,9 

6,1 

Biomedizinische Forschung am höheren 
Tier und am Menschen 

109 391,47 

303 

13,7 

14.1 

Psychologie und Verhaltensforschung 
unter biologischen Aspekten 

26 310,94 

84 

3,3 

3,9 

Züchtungsforschung und Ökologie 

18 274,0 

47 

2,3 

2,2 

Rechtswissenschaften 

20 965,6 

97 

2,6 

4,5 

Geschichtswissenschaften 

11 112,2 

49 

1,4 

2.3 

Sozialwissenschaften 

19 064,5 

78 

2,4 

3,6 

Insgesamt: 

795 891,39 

2 149,0 

100,0 

100,0 

nachrichtlich: 

Zentral veranschlagt 

21 300.0 




Summe: 

817 191,39 





1) Die Abweichung gegenüber der vorstehenden Tabelle ergibt sich daraus, daß das Statistische Bundesamt auch das 
Personal der rechtlich selbständigen Einrichtungen der MPG (z. B. Kohleforschung, Mülheim; Eisenforschung, Düs- 
seldorf; Psychiatrie, München und Kerckhoff- Klinik, Bad Nauheim) miterfaßt. 
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Fachbereiche, Forschungsbereiche 


Aufgabenstellung 


Fachbereiche 


Forschungsbereiche 
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Institute der Max-Planck-Gesellschaft 
in Zuordnung zu den Forschungsbereichen 

— in % der Aufwendungen — 



Fachbereich 1 
Forschungsbereiche 

Fachbereich 2 
Forschungsbereiche 

Fachbereich 3 

F or sch ungsbereichC 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

1.5 

1.6 

2.1 

22 

2.3 

2.4 

2.5 

3.1 

3.2 

3.3 

MPI für Aeronomie .... 






100 









MPI für Astronomie . . . 

100 














MPI für Chemie 



37 



63 









MPI für biophysi- 
kalische Chemie 


57 

6 




20 

17 







MPI für Eisenforschung 
GmbH 




100 











MPI für Festkörper- 
forschung 




100 











Fritz-Haber-Institut 


50 

50 












Gmelin-Institut 


100 













MPI für Kernphysik . . . 



66,7 



33,3 









MPI für Kohlen- 
forschung 


100 













MPI für Mathematik . . 





100 










MPI für Metall- 
forschung 




100 











MPI für Meteorologie . . 






100 









MPI für Physik und 
Astrophysik 

51,3 


38,4 



10,3 









MPI für Plasmaphysik . 




91 

9 










MPI für Polymer- 
forschung 


50 


50 











MPI für Quantenoptik . 



50 

50 











MPI für Radio- 
astronomie 

100 














MPI für Strahlenche- 
mie 


100 













MPI für Strömungs- 
forschung 


25 

75 












MPI für Biochemie 


7 





50 

43 







MPI für Biologie 







66,7 

33,3 







MPI für Biophysik 







66,7 

33,3 







MPI für experimentelle 
Endokrinologie 








100 







MPI für Ernährungs- 
physiologie 








100 







MPI für mediz. 

Forschung 


50 





50 
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Fachbereich 1 
Forschungsbereiche 

Fachbereich 2 
Forschungsbereiche 

Fachbereich 3 
Forschungsbereiche 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

1.5 

1.6 

2,1 

12 

2.3 

2.4 

2.5 

3.1 

3.2 

3.3 

MPI für neurologische 
Forschung 








100 







MPI für physiol. und 
klin. Forschung 








100 







Friedrich-Miescher- 
Laboratorium 







89 

11 







MPI für molekulare 
Genetik 







100 








MPI für Hirnforschung 








100 







MPI für Immunbiologie 







30 

70 







Klin. Arbeitsgruppen an 
der Medizin. Klinik 
der Universität 
Göttingen 








100 







Klin. Forschergruppe f. 
Blutgerinnung und 
Thrombose 








100 







Klin. Forschergruppe f. 
Multiple Sklerose 








100 







Klin. Forschergruppe f. 
Reproduktions- 
medizin 








100 







MPI für biol. 

Kybernetik 







100 








MPI für Limnologie 










100 





Forschungsstelle 
Matthaei 








50 

50 






MPI für experimentelle 
Medizin 


8 





14 

70 

8 






MPI für Psychiatrie . . . 








41,2 

58,8 






MPI für Psycho- 
linguistik 









50 




50 


Forschungsstelle für 
Psychopathologie 









100 






MPI für System- 
physiologie 








100 







MPI für Verhaltens- 
physiologie 







33,3 

33,3 

33,4 






MPI für Virusforschung 







60 

40 







MPI für Zellbiologie . . . 







50 

50 







MPI für Züchtungs- 
forschung 










100 





Bibliotheca Hertziana . 













100 
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Fachbereich 1 
Forschungsbereiche 

Fachbereich 2 
Forschungsbereiche 

Fachbereich 3 
?orschungsbereiche 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

1.5 

1.6 

2.1 

2.2 

! 2.3 

2.4 

2.5 

3.1 

3.2 

3.3 

MPI für Bildungs- 
forschung 













100 


MPI für psychol. 

Forschung 













100 


MPI für Geschichte 













100 


MPI für Patentrecht . . . 












100 



MPI für Privatrecht . . . 












100 



MPI für Völkerrecht . . . 












100 



MPI für europäische 
Rechtsgeschichte 













100 


MPI für Sozialrecht 












100 



MPI für Sozialwissen- 
schaften (in Auf- 
lösung) 













100 


MPI für Strafrecht 












100 




3.2.2 Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der 
angewandten Forschung e.V. (FhG), 

Leonrodstraße 54, 8000 München 19 

Finanzierung: a) 22 Vertragsforschungsinstitute: 

60 % eigene Erträge, 40 % er- 
folgsabhängige institutionelle 
Förderung — davon 90 % Bund 
und 10 % sieben Länder 

b) sechs verteidigungsbezogene 
Forschungsinstitute: 

100 % Förderung durch den 
BMVg (institutionelle Förderung 
und Projektfinanzierung) 

c) zwei Dienstleistungseinrichtun- 
gen: 

20 % — 25 % eigene Erträge, 
75 % — 80 % institutioneile Förde- 
rung durch Bund und Länder 


Aufgaben 

Die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an- 
gewandten Forschung e. V. gliedert sich in drei Lei- 
stungsbereiche: 

— Vertragsforschung (80 % des Gesamtaufwandes) 

In 22 Vertragsforschungsinstituten werden Auf- 
tragsforschung für die Wirtschaft (direkte Auf- 
träge einzelner Unternehmen) und Wirtschafts- 
verbände sowie Projektforschung für staatliche 
Stellen durchgeführt. FuE-Vorhaben für kleine 
oder mittelständische Unternehmen können fi- 
nanziell zu 40 % bis 60 % aus einem Sonderfonds 


gefördert werden. Weiterhin beteiligen sich die 
Institute an gemischt-finanzierten Verbundpro- 
jekten zwischen Wirtschaftsunternehmen und 
staatlichen Instituten. 

Durch Auftrags- und Projektforschung werden 
etwa 60 % des Forschungsaufwandes der FhG 
finanziell gedeckt. Die restlichen 40 % bringen 
der Bund (BMFT) und sieben Sitzländer als in- 
stitutioneile Förderung auf. Diese Mittel dienen 
vornehmlich für Eigenforschungsvorhaben, mit 
denen die wissenschaftliche Qualität der Insti- 
tute erhalten und somit deren Marktchancen ge- 
sichert oder neue Forschungsbereiche erschlos- 
sen werden. Die institutioneile Förderung ist er- 
folgsabhängig, d. h. sie ist gekoppelt an die Ver- 
tragsforschungseinnahmen. Dies ist Anreiz für 
wissenschaftliche Eigeninitiative und Vertrags- 
akquisition und fördert eine anwendungsorien- 
tierte (bedarfsorientierte) Forschung. 

— Verteidigungsforschung (16 % des Gesamtauf- 
wandes) 

In sechs Fraunhofer-Instituten werden Aufga- 
ben der Ressortforschung für den BMVg durch- 
geführt. Sie werden zu 100 % vom BMVg finan- 
ziert (Grund- und Projektfinanzierung). In vier 
Instituten gibt es Abteilungen, die im Sinne der 
oben geschilderten Vertragsforschung arbeiten. 

— Dienstleistungen (4 % des Gesamtaufwandes) 

Hierunter fallen die überwiegend (75 — 80 %) von 
Bund und Ländern geförderten Tätigkeiten des 
Informationszentrums Raum und Bau und der 
Patentstelle für die Deutsche Forschung, Die Pa- 
tentstelle steht neben der FhG allen Erfindern 
an öffentlichen Forschungseinrichtungen, insbe- 
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sondere den Hochschulen, sowie freien Erfin- 
dern für Schutzrechtsanmeldungen und -Verwer- 
tungen zur Verfügung. 


Arbeitsschwerpunkte 

Die Arbeitsschwerpunkte der FhG ergeben sich aus 
der folgenden Graphik „Fachbereiche“. 


Fachbereiche der Fraunhofer-Gesellschaft 


Fachbereich 

Mitarb. 1983 
(Stammpers.) 

Aufwand 1983 
(in Mio DM) 

Mikroelektronik/Sensortechnik 

309 

40 

Informationstechnik/Produktionsautomatisierung 

493 

68 

Fertigungstechnologien 

111 

14 

Werkstoff- und Bauteilverhalten 

458 

46 

Verfahrenstechnik 

345 

33 

Energie- und Bautechnik 

205 

24 

Umweltforschung 

229 

25 

Technisch-wirtschaftliche Studien/Fachinformation 

152 

17 

Insgesamt . . . 

2 302 

267 


Struktur und Haushalt 

Die FhG betreibt in 30 Einrichtungen angewandte 
Forschung und Entwicklung auf natur- und inge- 
nieurwissenschaftlichen Gebieten. 

Die Geschäfte der FhG führt der Vorstand; er wird 
dabei von der Zentralverwaltung unterstützt. 

Der Senat (20 Mitglieder) wird von der Mitglieder- 
versammlung, dem obersten Organ der FhG, ge- 
wählt. Er beschließt die Grundzüge der Forschungs- 
politik, die Forschungs- und Ausbauplanung und 
entscheidet über die Errichtung bzw. Auflösung der 
Einrichtungen der Gesellschaft sowie über die fach- 
liche Zusammenfassung der Institute. 

Der Wissenschaftlich-Technische Rat berät und un- 
terstützt die übrigen Organe der Gesellschaft in 
wissenschaftlich-technischen Fragen von grund- 
sätzlicher Bedeutung. 

Träger der Forschungsarbeit der FhG sind die Insti- 
tute. Den Leitern der Institute und den Organen der 
Gesellschaft stehen die Institutskuratorien, die vom 
Vorstand berufen werden, beratend zur Seite. 


Erlöse aus FuE 
in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 1982 

1983 


106,1 122,2 

138,0 


Ausgaben in Mio DM^) 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

187 

207 

225 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(136) 

(147) 

(160) 

Investitionen 

67 

82 

86 

darunter: 

Bauten 

(32) 

(44) 

(44) 

insgesamt . . . 

254 

289 

311 


Personal^) 

1981 

1982 

1983 

Forscher 

1 263 

1 322 

1 381 

Techniker 

366 

402 

405 

Übrige 

586 

593 

637 

insgesamt . . . 

2 215 

2 317 

2 423 


Vertragsforschungseinnahmen der FhG von Bund, Län- 
dern, Industrie, Wirtschaftsverbänden, Einrichtungen 
der Forschungsförderung, Sonstigen 
Quelle; FhG-Forschungsplan 1980 
Stand: 1. März 1983 
Quelle: Statistisches Bundesamt; 

Ist vom 30, Juni des jeweiligen Jahres 
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3.3 Einrichtungen der Blauen Liste 


Institutioneile Förderung der Einrichtungen der Blauen Liste durch Bund und Länder 

— in TDM — 


Einrichtung 

Finanzie- 
rungsanteil 
Bund : Land 
(Länder) ab 
1.1.77 

Ressortzu- 
ständigkeit 
beim Bund 

Ist 

Soll 


1981 

1982 

1983 

BADEN-WÜRTTEMBERG 

1. Deutsches Institut für Fernstudien an 
der Universität Tübingen (DIFF) 

50 :50 

BMBW 

11 426 3) 

11 300 

11 909 

2. Fachinformationszentrum 4 
(Energie, Physik, Mathematik), 

Karlsruhe 

85:15 

BMFT 

20 565 

23 420 

25 041 

3. Kiepenheuer-Institut, Freiburg 

50 :50 

BMFT 

2 852 

3 269 

3 218 

4. Institut für Deutsche Sprache, Mann- 
heim 

50 :50 

BMFT 

5 587 

5 911 

6 051 

Zentralarchiv für Hochschulbau ^), 
Stuttgart 

50:50 

BMBW 

— 

— 

— 

BAYERN 

5. Deutsche Forschungsanstalt 

für Lebensmittelchemie, München 

50 :50 

BML 

2 528 

2 660 

2 740 

6. Deutsches Museum, München 
(Forschungsanteil 30 %) 

50 :50 

BMI 

4 500 

4 939 

5 309 

7. Germanisches Nationalmuseum, 

Nürnberg 

(Forschungsanteil 65 %) 

50 :50 

BMI 

5 336 

5 461 

6 834 

8. Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, 
München 

50 ;50 

BMWi 

7 505 

8 030 

8 153 

9. Institut für Zeitgeschichte, München 

50:50 

BMFT 

3 081 

3 179 

3 271 

BERLIN 

10. Deutsches Bibliotheksinstitut, Berlin 

30 :70 

BMBW 

6 777 

6 695 

7 322 

11. Fachinformationszentrum 3 (Chemie), 
Berlin 

50 :50 

BMFT 



3 908 

6 396 

12. Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin 

50 :50 

BMWi 

9 826 

9 912 

10 661 

13. Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichten- 
technik, Berlin 

50 :50 

BMFT 

8 290 

14 974 

19 931 

14. Wissenschaftszentrum Berlin 

75 :25 

BMFT 

16 400 

15 850 

16 828 


1) Ab 1981 in die HIS-GmbH überführt 

2) Ab 1982 in die Blaue Liste aufgenommen. 

3) Soll 
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Einrichtung 

Finanzie- ' 
rungsanteil ' 
Bund .Land 
(Länder) ab 
1.1.77 

Ressortzu- 
: ständigkeit 
beim Bund * 

Ist 

Soll 


1981 

1982 

1983 

BREMEN 






15. Institut für Meeresforschung, 

Bremerhaven 

50:50 

BMFT 

10 356 

11 050 

10 461 

16. Deutsches Schiffahrtsmuseum, 
Bremerhaven 

50:50 

BMI 

2 113 

2 023 

2 097 

HAMBURG 






17. Bernhard-Nocht-Institut für Schiffs- und 
Tropenkrankheiten, Hamburg 

50 :50 

BMJFG 

8 167 

8 628 

8 970 

18. Heinrich-Pette-Institut für experimen- 
telle Virologie und Immunologie an der 
Universität Hamburg 

50 :50 

BMJFG 

6 665 

6 612 

6 808 

19. HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg 

50 :50 

BMWi 

12 227 

12 925 

13 275 

20. Stiftung Deutsches Überseeinstitut, 
Hamburg 

50 :50 

AA 

6 632 

6 900 

6 910 

HESSEN 






21. Deutsches Institut für Internationale 
Pädagogische Forschung (DIPF), 
Frankfurt/Main 

50 :50 

BMBW 

5 389 

5 759 

5 978 

22. Forschungsinstitut Senckenberg, 

F rankf urt/Main 

50 :50 

BMFT 

9 992 

10 441 

11 149 

23. Gesellschaft für Information und Doku- 
mentation (GID), Frankfurt/Main 

65:35 

BMFT 

21 570 

21 318 

22 823 

24. Johann-Gottfried-Herder- Forschungsrat, 
Marburg 

50 :50 

BMB 

3 457 

3 650 

3 964 

25. Pädagogische Arbeitsstelle des 

Deutschen Volkshochschulverbandes, 
Frankfurt/Main 

50 :50 

BMBW 

2 196 

2 328 

2 446 

NIEDERSACHSEN 




* 


26. Deutsches Primatenzentrum, Göttingen 

50 :50 

BMFT 

9811 

11 577 

11 245 

27. Institut für Erdölforschung, Hannover 

50 :50 

BMWi 

9 463 

9 699 

8 421 

28. Institut für den Wissenschaftlichen Film, 
Göttingen 

50 :50 

BMFT 

7 845 

8 181 

8 649 

29. Niedersächsisches Landesamt für Bo- 
denforschung, Hauptabteilung „Gemein- 
schaftsaufgaben“, Hannover 

50 : 50 

BMWi 

7 385 

7 463 

8 307 

30. Technische Informationsbibliothek an 
der Technischen Universität, Hannover 

30:70 

BMFT 

7 639 

8 392 

9 417 

31. Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung, Hannover 

30 :70 

BMBau 

2715 

2 803 

2 773 
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Einrichtung 

Finanzie- 
rungsanteil 
Bund : Land 
(Länder) ab 
1. 1.77 

Ressortzu- 
ständigkeit 
beim Bund 

Ist 

Soll 


1981 

1982 

1983 

NORDRHEIN-WESTFALEN 

32. Bergbau-Museum, Bochum 
(Forschungsanteil 50 %) 

50 :50 

BMI 

2 298 

2 308 

3 678 

33. Deutsche Gesellschaft für Friedens- 
und Konfliktforschung (DGFK), Bonn 

80 ;20 

BMFT 

3 608 

3 728 

3 468 

34. Diabetes-Forschungsinstitut an der 
Universität Düsseldorf 

50 :50 

BMJFG 

9 937 

10 439 

10 548 

35. Forschungsinstitut für Rationalisierung 
an der Rheinisch-WestfäÜschen Techni- 
schen Hochschule, Aachen 

50 :50 

BMWi 

1 812 

2 015 

2 152 

36. Institut für Arbeitsphysiologie an der 
Universität Dortmund 

50 :50 

BMA 

7 255 

8 532 

8 820 

37. Institut für Kinderernährung, Dortmund 

50 :50 

BMJFG 

2 256 

2 491 

2 734 

38. Institut für Spektrochemie und ange- 
wandte Spektroskopie ^) Dortmund 

50 : 50 

BMFT 

6 504 

7 960 

8 664 

39. Medizinisches Institut für Umwelthy- 
giene und Silikoseforschung an der Uni- ' 
versität Düsseldorf 

50 :50 

BMI 

15 480 

15 879 

15 860 

40. Rheinisch-Westfälisches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Essen 

50 :50 

BMWi 

3 776 

3 795 

3 916 

41. Zentralbibliothek der Medizin, Köln 

30:70 

BMJFG 

3 466 

4 031 

4 334 

42. Forschungsinstitut und Museum König, 
Bonn (Forschungsanteil 50 %) 

50 :70 

BMI 

1 705 

1 694 

1 714 

RHEINLAND- PFALZ 

43. Forschungsinstitut bei der Hochschule 
für Verwaltungswissenschaften, Speyer 

50 :50 

BMI 

2 002 

2 511 

2 972 

44. Römisch-Germanisches Zentralmuseum, 
Mainz 

(Forschungsanteil 65 %) 

50 :50 

BMI 

2 755 

2 898 

2 937 


Forschungsanteil (50%) wird ab 1977 von Bund und Sitzland getragen. 

2) Die gemeinsame Förderung der DGFK wurde zum 31. Dezember 1983 beendet. 

3) Ab 1980 in die Blaue Liste auf genommen. 
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Einrichtung 

Finanzie- 
rungsanteil 
Bund : Land 
(Länder) ab 
1.1.77 

Ressortzu- 
ständigkeit 
beim Bund 

Ist 

Soll 


1981 

1982 

1983 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

45. Forschungsinstitut Börstel für experi- 
mentelle Biologie und Medizin 

50 :50 

BMJFG 

14 508 

18 604') 

22 421 

46. Institut für Meereskunde an der Univer- 
sität Kiel 

(Forschungsanteil 87,5 %) 

50 :50 

BMFT 

14 955 

15 472') 

18 583 

47. Institut für die Pädagogik der Naturwis- 
senschaften an der Universität Kiel 

50 :50 

BMBW 

6 495 

6 269') 

6 929 

48. Institut für Weltwirtschaft an der Uni- 
versität Kiel 

50 :50 

BMWi 

6 239 

5 670') 

7 085 

49. Zentralbibliothek der Wirtschaftswissen- 
schaften (ZBW), Kiel 

50 :50 

BMWi 

8 310 

8 062 

9 136 

Summe . . . 



349 575 

380 558 

412 926 


1) Soll 

Quellen; a) Für Einrichtungen mit Servicefunktion für die Forschung: die von der BLK verabschiedeten Haushalts-/ 
Wirtschaftspläne der Einrichtungen. 

b) Für die übrigen Einrichtungen: Unterlagen der KMK für das Refinanzierungsverfahren der Länder. 
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3.4 Ausgewählte Einrichtungen der Blauen Liste mit 
dem Arbeitsschwerpunkt Forschung und 
Entwickiung 

(Die Haushaltsangaben beziehen sich nicht nur auf 
den institutionell geförderten Aufgabenumfang und 
decken sich deshalb mit den Finanzzahlen der 
Übersicht 3.3 nicht in jedem Fall.) 


3.4.1 Gesellschaft für Information und Dokumentation mbH 
(GID), Lyoner Straße 44-48, 6000 Frankfurt/Main 71 

Finanzierung: Bund (65 %; BMFT) und Länder 
(35 %) 


Aufgaben 

Die Gesellschaft für Information und Dokumenta- 
tion ist die zentrale Forschungs-, Entwicklungs- und 
Infrastruktureinrichtung der Fachinformation. Sie 
nimmt schwerpunktmäßig folgende Aufgaben 
wahr: 

— Forschung und Entwicklung in Informationswis- 
senschaft und -praxis 

O zur Schaffung methodischer, organisatori- 
scher und technischer Voraussetzungen des 
Wissenschaftstransfers, 

O zur Unterstützung von Fachinformationsein- 
richtungen und -diensten. 

— Wissenschaftlich-technische Dienstleistungen 
zur Unterstützung der Fachinformationseinrich- 
tungen und der Fachkommunikation. 

— Mitwirkung bei übergreifenden nationalen und 
internationalen Programmen und Vorhaben, ins- 
besondere 

O Beratung und Unterstützung der Gesellschaf- 
ter bei ihren Maßnahmen im Bereich der 
Fachkommunikation, 

O Mitwirkung beim Erfahrungsaustausch und 
bei der Abstimmung und Zusammenarbeit 
im Bereich der Fachkommunikation. 

Schwerpunkte des Forschungs- und Entwicklungs- 
programms der GID für 1984 sind: 

O Analyse des Informationsmarktes im Bereich 
des Übergangs von traditionellen zu neuen Me- 
dien, Rechtsprobleme, 

O Elektronische Dokumentproduktion, -Publika- 
tion und -lieferung, 

O Fakteninformationssysteme, 

O Fachinformation über Bildschirmtext, 

O Verbesserung von Literaturinformationssyste- 
men, automatisierte Texterschließung, 

O Informationsvermittlungssysteme, 

O Einsatz von Mini- und Mikrocomputern in der 
Fachkommunikation. 


Struktur und Haushalt 

Die innere Organisation der GID folgt weitgehend 
der Struktur der anwendungsorientierten Großfor- 
schungseinrichtungen. Aufsichtsrat und Geschäfts- 
führer werden vom Wissenschaftlich-Technischen 
Rat (WTR) sowie von einem wissenschaftlichen Bei- 
rat beraten und unterstützt. Bei der GID bestehen 
vier wissenschaftliche Sektionen: Sektion für Sy- 
stementwicklung, Sektion für Technik, Sektion für 
Kommunikation und Sektion für Ökonomie sowie 
die Zentralbereiche Ergebnistransfer, GID-Informa- 
tionszentrum, Projektträgerschaft und -förderung. 
Die GID verfügt über ein internationales Büro in 
Bonn und über Außenstellen in Washington und 
Tokio. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

21,9 

22,4 

23,0 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(13,1) 

(13.5) 

(14,3) 

Investitionen 

0,4 

0,3 

0,3 

darunter: 

Bauten 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

22,3 

22,7 

23,3 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftsbereich 

76 

72 

72 

Dokumentations-, DV- 
techn. Bereich 

60 

60 

60 

Sonstiger Bereich 

einschl. Verwaltung 

und Außenstellen 

93 

88 

87 

insgesamt . . . 

229 

220 

219 


Quelle: Bundeshaushaltsplari 


3.4.2 Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik 

Beriin GmbH (HHi), Einsteinufer 37, 1000 Berlin 10 

Finanzierung: Bund. (50 %; BMFT), Leind Berlin 
(50 %) 


Aufgaben 

Die Forschungsarbeiten des Heinrich-Hertz-Insti- 
tuts konzentrieren sich — in Abstimmung mit der 
Deutschen Bundespost — fachlich auf folgende 
nachrichtentechnische Arbeitsgebiete: 

O Breitband-Übermittlungssysteme, 

O Integrierte Optik, 

O Breitband-Dienste, 
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O Mensch-Maschine-Interaktion, 

O wirtschaftliche und technische Analysen und 
Prognosen. 

Die wesentlichen Aufgaben des Heinrich-Hertz-In- 

stituts bestehen in: 

O Forschung auf den oben genannten Gebieten in 
eigener Verantwortung; 

O Auftragsforschung und -entwicklung für die öf- 
fentliche Hand (insbesondere BMFT und BMP) 
und für die Industrie. Hierzu gehören beispiels- 
weise auch Untersuchungen über neuartige 
nachrichtentechnologische Verfahren, Metho- 
den, Komponenten und Systeme; 

O Unterstützung des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie bei der Durchführung 
von ausgewählten strategisch bedeutsamen 
Großprojekten (Demonstrationsvorhaben); 

O Analysen und Prognosen zur Telekommunika- 
tion. 


Struktur und Haushalt 

Das Heinrich-Hertz-Institut ist eine Forschungsein- 
richtung auf dem Gebiet der Nachrichtentechnik. 
Es wird in der Rechtsform einer GmbH betrieben. 
Gesellschafter sind die Bundesrepublik Deutsch- 
land, vertreten durch den Bundesminister für For- 
schung und Technologie, und das Land Berlin, ver- 
treten durch den Senator für Finanzen. 

Organe der Gesellschaft sind: 

O die Gesellschafterversammlung, 

O der Aufsichtsrat, 

O die Geschäftsführer und 

O der Wissenschaftlich-Technische Rat. 

Das Institut besteht aus den zwei Bereichen „Nach- 
richtensysteme“ und „Integrierte Optik“ mit jeweils 
fünf wissenschaftlich-technischen Abteilungen. 


Ausgaben in Mio DM ^) 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

19,6 

24,4 

19,8 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(10,7) 

(12,7) 

(12,8) 

Investitionen 

3,5 

6,4 

12,1 

darunter: 




Bauten 

(0,3) 

(0,3) 

(3,5) 

insgesamt . . . 

23,1 

30,8 

31,9 


Personal) 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

109 

118 

121 

Technisches Personal 

33 

38 

44 

Verwaltungspersonal . 

26 

27 

27 

insgesamt . . . 

168 

183 

192 


1) Quelle: Wirtschaftsplan; die Ausgaben und Stellen ent- 
halten die institutionelle Förderung und Sonderfinan- 
zierung. Der Anteil der Sonderfinanzierung beträgt 
etwa 50%. 


3.4.3 Institut für Meeresforschung, Am Handelshafen 12, 
2850 Bremerhaven 

Nachgeordnetes Institut des Senators für Wissen- 
schaft und Kunst der Freien Hansestadt Bremen. 

Finanzierung: Bund (50 %; BMFT), Land (50 %) 

Aufgaben 

Das Institut für Meeresforschung betreibt Grundla- 
genforschung in der Meereskunde mit den Schwer- 
punkten Meeresbiologie, Meereschemie und Mee- 
resphysik. 

Die Forschungsarbeiten konzentrieren sich auf das 
komplizierte Beziehungsgefüge von Umweltfakto- 
ren und Lebewesen im Meer. 

Das Institut für Meeresforschung hat folgende Auf- 
gabengebiete: 

O Untersuchungen zur Bedeutung der Meeresor- 
ganismen für den Stoffhaushalt des Meeres, 

O Erarbeitung von Beiträgen zum Energiefluß im 
Meer, 

O Untersuchung der Schadstoffbelastung des Mee- 
res, 

O Erforschung der Systematik mariner Organis- 
men, 

O Erfassen der Wirkstoffe und anderer Substan- 
zen, die von marinen Mikroorganismen produ- 
ziert werden. 


Struktur und Haushalt 

Das Institut wird von einem Direktor geleitet. Es 
besteht aus den Abteilungen Zoologie, Nematoden- 
kunde, Diatomeenkunde, Botanik, Bakteriologie, 
Chemie, Hydrographie und dem Nordseemuseum. 
Für Forschungsarbeiten auf See verfügt das Insti- 
tut über den Forschungskutter „Victor Hensen“. 
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Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

19 

19 

19 

Technisches Personal 

24 

24 

24 

Verwaltungspersonal . 

7 

7 

7 

Sonstiges Personal . . . 

11 

11 

11 

insgeseimt . . . 

61 

61 

61 


Quelle: Bundeshaushaltsplan 


3.4.4 Institut für Meereskunde an der Universität Kiel, 
Düsternbrooker Weg 20, 2300 Klei 

Finanzierung: Bund (50 %; BMFT) und Land 
Schleswig-Holstein (50 %) 


Aufgaben 

Dem Institut für Meereskunde an der Universität 
Kiel obliegt Grundlagenforschung in der physikali- 
schen, chemischen und biologischen Meereskunde. 
Darüber hinaus dient es der Lehre in maritimen 
Fächern. Für Forschungs- und Ausbildungsfahrten 
auf See stehen das Forschungsschiff „Poseidon“, die 
Forschungskutter „Alkor“ und „Littorina“ sowie die 
Forschungsbarkasse „Sagitta“ zur Verfügung. Das 
Institut unterhält ein Lehr-, Schau- und Versuchs- 
aquarium. 

Die Forschungsschwerpunkte sind: 

O Strömungssystem und Wärmetransport im At- 
lantik und deren Auswirkungen auf das Klima 
Europas, 

O Stoffkreislauf im Meer und am Meeresboden so- 
wie der Einfluß anthropogener Schadstoffe auf 
natürliche Prozesse, 

O Produktionsleistung mariner Nutztiere, 


O Grundlagenforschung zur Meeresverschmut- 
zung und Auswirkungen auf die biologisch-che- 
mische Nährstoffdynamik. 


Struktur und Haushalt 

Das Institut besteht aus den zehn Abteilungen Re- 
gionale Ozeanographie, Theoretische Ozeanogra- 
phie, Meeresphysik, Maritime Meteorologie, Mee- 
reschemie, Meeresbotanik, Meereszoologie, Fische- 
reibiologie, Marine Planktologie und Marine Mikro- 
biologie. Es wird von einem Kollegium, das aus sei- 
ner Mitte den Geschäftsführenden Direktor wählt, 
geleitet. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

16,5 

17,5 

20,0 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(8^) 

(8.7) 

(9.5) 

Investitionen 

0,9 

0,7 

2,0 

darunter: 

Bauten 

(--) 


(0,9) 

insgesamt . . . 

17.4 

18,2 

22,0 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

44 

44 

44 

Technisches Personal 

61 

61 

61 

Sonstiges Personal . . . 

23 

23 

23 

insgesamt . . . 

128 

128 

128 


Quelle: Bundeshaushaltsplan 


3.4.5 Institut für Pädagogik der Naturwissenschaften an 
der Universität Kiel (IPN), Olshausenstraße 40-60, 

2300 Kiel 

Finanzierung: Bund (50 %; BMBW) und Land 
Schleswig-Holstein (50 %) 


Aufgaben 

Das Institut für Pädagogik der Naturwissenschaf- 
ten an der Universität Kiel hat die Aufgabe, Fragen 
der Didaktik und Methodik des naturwissenschaft- 
lichen Unterrichts zu bearbeiten. Es entwickelt und 
untersucht neue Lehr- und Lernverfahren ein- 
schließlich der dafür erforderlichen Lehr- und Lern- 
mittel in den Fächern Physik, Chemie und Biologie 
sowie im fächerübergreifenden naturwissenschaft- 
lichen Unterricht für die verschiedenen Schulstufen 
und Schularten. 
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Das Institut arbeitet im Rahmen eines mehrjähri- 
gen Forschungsprogramms, das vom Verwaltungs- 
rat und vom Sachverständigenrat beschlossen wird. 
Das Programm reicht von der Grundlagenfor- 
schung mit langfristigen Wirkungsperspektiven bis 
hin zur Entwicklung unmittelbar einsetzbarer na- 
turwissenschaftlicher Curricula. Durch Beratung, 
Dokumentation und durch Weiterbildungsmaßnah- 
men für Lehrer und Wissenschaftler erfüllt das In- 
stitut Servicefunktionen für Bildungsplanung, -for- 
schung und -praxis. 

Die Ergebnisse der Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten des Instituts werden sowohl in Form von 
Materialien für die Unterrichtspraxis als auch in 
eigenen wissenschaftlichen Publikationsreihen und 
in Einzelveröffentlichungen verbreitet. Außerdem 
veranstaltet das Institut in regelmäßiger Folge re- 
gionale wie überregionale und internationale Ta- 
gungen für Wissenschaftler und Schulpraktiker der 
Naturwissenschaftsdidaktik. 

Forschungsschwerpunkte und -Vorhaben 

Das IPN befaßt sich im Rahmen seiner mittelfristi- 
gen Forschungs- und Finanzplanung 1981 bis 1983 
mit 30 Arbeitsgebieten, zu denen u. a. gehören: 

O Ökologie und Umwelterziehung, 

O Curriculumentwicklung in den naturwissen- 
schaftlichen Fächern, 

O Langzeitwirkungen von naturwissenschaftli- 
chem Unterricht am Beispiel des Physikunter- 
richts, 

O Methoden im naturwissenschaftlichen Unter- 
richt, 

O Informatik und naturwissenschaftlicher Unter- 
richt, 

O der Bezug von Arbeit, Technik und Beruf zur all- 
gemeinen Bildung, 

O Werthaltungen, Einstellungen, Interessen und 
naturwissenschaftliche Bildungsprozesse. 

Struktur und Haushalt 

Das IPN ist eine nichtrechtsfähige Forschungsan- 
stalt des öffentlichen Rechts. Es gliedert sich in 
Fachabteilungen für Physik, Chemie und Biologie, 
deren Leiter zugleich Professoren der Universität 
Kiel sind. Der BMBW wirkt in den Aufsichts- und 
Beratungsgremien des Instituts mit. 


Ausgaben ^) in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

6,5 

7,1 

6,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(5.0) 

(5,3) 

(5,3) 

Investitionen 

0,2 

0,1 

0,3 

insgesamt . . . 

6.7 

7.2 

7.1 


Personal^) 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

41 

40,5 

39,5 

Technisches Personal 

2 

2 

2 

Verwaltungspersonal . 

39,5 

32 

36,5 

Sonstiges Personal . . . 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

82,5 

74.5 

78 


Quelle: Angabe der zuständigen obersten Bundesbe- 
hörde (BMBW) 


3.4.6 Klepenheuer-Institut für Sonnenphysik ln 

Freiburg 1. Br. (KIS), Schöneckstraße 5, 7800 Freiburg 

Finanzierung: Bund (50 %; BMFT), B aden- Württem- 
berg (50 %) 


Aufgaben 

Das Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik (früher 
Fraunhofer-Institut) in Freiburg mit den Observato- 
rien auf dem Schauinsland bei Freiburg und in 
Anacapri (Italien) ist ein astronomisches For- 
schungsinstitut und dient der Sonnen- und Welt- 
raumforschung. Das Institut betreibt Grundlagen- 
forschung in der Sonnenphysik und erforscht dabei 
die physikalischen Vorgänge in den äußeren 
Schichten der Sonne; 

O Strahlentransport in der Sonnenatmosphäre, 

O Strukturen und Wellenphänomene der Photo- 
sphäre und Chromosphäre, 

O Physikalischer Aufbau der Sonnenflecken, 

O Einfluß der Erdatmosphäre auf die Sonnenbeob- 
achtung, 

O Aufbau eines Sonnenobservatoriums auf Tene- 
riffa. 


Struktur und Haushalt 

Das KIS ist eine unselbständige Anstalt des öffent- 
lichen Rechts des Landes Baden-Württemberg, die 
unmittelbar dem Ministerium für Wissenschaft und 
Kunst unterstellt ist. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

2.5 

2.6 

2,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(2,1) 

(2.1) 

(2.3) 

Investitionen 

0.5 

0,6 

0,3 

insgesamt . . . 

3,0 

3.2 

3,1 
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Quelle: Bundeshaushaltsplan 

3.4.7 Wissenschaftszentrum Berlin GmbH (WZB), 
Griegstraße 5-7, 1000 Berlin 33 

Finanzierung: Bund (75 %; BMFT), Berlin (25 %) 

Aufgaben 

Das Wissenschaftszentrum Berlin ist eine Träger- 
einrichtung sozialwissenschaftlicher Forschung. Es 
hat die Aufgabe, international besetzte Institute an- 
wendungsbezogener sozialwissenschaftlicher For- 
schung zu planen, zu errichten und zu betreiben 
sowie die Verbreitung sozialwissenschaftlicher Er- 
kenntnisse in Wissenschaft und Praxis zu fördern. 
Gegenwärtig umfaßt das WZB drei Institute mit ins- 
gesamt fünf Forschungsschwerpunkten: 

— Internationales Institut für Management und 
Verwaltung (IIMV) mit den Schwerpunkten 

O Arbeitsmarktpolitik und 
O Strukturpolitik, 

— Internationales Institut für Vergleichende Ge- 
sellschaftsforschung (IIVG) mit den Schwer- 
punkten 

O Globale Entwicklungen und 
O Arbeitspolitik, 

— Internationales Institut für Umwelt und Gesell- 
schaft (IIUG) mit dem Schwerpunkt 

O Umweltpolitik. 

In den internationale Vergleiche einschließenden 
Projekten der Forschungsschwerpunkte arbeiten 
Wissenschaftler verschiedener Disziplinen zusam- 
men. Vielfältige Zusammenarbeit besteht mit Insti- 
tutionen im In- und Ausland, insbesondere auch mit 
den Berliner Universitäten. 

Struktur und Haushalt 

Organe des WZB sind die Gesellschafterversamm- 
lung, das Kuratorium und der Präsident. Ein WZB- 
Beirat aus Wissenschaftlern und Vertretern der 
Praxis sowie Institutsbeiräte sind eingerichtet. Das 
Kuratorium des WZB hat 22 Mitglieder (vier Vertre- 
ter des Bundes, zwei des Landes Berlin, die Berliner 
Universitätspräsidenten, bis zu fünf Vertreter ande- 
rer wissenschaftlicher Einrichtungen, zwei Vertre- 


ter der Wissenschaftlichen Mitarbeiter des WZB so- 
wie sieben Vertreter, die von den Fraktionen des 
Deutschen Bundestags einvernehmlich entsandt 
werden); es beschließt die Grundzüge der For- 
schungspolitik und wirkt in allen wesentlichen fi- 
nanziellen Angelegenheiten der Gesellschaft mit. 

Dem Präsidenten obliegt die Vertretung des WZB 
und insbesondere die Planung der in der Regel fünf 
Jahre laufenden Forschungsschwerpunkte. Der Lei- 
ter eines Forschungsschwerpunkts ist als Instituts- 
direktor für die Ausarbeitung eines Forschungs- 
programms und für die Planung und Durchführung 
der einzelnen Projekte verantwortlich. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

15,7 

16,0 

16,5 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(10.8) 

(11.1) 

(11.2) 

Investitionen 

1,0 

0,1 

0,7 

darunter: 

Bauten 

(0,9) 

(0,1) 

(0.5) 

insgesamt . . . 

16,7 

16,1 

17,2 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

86 

86 

86 

Nichtwissenschaft- 




liches Personal 

57 

57 

57 

insgesamt . . . 

143 

143 

143 


Quelle: Bundeshaushaltsplan 


3.5 Überregionale Informationseinrichtungen und 
zentrale Fachbibliotheken 

Die überregionalen Fachinformationseinrichtungen 

und -Zentren sowie die zentralen Fachbibliotheken 

haben folgende Aufgaben: 

O Aufbau von Literatur- und Fakteninformations- 
banken, 

O Angebot und Vertrieb von Informationsdien- 
sten, 

O Bereitstellung von Informationsbanken für die 
Online-Nutzung über Service-Rechenzentren 
(Hosts), 

O Bereitstellung von Literatur. 
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Übersicht der zentralen Fachinformationseinrichtungen und zentralen Fachbibliotheken 


Ressort/ Name 

F achinformationsgebiet 

Finanzierung 

Ausgaben 

1983 

(Soll)*) 

— in Mio 
DM ~ 

Personal') 

1983 

(SoU) 

BMI 

Umweltbundesamt/Gruppe I 
UMPLIS (Information und 
Dokumentation Umwelt), 
Berlin 

Umweltschutz (u. a. For- 
schungs- und Literatur- 
datenbank) 

Bund (BMI) 

7,7 

49 

BMJ 

JURIS (Juristisches Infor- 
mationssystem), Bonn 

Rechtsprechung, Literatur 
und Normen (Bundesrecht) 

Bund (BMJ) 

11,9 

104 

BMWi 

Informationszentrum im 
HWWA-Instituit für Wirt- 
schaftsforschung, Hamburg 

Wirtschaftswissenschaften, 
Wirtschaftspraxis, wirt- 
schaftsrelevante Nachbar- 
disziplinen 

Bund (BMWi) 

50 %; Ham- 
burg 50 % 

6,3 

106 

BMWi 

Zentralbibliothek der Wirt- 
schaftswissenschaften und 
Wirtschaftsarchiv, Kiel 

Wirtschaftswissenschaften 

Bund (BMWi) 
50 %; Schles- 
wig-Holstein 
50% 

10,4 

129 

BMWi 

Bundesstelle für Außenhan- 
delsinformation, BfAi, Köln 

Außenhandelsinformation 

Bund (BMWi) 

18,3 

149 

BMWi 

Fachinformationszentrum 
Technik e. V., Frankfurt/M. 

Elektrotechnik, Feinwerk- 
technik, Maschinenbau, 
Kraftfahrwesen 

Bund (BMWi) 

55 %; Wirt- 
schaft 45 % 

7,5 

52 

BMWi 

F achinformationszentrum 
Werkstoffe e. V., Berlin 

Hüttenkunde, Werkstoffe, 
Metallbe- und -Verarbeitung 

Bund (BMWi) 
45 %; Berlin 

5 %; Wirt- 
schaft 50 % 

9,1 

54 

BMWi 

Deutsches Informationszen- 
trum für Technische Regeln 
(DITR) im DIN, Berlin 

Technische Regeln 

Bund (BMWi) 

50 %; Wirt- 
schaft 50 % 

4,5 

35 

BMWi 

Verein Textildokumentation 
und -information e. V., 
Ratingen 

Textiltechnik 

Bund (BMWi) 
40 %; Bayern 

25 %; Wirt- 
schaft 35 % 

1,1 

9 

BMWi 

Informationszentrum Roh- 
stoffgewdnnung, Geowissen- 
schaften, Wasserwirtschaft 
bei der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR), Hannover 

Rohstoffgewinnung, Geowis- 
senschaften, Wasserwirt- 
schaft 

Bund (BMWi) 
85 %; Nieder- 
sachsen 15 % 

0,9 

5 

BML 

Zentralstelle für Agrardoku- 
mentation und -information 
(ZADI), Bonn 

Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie Koordi- 
nierung der Literatur- und 
Faktendokumentation 

Bund (BML) 

in Bundes- 
anstalten 
integriert 

31 
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Ressort/Name 

Fachinformationsgebiet 

Finanzierung 

Ausgaben 

1983 

(Soll)i) 

— in Mio 
DM — 

Personal 

1983 

(Soll) 

BMV 

Bundesanstalt für Straßen- 
wesen, BAST, Bergisch 
Gladbach 

Verkehrsdatenbank, Doku- 
mentation der Verkehrs- 
wirtschaft und des Straßen- 
wesens 

Bund (BMV) 

0,5 

4,5 

BMFT 

Fachinformationszentrum 
Chemie GmbH, Berlin 

Chemie einschließlich 
Grenzgebiete 

Bund (BMFT) 

50 %; Länder 
50% 

14,8 

53 

BMFT 

Fachinformationszentrum 
Energie, Physik, Mathema- 
tik GmbH, Karlsruhe 

— Energie, Kernforschung 
und Kerntechnik, Luft- 
und Raumfahrt, Welt- 
raumforschung, Mathe- 
matik, Physik, Astrono- 
mie und Astrophysik 

— Service-Rechenzentrum 
insbesondere für die 
Fachinformationssyste- 
me: Energie, Physik und 
Mathematik; Chemie; 
Werkstoffe; Rohstoffge- 
winnung und Geowissen- 
schaften; Raumordnung, 
Städtebau, Wohnungswe- 
sen und Bauwesen; 
Technik 

Bund (BMFT) 

85 %; Länder 
15% 

30,4 

210,5 

BMFT 

Inform_ationszentrum Raum 
und Bau (IRB) der FhG, 
Stuttgart 

Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen und Bau- 
wesen 

Bund (BMFT) 
90 %; Länder 
10% 

6.5 

62,5 

BMFT 

Technische Informationsbi- 
bliothek an der Universität 
Hannover (TIB) 

Zentralbibliothek für Tech- 
nik einschl. Chemie, Mathe- 
matik, Physik sowie techni- 
sche und naturwissenschaft- 
liche Literatur vor allem 
des Auslandes 

Bund (BMFT) 
30 %; Länder 
70% 

12,4 

127 

BMFT 

Informationszentrum Sozi- 
alwissenschaften (IZ) bei 
der Arbeitsgemeinschaft So- 
zialwissenschaftlicher Insti- 
tute e. V., Bonn 

Sozialwissenschaften 
einschl. Bildungswesen, 
Wirtschaftswissenschaften, 
Arbeitsmarkt und Berufs- 
forschung 

Bund (BMFT) 

2,5 

12 

BMFT 

Zentralarchiv für empiri- 
sche Sozialforschung (ZA) 
der Universität Köln, Köln 

Originaldaten sozialwissen- 
schaftlicher Umfragefor- 
schung 

Bund (BMFT) 

2,2 

19 

BMJFG 

Deutsches Institut für medi- 
zinische Dokumentation 
und Information (DIMDI), 
Köln 

Gesundheitswesen, Medizin, 
Biologie 

Bund 

(BMJFG) 

23,4 

83 


Quelle: Angaben der zuständigen obersten Bundesbehörden 
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4. Bundesanstalten und andere Einrichtungen 
der Ressortforschung des Bundes 

(Die folgenden Angaben über Haushalt und Perso- 
nal beruhen auf Angaben der jeweils zuständigen 
obersten Bundesbehörden) 

4.1 Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Auswärtigen (AA) 

4.1.1 Deutsches Archäologisches Institut (DAI), 
Podbielskiallee 69-71, 1000 Berlin 33 

Institut für Wissenschaftliche Kooperation in der 
Rechtsform einer unselbständigen Anstalt des öf- 
fentlichen Rechts im Geschäftsbereich des Auswär- 
tigen Amtes 

Aufgaben 

Das Deutsche Archäologische Institut, das aus dem 
1829 in Rom gegründeten Institut für Archäologi- 
sche Korrespondenz hervorgegangen ist, hat die 
Aufgabe, Forschungen auf dem Gebiet der Archäo- 
logie und ihrer Nachbarwissenschaften, vorzugs- 
weise in den Ländern der antiken Kulturen, durch- 
zuführen, zu fördern und zu veröffentlichen. Zum 
Arbeitsgebiet des Instituts gehören: Klassische Ar- 
chäologie, Ägyptologie, Vorderasiatische Altertums- 
kunde, Vor- und Frühgeschichte, Alte Geschichte 
mit Epigraphik und Numismatik, Klassische Philo- 
logie in Verbindung mit Archäologie, Antike Bau- 
forschung, Christliche, Byzantinische und Islami- 
sche Archäologie, Allgemeine und Vergleichende 
Archäologie. Das Institut unterhält wissenschaftli- 
che Bibliotheken, die Wissenschaftlern aller Natio- 
nen unentgeltlich offenstehen. Es ist bemüht um 
die Aufrechterhaltung der Einheit der deutschen 
Archäologischen Wissenschaft im Zusammenhang 
mit der gesamten Altertumswissenschaft, die 
Pflege der Beziehungen zur internationalen Wis- 
senschaft und die Förderung des Gelehrtennach- 
wuchses. Vom Institut werden Stipendien gemäß 
seiner Satzung nach besonderen Richtlinien verge- 
ben. 

Struktur und Haushalt 

Das Institut ist gegliedert in die Zentrale in Berlin, 
die Römisch-Germanische Kommission in Frank- 
furt (Außenstelle Ingolstadt), die Kommission für 
Alte Geschichte und Epigraphik in München, die 
Kommission für Allgemeine und Vergleichende Ar- 
chäologie in Bonn, die Abteilungen in Rom, Athen, 
Kairo, Istanbul (Außenstelle Ankara), Madrid (Au- 
ßenstelle Lissabon), Bagdad, Teheran sowie die Sta- 
tionen Sanaa und Damaskus. Das Institut wird von 
einem Präsidenten geleitet, der nach Maßgabe der 
von der Bundesregierung genehmigten Satzung an 
die Beschlüsse der Zentraldirektion gebunden ist. 
Fachgelehrte, u. a. auch aus allen Bundesländern, 
bestimmen beschließend und beratend in der Zen- 
traldirektion, in Kommissionen und Fachausschüs- 
sen die Grundzüge der wissenschaftlichen und per- 
sonellen Planung. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

26,9 

27,4 

27,3 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(17.3) 

(17,4) 

(18.1) 

Investitionen 

0,4 

0,5 

0,6 

darunter: 




Bauten 

(0.1) 

(0.2) 

(0,3) 

insgesamt . . . 

27,3 

27,9 

27,9 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

76 

73 

75 

Technisches Personal 

28 

28 

28 

Verwaltungspersonal . 

133 

133 

132 

insgesamt . . . 

237 

234 

235 


4.2 Geschäftsbereich des Bundesministers des 
innern (BMI) 

4.2.1 Bundesinstitut für Bevöikerungsforschung (BIB), 
Gustav-Stresemann-Ring 6, 6200 Wiesbaden 

Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters des Innern 


Aufgaben 

Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung ist 

1973 errichtet worden. Es hat die Aufgabe, 

O wissenschaftliche Forschungen über Bevölke- 
rungs- und damit zusammenhängende Familien- 
fragen als Grundlage für die Arbeit der Bundes- 
regierung zu betreiben, 

O wissenschaftliche Erkenntnisse in diesem Be- 
reich zu sammeln und nutzbar zu machen, insbe- 
sondere zu veröffentlichen, 

O die Bundesregierung über wichtige Vorgänge 
und Forschungsergebnisse in diesem Bereich zu 
unterrichten und sie in Einzelfragen zu bera- 
ten. 


Struktur und Haushalt 

Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 
wird in Verwaltungsgemeinschaft mit dem Statisti- 
schen Bundesamt geführt. 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

1.8 

1.8 

1,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

( 1 . 5 ) 

( 1 . 4 ) 

( 1 . 2 ) 

Investitionen 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1.8 

1.8 

1,8 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

8 

8 

8 

Technisches Personal 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal . 

12 

12 

12 

insgesamt . . . 

20 

20 

20 


4.2.2 Bundesinstitut für ostwissenschaftiiche und 

Internationale Studien (BiOst), Lindenbornstraße 22, 
5000 Köln 30 

Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters des Innern 


Aufgaben 

Die Forschungstätigkeit des Bundesinstituts für 
ostwissenschaftliche und internationale Studien er- 
streckt sich auf Studium und kritische Analyse 

O der gegenwärtigen politischen, gesellschaftli- 
chen, wirtschaftlichen, rechtlichen und kulturel- 
len Entwicklungen in der Sowjetunion und in 
den anderen Ländern des sowjetischen Einfluß- 
bereiches; 

O der bilateralen und multilateralen Beziehungen 
zwischen diesen Staaten sowie ihrer Koordinie- 
rungsinstrumente; 

O des Verhältnisses dieser Staaten zu den nicht- 
kommunistischen Ländern, insbesondere zu den 
USA und zu Westeuropa; 

O der Entwicklung in den kommunistischen Par- 
teien anderer Länder; 

O der Ideologie, der Geschichte und der nationalen 
Entwicklungsbedingungen der kommunisti- 
schen Bewegungen, soweit diese für das Ver- 
ständnis der gegenwärtigen Erscheinungen von 
Bedeutung sind. 

Die im Bundesinstitut erarbeiteten Forschungser- 
gebnisse werden laufend veröffentlicht und auch ei- 
ner breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 


Struktur und Haushalt 

Das BlOst wird in Wissenschaftlichen Angelegen- 
heiten von einem Geschäftsführenden Direktor zu- 
sammen mit einem Wissenschaftlichen Direkto- 
rium geleitet, das sich aus sechs ehrenamtlich täti- 
gen Professoren verschiedener Fakultäten zusam- 
mensetzt. 

Das Institut ist gegliedert in vier Forschungsberei- 
che: 

O Gesellschafts- und Wissenschaftspolitik, 

O Innenpolitik, 

O Wirtschaft, 

O Internationale Politik (mit Arbeitsgruppe Sino- 
kommunismus). 

Das Bundesinstitut unterhält enge Verbindungen 
zu den gleichfalls in der Osteuropaforschung täti- 
gen unversitären und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen im In- und Ausland und zu 
den Bundesressorts. Einer institutionalisierten Ab- 
stimmung dienen der Koordinationsausschuß für 
Osteuropaforschung und eine interministerielle Ar- 
beitsgruppe. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

4,9 

5.1 

5,4 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(4,0) 

(4.0) 

(4,2) 

Investitionen 

0,1 

0,1 

0.0 

insgesamt . . . 

5,0 

5.2 

5.4 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

25 

26 

26 

Technisches Personal 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal . 

47 

47 

47 

insgesamt . . . 

72 

73 

73 


4.2.3 Bundesinstitut für Sportwissenschaft (BiSP), 
Hertzstraße 1, 5000 Köln 40 

Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters des Innern 


Aufgaben 

Das Bundesinstitut für Sportwissenschaft hat fol- 
gende Aufgaben: 
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O Förderung der wissenschaftlichen Zweckfor- 
schung auf dem Gebiete des Sports, insbeson- 
dere in der Medizin, Biologie, Pädagogik, Psy- 
chologie, Soziologie sowie Bewegungs- und Trai- 
ningslehre, vor allem durch Planung und Koor- 
dinierung sowie durch Veranlassung und Aus- 
wertung von Forschungsergebnissen sowie in 
diesem Rahmen Beratung der Bundesregierung 
bei der Sportförderung in Entwicklungsländern; 

O Mitwirkung bei der Errichtung, dem Ausbau und 
der Unterhaltung bundeszentraler und bundes- 
eigener Sportanlagen sowie Entwicklung von 
Konzeptionen für den Bau moderner Sportanla- 
gen, die Weiterentwicklung von Sportgeräten 
und sonstigen Ausrüstungen, Veranlassung und 
Koordinierung entsprechender Forschungen 
und Auswertung von Forschungsergebnissen 
und praktischen Erfahrungen; 

O Einrichtung einer bundeszentralen Dokumenta- 
tion und Information auf dem Gebiete des 
Sports. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben arbeitet das Bundes- 
institut mit wissenschaftlichen Einrichtungen des 
In- und Auslandes, deren Arbeit ähnlichen Zwecken 
dient, und dem Deutschen Sportbund zusammen. 


Struktur und Haushalt 

Die Organe des Bundesinstituts sind das Direkto- 
rium, dem in erster Linie die wissenschaftliche Pla- 
nung obliegt, der Direktor sowie — mit beratender 
Funktion — je ein Fachbeirat für die drei genann- 
ten Aufgabenbereiche. Die Mitglieder der Fachbei- 
räte werden vom Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Deutschen Sportbund auf 
die Dauer von vier Jahren berufen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

7,4 

7,8 

8,4 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(3,0) 

(3,1) 

(3,4) 

Investitionen 

— 

— 

3,0 

darunter: 

Bauten 

— 

— 

(3.0) 

insgesamt . . , 

7.4 

7,8 

11.4 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

20 

19 

19 

Technisches Personal 

12 

11 

11 

Verwaltungspersonal . 

25 

25 

25 

insgesamt . . . 

57 

55 

55 


4.2.4 Institut für Angewandte Geodäsie (IfAG), 

Richard-Strauss-Aiiee 11, 6000 Frankfurt am Main 

Bundesbehörde im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers des Innern 


Aufgaben 

Das Institut für Angewandte Geodäsie betreibt wis- 
senschaftliche Forschung auf allen Gebieten des 
Vermessungswesens (Geodäsie, Photogrammetrie 
und Kartographie) und bereitet die Forschungser- 
gebnisse für die Praxis auf. Diese Aktivitäten die- 
nen hauptsächlich der Fortentwicklung von Infor- 
mationsmöglichkeiten über Zustand und Verände- 
rung der Erdoberfläche und ihrer Umgebung, der 
Erdgestalt sowie bestimmter geophysikalischer 
Phänomene mit dem Ziel größerer Genauigkeit, Ak- 
tualität und Wirtschaftlichkeit. Die Informationen 
werden zunehmend als wichtige Grundlagen zur 
Vorbereitung und Durchführung von Planungen 
und Entscheidungen, insbesondere auf den Gebie- 
ten des Umweltschutzes, der Raumordnung, des 
Verkehrswesens, der Landwirtschaft, der Erschlie- 
ßung von Bodenschätzen, der Verteidigung, der Ent- 
wicklungshilfe und der geowissenschaftlichen For- 
schung benötigt. 

Schwerpunkte der Arbeit des IfAG sind: 

O im Bereich Geodäsie 

die Bestimmung von Figur und Schwerefeld der 
Erde, 

O im Bereich Kartographie 

die Automation in der Kartographie, 

O im Bereich Photogrammetrie 

die Bestimmung und Darstellung der Form, 
Größe und Lage von Gegenständen, insbeson- 
dere von Teilen der Erdoberfläche, mit Hilfe von 
deren Abbildungen. 

Auf der Grundlage eines Verwaltungsabkommens 
zwischen der Bundesregierung und den Regierun- 
gen der Bundesländer bearbeitet das IfAG die amt- 
lichen topographischen Kartenwerke des Bundes- 
gebietes in den Maßstäben 1 : 200 000 und kleiner. 
Dadurch werden die Ergebnisse der kartographi- 
schen und reproduktionstechnischen Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten praktisch erprobt und 
angewendet. 

Im Rahmen der „Forschungsgruppe Satellitengeo- 
däsie“, einer Nachfolgeorganisation des Sonderfor- 
schungsbereichs Satellitengeodäsie der TU Mün- 
chen (SFB 78), betreibt das IfAG die Satellitenbe- 
obachtungsstation Wettzell im Bayerischen Wald. 
Im übrigen obliegt dem IfAG die Anfertigung und 
Fortführung thematischer Kartenwerke, die Doku- 
mentation des Fachschrifttums, die Aus- und Fort- 
bildung von Fach- und Führungskräften aus Ent- 
wicklungsländern sowie die fachtechnische Bera- 
tung der Bundesressorts bei der Planung und 
Durchführung von Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes und in Grenzangelegenheiten der 
Bundesrepublik Deutschland. 
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Struktur und Haushalt 

Das IfAG gliedert sich in fünf Abteilungen: 

O Zentralabteilung, 

O Kartographie, 

O Geodätische Forschung, 

O Kartographische Forschung, 

O Photogrammetische Forschung. 

Das Institut (IfAG) bildet zugleich die Abteilung II 
des Deutschen Geodätischen Forschungsinstituts 
(DGFI), das von der Deutschen Geodätischen Kom- 
mission (DGK) betrieben wird. Das IfAG unterhält 
eine Außenstelle in Berlin. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

18,5 

18,4 

18,3 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(14.0) 

(14.2) 

(14,4) 

Investitionen 

9.3 

4.6 

2,5 

darunter: 




Bauten 

(4.8) 

(0,6) 

(-) 

insgesamt . . . 

27,8 

23,0 

20,8 


Personal ^) 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

29 

27 

27 

Technisches Personal 

173 

170 

171 

Verwaltungspersonal . 

81 

85 

77 

insgesamt . . . 

283 

282 

275 


einschließlich Beamte auf Probe abzüglich Stellenein- 
sparungen 


4.2.5 Umweltbundesamt (UBA), Bismarckplatz 1, 

1000 Berlin 33 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers des Innern 


Aufgaben 

Die Tätigkeiten des Umweltbundesamtes dienen in 
erster Linie der Erarbeitung der wissenschaftlichen 
Grundlagen für die Umweltpolitik der Bundesregie- 
rung, insbesondere für die Erarbeitung von Rechts- 
verordnungen und Verwaltungsvorschriften, z. B. 
zum Abwasserabgaben-, Abfallbeseitigungs-, Bun- 
desimmissionsschutz-, Chemikalien-, Fluglärm- und 
Wasserhaushaltsgesetz. Darüber hinaus haben sie 


die Fortentwicklung des Standes der Technik und 
die Erweiterung des Wissens- und Erkenntnisstan- 
des zum Ziel. 

Weitere Aufgaben des Umweltbundesamtes sind: 

Aufbau und Führung des Informations- und Doku- 
mentationssystems Umwelt (UMPLIS), Aufklärung 
der Öffentlichkeit in Umweltfragen, Bereitstellung 
zentraler Dienste und Hilfen für die Ressortfor- 
schung und für die Koordinierung der Umweltfor- 
schung des Bundes sowie die Unterstützung bei der 
Prüfung der Umweltverträglichkeit von Maßnah- 
men des Bundes. 

Die Arbeiten des Umweltbundesamtes werden in 
drei Fachbereichen durchgeführt: 

— Umweltplanung, Ökologie 

O Untersuchung und Strukturierung der Maß- 
nahmen und Vorhaben von Einrichtungen 
auf dem Umweltgebiet, 

O Ermittlung der ökologischen Grundlagen für 
Planungen und Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes und für die Einbringung 
von Umweltzielen in andere Fachplanungen 
und -maßnahmen, 

O Weiterentwicklung des Instrumentariums 
der Umweltplanung, 

O Grundlagen für die Prüfung und Bewertung 
von Umweltchemikalien, 

O Wirkungen von Sqjiadstoffen auf Menschen, 
Tiere, Pflanzen und Sachgüter, 

O rechts-, wirtschafts- und sozialwissenschaftli- 
che Fragen der Umweltplanung, 

O ökologische und ökonomische Bewertung 
von Methoden und Verfahren im Bereich des 
Umweltschutzes. 

— Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung 

O Luftreinhaltung 

Gewinnung von Daten für die Planung der 
Luftreinhaltung; Weiterentwicklung von Ver- 
fahren und Einrichtungen zur Bekämpfung 
von Schadstoffemissionen der Industrie und 
im Verkehrsbereich; produktbezogener Im- 
missionsschutz; Luftreinhaltung im Störfalle; 
Überwachung der Luftreinhaltung. 

Im Meßstellennetz des Umweltbundesamtes 
werden Forschungsarbeiten zur Überwa- 
chung der Luftreinhaltung durchgeführt: 
Weiterentwicklung der Meßtechnik, langfri- 
stige und großräumige Überwachung der 
Luftverunreinigung, Untersuchung von 
Transportvorgängen und Reaktionen luft- 
fremder Stoffe in der Atmosphäre. 

O Lärmbekämpfung 

Grundlagen des Lärmschutzes, insbesondere 
Entwicklung einheitlicher Meß- und Überwa- 
chungsverfahren, Untersuchungen der Lärm- 
wirkungen auf den Menschen; Maßnahmen 
gegen den Lärm im gewerblichen und priva- 
ten Bereich, insbesondere Entwicklung lärm- 
armer Techniken; Minderung des Verkehrs- 
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lärms, Lärmminderung durch Planung und 
bauliche Maßnahmen. 

— Abfallwirtschaft, Wasserwirtschaft 

O Abfallwirtschaft 

Rechtliche, planerische, ökonomische und 
ökologische Aspekte der Vermeidung, Ver- 
wertung und Beseitigung von häuslichen und 
gewerblichen Abfällen sowie Energiegewin- 
nung aus Abfällen; Ausführung und Fort- 
schreibung des Abfallwirtschaftsprogramms; 
Erarbeitung von wissenschaftlichen Grundla- 
gen für Möglichkeiten der Abfallminderung 
und -Vermeidung; Erforschung und Erpro- 
bung von Verwertungssystemen für Haus- 
müll und andere Abfallarten; Klassifizierung 
und Behandlungsvorschläge für Sonderabfäl- 
le; Aufbau und Betrieb von Abfallmeßstatio- 
nen; Datenerfassung für den Bereich der Ab- 
fallwirtschaft allgemein; Entwicklung und 
Verbesserung neuer Verfahren der thermi- 
schen Abfallbehandlung und der Verfahren 
zur Rückführung von Abfällen in den biologi- 
schen Kreislauf. 

O Wasserwirtschaft 

In diesem Bereich werden wissenschaftliche 
Probleme des Gewässerschutzes, der Aufbe- 
reitung von Grund- und Oberflächenwasser 
zu Trinkwasser, der Lagerung und des Trans- 
portes von Wasser in Behältern und im Lei- 
tungsnetz, der Kanalisation und der Aufbe- 
reitung von Abwasser sowie die Ableitung 
von gereinigtem und ungereinigtem Abwas- 
ser in die Gewässer bearbeitet. 


Struktur und Haushalt 

Das Umweltbundesamt ist gegliedert in drei Fach- 
bereiche und eine Zentralabteilung. Es wird von 
einem Präsidenten geleitet. 

Es hat folgende Außenstellen: 

O ein Meßnetz mit 15 Meß- und Probenahmestel- 
len im gesamten Bundesgebiet zur Untersu- 
chung der überregionalen Luftbelastung und 

O die Dokumentationsstelle Wasser in Düsseldorf. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

37,0 

38,4 

39,9 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(24,2) 

(25,5) 

(25,4) 

Investitionen 

2,6 

2,3 

8,2 

darunter: 

Bauten 

(0,9) 

(0,6) 

(7.0) 

insgesamt . . . 

39,6 

40,7 

48,1 

darunter SRU^) 

1.6 

L6 

1.6 


Personal 

19812) 

19822) 

19832) 

Wissenschaftliches 




Personal 

144 

143 

170 

Technisches Personal 

178 

175 

156 

Verwaltungspersonal . 

100 

102 

134 

insgesamt . . . 

422 

420 

460 


Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
2) Die Differenz von 1981/1982 zu 1983 ergibt sich durch 
die vorübergehende Nichtbesetzung der zugewiesenen 
Stellen. 


4.3 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft (BMWi) 

4.3.1 Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM), 

Unter den Elchen 87, 1000 Berlin 45 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft 


Aufgaben 

Forschung und technische Entwicklung 

O auf allen Gebieten der Werkstoffwissenschaften, 
der Materialprüfung sowie der chemischen und 
konstruktiven Sicherheitstechnik, insbesondere 
zur Erarbeitung der technisch-wissenschaftli- 
chen Grundlagen, 

O mit den Arbeitsschwerpunkten Materialsiche- 
rung, Technologien in der Energiesicherung, Öf- 
fentliche technische Sicherheit, Technologien im 
Umwelt- und Gesundheitsschutz, insbesondere 
zur Substanzbewahrung und zur Schadensver- 
hütung, 

O mit dem Ziel des Technologie- und Wissens- 
transfers, insbesondere an kleine und mittlere 
Unternehmen, auf dem Arbeitsgebiet der BAM. 

Gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben: 

O Die BAM ist technische Bundesoberbehörde im 
Rahmen des Sprengstoffgesetzes und nimmt 
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darüber hinaus Aufgaben nach dem Waffenge- 
setz (Zulassung von pyrotechnischer Munition), 
dem Gesetz zu dem Europäischen Übereinkom- 
men über die internationale Beförderung ge- 
fährlicher Güter auf der Straße (Bauartprüfung 
und Zulassung von Verpackungen gefährlicher 
Güter und von Transportbehältern für radioak- 
tive Stoffe), der Gefahrgutverordnung See, dem 
Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter, 
dem Chemikaliengesetz, der Arbeitsstoffverord- 
nung, der Druckbehälterverordnung, der Acety- 
lenverordnung, der Verordnung über brennbare 
Flüssigkeiten, der Strahlenschutzverordnung, 
der Störfallverordnung, dem Wasserhaushalts- 
gesetz, dem Gerätesicherheitsgesetz, dem Le- 
bensmittelgesetz (Untersuchungen von Bedarfs- 
gegenständen im Lebensmittelverkehr), dem 
Atomgesetz und anderen Regelungen wahr. 

O Für das Gebiet des Landes Berlin hat die BAM 
die Aufgaben eines Staatlichen Materialprü- 
fungsamtes. 

O Prüfung und Untersuchungen sowie Information 
und Beratung auf dem Gebiet der Materialprü- 
fung sowie der chemischen und konstruktiven 
Sicherheitstechnik. 

Weitere Aufgaben sind: 

O die Mitarbeit in nationalen und internationalen 
Organisationen, in denen Fragen der Material- 
prüfung und der Normung sowie Probleme be- 
handelt werden, die zu den Forschungsaufgaben 
der BAM gehören; 

O die Mitwirkung bei Entwürfen von Gesetzen und 
anderen Vorschriften; 

O Information und Dokumentation, z. B. Heraus- 
gabe von Referatediensten; 

O die Entwicklungshilfe auf dem Gebiet der Mate- 
rialprüfung. 

Struktur und Haushalt 

Die BAM wird von einem Präsidenten geleitet und 
gliedert sich in sieben Abteilungen: Metalle und 
Metallkonstruktionen, Bauwesen, Organische Stof- 
fe, Chemische Sicherheitstechnik, Sondergebiete 
der Materialprüfung, Stoffartunabhängige Verfah- 
ren sowie Technisch-Wissenschaftliche Dienste. Die 
Abteilungen sind in Fachgruppen und diese in La- 
boratorien oder Referate unterteilt. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

74,7 

75,2 

66,6 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(54.9) 

(56.0) 

(51.0) 

Investitionen 

21,8 

19,5 

25,7 

darunter: 

Bauten 

(9.4) 

(8,9) 

(14.9) 

insgesamt . . . 

96,5 

94,7 

92,3 


Personal ^) 

1981 1982 19832) 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal . 

286 282 297 

594 586 580 

119 119 121 

insgesamt . . . 

999 987 998 


^) Nur im Stellenplan erfaßtes Personal incl. Titelgrup- 
pen 

2) Angaben It Bundeshaushaltsplan 1983 


4.3.2 Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR), Stilleweg 2, 3000 Hannover 51 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft 


Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe ist die zentrale Einrichtung der Bundesregie- 
rung im Geo- und Rohstoffbereich. Neben weltwei- 
ter Durchführung anwendungsorientierter, wirt- 
schaftsbezogener Aufgaben ist sie in Zusammenar- 
beit mit den geologischen Landesämtern auch im 
Inland tätig. 

Ihre wesentlichen Aufgaben sind: 

O Beratung der Bundesministerien in allen geo- 
wissenschaftlichen und rohstoffwirtschaftlichen 
Fragen; 

O Mitwirkung bei der Sicherung der Versorgung 
der Bundesrepublik Deutschland mit minerali- 
schen- und Energierohstoffen und Beratung der 
deutschen Wirtschaft, sowie Durchführung von 
Prospektions- und Explorationsvorhaben im In- 
und Ausland, einschließlich der geowissen- 
schaftlichen Meeresforschung; 

O Mitwirkung bei geowissenschaftlichen und roh- 
stoffwirtschaftlichen Maßnahmen der Bundes- 
regierung; 

O Mitwirkung bei Projekten der technischen Zu- 
sammenarbeit mit Entwicklungsländern; 

O Mitwirkung bei Maßnahmen für die geotechni- 
sche Sicherheit (z. B. Standortfragen von Kern- 
kraftwerken, Endlagerung radioaktiver Abfälle) 
sowie Bearbeitung geowissenschaftlicher Fra- 
gen des Umweltschutzes; 

O Methodische und instrumentelle Entwicklungs- 
arbeiten auf allen Gebieten der Geowissenschaf- 
ten sowie deren Umsetzung in die Praxis; 

O Internationale geowissenschaftliche Zusammen- 
arbeit; Beobachtung seismischer Ereignisse, 
Antarktis-Forschung, Geologische Kartenwerke, 
Tiefseebohrprogramm, Zusammenarbeit mit 
geowissenschaftlichen Diensten des Auslandes. 
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Alle Arbeiten der BGR sind anwendungsorientiert, 
erfordern jedoch noch Grundlagenforschung, insbe- 
sondere auf den Gebieten Geologie, Geophysik, In- 
genieurgeologie, Lagerstättenkunde, Geochemie 
und Aufbereitung. 

Struktur und Haushalt 

Die BGR wird von einem Präsidenten geleitet und 
gliedert sich in vier Abteilungen: 

O Wirtschaftsgeologie (Regionale Geologie, Mine- 
ralische Rohstoffe, Energierohstoffe); 

O Allgemeine und Technische Geologie (Inge- 
nieurgeologie, Allgemeine und Infrastruktur- 
Geologie, Hydrogeologie und Umweltschutz); 

O Geophysik (Geophysikalische Forschung und 
Entwicklung, Explorationsgeophysik) ; 

O Geochemie und Mineralogie (Anorganische und 
Organische Geochemie, Prospektion, Mineralo- 
gie und Petrographie). 



Personal 2) 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

236 

228 

241 

Technisches Personal 

253 

250 

244 

Verwaltungspersonal . 

88 

89 

92 

insgesamt . . . 

577 

567 

577 


^) Die Ausgaben der Haushalte bis 1982 enthalten Haus- 
haltsmittel, Aufträge und Zuweisungen Dritter. Das 
Haushaltsjahr 1983 enthält keine Mittel aus Aufträgen 
und Zuweisungen. 

^) Nur im Stellenplan erfaßtes Personal. 


4.3.3 Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB), 
Bundesallee 100, 3300 Braunschweig, 

Abbestraße 2-12, 1000 Berlin 10 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft 

Aufgaben 

Forschung und technische Entwicklung 

O auf allen Gebieten des physikalisch-technischen 
Meßwesens, insbesondere Darstellung, Aufbe- 


wahrung und Entwicklung der physikalischen 
und technischen Maßeinheiten zur Sicherung 
der nationalen und internationalen Einheitlich- 
keit der Maße, zugleich als Grundlage der ge- 
setzlichen Aufgaben; 

O zur Lösung wissenschaftlicher Probleme von 
großer Tragweite und Wichtigkeit auf physikali- 
schem und technischem Gebiet unter Ausnut- 
zung vorhandener hochwertiger Forschungsein- 
richtungen, u. a. Grundlagenforschung auf dem 
Gebiet der physikalischen Naturkonstanten. 

Gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben: 

O Prüfung und Zulassung von Meßgeräten zur Ei- 
chung und Beglaubigung aufgrund des Eichge- 
setzes. Die Bundesanstalt ist technische Oberbe- 
hörde auf dem Gebiet des Eichwesens. Ähnliche 
Funktionen übt sie gegenüber den staatlich an- 
erkannten Prüfstellen für Meßgeräte, für Elek- 
trizität, Gas, Wasser und Wärme aus; 

O Bauartprüfungen auf dem Gebiet der Sicher- 
heitstechnik und des Strahlenschutzes (z. B. 
Röntgenverordnung), der Heilkunde und der 
Überwachung des Straßenverkehrs; 

O Prüfung und Genehmigung der Beförderung 
und Aufbewahrung von Kernbrennstoffen nach 
dem Atomgesetz; 

O Errichtung und Betrieb von Anlagen des Bundes 
zur Sicherstellung und zur Endlagerung radio- 
aktiver Abfälle nach dem Atomgesetz; 

O Bauartprüfung und Zulassung von Spielgeräten 
(Gewerberecht); 

O Bauartprüfung und Zulassung von Ausnahme- 
bewilligungen nach dem Waffengesetz; 

O Prüfungen von Meßgeräten, Apparaten und 
Werkstoffen ohne gesetzliche Verpflichtungen, 
soweit diese nicht anderen Stellen Vorbehalten 
sind. 

Sonstige Aufgaben sind 

O die Mitarbeit in nationalen und internationalen 
Organisationen und Gremien, in denen Fragen 
des Meß- und Einheitenwesens und der Nor- 
mung sowie Probleme behandelt werden, die zu 
den Forschungsaufgaben der PTB gehören; 

O die Mitwirkung bei Entwürfen von Gesetzen und 
anderen Vorschriften auf den oben genannten 
Gebieten; 

O die Betreuung des Deutschen Kalibrierdienstes; 
Beratung (Technologietransfer) der deutschen 
Wirtschaft, insbesondere kleiner und mittlerer 
Unternehmen in meßtechnischen Fragen; 

O die Metrologische Entwicklungshilfe; 

O die neutrale Gutachtertätigkeit bei meßtechni- 
schen Streitfällen. 

Struktur und Haushalt 

Die PTB wird von einem Präsidenten geleitet und 

ist in zehn Abteilungen gegliedert. Die Abteilungen 
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Mechanik, Elektrizität, Wärme, Optik, Akustik, 
Atomphysik, Reaktorstrahlung, Allgemeine Tech- 
nisch-Wissenschaftliche Dienste sowie Sicherstel- 
lung und Endlagerung radioaktiver Abfälle befin- 
den sich in Braunschweig; die Abteilung 9, das In- 
stitut Berlin, arbeitet in den Gebäuden der früheren 
PTR u. a. auf den Fachgebieten Medizinische Meß- 
technik, Hoch- und Tieftemperaturphysik. Die Ab- 
teilungen sind in Fachgruppen und diese in Labora- 
torien oder Referate unterteilt. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

144,4 

151,4 

154,0 

darunter; 




Personalausgaben . . 

(76,4) 

(78,7) 

(76,8) 

Investitionen 

21,5 

20,5 

21,3 

darunter: 




Bauten 

(8,4) 

(10,9) 

(12,0) 

insgesamt . . . 

165,9 

171,9 

175,3 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

348 

351 

356 

Technisches Personal 

749 

754 

752 

Verwaltungspersonal . 

297 

274 

271 

insgesamt . . . 

1 394 

1379 

1 379 


Nur im Stellenplan erfaßtes Personal incl. Titelgruppen 
2) Angaben It. Bundeshaushaltsplan 1983 


4.4 Geschäftsbereich des Bundesministers für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 

4.4.1 Bundesforschungsanstalt für Ernährung, 
Engesserstraße 20, 7500 Karlsruhe 1 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Die Forschungsarbeiten der Bundesforschungsan- 
stalt für Ernährung haben das Ziel, Entscheidungs- 
hilfen für Maßnahmen der Bundesregierung in der 
Ernährungs- und Verbraucherpolitik zu liefern und 
damit zugleich den wissenschaftlichen Fortschritt 
im Interesse des Gemeinwohls zu fördern. Die For- 
schungsergebnisse werden in Fachzeitschriften, 
Verbraucherschriften und in den „Berichten der 
Bundesforschungsanstalt für Ernährung“ veröffent- 
licht. Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Ge- 
biet der Ernährungs-, Lebensmittel- und Haushalts- 
wissenschaften sowie verwandter Fachgebiete. 


Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für Bioche- 
mie, für Biologie, für Ernährungsökonomie und 
-Soziologie (in Stuttgart-Hohenheim), für Lebens- 
mittelchemie, für Verfahrenstechnik, dem Zentral- 
laboratorium für Isotopentechnik sowie dem Infor- 
mationszentrum und den Bibliotheken. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

12,1 

12,4 

12,2 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(9,8) 

(10,3) 

(10,1) 

Investitionen 

0,5 

0,8 

0,7 

darunter; 

Bauten 

(0,1) 

(0,3) 

(0,2) 

insgesamt , . . 

12,6 

13,2 

12,9 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

53 

54 

52 

Technisches Personal 

147 

153 

140 

Verwaltungspersonal . 

24 

23 

26 

insgesamt . . , 

224 

230 

218 


4.4.2 Bundesanstalt für Milchforschung, 

Hermann-Weigmann-Straße 1, 2300 Kiel 14 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Milchforschung betreibt er- 
nährungs- und agrarwissenschaftliche Forschung 
auf dem Gebiet der Milchwirtschaft und verwand- 
ter Gebiete. Sie hat die Aufgabe, die wissenschaftli- 
chen Grundlagen der Produktion der Milch, ihrer 
Verarbeitung zu Milchprodukten und anderen Le- 
bensmitteln sowie die Voraussetzungen für die 
sinnvolle Verwendung dieser Erzeugnisse für eine 
gesunde Ernährung zu erarbeiten. Die dabei gewon- 
nenen Erkenntnisse werden als Entscheidungshil- 
fen für die Ernährungs-, Landwirtschafts- und Ver- 
braucherpolitik bereitgestellt. Die Ergebnisse der 
Forschung werden durch Veröffentlichungen, Infor- 
mationsveranstaltungen und andere Kommunika- 
tionsmittel den jeweilig Interessierten zur Verfü- 
gung gestellt. 

Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für Milcher- 
zeugung, für Hygiene, für Chemie und Physik, für 
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Mikrobiologie, für Physiologie und Biochemie der 
Ernährung, für Verfahrenstechnik, für Betriebs- 
wirtschaft und Marktforschung der Lebensmittel- 
verarbeitung sowie dem Daten- und Informations- 
zentrum. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll * 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

18,6 

18,6 

17,1 

darunter: 

Personalausgaben . 

(12,8) 

(12,9) 

(12,2) 

Investitionen 

2.0 

3,1 

4,9 

darunter: 

Bauten 

(1.3) 

(2.4) 

(3.9) 

insgesamt . . . 

20,6 

21,7 

22,0 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

71 

84 

74 

Technisches Personal 

195 

180 

192 

Verwaltungspersonal . 

37 

42 

39 

insgesamt . . . 

303 

306 

305 


4.4.3 Bundesanstalt für Fleischforschung, 

E.-C. -Baumann-Straße 20, 8650 Kulmbach 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und P''orsten 


Aufgaben 

Aufgabe der Bundesanstalt für Fleischforschung ist 
es, durch Forschungs- und Entwicklungsarbeit zur 
Versorgung der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland mit Fleisch und Fleicherzeugnissen — 
einschließlich Geflügel und Eiern — in ausreichen- 
der Menge, von hoher Qualität und frei von gesund- 
heitsschädigenden Rückständen beizutragen. Zu 
diesem Zweck sind Ministerien, andere Behörden 
und die Verbraucher fachlich zu beraten sowie die 
Wettbewerbsfähigkeit des fleischverarbeitenden 
Gewerbes (Handwerk, Industrie) zu fördern. Gleich- 
zeitig ist zur Erweiterung des wissenschaftlichen 
Erkenntnisstandes beizutragen. 


Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für Fleisch- 
erzeugung und Vermarktung, für Technologie, für 
Mikrobiologie, Toxikologie und Histologie, für Che- 
mie und Physik sowie den gemeinschaftlichen Ein- 
richtungen (u. a. Datenverarbeitung, Informations- 
stelle und Isotopenlaboratorium). 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

9,5 

9,7 

9,2 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(7,1) 

(7.2) 

(6.9) 

Investitionen 

0,4 

0,3 

0,2 

darunter: 




Bauten 

(0.2) 

(0.1) 

(-) 

insgesamt . . . 

9,9 

10,0 

9.4 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

43 

42 

40 

Technisches Personal 

105 

106 

101 

Verwaltungspersonal . 

16 

16 

17 

insgesamt . . . 

164 

164 

158 


4.4.4 Bundesforschungsanstalt für Getreide- und 

Kartoffelverarbeitung, Schützenberg 12, 4930 Detmold 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Bundesforschungsanstalt für Getreide- und 
Kartoffelverarbeitung hat die Aufgabe, sämtliche 
Probleme zu bearbeiten, die mit der Verarbeitung 
von Getreide und Kartoffeln Zusammenhängen. 
Ihre Forschungsarbeiten dienen vor allem der Qua- 
litätsverbesserung von Getreide, Mehl, Brot und an- 
deren Getreideerzeugnissen sowie von Kartoffeln 
und Kartoffelveredelungsprodukten. Die technolo- 
gischen Verfahren der verschiedenen Verarbei- 
tungsstufen werden laufend auf ihren Einfluß auf 
die Qualität der Endprodukte untersucht und Ver- 
besserungen bzw. Neuentwicklungen erarbeitet. 
Dies erfordert chemische und physikalische, bio- 
chemische, mikrobiologische und radiologische Un- 
tersuchungen und technologische Versuche. 

Seit vielen Jahren werden Fragen der Schadstoff Si- 
tuation, vor allem für das Gebiet der Getreideverar- 
beitung, bearbeitet 

Die Anstalt hat ferner die Aufgabe, wissenschaftli- 
che Entscheidungshilfen für die Agrar- und Ernäh- 
rungspolitik zu erarbeiten und damit zugleich die 
Erkenntnisse im Interesse der Allgemeinheit zu er- 
weitern. 

Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für Bioche- 
mie und Analytik, für Müllereitechnologie, für Bäk- 
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kereitechnologie, für Stärke- und Kartoffeltechnolo- 
gie sowie der gemeinschaftlichen Einrichtung In- 
formation und Dokumentation. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

9,1 

9,4 

9,7 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(7,4) 

(7,7) 

(8.1) 

Investitionen 

1,4 

1,0 

0,3 

darunter: 

Bauten 

(0,7) 

(0,5) 

(-) 

insgesamt . . . 

10,5 

10,4 

10,0 


Personal 

1981 1982 1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal . 

27 28 28 

119 119 115 

21 21 20 

insgesamt . . . 

167 168 163 


4.4.5 Bundesanstalt für Fettforschung, 

Piusallee 68 und 76, 4400 Münster (Westf.) 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Das Tätigkeitsgebiet der Bundesanstalt für Fettfor- 
schung umfaßt sämtliche wissenschaftlichen und 
technologischen Probleme, die mit Ölsaaten und 
-früchten und daraus gewonnenen Nahrungsfetten 
und -ölen Zusammenhängen. Hierfür hat die An- 
stalt die chemischen, physikalischen und biologi- 
schen Eigenschaften dieser Fette und Öle, ihrer Be- 
standteile und Begleitstoffe sowie die technologi- 
schen Einflüsse und deren biochemische und er- 
nährungsphysiologische Auswirkungen zu erfor- 
schen. Hierin eingeschlossen sind proteinhaltige Öl- 
kuchen und -schrote, die als Nahrungs- und Futter- 
mittel geeignet sind. Außerdem hat sie neue Unter- 
suchungs- und Verarbeitungsmethoden für pflanzli- 
che Fette, Schlachttier- und Fischfette sowie andere 
Lipide zu entwickeln und zu erproben. In diese Ar- 
beiten ist die prioritätsgerechte Behandlung von 
Qualitäts- und Rückstandsproblemen einbezogen. 

Die Arbeiten der Anstalt haben besondere Bedeu- 
tung für gesetzgeberische Maßnahmen der Bundes- 
regierung und für die Lösung von Problemen, die 
sich bei der Harmonisierung von Bestimmungen im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft ergeben. 


Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für allge- 
meine und analytische Chemie sowie für Biochemie 
und Technologie — H. P. Kaufmann-Institut -. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

2,1 

2.3 

2,2 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(1-8) 

(1,8) 

(1.9) 

Investitionen 

0.3 

0,1 

0,1 

darunter: 

Bauten 

(0,1) 

(-) 

(-) 

insgesamt . . . 

2.4 

2.4 

2.3 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

21 

17 

14 

Technisches Personal 

21 

21 

21 

Verwaltungspersonal . 

5 

5 

5 

insgesamt . . . 

47 

43 

40 


4.4.6 Bundesforschungsanstalt für Fischerei, 

Palmaille 9, 2000 Hamburg 50 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Das Aufgabengebiet der Bundesforschungsanstalt 
für Fischerei umfaßt alle zur Lösung der Probleme 
der Fischwirtschaft notwendigen Forschungen von 
der Produktion bis zur Verarbeitung unter Berück- 
sichtigung aller Zweige der Küsten- und Hochseefi- 
scherei und zum Teil auch der Binnenfischerei. Ein 
Schwerpunkt der Forschungsvorhaben liegt bei der 
biologischen Überwachung der Nutzfischbestände 
des Meeres, ihren Bestands- und jahreszeitlichen 
Standortveränderungen aufgrund des Fischfangs 
und der naturgegebenen Veränderungen der Um- 
weltbedingungen. Die Ergebnisse dieser Arbeiten 
sind eine Entscheidungshilfe für die Fischereipoli- 
tik des Bundes, insbesondere bei den Verhandlun- 
gen in den internationalen Fischereikonventionen 
(Quotenregulierungen etc.) und für bilaterale Ab- 
kommen. Weitere Aufgaben sind die Erschließung 
neuer Fangplätze und Fangobjekte in der Nah- und 
Fernfischerei und die Entwicklung energiesparen- 
der Fangtechniken sowie der Aquakultur im Süß- 
und Seewasser. Einen anderen Schwerpunkt bilden 
die Forschungsvorhaben über die Verarbeitung 
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(Qualitätserhaltung und Verbesserung) der von der 
Fischwirtschaft genutzten Produkte unter Berück- 
sichtigung lebensmittelrechtlicher Vorschriften. 
Außerdem werden Untersuchungen über den Ein- 
fluß der verschiedenen Formen der Meeresver- 
schmutzung auf die Nutzfischbestände durchge- 
führt. Auch werden alle Fragestellungen bearbeitet, 
die durch die Einbringung radioaktiver Abfälle ins 
Meer, durch radioaktive Kontamination der Biozö- 
nosen des Meeres und der Binnengewässer und 
durch die Benutzung der Flüsse als Vorfluter von 
Reaktoren entstehen. Schließlich werden For- 
schungsergebnisse dokumentiert und der Öffent- 
lichkeit Informationen über die Arbeiten der An- 
stalt zugänglich gemacht. 


Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für Seefi- 
scherei, für Küsten- und Binnenfischerei, für Fang- 
technik, für Biochemie und Technologie, dem Labor 
für Radioökologie der Gewässer sowie der Informa- 
tions- und Dokumentationsstelle. Die Anstalt unter- 
hält Außenstellen in Ahrensburg, Bremerhaven, 
Cuxhaven, Kiel und Langballigau. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

20,1 

15,9 

12,3 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(11,5) 

(11,8) 

(9,8) 

Investitionen 

2,4 

2,0 

1,6 

darunter: 

Bauten 

(-) 

(0.2) 

(-) 

insgesamt . . . 

22.5 

18,8 

13,9 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

70 

71 

71 

Technisches Personal 

116 

111 

114 

Verwaltungspersonal . 

21 

24 

23 

insgesamt . , . 

207 

206 

208 


4.4.7 Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig-Völkenrode (FAL), 

Bundesallee 50, 3300 Braunschweig 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Die Aufgaben der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode (FAL) 


sind auf dem Gebiet der Landbauwissenschaften 
und verwandter Wissenschaften die Forschung, die 
Veröffentlichung von Forschungsergebnissen sowie 
die Pflege internationaler Zusammenarbeit. Die An- 
stalt berät die Bundesregierung. 

Die Forschungsziele in den einzelnen Forschungs- 
bereichen der Anstalt sind: Die Erhaltung und Ver- 
besserung der Bodenproduktivität im Rahmen der 
pflanzlichen Produktion, die Steigerung der Erträge 
und die Verbesserung der Produktqualität sowohl 
der landwirtschaftlichen Kulturpflanzen für die 
menschliche Ernährung als auch die der Futter- 
pflanzen für die tierische Produktion; die Entwick- 
lung effizienter Fütterungs- und Haltungsverfahren 
für hochleistende Nutztiere unter Berücksichtigung 
neuer züchtungsbiologischer und verhaltensphysio- 
logischer Erkenntnisse; Optimierung von Arbeits- 
und Produktionsverfahren in der Tierhaltung; Fort- 
entwicklung technischer Mittel bei der Gewinnung 
und Behandlung von Agrarprodukten und der Be- 
seitigung von Rest- und Abfallstoffen; funktionsge- 
rechtes und kostengünstiges landwirtschaftliches 
Bauen; Automatisierung landwirtschaftlicher Pro- 
duktionsprozesse; Verminderung schädlicher Bela- 
stungen der in der Landwirtschaft tätigen Men- 
schen; Nutzbarmachung mikro-, makro- und sozio- 
ökonomischer Erkenntnisse für die Produktionsbe- 
triebe in der Land- und Ernährungswirtschaft, die 
Verbraucher und die in der Landwirtschaft tätigen 
Menschen sowie für die Träger der Agrar- und Er- 
nährungspolitik. 


Struktur und Haushalt 

Die FAL besteht aus den Instituten für Pflanzener- 
nährung und Bodenkunde, für Bodenbiologie, für 
Grünland- und Futterpflanzenforschung, für Pflan- 
zenbau und Pflanzenzüchtung, für Produktions- 
und Ökotoxikologie, für Tierernährung, für Tier- 
zucht und Tierverhalten (in Mariensee), für Klein- 
tierzucht (in Celle), für landtechnische Grundlagen- 
forschung, für Betriebstechnik, für Technologie, für 
landwirtschaftliche Bauforschung, für Betriebswirt- 
schaft, für landwirtschaftliche Marktforschung, für 
Strukturforschung sowie den gemeinschaftlichen 
Einrichtungen (Datenverarbeitungsstelle, Ver- 
suchsstation, Zentralbücherei, Zentrale Informa- 
tions- und Dokumentationsstelle). 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

57,8 

60,1 

58,3 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(42,3) 

(44,2) 

(42,8) 

Investitionen 

10,9 

11.4 

12,7 

darunter: 

Bauten 

(8,0) 

( 9 . 1 ) 

(10.4) 

insgesamt . . . 

68,7 

71,5 

71,0 
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Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

189 

200 

211 

Technisches Personal 

735 

737 

734 

Verwaltungspersonal . 

31 

32 

32 

insgesamt . . . 

955 

969 

977 


4.4.8 Biologische Bundesanstalt für Land- und 

Forstwirtschaft In Berlin und Braunschweig, 
Messeweg 11/12, 3300 Braunschwelg, 
Königin-Luise-Straße 19, 1000 Berlin 33 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 


Aufgaben 

Die Aufgaben der Biologischen Bundesanstalt für 

Land- und Forstwirtschaft ergeben sich vor allem 

aus dem Pflanzenschutzgesetz. Zu ihnen gehören: 

O die Unterrichtung und Beratung der Bundesre- 
gierung auf den Gebieten des Pflanzenschutzes 
und des Vorratsschutzes, insbesondere die Erar- 
beitung von Entscheidungshilfen für einschlä- 
gige Rechtsvorschriften; 

O das Studium der tierischen Schädlinge (Insek- 
ten, Milben, Schnecken, Nagetiere usw.) und der 
Erreger von Pflanzenkrankheiten (Pilze, Myko- 
plasmen, Bakterien, Viren) sowie die Entwick- 
lung von geeigneten Bekämpfungsverfahren; 

O die Erforschung der Epidemiologie von Krank- 
heitserregern und des Massenwechsels von 
Schädlingen. Diese Untersuchungen schaffen 
die wissenschaftlichen Grundlagen für eine zu- 
verlässige Vorhersage und damit für den Warn- 
dienst sowie für Maßnahmen der Pflanzenqua- 
rantäne; 

O die Erforschung der Unkräuter und der zu ihrer 
Bekämpfung geeigneten Mittel und Verfahren; 

O die Erforschung der Wirkungsweise und Ein- 
satzmöglichkeiten von Pflanzenschutzmitteln 
sowie ihrer Nebenwirkungen in der Umwelt; 

O die Erforschung der Resistenz von Schadorga- 
nismen gegen Pflanzenschutzmittel; 

O die Bearbeitung der sich aus dem Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln ergebenden Rückstands- 
probleme im Hinblick auf die Gesundheit von 
Mensch und Tier und die Forderungen der Hy- 
giene, wie sie z. B. durch die Lebensmittelgesetz- 
gebung vorgeschrieben sind; 

O das Studium der natürlichen Feinde von Krank- 
heitserregern und Schädlingen mit dem Ziel ih- 
rer Nutzanwendung bei der biologischen Schäd- 
lingsbekämpfung; 


O die Resistenzforschung sowie die Resistenzprü- 
fung, also die Prüfung der Kulturpflanzensorten 
auf Widerstandsfähigkeit gegen tierische Para- 
siten und Krankheitserreger, in enger Zusam- 
menarbeit mit der Resistenzzüchtung; 

O die Bearbeitung der vielseitigen Probleme der 
durch nichtparasitäre Ursachen verschiedenster 
Art (Ernährungsstörungen, Luftverunreinigun- 
gen, klimatische Faktoren, Kulturfehler) an Kul- 
turpflanzen auftretenden Schäden; 

O die Suche nach Möglichkeiten, das Auftreten 
von Schäden durch pflanzenhygienische, insbe- 
sondere pflanzenbauliche und fruchtfolgetechni- 
sche Maßnahmen zu vermeiden; 

O die Bearbeitung der zahlreichen Probleme des 
Vorratsschutzes. 

Zu den Dienstleistungen gehört ferner die Diagnose 
von Krankheitsursachen der Pflanzen und die Be- 
ratung der Pflanzenschutzdienststellen der Länder 
sowie die Koordination bundeseinheitlicher Inter- 
essen auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes. 

Neben den genannten Forschungsauf gaben hat die 
Bundesanstalt als Bundesoberbehörde auch admi- 
nistrative Aufgaben erheblichen Umfanges. Die 
wichtigsten sind die Prüfung, Zulassung und Über- 
wachung von Pflanzenbehandlungsmitteln sowie 
die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten und -ver- 
fahren. Pflanzenbehandlungsmittel dürfen ge- 
werbsmäßig nur vertrieben und eingeführt werden, 
wenn sie von der Bundesanstalt nach eingehender 
Prüfung zugelassen worden sind. 


Struktur und Haushalt 

Die Biologische Bundesanstalt besteht aus 
O den Instituten 

für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland 
in Braunschweig 

(mit Außenstelle Kitzeberg in Heikendorf), 

für Pflanzenschutz im Gemüsebau in Hürth-Fi- 
schenich, 

für Pflanzenschutz im Obstbau in Dossenheim, 

für Pflanzenschutz im Weinbau in Bernkastel- 
Kues, 

für Pflanzenschutz im Zierpflanzenbau in Ber- 
lin-Dahlem, 

für Pflanzenschutz im Forst in Hann. Münden, 
für Unkrautforschung in Braunschweig, 

für Viruskrankheiten der Pflanzen in Braun- 
schweig, 

für Mikrobiologie in Berlin-Dahlem, 

für Nematologie in Münster/Westf. 

(mit Außenstelle Elsdorf/Rhld.), 

für Resistenzgenetik in Grünbach, 

für biologische Schädlingsbekämpfung in Darm- 
stadt, 

für Vorratsschutz in Berlin-Dahlem; 
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O der Abteilung 

für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstech- 
nik mit den Fachgruppen 

für chemische Mittelprüfung in Braunschweig, 
für botanische Mittelprüfung in Braunschweig, 
für zoologische Mittelprüfung in Braunschweig, 
für Anwendungstechnik in Braunschweig; 

O der Abteilung 

für ökologische Chemie in Berlin-Dahlem mit 
den Fachgruppen 

für nichtparasitäre Pflanzenkrankheiten in Ber- 
lin-Dahlem, 

für Pflanzenschutzmittelforschung in Berlin- 
Dahlem, 

für Chemikalienprüfung 
O sowie den gemeinschaftlichen Einrichtungen: 
Biochemie in Braunschweig, 

Bibliotheken in Berlin-Dahlem und Braun- 
schweig, 

Dokumentations Schwerpunkt Pflanzenkrank- 

heiten und Pflanzenschutz in Berlin-Dahlem, 
Informationszentrum für tropischen Pflanzen- 
schutz in Berlin-Dahlem, 

Dienststelle für wirtschaftliche Fragen und 
Rechtsangelegenheiten im Pflanzenschutz in 
Braunschweig. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

33,5 

35,2 

32,0 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(25,8) 

(27,0) 

(24,4) 

Investitionen 

11,0 

15,5 

21,3 

darunter: 

Bauten 

(9,0) 

(13,0) 

(18,6) 

insgesamt . . . 

44,5 

50,7 

53,3 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

156 

171 

169 

Technisches Personal 

372 

380 

383 

Verwaltungspersonal . 

75 

82 

98 

insgesamt . . . 

603 

633 

650 


4.4.9 Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere, Paul-Ehrlich-Straße 28, 7400 Tübingen 1 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 
der Tiere betreibt Forschung auf dem Gebiet der 


virusbedingten Tierkrankheiten und verwandter 
Wissenschaften; sie nimmt die ihr nach dem Tier- 
seuchengesetz zugewiesenen Aufgaben wahr; sie 
veröffentlicht Forschungsergebnisse und pflegt die 
nationale und internationale Zusammenarbeit. 


Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für Mikrobio- 
logie, für Immunologie und für Impfstoffe. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

9,7 

10,7 

9,5 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(7,0) 

(7.1) 

(6.7) 

Investitionen 

1,3 

1.3 

1,7 

darunter: 




Bauten 

(0,6) 

(0,9) 

(1.4) 

insgesamt . . . 

11,0 

12,0 

11.2 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

30 

29 

28 

Technisches Personal 

115 

116 

110 

Verwaltungspersonal . 

17 

17 

19 

insgesamt . . . 

162 

162 

157 


4.4.10 Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung 
Geilweilerhof, 6741 Siebeldingen/Pfalz 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Die Aufgaben der Bundesforschungsanstalt für Re- 
benzüchtung Geilweilerhof liegen auf den Gebieten 
der Resistenzzüchtung gegen Krankheiten und 
Schädlinge und der Züchtung qualitätsbetonter 
Rebsorten. Die Forschungsarbeiten sind schwer- 
punktmäßig auf die Entwicklung von Frühdiagno- 
sen zur Verbesserung des Selektionserfolges sowie 
auf die Bildung qualitätsbestimmender Inhalts- 
stoffe (Säure-Zucker-Stoffwechsel, Aminosäuren, 
Aromastoffe) der Weinbeere konzentriert. 


Struktur und Haushalt 

Die Anstalt gliedert sich in die Arbeitsgebiete Züch- 
tungsforschung, Genetik und Cytologie sowie Bio- 
chemie und Physiologie. 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

6,3 

6,6 

6,6 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(4.6) 

(4.9) 

(4.9) 

Investitionen 

0,8 

0,6 

0.4 

darunter: 

Bauten 

(0,3) 

(0,3) 

(0.1) 

insgesamt . . . 

7.1 

7.2 

7.0 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

13 

13 

15 

Technisches Personal 

86 

84 

87 

Verwaltungspersonal . 

14 

15 

11 

insgesamt . . . 

113 

112 

113 


4.4.11 Bundesforschungsanstalt für gartenbauliche 

Pflanzenzüchtung, Bornkampsweg, 2070 Ahrensburg 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Aufgabe der Bundesforschungsanstalt für garten- 
bauliche Pflanzenzüchtung ist die Gewinnung 
neuer Erkenntnisse und Forschungsergebnisse im 
Bereich der gartenbaulichen Pflanzenzüchtung, ins- 
besondere bei den wirtschaftlich bedeutenden Kul- 
turen. Die Anstalt berät die Bundesregierung und 
unterstützt durch wissenschaftlich-technische Be- 
arbeitung von aktuellen Züchtungsproblemen die 
gartenbaulichen Pflanzenzüchter in ihren Bemü- 
hungen um die Erhaltung der Wettbewerbsfähig- 
keit 


Struktur und Haushalt 

Die Anstalt gliedert sich in die Arbeitsgebiete Ange- 
wandte Cytogenetik, Angewandte Pflanzenphysio- 
logie, Züchtung auf Resistenz und Qualität, Grund- 
lagen der Obstzüchtung sowie Mutationsinduktion. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

3.1 

3.2 

3,3 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(2.5) 

(2.6) 

(2.7) 

Investitionen 

0.2 

0.1 

0,3 

darunter: 

Bauten 

(0.1) 

(-) 

(0.2) 

insgesamt . . . 

3.3 

3,3 

3,6 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

11 

11 

10 

Technisches Personal 

42 

42 

42 

Verwaltungspersonal . 

3 

4 

5 

insgesamt . . . 

56 

57 

57 


4.4.12 Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie, Konstantinstraße 110, 

5300 Bonn 2 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

^Die Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie erarbeitet wissenschaftliche 
Grundlagen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent- 
wicklung von Natur und Landschaft. Der For- 
schungsbereich umfaßt den Naturschutz und die 
biologischen Disziplinen Vegetationskunde und 
Tierökologie, die Landschaftspflege mit Land- 
schaftsökologie, Landschaftsplanung und Erho- 
lungsvorsorge sowie das fachlich unmittelbar dem 
BML unterstellte Gebiet Wild- und Jagdökologie, 
Schwerpunkte der Arbeit sind die Ermittlung und 
Bewertung ökologischer Daten und Unterlagen für 
Naturschutz und Landschaftspflege, insbesondere 
Untersuchungen zur Sicherung der wildlebenden 
Pflanzen und Tiere und ihrer Lebensräume sowie 
zur Landschaftsplanung und zu Fragen von Freizeit 
und Erholung. Die Ergebnisse sollen dazu beitra- 
gen, die wissenschaftlichen Erkenntnisse auf den 
genannten Gebieten zum Nutzen des Gemeinwohls 
zu erweitern. Gleichzeitig liefern sie Entschei- 
dungshilfen für die Gesetzgebung, die Raumord- 
nung, die freiraumbezogene Planung, die Verwal- 
tung, für die praktische Arbeit in Naturschutz und 
Landschaftspflege sowie für internationale Aufga- 
ben. 
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Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für Vegeta- 
tionskunde, für Naturschutz und Tierökologie, für 
Landschaftspflege und Landschaftsökologie, dem 
Fachgebiet Wild- und Jagdökologie sowie den ge- 
meinschaftlichen Einrichtungen (Dokumentation, 
Information und Bibliothek). 

Der Bundesforschungsanstalt organisatorisch an- 
gegliedert ist die Zentralstelle für Agrardokumenta- 
tion und -information (ZADI) in Bonn. 


Ausgaben in Mio DM^) 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

7,4 

8,4 

7,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(4.6) 

(5,0) 

(4,7) 

Investitionen 

0,3 

0,4 

2.2 

darunter: 

Bauten 

(-) 

(-) 

(2.0) 

insgesamt . . . 

7.7 

8,8 

10,0 


Personal’) 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

38 

39 

40 

Technisches Personal 

40 

39 

39 

Verwaltungspersonal . 

19 

19 

20 

insgesamt . . . 

97 

97 

99 


1) darin enthalten sind die Ausgaben und das Personal für 
die ZADI 


4.4.13 Bundesforschungsanstalt für Forst- und 
Holzwirtschaft, Leuschnerstraße 91, 

2050 Hamburg 80 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Die Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holz- 
wirtschaft hat die Aufgabe, wissenschaftliche 
Grundlagen als Entscheidungshilfen für die Bun- 
desregierung im Bereich der Forst- und Holzwirt- 
schaft zu erarbeiten, durch wissenschaftliche Un- 
tersuchungen zur Leistungssteigerung in der Forst- 
und Holzwirtschaft beizutragen und diesen Wirt- 
schaftszweigen durch Beratung zu dienen. 

In enger personeller Verbindung mit der Universi- 
tät Hamburg erfüllt die Bundesforschungsanstalt 
für Forst- und Holzwirtschaft aufgrund eines 


Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Freien und Hansestadt Ham- 
burg umfangreiche Lehraufgaben bei der Durch- 
führung des neunsemestrigen Studiums der Holz- 
wirtschaft sowie des zweisemestrigen Zusatzstu- 
diums für Weltforstwirtschaft. 


Struktur und Haushalt 

Die Anstalt besteht aus den Instituten für Welt- 
forstwirtschaft, für Forstgenetik und Forstpflanzen- 
züchtung, für Arbeitswissenschaft, für Holzbiologie 
und Holzschutz, für Holzchemie und chemische 
Technologie des Holzes, für Holzphysik und mecha- 
nische Technologie des Holzes sowie den gemein- 
schaftlichen Einrichtungen (Informations- und Do- 
kumentationsstelle, Bibliothek, Datenverarbei- 
tung). 



Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

83 

83 

79 

Technisches Personal 

135 

131 

132 

Verwaltungspersonal . 

21 

21 

22 

insgesamt . . . 

239 

235 

233 


4.5 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung (BMA) 

4.5.1 Bundesanstalt für Arbeitsschutz, 

Vogelpothsweg 50-52, 4600 Dortmund-Dorstfeld 

Bundesanstalt im Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Arbeit und Sozialordnung 


Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz unterstützt 
den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
im Bereich des Arbeitsschutzes. Dabei arbeitet sie 
auch zusammen 

O mit den für den Arbeitsschutz zuständigen Lan- 
desbehörden und den Trägern der gesetzlichen 
Unfallversicherung sowie 
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O mit allen Institutionen und Personen, die mit 
Aufgaben der Arbeitssicherheit, des Gesund- 
heitsschutzes und der menschengerechten Ge- 
staltung der Arbeitsbedingungen befaßt sind 
(insbesondere Betrieben mit ihren betrieblichen 
Führungskräften, Betriebsräten, Sicherheits- 
fachkräften und Betriebsärzten; Gewerkschaf- 
ten; Unternehmens- und Industrieverbänden; 
technisch-wissenschaftlichen Vereinigungen). 

Die Bundesanstalt beobachtet und analysiert die 
Arbeitssicherheit, die Gesundheitssituation und die 
Arbeitsbedingungen in Betrieben und Verwaltun- 
gen. Sie entwickelt Problemlösungen unter Anwen- 
dung sicherheitstechnischer, arbeitsmedizinischer, 
ergonomischer und sonstiger arbeitswissenschaftli- 
cher Erkenntnisse; hierzu forscht sie im notwendi- 
gen Umfang selbst oder vergibt Forschungsauf- 
träge an Dritte. 

Die Bundesanstalt fördert die Anwendung der ge- 
wonnenen Erkenntnisse und Lösungsvorschläge in 
der Praxis durch 

O Veröffentlichung von Informationsmaterialien 
und Berichten, 

O Mitarbeit bei der Regelsetzung, 

O Entwicklung von Aus- und Fortbildungsmateria- 
lien sowie modellhafte Durchführung von Aus- 
und Fortbildungsveranstaltungen, 

O modellhafte Beratung, 

O Ausstellungen, 

O Fachveranstaltungen. 

Die Anmeldestelle nach dem Chemikaliengesetz ist 
bei der Bundesanstalt errichtet (die Fachaufsicht 
über sie liegt beim BMJFG). 

Die Bundesanstalt ist deutsches Zentrum der Inter- 
nationalen Dokumentationszentrale für Arbeits- 
schutz (CIS) beim Internationalen Arbeitsamt in 
Genf. 

Sie führt die Sekretariate für die im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung errichteten Sachverständigenausschüsse 
im Bereich des Arbeitsschutzes. 


Struktur und Haushalt 

'Die Bundesanstalt besteht aus den Abteilungen 
Grundsatzfragen/Anmeldestelle gemäß Chemika- 
liengesetz, Sicherheitstechnik, Gefährliche Stoffe, 
Ergonomie, Forschungsanwendung und Informa- 
tion. Sie unterhält zur Durchführung ihrer Aufga- 
ben u. a. Laboratorien, eine öffentliche Fachbiblio- 
thek, eine ständige Ausstellung für Arbeitsschutz 
und eine Dokumentationsstelle. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

29,8 

27,4 

35,0 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(10,8) 

(11,6) 

(12,1) 

Investitionen 

5,5 

9,6 

3,4 

darunter: 

Bauten 

(0.7) 

(0.5) 

(-) 

insgesamt . . . 

35,3 

37,0 

38,4 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

63 

58 

57 

Technisches Personal 

44 

48 

46 

Verwaltungspersonal . 

117 

116 

115 

insgesamt . . . 

224 

222 

218 


4.5.2 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (iAB) 
der Bundesanstait für Arbeit (BA), Regensburger 
Straße 104, 8500 Nürnberg 

Forschungsinstitut einer Selbstverwaltungskörper- 
schaft mit staatlicher Rechtsaufsicht im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung 


Aufgaben 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
ist die Forschungseinrichtung der Bundesanstalt 
für Arbeit und erfüllt Aufgaben des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes. Sie ist organisiert als eine Abteilung 
der Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit. 

Der Aufgabenbereich des IAB umfaßt die Untersu- 
chung von Art und Umfang der Beschäftigung, Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes, der Berufe 
und der beruflichen Bildungsmöglichkeiten im all- 
gemeinen und in den einzelnen Wirtschaftszwei- 
gen. 

Hieraus ergeben sich insbesondere folgende The- 
menbereiche: 

O Globale und sektorale Analyse der Zusammen- 
hänge zwischen Wirtschaftswachstum und Be- 
schäftigungsentwicklung, 

O Untersuchung des Wandels der sektoralen, be- 
ruflichen und regionalen Beschäftigungsstruk- 
turen, 

O Konjunkturforschung unter besonderer Berück- 
sichtigung des Arbeitsmarktes, 

O Beobachtung der Analyse der technischen Ent- 
wicklung und ihrer Auswirkungen auf den Ar- 
beitsmarkt, 
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O Forschung über Berufsinhalte, Berufsverwandt- 
schaften und Berufserfordernisse und deren 
Veränderungen, 

O Arbeiten über die Flexibilität am Arbeitsmarkt, 

O Untersuchungen über Methoden und Aussagen 
arbeitsmarktstatistischer Forschungsgrundla- 
gen; statistische Analyse und Methodenentwick- 
lung, Ökonometrie; Klassifikation und Systema- 
tiken, 

O Entwicklung von Arbeitsmarktmodellen unter 
Berücksichtigung prognostischer Verfahren und 
Verfahren der Substitutionsforschung, 

O Qualifikationsforschung, 

O Forschung zu Fragen des internationalen Ar- 
beitsmarktes. 


Struktur und Haushalt 

Das Institut ist in acht Arbeitsbereiche und eine 
Arbeitsgruppe gegliedert: 

O Mittel- und langfristige Vorausschau; 

O Kurzfristige Arbeitsmarktanalyse, Arbeitszeit- 
forschung, Querschnittsaufgaben im lAB; 

O Soziologie; 

O Berufs- und Qualifikationsforschung; 

O Technologie und Betriebswirtschaft; 

O Analytische Statistik; Ökonometrie, Internatio- 
naler Arbeitsmarkt; 

O Dokumentation und Information; 

O Koordinierung und Organisation, Arbeitsgruppe 
Regionalforschung, Beiträge zur Forschungsum- 
setzung (Forschungsreferate bei den Landesar- 
beitsämtern); 

O Arbeitsgruppe Datenverarbeitung. 

Veröffentlichungen der Forschungsergebnisse er- 
folgen in den „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung“ (MittAB), Verlag Kohlham- 
mer, Stuttgart, sowie in den Beiträgen zur Arbeits- 
markt- und Berufsforschung; weiter gibt es Veröf- 
fentlichungsreihen im Eigenverlag der BA. 


Personal ^) 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

37 

37 

37 

Technisches Personal 

3 

3 

3 

Verwaltungspersonal . 

51,5 

51,5 

51,5 

insgesamt . . . 

91,5 

91,5 

91,5 


Die Ausgaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung sind in den Ausgaben der Bundesanstalt 
für Arbeit enthalten, da das Institut eine Abteilung der 
BA ist. Die Ausgaben sind nicht getrennt nachweisbar. 


4.6 Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung 

4.6.1 Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall- 
und Geophysik (FWG), Klausdorfer Weg 2 — 24, 

2300 Kiel 14 

Forschungsanstalt im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers der Verteidigung 

Aufgaben 

Die Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasser- 
schall- und Geophysik hat den Auftrag, die Umwelt- 
bedingungen in den Einsatzgebieten der Marine zu 
erforschen, um wissenschaftliche Grundlagen und 
Verfahren auf dem Gebiet der 

O Ausbreitung von Schallwellen im Seewasser, 

O akustischen Eigenschaften von Zielobjekten, 

O besonderen maritimen, in der Regel geophysika- 
lischen Umweltfaktbren und deren räumlichen 
und zeitlichen Veränderlichkeit, 

O Ausbreitung elektromagnetischer Wellen in und 
durch Seewasser 

zu erarbeiten und als Voraussetzung für die 
O Verfahrens- und Geräteentwicklung und 
O Erstellung von Einsatzunterlagen 
bereitzustellen. 

Daneben hat die FWG den Verteidigungsbereich zu 
beraten und an internationalen Vorhaben (NATO) 
mitzuwirken. 

In vier Arbeitsschwerpunkten wird versucht, diese 
Ziele zu erreichen: 

O Im Schwerpunkt „Geophysikalische Umwelt“ 
werden grundlegende Untersuchungen für geo- 
physikalische Meßverfahren und die Entwick- 
lung von Vorhersagemodellen für Seegang, ozea- 
nographische Schichtung und Sedimenttrans- 
port durchgeführt; 

O die Themen zum Arbeitsschwerpunkt „Wasser- 
schall“ umfassen die Entwicklung von Ausbrei- 
tungsmodellen und die Untersuchung von So- 
narverfahren; 

O mit dem dritten Arbeitsschwerpunkt wird der 
Zweck verfolgt, Anwendungsmöglichkeiten elek- 
tromagnetischer Verfahren beurteilen zu kön- 
nen; 

O schließlich soll innerhalb des vierten Arbeits- 
schwerpunkts eine akustische Meßstrecke an 
der gemeinsam mit dem BMFT betriebenen For- 
schungsplattform „Nordsee“ errichtet und damit 
die Möglichkeit für stationäre Schallausbrei- 
tungsmessungen unter genau definierten Umge- 
bungsbedingungen geschaffen werden. 

Struktur und Haushalt 

Die Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasser- 
schall- und Geophysik gliedert sich in die beiden 
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Abteilungen Querschnittsaufgaben und Wissen- 
schaft, die sich wiederum in die Bereiche Betrieb, 
Datenverarbeitung, Informations- und Meßtechnik 
bzw. Wasserschallphysik und Geophysik unterglie- 
dern. 

Die Anstalt besitzt Laboratorien in Kiel und beree- 
dert das Wehrforschungsschiff „Planet“, das im we- 
sentlichen in Nord- und Ostsee und auch bei inter- 
nationalen Vorhaben eingesetzt wird. Darüber hin- 
aus werden die Forschungsplattform „Nordsee“ ge- 
meinsam mit dem BMFT sowie ein eigener For- 
schungsträger an dieser Plattform unterhalten und 
genutzt. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

10,4 

8,6 

10,5 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(7,5) 

(7.9) 

(7,5) 

Investitionen 

2,3 

3,0 

2.4 

darunter: 

Bauten 

(0.4) 

(0,4) 

(0,1) 

insgesamt . . . 

12,7 

11,6 

12,9 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

28 

28 

28 

Technisches Personal 

89 

89 

89 

Verwaltungspersonal . 

11 

11 

11 

insgesamt . . . 

128 

128 

128 


4.6.2 Forschungsgesellschaft für Angewandte 

Naturwissenschaften e. V. (FGAN), Königstraße 2, 
5307 Wachtberg-Werthoven 


Aufgaben 

Die Forschungsgesellschaft für Angewandte Natur- 
wissenschaften e. V. befaßt sich mit Forschungsauf- 
gaben für die Wehrtechnik, die der Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit derzeitiger und zukünftiger Auf- 
klärungsmethoden und -Systeme, der Verbesserung 
und Entwicklung moderner Lenkungsverfahren 
und der Effizienzsteigerung des Einsatzes von Mit- 
teln beim Führungsprozeß dienen. Darüber hinaus 
kann die FGAN wissenschaftliches und technisches 
Wissen zur Verfügung stellen und damit den Inno- 
vationsprozeß bei der Konzeption moderner Sy- 
steme unterstützen. Sie übt beratende und gutach- 
terliche Tätigkeit für das Bundesministerium der 
Verteidigung und seine Dienststellen aus. Sie beob- 
achtet Trends und beteiligt sich an naturwissen- 
schaftlichen Prognosen als Grundlage für Bedro- 
hungsanalysen und militärstrategische Konzepte. 


Struktur und Haushalt 

Die FGAN ist ein gemeinnütziger Verein mit den 
Organen Mitgliederversammlung, Senat und Vor- 
stand. Als Träger ihrer Aufgaben verfügt sie über 
sechs Forschungsinstitute. Für die Durchführung 
ihrer Forschungsaufgaben und die Erfüllung des 
vom Senat beschlossenen Forschungsplans sind die 
Institutsleitungen verantwortlich. Der Vorstand ko- 
ordiniert die Arbeiten. Die Institute werden von 
Wissenschaftlichen Beiräten beraten. Die Mitarbei- 
ter haben in wissenschaftlichen und technischen 
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung Mitwir- 
kungsmöglichkeiten in den Institutsleitungsaus- 
schüssen. Auftraggeber ist in erster Linie das Bun- 
desministerium der Verteidigung. Neben der 
Grundfinanzierung wird die FGAN mit etwa einem 
Fünftel ihrer Kapazität über Forschungsaufträge 
durch das Bundesverteidigungsministerium finan- 
ziert. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

35,8 

37,8 

35,6 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(25,4) 

(26.0) 

(25,7) 

Investitionen 

5,7 

7,3 

4,3 

insgesamt . . . 

41.5 

45,1 

39,9 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

174 

174 

165 

Technisches Personal 

185 

185 

179 

Verwaltungspersonal . 

33 

33 

33 

Lohnempfänger und 




Auszubildende 

79 

. 79 

79 

insgesamt . . . 

471 

471 

456 


4.7 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit (BMJFG) 

4.7.1 Bundesgesundheitsamt (BGA), Thielallee 88 — 92, 

1000 Berlin 33 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 


Aufgaben 

Zu den Aufgaben des Bundesgesundheitsamtes ge- 
hören auf allen Gebieten der öffentlichen Gesund- 
heitspflege die Projekt- und Auftragsforschung, die 
wissenschaftliche Beratung des Bundes und der 
Länder, die wissenschaftliche Beratung der EG, 
FAO/WHO und anderer internationaler Gremien, 
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Zulassungs- und Überwachungsfunktionen, insbe- 
sondere auf dem Gebiete des Betäubungs- und Arz- 
neimittelrechts. 

Die interdisziplinäre Zusammenarbeit der Institute 
ist ausgerichtet an den Zielen; Verbesserung des 
Schutzes der Gesundheit, Verminderung von Um- 
weltrisiken und Krankheitsbekämpfung. 

In diesem Rahmen sind Arbeitsschwerpunkte des 
BGA: 

O Arzneimittelsicherheit, 

O Gesundheitlicher Verbraucherschutz, 

O Umwelthygiene, 

O Krankheitsursachen, Prävention und Interven- 
tion. 

Arzneimittelsicherheit 

Ziel der Arbeiten auf dem Gebiet der Arzneimittel 
ist es, für die größtmögliche Sicherheit der Verbrau- 
cher im Umgang mit Arzneimitteln zu sorgen. Ne- 
ben der Prüfung der Registrierungs- und Zulas- 
sungsunterlagen zur Beurteilung der Qualität, Un- 
bedenklichkeit und Wirksamkeit von Arzneimitteln 
ist es erforderlich, Arzneimittelwirkungen in Klinik 
und Praxis systematisch zu überwachen, um uner- 
wünschte Effekte möglichst frühzeitig zu erkennen 
und das Ausmaß dieser Schäden gering zu halten 
sowie durch zweckmäßige Maßnahmen das Risiko 
zu mindern. In diesem Rahmen werden in Schwer- 
punktgebieten auch eigene Forschungsvorhaben 
durchgeführt bzw. gefördert. Diese konzentrieren 
sich auf die gezielte Überwachung von Arzneimit- 
teln mit besonderem Risiko und epidemiologische 
Erhebungen zur Abschätzung unerwünschter Arz- 
neimittelwirkungen. 

Hinzu tritt die dem BGA aufgrund des Arzneimit- 
telgesetzes obliegende Aufbereitung wissenschaftli- 
chen Materials über bereits auf dem Markt befindli- 
che Arzneimittel. Die Vorschriften zur Bestimmung 
der Qualität von Arzneimitteln werden in den Arz- 
neibüchern zusammengestellt, die einer ständigen 
Weiterentwicklung bedürfen. 

Darüber hinaus hat das BGA die Geschäftsführung 
für die Transparenzkommission, die einen abge- 
stuften Katalog von Anwendungsgebieten als Ord- 
nungsprinzip bei der Erstellung von Arzneimitteln 
im Hinblick auf therapeutische Wirksamkeit, uner- 
wünschte Arzneimittelwirkungen und Kosten pro 
Tagesdosis erarbeitet. 

Aufgabe des BGA ist auch die Zulassung von Tier- 
arzneimitteln. Mit dem Gesetz zur Änderung des 
Arzneimittelgesetzes vom 24. Februar 1983 sind 
dem Amt wichtige neue Prüfaufgaben auf dem Ge- 
biet des Nachweises von Tier arzneimittein in Le- 
bensmitteln übertragen worden. Ergänzende wis- 
senschaftliche Arbeiten beziehen sich vornehmlich 
auf die Entwicklung und Standardisierung entspre- 
chender Nachweismethoden. 

Das BGA nimmt ferner die Kontrolle des legalen 
Verkehrs mit Betäubungsmitteln wahr. 


Gesundheitlicher Verbraucherschutz 

Gegenstand der gesundheitlichen Bewertung auf 
dem Gebiet des Verbraucherschutzes sind sowohl 
Lebensmittel, Bedarfsgegenstände (z. B, aus Kunst- 
stoffen, Reinigungs- und Pflegemittel), Kosmetika 
und Tabakerzeugnisse sowie Trink- und Brauch- 
wasser. 

Das BGA ist die einzige Stelle in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, in der Daten über die Belastung 
durch Umweltchemikalien sowie Maßnahmen zu 
ihrer Verminderung systematisch erfaßt werden. 

Im Rahmen der Durchführung des Gesetzes zum 
Schutz vor gefährlichen Stoffen (Chemikalienge- 
setz) ist dem BGA die Aufgabe der gesundheitli- 
chen Bewertung von Chemikalien übertragen wor- 
den. Erste Aufgaben auf diesem Gebiet sind — in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Bundesbe- 
hörden — die Weiterentwicklung des Prüf Systems 
in seinen organisatorischen und inhaltlichen 
Aspekten und die Beurteilung möglicher gesund- 
heitlicher Gefährdungen durch Altstoffe. Dem BGA 
sind ferner Prüfaufgaben in bezug auf eine Reihe 
anderer gefährlicher Stoffe wie Pflanzenbehand- 
lungsmittel, Schädlingsbekämpfungsmittel, Desin- 
fektionsmittel und Holzschutzmittel übertragen. 


Umwelthygiene 

Belastungen von Wasser, Boden und Luft, die durch 
Bakterien, Viren, Schadstoffe (Gifte) und radioak- 
tive Stoffe verursacht sind — sowie hierdurch her- 
vorgerufene gesundheitliche Gefährdungen des 
Menschen — , sind Gegenstand der Arbeiten auf 
dem Gebiet der Umwelt- und Strahlenhygiene. 
Diese Arbeiten gehen über die gesundheitlichen 
Aspekte des Umweltschutzes hinaus und erfassen 
den Gesamtbereich des Schutzes des Menschen 
und seiner Umwelt. Schwerpunktartig bestehen 
hierbei Forschungs- und Beratungsaufgaben auf 
folgenden Gebieten: 

O Boden- und Grundwasserschutz, hygienische 
Klärschlammverwendung; 

O Abwasserhygiene und Gewässerschutz, insbe- 
sondere Mitarbeit an der Festlegung der Min- 
destanforderungen nach § 7 a Wasserhaushalts- 
gesetz, Entwicklung von Modellen für die Über- 
wachung von Gewässern und von Abwasserein- 
leitungen, Weiterentwicklung von Bewertungs- 
grundlagen für die Erhebung von Abwasserab- 
gaben; 

O Lufthygiene: Ständige Aufgaben aus dem Bun- 
desimmissionsschutzgesetz und der TA-Luft, Er- 
fassung der Immissionen in ausgewählten Ge- 
bieten und Bewertung der Wirkungen spezieller 
Luftverunreinigungen auf Mensch, Tier und 
Pflanze, physikalisch-chemische Analytik; 

O Verbesserung der beruflichen Strahlenschutz- 
überwachung, Weiterentwicklung biologisch- 
chemischer Indikatoren für Strahlenexpositio- 
nen, Fortführung der Erfassung und Bewertung 
der natürlichen Strahlenexposition, Verbesse- 
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rung der Methoden zur Bestimmung der von 
kerntechnischen Einrichtungen und sonstigen 
Anwendern erzeugten Strahlenexposition in der 
Umwelt. 

In den genannten Bereichen ist in aller Breite die 
Ermittlung von Zusammenhängen zwischen ökolo- 
gischen Bedingungen und menschlicher Gesund- 
heit zu leisten. 


Krankheitsursachen, Prävention und Intervention 

Auf dem Gebiet der Sozialmedizin nimmt das BGA 
umfassend beratende, forschende und gutachtliche 
Tätigkeiten auf dem Gebiet der Zivilisationskrank- 
heiten und der sie auslösenden Risikofaktoren und 
deren Entstehungsbedingungen wahr. Im Mittel- 
punkt stehen derzeit Herz- und Kreislaufkrankhei- 
ten, Krebskrankheiten, Diabetes, Fettstoffwechsel- 
störungen und chronische Leberkrankheiten. Das 
BGA führt Querschnitts- und Langzeituntersuchun- 
gen an größeren Bevölkerungskollektiven zur Er- 
mittlung von Krankheitshäufigkeiten, Krankheits- 
frühformen und somatischen Risikofaktoren durch. 
Es werden auch Interventionsstudien zur Erfor- 
schung der Möglichkeiten der prospektiven Beein- 
flussung des Gesundheitsverhaltens durchgeführt. 
Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Erfor- 
schung von Zusammenhängen zwischen Ernährung 
und Gesundheit. 

Auf dem Gebiet der Infektionskrankheiten und 
chronisch-degenerativen Erkrankungen werden 
wissenschaftliche Arbeiten zur Erforschung und 
Bekämpfung durchgeführt. Auf dem Gebiet der Vi- 
rolögie beziehen sie sich schwerpunktartig auf die 
klinisch orientierte Diagnostik und Epidemiologie 
sowie Arbeiten aus dem Bereich der persistieren- 
den Virusinfektion bzw. „slow virus-diseases“. Auf 
dem Gebiet der Mikrobiologie steht die Erfor- 
schung von Infektionskrankheiten im Vordergrund, 
die durch Bakterien, Pilze und Parasiten hervorge- 
rufen werden. Das ständig an Bedeutung gewin- 
nende Gebiet der Immunologie wird z. Z. als weite- 
rer Schwerpunktbereich ausgebaut. Aktuelle Fra- 
gen der angewandten Forschung beziehen sich auf 
die Beeinträchtigung des zellulären und humoralen 
Immunsystems, Umweltschadstoffe und die Im- 
munstimulierung durch verschiedenartige Substan- 
zen. Weitere wichtige Arbeitsgebiete sind die Blut- 
gruppenforschung, Forschung auf dem Gebiet rheu- 
matischer Krankheiten, die Inaktivierung von Mi- 
kroorganismen sowie Forschungsaufgaben auf dem 
Gebiet der bakteriellen Zellwände und ihrer Rolle 
als Pathogenitätsfaktoren. 

Im Rahmen der Richtlinien zum Schutz vor Gefah- 
ren durch neukombinierte Nukleinsäuren ist das 
BGA als Zulassungsstelle für Forschungsvorhaben 


tätig und betreut das Sekretariat der Zentralen 
Kommission für die biologische Sicherheit (ZKBS). 

Auf dem Gebiet der Medizinalstatistik erfaßt und 
überwacht das BGA die Verbreitung meldepflichti- 
ger und anderer übertragbarer Krankheiten, um 
auf dieser Grundlage Empfehlungen zur Krank- 
heitsbekämpfung einschließlich der Weiterentwick- 
lung von Schutzimpfungen sowie eine ständige Be- 
ratung der Gesundheitsbehörden durchführen zu 
können. 


Struktur und Aufgaben 

Das Bundesgesundheitsamt gliedert sich in die fol- 
genden sieben Institute: 

Robert Koch-Institut, 

Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene, 

Max von Pettenkofer-Institut, 

Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie, 
Institut für Strahlenhygiene, 

Institut für Veterinärmedizin (Robert von Ostertag- 
institut), 

Institut für Arzneimittel, 

Zentralabteilung und zentrale, wissenschaftlich- 
technische Dienstleistungseinrichtungen (Zentrale 
Versuchstieranlage, Zentrale Datenverarbeitung, 
Zentrale Bibliotheksstelle). 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

95,5 

99,4 

101,3 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(68.6) 

(TO.l) 

(71.0) 

Investitionen 

30,5 

39,9 

44,0 

darunter: 

Bauten 

(24,8) 

(34,1) 

(37.7) 

insgesamt . . . 

126,0 

139,3 

145,3 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

353 

342 

338,6 

Technisches Personal 

810 

806,5 

808,4 

Vei'waltungspersonal . 

176 

176,5 

175 

insgesamt . . . 

1 339 

1 325 

1 322 
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Ziel- und Programmstruktur des BG A 1 983 


Ziele 



Schwerpunkte Aufgaben- und Forschungsbereiche 


1 

Arzneimittelsicherheit 


1 

Beurteilung auf Qualität, Unbedenklichkeit 
und Wirksamkeit von Arzneimitteln 




2 

Ermittlungen und Maßnahmen zur Risiko- 
abwehr bei Arzneimitteln 




3 

Arzneibücher 




4 

Betäubungsmittel und psychotrope Stoffe 




5 

Tierarzneimittel 


2 

Gesundheitlicher 

Verbraucherschutz 


1 

Chemie der Lebensmittel, Bedarfsgegen- 
stände und Kosmetika, Lebensmittelhygiene 




2 

Gesundheitliche Bewertung von Lebensmit- 
teln, Bedarfsgegenständen und Kosmetika 




3 

Gesundheitliche Bewertung von Pflanzenbe- 
handlungsmitteln u. a. chemischen Produkten 




4 

Gesundheitliche Bewertung von weiteren ge- 
fährlichen Stoffen 



3 

Umwelthygiene 

1 

Medienübergreifende Umwelthygiene, Öko- 
toxikologie, Humanökologie 

2 

Boden-, Grundwasser- und Trinkwasser- 
hygiene 

3 

Abwasserhygiene und Gewässerschutz 

4 

Lufthygiene 

5 

Strahlenwirkung, Strahlenschutz; radioaktive 
Stoffe und Umwelt 


4 

Krankheitsu rsachen . 
Prävention und 
Intervention 

1 

Entstehungsbedingungen von Krankheiten, 
Medizinalstatistik 

2 

Gesundheit und soziale Umwelt 

3 

Ernährung 

4 

Infektionskrankheiten und chronisch dege- 
nerative Erkrankungen 

5 

Prüfung und Entwicklung von Methoden der 
Diagnose, Vorbeugung und Therapie 

6 

Inaktivierung von Krankheitserregern 



7 

Medizinische Strahlenhygiene 



8 

Tiergesundheit und Tierschutz 
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4.7.2 Paul-Ehrllch-Instltut — Bundesamt für Sera und 
Impfstoffe, Paul-Ehrlich-Straße 42—44, 

6000 Frankfurt/Main 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Jugend, Feimilie und Gesundheit 


Aufgaben 

Das Paul-Ehrlich-Institut unterstützt die gesund- 
heitspolitischen Aufgaben des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit im Rahmen der 
Seuchenprophylaxe und der Arzneimittelsicherheit 
auf dem Gebiet der Sera, Impfstoffe und Immundia- 
gnostika. Ihm obliegt die Prüfung, die Zulassung für 
den Verkehr und die Freigabe der einzelnen Char- 
gen der Präparate nach Maßgabe der arzneimittel- 
rechtlichen Vorschriften. 

Daneben wirkt das Paul-Ehrlich-Institut bei der Er- 
teilung der Erlaubnisse für die Herstellung und bei 
der Überwachung des Verkehrs der Produkte mit. 
Es betreibt Forschungen auf dem Gebiet der Sera, 
Impfstoffe und Immundiagnostika, insbesondere 
zur Entwicklung von Prüfungsverfahren, Standard- 
werten und Standardpräparaten für die Messung 
der Wirksamkeit immunbiologischer Präparate. 

Die staatlichen Prüfungen und die Forschungsar- 
beiten betreffen folgende Gebiete: 

— Human-Bakteriologie 

Schwerpunkte sind antibakterielle, antilympho- 
zytäre und antitoxische Immunsera, allgemeine 
und spezielle Immunglobuline, bakterielle und 
Toxoidimpfstoffe, Polysaccharid- und Tollwut- 
Impfstoffe und Tuberkuline sowie bakteriologi- 
sche, blutgruppenserologische und parasitologi- 
sche Testsera und Testantigene. 

Neben den Prüfungsaufgaben werden auf diesen 
Gebieten insbesondere Fragen der Wertbemes- 
sung und der Standardisierung, auch in Zusam- 
menarbeit mit der Europäischen Arzneibuch- 
Kommission, der Weltgesundheitsorganisation 
und anderen Gremien, bearbeitet. 

— Human-Virologie 

Schwerpunkte sind inaktivierte (Poliomyelitis, 
Influenza, Herpes, Vaccinia-Antigen, Virus- 
Hep. B) und attenuierte (Poliomyelitis, Masern, 
Röteln, Mumps, MVA) Virusimpfstoffe und de- 
ren Kombinationen sowie für deren Herstellung 
gebrauchte Zellsysteme. Für diese Impfstoffe 
und die entsprechenden Immunglobuline sowie 
wichtige Diagnostika werden Standardpräpa- 
rate hergestellt und geeicht (z. B. für die Hepati- 
tis-Diagnostik). Die Wirksamkeit der im Verkehr 
befindlichen Präparate wird durch Kontrollun- 
tersuchungen überwacht. 

Außerdem gehören Arbeiten zur Verbesserung 
der Prüfmethodik, der Verträglichkeit der ge- 
nannten Präparate und zum Nachweis neuer Vi- 
ruserkrankungen des Menschen zum Aufgaben- 
bereich der Abteilung. 


— Immunologie 

Im Rahmen der staatlichen Prüfungsaufgaben 
ist die Abteilung für die Zulassung und Chargen- 
prüfung von Hepatitis-Immunglobulinen, Test- 
sera für die Hepatitis-Diagnostik sowie für die 
Quantifizierung von Immunglobulinen und Anti- 
epileptika im Serum oder Plasma, auch mittels 
radioimmunologischer Methoden, zuständig. 
Hierzu werden Standardpräparate erarbeitet 
und Standardwerte etabliert, bestehende Prüf- 
verfahren verbessert und neue entwickelt. 

Elektronenmikroskopische Untersuchungen die- 
nen insbesondere der Reinheitskontrolle von Vi- 
rusimpfstoffen, der Charakterisierung von Zell- 
kulturen für die Virusimpfstoff-Prüfung und 
sonstiger Partikelbestimmungen. 

— Veterinär-Medizin 

Schwerpunkte der bakteriologischen, virologi- 
schen, biologischen und parasitologischen Fach- 
gebiete der Abteilung liegen in der Tierseuchen- 
bekämpfung, wobei die Durchführung von Prü- 
fungsaufgaben für veterinärmedizinische Impf- 
stoffe und Sera gegen zahlreiche Infektions- 
krankheiten bei Groß- und Kleintieren im Rah- 
men von Zulassungsverfahren und Chargenprü- 
fungen und die Stellungnahme zu Feldversu- 
chen einen breiten Raum einnehmen. 

Dazu gehören ferner die Entwicklung und Beur- 
teilung geeigneter Prüfungsmethoden, die Ei- 
chung, Prüfung und Abgabe von Standard-Prä- 
paraten und der Ausbau und die Haltung bakte- 
riologischer und virologischer Stammsammlun- 
gen, aus denen auf Anfrage relevante Erreger 
abgegeben werden können. 

Besondere Aufmerksamkeit wird zukünftig den 
neuen synthetisch hergestellten Impfstoffen ge- 
widmet werden müssen. 

— Allergologie 

In dieser Abteilung werden Testallergene und 
Hyposensibilisierungsimpfstoffe zugelassen und 
Chargenkontrollen durchgeführt. 

Hauptforschungsgebiete sind die Histaminfrei- 
setzung durch Allergene und die Erstellung von 
Allergen-Standards. 

— Zentrale Tierhaltung 

Tierschutz, Tierhaltung und die Bereitstellung 
von Tieren für die Belange veterinär- und hu- 
manmedizinischer Prüfungs- und Forschungs- 
aufgaben nehmen einen breiten Raum ein. 

— Chemotherapeutisches Forschungsinstitut 
(Georg-Speyer-Haus, Stiftung privaten Rechts) 

Die Aufgaben des Georg-Speyer-Hauses liegen 
zum einen in der Unterstützung der staatlichen 
Prüfungstätigkeit des Paul-Ehrlich-Instituts — 
insbesondere auf dem Sektor der Immunche- 
mie — , zum anderen in der immunologischen 
und immunchemischen Grundlagenforschung 
und der Tumorforschung. 

Auf dem Gebiet der immunologischen Grundla- 
genforschung werden Untersuchungen über die 
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Rolle von Antigen und Antikörper in der humo- 
ralen sowie zellulären Immunantwort durchge- 
führt, um damit die Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Immuntherapie von Autoimmun- 
krankheiten und Tumoren zu schaffen. Ferner 
werden Allergene gereinigt und biochemisch 
charakterisiert. 

Die Tumorforschung dient der Erkennung der 
primären biochemischen Veränderungen bei der 
Entartung von Zellen. Als Modellsystem werden 
krebserregende Viren untersucht. Ziel dieser Ar- 
beiten ist es, eine spezifische Chemotherapie 
von Tumoren möglich zu machen, indem bioche- 
mische Unterschiede zwischen normalen Zellen 
und Tumorzellen genutzt werden. 

Struktur und Haushalt 

Das Paul-Ehrlich-Institut — Bundesamt für Sera 
und Impfstoffe — ist untergliedert in fünf Abteilun- 
gen, die Zentrale Tierhaltung und die Abteilung 
Zentrale Dienste. Das Institut ist arbeits technisch 
und personell eng mit dem Chemotherapeutischen 
Institut (Georg-Speyer-Haus) verbunden; es wird 
von einem Präsidenten geleitet. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

11,6 

12,2 

12,3 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(7,6) 

(7.6) 

(7.5) 

Investitionen 

0,6 

1.1 

5,8 

darunter: 

Bauten 

(-) 

(-) 

(5,0) 

insgesamt . . . 

12,2 

13,3 

18,1 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

36 

34 

34 

Technisches Personal 

109 

109 

109 

Verwaltungspersonal . 

14 

15 

15 

Sonstiges 




Personal , 

16 

16 

16 

insgesamt . . . 

175 

174 

174 


4.7.3 Deutsches Institut für medizinische Dokumentation 
und Information (DIMDI), Weißhausstraße 27, 

5000 Köln 41 

Nichtrechtsfähige Bundesanstalt im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit 

Aufgaben 

Das Deutsche Institut für medizinische Dokumen- 
tation und Information hat die Aufgabe, in- und aus- 


ländische Literatur und sonstige Informationen auf 
dem Gesamtgebiet der Medizin und ihrer Randge- 
biete unter Einsatz der elektronischen Datenverar- 
beitung zu erfassen, auszuwerten, zu speichern und 
der fachlich interessierten Öffentlichkeit laufend 
oder auf Anfrage bekanntzumachen. Das Institut 
arbeitet an der Verbesserung von Dokumentations- 
und Informationssystemen (Literatur- und Befund- 
dokumentation) für den Bereich der Medizin und 
ihrer Randgebiete und fördert die Aus- und Fortbil- 
dung von Personal für die medizinische Dokumen- 
tation und Information insbesondere in der Anwen- 
dung moderner Techniken. 


Struktur und Haushalt 


Das Deutsche Institut für medizinische Information 
und Dokumentation ist in drei Abteilungen geglie- 
dert. Es wird von einem Direktor geleitet. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

19,6 

19,7 

22,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(4.7) 

(5,0) 

(4.8) 

Investitionen 

0,4 

1.5 

0,6 

darunter: 

Bauten 

(0,4) 

(1.5) 

(0,6) 

insgesamt . . . 

20,0 

21,2 

23,4 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

31 

31 

31 

Technisches Personal 

16 

15 

15 

Verwaltungspersonal . 

26 

26 

26 

Sonstiges Personal . . . 

18 

20 

21 

insgesamt . . . 

91 

92 

93 


4.8 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verkehr (BMV) 

4.8.1 Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt), 

Brüderstraße 53, 5060 Bergisch Gladbach 1 

Technisch-wissenschaftliche Anstalt im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Verkehr 


Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen ist eine tech- 
nisch-wissenschaftliche Einrichtung des Bundes. 
Sie hat die Aufgabe, die Entwicklung des Straßen- 
wesens zu fördern, indem sie wissenschaftliche Er- 
kenntnisse und Erfahrungen des In- und Auslandes 
sammelt, auswertet und für die Praxis nutzbar 
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macht. Die Bundesanstalt soll dem Bundesminister 
für Verkehr auf wissenschaftliche Erkenntnisse ge- 
stützte Unterlagen zur Verfügung stellen, die er zur 
Wahrnehmung seiner Aufgaben benötigt. Sie soll 
insbesondere auf eine Verbesserung der Wirtschaft- 
lichkeit des Baues und der Unterhaltung der Bun- 
desfernstraßen sowie auf eine Erhöhung der Si- 
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs hinwirken 
und zu diesem Zweck Untersuchungen, Forschun- 
gen und Entwicklungen im Zusammenwirken mit 
anderen Instituten durchführen. Die Bundesanstalt 
wirkt an der Prüfung von Baustoffen, Bauteilen und 
Gegenständen der Straßenausrüstung sowie an der 
Verbesserung der Prüfgeräte und Prüfverfahren im 
Straßenwesen und deren Anwendung mit. Dabei ist 
die Bundesanstalt gehalten, mit den Stellen des In- 
und Auslandes zusammenzuarbeiten, die gleichar- 
tige Ziele verfolgen. Die Bundesanstalt kann auf 
Verlangen auch andere Behörden des Bundes, der 
Länder und sonstige interessierte Stellen beraten. 
Außerdem hat sie auf dem Gebiet der Unfallfor- 
schung im Straßenverkehr die Aufgabe, eine zielge- 
rechte Forschungsplanung und -koordinierung zu 
betreiben und teilweise eigene Forschungen durch- 
zuführen. Weiter hat sie Maßnahmen zur Hebung 
der Verkehrssicherheit auf ihre Effizienz zu prüfen. 
Das Rechenzentrum der Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen ist gleichzeitig Rechenzentrum des Bun- 
desministers für Verkehr. Es wird auch vom Kraft- 
fahrt-Bundesamt in Flensburg und anderen Institu- 
tionen in Anspruch genommen. 


Struktur und Haushalt 

Die Bundesanstalt gliedert sich in die Bereiche 
Straßenbautechnik, Straßenverkehrstechnik, Un- 
fallforschung und den Zentralbereich. Für Winter- 
dienst und Straßenunterhaltung sowie für regionale 
Sonderaufgaben hat sie eine Außenstelle in Inzell. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

39,9 

38,5 

40,2 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(20,6) 

(21,4) 

(22,4) 

Investitionen 

74,1 

32,7 

12,9 

darunter: 

Bauten 

(30,7) 

(29.4) 

(8,5) 

insgesamt . . . 

114,0 

7U 

53,1 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

114 

114 

114 

Technisches Personal 

142 

141 

141 

Verwaltungspersonal . 

96 

95 

98 

insgesamt . . . 

352 

350 

353 


4.8.2 Bundesanstalt für Wasserbau (BAW), 

Kußmaulstraße 17, 7500 Karlsruhe 21 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Verkehr 

Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Wasserbau ist das zentrale 
Institut der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des 
Bundes für die gesamte praktische und wissen- 
schaftliche Versuchs- und Forschungsarbeit auf 
dem Gebiet des Wasser-, Erd- und Grundbaues und 
für die Entwicklung auf entsprechenden Gebieten 
der Technik sowie das zentrale Archiv und die zen- 
trale Dokumentations- und Informationsstelle für 
die vorgenannten Fachgebiete. Ihr sind Aufga- 
ben der Datenverarbeitung in der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung übertragen. 

Struktur und Haushalt 

Die BAW gliedert sich in die Abteilungen Allge- 
meine technische Entwicklung, Erd- und Grundbau, 
Wasserbau und Hydromechanik sowie Küste und 
eine Gruppe Datenverarbeitungszentrale. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

22,8 

22,6 

17,5 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(14.8) 

(14,9) 

(10,6) 

Investitionen 

2.2 

2,0 

3,9 

darunter: 

Bauten 

(0,2) 

( 1 . 3 ) 

(3,2) 

insgesamt . . . 

25,0 

24,6 

21,4 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

60 

63 

58 

Technisches Personal 

180 

177 

181 

Verwaltungspersonal . 

59 

56 

54 

insgesamt . . . 

299 

296 

293 


Nur im Stellenplan erfaßtes Personal 


4.8.3 Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG), 

Kaiserin-Augusta-Anlagen 15 — 17, 5400 Koblenz 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Verkehr 

Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Gewässerkunde betreibt For- 
schung auf den Gebieten Gewässerkunde (Hydrolo- 
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gie des Oberflächen- und Grundwassers), Wasser- 
wirtschaft und Gewässerschutz. Sie berät die Bun- 
desministerien in Grundsatz- und Einzelfragen und 
die Behörden der Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung des Bundes im Rahmen der Unterhaltung, des 
Aus- und Neubaues der Bundeswasserstraßen auf 
ihren Fachgebieten. Sie ist ferner zuständig für die 
Durchführung der Hauptnivellements an den Bun- 
deswasserstraßen. Auf dem Gebiet der Radioaktivi- 
tät der Oberflächengewässer im Binnenland ist sie 
die fachliche Zentralstelle des Bundes. 

Im Bereich des Umweltschutzes wird die BfG bei 
der Ausarbeitung des Umweltprogramms zur 
Durchführung von Forschungsaufträgen, zur Mitar- 
beit in den internationalen Gewässerschutzkom- 
missionen und bei Vorbereitung und Durchführung 
internationaler Konventionen herangezogen. 

Für die Inanspruchnahme der BfG durch den BMI 
für Aufgaben der Forschung und Beratung auf den 
Fachgebieten der Wasserwirtschaft und des Gewäs- 
serschutzes besteht eine Vereinbarung zwischen 
BMV und BMI. 


Struktur und Haushalt 

Die Bundesanstalt für Gewässerkunde gliedert sich 

in die fünf Abteilungen 

O Wassermengenkunde und Morphologie für Bin- 
nenland und Küste, Koordinierung der Entwick- 
lungshilfeaufgaben; 

O Grundwasser, Geologie, Wasserhaushalt, Was- 
serstandsvorhersage, mathematische Modelle, 
internationale Organisationen; 

O Physik, Chemie und Biologie der Gewässer, Fi- 
schereiangelegenheiten; 

O allgemeine und technische Wassergütef ragen, 
Gewässerradiologie, Pflanzungen; 

O Vermessungswesen und Gerätewesen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

12,5 

12,8 

9,0 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(10.2) 

(10,3) 

(6,6) 

Investitionen 

1.6 

3,2 

3,5 

darunter: 




Bauten 

(1.0) 

(2,0) 

(2.0) 

insgesamt . . . 

14,1 

16,0 

12,5 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




PersomiU) 

57 

54 

54 

Technisches Personal 

95 

91 

101 

Verwaltungspersonal . 

37 

35 

36 

Sonstiges Personal . . . 

18 

18 

15 

insgesamt . . . 

207 

198 

206 


Nur im Stellenplan erfaßtes Personal 


4.8.4 Deutsches Hydrographisches Institut (DHI), 
Bernhard-Nocht-Straße 78, 2000 Hamburg 4 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Verkehr 


Aufgaben 

Das Deutsche Hydrographische Institut hat die 
Aufgabe, 

O die Seeschiffahrt und Seefischerei durch natur- 
wissenschaftliche und nautisch-technische For- 
schungen zu fördern; 

O die nautischen Instrumente und Geräte der 
Schiffsausrüstung auf ihre Eignung für den 
Schiffsbetrieb und ihre sichere Funktion an 
Bord zu prüfen und die Magnetkompasse zu re- 
gulieren; 

O die nautischen und hydrographischen Dienste 
für die Schiffahrt, insbesondere den Seevermes- 
sungsdienst, den Gezeiten-, Windstau- und 
Sturmflutwarndienst, den Eisnachrichtendienst, 
den erdmagnetischen Dienst und den Zeitdienst 
wahrzunehmen; 

O amtliche Seekarten und amtliche nautische Ver- 
öffentlichungen herzustellen und herauszuge- 
ben sowie nautische Warnnachrichten zu ver- 
breiten; 

O das Meerwasser auf Radioaktivität und sonstige 
schädliche Beimengungen zu überwachen. 

Das DHI ist zuständig zur Erteilung von Erlaubnis- 
sen für das Einleiten und Einbringen von Stoffen in 
die Hohe See. 

Neben verschiedenen weiteren Aufgaben auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt und der Meeresüber- 
wachung entscheidet das DHI hinsichtlich der Ord- 
nung, der Nutzung und Benutzung der Gewässer 
und des Luftraumes über die Erlaubnis zur Durch- 
führung von Forschungshandlungen und zur Er- 
richtung von Transit-Rohrleitungen und wirkt mit 
bei Erlaubnissen für Aufsuchungs- und Gewin- 
nungsvorhaben auf dem Festlandsockel der Bun- 
desrepublik Deutschland. 
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resforschung und Meerestechnik in der Bundesre- 
publik durch. 

Gemäß Vertrag mit der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft unterhält das DHI das Forschungsschiff 
„Meteor“ mit dem Recht, es entsprechend den ver- 
einbarten zeitlichen Anteilen (ab 1. Januar 1982 zu 
40 %) für eigene Zwecke zu nutzen. 

Verbunden mit diesen Aufgaben sind Forschungs- 
arbeiten des DHI, die nach folgenden Gesichts- 
punkten eingeteilt werden: 

O Wissenschaftliche Untersuchungen zur besseren 
Erfüllung der dem DHI obliegenden Dienste und 
Dienstleistungen; 

O naturwissenschaftliche Untersuchungen zur 
Förderung der Seefischerei in Abstimmung mit 
dem BML; 

O Entwicklungsarbeiten zur besseren Erfüllung 
der oben genannten Forschungsaufgaben, je- 
doch nur, wenn sie aus dienstlichen oder wirt- 
schaftlichen Gründen nicht von Dritten ausge- 
führt werden sollen. 

Vorrang haben die erstgenannten Aufgaben, Die 
Forschungsvorhaben müssen in heimischen Gewäs- 
sern durchgeführt werden. Diese sind die Nord- und 
Ostsee mit besonderer Berücksichtigung der Ge- 
wässer über dem deutschen Festlandsockel, jedoch 
auch die unmittelbar angrenzenden Gewässer, so- 
weit die dortigen Untersuchungen zum Verständnis 
der Vorgänge in der Nord- und Ostsee erforderlich 
sind. 

Darüber hinausgehend können auf Anforderung 
des BML außerheimische Gewässer in die Untersu- 
chungen des DHI zur Förderung der deutschen See- 
fischerei einbezogen werden. 

Für die Arbeiten auf See stehen dem DHI das For- 
schungsschiff „Gauß“ (1 599 BRT), das Vermes- 
sungs- und Forschungsschiff „Komet“ (1 252 BRT), 
das Vermessungsschiff „Süderoog“ (154 BRT), die 
Vermessungs- und Wracksuchschiffe „Atair“ und 
„Wega“ (je 157 BRT) und gemeinsam mit der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) das For- 
schungsschiff „Meteor“ (2 615 BRT) zur Verfügung. 


Struktur und Haushalt 

Das DHI unterhält fünf Außenstellen und das Erd- 
magnetische Observatorium Wingst, Es gliedert 
sich in die Zentralabteilung und die drei Fachabtei- 
lungen Meereskunde, Technische Schiffssicherheit 
sowie Nautische Veröffentlichungen, Vermessung 
und Seekartenwerk. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

53,0 

56,2 

59,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(40.1) 

(40,9) 

(43,2) 

Investitionen 

3,7 

9,3 

6,7 

darunter: 

Bauten 

(0,9) 

(3,7) 

(1-4) 

insgesamt . . . 

56,7 

65,5 

66,5 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

64 

60 

61 

Technisches Personal 

345 

354 

342 

Verwaltungspersonal . 

350 

359 

347 

insgesamt . . . 

759 

773 

750 


4.8.5 Deutscher Wetterdienst (DWD), 

Frankfurter Straße 135, 6050 Offenbach/M. 

Bundesbehörde im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Verkehr 

Aufgaben 

Der Deutsche Wetterdienst ist eine nicht rechtsfä- 
hige technisch-wissenschaftliche Bundesanstalt; er 
hat u. a. die Aufgabe, 

O die meteorologischen Erfordernisse auf den Ge- 
bieten des Verkehrs, der Land- und Forstwirt- 
schaft, der gewerblichen Wirtschaft, des Bauwe- 
sens und des Gesundheitswesens zu erfüllen, 

O die meteorologische Sicherung der Seefahrt und 
der Luftfahrt zu gewährleisten, 

O die Atmosphäre auf radioaktive Beimengungen 
und deren Verfrachtung zu überwachen, 

O durch Forschungsarbeiten die Erkenntnisse auf 
dem Gebiet der Meteorologie zu fördern. 

Im Vordergrund der wetterdienstlichen Tätigkeit 
stehen Dienstleistungsfunktionen; sie umfassen 
Vorhersagedienste, die Erarbeitung von Gutachten 
sowie die Abgabe von Beratungen und Auskünften. 
Hierfür werden Beobachtungsnetze, die meteorolo- 
gische Daten aus der bodennahen und freien Atmo- 
sphäre liefern, Fernmeldeeinrichtungen und lei- 
stungsfähige EDV-Anlagen eingesetzt. 

Die Forschungstätigkeit im DWD verfolgt das Ziel, 
die meteorologische Beratung zu verbessern und 
die Einwirkung der Atmosphäre auf die Lebensbe- 
dingungen von Mensch, Tier und Pflanze sowie 
Rückwirkungen menschlicher Tätigkeit auf die At- 
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mosphäre zu ermitteln. Diese Zielsetzung wird in 
vier Forschungsschwerpunkten verfolgt: 

O Durch Verfeinerung der physikalischen Ansätze 
und höhere vertikale und horizontale Auflösung 
sollen die Vorhersagemodelle weiter verbessert 
werden, durch statistische Verfahren die Vor- 
hersage spezieller meteorologischer Parameter 
erleichtert werden; 

O durch Einsatz neuer Sensoren, automatische 
Verarbeitung und schnelle Übermittlung von Be- 
obachtungsdaten sowie Anwendung moderner 
Beobachtungstechniken wie Radar und Satelli- 
ten soll die Bereitstellung des für die Vorhersage 
notwendigen Grundlagenmaterials verbessert 
werden; 

O durch klimatologische und medizinisch-meteoro- 
logische Untersuchungen sowie Arbeiten bei- 
spielsweise auf dem Gebiet des Wasserhaushalts 
und der Einwirkung klimatologischer Gegeben- 
heiten auf die Technik sollen meteorologische 
Grundlagen für menschliche Aktivitäten ge- 
schaffen werden; 

O durch agrarmeteorologische Forschung soll u. a. 
geholfen werden, das Spannungsfeld zwischen 
ökonomischen Interessen und ökologischen 
Zwängen in der Landwirtschaft zu überbrük- 
ken. 

Der Forschungsanteil im Haushalt des DWD ist ver- 
hältnismäßig gering. Einschließlich entsprechender 
Infrastrukturanteile betragen die Aufwendungen 
für Forschungs- und Entwicklungstätigkeit ca. 11 % 
(ca. 9 % ohne Infrastruktur); ca. 8 % des Personals 
(ca. 21% des wissenschaftlichen Personals) sind 
dem Forschungsbereich zuzuordnen. 

Struktur und Haushalt 

Der DWD gliedert sich in 

O ein Zentralamt in Offenbach am Main mit ver- 
schiedenen Abteilungen, die allgemeine sowie 
überregionale fachliche Aufgaben wahrnehmen; 

O zwölf Wetterämter mit angeschlossenen Flug- 
wetterwarten, Wetterwarten und Wetterstatio- 
nen für regionale Aufgaben im Dienstleistungs- 
bereich; hierbei nimmt das Seewetteramt Ham- 
burg eine Sonderstellung ein, indem es auch 
Forschungsaufgaben auf maritim-meteorologi- 
schem Gebiet durchführt; 

O Dienststellen mit besonderen überregionalen 
Aufgaben. 

Letztere umfassen 

O zwei Meteorologische Observatorien, 

O eine Zentrale Agrarmeteorologische For- 

schungsstelle, 

O vier Agrarmeteorologische Beratungs- und For- 
schungsstellen, 

O eine Zentrale Medizin-Meteorologische For- 
schungsstelle, 


O zwei Instrumentenämter, 

O eine Aerologische Forschungs- und Erprobungs- 
stelle, 

O eine Wetterdienstschule. 

Der Anteil der Forschungstätigkeit am gesamten 
Aufgabenbereich der einzelnen Dienststellen ist un- 
terschiedlich. Wegen der breiten fachlichen Streu- 
ung und der oft engen Verklammerung mit dem 
Dienstleistungsbereich läßt sich eine klare organi- 
satorische Abtrennung des Forschungssektors 
nicht überall durchführen; im wesentlichen werden 
Forschungsarbeiten beim Zentralamt, den überre- 
gionalen Dienststellen und beim Seewetteramt 
durchgeführt. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist^) 

Soll*) 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

117,4 

120,2 

122,7 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(90,3) 

(92,1) 

(92,9) 

Investitionen 

6,8 

6,3 

16,7 

darunter: 




Bauten 

(2.4) 

(1.6) 

(8,3) 

insgesamt . . . 

124,2 

126,5 

139,4 


Personal 

1981 

1982 

19832) 

Wissenschaftliches 
Personal 

316 

333 

337 

Technisches Personal 

121 

116 

116 

Fachtechnisches 
Personal 

1455 

1412 

1398 

Verwaltungspersonal . 

269 

274 

273 

insgesamt^) . . . 

2 161 

2 135 

2 124 


^) ohne Zuweisungen und Zuschüsse 
2) Soll-Zahlen ohne Stellenabbau 1983 
^) einschließlich Stellen für Beamte auf Probe 


4.9 Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen (BMP) 

4.9.1 Forschungsinstitut der Deutschen Bundespost beim 
Fernmeldetechnischen Zentralamt, Darmstadt und 
Berlin (Außenstelle), Am Kavalleriesand 3, 

6100 Darmstadt 

Institut einer Bundesoberbehörde im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen 

Aufgaben 

Die Deutsche Bundespost muß ihre Anlagen im 
Post- und Fernmeldewesen unter Beachtung des 
Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes technisch und be- 
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trieblich dem Bedarf entsprechend weiterentwik- 
kein. Die DBF betreibt nachrichtentechnische For- 
schung in ihrem Forschungsinstitut beim Fernmel- 
detechnischen Zentralamt, um auf dem Gebiet der 
modernen Nachrichtentechnik eigene wissenschaft- 
liche Fachkompetenz und firmenunabhängiges Ur- 
teilsvermögen möglichst rechtzeitig verfügbar zu 
haben. 

Die Arbeiten konzentrieren sich auf folgende zehn 
Forschungsschwerpunkte: 

— Nachrichtenverarbeitung 

O Sprachverarbeitung mit dem Ziel der Sprach- 
ausgabe und Spracherkennung durch Ma- 
schinen zur Humanisierung des Mensch-Ma- 
schine-Dialogs, 

O Digitale Codier- und Übertragungsverfahren 
für die Bewegtbild-Kommunikation. 

— Vermittlung 

O Strukturen zukünftiger Vermittlungssysteme 
unter besonderer Berücksichtigung breit- 
bandiger digitaler, dienstintegrierter Netze. 

— Fe mmelde netze 

O Wissenschaftliche Methoden zur Planung 
und Optimierung von Fernmeldenetzen, 

O Systemanalyse und -synthese eines digitalen 
optischen Teilnehmeranschlusses. 

— Übertragungsverfahren 

O Digitale Verfahren zur Nachrichtenübertra- 
gung auf vorhandenen Übertragungswegen, 

O Übertragungsverfahren für Glasfaser-Sy- 
steme. 

— Leitergebundene Übertragungsmedien 

O Untersuchungen zur Eignung der Glasfaser 
als neues Übertragungsmedium. 

— Antennen 

O Spiegelantennen mit verbesserter Richt- 
charakteristik und deren Erreger, 

O Phasengesteuerte Gruppenantennen für ge- 
richtete Funkverbindungen. 

— Wellenausbreitung 

O Ausbreitungsbedingungen für terrestrischen- 
und Satellitenfunk, 

O Beeinflussung von terrestrischen- und Satel- 
liten-Richtfunkstrecken und entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen. 

— Festkörperelektronik 

O Erzeugung und Untersuchung quaternärer 
Halbleiterschichten für optoelektronische 
Sender und Empfänger, 

O Integrierte Techniken für digitale Breitband- 
Nachrichtenübertragung. 

— Optoelektronik 

O Untersuchungen von Komponenten der Sy- 
steme für die optische Nachrichtentechnik. 


— Wissenschaftliche Servicefunktionen 

O Forschung und Beratung auf dem Gebiet der 
Akustik, 

O Wissenschaftliche EDV-Programmierung, 

O Materialuntersuchung mit physikalisch-che- 
mischen Methoden, 

O Wellenausbreitungsvorhersage im Kurzwel- 
lenbereich, 

O Rechnergestützter Entwurf von Mikroschalt- 
kreisen. 

Struktur und Haushalt 

Das Institut ist in fünf Forschungsbereiche geglie- 
dert: Nachrichtenverarbeitung, Übertragungsver- 
fahren und leitergebundene Medien, Antennen und 
Wellenausbreitung, Festkörperelektronik sowie 
Vermittlung und Netze. 

Das Institut untersteht fachlich einem Forschungs- 
rat, dem Vertreter aus verschiedenen Bereichen der 
Deutschen Bundespost angehören; zwei Mitglieder 
entsendet der Bundesminister für Forschung und 
Technologie. Dem Leiter des Forschungsinstitutes 
steht für die Bearbeitung mittelbarer Aufgaben 
eine Stabsstelle zur Verfügung, die auch Geschäfts- 
stelle des Forschungsrates ist. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

28,3 

29,7 

31,1 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(25,9) 

(26,8) 

(28,1) 

Investitionen 

8,8 

11,2 

21,2 

insgesamt . . . 

37,1 

40,9 

52,5 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

131 

132 

142 

Technisches Personal 

165 

164 

163 

Verwaltungspersonal . 

28 

29 

30 

insgesamt . . . 

325 

325 

335 


4.10 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

4.10.1 Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 

Raumordnung (BfLR), Am Michaelshof 8, 5300 Bonn 2 

Forschungseinrichtung im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

Aufgaben 

Die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung erarbeitet wissenschaftliche und in- 
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formative Grundlagen zu Fragen der Raum- und 
Stadtentwicklung. Sie berät den für die räumliche 
Planung zuständigen Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau. 

Schwerpunkte der Forschungs- und Informationstä- 
tigkeit sind wissenschaftliche Analysen und Bei- 
träge 

O zur Entwicklung raumordnerischer Konzeptio- 
nen, zum Vollzug des Raumordnungsgesetzes 
sowie zu den alle vier Jahre dem Deutschen 
Bundestag zu erstattenden Raumordnungsbe- 
richten; 

O zu städtebaulichen Entwicklungen und Pro- 
grammen vor dem Hintergrund der Zuständig- 
keiten des Bundes und in Verbindung mit der 
Wohnungsbaupolitik sowie zu städtebaulichen 
Berichten, die dem Parlament vorgelegt wer- 
den. 

Ein Teil der für diese Aufgaben benötigten wissen- 
schaftlichen Grundlagen wird im Rahmen der Ei- 
genforschung erarbeitet. So betreibt die Buhdesfor- 
schungsanstalt eine ständige differenzierte Daten- 
analyse der Raum- und Stadtentwicklung und er- 
rechnet Prognosen/Szenarien. Darüber hinaus ist 
die Bundesforschungsanstalt an der Definition, Ver- 
gabe, Begleitung und Auswertung von Forschungs- 
projekten, die im Rahmen der Ressortforschung 
des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau durchgeführt werden, beteiligt. 


Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt gliedert sich in die 
Abteilungen Forschung (F) und Information (I). In 
der Abteilung F werden die wichtigsten fachplane- 
rischen Bereiche bearbeitet: Bevölkerung und Sozi- 
alstruktur, Wirtschaft und Beschäftigung, Bildung 
und soziale Infrastruktur, Wohnen, Verkehr, Boden- 
nutzung, Umwelt, Siedlungsstruktur, Energie. In 
der Abteilung I sind die Bereiche Bibliothek, For- 
schungsinformation, Raumbeobachtung und Pro- 
gnosen, EDV, Kartographie und Veröffentlichungs- 
wesen angesiedelt. Diese Einrichtungen ermögli- 
chen ihr die Herstellung von thematischen Karten 
für verschiedene Verwaltungszwecke der Bundesre- 
gierung und von Fachveröffentlichungen, darunter 
die „Informationen zur Raumentwicklung“. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

9.2 

8,6 

8,6 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(6,3) 

(6,7) 

(6.4) 

Investitionen 

0,5 

0,2 

0.1 

insgesamt . . . 

9.7 

8,8 

8,7 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 




Personal 

37 

37 

38 

Technisches Personal 

18 

15 

15 

Verwaltungspersonal . 

73 

76 

77 

insgesamt . . . 

128 

128 

130 


4.11 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie (BMFT) 

4.11.1 Biologische Anstalt Helgoland (BAH), Hamburg, 
Helgoland, Notkestraße 31, 2000 Hamburg 52 

Forschungsanstalt im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie 


Aufgaben 

Die Biologische Anstalt Helgoland ist 1892 gegrün- 
det worden. Sie gliedert sich in die Zentrale in 
Hamburg, die Meeresstation auf Helgoland und die 
Litoralstation in List auf Sylt. Der BAH obliegt For- 
schung in der Meeresbiologie und der Meeresökolo- 
gie. Die BAH führt anwendungsorientierte Untersu- 
chungen über die Erkundung, Verhütung und Be- 
kämpfung der Meeresverschmutzung aus. Sie be- 
treibt Forschungen über die Nutzung des Meeres 
als Nahrungsquelle, insbesondere auf dem Gebiet 
der marinen Aquakultur. 

Mit der Meeresstation auf Helgoland und der Lito- 
ralstation in List erbringt die BAH u. a, wissen- 
schaftliche Dienstleistungen durch 

O die Durchführung von Lehrveranstaltungen und 
meeresbiologischen Kursen, 

O die Versorgung festländischer Lehr- und For- 
schungsstätten mit marinem Untersuchungs- 
und Demonstrationsmaterial, 

O die Unterhaltung eines Schau-, Lehr- und Ver- 
suchsaquariums, 

O die Betreuung von in- und ausländischen Gast- 
forschern. 


Struktur und Haushalt 

Die BAH besteht aus den fünf Fachabteilungen 
Meereszoologie, Meeresbotanik, Biologische Ozea- 
nographie, Experimentelle Ökologie, Meeresmikro- 
biologie und der Taxonomischen Arbeitsgruppe. Die 
BAH wird durch einen Direktor geleitet; er wird 
von einem wissenschaftlichen Beirat, in dem aus- 
wärtige Wissenschaftler vertreten sind, und dem 
Kollegium beraten. 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

12,0 

13,0 

13,0 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(8,3) 

(8.3) 

(8.3) 

Investitionen 

7,6 

8,2 

1,9 

darunter: 

Bauten 

(6,0) 

(3,7) 

(0.9) 

insgesamt . . . 

19,6 

21,2 

14,9 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal^) 

46 

40 

41 

Technisches 

Personal^) 

54 

48 

50 

Verwaltungspersonal ^) 

7 

8 

9 

Sonstiges Personal . . . 

74 

71 

71 

insgesamt . . . 

181 

167 

171 


incl. sonderfinanziertem Zusatzpersonal (aus Drittmit- 
teln) 


4.11.2 Deutsches Historisches Institut Paris (DHI Paris), 9, 
rue Maspöro, F-75116 Paris 

Unselbständige Bundesanstalt im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Forschung und Techno- 
logie 


Aufgaben 

Das Deutsche Historische Institut in Paris erforscht 
die deutsch-französischen Beziehungen in der mit- 
telalterlichen und neueren Geschichte in politi- 
scher, wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Hin- 
sicht und veröffentlicht die Forschungsergebnisse. 
Es vermittelt und pflegt die fachlichen Beziehungen 
zwischen deutschen und französischen Histori- 
kern. 

Schwerpunktprogramme und -projekte sind: Gallia 
Pontifica, Regesten der Merowinger, Prosopogra- 
phia regnorum occidentalium, Deutsche in Frank- 
reich, Forschungsgeschichte und -methoden in 
Frankreich seit dem 16. Jahrhundert, Dokumenta- 
tion zur französischen Sozial- und Wirtschaftsge- 
schichte. 

Zu den Veröffentlichungen zählen: Pariser Histori- 
sche Studien, die Institutszeitschrift FRANCIA und 
Beihefte zur FRANCIA und die Dokumentation 
Westeuropa. 


Struktur und Haushalt 

Das DHI Paris wird von einem Direktor geleitet. 
Der Wissenschaftliche Beirat (Beratungsgremium) 
setzt sich aus mindestens fünf bis höchstens sieben 
deutschen Historikern zusammen, die vom BMFT 
auf die Dauer von fünf Jahren berufen werden. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

2,4 

2,3 

2.5 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(1.9) 

(1,8) 

(2.0) 

Investitionen 

0.1 

0,2 

— 

insgesamt . . . 

2.5 

2,5 

2,5 


Personal 

1981 1982 1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal . 

9 9 9 

7 7 7 

insgesamt . . . 

16 16 16 


4.11.3 Deutsches Historisches Institut Rom (DHI Rom), 

Via Aurella Antica 391, 1-00165 Rom 

Unselbständige Bundesanstalt im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Forschung und Techno- 
logie 


Aufgaben 

Das Deutsche Historische Institut in Rom erforscht 
die deutsche und europäische Geschichte ein- 
schließlich der Musikgeschichte, im besonderen die 
deutsch-italienischen Beziehungen im Mittelalter 
und in der Neuzeit Das Institut veröffentlicht Quel- 
len zur deutschen Geschichte aus den Vatikani- 
schen Anstalten und den übrigen staatlichen und 
kirchlichen Archiven und Bibliotheken in Italien 
und fördert die Beziehungen zur gegenwärtigen ita- 
lienischen Geschichtswissenschaft 

Schwerpunktprogramme und -projekte sind: For- 
schung zum Kulturkampf, Toscana-Forschung, Ita- 
lia-Pontifica, Musikgeschichtliche Forschung, Spät- 
neuzeitliche Geschichte, insbesondere des 20. Jahr- 
hunderts. 

Zu den Veröffentlichungen zählen: Buchreihen, 
Nuntiaturbericht aus Deutschland, Repertoricum 
Germanium, Analecta Musicologia, Concentus Mu- 
sicus; Quellen und Forschungen aus italienischen 
Archiven und Bibliotheken (Institutszeitschrift). 
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Struktur und Haushalt 

Das DHI Rom wird von einem Direktor geleitet Der 
Wissenschaftliche Beirat (Beratungsgremium) setzt 
sich aus sieben bis neun deutschen Historikern zu- 
sammen, die vom BMFT auf die Dauer von fünf 
Jahren berufen werden. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

3,1 

3,3 

3,4 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(2,1) 

(2,3) 

(2,3) 

Investitionen 

— 

0,2 

— 

insgesamt . . . 

3,1 

3,5 

3,4 


Personal i) 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

14 

14 

14 

Technisches Personal 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal . 

14 

14 

14 

insgesamt . . . 

28 

28 

28 


einschließlich Stellen für Beamte auf Probe 


4.11.4 Kunsthistorisches institut Florenz (KHI Florenz), 

Via G. Giusti 44, I-50121 Florenz 

Unselbständige Bundesanstalt im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Forschung und Techno- 
logie 


Aufgaben 

Das Kunsthistorische Institut in Florenz dient als 
internationaler Sammelpunkt für Forschung zur 
italienischen Kunstgeschichte und fördert durch 
Publikationen, Stipendien, Ferienkurse und inter- 
nationale Seminare die Forschung auf seinem Ar- 
beitsgebiet. 

Schwerpunkte sind die Kunstgeschichtlichen For- 
schungen zur Renaissance in Florenz und Nordita- 
lien. 

Zu den Veröffentlichungen zählen die Mitteilungen 
des KHI und Italienische Forschungen (Buchrei- 
hen). 


Struktur und Haushalt 

Das KHI Florenz wird von einem Direktor geleitet. 
Das Wissenschaftliche Kuratorium (Beratungsgre- 
mium) besteht aus sieben Wissenschaftlern. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

3,1 

2,8 

2,7 

darunter: 

Personalausgaben . . 

( 1 , 9 ) 

( 1 . 9 ) 

( 1 , 9 ) 

Investitionen 

2,6 

3,3 

— 

insgesamt . . . 

5,7 

6,1 

2,7 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

13 

13 

13 

Technisches Personal 

— 

— 

— 1 

Verwaltungspersonal . 

16 

16 

18 

insgesamt . . . 

29 

29 

31 


4.12 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft (BMBW) 

4.12.1 Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Berlin-West 
und Bonn; Fehrbellinger Platz 3, 1000 Berlin 31; 
Friesdorfer Straße 151-153, 5300 Bonn-Bad 
Godesberg 

Bundesunmittelbares rechtsfähiges Institut im Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Bildung 

und Wissenschaft 

Aufgaben 

O Durchführung der Berufsbildungsforschung; sie 
soll insbesondere einen Beitrag dazu leisten, daß 
die Gegebenheiten und Erfordernisse der Be- 
rufsbildung beobachtet, untersucht und ausge- 
wertet, ihre Grundlagen geklärt, ihre Inhalte 
und Ziele ermittelt und an die technische, wirt- 
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung 
angepaßt werden; 

O Betreuung von Modellversuchen; 

O Förderung der Bildungstechnologie durch For- 
schung; Hauptziel dabei ist die Entwicklung und 
Erprobung von Ausbildungsmitteln für die Be- 
rufsbildungspraxis; 

O Nach Weisung des zuständigen Bundesministers 
Mitwirkung an der Vorbereitung von Ausbil- 
dungsordnungen und sonstigen einschlägigen 
Rechtsverordnungen, an der Vorbereitung des 
Berufsbildungsberichts und bei der Durchfüh- 
rung der Berufsbildungsstatistik; 

O Unterstützung der Planung, Errichtung und Wei- 
terentwicklung überbetrieblicher Berufsbil- 
dungsstätten nach allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften des zuständigen Bundesministers; 

O Beratung der Bundesregierung in Fragen der 
beruflichen Bildung; 
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O Führung und Veröffentlichung des Verzeichnis- 
ses der anerkannten Ausbildungsberufe; 

O Begutachtung, in bestimmten Fällen auch Aner- 
kennung berufsbildender Fernlehrgänge nach 
näherer Regelung des Gesetzes; Förderung von 
Entwicklungsvorhaben zur Verbesserung und 
zum Ausbau des berufsbildenden Fernunter- 
richts. 

Art und Weise der Aufgabenerfüllung und Organi- 
sation werden durch Satzung geregelt. 


Struktur und Haushalt 

Organe des Bundesinstituts für Berufsbildung sind 
der Hauptausschuß und der Generalsekretär. 

Der Hauptausschuß beschließt über die Angelegen- 
heiten des Bundesinstituts, soweit sie nicht dem 
Generalsekretär übertragen sind, und berät die 
Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen der 
Berufsbildung. Ihm gehören je elf Beauftragte der 
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Länder so- 
wie fünf Beauftragte des Bundes an, die ebenfalls 
elf Stimmen führen. 

Der Generalsekretär vertritt das Bundesinstitut für 
Berufsbildung gerichtlich und außergerichtlich; er 
verwaltet es und führt die Aufgaben nach Richtli- 
nien des Hauptausschusses durch, soweit diesen 
nicht Weisungen und allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften des zuständigen Bundesministers Vorge- 
hen. Der Generalsekretär kann zu seiner fachlichen 
Beratung Fachausschüsse einsetzen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

30,9 

30,6 

29,7 

darunter; 

Personalausgaben . . 

(21,0) 

(21,9) 

(21,3) 

Investitionen 

0,1 

0,2 

0,1 

insgesamt . . . 

31,0 

30,8 

29,8 


Personal 

1981 

1982 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

157 

147 

146 

Technisches Personal 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal . 

234 

243 

237 

Sonstiges Personal . . . 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

391 

390 

383 


4.13 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit (BMZ) 

4.13.1 Deutsches Institut für Entwicklungspolitik gGmbH 
(DIE), Fraunhoferstraße 33 — 36, 1000 Berlin 10 

Finanzierung: Bund (BMZ) 


Aufgaben 

Das Deutsche Institut für Entwicklungspolitik führt 
auf der Grundlage wissenschaftlicher Forschung 
Beratungs- und Ausbildungsaufgaben durch. 

Es erstellt für öffentliche Institutionen in der Bun- 
desrepublik Deutschland und im Ausland Gutach- 
ten zu entwicklungspolitischen Themen und berät 
sie im Hinblick auf aktuelle Fragen der Zusammen- 
arbeit zwischen Industrie- und Entwicklungslän- 
dern. 

Es bildet deutsche Hochschulabsolventen verschie- 
dener Fachrichtungen für die berufliche Praxis in 
öffentlichen und privaten Institutionen der deut- 
schen und internationalen Entwicklungspolitik 
aus. 

Bei den Veröffentlichungen standen im Vorder- 
grund: 

O Studien zum Aufbau und zur Durchführung von 
Ernährungssicherungsprogrammen, 

O Untersuchungen zu den Kooperationsmöglich- 
keiten der EG mit den Maghreb- und Mashrek- 
Ländern nach der Süderweiterung, 

O Arbeiten zu den Industrialisierungsprozessen in 
Schwellenländern (Argentinien, Süd-Korea, In- 
dien und Saudi-Arabien) und deren Rückwir- 
kung auf die Bundesrepublik Deutschland, 

O Untersuchungen zur Auflagenpolitik, in denen 
auf der Grundlage der bisherigen Erfahrungen 
die Voraussetzungen, Ansätze und Instrumente 
einer Konditionierung der entwicklungspoliti- 
schen Zusammenarbeit beleuchtet werden. 


Struktur und Haushalt 

Das DIE wurde am 2. März 1964 als gemeinnützige 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in 
Berlin gegründet. Gesellschafter sind die Bundesre- 
publik Deutschland, vertreten durch den Bundesmi- 
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und das 
Land Berlin, vertreten durch den Senator für Wirt- 
schaft und Verkehr. 

Organe des DIE sind die Institutsleitung, die Gesell- 
schafterversammlung und das Kuratorium. Das Ku- 
ratorium besteht aus bis zu 13 Mitgliedern. Sechs 
Mitglieder werden vom Gesellschafter Bundesrepu- 
blik Deutschland, drei Mitglieder vom Gesellschaf- 
ter Land Berlin und vier Mitglieder von beiden Ge- 
sellschaftern gemeinsam berufen. 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1981 

1982 

1983 

Laufende Ausgaben . . 

3,0 

3.1 

3.4 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(2,2) 

(2.1) 

(2.3) 

Investitionen 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

3,0 

3.1 

3.4 


Personal 

1981 1982 1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

Verwaltungspersonal . 

24 24 24 

19 19 19 

insgesamt . . . 

43 43 43 
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Teil VII 

Statistik 

1. Grundlagen der Forschungsstatistik 

1.1 Allgemeines 

Forschung und Entwicklung gehören zu den we- 
sentlichen sozio-ökonomischen Faktoren einer 
Volkswirtschaft und bedürfen einer eingehenden 
statistischen Beschreibung, um fundierte Unterla- 
gen für forschungspolitische Entscheidungen be- 
reitstellen zu können. Der Tätigkeitsbereich For- 
schung und experimentelle Entwicklung (FuE) er- 
streckt sich auf alle Sektoren der Volkswirtschaft 
und unterscheidet sich von dem weiter gefaßten Be- 
reich der wissenschaftlichen Tätigkeit ebenso wie 
von den wirtschaftlichen Aktivitäten. 

Der Begriff „FuE-Statistik“ deckt verschiedene 
mögliche statistische Serien über die Ressourcen 
für unterschiedliche Phasen der FuE-Aktivitäten 
und deren Ergebnisse ab. Gegenwärtig wird nur der 
FuE-Input — also die finanziellen und personellen 
Ressourcen — in die FuE-Statistik einbezogen. Die 
Möglichkeiten einer FuE-Outputmessung werden 
— insbesondere in internationalen Gremien — seit 
geraumer Zeit intensiv diskutiert. Dessen statisti- 
sche Abgrenzung und Erfassung ist jedoch wesent- 
lich schwieriger als die des Inputs, so daß noch wei- 
tere methodische Vorarbeiten notwendig sind, um 
ein Datenmaterial zur Verfügung zu stellen, das 
auch einen internationalen Vergleich ermöglicht 

Die FuE-Statistik, die sich auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nur auf den FuE-Input bezieht, 
konnte in den letzten Jahren trotz der restriktiven 
Tendenzen im Statistikbereich wesentlich verbes- 
sert werden und hat einen Genauigkeits- und Detai- 
lierungsgrad erreicht, der dem des Auslandes nicht 
nachsteht. Das vielschichtige Gesamtgebiet von 
Forschung und Entwicklung hat verschiedenartige 
Ansatzpunkte für seine statistische Beschreibung 
mit unterschiedlichen, recht umfangreichen Pro- 
blemen der Erhebung und Aufbereitung for- 
schungsstatistischen Datenmaterials. Das Fehlen 
einer einheitlichen FuE-Statistik auf gesetzlicher 
Grundlage vergrößert die Probleme und setzt weite- 
ren Entwicklungen Grenzen. 

Im nachfolgenden werden die Grundlagen der stati- 
stischen Erfassung der finanziellen und personellen 
Ressourcen dargestellt, die weitgehend von den An- 
forderungen der internationalen Organisationen 
geprägt wurden. 

1.2 Methodische Grundlagen 

Die gegenwärtig durchgeführten forschungsstatisti- 
schen Erhebungen beruhen auf langjährigen me- 
thodischen Vorarbeiten, die hauptsächlich von der 


OECD eingeleitet wurden. 1963 wurde mit den „All- 
gemeinen Richtlinien für statistische Übersichten 
in Forschung und Entwicklung“ (Frascati-Hand- 
buch)^) das erste Handbuch über die Grundlagen 
einer Forschungsstatistik vorgelegt, das in Zusam- 
menarbeit von Wissenschaftlern, Fachleuten der 
OECD-Mitgliedstaaten und dem OECD-Sekretariat 
zustande kam. Das Handbuch wurde inzwischen 
aufgrund der Erfahrungen bei den internationalen 
forschungsstatistischen Erhebungen in allen 
OECD-Mitgliedstaaten und wegen des zunehmen- 
den Bedarfs an forschungsstatistischem Zahlenma- 
terial und den damit verbundenen notwendigen 
Verbesserungen des statistischen Instrumentari- 
ums dreimal revidiert. Seine letzte Fassung „Fras- 
cati-Handbuch“ 1980 liegt auch in der deutschen 
Übersetzung vor 2). Es enthält Ausführungen über 
Grunddefinitionen und Konventionen, Klassifizie- 
rungen und Methoden der Messung von FuE-Tätig- 
keiten auf allen Wissenschaftsgebieten. Darüber 
hinaus enthält es ein Kapitel über FuE-Deflatoren 
und FuE-Wechselkurse, ein Kapitel über öffentliche 
FuE-Finanzierung nach sozio-ökonomischen Ziel- 
setzungen sowie grundlegende Bemerkungen über 
die Möglichkeiten einer FuE-Outputmessung. 

Auch die UNESCO führt regelmäßige Erhebungen 
der FuE-Ressourcen bei ihren Mitgliedstaaten 
durch. Die methodisch-theoretischen Grundlagen 
wurden mit Unterstützung der nationalen Sachver- 
ständigen verschiedener Kontinente ständig weiter- 
entwickelt und auf den von der UNESCO veranstal- 
teten Sondertreffen und Konferenzen ausführlich 
erörtert. Das Ziel ist hierbei die Sammlung von In- 
formationen über wissenschaftliche und technologi- 
sche Aktivitäten (W- und T-Aktivitäten) in einer 
Form, die größtmögliche internationale Vergleich- 
barkeit erlaubt. Die Empfehlungen bezüglich der 
„internationalen Standardisierung von Statistiken 
auf dem Gebiet von Wissenschaft und Technologie“ 
wurden von der Generalversammlung der UNESCO 
im Jahr 1978 angenommen. Soweit es sich um den 
FuE-Bereich handelt, wurden die Definitionen des 
Frascati-Handbuchs weitgehend übernommen. Der 
darüber hinaus gehende Bereich Wissenschaft und 
Technologie wurde definiert und wird etwa ab 1985 
Inhalt neuer UNESCO-Erhebungen werden. Die 
Empfehlungen bezüglich der internationalen Stan- 
dardisierung sind von der UNESCO als Handbuch 


^) The measurement of Scientific and Technical Acitivi- 
ties-Proposed Standard Practice for Surveys of Rese- 
arch and Experimental Development 
2) Die Messung wissenschaftlicher und technischer Tätig- 
keiten — Allgemeine Richtlinien für statistische Über- 
sichten in Forschung und experimenteller Entwicklung 
— Herausgeber: BMFT — ISBN 3 — 88135 — 114 — 0 
(November 1982) 
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vorgelegt worden^). Der von der UNESCO abge- 
deckte Mitgliederkreis bezieht die Osteuropäischen 
Länder und die Entwicklungsländer ein, wodurch 
besondere forschungsstatistische Fragestellungen 
hervortreten, wie z. B. Messung des Technologie- 
Transfers in weniger entwickelte Länder. 

Für Zwecke der Koordinierung der Forschungspoli- 
tik in den Ländern der Europäischen Gemeinschaf- 
ten wurde ein spezielles statistisches Instrumenta- 
rium geschaffen, das sich jedoch nur auf die For- 
schungsfinanzierung durch die zentralen öffentli- 
chen Haushalte erstreckt Auf der methodisch-theo- 
retischen Grundlage des Frascati-Handbuches 
wurde die „Systematik zur Analyse und zum Ver- 
gleich der wissenschaftlichen Programme und 
Haushalte (NABS)“^) entwickelt, die eine funktio- 
nale Klassifizierung nach sozio-ökonomischen 
Zielen darstellt. Die im Oktober 1966 entwickelte 
Systematik wurde inzwischen zweimal revidiert, 
um sie den neueren Orientierungen in den For- 
schungstätigkeiten anzupassen. Die letzte Revision 
— NABS 1983 — wurde nach Verabschiedung durch 
den Unterausschuß FuE-Statistik vom Ausschuß 
für wissenschaftliche und technische Forschung 
(AWTF) im November 1983 gebilligt. Auf der Grund- 
lage dieser Systematik werden vom Unterausschuß 
FuE-Statistik des AWTF bei den EG-Mitgliedstaa- 
ten die öffentlich finanzierten Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung nach den Haushaltsplä- 
nen bzw. ihren Entwürfen, also Daten, die noch 
nicht vom Parlament verabschiedet wurden, erfaßt, 
analysiert und veröffentlicht. 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemein- 
schaften führt keine eigenen forschungsstatisti- 
schen Erhebungen durch, ist aber als Sekretariat 
des Unterausschusses FuE-Statistik in die Arbeiten 
eingeschaltet. 

Erwähnt seien hier auch die Arbeiten des Skandi- 
navischen Rats für angewandte Forschung (NORD- 
FORSK), in dem die Forschungsorganisationen Dä- 
nemarks, Finnlands, Norwegens und Schwedens zu- 
sammengeschlossen sind. Seine Hauptaufgabe be- 
steht in der Förderung der Zusammenarbeit der 
skandinavischen Länder auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen und industriellen Forschung. 1974 
wurde das Nordic-Manual veröffentlicht, das eine 
Weiterentwicklung des Frascati- Handbuches dar- 
stellt und unter besonderer Berücksichtigung der 
Vergleichbarkeit der Daten zwischen den skandina- 
vischen Ländern erarbeitet wurde. 

Weiter sind die entsprechenden Arbeiten des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe (CMEA) zu nen- 
nen, die sich um eine Anpassung der Erhebungs- 
konzepte und um die Vergleichbarkeit der for- 
schungsstatistischen Daten aus Planwirtschaftssy- 
stemen mit denen der westlichen Länder bemühte. 


Manual for Statistics on Scientific and Technological 
Activities (provisional) — St 80/WS/8 — UNESCO, Pa- 
ris, September 1980 

2) Nomenclature pour TAnalyse et la Comparaison des 
Budgets et Programmes Scientifiques 


Die Abstimmung und Zusammenarbeit dieser re- 
gional und inhaltlich weitgestreuten Arbeiten erfor- 
dert erhebliche internationale Kommunikationsfä- 
higkeit und -bereitschaft. Die Zusammenarbeit der 
Sekretariate der internationalen Organisationen 
auf diesem Gebiet hat sich wesentlich verstärkt, so 
daß die Doppelarbeit, die sich unter Berücksichti- 
gung der spezifischen Zielsetzungen der einzelnen 
Organisationen ergibt, verringert werden konnte. 
Die Kommunikation ist darüber hinaus durch die 
regelmäßig stattfindenden Tagungen der For- 
schungsstatistiker aus den Mitgliedstaaten gewähr- 
leistet. 


1.3 Rechtsgrundlagen 

Die Richtlinien und Empfehlungen der internatio- 
nalen Organisationen über die FuE-Statistiken wer- 
den von den Vertretern der jeweiligen Mitgliedstaa- 
ten beschlossen. Eine Berichtspflicht für FuE-trei- 
bende Einrichtungen oder Personen kann für die 
einzelnen Staaten daraus nicht abgeleitet werden. 
Hierfür bedarf es der entsprechenden Regelungen 
auf nationaler Ebene. 

In der Bundesrepublik Deutschland kann eine Be- 
richtspflicht nur durch gesetzliche Regelung be- 
gründet werden. 

Da ein Forschungsstatistik-Gesetz, das die For- 
schungstätigkeit in allen Sektoren der Volkswirt- 
schaft nach einheitlichen Verfahren erfaßt, nicht 
erlassen worden ist, muß das forschungsstatistische 
Datenmaterial der einzelnen Sektoren aus unter- 
schiedlichen Quellen ermittelt werden. Die amtliche 
Statistik kann, infolge der fehlenden gesetzlichen 
Grundlage, forschungsstatistische Erhebungen nur 
insoweit durchführen, als sie von anderen Statistik- 
gesetzen mit abgedeckt sind. Über die jährliche Fi- 
nanzstatistik werden als Grunddaten die staatli- 
chen Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und 
experimentelle Entwicklung ermittelt und die ge- 
mäß der Definition des Frascati-Handbuchs FuE 
betreffenden Teilbeträge in einem zweiten Schritt 
ausgegliedert. Mit dem gleichen Gesetz ist auch die 
Erhebung des in staatlichen wissenschaftlichen 
Einrichtungen beschäftigten Personals abgedeckt. 
Auch die Datenerhebung bei den überwiegend 
staatlich finanzierten Forschungseinrichtungen 
ohne Erwerbszweck stützt sich auf dieses Gesetz 
(vgl. Gesetz über die Finanzstatistik in der Fassung 
vom 11. Juni 1980 — BGBl. I S. 673 — ). Die For- 
schungsdaten für den Hochschulbereich basieren 
auf der Statistik über das Hochschulpersonal und 
die Hochschulfinanzen, die nach dem Hochschulsta- 
tistikgesetz erhoben werden (vgl. Gesetz über eine 
Bundesstatistik für das Hochschulwesen in der Fas- 
sung vom 21. April 1980 — BGBl. I S. 453 — ). Eine 
unmittelbare Erhebung der Daten über die Hoch- 
schulforschung kann aus sachlichen Gründen nicht 
erfolgen, so daß der FuE-Bereich über Koeffizien- 
ten ermittelt werden muß (vgl. Abschnitt 1.5: Beson- 
derheiten des Hochschulsektors). 

Für die Wissenschaftsausgaben des Bundes wird 
vom Bundesminister für Forschung und Technolo- 
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gie eine eigene Geschäftsstatistik bei allen Bundes- 
ressorts durchgeführt, bei der der FuE-Bereich 
kenntlich gemacht ist Die Daten sind nach ver- 
schiedenen Kriterien gegliedert und werden in den 
„Statistischen Informationen“ des Bundesministeri- 
ums für Forschung und Technologie veröffentlicht 

Die Daten des Wirtschaftssektors werden in zwei- 
jährigem Rhythmus von der SV-Gemeinnützigen 
Gesellschaft für Wissenschaftsstatistik mbH (Stif- 
terverband für die Deutsche Wissenschaft) erhoben, 
aufbereitet und analysiert In die Erhebungen, die 
auf freiwilliger Basis erfolgen, sind die FuE-betrei- 
benden und finanzierenden Unternehmen und die 
Institutionen für Gemeinschaftsforschung einbezo- 
gen. Seit 1978 fällt im Rahmen des FuE-Personalko- 
stenzuschußprogramms der Bundesregierung, das 
über die Arbeitsgemeinschaft Industrieller For- 
schungsvereinigungen e. V. (AIF) abgewickelt wird, 
statistisches Datenmaterial über die FuE-Tätigkeit 
kleiner und mittlerer Unternehmen an, die in die 
Erhebungen des SV nicht einbezogen waren. Dieses 
Datenmaterial, dessen methodische Grundlage von 
der des SV abweicht, wird nach Bereinigung und 
Korrekturrechnungen in die FuE-Statistik des SV 
integriert. Ein Vergleich der Angaben mit früheren 
Jahren ist aus diesem Grunde nur noch bedingt 
möglich. Durch die Änderungen der Bedingungen 
für die Antragstellungen zum FuE-Personalkosten- 
zuschußprogramm ab 1981 haben sich erneut 
Schwierigkeiten ergeben, die durch vom SV entwik- 
kelte Schätzmethoden ausgeglichen werden muß- 
ten. Um solchen Änderungen für die Zukunft besser 
begegnen zu können, ist vorgesehen, die Unterneh- 
men mit weniger als 500 Beschäftigten im Wege 
einer Stichprobe zu erfassen. Ein geeignetes Kon- 
zept hierfür wird gegenwärtig erarbeitet. 

Für die privaten wissenschaftlichen Institutionen 
ohne Erwerbszweck, die weder überwiegend vom 
Staat noch überwiegend von der Wirtschaft finan- 
ziert werden, liegen nur Teilangaben vor. Das Stati- 
stische Bundesamt führt für diesen Bereich auf 
Veranlassung des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie eine Befragung auf freiwil- 
liger Basis durch, die keinen Anspruch auf Vollstän- 
digkeit hat. 

1.4 Abgrenzung und Gliederung der 
Erhebungstatbestände 

1. Begriffsabgrenzung 

Grundlage der Abgrenzung eines Erhebungsgegen- 
standes ist die Definition. Forschung und experi- 
mentelle Entwicklung (FuE) wird im Frascati- 
Handbuch 1980 mit systematischer, schöpferischer 
Arbeit zur Erweiterung des Kenntnisstandes, ein- 
schließlich der Erkenntnisse über den Menschen, 
die Kultur und die Gesellschaft sowie deren Ver- 
wendung mit dem Ziel neue Anwendungsmöglich- 
keiten zu finden, definiert. 

Die Grenze zwischen Aufarbeitung des vorhande- 
nen Wissens und dem Betreten geistigen Neulands 
ist trotz der im Frascati-Handbuch gegebenen Bei- 
spiele noch unscharf. Für die Forschungsstatistik 


ist die Negativabgrenzung des FuE-Begriffs leichter 
zu handhaben. Forschung und Entwicklung ist ein 
Teilbereich des Oberbegriffs Wissenschaft, der 
außer FuE die wissenschaftliche Lehre und Ausbil- 
dung und andere forschungsverwandte Tätigkeiten 
umfaßt. Zu letzteren gehören z. B. wissenschaftliche 
und technische Informationsdienste, Datensamm- 
lung für allgemeine Zwecke, Durchführbarkeitsstu- 
dien und ähnliches. Hauptkriterium für die Abgren- 
zung von FuE gegenüber verwandten Tätigkeiten 
ist das Vorhandensein eines nennenswerten Ele- 
ments von Weiterentwicklung (vgl. Frascati-Hand- 
buch 1980 — Kapitel II). Oft sind allerdings For- 
schung und Entwicklung und forschungsverwandte 
Tätigkeiten so eng miteinander verbunden, daß 
eine getrennte Nachweisung weder von der finan- 
ziellen noch von der personellen Seite her möglich 
ist. In diesen Fällen muß für forschungsstatistische 
Erhebungen entweder nach dem Schwerpunkt ent- 
schieden werden oder eine Aufteilung mittels 
Schätzungen erfolgen. 

Bei der industriellen FuE liegt das Hauptproblem in 
der Abgrenzung der experimentellen Entwicklung 
zur Produktion. Hier sind definitorisch die Grenzen 
zwischen Prototypen und Versuchsanlagen einer- 
seits und Serienfertigung und Übernahme der Ver- 
suchsanlagen in den normalen Produktionsablauf 
andererseits zu ziehen. 

2. Erhebungsmerkmale und Erhebungseinheit 

Wie bereits gesagt, kann zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt nur die Inputseite der FuE-Tätigkeit, also 
ihre finanziellen und personellen Ressourcen stati- 
stisch erfaßt werden. Bei Vergleichen zwischen Da- 
ten für einzelne Forschungsbereiche eines Landes 
oder bei internationalen Vergleichen ist zu berück- 
sichtigen, daß eine solche Aufwandstatistik Geld- 
einheit gleich Geldeinheit und Forschungsstunde 
gleich Forschungsstunde setzt, ohne Rücksicht auf 
die eventuelle unterschiedliche Ergiebigkeit in den 
einzelnen Bereichen. Diese Aussage ist Angelegen- 
heit einer Output- Messung. 

Erfaßt werden die Ausgaben und ihre Finanzierung 
sowie das in Forschung und Entwicklung tätige 
Personal. Auf der Ausgabenseite werden die direk- 
ten FuE-Ausgaben, gegliedert nach Ausgabearten 
(Personal-, laufende Sach-, Investitionsausgaben) 
sowie die Finanzierungsausgaben für FuE-Arbeiten 
Dritter (Käufe von Dienstleistungen oder Zuschüs- 
se) erhoben. Im staatlichen Bereich ist die Unter- 
scheidung von institutioneller Förderung (Zuschuß) 
und projektgebundener Förderung (Zuschuß oder 
Kauf) von Bedeutung. Alle Ausgaben beinhalten Fi- 
nanztransaktionen, also nicht FuE-Kosten im be- 
triebswirtschaftlichen Sinn (z. B. Investitionsausga- 
ben eines Jahres statt periodenbezogehe Abschrei- 
bungen auf die FuE gewidmeten Kapitalgüter). 

Den Ausgaben stehen auf der Einnahmenseite des 
fiktiven Forschungsbudgets eigene Mittel bzw. 
Fremdmittel, die nach Zuwendungs- bzw. Auftrag- 
gebern aus den einzelnen Forschungsbereichen des 
Inlandes oder aus dem Ausland (einschließlich der 
inter- und supranationalen Organisationen) geglie- 
dert sind, gegenüber. 


335 


Drucksache 10/1543 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Das in FuE tätige Personal ist nach Art der Be- 
schäftigung in Forscher, Techniker und vergleich- 
bares Personal und Sonstiges Personal sowie nach 
der Art der Ausbildungsabschlüsse (Hochschulab- 
schluß, übrige Abschlüsse des tertiären Bereichs, 
mittlere und sonstige Abschlüsse) gegliedert. Da ein 
genauer Nachweis der auf FuE verwendeten Zeit 
bei keiner der Kategorien des Personals möglich 
ist, werden in der Praxis alle Personen einer zum 
FuE-Berichtskreis gezählten Forschungseinrich- 
tung erfaßt (eine Ausnahme bilden die Hochschulen 
— vgl. Teil VII, Kapitel 1.5); die Teilzeitbeschäftig- 
ten gehen im staatlichen Bereich schematisch mit 
dem Vollzeitfaktor 0,5 in die Berechnungen ein, im 
Wirtschaftssektor dagegen wird von der Dauer der 
teilweisen Beschäftigung in FuE (in Mann-Monaten 
ausgedrückt) ausgegangen. 

Erhebungseinheiten sind einmal die FuE betreiben- 
den Unternehmen — wobei als Darstellungseinheit 
die jeweiligen fachlichen Unternehmensteile FuE 
fungieren — und zum anderen die Forschung be- 
treibenden Institutionen. Hierbei wird nach dem 
Schwerpunktprinzip vorgegangen, d. h. daß alle In- 
stitutionen, deren Haupttätigkeit sich auf For- 
schung und Entwicklung bezieht, voll in die Erhe- 
bung einbezogen werden. Für einige Berichtsstellen 
des staatlichen Bereichs wird von diesem Prinzip 
abgewichen, um auch die wissenschaftlichen Ein- 
richtungen zu erfassen, die zwar nicht überwiegend 
Forschung betreiben, ihre Forschungstätigkeit je- 
doch erhebliche Bedeutung im jeweiligen For- 
schungsgebiet hat. Dies gilt z. B. für die meteorolo- 
gische Forschung des Deutschen Wetterdienstes, 
der als Gesamtinstitution in der Forschungsstati- 
stik sachfremd eingeordnet wäre. Umgekehrt müs- 
sen zur Vermeidung von Verzerrungen gelegentlich 
einzelne finanzwirtschaftliche Vorgänge vollständig 
einbezogener Berichtsstellen eliminiert werden. Als 
Beispiel sind hier forschungsfremde, zeitlich be- 
grenzte Investitionszuschüsse der Bundesanstalt 
für das Straßenwesen an die Nürburgring GmbH zu 
nennen. 

3. Institutioneile Abgrenzung 

Die grundlegende institutionelle Gliederung des 
FuE-Bereichs ist die Unterteilung in Sektoren. In 
Anlehnung an das System der Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnung (SNA)^) sieht das OECD- 
Konzept die Bereiche: Wirtschaft, Staat, private Or- 
ganisationen ohne Erwerbszweck (PNP)^), Ausland 
und Hochschulen vor. Letztere sind wegen der Be- 
deutung der Hochschulen für den FuE-Bereich aus 
dem Staatssektor ausgegliedert und gesondert 
nachgewiesen. Bei den privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck ist zu beachten, daß sie, soweit 
sie vornehmlich Dienstleistungen für Unternehmen 
erbringen und von diesen finanziert werden, dem 
Wirtschaftssektor und soweit sie vorwiegend dem 
Staat dienen und ganz oder überwiegend staatlich 
finanziert werden, dem Staatssektor zugeordnet 
werden. Hieraus ergibt sich, daß der PNP-Sektor 

^) A System of National Accounts — UNESCO — 
New York 1968 
^) Private Non-Profit 


nur die unabhängigen und nicht überwiegend staat- 
lich oder von der Wirtschaft finanzierten For- 
schungseinrichtungen umfaßt und in den interna- 
tionalen FuE-Statistiken volumenmäßig klein ist. 
Für die Bundesrepublik Deutschland besteht für 
diesen Bereich eine Lücke in der statistischen Er- 
hebung, so daß die für diesen Sektor nachgewiese- 
nen Angaben die unterste Grenze darstellen (für 
die nationale Berichterstattung werden die beiden 
Sektoren Staat und private Institutionen ohne Er- 
werbszweck anders abgegrenzt — vgl. Begriffser- 
läuterungen zum statistischen Zahlenmaterial — ). 

Die UNESCO weist folgende Bereiche nach: Pro- 
duktivbereich’, der in integrierte und nicht-inte- 
grierte Forschung unterteilt ist, allgemeine Dienste, 
Hochschulen und Ausland. Der Produktivbereich 
umfaßt, ebenso wie der Wirtschaftssektor im 
OECD-Konzept, die FuE-betreibenden Unterneh- 
mensteile einschließlich Deutsche Bundesbahn und 
Deutsche Bundespost und rechtlich selbständige 
Unternehmen der öffentlichen Hand sowie die selb- 
ständigen Forschungseinrichtungen, die den Unter- 
nehmen dienen und von ihnen überwiegend finan- 
ziert werden. Darüber hinaus gehören nach dem 
UNESCO-Konzept auch die Forschungseinrichtun- 
gen zum Produktivbereich, deren Forschungsergeb- 
nisse bestimmten, gemäß der internationalen Wirt- 
schaftszweigsystematik (ISIC) ^) abgrenzbaren 
Wirtschaftszweigen zugute kommen, auch wenn sie 
überwiegend vom Staat oder den Organisationen 
ohne Erwerbszweck finanziert werden. Für die 
Bundesrepublik Deutschland ist die Abgrenzung 
und Bestimmung dieser Institute bisher nicht mög- 
lich, so daß alle überwiegend staatlich finanzierten 
Forschungseinrichtungen dem Sektor „Allgemeine 
Dienste“ zugeordnet werden, der dem staatlichen 
Sektor einschließlich dem PNP-Sektor der OECD 
entspricht. 

4. Funktionale Gliederungen 

Für die Durchführung von Analysen im FuE-Be- 
reich sind funktionale Gliederungen von weitaus 
größerer Bedeutung, als die nach Institutionen. 
Theoretisch wäre es durchaus möglich, ein einheit- 
liches, funktional ausgerichtetes Klassifikationssy- 
stem für alle Sektoren festzulegen, aber in der Pra- 
xis stößt dies gegenwärtig noch auf Schwierigkei- 
ten. Aus praktischen Erwägungen werden für die 
einzelnen Sektoren unterschiedliche Systematiken 
angewendet. 

Die hauptsächliche Klassifikation des Wirtschafts- 
sektors ist die nach Wirtschaftszweigen, sie wird 
sowohl für die in den Unternehmen durchgeführte 
FuE als auch für die Forschungsinstitute im Wirt- 
schaftssektor angewandt. Für nationale Darstellun- 
gen wird hier der amtlichen Wirtschaftszweigsyste- 
matik des Statistischen Bundesamtes gefolgt, wäh- 
rend bei internationalen Vergleichen die internatio- 
nale Standardklassifikation ISIC zugrunde gelegt 
wird. 

Eine zweite funktionale Gliederung des Wirt- 
schaftssektors ist die Aufteilung nach Produktgrup- 


^) International Standard Industrial Classification 
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pen, worunter Erzeugnisbereiche, Produkte und 
Verfahren zu verstehen sind. Die Analyse nach Pro- 
duktgruppen zielt auf die tatsächliche wirtschaftli- 
che Ausrichtung der von Einrichtungen des Wirt- 
schaftssektors durchgeführten FuE ab. Hierbei wer- 
den die FuE-Daten auf Kategorien verteilt, die so- 
wohl eine bessere internationale Vergleichbarkeit 
als auch eine tiefergehende Analyse ermöglichen 
(vgl. Frascati-Handbuch 1980 — 4.3 — ). Allerdings 
können nach dieser Gliederung nur die Aufwendun- 
gen eines Unternehmens insgesamt unterteilt wer- 
den. Entsprechende Angaben für einzelne Ausgabe- 
arten, die Finanzierung oder gar für das in FuE- 
beschäftigte Personal sind nicht möglich. 

Die übrigen Sektoren werden nach sechs Wissen- 
schafts- und Technologiezweigen (Naturwissen- 
schaften, Ingenieurwissenschaften, Medizinische 
Wissenschaften, Agrarwissenschaften, Sozialwis- 
senschaften und Geisteswissenschaften) unterteilt. 
Als Grundlage hierfür dient die UNESCO-Klassifi- 
kation. 

Unabhängig von der Sektoreneinteilung liegen für 
die staatlich finanzierten FuE-Ausgaben auch Sy- 
stematiken mit sozio-ökonomischer Zielsetzung vor. 
Ausgangspunkt war hier die Gliederung der Euro- 
päischen Gemeinschaften — NABS — die, wie be- 
reits berichtet, ihre zweite Revision erfahren hat. 
Die NABS 1983 sieht 13 Kapitel mit 87 zweistelligen 
Positionen vor. Eine weitere Unterteilung ist nur 
noch bei 3 Positionen, die eine Aufteilung nach In- 
dustrieerzeugnissen betreffen, vorgesehen. Auch 
die Systematiken der OECD und UNESCO sehen 
eine Gliederung nach sozio-ökonomischer Zielset- 
zung vor. Im Gegensatz zu der sehr detaillierten 
Gliederung der EG werden in diesen beiden Syste- 
matiken nur 12 Bereiche unterschieden. Alle drei 
Systematiken sind nicht deckungsgleich, können 
aber mit Hilfe von Umsteigeschlüsseln voneinander 
abgeleitet werden. 

1.5 Besonderheiten des Hochschulsektors 

Die enge Verflechtung von Forschung und Lehre an 
den Hochschulen wirft für forschungsstatistische 
Erhebungen erhebliche Probleme auf, die bei den 
Hochschulkliniken durch die medizinische Betreu- 
ung der Patienten weiter erschwert werden. Ge- 
trennte Rechnungssysteme, welche die einzelnen 
Aufgabenbereiche gesondert nachweisen, gibt es im 
Hochschulbereich nicht. Statistisch erfaßbar sind 
nur die in der Hochschulfinanzstatistik nach Fä- 
chergruppen sowie Lehr- und Forschungsbereichen 
aufgeteilten Ausgaben und Einnahmen. Weder Da- 
ten über die FuE-Ausgaben noch über Forschungs- 
personal an Hochschulen können den Rechnungs- 
und Personalunterlagen unmittelbar entnommen 
werden. Eine verbesserte Erfassung der Drittmittel 
ist eingeleitet und es kann davon ausgegangen wer- 
den, daß im Laufe des Jahres 1984 Datenmaterial 
für einige Bundesländer zur Verfügung steht. 

Die Trennung der Tätigkeitsbereiche erfolgt nach 
internationaler Übung über Daten zur Arbeitszeit- 
verteilung beim wissenschaftlichen Personal. Diese 
Daten werden durch Zeitbudgetstudien entweder 
im Wege einer Totalerhebung bei dem betroffenen 


Personal oder als Stichprobe oder als laufende Zeit- 
anschreibung mit kurzen Zeitintervallen oder als 
retrospektive Einschätzung für einen abgelaufenen 
Zeitraum ermittelt. Einige Staaten haben hierfür 
Erhebungen durchgeführt. Für die Bundesrepublik 
Deutschland liegen nur Ergebnisse von Einzelstu- 
dien vor, die kein vollkommenes Bild vermitteln. 

Für die praktische Berechnung des personellen und 
finanziellen Forschungspotentials der Hochschulen 
wird auf die Ergebnisse der Erhebungen über das 
Hochschulpersonal und die Hochschulfinanzen zu- 
rückgegriffen. Für die einzelnen Hochschularten 
und Fächergruppen sowie im Falle der Hochschul- 
kliniken auch für die Ausgabearten werden be- 
stimmte FuE-Koeffizienten zugrundegelegt. Diese 
FuE-Koeffizienten wurden 1975 nach Auswertung 
nationaler und internationaler Zeitbudgetstudien 
neu geschätzt. Eine Überprüfung anhand der Er- 
gebnisse einer Untersuchung des Instituts für De- 
moskopie in Allensbach zur Lage der Forschung an 
den Universitäten ergab keine grundlegenden ab- 
weichenden Erkenntnisse. Die 1975 mit einer Viel- 
zahl von Daten und Parametern durchgeführte Mo- 
dellanalyse zur Ermittlung der FuE-Koeffizienten 
der Hochschulfinanzen als Ergebnis detaillierter 
Vorgaben von Forschungsanteilen für die Haupt- 
gruppen des Personals an Hochschulen konnte 
kürzlich wiederholt werden und hat nur kleine Än- 
derungen der Koeffizienten erbracht (vgl. auch 
Wirtschaft und Statistik 9/83 Seite 720 ff). Der FuE- 
Koeffizient für die Hochschulkliniken wird ge- 
trennt für die klinisch-theoretische und die kli- 
nisch-praktische Medizin ermittelt. Die Tätigkeits- 
bereiche Krankenversorgung und Ausbildung sind 
bei der Berechnung der FuE-Ausgaben der Hoch- 
schulkliniken ausgeschaltet (die in diesem Bericht 
nachgewiesenen FuE-Daten des Hochschulbereichs 
stimmen mit der tiefgegliederten Modellanalyse 
überein). 

1.6 Probleme der FuE-lnputrelhen 

Die FuE-Inputreihen der finanziellen Ressourcen 
werfen bezüglich der Erfassung und Bewertung von 
Preisniveauunterschieden Probleme auf. Für Zeit- 
reihenanalysen, die sowohl innerhalb eines Landes 
als auch bei einem internationalen Vergleich von 
Interesse sind, müssen die im Zeitablauf eingetrete- 
nen Preisveränderungen Berücksichtigung finden. 
Die Anwendung eines globalen Preisindex wie z. B. 
den des Bruttoinlandsprodukts gibt angesichts der 
besonderen Kostenstruktur von FuE nur ungenau 
die Preisentwicklung wieder. Ein gesondert berech- 
neter FuE-Deflator, der die Struktur der Ausgabear- 
ten im FuE-Bereich und die zu diesen passenden 
Preisindexreihen berücksichtigt, wird von den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften seit 
Jahren praktiziert (vgl. jährliche Veröffentlichung 
von Eurostat — Öffentliche Aufwendungen für For- 
schung und Entwicklung). 

Soweit internationale Vergleiche betroffen sind, 
stellen sich bei den Umrechnungen in eine einheit- 
liche Währung ähnliche Probleme. Die globalen 
Wechselkurse geben nicht unbedingt die internen 
Kaufkraftparitäten für FuE-Ressourcen wieder, so 
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daß hier, um zu zutreffenden Ergebnissen zu gelan- 
gen, die spezielle Ausgabenstruktur des FuE-Be- 
reichs Berücksichtigung finden muß. Das wichtig- 
ste methodische Problem dieser Berechnungen 
liegt in der Auswahl geeigneter Kaufkraftparitäten 
(vgl. Frascati-Handbuch 1980, Kapitel VII). 

1.7 Weiterentwicklung der Forschungsstatistik 

Der Schwerpunkt der Anstrengungen zur Weiter- 
entwicklung der Forschungsstatistik liegt seit ge- 
raumer Zeit bei der Untersuchung der Möglichkei- 
ten der Output-Messung für diesen Bereich. Insbe- 
sondere ist es hier wiederum die OECD, die sich 
unterstützt durch die Empfehlungen der zweiten 
ad hoc-Studiengruppe für FuE-Statistik mit diesen 
Problemen befaßt. In der Zwischenzeit haben meh- 
rere Seminare und eine größere Konferenz über 
Wissenschafts- und Technologieindikatoren stattge- 
funden, um unter den OECD- Mitgliedstaaten eine 
allgemeine Übereinstimmung über FuE-Output-In- 
dikatoren zu erreichen. Die Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten untersuchten auf den Tagungen 
verschiedene Indikatorengebiete: 

O Innovationstätigkeit, einschließlich der Innova- 
tionsmessung selbst und Patentstatistiken, 

O Einfluß von Wissenschaft und Technologie auf 
die Wirtschaft (Technologien und internationa- 
ler Handel, technologische Zahlungsbilanz sowie 
Technologie und Produktivität), 

O Wissenschaftsindikatoren, einschließlich biblio- 
metrischer Analysen, Zitationsindizes und peer 
reviews, 

O Verschiedene Indikatoren zur Messung des „In- 
neren Zustandes“ der Technologie, die Proble- 
matik der Erstellung derartiger Indikatoren so- 
wie Wissenschafts- und Technologieindikatoren 
im allgemeinen. 

Die wichtigsten Probleme beim Gebrauch von Out- 
put-Indikatoren liegen in der Art der verwendeten 
Daten. Im allgemeinen sind die für die Output-Mes- 
sung heranzuziehenden Daten nicht für diesen 
Zweck gesammelt worden und müssen, um ver- 
gleichbare Klassifikationssysteme zu erhalten oder 
um den Einfluß der Technologie von anderen Ein- 
flußvariablen trennen zu können, bereinigt werden 
(vgl. Frascati-Handbuch 1980, Anhang II). 

Gegenwärtig zeichnet sich ab, daß die Patentstati- 
stik, die technologische Zahlungsbilanz und der 
Handel mit Produkten hoher Technologieintensität 
für die Output-Indikatoren am leichtesten zu hand- 
haben sind, obwohl auch hier erhebliche Probleme 
vorliegen. Die OECD strebt an, noch im Laufe die- 
ses Jahrzehnts erste Ergebnisse zu veröffentli- 
chen. 

2. Tabellenteil 

2.1 Begriffserläuterungen zum statistischen 
Zahlenmaterial 

— Wissenschaftsausgahen 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(FuE), für wissenschaftliche Lehre und Ausbil- 


dung und für sonstige verwandte wissenschaftli- 
che und technologische Tätigkeiten. Zu letzteren 
gehören z. B. wissenschaftliche und technische 
Informationsdienste, Datensammlung für allge- 
meine Zwecke, Untersuchungen über die Durch- 
führbarkeit technischer Projekte, immer mit der 
generellen Einschränkung der Verwendung be- 
kannter wissenschaftlicher Methoden. 

— FuE-Ausgaben 

Nur Ausgaben für FuE, wobei Forschung und 
experimentelle Entwicklung gemäß Frascati- 
Handbuch als systematische, schöpferische Ar- 
beit zur Erweiterung des Kenntnisstandes ein- 
schließlich der Erkenntnisse über den Men- 
schen, die Kultur und die Gesellschaft sowie de- 
ren Verwendung mit dem Ziel, neue Anwen- 
dungsmöglichkeiten zu finden, definiert ist (vgl. 
Frascati-Handbuch 1980, § 43). 

Die Ausgaben der Hochschulen und Hochschul- 
kliniken sind nur mit den auf FuE entfallenden 
Teilbeträgen enthalten. 

— Nettoausgaben 

Gesamtausgaben abzüglich Zahlungen von an- 
deren öffentlichen Bereichen. Sie zeigen die aus 
eigenen Einnahmequellen der jeweiligen Kör- 
perschaften zu finanzierenden Ausgaben (Bela- 
stungsprinzip). 

— Unmittelbare Ausgaben 

Ausgaben für Personal, laufenden Sachaufwand, 
Sachinvestitionen sowie laufende und vermö- 
genswirksame Zahlungen an andere Bereiche 
einschließlich Darlehen und Beteiligungen, so- 
weit es sich nicht um Zahlungen an den Öffentli- 
chen Bereich handelt. 

Abweichungen gegenüber den Nettoausgaben 
im wesentlichen durch den Saldo des Zahlungs- 
verkehrs der öffentlichen Haushalte untereinan- 
der. 

— Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Ent- 
wicklung 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland verwendeten Mittel, unge- 
achtet der Finanzierungsquellen; eingeschlossen 
sind also auch die Mittel des Auslandes und 
internationaler Organisationen für im Inland 
durchgeführte Forschungsarbeiten. Nicht hier- 
her gehören dagegen Mittel für FuE, die an in- 
ternationale Organisationen — auch wenn sie 
im Inland liegen — oder an das Ausland fließen 
(vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, § 236). 

— Interne Ausgaben 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland oder innerhalb eines be- 
stimmten Sektors oder innerhalb eines anderen 
Teilbereichs verwendeten Mittel, ungeachtet der 
Finanzierungsquellen (Mittel für Forschung und 
Entwicklung, die an internationale Organisatio- 
nen oder an das Ausland fließen, sind in dieser 
Darstellung nicht enthalten) — vgl. auch Frasca- 
ti-Handbuch 1980, § 206 — . 
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— Externe Ausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die 
im Ausland, in internationalen Organisationen 
oder außerhalb eines bestimmten Sektors oder 
eines anderen Teilbereichs durchgeführt werden 
(vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, §§ 204 und 
235). 

— Staatlich finanzierte FuE~Ausgahen 

Alle von Bund und Ländern finanzierten FuE- 
Ausgaben, unabhängig von ihrer Durchführung. 

— Aufwendungen der Wirtschaft für Forschung 
und Entwicklung 

Ausgaben der Unternehmen und der Institutio- 
nen für industrielle Gemeinschaftsforschung 
(IfG) unabhängig von ihrer Finanzierungs- 
quelle. 

— Eigenfinanzierte Aufwendungen der Wirtschaft 

Von der Wirtschaft selbst finanzierte Aufwen- 
dungen für Forschung und Entwicklung, unab- 
hängig von ihrer Durchführung. 

— Sektorale Gliederung 

O Wirtschaft (Wirtschaftssektor): private und 
staatliche Unternehmen (z. B. Bundesbahn 
und Bundespost), Institutionen für industri- 
elle Gemeinschaftsforschung und private In- 
stitutionen ohne Erwerbszweck, die überwie- 
gend von der Wirtschaft finanziert werden 
bzw. vornehmlich Dienstleistungen für Un- 
ternehmen erbringen (vgl. Frascati-Hand- 
buch 1980, §§ 87—90). 

O Hochschulen (Hochschulsektor): alle Univer- 
sitäten, Technische Hochschulen, Fachhoch- 
schulen und sonstige Einrichtungen des Ter- 
tiärbereiches, ohne Rücksicht auf ihre Finan- 
zierungsquellen oder ihren rechtlichen Sta- 
tus. Eingeschlossen sind auch ihre For- 
schungsinstitute, Versuchseinrichtungen und 
Kliniken (vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, 
§117). 

O Staat (Staatssektor ohne Hochschulen): für 
die nationale Berichterstattung (z. B. Tabel- 
le VII/3) wird hier von dem engen Begriff 
ausgegangen d. h., daß bei der Finanzierungs- 
seite nur die Mittel der Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden und bei der Durch- 
führung nur die Einrichtungen des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden einbezogen 
sind. 

Für die internationale Berichterstattung (vgl. 
z. B. Tabelle VII/25) umfaßt der Staatssektor 
außerdem die privaten Institutionen ohne Er- 
werbszweck, die überwiegend vom Staat fi- 
nanziert werden (z. B. Großforschungsein- 
richtungen, Institute der Max-Planck-Gesell- 
schaft und der Fraunhofer-Gesellschaft) und 
bezieht auf der Finanzierungsseite auch ihre 
Eigeneinnahmen ein (vgl. auch Frascati- 
Handbuch 1980, §§ 101 und 102). 

O Private Institutionen ohne Erwerbszweck 
(PNP-Sektor): für die nationale Berichter- 
stattung umfaßt dieser Sektor die privaten 


Institutionen ohne Erwerbszweck — soweit 
sie nicht überwiegend von der Wirtschaft 
finanziert werden bzw. vornehmlich Dienst- 
leistungen für Unternehmen erbringen. Ins- 
besondere handelt es sich um die überwie- 
gend vom Staat finanzierten Großfor- 
schungseinrichtungen, Institute der Max- 
Planck-Gesellschaft und Institute der Fraun- 
hofer-Gesellschaft. 

Für die internationale Berichterstattung da- 
gegen sind in diesem Sektor nur die privaten 
Institutionen ohne Erwerbszweck enthalten, 
die weder überwiegend von der Wirtschaft 
noch überwiegend vom Staat finanziert wer- 
den (vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, §§ 109 
bis 112). 

O Ausland: auf der Finanzierungsseite sind 
hier die Mittel des Auslandes und der inter- 
nationalen Organisationen für Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland nachgewiesen, 
während auf der Ausgabenseite die an das 
Ausland bzw. an internationale Organisatio- 
nen — auch wenn sie ihren Sitz im Inland 
haben — fließenden Mittel der Bundesrepu- 
blik Deutschland nachgewiesen sind (vgl. 
auch Frascati- Handbuch 1980, § 124). 

— In Forschung und Entwicklung tätiges Personal 
(FuE-Personal) 

Alle direkt in FuE beschäftigten Arbeitskräfte 
ungeachtet ihrer Position (Forscher, technisches 
und vergleichbares Personal, sonstiges Perso- 
nal) — vgl. Frascati-Handbuch 1980, § 171 — . 

— Forscher 

Wissenschaftler oder Ingenieure, die neue Er- 
kenntnisse, Produkte, Verfahren, Methoden und 
Systeme konzipieren oder schaffen (in der Regel 
Personen mit abgeschlossenem Hochschulstu- 
dium) — vgl. Frascati-Handbuch 1980, §§ 184 bis 
187 — . 

— Techniker oder vergleichbares Personal 

Personen mit technischer Ausbildung bzw. ent- 
sprechender Ausbildung für den nichttechni- 
schen Bereich, die direkt für FuE — in der Regel 
unter Anleitung eines Forschers — arbeiten (in 
der Regel Personen mit Fachschulabschluß) — 
vgl. Frascati-Handbuch 1980, §§ 188 und 189 — . 

— Sonstiges Personal 

Personen, deren Arbeit mit der Durchführung 
von FuE unmittelbar verbunden ist, d. h. 
Schreib-, Sekretariats- und Verwaltungsperso- 
nal, Facharbeiter, ungelernte und angelernte 
Hilfskräfte — vgl. Frascati-Handbuch 1980, 
§§ 190 und 191 — . 

— Vollzeitäquivalent 

Bemessungseinheit für die Vollzeitbeschäfti- 
gung eines Arbeitnehmers in einem bestimmten 
Zeitraum. Diese Einheit dient dazu, die nur teil- 
weise in FuE Beschäftigten in die entsprechende 
Zahl von voll in FuE Beschäftigten umzurech- 
nen — vgl. Frascati-Handbuch 1980, § 177 ff • — . 
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2.2 Finanzdaten 

2.2.1 Bundesrepublik Deutschland insgesamt 

Tabelle VH/I 


Wissenschaftsausgaben 

der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquellen 

— in Millionen DM — 


Finanzierungsquelle 

1975 

1977 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1. Öffentliche Haushalte 

1.1 Gebietskörperschaften 2) 
a) Bund (einschließlich 

ERP-Sondervermögen) 

8986 

8973 

11091 

11551 

11790 

13078 

13496 

b) Länder^) 

13541 

14715 

16888 

18698 

19745 

20646 

21479 

c) Gemeinden (Gv.) 

161 

153 

200 

222 

231 

231 

231 

Summe 1.1 .... 

22688 

23841 

28179 

30471 

31 766 

33955 

35206 

1.2 Wissenschaftliche Organisationen 

ohne Erwerbszweck 4) 

396 

373 

422 

561 

442 

442 

442 

Summe 1 .... 

23084 

24214 

28602 

31 032 

32207 

34396 

35648 

desgl. in % des öffent- 

liehen Gesamthaushalts 

6,6 

6,4 

6,1 

6,1 

6,0 

6,1 

6,1 

2. Wirtschaftssektor^) 

2.1 Gewerbliche Wirtschaft^) 

11792 

14109 

19250 

21050 

23054 

24470 

26300 

2.2 Stiftungen und Spenden^) 

227 

242 

325 

320 

398 

400 

400 

Summe 2 .... 

12019 

14351 

19575 

21 370 

23452 

24870 

26700 

3. Öffentliche Haushalte 
und Wirtschaftssektor 

(Summe 1+2) .... 

35103 

38565 

48176 

52402 

55660 

59266 

62348 

desgl. in % des 

Bruttosozialprodukts (BSP) 

3,4 

3,2 

3,5 

3,5 

3,6 

3,7 

3,7 


1) Ausgaben für FuE einschließlich akademischer Lehre und sonstiger FuE-verwandter Ausgaben. 

2) Bund bis 1982 = Ist, 1983 = Soll; Länder bis 1982 = Ist, 1983 = Soll; Gemeinden bis 1981 = Ist, ab 1982 = Schätzungen. 

3) Ab 1979 Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken, soweit sie nicht mehr brutto in den Länderhaushalten nachgewiesen werden. 
Durch Eigeneinnahmen finanzierte Ausgaben der überwiegend vom Staat geförderten Institute; bis 1981 = Ist, ab 1982 geschätzt. 

5) 1980, 1982 und 1983 Schätzungen. 

6) Von Doppelzählungen bereinigt; ab 1979 mit den Vorjahren nur bedingt vergleichbar, da ein erweiterter Bereich kleiner und mittlerer 
Unternehmen erfaßt wird. 

7) einschließlich Stiftung Voikswagenwerk. 

Quelle; Bundesministerium für Forschung und Technologie (BMFT), Statistisches Bundesamt (StBA), SV-Wissenschaftsstatistik (SV). 
Rundungsdifferenzen 


340 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1543 


Tabelle VII/2 


FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland und Ihre Finanzierung 


Jabri) 

FuE-Ausgaben 

insgesamt 

Mill. DM in % des 

BSP 

Gebietskörperschaften 

in % des 

Mill. DM öffentlichen 

Gesamt- 
haushaits 

finanziert durch 

Wirtschaft^) 

Private 

inländische 

Institutionen 

(PNP)3) 

Millionen DM 

Ausland 

1962 

4490 

1,3 

2278 

2,1 

2150 

62 

— 

1963 

5380 

1,4 

2627 

2,3 

2670 

83 

— 

1964 

6570 

1,6 

3192 

2,5 

3279 

89 

10 

1965 

7910 

1,7 

3746 

2,7 

4060 

94 

10 

1966 

8840 

1,8 

4220 

2,9 

4500 

100 

20 

1967 

9740 

2,0 

4796 

3,1 

4807 

107 

30 

1968 

10550 

2,0 

4960 

3,1 

5454 

106 

30 

1969 

12250 

2,0 

5674 

3,3 

6399 

147 

30 

1970 

14800 

2,2 

6900 

3,6 

7610 

190 

100 

1971 

18000 

2,4 

8700 

3,9 

8735 

315 

250 

1972 

19250 

2,3 

9600 

4,0 

9180 

270 

200 

1973 

20460 

2,2 

10350 

4,0 

9624 

266 

220 

1974 

22290 

2,3 

11350 

3,6 

10340 

280 

320 

1975 

24645 

2,4 

12035 

3,3 

11792 

310 

508 

1976 

25740 

2,3 

12300 

3,3 

12600 

320 

520 

1977 

27735 

2,3 

12600 

3,3 

14109 

320 

706 

1978 

31620 

2,4 

13770 

3,3 

16870 

330 

650 

1979 

36140 

2,6 

15940 

3,5 

19250 

340 

610 

1980 

39040 

2,6 

17070 

3,4 

21050 

320 

600 

1981 

41 700 

2,7 

17950 

3,3 

23054 

311 

385 

1982 

44570 

2,8 

19400 

3,4 

24470 

300 

400 

1983 

46780 

2,8 

19780 

3,3 

26300 

300 

400 


1) Teilweise geschätzt, bis 1981 auf Ist-Basis. 

2) Von Doppelzählungen bereinigt; ab 1978 mit den Vorjahren nur bedingt vergleichbar, da ein erweiterter Bereich kleiner und 
mittlerer Unternehmen erfaßt wird. 

3) Eigenmittel der überwiegend vom Staat finanzierten wissenschaftlichen Einrichtungen und sonstiger wissenschaftlicher 
Einrichtungen. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, SV-Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/3 

FuE-Ausgaben der Bundesrepublik nach 

Gesamtbudget 

— Millionen DM — 

FuE- Wirtschaft 1) Staat2) 

Aus- 


Jahr4) 

gaben 

ins- 

gesamt 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Staat 

finanziert durch 

Wirt- Priv. 

Schaft inl. 

Inst. 

Aus- 

land 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Staat 

finanziert durch 

Wirt- Priv. 

Schaft inl. 

Inst. 

Aus- 

land 

1962 

4490 

2 450 

340 

2110 

— 

— 

240 

220 

5 

15 

— 

1963 

5380 

3030 

400 

2620 

10 

— 

330 

310 

5 

15 

— 

1964 

6570 

3800 

540 

3220 

30 

10 

410 

390 

5 

15 

— 

1965 

7910 

4570 

560 

3970 

30 

10 

430 

400 

10 

20 

— 

1966 

8840 

5100 

690 

4360 

30 

20 

490 

460 

10 

20 

— 

1967 

9740 

5650 

986 

4617 

17 

30 

530 

500 

10 

20 

— 

1968 

10550 

6300 

950 

5300 

20 

30 

570 

560 

10 


— 

1969 

12250 

7320 

1040 

6222 

28 

30 

660 

630 

25 

5 

— 

1970 

14800 

9000 

1470 

7400 

30 

100 

740 

720 

15 

5 

— 

1971 

18000 

10700 

1950 

8464 

36 

250 

890 

870 

10 

10 

— 

1972 

19250 

11400 

2210 

8970 

20 

200 

1020 

990 

10 

20 

— 

1973 

20460 

12020 

2 340 

9448 

15 

217 

1040 

1020 

10 

10 

— 

1974 

22290 

13240 

2765 

10160 

15 

300 

1110 

1090 

10 

10 

— 

1975 

24645 

14930 

2862 

11592 

12 

464 

1235 

1215 

10 

10 

— 

1976 

25740 

15690 

2800 

12390 

20 

480 

1270 

1250 

10 

10 

— 

1977 

27735 

17360 

2890 

13849 

15 

606 

1300 

1260 

10 

30 

— 

1978 

31620 

20530 

3350 

16590 

20 

570 

1400 

1360 

10 

30 

— 

1979 

36140 

23880 

4424 

18861 

62 

533 

1790 

1770 

5 

12 

3 

1980 

39040 

25700 

4500 

20605 

70 

525 

1980 

1950 

10 

15 

5 

1981 

41700 

27605 

4820 

22375 

78 

332 

2007 

1979 

10 

14 

4 

1982 

44570 

30000 

5800 

23780 

75 

345 

2117 

2087 

10 

15 

5 

1983 

46780 

31640 

5610 

25610 

75 

345 

2220 

2190 

10 

15 

5 


1) Unternehmen und Institutionen der industriellen Gemeinschaftsforschung. Ab 1978' mit den Vorjahren nur bedingt vergleichbar, 
da ein erweiterter Bereich kleiner und nnittlerer Unternehmen erfaßt wird. 

2) Bundes-, landes- und gemeindeeigene Einrichtungen einschließlich wissenschaftlicher Museen, Bibliotheken und Archive. 

3) Insbesondere vom Staat überwiegend finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen (z.B. Großforschungseinrichtungen, Insti- 
tute der Max-Planck-Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesellschaft), sowie sonstige Einrichtungen ohne Erwerbszweck. 

Teilweise geschätzt, bis 1981 auf Ist-Basis. 

5) Einschließlich internationale Organisationen. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/3 


ausführenden Sektoren und deren Finanzierung 
Forschung 


Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Private inländische Institutionen 
ohne Erwerbszweck^) 

finanziert durch 

Staat Wirt- Priv. 

Schaft inl. 

Inst. 

Aus- 

land 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Hochschulen 

finanziert durch 

Staat Wirt- 

schaft 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Ausland 5) 

finanziert durch 

Staat Wirt- 

schaft 

Jahr 

700 

638 

15 

47 

— 

910 

900 

10 

190 

180 

10 

1962 

750 

677 

15 

58 

— 

1000 

990 

10 

270 

250 

20 

1963 

810 

742 

24 

44 

— 

1150 

1140 

10 

400 

380 

20 

1964 

1000 

916 

40 

44 

— 

1450 

1430 

20 

460 

440 

20 

1965 

1200 

1 100 

50 

50 

— 

1580 

1530 

50 

470 

440 

30 

1966 

1270 

1 160 

40 

70 

— 

1710 

1610 

100 

580 

540 

40 

1967 

1280 

1 160 

34 

86 

— 

1850 

1 770 

80 

550 

520 

30 

1968 

1310 

1 154 

42 

114 

— 

2250 

2200 

50 

710 

650 

60 

1969 

1650 

1440 

55 

155 

— 

2700 

2650 

50 

710 

620 

90 

1970 

2120 

1760 

91 

269 

— 

3500 

3450 

50 

790 

670 

120 

1971 

2230 

1920 

80 

230 

— 

3920 

3860 

60 

680 

620 

60 

1972 

2480 

2190 

46 

241 

3 

4270 

4200 

70 

650 

600 

50 

1973 

2780 

2455 

50 

255 

20 

4430 

4360 

70 

730 

680 

50 

1974 

2955 

2573 

50 

288 

44 

4590 

4505 

85 

935 

880 

55 

1975 

3060 

2680 

50 

290 

40 

4800 

4710 

90 

920 

860 

60 

1976 

3115 

2704 

36 

275 

100 

5065 

4961 

104 

895 

785 

110 

1977 

3400 

2990 

50 

280 

80 

5340 

5230 

110 

950 

840 

110 

1978 

3728 

3238 

150 

266 

74 

5800 

5690 

110 

942 

818 

124 

1979 

4240 

3745 

190 

235 

70 

6140 

6030 

110 

980 

845 

135 

1980 

4208 

3611 

329 

219 

49 

6800 

6685 

115 

1080 

855 

225 

1981 

4398 

3808 

330 

210 

50 

6935 

6820 

115 

1 120 

885 

235 

1982 

4500 

3910 

330 

210 

50 

7220 

7105 

115 

1200 

965 

235 

1983 
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2.2.2 Staat 

Tabelle VHM 

Wissenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Finanzierungsquellen (Nettoausgaben) 

— in Millionen DM — 

Aufgabenbereich 

Jahri) 

Netto- 

ausgaben 

insgesamt 

Bund 2) 
(einschl. 

ERP- 

Sonder- 

vermögen) 

Finanziert durch 

Län- Gemein- 

der6) den 6) 

(Gv.) 

wissen- 
schaftliche 
Organisatio- 
nen ohne 
Erwerbs- 
zweck 3) 

1 . Hochschulen einschl. -Kliniken^) 

1975 

13821,7 

1 573,8 

12246,9 

— 

1.0 


1976 

14134,3 

1615,1 

12517,7 

— 

1,5 


1977 

14643,8 

1 335,5 

13302,8 

— 

5,5 


1978 

15133,4 

1291,1 

13841,8 

— 

0.5 


1979 

16271,9 

1 060,9 

15210,5 

— 

0,5 


1980 

17957,5 

1 074,7 

16881,8 

— 

1,0 


1981 

18837,6 

1 028,5 

17808,7 

— 

0,4 


1982 

19712,7 

1 114,2 

18598,1 

— 

0.4 


1983 

20580,9 

1444,1 

19136,4 

— 

0,4 

2. Wissenschaft und 

1975 

9262,3 

7412.2 

1 294,3 

161 ,0 

394,8 

Forschung außerhalb 

1976 

9188,1 

7409,9 

1 236,8 

140,8 

400,6 

der Hochschulen^) 

1977 

9570,0 

7637,4 

1412,2 

153,4 

367,0 


1978 

10576,5 

8465,1 

1515,6 

168,3 

427,5 


1979 

12330,0 

10030,5 

1 677,9 

200.1 

421,5 


1980 

13074,1 

10476,5 

1815,8 

222,3 

559,5 


1981 

13369,4 

10761,1 

1 936,3 

230,5 

441,5 


1982 

14683,3 

11963,7 

2047,6 

230,5 

441,5 


1983 

15066,8 

12052,1 

2342,7 

230,5 

441.5 

3. Wissenschafts- 

1975 

23084,0 

8986,0 

13541,2 

161,0 

395,8 

ausgaben der 
öffentlichen Haushalte 

1976 

23322,4 

9025,0 

13754,5 

140,8 

402,1 

insgesamt 

1977 

24213,8 

8972,9 

14715,0 

153,4 

372,5 

1978 

25709,9 

9756,2 

15357,4 

• 168.3 

428,0 


1979 

28601,9 

11091,4 

16888,3 

200,1 

422,0 


1980 

31 031,6 

11551.2 

18697,6 

222,3 

560.5 


1981 

32207,0 

1 1 789,6 

19745,0 

230,5 

441,9 


1982 

34396,0 

13077,9 

20645,7 

230,5 

441,9 


1983 

35647,7 

13496,2 

21479,1 

230,5 

441,9 


1) Bund bis 1982 Ist, 1983 = Soll; Länder bis 1982 Ist, 1983 = Soll; Gemeinden bis 1981 Ist, ab 1982 Schätzung; wissenschaftliche 
Organisationen bis 1981 Ist, ab 1982 geschätzt. 

2) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT; gering- 
fügige Abweichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen. 

3) Finanziert durch Eigeneinnahmen der überwiegend vom Staat geförderten Institutionen. 

Hochschulen einschließlich Bundeswehrhochschulen, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die DFG (einschließ- 
lich der für Sonderforschungsbereiche); ab 1978 einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken. 

5) Einschließlich entsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt. 

6) Länderweise Aufgliederung siehe Tabelle 15. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/5 


Wissenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Ausgabearten (unmittelbare Ausgaben) 

— in Millionen DM — 


Aufgabenbereich 

Jahri) 

Unmittelbare 



davon 




Ausgaben 
insgesamt 2) 

Personat- 

sonstige 

Baumaß- 

sonstige 



ausgaben 

laufende 

nahmen 

Investi- 




Ausgaben 


tionen 

1. Hochschulen einschl. -kliniken^) 

1975 

14080,5 

7992,2 

2728,2 

2355,2 

1 004,8 


1976 

14371,1 

8416,2 

2912,0 

2187,6 

855,2 


1977 

14856,0 

8976,8 

3192,1 

1 777,0 

910,0 


1978 

15301,6 

9493.1 

3382,5 

1 483,7 

941,9 


1979 

16506,9 

10327,0 

3792,5 

1 396,7 

990,7 


1980 

18167,7 

11261,5 

4181,0 

1 629,9 

1 095,2 


1981 

19171,4 

12076,2 

4403,5 

1 670,3 

1 021 ,4 


1982 

19981,1 

12628,6 

4582,6 

1 730,2 

1 039,8 


1983 

20800 





2. Wissenschaft und 

1975 

8392,1 

2064,1 

5084,9 

399,3 

843,8 

Forschung außerhalb 
der Hochschulen^) 

1976 

8507,3 

2236,7 

5075,0 

398,3 

797.4 

1977 

9442,8 

2476.1 

5440,4 

378,2 

1 148,2 


1978 

10435,3 

2641,6 

5992,8 

361,0 

1440,1 


1979 

12119,2 

2786,8 

6862,5 

355,3 

2114,6 


1980 

12976,9 

3113,5 

6989,9 

512,4 

2361,1 


1981 

13271,8 

3301,9 

6895,0 

508,2 

2566,7 


1982 

14394,2 

3404,8 

7278,9 

524,5 

3186.0 


1983 

14700 





3. Wissenschafts- 

1975 

22472,6 

10056,3 

7813,1 

2754,5 

1 848,6 

ausgaben der 
öffentlichen Haushalte 

1976 

22878,4 

10652,9 

7987,0 

2585,9 

1 652,6 

insgesamt 

1977 

24298,6 

1 1 452,8 

8632,4 

2155,2 

2058,2 

1978 

25736,8 

12134,7 

9375,6 

1 844,7 

2382,0 


1979 

28626,2 

13113,8 

10655,1 

1 752,0 

3105,3 


1980 

31 144,6 

14375,0 

11170,9 

2142,3 

3456,3 


1981 

32443,2 

15378,1 

1 1 298,5 

2178,5 

3588,1 


1982 

34375,3 

16033,4 

11861,5 

2254,7 

4225,8 


1983 

35500 






Bund bis 1982 Ist, 1983 = Soll; Länder bis 1982 Ist, 1983 = geschätzt; Gemeinden bis 1981 Ist, ab 1982 Schätzung; wissenschaftliche 
Organisationen bis 1981 Ist, ab 1982 geschätzt. 

2) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT; gering- 
fügige Abweichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen. 

3) Hochschulen einschließlich Bundeswehrhochschulen, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die DFG (einschließ- 
lich der für Sonderforschungsbereiche); ab 1978 einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken. 

'*) Einschließlich entsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/6 


FuE-Ausgaben des Bundes und der Länder nach Forschungszielen 

— Soll-Zahlen in Millionen DM — 


Forschungsziele 

1975 

1977 

1979 

1980 

1981 

1982 

19833) 

1. Erforschung und 

Nutzung der irdischen 

Umwelt 

227,5 

257,9 

418,5 

479,7 

503,2 

454,6 

417,4 

2. Gestaltung der 

menschlichen Umwelt 

326,5 

358,2 

595,4 

607,8 

662,5 

663,5 

617,7 

3. Schutz und Förderung 
der menschlichen 

Gesundheit 

542,1 

652,3 

986,3 

1031,3 

1 045,0 

1123,2 

1 117,7 

4. Erzeugung, Verteilung 
und rationelle Nutzung 
der Energie 

1 342,9 

1 577,3 

2165,8 

2446,8 

2700,6 

3548,3 

3238,0 

5. Landwirtschaftliche 

Produktivität und 

Technologie 

239,2 

263,9 

304,6 

317,6 

351,8 

383,4 

400,8 

6. Industrielle Produktivität 

und Technologie 

936,3 

922,5 

1 443,0 

1701,2 

1 929,9 

2256,9 

2105,6 

7. Probleme des Zusammen- 
lebens in der 

Gesellschaft 

621,2 

574,6 

617,9 

656,1. 

730,7 

739,2 

718,7 

8. Weltraumforschung und 

-nutzung 

539,9 

555,3 

667,5 

731,7 

733,6 

806,7 

830,5 

9. Verteidigung 

1 405,0 

1 596,2 

1 847,7 

1730,1 

1 572,3 

1 646,8 

1 807,7 

10. Allgemeine 

Forschungsförderung2) 

6557,7 

6041,3 

6792,0 

7343,8 

7512,1 

7683,4 

7931,3 

darunter FuE der 

Hochschulen^) 

5278,1 

4822,6 

5318,4 

5719,2 

5858,4 

5959,5 

6170,4 

insgesamt .... 

12738,3 

12799,5 

15838,6 

17046,4 

17741,7 

19306,0 

19185,4 


1) Gliederung der europäischen Gemeinschaften (NABS 1975) 

2) ab 1977 methodische Änderung bei der Berechnung des FuE-Koeffizienten für den Hochschulbereich 

3) vorläufiges Ergebnis 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/7 










Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 






— Millionen DM — 

Ressort/Einzelplan 

1975 Ist 

1977 Ist 

1979 Ist 


ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Bundeskanzleramt 

6.0 

6,0 

6,0 

6,0 

7,1 

7,1 

Auswärtiges Amt 

57,7 

24,3 

58,8 

27,9 

98,5 

33,0 

Bundesminister des Innern 

188,1 

107,6 

226,4 

136,2 

279,6 

171.2 

Bundesminister der Justiz 

0,8 

0,8 

1,3 

1,3 

1,6 

1.6 

Bundesminister für 

Wirtschaft 

495,5 

495,5 

423,8 

423,8 

956,5 

956,5 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

201,9 

201,8 

215,2 

215,0 

251,4 

251,1 

Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung 

20,6 

20.6 

28,5 

28,5 

40,6 

40,6 

Bundesminister für Verkehr 

132,6 

132,6 

142,9 

142,9 

179,6 

179.6 

Bundesminister der 

Verteidigung 

1 679,2 

1 494,6 

1 893,4 

1652,1 

2008,6 

1 855,8 

Bundesminister für Jugend, 

Familie und Gesundheit 

112,5 

108,7 

160,9 

153,6 

201,4 

191,6 

Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit 

23,7 

20,9 

29,7 

26,8 

31,0 

27,7 

Bundesminister für 

Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau^) 

23,0 

21,5 

60,0 

60,0 

57,2 

57.2 

Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen 

5,2 

5.2 

4,0 

4,0 

5.0 

5,0 

Bundesminister für 

Forschung und Technologie 

4078,3 

3918,5 

4154,1 

4044,2 

5518,6 

5436,7 

Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 

1 845,5 

866,9 

1 543,5 

787,8 

1431,8 

791,6 

Zivile Verteidigung 

6.4 

6,4 

5,4 

5,4 

6,3 

6,3 

Allgemeine Finanz- 
verwaltung 

105,8 

105,8 

15,9 

15,9 

13,7 

13,7 

Ausgaben insgesamt .... 

8982,8 

7537,7 

8969,8 

7731,3 

11088,6 

10026,3 


1) 1975 ohne Darlehen an die Länder 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Forschung und Entwicklung nach Ressorts 


Tabelle VII/7 


1980 Ist 

1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Soll 

1984 Soll 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

8,0 

8,0 

8,3 

8,3 

9,0 

9,0 

9,6 

9,6 

9,8 

9,8 

100,4 

32,8 

108,3 

33,9 

114,3 

36,7 

116,2 

37,6 

116,2 

37,2 

353,8 

208,9 

294,2 

172,8 

331,0 

192,6 

358,1 

202,5 

371,8 

215,4 

2,3 

2.3 

1,9 

1,9 

1.9 

1.9 

1.9 

1,9 

2,1 

2,1 

1214,0 

1213,7 

1 278,6 

1 276,2 

1 259,4 

1257,1 

1 092,3 

1 083,6 

1106,4 

1 097,7 

265,3 

265,0 

269,4 

269.2 

280,7 

280,5 

284,8 

284,5 

288,9 

288,6 

54,0 

54,0 

. 54.7 

54,7 

56,6 

56,6 

52,4 

52,4 

45,6 

45,6 

205,7 

205,7 

204,1 

204,1 

207,5 

207,5 

182,3 

182,3 

184,8 

184,8 

1861,9 

1 703,7 

1 700,4 

1 559,3 

1 824,7 

1 695,1 

1 988,0 

1 858,0 

2070,2 

1 955,7 

220,6 

209,0 

284,2 

225,8 

326,2 

255,8 

344.8 

265,3 

380,9 

301,6 

25,6 

22,0 

26,3 

22.9 

28,0 

24,4 

29,5 

25,5. 

29,3 

25,3 

50,6 

50,6 

88,6 

88,6 

81,9 

81,9 

68,5 

68,5 

74,7 

74,7 

5,6 

5,6 

5,6 

5,6 

5.1 

5,1 

5,5 

5,5 

5.8 

5,8 

5675,5 

5610,6 

5957,1 

5895,5 

6921.8 

6864,6 

6988,8 

6928,5 

7062,9 

6996,1 

1 482,9 

836,8 

1481,6 

857,2 

1 607,2 

917,2 

1 947,4 

1 025,6 

1 904,5 

1011,7 

6,0 

6,0 

5,3 

5,3 

5,4 

5,4 

6,1 

6,1 

6,3 

6,3 

16,2 

16,2 

18,3 

18,3 

14,4 

14,4 

17,0 

17,0 

21,0 

21,0 

11548,4 

10451,0 

11786,8 

10699,5 

13075,1 

11905,6 

13493,4 

12054,5 

13681,2 

12279,4 
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Tabelle VII/8 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

— Millionen DM — 


Förderungsschwerpunkf!) 

1975 Ist 

1977 Ist 

1979 Ist 



ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

A 

MPG, DFG, FhG2), Aus- und Neubau von Hochschulen .... 
darunter: MPG, DFG, FhG^) 

1 964,6 
642,0 

1 022,6 
642,0 

1715,4 

699,9 

996.9 

699.9 

1617,2 

779,8 

1 023,4 
779,8 

B 

Ausgewählte Bereiche der naturwissenschaftlichen 
Grundlagenforschung 

586,4 

586,4 

519,3 

519,3 

604,2 

604,2 

C 

Polarforschung: Meeresforschung 

und Meerestechnik 

104,7 

104,7 

96,4 

96,4 

143,0 

143,0 

D 

Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

487,0 

487,0 

516,7 

516,7 

613,7 

613,7 

E 

Energieforschung und Energietechnologie^) 

1 303,0 

1 164,2 

1 284,9 

1 204,0 

1 807,9 

1 759,7 

F 

Forschung und Technologie zur Rohstoffsicherung 
einschließlich Wasserforschung: Materialforschung 

143,3 

143,3 

195,7 

195,7 

338,4 

338,4 

G 

Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr 

168,5 

168,5 

181,4 

181,4 

324,3 

323.6 

H 

Luftfahrtforschung und -entwicklung 

285,3 

285,0 

131,5 

131,5 

279,6 

279,6 

1 

Informationstechnologien (DV, Kommunikation, 

Elektronik) 

474,2 

474,0 

412,8 

412,7 

460,9 

460,5 

K 

Biotechnologie^) 

43,6 

43,6 

55,7 

55,7 

62,4 

62,4 

L 

Physikalische Technologien: Basistechnologien 

70,2 

70,2 

71.3 

71,3 

85,7 

85,7 

M 

Fertigungstechnik 

39,5 

39,5 

40,2 

40,2 

39,8 

39,8 

N 

Umweltforschung und Umwelttechnologie: 

Klimaforschung 

154,1 

153,9 

160,6 

160,3 

269,4 

268,9 

0 

Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik^) 

101,3 

100,8 

128,9 

128,2 

171,6 

170,9 

P 

Forschung und Entwicklung in Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen, Bau- und Verkehrswesen 

107,8 

106,3 

162,3 

162,3 

181,1 

181,1 

Q 

Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit^) 

275,2 

273,5 

316,1 

312,6 

385,4 

380.9 

R 

Forschung und Entwicklung im Ernährungsbereich 
(einschließlich Land- und Forstwirtschaft) 

173,8 

172,7 

187,8 

186,5 

214,8 

213,2 

S 

Forschung und Entwicklung zur 

Humanisierung des Arbeitslebens 

45,3 

45,3 

70,6 

70,6 

117,4 

117,4 

T 

Bildungs- und Berufsbildungsforschung 

200,9 

158,9 

164,7 

123,8 

195,7 

146,8 

U 

Fachinformation 

56,7 

44,3 

70,7 

50,1 

104,2 

80,4 

V 

Innovation, Rationalisierung und wissenschaftlich- 
technische Ressortdienstleistungen 

244,6 

244,6 

273,8 

273,8 

650,2 

650,2 

W 

Geistes- und Sozialwissenschaften: nicht den anderen 
Förderungsschwerpunkten zugeordnete Ressortforschung 

274,1 

154,3 

319,8 

189,3 

413,0 

226,7 

Y 

Wehrforschung und -technik 

1 678,6 

1494,1 

1 893,2 

1651,9 

2008,4 

1 855,7 


Ausgaben insgesamt .... 

8982,8 

7537,7 

8969,8 

7731,3 

11088,6 

10026,3 


B bis V einschließlich der den Programmen zugeordneten Ressortforschung und der anteiligen Mittel an die entsprechenden Einrichtungen. 

2) Nur institutioneile Förderung. 

3) Ohne Mittel der KFA für biotechnologische Forschung. 

Einschließlich Mittel der KFA für biotechnologische Forschung. 

5) Ohne Reaktorsicherheitsforschung. 

6) Einschließlich Reaktorsicherheitsforschung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/8 


Forschung und Entwicklung nach Förderungsschwerpunkten 


1980 Ist 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1981 

ins- 

gesamt 

Ist 

darunter 

FuE 

1982 Ist 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1983 Soll 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1984 Soll 

ins- darunter 

gesamt FuE 

Durchschnittliche jähr- 
liche Veränderung der 
FuE-Ausgaben 
1975/84 in % 

1690,9 

1091,2 

1731,1 

1149,9 

1882,3 

1232,2 

2235,2 

1357,1 

2239,1 

1385,0 

3,4 

844,5 

844,5 

910,6 

910,6 

962,2 

962,2 

988,1 

988,1 

1025,0 

1025,0 

5,3 

648,6 

648,6 

658,8 

658,8 

697,6 

697,6 

745,8 

745,8 

806,3 

806,3 

3,6 

214,2 

214,2 

257,5 

257,5 

214,0 

214,0 

183,3 

183,3 

226,4 

226,4 

8,9 

633,4 

633,4 

652,7 

652,7 

695,8 

695,7 

762,4 

762,4 

757,6 

757,6 

5,0 

1883,1 

1856,0 

2021,8 

1995,0 

2749,7 

2731,8 

2510,8 

2492,0 

2462,6 

2441,5 

8,6 

389,6 

389,6 

357,1 

357,1 

386,3 

386,3 

425,1 

425,1 

325,3 

325,3 

9,5 

318,1 

318,1 

323,2 

323,2 

288,6 

288,6 

293,4 

293,4 

273,2 

273,2 

5.5 

420,8 

420,8 

481,9 

481,9 

424,6 

424,6 

355,3 

355,3 

389,1 

389,1 

3,5 

335,6 

335,3 

336,9 

336,7 

450,8 

450,5 

519,8 

519,6 

533,7 

533,4 

1,3 

64,4 

64,4 

67,8 

67,8 

82,0 

82,0 

99,1 

99,1 

105,9 

105,9 

10,4 

86.8 

86,8 

85,7 

85,7 

88,6 

88,6 

91,6 

91,6 

95,9 

95,9 

3,5 

39,3 

39,3 

39,5 

39,5 

46,1 

46,1 

38,5 

38,5 

70,0 

70,0 

6,6 

269,5 

269,0 

260,5 

260,1 

267,4 

266,9 

276,5 

276,1 

298,1 

297,6 

7,6 

171,1 

170,5 

163,8 

163,0 

203,0 

202,3 

186,9 

186,0 

187,2 

186,3 

7,1 

191,1 

191,1 

228,7 

228,7 

220,2 

220,2 

189,8 

189,8 

191,1 

191,1 

6,7 

425,0 

418,7 

482.9 

442,3 

504,7 

453,6 

532,6 

478,9 

576,0 

522,5 

7,5 

229,8 

228,0 

236,9 

235,1 

249,7 

247,8 

250,6 

248,6 

256,1 

254,0 

4,4 

131,4 

131,4 

139,0 

139,0 

149,5 

149,5 

144,2 

144,2 

137,7 

137,7 

13.1 

199,9 

152,8 

186,1 

141,8 

181,8 

140,1 

186,3 

141,8 

162,5 

123,5 

- 2,8 

106,2 

78,3 

98,6 

68,6 

107,7 

73,3 

112,3 

68,2 

113,8 

68,3 

4,9 

764,3 

764,0 

808,0 

807,8 

845,7 

845,7 

818,9 

818,6 

838,7 

838,4 

14,7 

473,4 

245,8 

467,9 

248,0 

514,3 

273,3 

547,1 

281,2 

564,7 

294,5 

7,4 

1861,8 

1703,6 

1700,3 

1559,2 

1824,6 

1695,0 

1987,9 

1857,9 

2070,2 

1955,7 

3,0 

11548,4 

10451,0 

11786,8 

10699,5 

13075,1 

11905,6 

13493,4 

12054,5 

13681,2 

12279,4 

5,6 
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Tabelle VII/9 



Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

— Millionen 

Förderungsart 

1975 Ist 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1977 Ist 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1979 Ist 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1. Projektförderung 

4116,7 

3880,8 

4034,5 

3874,9 

5782,4 

5650,4 

1.1 Direkte Projektförderung ... 

4116,7 

3880,8 

4032,2 

3872,6 

5469,5 

5337,5 

1.2 Indirekte FuE-Förderung 
der Wirtschaft^) 



2,3 

2,3 

312,9 

312,9 

2. Institutioneile Förderung 

4208,9 

3041,0 

4295,8 

3255,3 

4567,8 

3696,9 

2.1 Wissenschafts- und 
Wissenschafts- 
förderungseinrichtungen ... 

664,8 

664,8 

725,0 

725,0 

828,3 

811,7 

2.2 Großforschungs- 
einrichtungen 

1 181,5 

1 181,5 

1 242,5 

1242,5 

1469,7 

1 469,7 

2.3 Institute der 

„Blauen Liste“^) 

28,9 

24,7 

107,1 

96,9 

152,8 

128,5 

2.4 Sonstige Einrichtungen 
ohne Erwerbszweck 

180,0 

104,5 

193,6 

106,0 

211,0 

118,7 

2.5 Bundeseigene Forschungs- 
einrichtungen und sonstige 
Bundesanstalten 

655,9 

639,0 

749,7 

730,3 

910,4 

888,0 

2,6 Hochschulen3) 

1497,8 

426,4 

1 278,0 

354,6 

995,6 

280,3 

3. Internationale Zusammenarbeit 

657,2 

615,9 

639,5 

601,2 

738,4 

679,1 

3.1 Beiträge an Organisationen 
und Einrichtungen"*) 

610,0 

598,9 

585,4 

576,9 

664,5 

650,1 

3.2 Projektförderung aus 

internationalen Titeln 

47,2 

17,0 

54,1 

24,2 

73,9 

28,9 

Ausgaben insgesamt .... 

8982,8 

7537,7 

8969,8 

7731,3 

11088,6 

10026,3 


1) Ohne steuerliche Maßnahmen (Zulagen, Sonderabschreibungen). 

2) Einschließlich von Bund und Ländern gemeinsam geförderte landeseigene Einrichtungen (ohne DGFK). 

2) Aus- und Neubau von Hochschulen und Hochschulen der Bundeswehr. 

Mit Sitz im In- und Ausland (vgl. Tabelle 12). 

Quelle; Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 


352 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1543 


Tabelle VII/9 


Forschung und Entwicklung nach Förderungsarten 

DM — 


1980 Ist 

1981 

Ist 

1982 Ist 

1983 Soll 

1984 Soll 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

5838,7 

5728,0 

5937,4 

5791,0 

6983,5 

6836,4 

6839,1 

6676,0 

6891,2 

6732,7 

5456,6 

5345,9 

5554,2 

5407,8 

6476,0 

6328,9 

6302,5 

6139,4 

6299,9 

6141,4 

382,1 

382,1 

383,2 

383,2 

507,5 

507,5 

536,6 

536.6 

591,3 

591,3 

4966,0 

4041,1 

5077,5 

4207,7 

5351,5 

4403,3 

5854,2 

4653,8 

5958,7 

4793,9 

899,9 

881,8 

968,6 

948,7 

1 022,5 

1001,7 

1051,8 

1 030,4 

1091,4 

1 069,9 

1 588,2 

1 588,2 

1614,5 

1614,5 

1 649,3 

1 649,3 

1 828,4 

1 828,4 

1881,1 

1881,1 

183,8 

153,4 

193,9 

162,9 

203,1 

169,2 

219,1 

184,9 

225,8 

191.8 

250,3 

123,1 

225,5 

126,5 

246,9 

144,2 

260,9 

149,8 

268,3 

153,2 

1 032,9 

1010,2 

1 107,6 

1081,7 

1173,2 

1137,6 

1106,4 

1 059,8 

1 155,1 

1 110,4 

1010,9 

284,4 

967,4 

273.3 

1 056,4 

301,3 

1387,6 

400,5 

1 337,2 

387,4 

743,7 

681,9 

772,0 

700,8 

740,1 

665,9 

800,0 

724,7 

831,3 

752,8 

672,9 

656,7 

692,5 

672,8 

657,4 

637,2 

718,8 

697,6 

747,0 

723,6 

70,8 

25,2 

79,5 

28,0 

82,7 

28,7 

81,2 

27,1 

84,3 

29,2 

11548,4 

10451,0 

11786,8 

10699,5 

13075,1 

11905,6 

13493,4 

12054,5 

13681,2 

12279,4 
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Tabelle VH/IO 






Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 




— Millionen DM — 

Empfängergruppe 

1975 Ist 

1977 Ist 

1979 Ist 

1980 Ist 



insgesamt 


1. Bund 

993,3 

1147,3 

1 267,6 

1 386,7 

1.1 Forschungseinrichtungen des Bundes 

695,4 

815,5 

1 028,7 

1 136,0 

1.2 Sonstige Einrichtungen der Bundesverwaltung 1) 

297,9 

331,8 

238,9 

250,7 

2. Länder und Gemeinden (Gv.) 

1 790,2 

1 505,1 

1418,8 

1 449,2 

2.1 Hochschulen und Hochschulkliniken2) 

1 642,5 

1 302,5 

1213,9 

1197,2 

2.2 Forschungseinrichtungen der Länder und 

Gemeinden (Gv.) 

44,0 

46,9 

61,6 

69,9 

2.3 sonstige Einrichtungen der Länder und 

Gemeinden (Gv.) 

103,7 

155,7 

143,3 

182,1 

3. Wissenschaftliche Institutionen ohne 

Erwerbszweck 

2320,7 

2601,5 

3137,5 

3399,5 

3.1 Forschungs- u. Wissenschaftsförderungs- 

organisationen^) (z.B.: MPG, FhG, DFG) 

912,2 

886,3 

1 006,0 

981,6 

3.2 Großforschungseinrichtungen 

1231,4 

1384,3 

1614,4 

1723,1 

3.3 sot;stige wissenschaftliche Einrichtungen 

ohne Erwerbszweck 

137,1 

230,9 

410,5 

441,6 

3.4 übrige Organisationen ohne Erwerbszweck 

40,0 

100,0 

106,6 

253,2 

4. Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft 

2994,6 

2929,9 

4430,9 

4450,1 

4.1 Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft 

2877,2 

2760,1 

4158,4 

4185,8 

4.2 Dienstleistungen von Unternehmen und von 

Freien Berufen erbracht 

117,4 

169,8 

272,5 

264,3 

5. Ausland 

884,0 

786,0 

833,8 

862,9 

5.1 Mitgliedsbeiträge an internationale wissen- 
schaftliche Organisationen 

584,4 

560,9 

638,5 

643,0 

5.2 sonstige Zahlungen für FuE 

299,6 

225,1 

195,3 

219,9 

Ausgaben insgesamt 

8982,8 

8969,8 

11088,6 

11548,4 


1) Einschließlich Bundeswehrhochschulen. 

2) Ohne Mittel für Sonderforschungsbereiche. 

Einschließlich Mittel für Sonderforschungsbereiche. 

'») Aufteilung geschätzt. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VH/IO 

Forschung und Entwicklung nach Empfängergruppen 




1981 Ist 

1982 Ist 

1983 SolM) 

1984 Soll 4) 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1 447,6 

1 257,4 

1 508,4 

1319,1 

1 455,3 

1 253,4 

1 485,9 

1301,4 

1 220,6 

1197,2 

1 294,4 

1 264,5 

1 247,0 

1 205,1 

1 297,0 

1 256,4 

227,0 

60,2 

214,0 

54,5 

208,3 

48,4 

188,9 

45,0 

1 489,1 

871,7 

1 582,2 

889,6 

1 898,3 

973,6 

1 870,8 

976,5 

1167,2 

578,9 

1 288,4 

635,9 

1613,3 

732,1 

1 586,0 

734,0 

74,2 

73,1 

68,6 

67,3 

72,0 

70,7 

76.7 

75,4 

247,6 

219,7 

225,2 

186,4 

213,0 

170,8 

208,1 

167,1 

3486,8 

3248,1 

3640,6 

3388,7 

3901,6 

3628,0 

4047,5 

3765,8 

1141,5 

1061,2 

1 242,1 

1158,1 

1 282,7 

1 196,5 

1 342,4 

1 252,6 

1 769,8 

1 769,5 

1 794.0 

1 793,9 

1973,1 

1973,1 

2028,4 

2027,2 

436,2 

336,5 

459,3 

355,7 

481,9 

371,4 

488,7 

375,0 

139,3 

80,8 

145,2 

81,0 

163,9 

87,0 

188,0 

111,0 

4489,7 

4467,5 

5465,7 

5449,5 

5277,6 

5259,1 

5255,6 

5237,0 

4175,1 

4163,1 

4892,6 

4891,0 

4668,0 

4666,3 

4572,3 

4570,8 

314,6 

304,2 

573,1 

558,5 

609,6 

592,8 

683,4 

666,2 

873,8 

855,0 

878,1 

858,8 

960,5 

940,3 

1021,3 

998,8 

668,0 

649,3 

633,3 

614,1 

692,0 

671,8 

719,9 

697,5 

205,8 

205,7 

244,8 

244,6 

268,6 

268,5 

301,4 

301,3 

11786,8 

10699,5 

13075,1 

11905,6 

13493,4 

12054,5 

13681,2 

12279,4 
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Tabelle VH/II 


Ausgaben des Bundes an Gesellschaften 
für Wissenschaft, Forschung und 

— in Millionen DM — 


Wirtschaftszweig 

Deutsche 

Syste- 

matik 

1975 

insgesamt 

1977 

insgesamt 

1979 

insgesamt 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

. 0 

0,0 

0,4 

7,9 

Energie und Wasserversorgung, Bergbau 

.. 1 

295,32) 

257,1 

497,1 

darunter: 

Bergbau 

.. 11 

247,72) 

143,4 

350,8 

Verarbeitendes Gewerbe 

(ohne Baugewerbe) 

.. 2 

2485,1 

2442,5 

3580,3 

Chemische Industrie, H. u. Verarb. 
von Spalt- u. Brutstoffen, Mineralöl- 

Verarbeitung 

.. 20 

140,9 

165,3 

294,1 

darunter: 

Chemische Industrie 

... 20 0 

134,6 

77,0 

128,8 

H. u. Verarb. v. Spalt- u. Brutstoffen 

.. 20 1 


81,2 

150,1 

Herstellung v. Kunststoff- u. Gummiwaren 

.. 21 

4,7 

8,8 

25,5 

Gewinnung und Verarbeitung von 

Steinen und Erden, Feinkeramik, 

Glasgewerbe 

.. 22 

14,0 

13,9 

29,3 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

... 23 

54,7 

62,3 

142,7 

Stahl-, Maschinen- u. Fahrzeugbau, ' 

H. V. ADV-Einr 

.. 24 

1 696,0 

1 528,3 

2115,9 

darunter: 

Maschinenbau^) 

... 24 2 

542,4 

526,9 

813,2 

H. V. Büromaschinen und ADV-Geräten 

und -einrichtungen 

... 24 3 

201,1 

139,2 

147,1 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

... 24 8 

857,9 

714,3 

995,6 

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, 

H. V. Eisen-, Blech- u. Metallwaren usw 

... 25 

555,6 

640,7 

910,6 

darunter: 

Elektrotechnik 

... 25 0 

524,6 

607,5 

841.9 

Feinmechanik, Optik, H. v. Uhren 

... 25 2/4 

29,6 

32,6 

45,7 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

... 26 

8,6 

8,3 

29,7 

Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

... 27 

6,5 

10,7 

21,0 

Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung 

... 28/29 

4.1 

4,2 

11,8 

Baugewerbe 

3 

9,3 

13,7 

23,2 

Sonstige Wirtschaftszweige 

.. 4 bis 7 

204,9 

216,4 

322,4 

darunter: 

Dienstleistungen, soweit von Unter- 

nehmen und Freien Berufen erbracht 

... 7 

117,4 

169,8 

272,5 

zusammen .. 

... Obis 7 

2994,6 

2929,9 

4430,9 

darunter FuE . 


■ 




1) Einschließlich der vom BMWi über die AIF geförderte industrielle Gemeinschaftsforschung (1981: 79,5 Mill. DM, 1982: 83,5 Mill. 
DM) sowie der von den übrigen Ressorts unmittelbar an AIF-Forschungsinstitute und sonstigen Gemeinschaftsforschung betrei- 
benden Einrichtungen geflossenen Mittel. 

2) Darunter 131,6 Mill. DM für Beschaffung von Kernbrennstoffen aus dem Ausland. 

3) Einschließlich Förderung der Reaktorentwicklung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/11 


und Unternehmen der Wirtschaft 
Entwicklung nach Wirtschaftszweigen 


1980 

insgesamt 

1981 

insgesamt darunter 
Gemein- 
schafts- 
forschung 1) 

1982 

insgesamt darunter 
Gemein- 
schafts- 
forschung 1) 

4,7 

5,9 

___ 

3,2 



481,8 

430,7 

33,0 

396,9 

36,5 

385,7 

310,9 

28,0 

305,5 

31,7 

3608,1 

3663,4 

91,6 

4430,3 

95,1 

301,8 

352,5 

12,4 

400,1 

12,7 

125,9 

141,0 

9,5 

155,8 

9.4 

142,9 

182,7 

— 

188,0 

0,1 

30,0 

28,3 

4,9 

32,9 

5,0 

28,3 

27,6 

5,1 

38,8 

5,2 

179,7 

139,7 

21,7 

241,9 

22,7 

2147,2, 

2197,5 

18,7 

2791,0 

18,7 

835,3 

756,9 

15,5 

1 502,5 

15,7 

61,5 

38,2 

0,3 

45,9 

— 

1 042,7 

1 083,4 

— 

1052,7 

— 

841,1 

792,4 

3.1 

852,4 

4,7 

758,7 

715,6 

1,8 

752,0 

2,5 

58,1 

46,3 

0.9 

65,2 

0.9 

40,8 

29,8 

6,0 

26,8 

6,0 

24.7 

25,2 

12,6 

26,2 

13,9 

14,5 

16,4 

7,1 

20,2 

6,4 

26,0 

29,0 

0,2 

25,1 

0,7 

329,5 

360,6 

37,0 

610,3 

40,5 

264,3 

314,6 

37,0 

573,1 

40,5 

4450,1 

4489,7 

161,8 

5465,7 

172,8 

• 

4467,5 

161,8 

5449,5 

172,8 
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Tabelle VII/12 

Ausgaben des Bundes an internationale 
und an zwischenstaatliche 

— Millionen DM — 

Organ isation/Einrichtung 

1975 

1977 

1979 


Ist 

Ist 

Ist 

1. Organisationen /Einrichtungen mit Sitz im Ausland 

Nordatlantik-Pakt-Organisation, Beitrag zum zivilen Teil 
des Haushalts (NATO) 

2.7 

3,2 

3,8 

Stiftungsfonds der Universität der Vereinten Nationen 
(UNU) in TDkio 



— 

2.0 

Internationales Institut für Verwaltungswissenschaften 
in Brüssel 

!... 0,1 

0,1 

0,1 

Internationaler Rat für Meeresforschung in Kopenhagen ... 

0.1 

0,1 

0,1 

Deutsch-Französisches Forschungsinstitut St. Louis 

11,3 

14,5 

16,6 

Internationale Zentralstelle für Krebsforschung in Lyon 

0,8 

1,1 

1,0 

Ausbildungs- und Forschungsinstitut der 

Vereinten Nationen (UNITAR) 

0.6 

0,6 

0.6 

Internationales Institut für angewandte Systemanalyse 
(NASA) in Wien 

0,3 

0,5 

0,6 

Europäische Organisation für Kernforschung (CERN) 
in Genf 

151,7 

143,2 

161,1 

Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL) in Grenoble .. 

13,6 

15,8 

17.8 

Internationale Atomenergieorganisation (lAEO) in Wien .... 

7,6 

9.7 

13,2 

Europäische Gesellschaft für die chemische Aufarbeitung 
bestrahlter Kernbrennstoffe (Eurochemic) in Mol 

1 1 ,5 

8.1 

12,6 

Europäische Weltraumorganisation (ESA) in Paris 

275,8 

346.9 

393.5 

Europäisches Hochschulinstitut in Florenz 

0.9 

1,1 

1,7 

EG-Forschungsprogramme, Beiträge für Ergänzungs- 
programme gemäß ELIRATOM-Vertrag 

105,8 

15,9 

13,7 

Übrige Organisationen und Einrichtungen 

1,4 

0.1 

0.1 

zusammen 

584,4 

560,9 

638,5 

darunter FuE-Anteil 

576,2 

552,4 

625,1 


2. Organisationen/Einrichtungen mit Sitz im Inland 




Deutsch-Britische Stiftung für das Studium 

der Industriegesellschaft 

3,0 



1,0 

Studienzentrum Venedig (Trägerverein: München) 

— 

— 

0,3 

Europäische Organisation für astronomische Forschung 
in der südlichen Hemisphäre (ESO) in Garching bei 

München 

10,7 

11.8 

16,4 

Europäische Konferenz und das Europäische Laboratorium 
für Molekularbiologie (EMBC und EMBL) in Heidelberg 

11,9 

12,8 

8.3 

zusammen 

25,7 

24,5 

26,0 

darunter FuE-Anteil 

22,7 

24,5 

25,0 

Insgesamt 

610,0 

585,4 

664,5 

darunter FuE-Anteil 

598,9 

576,9 

650,1 


Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/12 

wissenschaftliche Organisationen 
Forschungseinrichtungen 


1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Ist 

Ist 

Ist 

Soll 

Soll 


1.8 

. 2,0 

3,5 

4,7 

4,4 

2,0 

1,0 

1,0 

1,0 

1.1 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0.1 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

18,8 

20,0 

20,6 

24,5 

24,7 

1.2 

2,1 

2,3 

2,3 

1.9 

0,6 

0,4 

0,5 

0,6 

0,6 

0,7 

0,7 

0,8 

0,9 

0,9 

155,9 

169,8 

193,3 

197,7 

215,6 

22,9 

25,2 

23,3 

28,7 

30,4 

15,5 

21,3 

21,8 

22,8 

25,6 

I^B 

12,0 

12,9 

13,2 

10,3 

393,3 

392,1 

336,0 

375,0 

380,0 

2,0 

2,6 

2,5 

3,0 

2.9 

16,2 

18,3 

14,4 

17,0 

21,0 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

643,0 

668,0 

633,3 

692,0 

719,9 

627,8 

649,3 

614,1 

671,8 

697,5 


1.0 

1.0 

1.1 

1.1 

1.0 

0,4 

0,4 

0,4 

0,5 

0,5 

19,0 

13,0 

11,5 

12,5 

12,1 

9.5 

10,1 

11.1 

12,8 

13,5 

29,9 

24,5 

24,1 

26,8 

27,1 

28,9 

23,5 

23,1 

25,8 

26,1 

672,9 

692,5 

657,4 

718,8 

747,0 

656,7 

672,8 

637,2 

697.6 

723,6 
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Tabelle VII/13 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

— Millionen DM — 


Förderungszweck 

1975 Ist 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1977 Ist 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1979 Ist 

ins- darunter 

gesamt FuE 

1.1 Wissenschaftliche Einrichtungen außerhalb der Hoch- 
schulen (ohne 1.2) 

463.2 

389,2 

478,4 

401,3 

558,8 

463,4 

1.2 Gemeinsam von Bund und Ländern geförderte Einrich- 
tungen^) 

34,0 

29,8 

113,1 

102,9 

157,2 

135,1 

1.3 Wissenschaftliche Förderungseinrichtungen und -projekte 

257,3 

217,2 

276,7 

236,7 

354,7 

281,1 

1.4 Bildungsforschung 

175,2 

154.3 

124,5 

110,1 

147,9 

128,4 

1.5 Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 

(u. a. Prom.- und Grad. -Förderung) 

53,8 

0,0 

25,5 

0.0 

27,7 

2.3 

1.6 Hochschulen (einschließlich Bundeswehr-HS und Sonder- 
forschungsbereiche, ohne Projektförderung) 

1 646,0 

554,7 

1 457,0 

508,4 

1185,3 

439,8 

Summe 1 : Allgemeine Wissenschaftsförderung 

2629,5 

1345,2 

2475,2 

1 359,4 

2431,7 

1 450,1 

2.1 Naturwissenschaftlich-technische FuE^) 

818,4 

818,4 

880,2 

880,2 

1 242,0 

1 242.0 

2.2 Datenverarbeitung, Nachrichtentechnik, Elektronik 

496,0 

495,9 

431,6 

431,5 

472,9 

472,5 

2.3 Dokumentation, Information 

40,2 

31,5 

46,5 

33,1 

54,1 

50,1 

2.4 Energieforschung und -technologie^) 

1621,2 

1 481,1 

1 556,4 

1 470,9 

2121,7 

2067,9 

2.5 Weltraumforschung und -technologie, Luftfahrtforschung 

611,1 

610,8 

641,9 

641,9 

776,9 

776,9 

2.6 Verkehrssysteme, Transporttechnik, Entsorgungsprobleme 

129,7 

129,7 

145,6 

145,6 

279,5 

278,8 

2.7 Meeresforschung und -technik, Polarforschung 

84,0 

84,0 

72,6 

72,6 

103,1 

103,1 

Summe 2: Förderungsprogramme in Fachbereichen 

3800,6 

3651,4 

3774,8 

3675,9 

5050,1 

4991,3 

3.1 Allgemeine Politik und Verwaltung, Recht 

34,5 

30,8 

36,1 

31,1 

38,1 

32,6 

3.2 Soziale Fragen und Gesundheitswesen 

223,8 

219,9 

268,6 

261,0 

336,6 

326,3 

3.3 Raumordnung, Landeskunde, Städtebau, Wohnungs- 
wesen, Verkehrsplanung 

69,1 

67,6 

110,6 

110,6 

115,1 

115,1 

3.4 Wirtschaft und Technik 

769,0 

767,6 

693,8 

693,6 

1 285,9 

1 285,5 

3.5 FuE für die Verteidigung (einschließlich zivile) 

1 456,4 

1455,1 

1610,8 

1 599,9 

1831,3 

1825,4 

Summe 3: Ressortbezogene Forschung 

2552,8 

2541,1 

2719,9 

2696,1 

3606,8 

3584,9 

Ausgaben insgesamt .... 

8982,8 

7537,7 

8969,8 

7731,3 

11088,6 

10026,3 


Einrichtungen der sogenannten „Blauen Liste“ und Akademienprogramm gemäß Anlage zur Ausführungsvereinbarung Forschungseinrich- 
tungen zur Rahmenvereinbarung Forschungsförderung nach Art. 91 b GG. 

2) Einschließlich Klimaforschung. 

3) Einschließlich Kernenergie und Reaktorsicherheit. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Forschung und Entwicklung nach Förderungszwecken 


Tabelle VII/13 


1980 Ist 

1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Soll 

1984 Soll 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

633,9 

503.4 

633,1 

526,7 

671,8 

550,3 

708,1 

569,4 

733,4 

594,1 

189,5 

163,3 

199,4 

173,5 

212,8 

181,7 

231,8 

198,7 

241,3 

207,9 

379,6 

302,5 

400,5 

315,8 

426,5 

337,4 

445.6 

355,0 

496,0 

400,9 

151,7 

132,9 

138,6 

122,6 

133,9 

119,0 

135,4 

117,4 

114,2 

98,6 

28,2 

4,0 

27,9 

5,3 

26,4 

6,3 

24,6 

7,5 

29,1 

15,0 

1 224,2 

468.3 

1 198,6 

475,7 

1302,6 

521,2 

1 633,7 

620,7 

1 585,9 

614,0 

2607,1 

1 574,4 

2598,0 

1619,6 

2774,0 

1715,8 

3179,2 

1 868,7 

3199,9 

1 930,5 

1 285,8 

1 285,8 

1 320,7 

1 320,7 

1 402,9 

1 402,9 

1 555,9 

1 555,9 

1 548,2 

1 548,2 

345,4 

345,2 

344,7 

344,4 

461,2 

460,9 

515,4 

515,2 

560,1 

559,9 

51,5 

46,5 

41.9 

34,9 

43,4 

36,0 

42,1 

27,2 

43,6 

27,4 

2223,9 

2190,1 

2345,7 

2314,6 

3116,5 

3094,5 

2897,0 

2875,0 

2841.8 

2817.5 

819.2 

819,2 

858,9 

858,9 

902,3 

902,2 

983,2 

983,2 

983,7 

983,7 

269,6 

269.6 

279,2 

279,2 

238,5 

238,5 

242,5 

242,5 

221,5 

221,5 

171,7 

171,7 

217,5 

217,5 

181,1 

181,1 

148,3 

148,3 

188,2 

188,2 

5167,1 

5128,1 

5408,7 

5370,3 

6345,8 

6316,1 

6384,4 

6347,2 

6387,2 

6346,5 

34,3 

28,5 

31,1 

25,4 

31,9 

26,1 

34,4 

27,7 

35,4 

28,8 

372,7 

360,7 

421,3 

362,5 

475,7 

404,9 

496,6 

416,6 

532,8 

453,1 

115,8 

115,8 

154,2 

154,2 

143,4 

143,4 

129,4 

129,4 

137,3 

137,3 

1572,1 

1571,5 

1 637,3 

1 636,9 

1 630,4 

1 630,2 

1 432,8 

1 432,2 

1 449,3 

1 448,7 

1 679,2 

1671,9 

1536,1 

1 530,7 

1673,8 

1 669,2 

1 836,5 

1 832,6 

1 939,3 

1 934,6 

3774,2 

3748,5 

3780,2 

3709,6 

3955,2 

3873,8 

3929,7 

3838,5 

4094,1 

4002,5 

11548,4 

10451,0 

11786,8 

10699,5 

13075,1 

11905,6 

13493,4 

12054,5 

13681,2 

12279,4 
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Tabelle VII/14 

FuE-Ausgaben des Bundes 

— Millionen DM — 

Forschungsziele^) 

1975 

1977 

1979 


Ist 

Ist 

Ist 

1. Erforschung und Nutzung der irdischen Umwelt 

darunter: 

166,7 

227.9 

290,6 

Allgemeine Forschungen 

64,7 

78,5 

96,1 

Meere und Ozeane 

25.7 

30,0 

50,4 

Gewässerkunde 

13,2 

14,0 

15,3 

2. Gestaltung der menschlichen Umwelt 

darunter: 

343.3 

399,8 

588,9 

Verkehrssysteme 

216,9 

222,9 

372,2 

Bauwesen 

52.3 

60,1 

76,9 

3. Schutz und Förderung der menschlichen Gesundheit 

darunter: 

527.0 

596,8 

812,5 

Allgemeine Forschungen 

148,4 

198,5 

242,3 

Medizinische Forschungen 

175,9 

187,0 

233,8 

Forschungen über die Umweltbelästigungen 

146,0 

146,5 

260,1 

4. Erzeugung, Verteilung und rationelle Nutzung der Energie^) 

davon: 

1 394,5 

1473.8 

2102,4 

Nichtnukleare FuE 

217.3 

263.1 

596,4 

FuE auf dem Gebiet der Kernspaltung^) : 

1 129,6 

1 159,8 

1 443,4 

FuE auf dem Gebiet der Kernfusion 

47,6 

50,9 

62,5 

5. Landwirtschaftliche Produktivität und Technologie 

darunter: 

145,3 

144,2 

166,5 

Allgemeine Forschungen 

110,9 

114,3 

128,9 

6. Industrielle Produktivität und Technologie 

darunter: 

870,7 

771,9 

1 409,0 

Allgemeine Forschungen 

285.7 

310,8 

694,2 

Elektrotechnik. Elektromechanik 

247,2 

242,0 

254,2 

Verkehrsmittel 

215,4 

79,6 

220,6 

7. Probleme des Zusammenlebens der Gesellschaft 

darunter: 

436.7 

415,5 

522,1 

Allgemeine Forschungen 

177,4 

135,8 

151,5 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

30,8 

52,9 

96,7 

Bildung, Ausbildung, Umschulung 

165,1 

129,7 

154,1 

8. Weltraumforschung und -nutzung 

darunter: 

523,9 

547,9 

646,8 

FuE auf dem Gebiet der Trägerraketen und Satelliten 

489,0 

516,6 

182,2 

9. Verteidigung^) 

1 449,9 

1 596,2 

1821,2 

10. Allgemeine Forschungsförderung^) 

1 679,8 

1 557,2 

1 666,0 

Ausgaben insgesamt .... 

7537,7 

7731,3 

10026,3 


1) Gliederung der Europäischen Gemeinschaften (NABS 1975). 

2) Einschließlich Reaktorsicherheitsforschung. 

3) Ohne Hochschulen der Bundeswehr. 

'*) Einschließlich Hochschulen der Bundeswehr. 


Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VII/14 


nach Forschungszielen 


1980 

Ist 

1981 

Ist 

1982 

ist 

1983 

Soll 

1984 

Soll 

384,1 

391,5 

372,5 

285,4 

345,2 

120,1 

131,5 

138,4 

89,2 

91.7 

51.7 

46,5 

45,2 

39,1 

70,7 

18,3 

17,6 

18,8 

15.1 

17,0 

618,6 

659,1 

606,2 

585,7 

569,2 

370,5 

379,8 

342,0 

350,8 

330,0 

91,7 

97,5 

92,5 

75,0 

72,7 

865,8 

866,0 

907,7 

953,7 

1018,3 

258,2 

267,8 

302,3 

315,7 

333,2 

258,3 

277,3 

274,2 

296,3 

333,4 

260,5 

228,7 

232,0 

243,2 

258,5 

2204,4 

2353,9 

3116,8 

2882,5 

2826,8 

651,9 

709,9 

786.2 

682,4 

656,2 

1 492,8 

1 585,6 

2266,1 

2124,5 

2092,8 

59,7 

58,3 

64,5 

75,6 

77,8 

177,7 

180,7 

189,7 

194,7 

200,0 

139,7 

143,4 

150,9 

153.5 

157,1 

1 577,4 

1 702,4 

1 896,0 

1929,1 

1917,3 

808,2 

854,6 

903,7 

872,1 

920,4 

133,6 

126,4 

245,2 

301,2 

307,3 

356,0 

411,0 

351,8 

278,6 

306,4 

550.4 

533,6 

539,2 

555,8 

556,7 

148,1 

133,8 

123,5 

134,5 

140.9 

105,3 

110,8 

115,4 

109,0 

108,8 

161,1 

150,8 

149,3 

151,3 

137,4 

668,2 

689,7 

733,4 

806,2 

801,2 

632,0 

652,3 

686,7 

754,4 

748,9 

1 666,9 

1 526,5 

1 665,8 

1 829,2 

1 930,9 

1 737,4 

1 796,1 

1878,1 

2032,2 

2113,8 

10451,0 

10699,5 

11905,6 

12054,5 

12279,4 
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Tabelle VII/15 


Wissenschaftsausgaben der Länder und Gemeinden (Gv.) 




Hoch- 

Wissen- 







schulen 

schaft und 

Wissenschafts 


finanziert durch 



einschl. 

Forschung 

ausgaben 




Land 

Jahri) 

-kliniken2) 

außerhalb 

zusammen 2) 







der Hoch- 

(Nettoausgaben) 

Land 

Gemein- 




schulen 




den (Gv.) 




Millionen DM 


% 

Millionen DM 

Baden- 

1975 

1 987,0 

202,6 

2189,6 

16,0 

2184,9 

4,7 

Württemberg 

1976 

2015,0 

225,4 

2240,3 

16,1 

2236,7 

3,7 


1977 

2162,3 

222,6 

2384,9 

16,0 

2381,5 

3,4 


1978 

2192,7 

253,1 

2445,8 

15,8 

2439,8 

6.0 


1979 

2450,8 

283,2 

2734,0 

16,0 

2726,5 

7,5 


1980 

2723,5 

315,9 

3039,4 

16,1 

3031,9 

7,5 


1981 

2790,0 

349,0 

3139,0 

15,6 

3130,9 

8.1 


1982 

2978,3 

360,8 

3339,1 

15,1 

3331,0 

8,1 


1983 

2914,6 

436,8 

3351,4 

15,4 

3343,3 

8,1 

Bayern 

1975 

1 809,3 

246,4 

2055,7 

15,0 

2049,1 

6,6 


1976 

1 806,7 

246,1 

2052,8 

14,8 

2045,9 

6,8 


1977 

1970,1 

292,9 

2263,0 

15,2 

2253,3 

9,7 


1978 

2071,4 

309,5 

2380,9 

15,3 

2370,1 

10,8 


1979 

2246,3 

331,9 

2578,2 

15,1 

2566,3 

11,9 


1980 

2491,2 

361,2 

2852,4 

15,1 

2838,6 

13,7 


1981 

2640,0 

391,5 

3031,5 

15,2 

3018,2 

13,3 


1982 

2773,0 

421,8 

3194,8 

15,4 

3181,5 

13,3 


1983 

2968,4 

469,1 

3437,5 

15,8 

3424,2 

13,3 

Berlin (West) 

1975 

1 090,2 

83,6 

1173,8 

8.6 

1 173,8 

— 


1976 

1 074,7 

86,8 

1161,6 

8,4 

1 161,6 

— 


1977 

1 179,5 

82,6 

1 262,1 

8,5 

1 262,1 

— 


1978 

1 239,5 

81,3 

1 320,8 

8,5 

1 320,8 

— 


1979 

1 367,7 

98,8 

1 466,5 

8,6 

1 466,5 

— 


1980 

1 505,6 

111,4 

1617,0 

8,5 

1617,0 

— 


1981 

1 595,7 

119,0 

1714,7 

8,6 

1714,7 

— 


1982 

1621,1 

129,6 

1 750,7 

8,5 

1 750,7 

— 


1983 

1 733,1 

132,6 

1 865,7 

8,6 

1 865,7 

— 

Bremen 

1975 

124,0 

21,4 

145,4 

1,1 

145,4 




1976 

116,9 

16,4 

133,3 

1,0 

133,3 

— 


1977 

111,7 

20,0 

131,7 

0,9 

131,7 

— 


1978 

105,2 

21,3 

126,5 

0,8 

126,5 

— 


1979 

118,0 

28,9 

146,9 

0,9 

146,9 

— 


1980 

136,9 

27,4 

164,3 

0,9 

164,3 

— 


1981 

161,0 

30,0 

191,0 

1,0 

191,0 

— 


1982 

166,2 

30,9 

197,1 

1,0 

197,1 

— 


1983 

170,4 

35,0 

205,4 

0,9 

205,4 

— 

Hamburg 

1975 

502,3 

57,2 

559,6 

4,1 

559,6 

— 


1976 

509,2 

36,6 

545,8 

3,9 

545,8 

— 


1977 

536,0 

59,1 

595,1 

4,3 

595,1 

— 


1978 

558,6 

64,1 

622,7 

3,6 

622,7 

— 


1979 

601,2 

74,8 

676,0 

4,0 

676,0 

— 


1980 

720,3 

75,1 

795,4 

4,2 

795,4 

— 


1981 

760,9 

73,0 

833,9 

4,2 

833,9 

— 


1982 

820,7 

92,8 

913,5 

4.4 

913,5 

— 


1983 

874,0 

85,1 

959,1 

4,4 

959,1 

— 

Hessen 

1975 

1 254,7 

148,0 

1 402,7 

10,2 

1 357,3 

45,4 


1976 

1 237,3 

135,7 

1 373,0 

9,9 

1 340,3 

32,7 


1977 

1 292,8 

138,0 

1 430,8 

9,6 

1 392,8 

38,0 


1978 

1377,4 

152,2 

1 529,6 

9,9 

1 493,2 

36,4 


1979 

1 467,8 

168,0 

1 635,8 

9,6 

1 597.3 

38,4 


1980 

1 608,6 

169,8 

1 778,4 

9,4 

1 737,3 

41.2 


1981 

1 726,0 

188,6 

1914,6 

9,5 

1 868,4 

46,2 


1982 

1 789,3 

206,5 

1 995,8 

9,4 

1 949,6 

46,2 


1983 

1 842,0 

236.3 

2078,3 

9,6 

2032,1 

46,2 


') Länder bis 1982 = Ist; 1983 = Soll; Gemeinden ab 1982 geschätzt. 

2) Einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken, soweit sie ab 1978 nicht mehr brutto in den Länderhaushalten 
nachgewiesen werden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/15 


in länderweiser Gliederung (Nettoausgaben) 




Hoch- 

Wissen- 







schulen 

schaft und 

Wissenschafts 

- 

finanziert durch 



einschl. 

Forschung 

ausgaben 




Land 

Jahri) 

-kliniken2) 

außerhalb 

zusammen 2) 






der Hoch- 

(Nettoausgaben) 

Land 

Gemein- 




schulen 




den (Gv.) 




Millionen DM 


% 

Millionen DM 

Niedersachsen 

1975 

1 147.5 

147.5 

1 295,0 

9,4 

1 280,5 

14,5 


1976 

1185.1 

138,2 

1 323,3 

9.5 

1 307.8 

15.4 


1977 

1 274.4 

185,8 

1460,2 

9,8 

1 452,5 

7.7 


1978 

1 357,2 

182,6 

1539,8 

9,9 

1 530,4 

9.4 


1979 

1 499,3 

201,0 

1 700,3 

9,9 

1 688,7 

11.7 


1980 

1691,0 

227,0 

1918,0 

10,1 

1 907,3 

10,8 


1981 

1810,3 

248,7 

2059,0 

10,3 

2045,4 

13,6 


1982 

1 878.3 

248.8 

2127,1 

10,2 

2113,7 

13,6 


1983 

1 908,7 

286,6 

2195,3 

10,1 

2181,7 

13,6 

Nordrhein-Westfalen 

1975 

3190,6 

417.8 

3608,4 

26,3 

3530,2 

78,2 


1976 

3360,2 

386,1 

3746,3 

27,0 

3674,2 

72,1 


1977 

3505,4 

438,4 

3943,8 

26,6 

3862,3 

81,5 


1978 

3667.5 

475,4 

4142,7 

26,7 

4049,6 

93,1 


1979 

4009,0 

534,4 

4543,4 

26,6 

4430.1 

113,3 


1980 

4398,2 

585,9 

4984,1 

26,3 

4847,1 

136,9 


1981 

4624.0 

595,8 

5219,8 

26,2 

5083,2 

136,6 


1982 

4726.3 

602,5 

5328,8 

25.1 

5192,2 

136,6 


1983 

4828,9 

668.8 

5497,7 

25,3 

5361,1 

136,6 

Rheinland-Pfalz 

1975 

463,0 

58,0 

521,0 

3,8 

516,0 

5,0 


1976 

509,5 

46,1 

555,6 

4.0 

550,7 

4,9 


1977 

527,0 

66,9 

593,9 

4.0 

585,7 

8.2 


1978 

551,9 

72,9 

624,8 

4,0 

617,3 

7,5 


1979 

593,7 

81,1 

674,8 

3,9 

663,8 

11.0 


1980 

669,6 

82,0 

751,6 

4,0 

745.5 

6.1 


1981 

715,7 

85,4 

801,1 

4,0 

795,2 

5.9 


1982 

765,5 

88,6 

854,1 

4,1 

848,2 

5.9 


1983 

767,8 

111,3 

879,1 

4.0 

873,2 

5,9 

Saarland 

1975 

262,5 

11,5 

274,1 

2,0 

274.1 

0,0 


1976 

275,7 

6,5 

282,1 

2,0 

282,1 

0.0 


1977 

281,9 

12,2 

294,1 

2.0 

294,0 

0,1 


1978 

300,9 

11,5 

312,4 

2,0 

312,3 

0,1 


1979 

318,5 

14,1 

332,6 

1,9 

332,3 

0,1 


1980 

346.7 

15,1 

361,8 

1.9 

361,5 

0.3 


1981 

329,7 

15.2 

344,9 

1,7 

344,5 

0,4 


1982 

376,8 

15,3 

392,1 

1.9 

391,7 

0.4 


1983 

419.6 

21,8 

441,4 

2,0 

441,0 

0,4 

Schleswig-Holstein 

1975 

415,7 

61,3 

477,0 

3,5 

470,5 

6,5 

1976 

427,5 

53,8 

481,3 

3,5 

476,1 

5.2 


1977 

461,7 

47,0 

508,7 

3.4 

503,9 

4,8 


1978 

419.6 

60,2 

479,8 

3.1 

474,8 

5.0 


» 1979 

538,2 

62,0 

600,2 

3.5 

594,1 

6.1 


1980 

590,2 

67,3 

657,5 

3,5 

651,7 

5,8 


1981 

655,4 

70,6 

726,0 

3.6 

719.6 

6,4 


1982 

702,7 

80,6 

783,3 

3.8 

776,9 

6,4 


1983 

708,9 

89,8 

798,7 

3,7 

792,3 

6,4 

insgesamt 

1975 

12246,9 

1 455,3 

13702,2 

100 

13541,1 

161,0 

1976 

12517,7 

1 377.6 

13895,3 

100 

13754,5 

140,8 


1977 

13302,8 

1 565,6 

14868,4 

100 

14715,0 

153,4 


1978 

13841,9 

1 683,9 

15525,8 

100 

15357,5 

168,3 


1979 

15210,5 

1 878,0 

17088,5 

100 

16888,3 

200,1 


1980 

16881.8 

2038,1 

18919,9 

100 

18697,6 

222,3 


1981 

17808,7 

2166,8 

19975,5 

100 

19745,0 

230,5 


1982 

18598,1 

2278,1 

20876,2 

100 

20645,7 

230,5 


1983 

19136,4 

2573,2 

21 709,6 

100 

21479,1 

230,5 


1) Länder bis 1982 = Ist; 1983 = Soll; Gemeinden ab 1982 geschätzt. 

2) Einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken, soweit sie ab 1978 nicht mehr brutto in den Länderhaushalten 
nachgewiesen werden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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2.2.3 Wirtschaft 

Tabelle VII/16 


Gesamtaufwendungen und eigenfinanzierte Aufwendungen der Wirtschaft 
für Forschung und Entwickiung nach Wirtschaftszweigen^) 


Wirtschaftszweige 

1979 

Aufwen- dar- Aufwen- 
dungen unter: düngen 

ins- eigen- ins- 
gesamt finan- gesamt 

ziert 

Millionen DM 

davon 

in in 

Unter- Verbän- 

nehmen den (IfG) 

1981 

darunter: eigenfinanzierte Aufwendungen 
insgesamt in in 

Unter- Verbän- 

nehmen den (IfG) 

in % von Millionen DM 

Spalte 3 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1. Energie- u. Wasser- 
versorgung, Bergbau 

10 Elektriz.-, Gas-, Fernwär- 
me- u. Wasserversorg. ... 

259,1 

186,1 

275,6 

265,7 

9.9 

223,5 

81,1 

217,9 

5,6 

11 Bergbau 

891,6 

373,7 

832,6 

609,7 

222,9 

337,8 

40,6 

272,2 

65,7 

Summe 1 

1150,7 

559,8 

1108,2 

875,4 

232,8 

561,3 

50,7 

490,0 

71,3 

2. Verarbeitendes Gewerbe 

20 Chemische Industrie, usw. 
Mineralölverarbeitung ... 

5346,6 

5084,8 

6419,6 

6411,0 

8,6 

6111,9 

95,2 

6107,8 

4,2 

darunter: 

Chemische Industrie .. 

5060,8 

4937,8 

6007,8 

6004,6 

3,1 

5888,8 

98,0 

5887,4 

1.4 

21 H. V. Kunststoff- und 
Gummiwaren 

324,1 

308,8 

421,1 

406,8 

14,3 

408,1 

96,9 

399,4 

8,7 

22 Gew. u. Verarb. von 
Steinen u. Erden, Fein- 
kerarnlk, Glas 

248,3 

230,0 

290,2 

268,9 

21,3 

274,8 

94,7 

259,1 

15,7 

23 Metallerzeugung und 
-bearbeitung 

603,8 

494,1 

782,4 

714,7 

67,7 

596,1 

76,2 

561,9 

34,2 

darunter: 
Eisenschaffende 
Industrie 

294,1 

217,9 

409,7 

367,6 

42,1 

271,7 

66,3 

252,7 

19,0 

24 Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw 

8328,1 

6582,0 

9847,1 

9785,5 

61,7 

8129,7 

82,6 

8097,6 

32,1 

darunter: 

Maschinenbau 

3060,0 

2827,0 

3307,4 

3252,3 

55,1 

3067,7 

92,8 

3039,6 

28,1 

H. V. Kraftwagen u. 
-teilen 

3100,2 

2951.3 

3919,6 

3918,8 

0,8 

3767,5 

96,1 

3767,2 

0.3 

Luft- und 

Raumfahrzeugbau 

1471,6 

202,2 

1763,1 

1763,1 



486,4 

27,6 

486,4 



25 Elektrotechnik, Fein- 
mechanik, Optik usw 

6826,0 

5843,2 

7725,7 

7708,3 

17,4 

6669,0 

86,3 

6657,9 

11,1 

darunter: 

Elektrotechnik 

6020,8 

5191,0 

6787,4 

6776,2 

11.2 

5879,2 

86,6 

5870,2 

9.0 

Feinmechanik und 

Optik 

427,6 

391,3 

502,0 

501,4 

0,6 

460,9 

91,8 

460,8 

0.1 

26 Holz-, Papier-, Druck- 
gewerbe 

181,8 

174,0 

197,0 

183,9 

13,0 

190,7 

96,8 

182,0 

8.7 

27 Leder-, Textil- und 

Bekleidungsgewerbe 

138,7 

118,5 

131,9 

95,8 

36,1 

112,3 

85,1 

94,3 

17,9 

28/29 Ernährungsgewerbe 

209,1 

202,4 

318,6 

278,1 

40,4 

308,5 

96,8 

273,4 

35,1 

Summe 2 

22206,6 

19037,8 

26133,6 

25853,1 

280,5 

22801,1 

87,3 

22633,4 

167,7 

3. Restliche Wirtschaftszweige 

468,6 

260,9 

601,6 

579,1 

22,6 

367,6 

61,1 

358,7 

8,9 

insgesamt .... 

23826,0 

19858,5 

27843,5 

27307,6 

535,9 

23730,0 

85,2 

23482,1 

247,9 


1) Die Angaben schließen einen erweiterten Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen ein (integrierte Daten SV/AIF). Vergleich mit 
früheren Jahren nur bedingt möglich. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik, AIF Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VH/ 17 

Interne und externe FuE-Aufwendungen der Unternehmen nach Wirtschaftszweigen^) 

— in Millionen DM — 


1979 1981 

Wirtschaftszweige ins- davon ins- davon 

gesamt gesamt 




intern 

extern 


intern 

extern 

1. Energie- u. Wasser- 
versorgung, Bergbau 

10 Energiewirtschaft 

252,1 

188,7 

63,4 

265,7 

131,4 

134,4 

11 Bergbau 

659,4 

634,4 

25,0 

609,7 

589,6 

20,0 

Summe 1 

911,5 

823,1 

88,4 

875,4 

721,0 

154,4 

2. Verarbeitendes Gewerbe 

20 Chemische Industrie usw. 

Mineralölverarbeitung 

5339,5 

5096,2 

243,3 

6411,0 

6050,1 

360,9 

darunter: 

Chemische Industrie 

5057,4 

4880,1 

177,3 

6004,6 

5726,4 

278,2 

21 H. V. Kunststoff- und 

Gummiwaren 

311,1 

304,2 

6,9 

406,8 

389,4 

17,4 

22 Gew. u. Verarb. v. Steinen 

u. Erden, Feinkeramik, Glas 

231,1 

217,9 

13,2 

268,9 

258,2 

10.7 

23 Metallerzeugung und 

-bearbeitung 

538,4 

525,6 

12,8 

714,7 

696,8 

17,9 

darunter: 

Eisenschaffende 

Industrie 

253,9 

250,6 

3,3 

367,6 

364,8 

2,8 

24 Stahl-, Maschinen- und 

Fahrzeugbau usw 

8270,2 

7837,0 

433,2 

9785,5 

9108,8 

676,6 

darunter: 

Maschinenbau 

3007,9 

2895,7 

112,2 

3252,3 

3072,1 

180,1 

H. V. Kraftfahrzeugen u. 

-teilen 

3100,2 

2923,0 

177,2 

3918,8 

3616,0 

302,8 

Luft- und 

Raumfahrzeugbau 

1471,6 

1351,8 

119,8 

1763,1 

1616,4 

146,7 

25 Elektrotechnik, Fein- 
mechanik, Optik usw 

6810,9 

6547,3 

263,6 

7708,3 

7137,4 

571,0 

darunter: 

Elektrotechnik 

6011,8 

5820,9 

190,9 

6776,2 

6263,5 

512,7 

Feinmechanik und 

Optik 

427,4 

404,4 

23,0 

501,4 

483,0 

18,4 

26 Holz-, Papier-, Druck- 
gewerbe 

171,8 

163,6 

8,2 

183,9 

178,3 

5.6 

27 Leder-, Textilgewerbe 

106,6 

102,7 

3,9 

95,8 

93,5 

2.3 

28/29 Ernährungsgewerbe 

185,0 

176,1 

8,9 

278,1 

267,2 

11.0 

Summe 2 

21 964,6 

20970,7 

993,9 

25853,1 

24179,7 

1 673,3 

3. Restliche Wirtschaftszweige 

(0,3 bis 7) 

450,6 

401,5 

49,1 

579,1 

484,2 

94,9 

Summe 1 bis 3 

23326,8 

22195,4 

1131,4 

27307,6 

25384,9 

1 922,6 

Außerdem: Verbände (IfG) 

499,2 

309,7 

189,5 

535,9 

361,2 

174,7 

insgesamt 

23826,0 

22505,1 

1 320,9 

27843,5 

25746,1 

2097,3 


0 Die Angaben schließen einen erweiterten Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen ein (integrierte Daten SV/AIF). Vergleich mit 
früheren Jahren nur bedingt möglich. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik, AIF Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/18 

Beschäftigte, Umsatz und FuE-Aufwendungen der Unternehmen 

1979 


FuE-Aufwendungen 


Wirtschaftszweige/Beschäftigtengrößenklassen 

Beschäf- 

tigte 

Tausend 

Umsatz 

Millionen 

DM 

ins- 

gesamt 

Millionen 

DM 

je 

Beschäf- 

tigten 

DM 

Anteil 

am 

Umsatz 

% 

1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

310 

63779 

912 

2940 

14 

10 Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und 

Wasserversorgung 

98 

39997 

252 

2560 

0,6 

11 Bergbau 

212 

23782 

659 

3110 

2,8 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

4493 

689013 

21965 

4890 

3,2 

20 Chemische Industrie usw., Mineralöl- 

Verarbeitung 

618 

186967 

5340 

8630 

2,9 

darunter: 

200 Chemische Industrie 

583 

114194 

5057 

8670 

4,4 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummi- 

waren 

143 

15062 

311 

2170 

2,1 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen 

und Erden, Feinkeramik und Glas 

131 

14846 

231 

1760 

1,6 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

453 

66400 

538 

1 190 

0,8 

darunter: 

230—232 Eisenschaffende Industrie 

275 

40115 

254 

920 

0,6 

233 NE-Metallerzeugung usw 

49 

10452 

114 

2340 

1,1 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw. 

1710 

228732 

8270 

4840 

3,6 

darunter: 

242 Maschinenbau 

875 

102906 

3008 

3440 

2,9 

244 Herstellung von Kraftwagen und -teilen 

632 

100542 

3100 

4900 

3,1 

248 Luft- und Raumfahrzeugbau 

49 

4857 

1472 

29940 

30,3 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik usw 

1080 

107126 

6811 

6310 

6,4 

darunter: 

250 Elektrotechnik 

842 

83883 

6012 

7140 

7,2 

252 Feinmechanik und Optik 

100 

9039 

427 

4260 

4,7 

256 Herstellung von EBM-Waren 

110 

11891 

308 

2800 

2,6 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

111 

15050 

172 

1550 

1,1 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

101 

10671 

107 

1060 

1,0 

28/29 Ernährungsgewerbe 

146 

.44159 

185 

1270 

0,4 

0,3 bis 7 Restliche Wirtschaftsabteilungen 

1099 

98743 

451 

410 

0,5 

3 darunter: Baugewerbe 

166 

21328 

62 

370 

0,3 

5 Verkehr und Nachrichtenübermittlung . 

919 

65567 

136 

150 

0,2 

insgesamt 

5903 

851 535 

23327 

3950 

2,7 

Unternehmen mit bis Beschäftigte 

unter 50 Beschäftigte 

44 

6160 

438 

9990 

7,1 

50 bis 99 Beschäftigte 

82 

11 101 

447 

5430 

4,0 

unter 100 Beschäftigte 

126 

17261 

885 

7020 

5,1 

100 bis 499 Beschäftigte 

663 

85043 

2035 

3070 

2,4 

500 bis 999 Beschäftigte 

482 

62317 

1473 

3060 

2,4 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte 

454 

54429 

1816 

4000 

3,3 

2000 bis 4999 Beschäftigte 

580 

169943 

1777 

3070 

1,0 

5000 bis 9999 Beschäftigte 

493 

74931 

2199 

4470 

2,9 

10000 und mehr Beschäftigte 

3105 

387611 

13141 

4230 

3,4 

insgesamt Unternehmen 

5903 

851 535 

23327 

3950 

2,7 


1) Die Angaben schließen einen erweiterten Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen ein (integrierte Daten SV/AIF). Vergleich mit 
früheren Jahren nur bedingt möglich. 


Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik, AIF 
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Tabelle VII/18 


nach Wirtschaftszweigen und nach Beschäftigtengrößenkiassen ^ ) 


1981 

FuE-Aufwendungen 


Beschäf- 

tigte 

Tausend 

Umsatz 

Millionen 

DM 

ins- 

gesamt 

Millionen 

DM 

je 

Beschäf- 

tigten 

DM 

Anteil 

am 

Umsatz 

% 

348 

96918 

875 

2520 

0,9 

123 

66621 

266 

2170 

0,4 

225 

30297 

610 

2710 

2,0 

4287 

785798 

25853 

6030 

3,3 

612 

233488 

6411 

10480 

2,8 

577 

131 279 

6005 

10400 

4.6 

126 

15654 

407 

3240 

2,6 

134 

16953 

269 

2010 

1,6 

436 

75348 

715 

1640 

1,0 

269 

46478 

368 

1360 

0,8 

53 

14507 

138 

2610 

1,0 

1628 

249475 

9785 

6010 

3,9 

785 

104500 

3252 

4140 

3,1 

617 

110804 

3919 

6350 

3,5 

55 

7397 

1763 

32210 

23,8 

1024 

120921 

7708 

7530 

23,8 

779 

93245 

6776 

3700 

7,3 

94 

9403 

502 

5360 

5,3 

126 

15903 

364 

2880 

2,3 

104 

16527 

184 

1770 

1,1 

93 

10428 

96 

1030 

0,9 

130 

47004 

278 

2140 

0,6 

1096 

108119 

579 

530 

0,5 

143 

19912 

102 

710 

0,5 

940 

70604 

186 

200 

0.3 

5731 

990835 

27308 

4770 

2,8 


64 

102 

9381 

14179 

694 

580 

10830 

5670 

7,4 

4,1 

166 

23560 

1274 

7670 

5,4 

670 

96306 

2347 

3510 

2,4 

337 

52350 

1107 

3280 

2,1 

416 

67363 

1757 

4230 

2,6 

629 

233162 

2648 

4210 

1,1 

475 

91382 

2330 

4900 

2,6 

3038 

426711 

15844 

5220 

3,7 

5731 

990835 

27308 

4770 

2,8 


1) Die Angaben schließen einen erweiterten Bereich kleiner und 
mittlerer Unternehmen ein (integrierte Daten SV/AIF). Vergleich 
mit früheren Jahren nur bedingt möglich. 

Quelle; SV-Wissenschaftsstatistik, AIF Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/19 


Ausgaben der Wirtschaft für Wissenschaftsspenden 
und Stiftungen der gewerbiichen Wirtschaft nach aufbringenden Wirtschaftszweigen 

— Millionen DM — 


Aufbringender Wirtschaftszweig 

Unmittelbare Wissenschaftsspenden 

von den von den 

Unternehmen Verbänden (IfG) 

1979 1981 1979 1981 

Spenden 
über den 
Stifterverband 

1979 1981 

Aufgebrachte und verteilte 
Wissenschaftsspenden 
insgesamt 

1975 1977 1979 1981 

0 Land- und Forstwirtschaft 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,2 

0,2 

0,2 

0,1 

0,2 

0,2 

1 Energiewirtschaft, Bergbau 

2,5 

5.3 

0.4 

2,0 

4,8 

4,6 

5,7 

6,8 

7.7 

11,9 

10 Energiewirtschaft 

2,0 

5,0 

0.2 

1,2 

3,7 

3,4 

4,1 

5,3 

5.9 

9,6 

11 Bergbau 

0,4 

0,3 

0,2 

0.8 

1,1 

1.1 

1,6 

1.5 

1.8 

2,2 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

28,0 

37,8 

17,5 

18,6 

26,4 

17,5 

70,3 

73,4 

71,9 

73,9 

20 Chennieindustrie und Mineral- 
ölverarbeitung 

13,92) 

16,62) 

5,72) 

8.02) 

4,2 

4,6 

24,6 

25,8 

23,8 

29,2 

21 H. V. Kunststoff- und 

Gumnniwaren 

0,1 

0,2 

0,0 

0,2 

0.1 

0,1 

1,0 

0.3 

0,2 

0.6 

22 Gew. und Verarb. v. 

Steinen und Erden, Glas usw 

0,6 

0,3 

0,3 

0,4 

0,3 

0,2 

1,5 

0,8 

1.2 

0,8 

23 Metallerzeugung und 

-bearbeitung 

1.1 

1,2 

0.9 

1,0 

7,5 

2,4 

12,0 

10,1 

9.5 

4.7 

24 Stahl-, Maschinen-, Fahrzeug- 
bau usw 

4,2 

6,9 

0,9 

0,9 

9,8 

5,6 

10,2 

13.7 

15,0 

13,5 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik 
und Optik usw 

7.3 

11,2 

0,4 

0,6 

3,0 

2,'8 

11,9 

10,3 

10,8 

14,6 

26 Holz-, Papier-, Druckgewerbe ... 

0,1 

0,5 

1.0 

1,0 

0,1 

0,1 

1,4 

1.0 

1,2 

1.6 

27 Leder-, Textilgewerbe 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

0,4 

0,3 

0,5 

0,5 

0,7 

0,6 

28/29 Nahrungs- und Genuß- 
mittelgewerbe 

0,5 

0,8 

8,0 

6,1 

1,0 

1.4 

7,2 

10,9 

9,5 

8,3 

3 Baugewerbe 

0,3 

0,5 

0,0 

0,1 

0,1 

0,2 

1.0 

0.4 

0,5 

0,8 

4 Handel 

0,5 

1.1 

0.1 

0,1 

1,4 

1,0 

1,6 

1,8 

1,9 

2,2 

5 Verkehr u. Nachrichtenübermittig. 

0,2 

0,2 

0,1 

0,0 

0,1 

0,1 

0,3 

0,6 

0,4 

0,3 

6 Kreditinstitute und Versicherungs- 
gewerbe 

2,4 

2,5 

0,3 

0,5 

7,3 

7,3 

9,5 

9,8 

10,0 

10,3 

7 Dienstleistungen, soweit von 
Unternehmen und Freien Berufen ... 

0,6 

5,3 

0,3 

0,1 

19,5 

18.1 

11,2 

17,1 

20,4 

23,6 

8 Private Organisationen ohne 
Erwerbszweck 

— 

0,0 

0,6 

1,2 

0,1 

0,1 

1.0 

0,6 

0.7 

1.3 

0 bis 8 zusammen 

34,4 

52,7 

19,3 

22,6 

59,9 

49,1 

100,8 

110,6 

113,6 

124,4 

Weitere unmittelbar gegebene 
Spenden an 

Förderergesellschaften der wissenschaftlichen 
Hochschulen 

8,6 

11,4 

12,8 

15,9 


Max-Planck-Institute 




1,5 

1.1 

1.0 

1,1 

dazu Stiftungen 

Stiftung Volkswagenwerk (Ausgaben) 


55,7 

63,0 

88,8 

146,3 


Fritz-Thyssen-Stiftung ... 




10,5 

10,9 

8,7 

9,9 


Sonstige^) 





50,0 

45,0 

100,0 

100,0 

insgesamt 







227,0 

242,1 

324,9 

397,5 


1) In der Chemischen Industrie einschließlich Spenden an Förderergesellschaften und Max-Planck-Institute. 

2) Einschließlich Fonds der Chemischen Industrie. 

3) Schätzungen des Stiftungszentrums im Stifterverband für die deutsche Wissenschaft. 


Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik 
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2.2.4 Sonstige inländische Daten 

Tabelle VII/20 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 

~ Millionen DM — 


Art der Einrichtung 

Jahri) 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

darunter; 
zu- Personal- 

sammen ausgaben 

Investitionen 

darunter: 
zu- 
sammen Bauten 

1. Großforschungseinrichtungen 

1975 

1593 

1183 

706 

410 

178 


1976 

1714 

1285 

743 

429 

179 


1977 

1772 

1327 

816 

445 

167 


1978 

1807 

1417 

858 

390 

120 


1979 

2138 

1639 

911 

499 

113 


1980 

2253 

1751 

989 

501 

154 


1981 

2236 

1806 

1058 

430 

126 


1982 

2321 

1929 

1089 

392 

107 


1983 

2472 

2034 

1127 

438 



1984 

2556 

2022 

1171 

534 


2. Max-Planck-Institute2) 

1975 

602 

469 

268 

133 

61 


1976 

568 

459 

289 

109 

44 


1977 

665 

537 

330 

128 

61 


1978 

666 

538 

330 

128 

74 


1979 

703 

570 

340 

133 

57 


1980 

736 

606 

366 

130 

49 


1981 

778 

642 

386 

136 

63 


1982 

801 

683 

406 

118 

48 


1983 

832 

721 

429 

111 

45 


1984 

863 

744 

437 

118 


3. Staatsinstitute (ohne Bibliotheken, 

1975 

952 

809 

580 

143 

66 

Archive, Museen) 

1976 

970 

825 

592 

145 

67 


1977 

1027 

884 

617 

142 

79 


1978 

1100 

925 

670 

175 

105 


1979 

1190 

1002 

700 

189 

93 


1980 

1285 

1082 

755 

203 

100 


1981 

1431 

1210 

811 

221 

131 


1982 

1505 

1256 

836 

248 

153 


1983 

1586 

1327 

880 

257 

156 


1984 






4. Fraunhofer-Institute 

1975 

112 

89 

67 

23 

9 


1976 

124 

98 

72 ' 

26 

6 


1977 

148 

116 

82 

32 

10 


1978 

172 

133 

98 

39 

9 


1979 

188 

148 

107 

39 

9 


1980 

230 

172 

122 

58 

27 


1981 , 

253 

187 

136 

66 

35 


1982 

289 

207 

147 

82 

47 


1983 

317 

225 

158 

91 

52 


1984 

342 

242 

171 

100 



1) Bis 1982 Ist, ab 1983 geschätzt 

2) Einschließlich rechtlich selbständige Institute 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle VII/20 


außerhalb der Hochschulen nach Ausgabearten 


Art der Einrichtung 

Jahr^) 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

darunter; 
zu- Personal- 

sammen ausgaben 

Investitionen 

darunter: 
zu- 
sammen Bauten 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken und 

1975 

329 

282 

146 

47 

29 

Archive 

1976 

346 

286 

136 

61 

14 


1977 

374 

320 

165 

54 

25 


1978 

445 

358 

185 

87 

34 


1979 

465 

396 

197 

69 

31 


1980 

551 

449 

228 

102 

59 


1981 

533 

469 

252 

64 

36 


1982 

578 

494 

258 

84 

56 


1983 

605 

510 

268 

95 

63 


1984 

622 

522 

277 

100 

66 

6. Wissenschaftliche Museen 

1975 

142 

105 

88 

37 

33 


1976 

131 

110 

47 

20 

12 


1977 

126 

90 

94 

35 

31 


1978 

153 

108 

106 

45 

36 


1979 

201 

149 

121 

52 

49 


1980 

247 

168 

133 

78 

73 


1981 

244 

181 

134 

63 

64 


1982 

287 

199 

159 

88 

69 


1983 

282 

203 

157 

79 

62 


1984 

287 

203 

161 

84 

66 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 

1975 

385 

356 

223 

29 

2 


1976 

341 

320 

218 

21 

2 


1977 

311 

291 

206 

21 

2 


1978 

338 

322 

223 

16 

2 


1979 

376 

345 

240 

31 

5 


1980 

416 

372 

266 

44 

16 


1981 

466 

412 

287 

54 

24 


1982 

476 

428 

293 

47 

19 


1983 

489 

435 

299 

55 

19 


1984 






Wissenschaftliche Einrichtungen 

1975 

4115 

3293 

2078 

822 

378 

außerhalb der Hochschulen insgesamt 

1976 

4194 

3383 

2097 

811 

324 


1977 

4423 

3565 

2310 

857 

375 


1978 

4681 

3801 

2470 

880 

380 


1979 

5261 

4249 

2616 

1012 

357 


1980 

5718 

4600 

2859 

1116 

478 


1981 

5941 

4907 

3064 

1034 

479 


1982 

6257 

5196 

3188 

1059 

499 


1983 

6583 

5458 

3318 

1 126 

397 


1984 


■') Bis 1982 Ist, ab 1983 geschätzt 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/21 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 

— Millionen DM — 

Art der Einrichtung 

Jahrh 

ins- 

gesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

wissen- 

schaften 

davon 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

1. Großforschungseinrichtungen 

1975 

1593 

1188 

349 

56 

— 

— 


1977 

1772 

1348 

361 

63 

— 

— 


1978 

1807 

1355 

374 

78 

— 

— 


1979 

2138 

1649 

404 

85 

— 

— 


1980 

2253 

1683 

483 

87 

— 

— 


1981 

2236 

1658 

479 

99 

— 

— 


1982 

2321 

1761 

469 

91 

— 

— 


1983 

2472 

1886 

491 

95 

— 

— 


1984 

2556 

1956 

506 

94 

— 

— 

2. Max-Planck-Institute2) 

1975 

602 

437 

14 

104 

13 

34 


1977 

665 

500 

13 

93 

11 

48 


1978 

666 

489 

14 

100 

11 

52 


1979 

703 

514 

16 

115 

10 

48 


1980 

735 

532 

17 

124 

11 

52 


1981 

778 

544 

16 

153 

13 

52 


1982 

801 

567 

17 

149 

16 

51 


1983 

832 







1984 

863 






3. Staatsinstitute (ohne Biblio- 

1975 

952 

363 

106 

106 

271 

106 

theken, Archive, Museen) 

1977 

1027 

400 

111 

123 

275 

118 


1978 

1100 

425 

115 

135 

300 

124 


1979 

1190 

512 

135 

154 

286 

102 


1980 

1285 

553 

145 

166 

311 

110 


1981 

1431 

616 

187 

184 

319 

125 


1982 

1505 

640 

181 

209 

339 

134 


1983 

1586 

688 

188 

214 

356 

140 


1984 







4. Fraunhofer-Institute 

1975 

112 

66 

35 

3 

3 

4 


1977 

148 

57 

85 

— 


6 


1978 

172 

66 

99 

— 

— 

7 


1979 

188 

62 

115 

3 


8 


1980 

230 

88 

130 

3 

— 

9 


1981 

253 

102 

132 

3 

— 

16 


1982 

289 

124 

145 

3 

— 



1983 

317 







1984 

342 







1) Bis 1982 Ist, ab 1983 geschätzt 

2) Einschließlich rechtlich selbständige Institute 

3) FuE-Ausgaben der Hochschulen einschließlich DFG-Mittel (geschätzt) 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle VII/21 

Art der Einrichtung 

Jahr!) 

Ins- 

gesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

Wissen- 

schaften 

davon 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1975 

329 

— 





— 

329 

und Archive 

1977 

374 

— 

__ 

— 

— 

374 


1978 

445 

— 

— 

— 

— 

445 


1979 

465 

— 


— 

— 

465 


1980 

551 

— 

— 

— 

— 

551 


1981 

533 

— 


— 

— 

533 


1982 

578 

— 

— 

— 

— 

578 


1983 

605 

— 

— 

— 

— 

605 


1984 

622 

— 

— 

— 

— 

622 

6. Wissenschaftliche Museen 

1975 

142 



— 

— 

142 


1977 

126 



— 

— 

126 


1978 

153 



— 

— 

153 


1979 

201 



— 

— 

201 


1980 

247 



— 

— 

247 


1981 

244 



— 

— 

244 


1982 

287 



— 

— 

287 


1983 

282 

— 

— 

— 

— 

282 


1984 

287 

— 

— 

— 

— 

287 

7. Sonstige Forschungs- 

1975 

385 

60 

65 

57 

3 

200 

einrichtungen 

1977 

311 

65 

13 

65 

1 

167 


1978 

338 

69 

13 

72 

2 

182 


1979 

376 

85 

14 

77 

2 

199 


1980 

416 

90 

15 

91 

2 

218 


1981 

466 

121 

16 

98 

2 

229 


1982 

476 

129 

16 

102 

2 

227 


1983 

489 

130 

17 

108 

2 

232 


1984 

• 






Wissenschaftliche Einrichtungen 

1975 

4115 

2114 

569 

326 

290 

815 

außerhalb der Hochschulen 

1977 

4423 

2370 

583 

344 

287 

839 

insgesamt 

1978 

4681 

2404 

615 

385 

313 

963 


1979 

5261 

2822 

684 

434 

298 

1023 


1980 

5718 

2946 

790 

471 

324 

1 187 


1981 

5941 

3041 

830 

537 

334 

1 199 


1982 

6257 

3221 

828 

554 

357 

1295 


1983 

6583 







1984 







Nachrichtlich: 

1975 

4591 

1525 

765 

1 167 

345 

789 

Hochschulen^) 

1977 

4790 

1528 

806 

1348 

268 

840 


1978 

4955 

1580 

830 

1395 

275 

875 


1979 

5346 

1691 

1016 

1429 

230 

981 


1980 

5970 

1890 

1 160 

1535 

245 

1 140 


1981 

6461 

2007 

1219 

1739 

250 

1246 


1982 

6570 







1983 

6800 
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Tabelle VII/22 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente, Erfindungen 
und Verfahren (ohne Urheberrechte) nach Wirtschaftszweigen 

— in Millionen DM — 


Wirtschaftszweig 

Ein- 

nahmen 

1980 

Aus- 

gaben 

Saldo 

Ein- 

nahmen 

1981 

Aus- 

gaben 

Saldo 

Ein- 

nahmen 

1982 

Aus- 

gaben 

Saldo 

Verarbeitendes Gewerbe 

925 

1850 

- 925 

1010 

1778 

- 768 

1078 

1798 

- 720 

Chennische Industrie und 
Mineralölverarbeitung 

384 

434 

- 50 

430 

455 

- 25 

449 

492 

- 43 

darunter: 

Mineralölverarbeitung 

— 

4 

4 

0 

10 

- 10 

0 

5 

5 

Metallschaffende und nnetall- 

verarbeitende Industrien 

281 

267 

+ 14 

261 

301 

- 40 

295 

271 

+ 24 

davon: 

Eisen- und NE-Metallerzeu- 
gung, Gießerei und 

Stahl Verformung 

9 

50 

- 41 

9 

40 

- 31 

7 

49 

- 42 

Maschinenbau 

174 

159 

+ 15 

135 

176 

- 41 

164 

186 

- 22 

Fahrzeugbau 

98 

58 

+ 40 

117 

85 

+ 32 

124 

36 

+ 88 

Elektrotechnische Industrie 

und Datenverarbeitung 1) 

223 

779 

- 556 

262 

643 

- 381 

285 

677 

- 392 

Feinmechanik und Optik, 

Herstellung von EBM-Waren 

6 

67 

- 61 

12 

60 

- 49 

7 

66 

- 59 

Nahrungs- und Genußmittel- 

gewerbe 

8 

123 

- 115 

12 

144 

- 132 

13 

122 

- 109 

Herstellung von Kunststoff- 

und Gummiwaren 

11 

97 

- 86 

11 

104 

- 93 

13 

114 

- 101 

Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden, 
Feinkeramik und Glasgewerbe ... 

3 

51 

- 48 

6 

41 

- 35 

4 

25 

- 21 

Holz-, Papier- und Druck- 
gewerbe sowie Leder-, Textil- 
und Bekleidungsgewerbe 

9 

32 

- 23 

17 

30 

- 13 

12 

31 

- 19 

Baugewerbe 

7 

3 

+ 4 

7 

4 

+ 3 

6 

1 

+ 5 

Handel 

21 

71 

- 50 

28 

79 

- 51 

30 

93 

- 63 

Dienstleistungen2) 

51 

137 

- 86 

42 

263 

- 220 

67 

290 

- 223 

Übrige Wirtschaftszweige 

7 

18 

- 11 

7 

19 

- 12 

13 

19 

6 

insgesamt .... 

1011 

2079 

-1068 

1095 

2143 

-1048 

1194 

2201 

-1007 


1) Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der Wirtschaftszweige durch 
das Statistische Bundesamt weiter der elektronischen Industrie zugerechnet. 

2) U.a. Ingenieurbüros, Vermögensverwaltungs- und Forschungsgesellschaften. 

Quelle: Deutsche Bundesbank Rundungsdifferenzen 


377 


Drucksache 10/1543 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle VII/23 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

nach den wichtigsten 

— in Millionen 


Land/Ländergruppe 

Einnahmen 

1980 

Ausgaben 


Saldo 

1. Industrieländer 

845 

2066 

- 

1221 

EG-Länder 

228 

530 

- 

302 

Belgien/Luxemburg 

34 

18 

+ 

16 

Dänemark 

3 

14 

- 

11 

Frankreich 

55 

123 

- 

68 

Griechenland 

6 

0 

+ 

6 

Großbritannien 

29 

80 

- 

51 

Irland, Republik 

13 

1 

+ 

12 

Italien 

75 

15 

+ 

60 

Niederlande 

13 

279 

- 

266 

Andere europäische industrialisierte Länder 

165 

459 

- 

294 

darunter: 

Jugoslawien 

9 

0 

+ 

9 

Österreich 

52 

9 


43 

Portugal 

7 

— 


7 

Schweden 

9 

23 

- 

14 

Schweiz 

34 

422 

- 

388 

Spanien 

45 

2 


43 

Außereuropäische industrialisierte Länder 

452 

1077 

- 

625 

darunter: 

USA 

257 

1049 

- 

792 

Südafrika, Republik 

53 

1 

+ 

52 

Japan 

128 

21 

+ 

107 

2. OPEC-Länder 

39 

0 

+ 

39 

3. Entwicklungsländer^) 

73 

7 

+ 

66 

in Afrika 

2 

1 

+ 

1 

in Amerika 

darunter: 

48 

4 


44 

Argentinien 

13 

0 

+ 

13 

Brasilien 

9 

0 

+ 

9 

Mexico 

8 

1 

+ 

7 

in Asien 

23 

2 

+ 

21 

in Ozeanien 

~ 

— 


— 

4 Staatshandelsländer 

54 

6 

+ 

48 

Alle Länder zusammen: 

1011 

2079 

- 

1068 


1) Ohne Entwicklungsländer in Europa und OPEC-Länder. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VII/23 


für Patente, Erfindungen und Verfahren (ohne Urheberrechte) 
Partnerländern 

DM — 


Einnahmen 

1981 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

1982 

Ausgaben 

Saldo 

928 

2133 

- 1205 

1026 

2184 

- 1 158 

237 

500 

- 263 

282 

525 

- 243 

36 

29 

+ 7 

34 

23 

+ 11 

3 

8 

5 

^ 7 

11 

4 

51 

111 

- 60 

68 

105 

- 37 

9 

0 

+ 9 

8 

0 

+ 8 

38 

66 

- 28 

43 

76 

- 33 

18 

0 

+ 18 

21 

0 

+ 21 

69 

17 

+ 52 

83 

18 

+ 65 

13 

269 

- 256 

18 

292 

- 274 

177 

440 

- 263 

218 

451 

- 233 


11 

0 

+ 

11 

8 

0 

+ 8 

61 

12 

+ 

49 

63 

11 

+ 52 

8 

0 

+ 

8 

7 

0 

+ 7 

10 

28 

- 

18 

9 

25 

- 16 

37 

394 

- 

357 

42 

411 

- 369 

38 

2 

+ 

36 

71 

2 

+■ 69 

514 

1193 

_ 

679 

526 

1208 

- 682 


290 

1159 

- 

869 

299 

1 154 

- 

855 

65 

0 

+ 

65 

53 

2 

+ 

51 

139 

28 

+ 

111 

146 

39 

+ 

107 

23 

0 

.+ 

23 

20 

1 

+ 

19 

98 

4 

+ 

94 

120 

5 

+ 

115 

2 

1 

+ 

1 

4 

1 

+ 

3 

71 

2 

+ 

69 

89 

3 

+ 

86 

9 

0 

+ 

9 

23 

1 

+ 

22 

10 

1 

+ 

9 

11 

0 

+ 

11 

22 

0 

+ 

22 

14 

0 

+ 

14 

25 

1 

0 

+ 

24 

0 

27 

1 

+ 

26 

46 

6 

+ 

40 

28 

11 

+ 

17 

1095 

2143 

- 

1048 

1194 

2201 

- 

1007 
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Tabelle VII/24 


Einnahmen und Ausgaben im Außenwirtschaftsverkehr 

nach Wirtschaftszweigen 




— 

in Millionen 

Wirtschaftszweig/Ländergruppe, 


1980 



Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1. Verarbeitendes Gewerbe zusammen 

621 

444 

+ 177 

Chemische Industrie und Mineralölverarbeitung 

43 

88 

- 45 

darunter: 




Mineralölverarbeitung 

9 

18 

- 9 

Metallerzeugende und metallverarbeitende Industrien 

247 

183 

+ 64 

darunter: 




Straßenfahrzeug-, Schiff- und Luftfahrzeugbau 

238 

156 

+ 82 

Elektrotechnische Industrie und Datenverarbeitung 2) 

328 

152 

+ 176 

Feinmechanische und optische Industrie 

— 

3 

- 3 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

— 

6 

- 6 

Übriges verarbeitendes Gewerbe 

3 

12 

- 9 

2. Sonstige Wirtschaftszweige 

157 

126 

+ 31 

darunter: 




Handel 

8 

6 

+ 2 

Dienstleistungen 

149 

116 

+ 33 

insgesamt 

778 

570 

+ 208 

davon: 




1. Industrialisierte Länder 

747 

564 

+ 183 

a) EG-Länder 

305 

288 

+ 17 

b) Übrige europäische Länder 

86 

93 

- 7 

c) Außereuropäische industrialisierte Länder^) 

356 

183 

+ 173 

2. OPEC-Länder 

18 

2 

+ 16 

3. Entwicklungsländer^) 

12 

4 

+ 8 

4. Staatshandelsländer 

1 

— 

+ 1 


1) Ermittelt aufgrund der statistischen Meldungen über Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr mit Beträgen von 100000 DM und 
mehr. 

2) Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der Wirtschafts- 
zweige durch das Statistische Bundesamt weiter der elektronischen Industrie zugerechnet. 

2) Insbesondere USA. 

4) Ohne europäische Länder und ohne OPEC-Länder. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VII/24 


für technische Forschung und Entwicklung 
und Ländergruppen 

DM — 



1981 



1982 


Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

846 

557 

+ 289 

950 

632 

+ 318 

75 

221 

- 146 

49 

237 

- 188 

15 

39 

- 24 

18 

61 

- 43 

325 

154 

+ 171 

382 

76 

+ 306 

321 

127 

+ 194 

378 

38 

+ 340 

438 

154 

+ 284 

507 

282 

+ 225 

5 

13 

- 8 

9 

17 

- 8 

0 

2 

- 2 

— 

3 

- 3 

3 

13 

- 10 

3 

17 

- 14 

31 

120 

- 89 

158 

144 

+ 14 

7 

8 

- 1 

7 

6 

+ 1 

22 

104 

- 82 

148 

133 

+ 15 

877 

677 

+ 200 

1108 

776 

+ 332 

867 

673 

+ 194 

1014 

771 

+ 243 

286 

293 

- 7 

559 

278 

+ 281 

100 

112 

- 12 

62 

128 

- 66 

481 

268 

+ 213 

393 

365 

+ 28 

10 

4 

+ 6 

94 

5 

+ 89 

— 

— 

— 

— 

0 

- 0 
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2.2.5 Internationaler Vergleich 

Tabelle VII/25 


Bruttoinlandsausgaben für FuE in ausgewählten OECD-Staaten 


Staat/ 

Landeswährung 

Jahr 

FuE- 

Be- 

reich 

Arth 

FuE- 

Ausgaben 

Millionen Anteil 
Landes- BIP^) 
Währung % 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Finanzierung 

Staat- son- 

licher stige 
Sek- inlän- 

tor3) dische 
Quellen 

Anteil in % 

Aus- 

land 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Durchführung im 

Staat- Hoch- 

lichen schul- 
Sektor sektor 

Anteil in % 

Sektor 

Institu- 

tionen 

ohne 

Erwerbs- 

zweck 

Bundesrepublik 

1977 

N + 1 

24429 


56 

41 

0 

3 

68 

15 

16 

0 

Deutschland'^) 


S+ G 

1304 


0 

98 

2 

0 

— 

32 

64 

3 

— DM — 


insg. 

25733 

2,15 

53 

44 

0 

3 

65 

16 

19 

0 


1979 

N + 1 

31 978 


58 

40 

0 

2 

72 

14 

14 

0 



S + G 

1478 


1 

97 

1 

0 

— 

31 

66 

3 



insg. 

33457 

2,40 

55 

42 

0 

2 

69 

15 

16 

0 


1981 

N + 1 

36503 


60 

39 

0 

1 

72 

14 

14 

0 



S + G 

1849 


1 

97 

1 

0 

— 

30 

67 

3 



insg. 

38351 

2,49 

57 

42 

0 

1 

68 

14 

17 

1 

Belgien 

1977 

N + 1 

35704 






72 

11 

17 

1 

— bfr — 


S + G 

2260 



95 

4 

1 

0 

27 

68 

5 

— 


insg. 

37964 

1,34 





68 

11 

20 

1 


1979 

N + 1 

42297 


69 

28 

2 

1 

73 

9 

18 

0 



S + G 

2156 


0 

94 

5 

1 

0 

23 

71 

5 



insg. 

44453 

1,36 

66 

31 

2 

1 

70 

9 

21 

0 


1981 

N + 1 













S + G 













insg. 

. 










Frankreich^) 

1977 

N + 1 












— FF — 


S+ G 

. 





— 







insg. 

33185 

1,76 

42 

58 

.8) 

— 

60 

23 

16 

1 


1979 

N + 1 














S + G 






— 







insg. 

44123 

1,81 

44 

56 

») 

— 

59 

24 

16 

1 


1981 

N + 1 














S + G 






— 







insg. 

62600 

1,97 

42 

58 

.8) 

— 

59 




Italien 

1977 

N + 1 

1559625 


51 

45 

3 

1 

58 

25 

17 


— Lit — 


S + G 

124485 


1 

85 

14 

0 

1 

14 

85 




insg. 

1684110 

0,89 

47 

48 

4 

1 

54 

25 

22 



1979 

N + 1 

2168595 


58 

41 

.8) 

1 

61 

24 

14 




S+ G 

119331 


1 

99 

.8) 

0 

1 

22 

78 




insg. 

2287926 

0,85 

55 

44 

.8) 

1 

58 

24 

18 



1981 

N + 1 

3851149 


53 

44 

-8) 

3 

59 

26 

15 




S+ G 

204186 


1 

99 

.8) 

0 

0 

18 

82 




insg. 

4055335 

1,01 

50 

47 

.8) 

3 

56 

26 

18 



h N + I = Natur- und Ingenieurwissenschaften; S + G = Sozial- und Geisteswissenschaften. 

2) Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt. 

3) Einschließlich allgemeiner Hochschulforschungsmittel. 

Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor: ab 1 979 einschl. eines erweiterten Bereichs kleiner und mittlerer Unternehmen. 
5) Nationale Abgrenzung ohne Mittel vom Ausland 1981 mit früheren Daten nicht vergleichbar 

8) im staatlichen Sektor enthalten.. Quelle; OECD 
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Tabelle VII/25 


nach finanzierenden und durchführenden Sektoren 


Staat/ 

Landeswährung 

Jahr 

FuE- 

Be- 

reich 

ArtO 

FuE- 

Ausgaben 

Millionen Anteil 
Landes- BIP 2) 
Währung % 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Finanzierung 

Staat- son- 

licher stige 
Sek- inlän- 
tor8) dische 
Quellen 

Anteil in % 

Aus- 

land 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Durchführung im 

Staat- Hoch- 

lichen schul- 

Sektor Sektor 

Anteil in % 

Sektor 

Institu- 

tionen 

ohne 

Erwerbs- 

zweck 

Niederlande 

1977 

N + 1 

4687 


53 

42 

1 

4 

57 

20 

21 

2 

— hfl — 


S + G 

507 


3 

91 

5 

1 

1 

29 

63 

8 



insg. 

5194 

1,89 

48 

47 

1 

4 

52 

21 

25 

3 


1979 

N + 1 

5354 


52 

43 

1 

4 

57 

20 

21 

2 



S+ G 

582 


3 

93 

3 

0 

1 

29 

63 

7 



insg. 

5936 

1,88 

47 

48 

1 

4 

51 

21 

25 

3 


1980 

N + 1 

5724 






57 

20 

20 

2 



S + G 

624 






1 

30 

62 

7 



insg. 

6348 

1,89 





52 

21 

24 

3 

Großbritannien®) 1975/ 

N + 1 

2151 


41 

52 

2 

5 

63 

27 

8 

2 


76 

S + G 

70 


2 

84 

13 

1 


76 


24 

— 


insg. 

2221 

2,11 

39 

53 

3 

5 

62 

27 

8 

3 


1978/ 

N + 1 

3510 


44 

47 

2 

6 

65 

22 

9 

3 


79 

S + G 

112 


2 

81 

15 

1 


10 

85 

5 



insg. 

3622 

2,18 

43 

48 

3 

6 

64 

21 

11 

3 


1981/ 

N + 1 












82 

S + G 













insg. 

6025 

2,43 


50 







Irland^) 

1977 

N + 1 

38 


36 

57 

3 

4 

35 

48 

15 

3 



S+ G 

5 


13 

77 

6 

4 

11 

41 

33 

16 



insg. 

43 

0,79 

33 

60 

4 

4 

32 

47 

17 

4 


1979 

N + 1 

50 


38 

54 

2 

6 

40 

41 

16 

2 



S + G 

5 


11 

78 

6 

5 

9 

31 

38 

22 



insg. 

55 

0,74 

35 

57 

2 

6 

37 

40 

18 

4 


1981 

N + 1 













S + G 













insg. 











Dänemark 

1977 

N + 1 

2347 


51 

47 

-8) 

1 

55 

21 

23 

1 

— dkr — 


S + G 

315 


1 

99 

.«) 

0 

— 

27 

72 

1 



insg. 

2663 

1,00 

45 

53 

.«) 

1 

49 

22 

29 

1 

1979 

N + 1 

2963 






57 

21 

21 

1 


S+ G 

361 






— 

29 

70 

1 


insg. 

3324 

0,96 

44 

52 

2 

2 

51 

22 

26 

1 

1981 

N + 1 












S+ G 
insg. 


1) N + I = Natur- und Ingenieurwissenschaften; S + G = Sozial- und Geisteswissenschaften. 

2) Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt. 

3) Einschließlich allgemeiner Hochschulforschungsmittel. 

6) Erhebung der FuE-Ressourcen nur im dreijährigen Rhythmus; 1981 vorläufige geschätzte Daten. 

7) 1979 nicht vergleichbar mit 1977. 

8) im staatlichen Sektor enthalten. 


Quelle: OECD 
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noch Tabelle VII/25 


Staat/ 

Landeswährung 

Jahr 

FuE- 

Be- 

reich 

Arti) 

FuE- 

Ausgaben 

Millionen Anteil 
Landes- BIP2) 
Währung % 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Finanzierung 

Staat- son- 

licher stige 
Sek- inlän- 
tor^) dische 
Quellen 

Anteil in % 

Aus- 

land 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Durchführung im 

Staat- Hoch- 

lichen schul- 
Sektor Sektor 

Anteil in % 

Sektor 

Institu- 

tionen 

ohne 

Erwerbs- 

zweck 

Schweden 

1977 

N + I 

6797 

1,84 

59 

38 

1 

2 

71 

9 

20 



— skr — 


S + G 






— 







insg. 







68 

10 

22 



1979 

N + I 

8611 

1,86 

60 

38 

0 

1 

70 

9 

22 

0 



S + G 













insg. 












1981 

N + I 

12740 

2,23 

57 

40 

1 

2 

67 

6 

27 

0 



S+ G 

. 












insg. 











Japans) 

1977/ 

N + I 

3233543 


66 

27 

7 

0 

65 

13 

20 

2 

— Yen — 

78 

S + G 

417776 


3 

46 

51 

0 


4 

92 

4 



insg. 

3651319 

1,98 

59 

29 

12 

0 

58 

12 

28 

2 


1979/ 

N + I 

4063327 


66 

27 

7 

0 

66 

13 

19 

2 


80 

S + G 

520303 


2 

45 

53 

0 

— 

4 

93 

4 



insg. 

4583630 

2.11 

59 

29 

12 

0 

58 

12 

27 

2 


1981/ 

N + I 

5363986 


69 

25 

6 

0 

68 

12 

17 

4 


82 

S + G 

618370 


3 

44 

53 

0 

— 

4 

91 

5 



insg. 

5982356 

2,40 

62 

27 

11 

0 

61 

11 

24 

4 

Kanada 

1977/ 

N + I 

2050 


34 

61 

2 

3 

42 

31 

26 

1 

-$- 

78 

S + G 

276 


— 

100 

0 

~ 

— 

24 

76 

0 



insg. 

2326 

1,08 

30 

65 

2 

3 

37 

30 

32 

1 


1979/ 

N + I 

2689 


39 

56 

2 

3 

47 

28 

24 

1 


80 

S + G 

300 


— 

99 

1 

— 

— 

18 

82 

0 



insg. 

2989 

1,11 

36 

59 

2 

3 

42 

27 

30 

1 


1981/ 

N + I 

3864 


43 

51 

2 

4 

52 

26 

21 

1 


82 

S + G 

380 


— 

99 

1 

— 

— 

18 

82 

0 



insg. 

4244 

1,28 

39 

56 

2 

3 

47 

25 

27 

1 

USA10) 

1977 

N + I 











— US$ — 


S+ G 













insg. 

44689 

2,35 

44 

54 

2 

— 

67 

15 

15 

3 


1979 

N + I 













S + G 













insg. 

56489 

2,37 

46 

52 

2 

— 

68 

14 

15 

4 


1981 

N + I 













S + G 













insg. 

73641 

2,52 

49 

50 

1 

— 

70 

12 

14 

3 


1) N + I = Natur- und Ingenieurwissenschaften; S + G = Sozial- und Geisteswissenschaften. 

2) Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt, 
einschließlich allgemeiner Hochschulforschungsmittel. 

9) Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor. 

10) Ohne Investitionen im Wirtschaftssektor und PNP-Sektor, aber einschließlich Abschreibungen; nur Federal government. Quelle: OECD 
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Tabelle VII/26 


öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
in den Staaten der Europäischen Gemeinschaften in Rechnungseinheiten 

— Haushaltssoll — 


Forschungsziel 

Bundes- 

Frank- 

Italien 

Nieder- 

Belgien 

Groß- 

Irland 

Däne- 

Grie- 

insge- 


republik 

reich 


lande 


bri- 


mark 

chen- 

samt 


Deutsch- 





tannien 



land 

EUR10 


land 














1982 

— Millionen EREM 





Erforschung und Nutzung der 
irdischen Umwelt 

191 

217 

37 

11 

21 

40 

1 

8 

5 

530 

Gestaltung der menschlichen 
Umwelt 

279 

260 

35 

77 

21 

75 

6 

8 

1 

763 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit 

473 

419 

125 

67 

92 

132 

3 

30 

8 

1350 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Energie ... 

1493 

540 

526 

58 

51 

348 

3 

30 

7 

3057 

Landwirtschaftliche Produkti- 
vität und Technologie 

161 

298 

94 

99 

24 

275 

25 

25 

18 

1020 

Industrielle Produktivität und 
Technologie 

950 

819 

439 

137 

88 

425 

13 

47 

3 

2921 

Probleme des Zusammen- 
lebens in der Gesellschaft 

311 

105 

33 

71 

64 

56 

6 

19 

7 

671 

Weltraumforschung und 
-nutzung 

340 

318 

92 

42 

26 

126 

1 

9 

2 

954 

Verteidigung 

Allgemeine Forschungsförde- 

693 

2597 

108 

40 

3 

3287 


1 


6728 

rung 

3234 

1714 

764 

695 

166 

1788 

15 

95 

26 

8496 

nicht aufteilbare Aufwendungen 


50 

10 

10 


* 




70 

Ausgaben insgesamt 

8125 

7337 

2264 

1307 

556 

6550 

74 

272 

76 

26560 





1983 

; — Millionen ERE^J 

1 




Erforschung und Nutzung der 
irdischen Umwelt 

186 

232 

41 

12 

19 

34 

1 

9 


534 

Gestaltung der menschlichen 
Umwelt 

275 

272 

27 

78 

22 

66 

6 

10 


755 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit 

498 

432 

141 

85 

99 

129 

5 

35 


1426 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Energie ... 

1444 

572 

620 

60 

44 

323 

2 

35 


3101 

Landwirtschaftliche Produkti- 
vität und Technologie 

179 

262 

110 

105 

16 

245 

24 

31 


973 

Industrielle Produktivität und 
Technologie 

939 

1006 

514 

151 

92 

407 

16 

63 


3188 

Probleme des Zusammen- 
lebens in der Gesellschaft 

320 

119 

43 

69 

68 

49 

6 

22 


697 

Weltraumforschung und 
-nutzung 

370 

353 

123 

54 

28 

116 

1 

11 


1057 

Verteidigung 

806 

2692 

162 

42 

2 

3067 


1 


6772 

Allgemeine Forschungsförde- 
rung : 

3537 

2048 

847 

714 

165 

1699 

16 

114 


9140 

nicht aufteilbare Aufwendungen 


120 

35 

15 






170 

Ausgaben insgesamt 

8555 

8110 

2662 

1387 

557 

6135 

78 

330 


27813 


h ERE ist eine Währungseinheit vom Typ „Währungskorb“, der sich aus festen Beträgen der Währungen der Mitgliedstaaten zusammensetzt, 
die insbesondere nach Maßgabe der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Staaten festgelegt sind (Def. vgl. Bulletin EG 1 — 1980), z. B. 
Stand: 29. Dezember 1982: 1 ERE = 0,970092 US-Dollar bzw. 2,30154 DM. 

Quelle: Europäische Gemeinschaften Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/27 


Öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
in den Staaten der Europäischen Gemeinschaften nach verschiedenen Kriterien 

— Haushaltssoll — 


Öffentliche Ausgaben 

Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Groß- 

britan- 

nien 

Irland 

Däne- 

mark 

Griechen- 

land 

insge- 
samt 
EUR 10 

1. Gesamtausgaben für 

1975 

4177 

3182 

560 

644 

364 

2367 

29 

179 


11501 

FuE in Millionen EREö 

1976 

4638 

3374 

629 

800 

458 

2635 

33 

215 


12781 

(jeweilige Preise und) 

1977 

4833 

3556 

709 

902 

504 

2541 

39 

231 

40 

13354 

Wechselkurse) 

1978 

5574 

3925 

793 

1010 

426 

2565 

44 

229 

41 

14606 


1979 

6308 

4542 

923 

1049 

469 

3135 

57 

243 

53 

16779 


1980 

6753 

5299 

1 303 

1 125 

520 

4139 

61 

217 

52 

19469 


1981 

7058 

6760 

2061 

1 177 

542 

5995 

64 

250 

69 

23975 


1982 

8125 

7337 

2264 

1307 

556 

6550 

74 

272 

76 

26560 

2. Gesamtausgaben für 

1975 

67.6 

60,1 

10,0 

47,2 

37,1 

42,2 

9,2 

39,3 


43,1 

FuE je Einwohner 

1976 

75,4 

62,3 

11.2 

58,1 

46,6 

47,0 

10,4 

42,5 


47,8 

in EREÖ (jeweilige Preise 

1977 

78,7 

66,5 

12,6 

65,1 

51,3 

45,4 

12,2 

45,3 

4,3 

49,7 

und Wechselkurse) 

1978 

90,9 

73,7 

14,0 

72,5 

43,3 

45,9 

13,2 

44,8 

4,3 

54,3 


1979 

102,8 

84,9 

16,2 

74,8 

47,6 

56,0 

16,9 

45,7 

5,6 

62,2 


1980 

109,7 

98,7 

22,8 

79,8 

52,7 

74,0 

17,8 

42,3 

5,4 

71.9 


1981 

114,4 

125,3 

36,1 

82,6 

55,0 

107,0 

18,5 

48,9 

7,1 

88,3 


1982 

131,8 

134,4 

39,5 

91,3 

56,4 

116,3 

21,1 

53,2 

7,7 

97,3 

3. Durchschnittliche jährliche 











Steigerung der Ausgaben 












für FuE (%)2) 












a) Gesamtausgaben 

1975 












bis 1982 

10,0 

12,7 

22,7 

10,6 

6,2 

15,7 

14,4 

6,2 


12,7 

b) Ausgaben für 

1975 











zivile FuE 

bis 1982 

10,4 

11,4 

21,8 

10,7 

• 6,3 

14,5 

14,4 

6,3 


12,0 

4. Anteil der Gesamt- 

1975 

4,4 

5,5 

1,4 

3,2 

2,2 

2,9 

0,9 

1,8 


3,6 

ausgaben für FuE 

1976 

4,3 

5,2 

1,4 

3,1 

2,3 

3,2 

1,0 

1,8 


3,6 

am gesamten 

1977 

4,0 

5,1 

1,3 

3,1 

2,1 

2,8 

1,1 

1,8 


3,3 

Haushaltsvolumen (%) 

1978 

4,1 

5,0 

1,0 

3,0 

1,8 

2,6 

1,0 

1,6 


3,1 


1979 

4,2 

5,1 

1,2 

2,9 

1,8 

2,6 

1,1 

1,5 

0,7 

3,1 


1980 

4,2 

5,3 

1,3 

2.8 

1,6 

2,6 

0,9 

1,4 

0,8 

3,1 


1981 

4,1 

5,6 

1,7 

2,8 

1,4 

3,2 

0,7 

1,4 

0,7 

3,3 


1982 

4,2 

5,8 

1,4 

2,7 

1,4 

3,2 

0,6 

1,3 

0,6 

3,2 

5. Anteil der Gesamt- 

1975 

1,2 

1,2 

0,4 

1,0 

0,7 

1,3 

0,4 

0,6 


1,0 

ausgaben für FuE 

1976 

1,2 

1,1 

0,4 

1,0 

0,8 

1,3 

0,5 

0,6 


1,0 

am Brutto- 

1977 

1,1 

1,1 

0,4 

1,0 

0,7 

1,2 

0,5 

0,6 

0,2 

0,9 

inlandsprodukt (%) 

1978 

1,1 

1,1 

0,4 

1,0 

0,6 

1,0 

0,5 

0,5 

0,2 

0,9 


1979 

1,1 

1,1 

0,4 

1,0 

0,6 

1,1 

0,5 

0,5 

0,2 

0,9 


1980 

1,1 

1,1 

0.5 

1,0 

0,6 

1,1 

0,5 

0,5 

0,2 

1,0 


1981 

1,2 

1,3 

0,7 

0,9 

0,6 

1,3 

0,4 

0,5 

0,2 

1,1 


1982 

1,2 

1,4 

0,6 

0,9 

0,7 

1,4 

0,4 

0,5 

0,2 

1,1 

6. Durchschnittliche jähr- 

1975 











liche Steigerung des 

bis 1982 

6,7 

14,9 

31,5 

10,5 

13,2 

13,8 

25,1 

13,0 


14,3 

gesamten Haushalts- 












volumens (%) 












7. Durchschnittliche jähr- 

1975 











liche Steigerung 

bis 1982 

6,5 

13,3 

20,8 

8,5 

7,1 

14,6 

19,1 

11,5 

20,6 

11,4 


des Bruttoinlands- 
produkts (%) 


h Die ERE ist eine Währungseinheit vom Typ „Währungskorb“, dersich aus festen Beträgen der Währungen der Mitgliedstaaten zusammensetzt, 
die insbesondere nach Maßgabe der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Staaten festgelegt sind (Def. vgl. Bulletin EG 1 — 1980), z. B. 
Stand: 30. Dezember 1982: 1 ERE = 0,970072 US-Dollar bzw. 2,30154 DM. 

2) Nach Umrechnung in ERE errechnet. 

Quelle: Europäische Gemeinschaften Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/28 


Einnahmen und Ausgaben wichtiger Staaten 
für Patente, Erfindungen, Verfahren und Urheberrechte 

— in Millionen DM — 


Land 



1976 


1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Bundesrepublik 

Deutschland^) 

Einnahmen 


765 


826 

922 

961 

1 101 

1233 


Ausgaben 


2029 


2288 

2387 

2517 

2624 

2666 


Saldo 

- 

1 264 

- 

1 462 

- 1465 

- 1556 

- 1523 

- 1433 

Belgien — Luxemburg 2) 

Einnahmen 


264 


304 

292 

320 

336 



Ausgaben 


491 


572 

578 

642 

826 



Saldo 

- 

227 

- 

268 

- 286 

- 322 

- 490 


Frankreich^ 

Einnahmen 


517 


659 

698 

783 

902 

1115 


Ausgaben 


1472 


1267 

1364 

1475 

1866 

2138 


Saldo 

- 

955 

- 

608 

- 666 

- 692 

- 964 

- 1023 

Italien 2) s) 

Einnahmen 


871 


992 

1079 

1 194 

1470 

1933 


Ausgaben 


1488 


1640 

1766 

1739 

2223 

2785 


Saldo 

- 

617 

- 

648 

- 687 

- 545 

- 753 

- 852 

Niederlande^ 

Einnahmen 


526 


536 

585 

680 

760 



Ausgaben 


896 


834 

894 

1019 

1 166 



Saldo 

- 

370 

- 

298 

- 309 

- 339 

- 406 


Österreich h s) 

Einnahmen 


50 


59 

57 

61 

64 

65 


Ausgaben 


217 


242 

238 

249 

274 

250 


Saldo 

- 

167 

- 

183 

- 181 

- 188 

- 210 

- 185 

Schweden h 

Einnahmen 


145 


173 

143 

166 

168 

240 


Ausgaben 


346 


306 

289 

341 

409 

492 


Saldo 

- 

201 

- 

133 

- 146 

- 175 

- 241 

- 252 

Japan2) 

Einnahmen 


441 


474 

564 

588 

643 

1090 


Ausgaben 


2014 


2289 

2348 

2335 

2411 

3871 


Saldo 

- 

1573 

- 

1815 

- 1784 

- 1747 

- 1768 

- 2781 

Großbritannien^) s) 

Einnahmen 


1 762 


1714 

1772 

1921 

2185 

2 728 

Ausgaben 


1348 


1329 

1402 

1380 

1681 

2042 


Saldo 

+ 

414 

+ 

385 

+ 370 

+ 541 

+ 504 

+ 686 

darunter: 










Zahlungen zwischen verbundenen 
Unternehmen 

Einnahmen 


514 


514 

585 

768 

973 

1186 


Ausgaben 


819 


867 

979 

1 121 

1370 

1648 


Saldo 

- 

305 

- 

353 

- 394 

- 353 

- 397 

- 462 

Vereinigte Staaten 

von Amerika^) 

Einnahmen 


10991 


10970 

11791 

11350 

12465 

16399 


Ausgaben 


1213 


1008 

1225 

1294 

1396 

1567 


Saldo 

+ 

9778 

+ 

9962 

+ 10566 

+ 10056 

+ 1 1 069 

+ 14832 

darunter: 










Zahlungen zwischen verbundenen 
Unternehmen 

Einnahmen 


8866 


8806 

9652 

9242 

10341 

13265 


Ausgaben 


738 


564 

795 

863 

935 

970 


Saldo 

+ 

8128 

+ 

8242 

+ 8857 

+ 8379 

+ 9406 

+ 12295 


h ohne Filmgeschäft 

2) einschließlich Filmgeschäft 

3) ohne Filmgeschäft und Urheberrechte 

4) einschließlich Filmgeschäft, Beratungsgebühren u.a. 

5) Abgrenzung gegenüber früheren Veröffentlichungen geändert. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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2.3 Personaldaten 

Tabelle VII/29 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal nach Personalgruppen und Sektoren 

— auf Vollzeit umgerechnet — 



Jahr 

insgesamt 


davon 


Sektor 

(OECD-Abgrenzung) 



Forscher 

Technisches 

Personal 

Sonstige 

1. Wirtschaftssektor 1) 

1975 

186252 

61591 

59587 

65074 


1977 

197800 

66223 

65454 

66123 


1979 

237962 

73521 

75760 

88681 


1981 

242544 

77017 

73039 

92488 

2. Hochschulsektor 

1975 

65028 

25617 

22667 

16744 


1977 

67838 

27085 

23190 

17563 


1979 

70406 

28955 

24288 

17163 


1981 

73134 

30299 

27 794 

15041 


1983 

73500 




3. Staatssektor2) 

1975 

50604 

15908 

17744 

16952 


1977 

52684 

17202 

15304 

20178 


1979 

53439 

18723 

15064 

19652 


1981 

53370 

19426 

14090 

19854 


1983 

53858 

20192 

14240 

19426 

4. PNP-Sektor3) 

1975 

1230 

620 

330 

280 


1977 

1025 

462 

429 

134 


1979 

1401 

779 

401 

221 


1981 

2500 

1420 

595 

485 

5. Zusammen 

1975 

303114 

103736 

100328 

99050 


1977 

319347 

110972 

104377 

103998 


1979 

363208 

121978 

115513 

125717 


1981 

371 548 

128162 

115518 

127868 


1983 


1) Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor; ab 1979 Einschränkung der Vergleichbarkeit mit den Vorjahren 
durch Einschluß eines erweiterten Bereiches kleiner und mittlerer Unternehmen. 

2) Staatliche Institute einschließlich überwiegend vom Staat finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen ohne Erwerbszweck. 

3) Private wissenschaftliche Institutionen ohne Erwerbszweck, die weder überwiegend vom Staat noch überwiegend von der Wirt- 
schaft finanziert werden (teilweise geschätzt). 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technoiogie, Statistisches Bundesamt, SV-Wissenschaftsstatistik 
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Tabelle VII/30 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal der Unternehmen 
und der Institutionen für Gemeinschaftsforschung nach Wirtschaftszweigen^) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Wirtschaftszweige 

ins- 

gesamt 

1979 

davon in 

Unter- Gemein- 
nehmen Schafts- 
for- 

schung 

ins- 

gesamt 

1981 

davon in 

Unter- Gemein- 
nehmen schafts- 
for- 

schung 

1 Energie- und Wasserversorgung, 

Bergbau 

5002 

3545 

1457 

3500 

2149 

1351 

10 Elekthz.-, Gas-, Fernwärme- 

und Wasserversorgung 

1279 

1217 

62 

698 

625 

73 

11 Bergbau 

3722 

2328 

1394 

2802 

1524 

1278 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

. 228579 

226299 

2280 

234381 

232205 

2176 

20 Chemische Industrie, usw. 

Mineralölverarbeitung 

54416 

54358 

58 

54499 

54442 

57 

darunter: 

Chemische Industrie 

52743 

52743 


52472 

52472 


21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

3740 

3456 

284 

4568 

4287 

281 

22 Gewinnung und Verarbeitung 

von Steinen und Erden 

2414 

2252 

162 

3002 

2794 

208 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

6229 

5816 

413 

6367 

5968 

399 

24 Stahl-, Maschinen- und 

Fahrzeugbau usw 

80341 

80184 

157 

83200 

83047 

153 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, 

Herstellung von EBM-Waren usw 

75548 

75397 

151 

76072 

75935 

137 

26 Holz-, Papier und Druckgewerbe 

1763 

1681 

82 

1968 

1866 

102 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

1754 

1069 

685 

1662 

1078 

584 

28/29 Ernährungsgewerbe 

2373 

2085 

288 

3044 

2788 

256 

0, 3 — 7 Restliche Wirtschaftszweige 

4381 

4254 

127 

4663 

4497 

166 

darunter: 

3 Baugewerbe 

720 

692 

28 

917 

917 


5 Verkehr- und Nachrichtenübermittlung 

1 195 

1 195 


1 174 

1 174 


insgesamt .... 

. 237962 

234098 

3864 

242544 

238850 

3694 


Die Angaben schließen einen erweiterten Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen ein, (integrierte Daten SV/AIF), Vergleich mit 
früheren Jahren nur bedingt möglich. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik, AIF 
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Tabelle VII/31 

FuE-Personal in Unternehmen nach 

— auf Vollzeit 

Wirtschaftszweige 

insgesamt 

1979 

Forscher 

davon 

Techniker 

Sonstige 

1 Energie- 

und Wasserversorgung, Bergbau 

3545 

906 

833 

1806 

10 

Elektriz.-, Gas-, Fernwärme- u. 
Wasserversorgung 

1217 

438 

323 

456 

11 

Bergbau 

2328 

468 

510 

1351 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

226299 

69221 

72485 

84593 

20 

Chem. Industrie usw., Mineralölverarbeitung 

54358 

11222 

20791 

22346 

200 

Chemische Industrie 

52743 

10778 

20312 

21653 

201 

Herst, und Verarb. v. Spalt- u. Brutstoffen 

720 

237 

200 

282 

205 

Mineralölverarbeitung 

895 

207 

278 

411 

21 

Herst, von Kunststoff- u. Gummiwaren 

3456 

817 

1431 

1208 

210 

Herstellung von Kunststoffwaren 

1960 

427 

929 

604 

213 

Herstellung von Gummiwaren 

1496 

390 

502 

604 

22 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen 
und Erden usw 

2252 

570 

863 

819 

221 1222 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen 
und Erden 





23 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

5816 

1329 

2354 

2133 

230— 232 Eisenschaffende Industrie 

2774 

535 

1278 

961 

233 

NE-Metallerzeugung usw 

1318 

355 

498 

465 

24 

Stahl-, Maschinen- u. Fahrzeugbau usw 

80184 

24819 

25834 

29530 

242 

Maschinenbau 

33754 

11035 

11604 

11 114 

244 

Herstellung v. Kraftwagen u. deren Teilen 

28956 

6533 

7887 

14536 

248 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

10730 

4074 

4041 

2615 

25 

Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung 
von EBM-Waren usw 

75397 

29442 

19310 

26645 

250 

Elektrotechnik 

66354 

27300 

15910 

23145 

252 

Feinmechanik, Optik 

5190 

1354 

1942 

1894 

256 

Herstellung von EBM-Waren 

3020 

623 

1061 

1335 

26 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

1681 

279 

750 

652 

260/261 

Holzbearbeitung, Holzverarbeitung 

794 

91 

347 

357 

27 

Leder-, Textil- u. Bekleidungsgewerbe 

1069 

237 

339 

492 

275 

Textilgewerbe 

784 

208 

226 

349 

28/29 

Ernährungsgewerbe 

2085 

505 

812 

768 

0, 3—7 

Restliche Wirtschaftszweige 

4254 

2098 

978 

1 178 

3 

darunter: 

Baugewerbe 

692 

347 

178 

168 

5 

Verkehr u. Nachrichtenübermittlung 

1 195 

622 

313 

260 

Obis 7 

insgesamt 

234098 

72225 

74296 

87577 


Die Angaben schließen einen erweiterten Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen ein (integrierte Daten SV/AIF). Vergleich mit 
früheren Jahren nur bedingt möglich. 

Quelle; SV-Wissenschaftsstatistik, AIF 
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Tabelle VII/31 


Personalgruppen und Wirtschaftszweigen 

umgerechnet — 


insgesamt 

Forscher 

1981 

davon 

Techniker 

Sonstige 

Wirt- 

schafts- 

zweige 

2149 

632 

455 

1062 

1 

625 

217 

149 

259 

10 

1524 

416 

306 

803 

11 

232205 

72752 

70307 

89145 

2 

54442 

11489 

20114 

22839 

20 

52472 

10973 

19582 

21918 

200 

584 

214 

179 

191 

201 

1386 

302 

353 

731 

205 

4287 

979 

1704 

1604 

21 

2511 

490 

1 144 

878 

210 

1776 

490 

560 

727 

213 

2794 

659 

1 149 

986 

22 





221 1222 

5968 

1426 

2328 

2214 

23 

2785 

620 

1265 

900 

230—232 

1 164 

327 

414 

423 

233 

83047 

25 813 

26746 

30488 

24 

332B6 

10798 

11803 

10684 

242 

30915 

7033 

8217 

15665 

244 

11105 

4271 

4181 

2652 

248 

75935 

31314 

16010 

28611 

25 

65881 

28959 

12203 

24719 

250 

5448 

1525 

2134 

1 789 

252 

3825 

672 

1292 

1860 

256 

1866 

275 

728 

864 

26 

1044 

100 

327 

617 

260/261 

1078 

174 

305 

699 

27 

790 

149 

182 

460 

275 

2788 

623 

1229 

941 

28/29 

4497 

2312 

1002 

1 183 

0 

1 

917 

417 

266 

233 

3 

1 174 

620 

313 

241 

5 

238850 

75697 

71763 

91390 

Obis 7 
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Tabelle VII/32 


FuE-Personal in Institutionen für Gemeinschaftsforschung und 
experimentelle -entwicklung nach Personengruppen und Wirtschaftszweigen^) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Wi rtschaf tszweige 

ins- 

gesamt 

1979 

davon 

For- Tech- 

scher niker 

Son- 

stige 

ins- 

gesamt 

1981 

davon 

For- Tech- 

scher niker 

Son- 

stige 

Wirt- 

schafts- 

zweige 

1 Energie- und Wasserversorgung, 

Bergbau 

1457 

366 

644 

447 

1351 

430 

492 

429 

1 

10 

Elektriz.-, Gas-, Fernwärme- 
und Wasserversorgung 

62 

37 

14 

11 

73 

42 

17 

14 

10 

11 

Bergbau 

1394 

329 

631 

435 

1278 

388 

475 

415 

11 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

2280 

854 

803 

623 

2176 

777 

760 

640 

2 

20 

Chem. Industrie usw., 
Mineralölverarbeitung 

58 

15 

23 

21 

57 

13 

30 

14 

20 

21 

Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

284 

90 

49 

145 

281 

92 

44 

145 

21 

22 

Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden usw 

162 

50 

63 

50 

208 

54 

75 

79 

22 

23 

Metallerzeugung und 
-bearbeitung 

413 

181 

123 

109 

399 

174 

111 

113 

23 

24 

Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw 

157 

72 

33 

52 

153 

70 

33 

49 

24 

25 

Elektrotechnik, Feinmechanik, 
Herstellung von EBM-Waren 
usw 

151 

60 

40 

51 

137 

51 

36 

50 

25 

26 

Holz-, Papier- und 
Druckgewerbe 

82 

31 

30 

21 

102 

42 

32 

28 

26 

27 

Leder-, Textil- und 
Bekleidungsgewerbe 

685 

257 

345 

82 

584 

196 

309 

79 

27 

28/29 

Ernährungsgewerbe 

288 

99 

98 

92 

256 

84 

90 

82 

28/29 

0, 3—7 

Restliche Wirtschaftszweige .... 

127 

76 

16 

34 

166 

113 

23 

30 

0,3—7 

3 

darunter 

Baugewerbe 

28 

6 

7 

15 





3 

Obis 7 

Insgesamt 

3864 

1296 

1464 

1104 

3694 

1320 

1276 

1099 

Obis 7 


') Ab 1979 geänderter Berichtskreis, Vergleich mit früheren Jahren nur bedingt möglich. 
Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik 
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Tabelle VII/33 


FuE-Personal in Hochschulen nach Personalgruppen und Wissenschaftszweigen 

— geschätzter Anteil auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Tätigkeit 

Jahr 

zu- 

sammen 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

wissen- 

schaften 

davon 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

FuE-Personal in Hochschulen 

1975 

65028 

16945 

10983 

22149 

4181 

10770 

insgesamt 

1977 

67838 

17 835 

12018 

22373 

4168 

11444 


1979 

70406 

19726 

12877 

22038 

3304 

12461 


1981 

73134 

19740 

12392 

22037 

3096 

15869 

davon: 

1. Forscher^) 

1975 

25617 

7 443 

5000 

4831 

1 165 

7178 


1977 

27085 

7934 

5410 

4865 

1 160 

7716 


1979 

28955 

8988 

6069 

4658 

949 

8291 


1981 

30299 

9284 

5665 

4822 

991 

9537 

2. Technisches Personal^) 

1975 

22667 

6567 

4179 

7443 

1615 

2863 


1977 

23190 

6652 

4568 

7376 

1599 

2995 


1979 

24288 

7 297 

4813 

7603 

1295 

3280 


1981 

27794 

7 545 

4755 

8503 

1237 

5754 

3. Sonstiges Personal^) 

1975 

16744 

2935 

1804 

9875 

1401 

729 


1977 

17562 

3248 

2040 

10132 

1409 

733 


1979 

17163 

3441 

1995 

9777 

1060 

890 


1981 

15041 

2911 

1972 

8712 

868 

578 

Nachrichtlich: 

Verhältnis der Forscher in wis- 

1975 

38:62 

52:48 

34:66 

21 :79 

48:52 

27:73 

senschaftlichen Einrichtungen 

1977 

38:62 

51 :49 

33:67 

24:76 

51 :49 

26:74 

zu den Forschern in Hoch- 

1979 

38:62 

51 ;49 

32:68 

27:73 

57:43 

25:75 

schulen (in %) 

1981 

40:60 

52:48 

36:64 

29:71 

57:43 

30:70 


h Wissenschaftler einschließlich graduierte Ingenieure. 

2) Personen mit Fachschulabschluß oder gleichwertiger Qualifikation, ohne graduierte Ingenieure. 
2) Verwaltungspersonal, Arbeiter und sonstiges Hilfspersonal. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/34 

Beschäftigte der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Personalgruppen und Institutionen 

— auf Voltzeit umgerechnet — 


Art der Einrichtung 

Jahri) 

Insgesamt 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 



Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

1. Großforschungseinrichtungen 

1977 

17511 

100,0 

5657 

32,3 

5559 

31,7 

6295 

35,9 


1978 

17881 

100,0 

5919 

33,1 

5782 

32,3 

6181 

34,6 


1979 

18239 

100,0 

6343 

34,0 

5577 

30,6 

6320 

34,7 


1980 

18449 

100,0 

6454 

35,0 

5541 

30,0 

6454 

35,0 


1981 

18634 

100,0 

6945 

37,3 

4836 

25,9 

6853 

36,8 


1982 

18488 

100,0 

6929 

37,5 

4794 

25,9 

6765 

36,6 


1983 

18954 

100,0 

7398 

39,0 

4860 

25,6 

6696 

35,3 

2. Max-Planck-Institute 

1977 

6756 

100,0 

2182 

32,3 

2828 

41,9 

1746 

25,8 


1978 

7012 

100,0 

2455 

35,0 

2801 

39,9 

1756 

25,1 


1979 

7057 

100,0 

2481 

35,2 

2802 

39,7 

1774 

25,1 


1980 

7232 

100,0 

2641 

36,5 

2752 

38,1 

1838 

25,4 


1981 

7521 

100,0 

2619 

34,8 

2825 

37,6 

2078 

27,6 


1982 

7573 

100,0 

2676 

35,3 

2780 

36,7 

2117 

28,0 


1983 

7626 

100,0 

2679 

35,1 

2758 

36,2 

2189 

28,7 

3. Staatsinistute 

1977 

15408 

100,0 

5067 

32,9 

4162 

27,0 

6179 

40,1 

(ohne Bibliotheken, Archive, 

1978 

15687 

100,0 

5216 

33,3 

4430 

28,2 

6040 

39,5 

Museen) 

1979 

16222 

100,0 

5453 

33,6 

4600 

28,4 

6168 

38,0 


1980 

16397 

100,0 

5557 

33,9 

4394 

26,8 

6446 

39,3 


1981 

16584 

100,0 

5623 

33,9 

4516 

27,2 

6444 

38,9 


1982 

16451 

100,0 

5632 

34,2 

4452 

27,1 

6367 

38,7 


1983 

16581 

100,0 

5830 

35,2 

4604 

27,8 

6147 

37,1 

4. Fraunhofer-Institute 

1977 

1783 

100,0 

1028 

57,7 

348 

19,5 

407 

22,8 


1978 

1904 

100,0 

1 138 

59,8 

344 

18,1 

422 

22,1 


1979 

2033 

100,0 

1 195 

58,8 

372 

18,3 

466 

22,9 


1980 

2048 

100,0 

1098 

53,6 

370 

18,1 

579 

28,3 


1981 

2215 

100,0 

1263 

57,0 

366 

16,5 

586 

26,5 


1982 

2317 

100,0 

1322 

57,1 

402 

17,3 

593 

25,6 


1983 

2423 

100.0 

1381 

57,0 

405 

16,7 

637 

26,3 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1977 

4515 

100,0 

869 

19,2 

2459 

54,5 

1 187 

26,3 

und Archive 

1978 

4924 

100,0 

1058 

21,5 

2497 

50,7 

1369 

27,8 


1979 

5022 

100,0 

1081 

21,5 

2547 

50,7 

1394 

27,8 


1980 

5052 

100,0 

1098 

21,7 

2565 

50,8 

1389 

27,5 


1981 

5170 

100,0 

1 130 

21,9 

2617 

50,6 

1425 

27,6 


1982 

5261 

100,0 

1 151 

21,9 

2652 

50,4 

1459 

27,7 


1983 

5169 

100,0 

1 171 

22,7 

2614 

50,6 

J384 

26,8 

6. Wissenschaftliche Museen 

1977 

2537 

100,0 

445 

17,5 

171 

6,7 

1921 

75,7 


1978 

2705 

100,0 

480 

17,7 

170 

6,3 

2055 

76,0 


1979 

2810 

100,0 

489 

17,4 

185 

6,6 

2136 

76,0 


1980 

2817 

100,0 

493 

17,5 

183 

6,5 

2141 

76,0 


1981 

2856 

100,0 

493 

17,3 

185 

6,5 

2178 

76,2 


1982 

2851 

100,0 

497 

17,4 

185 

6,5 

2169 

76,1 


1983 

2900 

100,0 

537 

18,5 

192 

6,6 

2171 

74,9 

7. Sonstige Forschungs- 

1977 

4791 

100,0 

2160 

45,1 

1047 

21,9 

1584 

33,0 

einrichtungen 

1978 

5194 

100,0 

2391 

46,0 

1 183 

22,8 

1620 

31,2 


1979 

5322 

100,0 

2412 

45,3 

1257 

23,6 

1652 

31,1 


1980 

5449 

100,0 

2407 

44,2 

1 191 

21,9 

1851 

33,9 


1981 

5328 

100,0 

2419 

45,4 

1118 

21,0 

1791 

33,6 


1982 

5374 

100,0 

2409 

44,8 

1265 

23,5 

1699 

31,6 


1983 

5147 

100,0 

2304 

44,8 

1 178 

22,9 

1665 

32,3 

8. Zusammen 

1977 

53299 

100,0 

17407 

32,7 

16574 

31,1 

19319 

36,2 

(Summe 1 . bis 7.) 

1978 

55307 

100,0 

18657 

33,7 

17207 

31,1 

19443 

35,2 


1979 

56705 

100,0 

19454 

34,3 

17340 

30,6 

19910 

35,1 


1980 

57443 

100,0 

19748 

34,4 

16998 

29,6 

20698 

36,0 


1981 

58308 

100,0 

20491 

35,1 

16463 

28,2 

21355 

36,6 


1982 

58317 

100,0 

20615 

35,4 

16531 

28,3 

21 171 

36,3 


1983 

58800 

100,0 

21300 

36,2 

16611 

28,3 

20889 

35,5 


h Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist); 1983 = vorläufiges Ergebnis. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle VII/35 


Beschäftigte der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Institutionen und Wissenschaftszweigen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Einrichtung 

Jahr^) 

Insgesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

1. Großforschungseinrichtungen 

1977 

17511 

12710 

3912 

888 

— 

— 


1978 

17881 

12939 

3934 

1008 

— 

— 


1979 

18238 

13169 

4022 

1047 

— 

— 


1980 

18449 

13380 

3998 

1071 

— 

— 


1981 

18634 

13540 

4012 

1082 

— 

— 


1982 

18488 

13392 

4038 

1059 

— 

— 


1983 

18954 

13705 

4185 

1065 

— 

— 

2. Max-Planck-Institute 

1977 

6756 

4510 

174 

1414 

157 

502 


1978 

7012 

4715 

173 

1409 

173 

540 


1979 

7057 

4723 

180 

1450 

142 

562 


1980 

7232 

4847 

196 

1482 

137 

570 


1981 

7521 

5041 

195 

1561 

146 

578 


1982 

7573 

5052 

192 

1571 

154 

605 


1973 

7626 

5124 

198 

1536 

168 

600 

3. Staatsinistute 

1977 

15408 

6059 

1466 

2047 

4602 

1234 

{ohne Bibliotheken, Archive, 

1978 

15687 

6242 

1505 

2105 

4584 

1251 

Museen) 

1979 

16222 

6439 

1570 

2 293 

4516 

1403 


1980 

16397 

6408 

1629 

2426 

4517 

1416 


1981 

16584 

6520 

1617 

2443 

4561 

1443 


1982 

16451 

6452 

1608 

2383 

4595 

1414 


1983 

16581 

6406 

1743 

2354 

4631 

1447 

4. Fraunhofer-Institute 

1977 

1783 

1004 

621 

36 

54 

67 


1978 

1904 

1072 

654 

38 

56 

85 


1979 

2033 

1 130 

737 

37 

55 

73 


1980 

2048 

1 169 

699 

39 

57 

85 


1981 

2215 

1 192 

767 

59 

52 

145 


1982 

2317 

1 182 

794 

64 

75 

203 


1983 

2423 

1304 

840 

65 

62 

152 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1977 

4515 









4515 

und Archive 

1978 

4924 

— 

— 

— 

— 

4924 


1979 

5022 

— 

— 

— 

— 

5022 


1980 

5052 

— 

— 

— 

— 

5052 


1981 

5170 

— 

— 

— 

— 

5170 


1982 

5261 

— 

— 

— 

— 

5261 


1983 

5169 

— 

— 

— 

— 

5169 

6. Wissenschaftliche Museen 

1977 

2537 

478 



- 



2059 


1978 

2705 

500 

— 

— 

— 

2205 


1979 

2810 

520 

— 

— 

— 

2290 


1980 

2817 

505 

— 

— 

— 

2312 


1981 

2856 

485 

— 

— 

— 

2371 


1982 

2851 

512 

— 

— 

— 

2339 


1983 

2900 

505 

— 

— 

— 

2395 

7. Sonstige Forschungs- 

1977 

4791 

810 

412 

1032 

30 

2508 

einrichtungen 

1978 

5194 

863 

433 

1103 

28 

2768 


1979 

5322 

899 

432 

1175 

26 

2790 


1980 

5449 

931 

367 

1300 

26 

2826 


1981 

5328 

930 

461 

1213 

24 

2 701 


1982 

5374 

940 

488 

1236 

27 

2683 


1983 

5147 

890 

382 

1264 

22 

2589 

8. Zusammen 

1977 

53299 

25571 

6585 

5417 

4843 

10885 

(Summe 1 . bis 7.) 

1978 

55308 

26332 

6699 

5663 

4841 

11773 


1979 

57703 

26880 

6942 

6002 

4739 

12140 


1980 

57443 

27 240 

6888 

6317 

4737 

12261 


1981 

58308 

27 708 

7052 

6357 

4784 

12407 


1982 

58317 

27 530 

7119 

6311 

4851 

12 505 


1983 

58800 

27 934 

7348 

6284 

4883 

12352 


Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist); 1983 = vorläufiges Ergebnis. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle VII/36 


Personal der bundes- und landeseigenen Forschungseinrichtungen 
nach Wissenschaftszweigen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Einrichtung 

Jahrh 

Insgesamt 

Bundeseigene 

Landeseigene 



Forschungs- 

Forschungs- 




einrichtungen 

einrichtungen 



darunter 

darunter 

darunter 



Forscher 

Forscher 

Forscher 


1. Naturwissenschaften 

1977 

6059 

2095 

4120 

1294 

1939 

802 


1978 

6242 

2192 

4237 

1363 

2006 

829 


1979 

6439 

2280 

4409 

1422 

2032 

858 


1980 

6408 

2304 

4357 

1442 

2052 

862 


1981 

6520 

2354 

4418 

1476 

2104 

878 


1982 

6452 

2358 

4333 

1469 

2120 

890 


1983 

6406 

2300 

4280 

1407 

2126 

893 

2. Ingenieurwissenschaften 

1977 

1465 

586 

1361 

545 

104 

40 


1978 

1505 

609 

1388 

562 

117 

47 


1979 

1570 

643 

1453 

594 

118 

49 


1980 

1629 

659 

1509 

608 

121 

51 


1981 

1617 

659 

1500 

611 

117 

48 


1982 

1608 

652 

1491 

604 

117 

48 


1983 

1743 

834 

1378 

699 

366 

135 

3. Medizin 

1977 

2047 

582 

1700 

476 

346 

107 


1978 

2105 

614 

1767 

508 

339 

106 


1979 

2293 

701 

1937 

603 

356 

99 


1980 

2426 

727 

2073 

631 

354 

96 


1981 

2443 

739 

2091 

642 

353 

98 


1982 

2383 

737 

2047 

641 

336 

96 


1983 

2354 

686 

2041 

600 

313 

86 

4. Agrarwissenschaften 

1977 

4602 

1214 

2997 

813 

1605 

401 


1978 

4584 

1211 

3007 

764 

1577 

447 


1979 

4516 

1208 

2948 

762 

1568 

447 


1980 

4517 

1209 

2972 

760 

1547 

450 


1981 

4561 

1235 

2995 

765 

1565 

470 


1982 

4595 

1248 

3029 

768 

1568 

481 


1983 

4631 

1348 

2975 

811 

1656 

537 

5. Geistes- und 

1977 

1234 

590 

384 

225 

851 

365 

Sozial Wissenschaften 

1978 

1251 

592 

428 

240 

824 

352 


1979 

1403 

623 

468 

207 

935 

416 


1980 

1416 

659 

510 

245 

907 

415 


1981 

1443 

638 

503 

222 

941 

417 


1982 

1414 

638 

496 

211 

919 

428 


1983 

1447 

662 

476 

208 

971 

454 

6. Insgesamt 

1977 

15408 

5067 

10562 

3353 

4845 

1714 


1978 

15688 

5216 

10827 

3437 

4863 

1781 


1979 

16222 

5453 

11215 

3588 

5009 

1869 


1980 

16397 

5557 

11418 

3686 

4981 

1874 


1981 

16584 

5624 

11506 

3716 

5080 

1910 


1982 

16451 

5632 

11394 

3693 

5058 

1941 


1983 

16581 

5830 

11150 

3725 

5432 

2105 


0 Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist); 1983 vorläufiges Ergebnis. 
Quelle; Statistisches Bundesamt 
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Tabelle VII/37 

Personal in Großforschungseinrichtungen 

Stellensoll (Planstellen) und zusätzliche Mitarbeiter 


1977 1979 


Einrichtung 

Abkürzung 

ins- 

gesamt 

darunter 

ohne 

Stellen2) 

ins- 

gesamt 

darunter 

ohne 

Stellen2) 

Alfred-Wegner-Institut für 

Polarforschung, Bremerhaven 

.. AWI 

_ 

_ 

_ 

_ 

Deutsches Elektronen-Synchrotron, Hamburg^) 

.. DESY 

1 105 

64 

1 135 

92 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für 

Luft- und Raumfahrt e.V, Porz 

.. DFVLR 

3264 

100 

3294 

131 

Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 

.. DKFZ 

1172 

353 

1041 

279 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung, 
Stöckheim (Braunschweig) 

.. GBF 

374 

82 

343 

99 

GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH, 
Geesthacht-Tesperhude 

.. GKSS 

648 

62 

660 

77 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 
mbH, Sankt Augustin 

.. GMD 

731 

120 

793 

163 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 
mbH, München 

.. GSF 

1443 

249 

1428 

229 

Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH, 
Darmstadt 

.. GSI 

485 

33 

497 

40 

Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung GmbH, 

Berlin 

.. HMI 

587 

106 

631 

139 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik GmbH, 
München-Garching 

.. IPP 

1009 

93 

1 151 

240 

Kernforschungsanlage Jülich GmbH, Jülich 

.. KFA 

4021 

625 

4096 

685 

Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH, Karlsruhe 
(einschließlich Versuchsanlagen) 

.. KfK 

3572 

331 

3691 

379 

Insgesamt .. 


18411 

2218 

18760 

2553 

nachrichtlich; 

außerdem: IVIPG (ohne IPP) 


6347 


6390 



1) einschließlich der im Rahmen der Projektförderung vorgesehenen Stellen. 

2) Doktoranden, Diplomanden, Praktikanten, studentische Hilfskräfte, freie Mitarbeiter, Gastwissenschaftler, Fremdstipendiaten, 
Auszubildende, Aushilfskräfte, wissenschaftliche Hilfskräfte (soweit nach Bes. -Gr. A 13/2 = 1 /2 Anzahl). 

2) ohne Personal für Entwicklung und Bau der Speicherringe. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt, Arbeitsgemeinschaft der Groß- 
forschungseinrichtungen (AGF). 
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Tabelle VII/37 


ohne Stellen nach den Wirtschaftsplänen i) 


1980 

ins- darunter 
gesamt ohne 
Stellen2) 

1981 

ins- davon 

gesamt auf Plan- ohne 
stellen Stellen2) 

1982 

ins- davon 

gesamt auf Plan- ohne 
stellen Stellen^) 

1983 

ins- davon 

gesamt auf Plan- ohne 
stellen Stellen^) 

1984 

ins- davon 

gesamt auf Plan- ohne 
stellen Stellen^) 

48 

6 

48 

42 

6 

78 

52 

26 

93 

61 

32 

124 

72 

52 

1 188 

142 

1 181 

1046 

135 

1204 

1046 

158 

1 191 

1031 

160 

1 183 

1 023 

160 

3311 

149 

3223 

3 084 

139 

3187 

2 982 

205 

3067 

2 828 

239 

3070 

2 776 

294 

1005 

294 

1012 

714 

298 

1032 

714 

318 

950 

704 

246 

966 

694 

272 

352 

103 

323 

249 

74 

319 

249 

70 

322 

247 

75 

318 

242 

76 

674 

91 

643 

561 

82 

655 

561 

94 

656 

552 

104 

662 

543 

119 

771 

163 

742 

609 

133 

745 

604 

141 

736 

593 

143 

758 

587 

171 

1 372 

218 

1326 

1 149 

177 

1336 

1 149 

187 

1329 

1 131 

198 

1329 

1 122 

207 

513 

55 

510 

458 

52 

523 

458 

65 

520 

455 ' 

65 

518 

451 

67 

644 

148 

621 

499 

122 

632 

499 

133 

646 

501 

145 

663 

506 

157 

1 137 

222 

1099 

941 

158 

1 108 

941 

167 

1099 

922 

177 

1 110 

906 

204 

4227 

730 

4 205 

3533 

672 

4243 

3533 

710 

4213 

3473 

740 

4188 

3448 

740 

3751 

415 

3773 

3388 

385 

3803 

3388 

415 

3798 

3331 

467 

3 783 

3273 

510 

18993 

2736 

18706 

16273 

2433 

18 865 

16176 

2689 

18 620 

15829 

2791 

18672 

15643 

3029 

6455 


7 329 

6599 

730 

7329 

6599 

730 

7290 

6546 

744 

8448 

6577 

1 871 
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Tabelle VII/38 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal in ausgewählten OECD-Staaten 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


FuE-Personal davon tätig im 

Staat Jahr FuE-Bereich insgesamt 




ArV) 

Anteil 
in % 

For- 

scher 

Tech- 

nisches 

Per- 

sonal 

Anzahl 

Son- 

stige 

je 1 000 
Erwerbs- 
personen 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Staat- Hoch- 

lichen schul- 

Sektor sektor 

Anteil in % 

Sektor 
Institu- 
tionen 
ohne Er- 
werbs- 
zweck 

Bundesrepublik 

1977 

N + 1 

94,5 

100570 

99742 

101365 

301 677 


65,6 

15,5 

18,7 

0,2 

Deutschland^) 


S + G 

5,5 

10402 

4635 

2633 

17670 


— 

32,8 

64,7 

2,4 



insg. 

100,0 

110972 

104377 

103998 

319347 

12,5 

61,9 

16,5 

21,2 

0,3 


1979 

N + 1 

94,8 

110715 

110740 

123010 

344465 


69,1 

13,8 

16,8 

0,3 



S + G 

5,2 

11263 

4773 

2707 

18743 


— 

31,2 

66,4 

2,3 



insg. 

100,0 

121978 

115513 

125717 

363208 

13,5 

65,5 

14,7 

19,4 

0,4 


1981 

N + 1 

93,9 

115443 

108278 

125144 

348865 


69,5 

13,5 

16,4 

0,5 



S + G 

6,1 

12719 

7 240 

2724 

22683 


— 

27,1 

70,0 

2,9 



insg. 

100,0 

128162 

115518 

127868 

371 548 

13,6 

65,3 

14,4 

19,7 

0,7 

Belgien 

1977 

N + 1 

92,9 

7491 


19944 

27435 


66,3 

8,9 

24,3 

0,5 



S+ G 

7,1 

1 744 

T) 

353 

2097 


0,1 

17,6 

77,0 

5,3 



insg. 

100,0 

9235 

T) 

20297 

29532 

7,3 

61,6 

9,5 

28,1 

0,8 


1979 

N + 1 

93,4 

9196 



30007 


64,2 

7,7 

27,9 

0,2 



S+ G 

6,6 

1747 



2117 


0,2 

15,7 

78,1 

6,0 



insg. 

100,0 

10943 



32124 

7,8 

60,0 

8,2 

31,2 

0,6 


1981 

N + 1 













S+ G 













insg. 

100,0 










Frankreich 

1977 

N + 1 













S+ G 













insg. 

100,0 

67981 

T) 

154130 

222111 

9,8 

54,3 

24,3 

19,6 

1,7 


1979 

N + 1 









- 




S + G 













insg. 

100,0 

72889 

T) 

157877 

230766 

10,0 

53,6 

24,7 

19,9 

1,8 


1981 

N + 1 













S+ G 













insg. 

100,0 

85000 

.3) 

164000 

249000 

10,7 





Italien 

1977 

N + 1 

85,5 

32856 

25184 

25211 

83251 


47,9 

21,4 

30,7 




S + G 

14,5 

6862 

3021 

4211 

14094 


0,1 

6,9 

93,0 




insg. 

100,0 

39718 

28 205 

29422 

97345 

4,4 

41,0 

19,3 

39,7 



1979 

N + 1 

91,1 

38897 

27079 

20245 

86221 


54,1 

22,1 

23,8 




S + G 

8,9 

7 545 

449 

428 

8422 


0,2 

10,7 

89,1 




insg. 

100,0 

46442 

27528 

20673 

94643 

4,2 

49,3 

21,1 

29,7 



1981 

N + 1 

90,7 

43430 

28907 

20956 

93293 


54,0 

20,8 

25,2 




S + G 

8,3 

8630 

478 

434 

9543 


0,1 

10,1 

89,9 




insg. 

100,0. 

52060 

29385 

21391 

102836 

4,5 

49,0 

19,8 

31,2 



N + I = Natur- und Ingenieurwissenschaften; S + G = Sozial- und Geisteswissenschaften. 

2) Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor: ab 1974 einschließlich eines erweiterten Bereichs kleiner und mittlerer 
Unternehmen. 

3) Technisches und sonstiges Personal zusammengefaßt. 

Rundungsdifferenzen Quelle: OECD 
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Tabelle VII/38 


nach Personalgruppen und Sektoren 








FuE-Personal 


davon tätig im 

Staat 

Jahr 

FuE-Bereich 

For- 

Tech- 

Son- 

insgesamt 

Wirt- 

staat- 

Hoch- Sektor 




scher 

nisches 

stige 


schafts- 

lichen 

schul- Institu- 





Per- 


sektor 

Sektor 

sektor tionen 





sonal 





ohne Er- 










werbs- 

zweck 



Art^) Anteil 


Anzahl 


je 1 000 


Anteil in % 



in % 




Erwerbs- 

personen 





Niederlande 

1977 

N+ 1 

90,2 

14169 


33508 

47677 

55,5 

22,2 

20,3 

2,0 



S + G 

9,8 

3199 

.3) 

1981 

5180 

1,1 

33,4 

57,4 

8,2 



insg. 

100,0 

17368 


35489 

52857 10.8 

50,1 

23,3 

23,9 

2,6 


1979 N+l 

89,8 

14840 

.3) 

33480 

48320 

55,8 

21,6 

20,4 

2,1 

S+ G 

10,2 

3430 

.3) 

2030 

5460 

1,1 

32,6 

58,6 

7,7 

insg. 

100,0 

18270 

.3) 

35510 

53780 10,9 

50,3 

22,8 

24,3 

2,6 


1980 N+l 89,6 47980 

S + G 70,4 5580 

insg. 100,0 17040 .3) 36520 53560 


Großbritannien^) 

1975/ 

N + I 

99,7 

80800 

72000 

106000 

258800 


69,8 

30,2 




76 

S + G 

0,3 

500 

— 

300 

800 



100,0 





insg. 

100,0 

81 300 

72000 

106300 

259600 

10,0 

69,6 

30,4 




1978/ 

N + I 












79 

S+ G 













insg. 5) 

100,0 

104445 










1981/ 

N + I 












82 

S + G 













insg. 

100,0 










Irland®) 

1977 

N+ I 

84,2 

2061 

1406 

1443 

4910 


26,5 

48,1 

23,1 

2,4 



S + G 

15,8 

625 

58 

235 

918 


12,3 

25,7 

51,5 

10,5 



insg. 

100,0 

2686 

1464 

1678 

5828 

5,0 

24,2 

44,6 

27,5 

3,7 


1979 

N+ I 

85,7 

2015 

1752 

1509 

5276 


24,2 

49,7 

23,3 

2,8 



S + G 

14,3 

605 

96 

176 

877 


5,2 

24,4 

59,1 

11,3 



insg. 

100,0 

2620 

1848 

1685 

6153 

5,0 

21,5 

46,1 

28,4 

4,0 


1981 

N + I 













S + G 





. 








insg. 

100,0 




. 






Dänemark 

1976/ 

N + I 

89,3 




12124 


57,9 

20,1 

21,3 

0,8 


77 

S+ G 

10,7 




1451 


— 

37,3 

61,6 

1,1 



insg. 

100,0 




13575 

5,4 

51,7 

21,9 

25,6 

0,8 


1979 

N + I 

89,7 

4761 

. 3 ) 

8756 

13517 


58,6 

19,7 

20,5 

1,2 



S+ G 

10,3 

1227 

. 3 ) 

317 

1544 


— 

33,9 

64,6 

1,6 



insg. 

100,0 

5988 

- 3 ) 

9073 

15061 

5.7 

52,6 

21,1 

25,0 

1,2 


1981 

N + I 













S+ G 





, 








insg. 

100,0 




. 







1) N + I = Natur- und Ingenieurwissenschaften: S + G = Sozial- und Geisteswissenschaften. 
3) Technisches und sonstiges Personal zusammengefaßt. 

Erhebung der FuE-Ressourcen nur im dreijährigen Rhythmus. 

5) ohne PNP-Sektor. 

6) 1979 nicht vergleichbar mit 1977. 


Rundungsdifferenzen 


Quelle: OECD 
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noch Tabelle VII/38 


Staat 

Jahr 

FuE-Bereich 

Art^) Anteil 

in % 

For- 

scher 

Tech- 

nisches 

Per- 

sonal 

Anzahl 

Son- 

stige 

FuE-Personal 

insgesamt 

je 1 000 
Erwerbs- 
personen 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

davon tätig im 

Staat- Hoch- Sektor 

liehen schul- Institu- 

Sektor sektor tionen 

ohne Er- 
werbs- 
zweck 

Anteil in % 

Schweden 

1977 

N + 1 


11251 

.3) 

25032 

36283 

8,7 

66,8 

9,8 

23,4 




S + G 





1100 








insg. 

100,0 











1979 

N + 1 


11760 

. 3 ) 

24674 

36434 

8,5 

67,2 

9,4 

23,3 

0,1 



S + G 













insg. 

100,0 











1981 

N + 1 


15235 

. 3 ) 

27879 

43114 

10,0 

63,4 

7,6 

28,8 

0,2 



S+G 





. 








insg. 

100,0 




- 






Japan^) 

1977/ 

N + 1 

86,2 

273102 

72479 

141 196 

486777 


62,8 

10,2 

25,6 

1,4 


78 

S+G 

13,8 

58365 

3762 

16011 

78138 


— 

3,6 

93,4 

3,0 



insg. 

100,0 

331 467 

76241 

157207 

564915 

10,4 

54,1 

9,3 

35,0 

1,6 


1979/ 

N + 1 

86,7 

302585 

73918 

144616 

521119 


63,3 

9,5 

25,9 

1,3 


80 

S+G 

13,3 

60949 

3734 

15390 

80073 


— 

3,8 

93,4 

2,9 



insg. 

100,0 

363534 

77652 

160006 

601192 

10,7 

54,9 

8,7 

34,9 

1,5 


1981/ 

N + 1 

87,4 

329728 

83592 

153915 

567235 


64,1 

8,9 

24,4 

2,5 


82 

S+G 

12,6 

62897 

3737 

15108 

81742 


— 

4,2 

92,5 

3,3 



insg. 

100,0 

392625 

87329 

169023 

648977 

11,4 

56,1 

8,3 

33,0 

2,6 

Kanada^) 

1977/ 

N + 1 

86,1 

20124 

15109 

12933 

48166 


44,7 

38,0 

16,9 

0,4 


78 

S + G 

13,9 

4466 

854 

2485 

7805 


— 

26,9 

72,8 

0,3 



insg. 

100,0 

24590 

15963 

15418 

55971 

5,1 

38,4 

36,4 

24,7 

0,4 


1979/ 

N + 1 

87,9 

22586 

16048 

13301 

51 935 


47,8 

34,6 

16,5 

1,0 


80 

S+G 

12,1 

4312 

109 

2724 

7145 


— 

20,5 

79,4 

— 



insg. 

100,0 

26898 

16157 

16025 

59080 

5,2 

42,0 

32,9 

24,1 

0,9 


1981/ 

N + 1 

89,2 

25377 

19101 

14123 

58601 


52,2 

32,0 

14,5 

1,1 


82 

S + G 

10,8 

4293 

105 

2713 

7111 


— 

20,2 

79,7 

— 



insg. 

100,0 

29670 

19206 

16836 

65712 

5,5 

46,6 

30,7 

21,6 

1,0 


USA 1976/ N+l 96,9 552650 

77 S+G 3,1 17650 

insg. 100,0 570300 


1979 N + l . . . . . 

S+G. ... . .... 

insg. 100,0 626800 . . . . . . 

1981 N+l . . . . . 

S+G. . .... 

insg. 100,0 691400 ^ ^ ^ ^ ^ . 

N + I = Natur- und Ingenieurwissenschaften; S + G = Sozial- und Geisteswissenschaften. 

3) Technisches und sonstiges Personal zusammengefaßt. 

7) Nicht auf Vollzeit umgerechnet, daher nicht mit anderen Staaten vergleichbar. Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor. 
®) 1977/78 nicht vergleichbar mit 1979 und 1981. 


Rundungsdifferenzen 


Quelle: OECD 
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Abkürzungsverzeichnis 


AA 

Auswärtiges Amt 

AbwAG 

Abwasserabgabengesetz 

ACS 

American Chemical Society 
(Amerikanische Chemische Gesellschaft) 

ADV 

AG 

Allgemeine Datenverarbeitung 

Aktiengesellschaft 

AGAFE 

AGF 

Arbeitsgemeinschaft für angewandte Forschung und Entwicklung, Wiesbaden 
Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen, Bonn 

AIF 

Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen e. V., Köln 

ALI 

Autofahrer Leit- und Informationssystem 

AWI 

Stiftung Alfred-Wegener-Institut für Polarforschung, Bremerhaven 

AWTF 

Ausschuß für Wissenschaft und Technische Forschung 

BA 

Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 

BAH 

Biologische Anstalt Helgoland 

BAM 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin 

BASt 

BAU 

Bundesanstalt für Straßenwesen, Köln 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung, Dortmund 

BAW 

BayHSchG 

BBNU 

Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe 

Bayerisches Hochschulgesetz 

Behörde für Bezirksangelegenheiten, Naturschutz und Umweltgestaltung, Hamburg 

BER II 

BerBiFG 

Berliner Experimentierreaktor Nr. II 

Berufsbildungsförderungsgesetz 

BESSY 

Berliner Elektronenspeicherring — Gesellschaft für Synchrotronstrahlung mbH 

BFA 

Bundesforschungsanstalt 

BFB 

BfG 

BfLR 

BGA 

BGBl 

Betriebsleitsystem für flexible Betriebsweisen 

Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, Bonn 
Bundesgesundheitsamt, Berlin 

Bundesgesetzblatt 

BGR 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Hannover 

BIB 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, Wiesbaden 

BIBA 

Bremer Institut für Betriebstechnik und angewandte Arbeitswissenschaft 

BIBB 

BIGFON 

BIOMASS 

BlOst 

Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung, Berlin und Bonn 

Breitbandiges integriertes Glasfaser-Ortsnetz 

Biological Investigations of Marine Antarctic Systems and Stocks 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien, Köln 

BIP 

BIPS 

Bruttoinlandsprodukt 

Bremer Institut für Präventionsforschung und Sozialmedizin 

BISP 

Bundesinstitut für Sportwissenschaft, Köln 

BITT 

Beratungsstellen für Innovations- und Technologietransfer der Rheinland-Pfälzischen 
Industrie- und Handelskammern 

BK 

Bundeskanzleramt 
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BKFT 

Bewirtschaftungsgrundsätze für Zuwendungen auf Kostenbasis an Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft des Bundesministers für Forschung und Technologie 1975 

BLK 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung, Bonn 

BMA 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

BMBau 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

BMBW 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

BMF 

Bundesminister der Finanzen 

BMFT 

Bundesminister für Forschung und Technologie 

BMI 

Bundesminister des Innern 

BMJFG 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

BML 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

BMP 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

BMV 

Bundesminister für Verkehr 

BMVg 

BMWi 

Bundesminister der Verteidigung 

Bundesminister für Wirtschaft 

BON 

Betriebsleitsystem für den öffentlichen Nahverkehr 

BSP 

Bruttosozialprodukt 

BT-Drs. 

Bundestags-Drucksache 

BVG 

Berliner Verkehrsbetriebe 

CAD 

Computer Aided Design 

(Rechnerunterstütztes System zur Projektierung, Entwicklung und Konstruktion) 

CAE 

China Aeronautical Establishment 

(Chinesische Luftfahrtbehörde, dem Luftfahrtministerium nachgeordnet) 

CAM 

Computer Aided Manufacturing 

(Rechnerunterstütztes System zur Steuerung des Fertigungsablaufs) 

GAS 

Chemical Abstract Service 

CCMS 

Committee on the Challenges of Modern Society (Umweltausschuß der NATO) 

GERD 

Committee for Energy Research and Development 
(Komitee für Energieforschung und -entwicklung) 

GERN 

Conseil Europeen pour la Recherche Nucleaire, Genf 
(Europäische Organisation für Kernforschung) 

GGIAR 

Consultative Group on International Agricultural Research 
(Beratungsgruppe für Internationale Agrarforschung) 

GIGGP 

Committee for Information Computer and Communication Policy 
(OECD-Ausschuß für Informations-Computer und Kommunikationspolitik) 

GMEA 

Council for Mutual Economic Assistance (Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe) 

GNES 

Centre National d’Etudes Spatiales 
(Franz. Zentrum für Weltraumforschung) 

GOMEGON 

Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 

CO 2 

GOST 

Kohlendioxid 

Cooperation Europeenne dans le domaine de la recherche scientifique et technique 
(Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung) 

GSTD 

Center for Science and Technology for Development 

(Zentrum der Vereinten Nationen für Wissenschaft und Technologie im Dienst der Ent- 
wicklung) 

GSTP 

Committee for Scientific and Technological Policy 
(OECD-Ausschuß für Wissenschafts- und Technologiepolitik) 

DAAD 

Deutscher Akademischer Austauschdienst e. V., Bonn 

DAI 

Deutsches Archäologisches Institut, Berlin 
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DAKOR 

Datenbank für die Koordinierung der FuE-Vorhaben der Bundesressorts beim BMFT 

DASTAT 

Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstatistik (Ausgaben des Bundes) beim 
BMFT 

DAVOR 

Datenbank für Förderungsvorhaben des BMFT 

DB 

Deutsche Bundesbahn 

DBF 

Deutsche Bundespost 

DECHEMA 

Deutsche Gesellschaft für chemisches Apparatewesen e. V., Frankfurt 

DEKORP 

Deutsche Kontinentale Reflexionsseismische Programme 

DESY 

Stiftung Deutsches Elektronen Synchrotron, Hamburg 

DFG 

Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V., Bonn 

DFN 

Deutsches Forschungsnetz 

DFS 

Deutscher Fernmeldesatellit 

DFVLR 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V., Köln 

DGD 

Deutsche Gesellschaft für Dokumentation e. V., Frankfurt 

DGFI 

Deutsches Geodätisches Forschungsinstitut, Frankfurt 

DGFK 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliktforschung e. V., Bonn 

DGK 

Deutsche Geodätische Kommission 

DHI 

Deutsches Hydrographisches Institut, Hamburg 

DHI/Paris 

Rom 

Deutsches Historisches Institut 

DIE 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik gGmbH, Berlin 

DIMDI 

Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Information, Köln 

DIPF 

Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung, Frankfurt 

DITR 

Deutsches Informationszentrum für Technische Regeln, Berlin 

DIW 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 

DKFZ 

Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 

DNW 

Deutsch-Niederländischer Windkanal, Emmeloord/Niederlande 

DORIS 

Doppelringspeicher bei DESY, Hamburg 

DRG 

Gruppe für Verteidigungsforschung der NATO 

DSM 

DÜI 

Deutsches Schiffahrtsmuseum, Bremerhaven 

Stiftung Deutsches Übersee-Institut, Hamburg 

DV 

Datenverarbeitung 

DVGW 

Deutscher Verein des Gas- und Wasserfachs, Karlsruhe 

DWD 

Deutscher Wetterdienst, Offenbach 

DWK 

Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung, Hannover 

EARTHNET 

Europäisches Erdbeobachtungs-Daten-Netzwerk 

EBM-Waren 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

ECE 

Economic Commission for Europe 
(LTN-Wirtschaftskommission für Europa) 

ECS 

European Communication Satellite Program (ESA) 

(Operationelles europäisches Nachrichtensatelliten-Programm) 

ECU 

European Currency Unit (Europäische Rechnungseinheit) 

EDV 

Elektronische Datenverarbeitung 

EG 

Europäische Gemeinschaften 

EGKS 

ELBENA/ 

LINAC 

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

ELBENA Linear Accelerator (Elektronenbeschleuniger) 
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ELDO 

European Launcher Development Organization 

(Europäische Organisation für die Entwicklung und den Bau von Raumfahrzeugträ- 
gern) 

EMBC 

European Molecular Biology Conference, Heidelberg 
(Europäische Konferenz für Molekularbiologie) 

EMBL 

European Molecular Biology Laboratory, Heidelberg 
(Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie) 

EMBO 

Europäische Organisation für Molekularbiologie 

ENV 131 

Europäische Gewässerschutzrichtlinie 

ERE 

Europäische Rechnungseinheit 

ERP 

European Recovery Program (Marshall-Plan) 

ESA 

European Space Agency, Paris 
(Europäische Weltraumorganisation) 

ESO 

European Southern Observatory, Garching 

(Europäische Organisation für Astronomische Forschung in der Südlichen Hemisphäre) 

ESOC 

European Space Operation Center, Darmstadt 
(Europäisches Weltraum-Operationszentrum) 

ESRIN 

European Space Research Institute (Europäisches Weltraumforschungsinstitut) 

ESRO 

European Space Research Organization (Europäische Weltraumforschungsorganisation) 

EStDV 

Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

ESTEC 

European Space Research and Technology Center, Nordwijk 
(Europäisches Weltraumforschungs- und -technologiezentrum der ESA) 

EStG 

Einkommensteuergesetz 

ESVG 

Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 

ETW 

Europäischer-Transschall-Windkanal 

EUMETSAT 

European Meteorological Satellite Organization 
(Europäische Organisation für Meteorologische Satelliten) 


EURATOM Europäische Atomgemeinschaft 

EUROCHEMIC Europäische Gesellschaft für die chemische Aufbereitung bestrahlter Kernbrennstoffe 


EURONET 

Europäisches Datenübertragungsnetz 

EUTELSAT 

European Telecommunications Satellite Organization 
(Europäische Organisation für Fernmeldesatelliten) ^ 

EXOSAT 

European X-Ray Observatory Satellite (ESA) 

(Satellit zur Erforschung von galaktischen und extragalaktischen Röntgenstrahlquellen) 

EZMW 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage, Reading, Großbritannien 

FAL 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode 

FAO 

Food and Agriculture Organization 

(Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen) 

FCKW 

Fluorchlorkohlenwasserstoff 

FF 

Französische Francs 

FGAN 

Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwissenschaften, Wachtberg-Werthoven 

FGSV 

Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 

FhG 

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V., München 

FID 

Federation Internationale de Documentation 
(Internationaler Verband für Dokumentation) 

FIZ 

Fachinformationszentrum 

FUB 

Freie Universität Berlin, Berlin 

FuE ■ 

FuT 

FWG 

Foschung und Entwicklung 

Forschung und Technologie 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall und Geophysik, Kiel 
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GARTEUR 

Group of Aeronautical Research and Technology in Europe 
(Gruppe für Aeronautische Forschung und Technologie in Europa) 

GATE 

German Appropriate Technology Exchange 
(Deutsches Zentrum für Entwicklungstechnologien) 

GBF 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH, Braunschweig-Stöckheim 

GeV 

GES 

Giga Elektronenvolt 

Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Gemeinschaften, Ispra/Karlsruhe/ 
Geel/Petten 

GFZ 

Großforschungszentrum 

GG 

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 

GhK 

Gesamthochschule Kassel 

GID 

Gesellschaft für Information und Dokumentation mbH, Frankfurt/ Main 

GKSS 

GKSS-Forschungszentrum Geesthacht mbH, Geesthacht 

GKV 

Gesetzliche Krankenversicherung 

GMD 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH, St. Augustin 

GRS 

Gesellschaft für Reaktorsicherheit, Köln 

GSF 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH, Neuherberg bei München 

GSI 

Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH, Darmstadt 

GTZ 

Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, Eschborn 

GUSI 

GUZ 

GKSS-Unterwasser-Simulationsanlage 

Gasultrazentrifuge 

GV 

Gemeindeverband 

GVFG 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

GVZ 

Güterverteilzentren 

HASYLAB 

Hamburger Synchrotronstrahlungslabor 

H-Bahn 

Kabinenbahnsystem 

HBFG 

Hochschulbauförderungsgesetz 

HdA 

Humanisierung des Arbeitslebens 

HERA 

Hadron-Elektron-Ring-Anlage 

HHI 

Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik Berlin GmbH, Berlin 

HIT 

Hamburger Institut für Technologieförderung 

HMI 

Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung Berlin GmbH, Berlin 

HSVA 

Hamburger Schiffbau Versuchsanstalt 

HTR 

Hochtemperatur-Reaktor 

HWWA 

HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg 

lAB 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 

lAEO 

International Atomic Energy Organization, Wien 
(Internationale Atomenergie Organisation) 

IBS 

Innovations- und Technologieberatungsstelle 

ICES 

International Council for the Exploration of the Sea 
(Internationaler Rat für Meeresforschung) 

ICSU 

International Council of Scientific Unions 
(Internationaler Rat wissenschaftlicher Vereinigungen) 

ICSTD 

Intergovermental Committee for Science and Technology for Development 
(Zwischenstaatlicher Ausschuß der Vereinten Nationen für Wissenschaft und Technolo- 
gie im Dienst der Entwicklung) 

lEA 

International Energy Agency 
(Internationale Energie Agentur der OECD) 
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IFAG 

IfG 

IFLA 

Institut für Angewandte Geodäsie, Frankfurt 

Institution für Gemeinschaftsforschung 

International Federation of Library Associations 
(Internationaler Verband von Bibliotheksvereinigungen) 

IfM 

IGCP 

Institut für Meeresforschung, Bremerhaven 

International Geological Correlation Program 
(Internationales geologisches Programm der UNESCO) 

IHK 

IHP 

Industrie- und Handelskammer 

International Hydrological Program 

(Internationales hydrologisches Programm der UNESCO) 

IIASA 

Internationales Institut für Angewandte Systemanalyse, Wien 

IIMV 

IIUG 

IIVG 

ILL 

INIS 

Internationales Institut für Management und Verwaltung des WZB, Berlin 

Internationales Institut für Umwelt und Gesellschaft des WZB, Berlin 

Internationales Institut für Vergleichende Gesellschaftsforschung des WZB, Berlin 
Institut Max von Laue — Paul Langevin, Grenoble 

Internationales Nukleares Informationssystem 

INMARSAT 

International Maritime Satellite Organization 
(Internationale Organisation für maritimes Satellitensystem) 

INKA 

INTELSAT 

Informationssystem Karlsruhe 

International Telecommunications Satellite Organization 
(Internationale Organisation für Fernmeldesatelliten) 

InvZulG 

IOC 

Investitionszulagengesetz 

International Oceanographic Commission, Paris 
(Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission der UNESCO) 

IPK 

Institut für Produktionsanlagen und Konstruktionstechnik der FhG, Berlin 

IPN 

Institut für Pädagogik der Naturwissenschaften an der Universität Kiel 

IPP 

ISIC 

ISL 

ISDN 

ITB Hessen 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik, Garching bei München 

Internationale Wirtschaftszweigsystematik 

Deutsch-französisches Forschungsinstitut Saint-Louis, Saint-Louis 

Integrated Service Digital Network 

Innovations- und Technologie-Beratungsstelle der hessischen Industrie- und Handels- 
kammern 

ITZ 

luD 

IWF 

Innovationsförderungs- und Technologietransfer-Zentrum, Essen 

Information und Dokumentation 

Institut für Werkzeugmaschinen und Fertigungstechnik der TU Berlin 

jato 

JET 

Jahrestonne 

Joint European Torus 
(Europäisches Fusionsgroßexperiment) 

JGHI 

JURIS 

Johann-Gottfried-Herder-Institut, Marburg 

Juristisches Informationssystem, Bonn 

KFA 

KfK 

Kernforschungsanlage Jülich GmbH, Jülich 

Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH, Karlsruhe 

KHI 

Kunsthistorisches Institut, Florenz 

KIN 

KIS 

Institut für Lebensmittelkonservierung, Neumünster 

Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik, Freiburg 

KMK 

KMU 

Kultusministerkonferenz 

Kleine und mittlere Unternehmen 
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KSZE 

KTV 

Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

Kabeltelevision 

LEP 

Large Electron-Positron Storage Ring 
(Elektron-Positron-Speicherringanlage) 

LWR 

Leichtwasserreaktor 

MAB 

Man and the Biosphere 
(Ökologie-Programm der UNESCO) 

M-Bahn 

METEOSAT 

Magnet-Bahn 

Meteorological Satellite 
(Meteorologischer Satellit der ESA) 

MeV 

Mega Elektronenvolt 

MIZEX 

MOMS 

MOP 

MPG 

Marginal Ice Zone Experiment 

Modulare optoelektronische Scanner 

Meteosat-Operational-Programm 

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., München 

MPI 

MPST 

MRCA 

Max- Planck-Institut 

Mehrprozessor-Steuerungssystem 

Multi Role Combat Aircraft 
(Mehrzweckkampfflugzeug) 

MW 

Mega Watt 

MWe 

MWth 

Mega Watt elektrisch 

Mega Watt thermisch 

NABS 

Nomenclature pour TAnalyse et la Comparaison des Budgets et Programmes 
Scientifiques 

NASA 

National Aeronautics and Space Administration 
(Nationales Amt für Luft- und Raumfahrt der USA) 

NATO 

North Atlantic Treaty Organization, Brüssel 
(Nordatlantikpakt Organisation) 

NEA 

Nuclear Energy Agency, Paris 
(Kernenergieagentur der OECD) 

NE-Metalle 

Nichteisen-Metalle 

NET 

Next-European-Torus 

NLR 

NORDFOSK 

NO, 

NSF 

Nationaal Lucht- en Ruimtevaart-Laboratorium 

Skandinavischer Rat für angewandte Forschung 

Stickoxide 

National Science Foundation 

(Nationale Wissenschaftsstiftung, Wissenschaftliche Spitzenorganisation der USA) 

OECD 

Organization for Economic Cooperation and Development, Paris 
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

ÖPNV 

OTTI 

öffentlicher Personennahverkehr 

Ostbayerisches Technologie-Transfer-Institut, Regensburg 

PAS 

PETRA 

PGI 

Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen Volkshochschulverbandes, Frankfurt/Main 
Positron-Elektron-Tandem-Ring-Beschleuniger-Anlage 

General Information Program 

(Allgemeine Informationsprogramme der UNESCO) 

PH 

Pädagogische Hochschule 

PKZ 

PNP 

Personalkostenzuschußprogramm 

Private Non-Profit Organizations (Private Institutionen ohne Erwerbscharakter) 
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PNP 

Projekt Nukleare Prozeßwärme der KFA 

PS 

Protonensynchrotron 

PT 

Projektträger 

PTB 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt, Braunschweig und Berlin 

RE 

REFA 

Rechnungseinheit 

Verband für Arbeitsstudien und Betriebsorganisation e. V., Darmstadt 

RKW 

Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V., Eschborn 

RV 

Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern über die gemeinsame Förderung 
der Forschung nach Artikel 91b GG vom 28. November 1975 

RWI 

Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen 

RWTH 

Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 

SBR 

Schnelle Brutreaktoren 

SCAR 

Scientific Committee on Antarctic Research 
(Wissenschaftlicher Ausschuß für Antarktisforschung) 

SFB 

Sfr 

Sonderforschungsbereiche 

Schweizer Franken 

SIN 

Schweizerisches Institut für Nuklearforschung, Villingen/Schweiz 

SIS 

SNA 

Schwerionen-Synchrotron 

System of national accounts 

SNQ 

SNR 

Spallations-Neutronenquelle 

Schneller natriumgekühlter Reaktor 

SPACELAB 

Spacelaboratory 

(Europäisch-amerikanisches Gemeinschaftsprojekt eines Weltraumlaboratoriums) 

SPACE- 

SHUTTLE 

Raumtransporter für Nutzlasten in niedrige Erdumlaufbahnen 

SPAS 

Shuttle Pallet Satellite 

SPS 

Super-Protonensynchrotron 

StBA 

Statistisches Bundesamt 

STN 

Scientific and Technical Network 
(Rechnerverband für Wissenschaft und Technik) 

SYMPHONIE 

Deutsch-französischer experimenteller Fernmeldesatellit 

TELECOM 

Telecommunications Program 

(Präoperationelles Fernmeldesatelliten-System der ESA) 

TEXTOR 

TOKAMAK-Versuchsanordnung der KFA 

TH 

Technische Hochschule 

THTR 

Thorium-Hochtemperatur-Reaktor 

TIB 

Technische Informationsbibliothek an der Technischen Universität, Hannover 

TIB Kassel 

Technologie- und Innovationsberatung der Gesamthochschule, Kassel 

TIV 

Technologie-Informations-Vermittlungsstelle an der Handelskammer des Saarlandes 

TU 

Technische Universität 

TUB 

Technische Universität Berlin 

TUHH 

Technische Universität Hamburg-Harburg 

TVA 

Technologievermittlungsagentur 

TVE 

Transrapid Versuchsanlage Emsland 

UBA 

Umweltbundesamt Berlin 

UN 

United Nations 
(Vereinte Nationen) 
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UNCTAD 

United Nations Conference on Trade and Development 

UNDP 

United Nations Development Program 
(Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen) 

UNEP 

United Nations Environment Program 
(Umweltprogramm der Vereinten Nationen) 

UNESCO 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, Paris 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur) 

UNIDO 

United Nations Industrial Development Organization 
(Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung) 

UNILAC 

Universal Linear Accelerator 
(Schwerionenbeschleuniger in Darmstadt) 

UNISIST 

United Nations Scientific Information System 

(Weltweites Informations- und Dokumentationssystem der UNESCO) 

UNITAR 

United Nations Institute for Training and Research 

(Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung und Forschung) 

VDI 

Verein Deutscher Ingenieure, Düsseldorf 

VICKSI 

Van de Graaff Isochron-Cyclotron Kombination für schwere Ionen (HMI) 

VLSI 

Very large scale integration 

VN 

Vereinte Nationen, New York 

vo 

Verordnung 

WAK 

Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe 

WaStrG 

Wasserstraßen-Gesetz 

WEG 

Wagnisfinanzierungs-Gesellschaft 

WHG 

Wasserhaushaltsgesetz 

WHO 

World Health Organization 
(Weltgesundheitsorganisation) 

WMO 

World Meteorological Organization, Genf 
(Weltorganisation für Meteorologie) 

WSV 

Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes 

WTR 

Wissenschaftlich-Technischer Rat 

WZB 

Wissenschaftszentrum Berlin GmbH, Berlin 

ZADI 

Zentralstelle für Agrardokumentation und -Information, Bonn 

ZE 

Zuwendungsempfänger 

ZKBS 

Zentrale Kommission für die Biologische Sicherheit 
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Sachverzeichnis 

Die römischen Zahlen verweisen auf den jeweiligen Teil des Berichts, die arabischen Zahlen auf das jewei 


lige Kapitel. 

A 

Abfallwirtschaft: 

Abkommen: 

Agrarforschung: 

Ägypten: 

AIF: 

AIRBUS: 

Akademie der Wissenschaften und der Literatur: . . 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung: 

Akademienprogramm: 

Alfred-Wegener-Institut für Polarforschung (AWI): . 

Angewandte Systemanalyse: 

Antarktisforschung: 

Anwendungsorientierte Forschung: 

Anwendungssatelliten: 

Aquakultur: 

Arbeitsgemeinschaft für angewandte Forschung 
und Entwicklung von Mitgliedern der Fach- 
hochschule Wiesbaden e. V.: 

Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrich- 
tungen (AGF): 

Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsver- 
einigungen e. V. (AIF): 

Arbeitsmarktforschung: 

Arbeitsschutz: 

Archäologie: 

Argentinien: 

ARIANE: 

Arzneimittel: 

Astronomie: 

Astrophysik: 

Ausbildung: 

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen: 

Ausschuß für Wissenschafts- und Technologiepoli- 
tik (CSTP): 

Automatisierung: 

B 

Baden-Württemberg: 

Bahnsysteme: 

Basistechnologien: 


III 2.13.3; VI 2.3.13; VI 4.2.5 
V3 

III 2.17; V 1.1.1; V 2.1.5; V 2.2.11; VI 4.4 

V 1.3.3; V 3 

II 9; III 2.21.1; IV 2.1.5; IV 2.2.3; IV 2.2.4; IV 2.6.2; 

IV 2.6.4; VI 1.1; VI 1.5; VI 1.7 

II 9.4 
IV 2.9.2 
VI 3.3 

14.5; II 8; III 2.22.1 

III 2.3.1; IV 2.4; VI 2.2; VI 2.3.1 
I 2.2; III 2.22.2; V 2.2.7 

III 2.3; IV 2.11.2; V 1.3.2; VI 2.3.1 
13.1; 13.3; II 9; II 10; III; IV; VI 
III 2.4; V 1.1.3 

III 2.3.2; III 2.17.2 

IV 2.6.4 

I 1.2.2; I 4.3; VI 2 

I 3.3.3; II 9; III 2.21; IV 2.1.5; IV 2.2.3; IV 2.2.4; IV 2.6.2; 
IV 2.6.4; VI 1.1; VI 1.5; VI 1.7; VII 1.3 

VI 3.4.7; VI 4.5.2 

III 2.18; IV 2.4.4; VI 3.4.7; VI 4.5 

III 2.22.2; VI 4.1.1 

V 1.3.3; V 3 
III 2.4; V 1.1.3 

III 2.10.3; III 2.16.2; VI 4.7.1; VI 4.7.2 
III 2.2.4; III 2.4.3; V 2.2.3; VI 3.2.1; VI 3.4.6 
III2.4.3; VI3.2.1; VI 3.4.6 

II 7; III 2.19; IV; V 1.1.1; V 2.1.7; V 2.2.10 
II 1.2; II 3; III 2.22.1; IV 2; VII 2.2.4 

V 1.1.5 

II 9; III 2.9; III 2.12; III 2.18; III 2.21 


II 7; IV 2.1; VI 1.2; VI 3.3 

III 2.7.3 
III 2.11.2 
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Battelle-Institut: 

Bauforschung: 

Bauinformationszentrum beim Bauzentrum Mün- 
chen: 

Bayern: 

Belgien: 

Beratungsgruppe für Internationale Agrarfor- 
schung (CGIAR): 

Beratungsstelle für Innovations- und Technologie- 
transfer (BITT): 

Bergbau / Bergtechnik: 

Bergbau-Museum: 

Berlin: 

Berliner Synchrotronstrahlung (BESSY): 

Bernhard-Nocht-Institut für Schiffs- und Tropen- 
krankheiten: 

Berufsbildung: 

Beschaffungswesen: 

Bevölkerungsforschung: 

Bibliotheken, Archive, Museen: 

Bilaterale Zusammenarbeit: 

Bildungs- und Berufsbildungsforschung: 

Biologische Anstalt Helgoland (BAH): 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst- 
wirtschaft: 

Biotechnologie / -Wissenschaften: 

Blaue Liste: 

Brasilien: 

Bremen: 

Bremer Ausschuß für Wirtschaftsforschung (BAW): 
Bremer Institut für angewandte Strahltechnik: 

Bremer Institut für Betriebstechnik und ange- 
wandte Arbeitswissenschaft (BIBA): 

Bremer Institut für Präventionsforschung und So- 
zialmedizin (BIPS): 

Brutreaktoren: 

Bürosystemtechnik: 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung: 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz: 

Bundesanstalt für Fettforschung: 

Bundesanstalt für Fleischforschung: 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe (BGR): 

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG): 

Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM): 

Bundesanstalt für Milchforschung: 


IV 2.6.4 

III 2.15; VI 3.2.2 

IV 2.2.3 

II7;IV2.2; VI1.2; VI 3.3; VI 3.5 

V 1.1.6; V 2.1.4; V 2.2.5; V 3 

III 2.17.3; V 2.2.11 

IV 2.9.4; IV 2.11.3 

III 2.5.2; III 2.6; III 2.21.1 

VI 3.3 

II 7; III 2.2.4; III 2.21.1; IV 2.3; VI 1.2; VI 3.3; VI 3.5; 

VI 4.3.1; VI 4.3.3; VI 4.4.8 

III 2.2.4; IV 2.3 

IV 2.5.2; VI 3.3 

III 2.18; III 2.19; V 2.1.7; VI 4.5.2; VI 4.12 
I 3.3.2; I 3.3.3 
III 2.22.2; VI 4.2.1 

III 2.20.4; III 2.22.1; VI 4.11; VI 4.11.4 
III 2.22.2; VI. 1.6; V 1.3.3 
III2.19; VI4.12; VI 4.5.2 

III 2.3.1; III 2.3.2; IV 2.5.2; VI 4.11.1 

IV 2.3.2; IV 2.7.2; VI 4.4.8 

I 1.1; I 3.1; I 4.5; I 4.7; III 2.4.3; III 2.10; IV 2.2; IV 2.3.3; 

IV 2.7.3; V 1.1.1; V 1.1.3; V 2.2.4; VI 2.3.5; VI 2.3.9; 

VI 3.2.1; VI 4.4.8; VI 4.11.1 

118; VI 3.1; VI 3.3; VI 3.4 

V 1.3.3; V 3 

siehe Freie Hansestadt Bremen 
IV 2.4.3 
IV 2.4.4 

IV 2.4 

IV 2.4 

III 2.5.4; V 1.1.6; VI 2.3.13 
III 2.9 

I 4.5; III 2.19.2; III 2.20.4; VI 3.1 
III 2.18.1; VI 4.5.1 

VI 4.4.5 
VI 4.4.3 

III 2.3; IV 2.7.2; VI 4.3.2 
III 2.13.1; VI 4.8.3 
III 2.21.2; IV 2.3.2; VI 4.3.1 
VI 4.4.2 
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Bundesanstalt für Sera und Impfstoffe — Paul- 
Ehrlich-Institut: 

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt): 

Bundesanstalt für Wasserbau (BAW): 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung; 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei: 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirt- 
schaft: 

Bundesforschungsanstalt für Gartenbauliche 

Pflanzenzüchtung: 

Bundesforschungsanstalt für Getreide- und Kartof- 
felverarbeitung: 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung: 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 

Braunschweig-Völkenrode (FAL): 

Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 

Landschaftsökologie: 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung: 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere: 

Bundesgesundheitsamt (BGA): 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB): 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BIB): . . 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und inter- 
nationale Studien (BlOst): 

Bundesinstitut für Sportwissenschaften (BISP): . . . 

Bundesminister des Auswärtigen (AA): 

Bundesminister des Innern (BMI): 

Bundesminister der Justiz (BMJ): 

Bundesminister für Wirtschaft (BMWi): 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (BML): 

Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
(BMB): 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

(BMA): 

Bundesminister für Verteidigung (BMVg): 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit (BMJFG): 

Bundesminister für Verkehr (BMV): 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewe- 
sen (BMP): 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (BMBau): 

Bundesminister für Forschung und Technologie 
(BMFT): 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
(BMBW): 


VI 4.7.2 
VI 3.5; VI 4.8.1 

III 2.3.2; III 2.13.1; IV 2.5.2; VI 4.8.2 
VI 4.4.1 

rV 2.5.2; VI 4.4.6 

III 2.6.2; IV 2.5.2; VI 4.4.13 

VI 4.4.11 

III 2.6.2; VI 4.4.4 

VI 4.10.1 

III 2.6.2; IV 2.7.2; VI 4.4.7 

VI 4.4.12 
VI 4.4.10 

VI 4.4.9 

III 2.16.3; III 2.17.1; IV 2.3.2; VI 4.7.1 
III 2.19; VI 4.12.1 
VI 4.2.1 

VI 4.2.2 
VI 4.2.3 

III 2.22; VI 3.3; VI 4.1 

III 2.22; VI 3.3; VI 3.5; VI 4.2 

III 2.22.2; VI 3.5 

II 4; II 9; II 2.3.2; II 2.6.1; III 2.8.1; III 2.15.4; III 2.21; 

III 2.22; VI 1.5; VI 3.3; VI 3.5; VI 4.3 

III 2.3.2; III 2.6.2; III 2.10.1; III 2.13.4; III 2.17.2; 

III 2.20; III 2.21; III 2.22; V 2.2.11; VI 3.3; VI 3.5; VI 4.4 

III 2.22.2; VI 3.3 

III 2.18; III 2.22; VI 3.3; VI 4.5 

II 4; II 9; III 2.8.1; III 2.23; V 2.2.9; VI 4.6 

III 2.10.1; III 2.17.1; III 2.20.3; III 2.22; VI 3.3; VI 3.5; 
VI 4.7 

III 2.7.1; III 2.8.1; III 2.15.4; III 2.22; V 2.2.6; VI 3.5; 

VI 4.8 

III 2.4; III 2.9.2; VI 4.9 
III 2.15; VI 3.3; VI 4.10 

I 4.2; I 4.6; II 4; II 9; III; V; VI 3.3; VI 3.5; VI 4.11 
III 2.19; III 2.22; V 2.2.10; VI 3.3; VI 3.4.5; VI 4.12 
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Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit (BMZ): 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation: 

C 

CAD / CAM: 

CERN: 

CGIAR: 

Chemie, Mineralöl, Kunststoffe: 

Chemisches Untersuchungsamt Saarbrücken: 

China: 

COST: 

Computer- und Computeranwendung: 

D 

Dahlemkonferenzen: 

Datenverarbeitung: 

Dechema-Institut Frankfurt: 

DESY: 

Deutsche Bundesbahn: 

Deutsche Bundespost: 

Deutsche Demokratische Republik: 

Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammen- 
arbeit; 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt (DFVLR): 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG): 

Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittelche- 
mie; 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konflikt- 
forschung (DGFK): 

Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammen- 
arbeit 

Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen: 

Deutsche Wagnisfinanzierungsgesellschaft (WFG): . 

Deutsch-französisches Forschungsinstitut Saint- 
Louis (ISL): 

Deutsch-Niederländischer Windkanal (DNW): 

Deutscher Verein des Gas- und Wasserfachs 

(DVGW): 

Deutscher Wetterdienst (DWD): 

Deutsches Archäologisches Institut (DAI): 

Deutsches Bibliotheksinstitut: 

Deutsches Elektronensynchrotron (DESY): 

Deutsches Forschungsnetz: 

Deutsches Historisches Institut Paris: 

Deutsches Historisches Institut Rom: 

Deutsches Hydrographisches Institut (DHI): 


HI 2.6.1; III 2.17.3; III 2.22; V 1.3.3; VI 4.13 
VI 3.5 

12.2.1; 13.1; III 2.12 

III 2.2; IV 2.9.3; V 1.1.3; V 2.2.1 

V 2.2.11 

III 2.3.2; IV 2.6.3; IV 2.7.3; VI 3.2.1; VI 4.3.1 

IV 2.10.2 

III 2.7.4; V 1.3.3; V 3 

V 1.1.2 

I 3.1; III 2.9.1; III 2.12; III 2.18; III 2.20; VI 2.3.7 

IV 2.3.3 

I 3.1; III 2.9.1; IH 2.12; III 2.20; IV 2.1.3; V 1.1.1; 

VI 2.3.7; VI 2.3.9; VI 2.3.10; VI 2.3.11 

IV 2.6.3 

I 4.3; III 2.2; III 2.11.2; IV 2.5.2; VI 1.7; VI 2.2; VI 2.3.2 

III 2.7.3 

III 2.9; IV 2.3.1 

V 1.2 

V 1.3.3 

III 2.4.3; III 2.8.1; III 2.13.1; IV 2.1.3; IV 2.1.4; IV 2.2; 

IV 2.7.2; IV 2.8.2; VI 1.7; VI 2.2; VI 2.3.3 

I 1.2; I 2; I 4.2; II 8; III 2.1.3; III 2.2.2; III 2.3; III 2.4; 
III 2.10; III 2.13.2; III 2.22; IV 2.2.1; IV 2.8.2; VI 1.2 

VI 3.3 

III 2.22; VI 1.6; VI 3.3 

V 1.3.3 

III 2.5.4 
III 2.21.2 

IH 2.23.2; V 2.2.9 
III 2.8.4; V 1.1.6; V 2.2.2 

III 2.6.3 

III 2.3; IV 2.5.2; VI 4.8.5 
III 2.22; VI 4.11 
VI 3.3 

III 2.2; III 2.11.2; IV 2.5.2; VI 1.7; VI 2.2; VI 2.3.2 

I 3.3.3; III 2.9.2 

III 2.22.1; VI 4.11.2 

III 2.22.1; VI 4.11.3 

III 2.3; IV 2.5.2; VI 4.8.4 
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Deutsches Informationszentrum für Technische 
Regeln: 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik gGmbH 
(DIE): 

Deutsches Institut für Fernstudien an der Univer- 
sität Tübingen (DIFF): 

Deutsches Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung (DIPF): 

Deutsches Institut für Kautschuktechnologie: 

Deutsches Institut für medizinische Dokumenta- 
tion und Information (DIMDI): 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: 

Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ): 

Deutsches Museum: 

Deutsches Polen-Institut e. V.: 

Deutsches Primatenzentrum (DPZ): 

Deutsches Schiffahrtsmuseum: 

Diabetes-Forschungsinstitut an der Universität 
Düsseldorf: 

Direkte Forschungsförderung: 

DORIS: 

Dritte Welt: 

Drittmittel: 

E 

EG: 

Elektronik: 

Emissionsarme Technologien: 

Endlagerung radioaktiver Abfälle: 

Energieforschung und Energietechnologie: 

Entbürokratisierung: 

Entsorgung: 

Entwicklungsländer: 

Erderkundung: 

Ernährungsforschung: 

Erstinnovation: 

ESA; 

ESO: 

Ethik: 

EURATOM: 

Europa-Institut: 

Europäische Gemeinschaften: 

Europäische Konferenz für Molekularbiologie 
(EMBC): 

Europäische Organisation für Astronomische For- 
schung in der südlichen Hemisphäre (ESO); 


VI 3.5 

III 2.22.2; VI 4.13.1 
VI 3.3 

IV 2.6.2; VI 3.3 
IV 2.7.3 

III 2.20.3; VI 3.5; VI 4.7.3 

IV 2.3; VI 3.3 

III 2.16.3; IV 2.1.3; VI 2.2; VI 2.3.4 
VI 3.3 

IV 2.9.2 

IV 2.7.2; VI 3.3 
IV 2.4.3; VI 3.3 

VI 3.3 
I 3.3.3; II 9 

III 2.2; VI 2.3.2 

IV 2.5.3; V 1.1.1; V 1.3.3; VI 4.13.1 
14.2; II 8; IV 2.2.2 


siehe Europäische Gemeinschaften 

I 3.1; III 2.9.3; III 2.12; V 1.1.1; VI 2.3.7; VI 2.3.10; 

VI 3.4.2 

III 2.5; III 2.13.3 

III 2.5.4; VI 2.3.8; VI 2.3.13 

I 1.1; I 4.5; III 2.5; III 2.15.6; IV 2.1.4; IV 2.6.3; IV 2.10.3; 

V 1.1.1; V 2.1.2; V 2.1.5; V 2.2.1; V 2.2.5; VI 2.3.10; 

VI 2.3.12; VI 2.3.13 

14.6 

III 2.5.4; III 2.13.3; VI 2.3.13 

I 1.1; IV 2.5.3; V 1.1.1; V 1.3.3; VI 4.13.1 
III 2.4; III 2.13.5; V 1.1.3; VI 2.3.3 

III 2.10; III 2.16.1; III 2.17; V 2.1.5; V 2.2.11; VI 4.4 

II 9; III 2.21; IV; V 1.1.1 

III 2.4; III2.13.5; V 1.1.3; V 2.1.1 

III 2.2; III2.4.2; V 1.1.3; V 2.2.3 
I 2.1.3 

V 1.1.1; V 2.2.5; VI 2.3.11; VI 2.3.12 

IV 2.10.3 

II 11; III 2.6.1; III 2.13.1; III 2.20; V 1.1.1; VI 4.4.5; 

VI 4.7.1; VII 2.2.5 

III 2.10.4; V 2.2.4 

III 2.2; III 2.4.2; V 1.1.3; V 2.2.3 
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Europäische Organisation für Kernforschung 

(CERN): 

Europäische Synchrotron-Strahlungsquelle 

(ESRF): 

Europäische Weltraumorganisation (ESA): 

Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung 
(COST): 

Europäischer Transschall-Windkanal (ETW): 

Europäisches Hochschulinstitut (EHI): 

Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie 
(EMBL): 

Europäisches Weltraumorganisationszentrum 

(ESOC): 

Europäisches Zentrum für Maßnahmen zur Luft- 
reinhaltung: 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervor- 
hersage (EZMW): 

Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik (ESTEC): 

Exilforschung; 

Externe Vertragsforschung: 

Extraterrestrische Forschung; 

F 

Fachhochschulen: 

Fachinformation und Informationseinrichtungen; .. 
Fachinformationszentrum Chemie; 

Fachinformationszentrum Energie, Physik, Mathe- 
matik: 

Fachinformationszentrum Technik: 

Fachinformationszentrum Werkstoffe: 

FAO; 

Fernmeldesatellitensysteme; 

Fernmeldetechnik: 

Fernsehrundfunksatelliten: 

Fernwärme-Forschungsinstitut: 

Fernwärmeversorgung: 

Fertigungstechnik: 

Festkörperforschung: 

Fettforschung: 

Finanzplanung: 

Fischwirtschaft: 

Fleischforschung: 

Förderungsinstrumente: 

Förderungstransparenz: 

Forschung und Entwicklung im internationalen 
Vergleich: 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasser- 
schall- und Geophysik (FWG); 


III 2.2; V 1.1.3; V 2.2.1 

IV 2.8.2 

III 2.4; III 2.13.5; IV 2.6.2; V 1.1.3; V 2.1.1 

V 1.1.2 

III 2.8.4; IV 2.8.2 
III 2.22.2; V 2.2.10 

III 2.10.5; V 1.1.3; V 2.2.4 

III 2.4.3; IV 2.6.2; V 2.1.1 

IV 2.1.4 

V 2.2.6 

V 2.1.1 
IV 2.5.3 

II 9; III 2.21.2 

III 2.4 


IV 

I 3.3.3; III 2.20; V 1.1.1; VI 3.2.2; VI 3.3; VI 3.4.1; VI 3.5 
VI 3.3; VI 3.5 

III 2.20; VI 3.3; VI 3.5 
III 2.20; VI 3.5 
III 2.20; VI 3.5 
III 2.17.2; VI 4.7.1 
III 2.4; V 1.1.3 

III 2.4; III 2.9; V 1.1.1; VI 4.9.1 

III 2.4; V 1.1.3 

IV 2.7.3 
III 2.5.1 

I 3.1.1; II 9; III 2.12; IV 2.3.3; VI 3.2.2 

III 2.2; VI 2.3.2; VI 2.3.9; VI 2.3.10; VI 2.3.12; VI 2.3.13 
VI 4.4.5 

II 5; III 

III 2.17.2; VI 4.4.6 
VI 4.4.3 

I 3.3.3; I 4.5; II 9 
14.5 

IIll; V; VII 2.2.5 
III 2.23.2; VI 4.6.1 


417 


Drucksache 10/1543 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Förder- und Forschungseinrichtungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland: 

Forschungs- und Entwicklungsergebnisse: 

Förderungsschwerpunkte: 

Forschungsanstalt für Weinbau, Gartenbau, Ge- 
tränketechnologie und Landespflege: 

Forschungsanstalt Geisenheim: 

Forschungsförderungsschwerpunkte der Bundes- 
regierung: 

— Allgemeine Forschungsförderung: 

— Bildungs- und Berufsbildungsforschung: 

— Biotechnologie: 

— Datenverarbeitung: 

— Elektronik: 

— Energieforschung und Energietechnologie: 

— Ernährung: 

— Fachinformation: 

— Fertigungstechnik: 

— Geistes- und Sozialwissenschaften: 

— Gesundheit: 

— Grundlagenforschung: 

— Humanisierung des Arbeitslebens: 

— Informationstechnologien: 

— Information und Dokumentation: 

— Innovation / Rationalisierung: 

— Klimaforschung: 

— Kommunikation: 

— Luftfahrtforschung und -entwicklung: 

— Materialforschung: 

— Meeresforschung, Meerestechnik: 

— Physikalische Technologien: 

— Polarforschung: 

— Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen, 

Bau- und Verkehrswesen: 

— Rohstoffsicherung einschl. Wasserforschung: . . . 

— Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik: . . 

— Sozialwissenschaften: 

— Transport und Verkehr: 

— Umweltforschung und Umwelttechnologie: 

— Wehrforschung und Wehrtechnik: 

— Weltraumforschung und Weltraumtechnik: 

Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwis- 
senschaften (FGAN): 

Forschungsinstitut bei der Hochschule für Verwal- 
tungswissenschaften: 

Forschungsinstitut Börstel, für experimentelle Bio- 
logie und Medizin: 

Forschungsinstitut der Deutschen Bundespost: . . . . 

Forschungsinstitut für Rationalisierung an der 
Rheinisch-Westfälischen Hochschule Aachen 
(FIR) e.V.: 

Forschungsinstitut Senckenberg: 

Forschungsinstitut und Museum König: . . 

Regionale Aspekte der Forschungsförderung: 

Forschungsplattform „Nordsee“ 

Forschungspolitische Ziele: 

Forschungsschwerpunkte der EG-Staaten: 

Forschungsstatistik: 


III 2.1; IV; V; VI 

III 

14.6; II 4; 115; III; IV; V; VI 

IV 2.6.2 
IV 2.6.3 


III 2 
III 2.19 
III 2.10 
III 2.9 
III 2.9 
III 2.5 
III 2.17 
III 2.20 
III 2.12 
III 2.22 
III 2.16 
III 2.2 
III 2.18 
III 2.9 
III 2.20 
III 2.21 
III 2.13 
III 2.9 
III 2.8 
III 2.6 
III 2.3 
III 2.11 
III 2.3 

III 2.15 
III 2.6 
III 2.14 
III 2.22 
III 2.7 
III 2.13 
III 2.23 
III 2.4 


III 2.23.2; VI 4.6.2 
VI 3.3 


IV 2.11.2; VI 3.3 
VI 4.9.1 


III 2.21.2; VI 3.3 

IV 2.6.2; VI 3.3 
VI 3.3 

II 7; IV; V 

VI 4.6.1 

II; II 5; III; IV; V 

V 1.1.1 

VII 
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Forschungsstelle für die Geschichte des National- 
sozialismus in Hamburg: 

Forschungsstelle für unabhängige Literatur und 
gesellschaftliche Bewegungen Osteuropas: 

Forschungszentrum Hoechst: 

Forsteinrichtungsanstalt Gießen: 

Forstliche Versuchsanstalt Hann. Münden: 

Fortgeschrittene Reaktoren: 

Frankreich; 

Frascati-Handbuch: 

Fraunhofer-Gesellschaft (FhG): 

Fraunhofer-Institut für angewandte Materialfor- 
schung: 

Fraunhofer-Institut für Festkörpertechnologie: 

Fraunhofer-Institut für Mikroelektronik: 

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie: . . . 

Fraunhofer-Institut für Toxikologie und Aerosol- 
forschung: 

Fraunhofer-Institut für Transporttechnik und Wa- 
rendistribution: 

Fraunhofer-Institut für zerstörungsfreie Prüfver- 
fahren: 

Freie Hansestadt Bremen; 

Freie und Hansestadt Hamburg: 

Freiheit der Wissenschaft: 

Freistaat Bayern: 

Friedens- und Konfliktforschung: 

Fritz-Haber-Institut: 

FuE-Ausgaben: 

— der außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen: 

— des Bundes: 

— durch Bund und Länder: 

— der Hochschulen: 

— der Länder: 

— des Staates: 

— der Wirtschaft: 

— der EG-Mitgliedstaaten: 

— für zivile Forschung und Entwicklung und für 

Verteidigung: 

— für die Grundlagenforschung: 

— im internationalen Vergleich: 

FuE-Personal: 

— der Hochschulen: 

— der außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen: 

— der Wirtschaft: 

Fusionsreaktor-Technologie: 

FuT-politisches Gesamtkonzept für kleine und 
mittlere Unternehmen: 

G 

Garching-Instrumente Gesellschaft zur industriel- 
len Nutzung von Forschungsergebnissen: 


IV 2.5.2 

IV 2.4.3 
IV 2.6.3 
IV 2.6.3 

IV 2.6.3 

III 2.5.4; VI 2.3.12; VI 2.3.13 

I 4.1; II 11; IV 10.3; V 1.1.1; V 1.1.6; V 2.1.1; V 2.1.3; 

V 2.1.5; V 2.1.6; V 2.2.8; V 2.2.9; V 3; VI 4.10.2 

VII 1.4 

I 1.2; I 4.5; II 8; III 2.1.4; III 2.10.1; III 2.23.2; IV 2.1.3; 

IV 2.1.5; IV 2.2; IV 2.8.2; VI 3.2.2 

IV 2.4.4 
IV 2.3.1 
IV 2.8.2 
IV 2.8.2 

IV 2.7.3 

IV 2.8.2 

IV 2.10.2 

II 7; IV 2.2; IV 2.4; VI 3.3 

II 7; IV 2.5; VI 1.2; VI 3.3; VI 3.5; VI 4.4.13 

I 1.2; I 2; III 2.2; IV 1 
II7;IV2.2; VI1.2; VI 3.3 

III 2.22; IV 2.5; VI 1.6 

IV 2.3.2 

II 2; II 4; II 5; II 7—11; III; IV; V; VI; VII 2.2 

II 2; II 8; III 2.1; IV; VI 
II 2; II 4; II 5; II 9; III; VII 2.2 
I 4.4; II 8; VI 3 

I 4.2; II 7; IV 

II 7; IV; VII 2.2.2 
II; VII 2.2.3 

13.3.1; II 10; VII 2.2.3 
II11;V 1.1.1; VII 2.2.3 

II 4; II 9; VII 
II 6; III 2.2 
II 11; V; VII 2.2.5 

II 3; VII 2.3 

14.2; II 3; IV; VII 1.5; VII 2.3 

14.3; II 3; IV; VI; VII 2.3 
I 3.3.1; II 3; VII 2.3 

III 2.5; VI 2.3.12; VI 2.3.13 
III 2.21 


IV 2.3.3 
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Gasultrazentrifuge: 

Geistes- und Sozialwissenschaften: 

Gemeinsame Forschungsstelle der EG (GFS): . . . . 

Gemeinschaftsforschung und Entwicklung der 
Wirtschaft: 

Gen-Forschung: 

Geodäsie: 

Geologisches Landesamt: 

Geowissenschaften: 

Germanisches Nationalmuseum: 

Geschichtsforschung: 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung 
mbH (GBF): 

Gesellschaft für Information und Dokumentation 
mbH (GID): 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbei- 
tung mbH (GMD): 

Gesellschaft für Reaktorsicherheit (GRS): 

Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH 
(GSI): 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 
mbH (GSF): 

Gesellschaft zur Förderung der Humanisierungs- 
forschung: 

Gesundheitswesen: 

Getreide- und Kartoffelforschung: 

Gewässer- und Meereskunde: 

GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH: . . . 

Griechenland: 

Großbritannien: 

Großforschungseinrichtungen: 

Grundlagenforschung: 

Güterverkehr: 


II 9.4.2; III 2.5.4 

I 1.1; III 2.18; III 2.22; IV 2.5.3; VI 3.2.1; VI 3.4.5; 

VI 4.11.2 

V 1.1.1; V 2.2.5 
VI 1.5; VI 1.7 

I 2.1.3; I 3.1; III 2.10; IV 2.1.4; IV 2.2; IV 2.8.2 
VI 4.2.4 

IV 2.9.2; IV 2.10.2 

III 2.6.1; IV 2.9.3; VI 2.3.1; VI 4.3.2; VI 4.6.1 
VI 3.3 

IV 2.2; IV 2.9.2; VI 4.11.2— VI 4.11.4 

III 2.10; IV2.7; VI2.2; VI2.3.5 

IV 2.6.2; VI 1.7; VI 3.3; VI 3.4.1 

III 2.9.3; IV 2.8.2; VI 1.7; VI 2.3.7 
III 2.14; VI 1.7 

I 4.3; III 2.2; IV 2.6.2; IV 2.6.3; IV 2.9.3; VI 1.7; VI 2.2; 
VI 2.3.9 

III 2.13.1; IV 2.2; VI 1.7; VI 2.2; VI 2.3.8 

IV 2.4.4 

III 2.10; III 2.16; III 2.17; III 2.18; IV 2.10.3; VI 2.3.4; 
VI 2.3.12; VI 4.7.1; VI 4.7.2; VI 4.7.3 

VI 4.4.4 

III 2.3; III 2.6.3; III 2.13.3; VI 3.4.3; VI 3.4.4; VI 4.2.5; 
VI 4.8.3 

III 2.13.1; IV 2.5.3; IV 2.11.2; VI 2.2; VI 2.3.6 

V 1.1.6; V 3 

14.1; II 11; V 1.1.6; V 2.2.6; V 3 

I 1.2; I 2; I 4.3; I 4.5; II 8; III 2.21.2; IV 2.1.3; IV 2.1.5; 

IV 2.2; VI 2.2 

I 1.1; I 2; I 3.3; I 4.5; II 6; III 2.2; III 2.4.3; III 2.9; 

III 2.11; IV 2.6.3; VI 
III 2.7.4; III 2.15.6; VI 4.8.1 


H 

Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung Berlin 

GmbH (HMI): III 2.2.1; IV 2.3.2; VI 2.2; VI 2.3.10 

Hamburg: siehe Freie und Hansestadt Hamburg 

Hamburger Arbeitsstelle für deutsche Exillitera- 
tur: IV 2.5.3 

Hamburger Bibliothek für Sozialgeschichte und 

Arbeitsbewegung: IV 2.5.2 

Hamburger Institut für Technologieförderung e. V. 

(HIT): IV 2.5.3 

Hamburger Schiffbau Versuchsanstalt GmbH: IV 2.5.2 
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Hans-Bredow-Institut für Rundfunk und Fern- 
sehen an der Universität Hamburg: 

H ASYL AB: 

Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik: . . . 

Heinrich-Pette-Institut für experimentelle Virolo- 
gie und Immunologie an der Universität Ham- 
burg: 

HERA: 

Hessen: : 

Historische Kommission zu Berlin: 

Hochenergiephysik: 

Hochschulforschung: 

Hochschul-Informations-System GmbH (HIS): 

Hochtechnologien: 

Hochtemperaturreaktorentwicklung: 

Höchstflußreaktor: 

Holzwirtschaft: 

Humanisierung des Arbeitslebens: 

HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung: 

I 

Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung: 

Indien; 

Indirekt-spezifische Forschungsförderung: 

Indonesien: 

Industrielle Forschung und Entwicklung: 

Industrielle Gemeinschaftsforschung: 

Informatik: 

Information und Dokumentation: 

Informationstechnologien: 

Informationszentrum Raum und Bau (IRB): 

Informationszentrum Rohstoffgewinnung, Geowis- 
senschaften, Wasserwirtschaft: 

Informationszentrum Sozialwissenschaften (IZ): . . . 
Innovation: 

Innovations- und Technologie-Beratungsstelle der 
hessischen Industrie- und Handelskammer: 

Innovations- und Technologieberatungsstelle der 
IG-Metall: 

Innovationsberatung / -förderungsprogramme: 

Innovationsförderungs- und Technologietransfer- 
Zentrum: 

Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung 
und Forschung (UNITAR): 

Institut für Angewandte Elektrochemie: 

Institut für Angewandte Geodäsie (IfAG): 

Institut für Angewandte Mikroelektronik: 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(lAB): 


IV 2.5.2; IV 2.5.3 
III 2.2.4; VI 2.3.2 

III 2.9.2; IV 2.3; VI 3.3; VI 3.4.2 

VI 3.3 

I 4.3; IV 2.5.3; VI 2.3.2 

IV 2.6; VI 1.2; VI 3.3 
IV 2.3.3 

II 7; III 2.2; IV 2.5.3; V 1.1.3; VI 2.3.2; VI 2.3.9; 

VI 2.3.11; VI 2.3.12; VI 2.3.13 

I 1.2; I 4.2; III 2.1.5; III 2.10.1; IV 2; VII 1.5 

IV 2.7.2 

13; III; IV 2; VI 

III 2.5.4; VI 2.3.12 

V 2.2.8 

III 2.6.2; III 2.17.2; VI 4.4.13 
12.2.1; III 2.18; IV 2.4.4; VI 4.5 

IV 2.5.2; IV 2.11.2; VI 3.3; VI 3.5 

IV 2.2; VI 3.3 

V 1.3.3; V 3 

I 3.3.3; II 9; III 2.12.4 

V 1.3.3; V 3 
13.3.1; II 9 

II 9; VI 1.5 

III 2.9; IV 2.1.4; IV 2.10.3 

III 2.20; IV 2.2.3; VI 3.4; VI 3.5; VI 4.7.3 
I 3.1; I 3.2.3; I 3.3.3; I 4.5; I 4.7; III 2.9; VI 2.3.7; VI 3.2.2 

III 2.20.3; VI 3.5 

VI 3.5 
VI 3.5 

I 1.1; I 3; II 9; III 2.15.4; III 2.21; IV 1; IV 2 

IV 2.6.4 

IV 2.3.4; IV 2.5.4 

III 2.21.2; IV 2 

IV 2.8.3 

V 2.1.7 
IV 2.7.2 
VI 4.2.4 
IV 2.7.3 

VI 4.5.2 


421 


Drucksache 10/1543 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen 
in der Europäischen Gemeinschaft: 

Institut für Arbeits- und Sozialmedizin und 

Hygiene: 

Institut für Cusanus-Forschung: 

Institut für die Geschichte der Deutschen Juden: . . 

Institut für Deutsche Sprache: 

Institut für Erdölforschung: 

Institut für Europäische Geschichte: 

Institut für Europäisches Recht: 

Institut für Friedensforschung und Sicherheitspoli- 
tik an der Universität Hamburg: 

Institut für Geschichtliche Landeskunde: 

Institut für Härterei-Technik: 

Institut für Kinderernährung; 

Institut für Kriminologie: 

Institut für Landeskunde: 

Institut für Lebensmittelkonservierung (KIN) e. V.: 

Institut für Lebensmitteltechnik: 

Institut für Meeresforschung: 

Institut für Meereskunde: 

Institut für Mittelstandsforschung; 

Institut für mittelständische Unternehmensgrün- 
dungen: 

Institut für neurologische Forschung: 

Institut für Pädagogik der Naturwissenschaften 
(IPN): 

Institut für Plasmaphysik (IPP): 

Institut für Produktionsanlagen und Konstruk- 
tionstechnik: 

Institut für Spektrochemie und angewandte Spek- 
troskopie (ISAS): 

Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft: . 
Institut für Weltwirtschaft: 

Institut für Werkzeugmaschinen und Fertigungs- 
technik: 

Institut für Wirtschaftsforschung Hamburg 

(HWWA): 

Institut für Zeitgeschichte: 

Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL); . . . . 

Institut zur Förderung von Existenzgründungen an 
der Fachhochschule des Saarlandes: 

Integrierte Optik: 

Integrierte Schaltungen: 

Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO): . 

Internationale Dokumentationszentrale für Ar- 
beitsschutz 

Internationale Energieagentur (lEA): 

Internationale Zusammenarbeit / internationaler 
Vergleich: 


IV 2.9.2; IV 2.9.3 

IV 2.9.3 
IV 2.9.2 
IV 2.5.2 
VI 3.3 

IV 2.7.3; VI 3.3 
IV 2.9.2 
IV 2.10.3 

IV 2.5.2; IV 2.5.3 
IV 2.9.2 
IV 2.4.4 
VI 3.3 
IV 2.7.2 
IV 2.10.2 
IV 2.11.1 
IV 2.7.2 

IV 2.4; VI 3.3; VI 3.4.3 
IV 2.11.2; V 2.11; VI 3.3; VI 3.4.4 

III 2.21.2 

IV 2.10.4 
IV 2.8.2 

III 2.19.2; IV 2.11.2; VI 3.3; VI 3.4.5 

III 2.5.4; IV 2.2; VI 2.2; VI 2.3.11 

IV 2.3.1 

IV 2.8.2; VI 3.3 
IV 2.10.2 
IV 2.11.2; VI 3.3 

IV 2.3.1 

IV 2.5.2; IV 2.7.2; IV 2.11.2; VI 3.3; VI 3.5 
VI 3.3 

III 2.2; V 1.1.3; V 2.2.8 

IV 2.10.4 

III 2.9.2; IV 3.4.2 
III 2.9; IV 3.4.2 

V 1.3.1; V 2.1.2 

VI 4.5.1 

V 1.1.5; V 2.1.5 

I 1.1; I 1.2; I 3.2.2; I 4; III; V 
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Internationales Arbeitsamt 

Internationales Institut für Angewandte System- 
analyse (IIASA): 

Investitionen: 

Italien: 

J 

Japan: 

JET: 

Joachim Jungius Gesellschaft der Wissenschaften 
e. V. Hamburg: 

Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat: 

Jugoslawien: 

Juristisches Informationssystem (Juris): 

K 

Kanada: 

Kernenergie / Kernforschung: 

Kernenergieagentur (NEA): 

Kernforschungsanlage Jülich GmbH (KFA): 

Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH (KfK): . . 

Kernfusion: 

Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik (KIS): 

Kleine und mittlere Unternehmen: 

Klimaforschung: 

Kohle und Kohletechnologien: 

Kommunikationstechnologien: 

Kraftfahrzeuge und Straßenverkehr: 

Krankenversicherung: 

Krebsforschung: 

Kunsthistorisches Institut Florenz (KHI Florenz): . 

Küstengewässer und Hohe See: 

Kultur: 

L 

Länder: 

Lärmbekämpfung / Lärmschutz: 

Landesamt für Umweltschutz, Naturschutz und 
Wasserwirtschaft: 

Landwirtschaft: 

Lasertechnologie: 

Lebensmittel: 

Lehr- und Forschungsanstalt Eichhof: 

Lehr- und Forschungsanstalt für Wein- und Gar- 
tenbau: 


VI 4.5.1 

V 2.2.7 

13; 13.3.2; II 9; II 10 

I 4.1; II 11; V 1.1; V 2.2.10; VI 4.11.3; VI 4.11.4 

13.2.2; 14.1; II 11; V 1.1.6; V 3 
III2.5.5; VI 2.3.11; VI 2.3.12 

IV 2.5.2 

IV 2.6.2; VI 3.3 
V1.2; V3 
VI 3.5 

II 11; V 1.1.6; V 3 

I 1.1; 14.5; 14.7; III 2.2; III 2.5.4; III 2.14.2; IV 2.6.3; 

V 1.1.3; V 1.3.1; V 2.1.2; V 2.1.5; V 2.2.1; V 2.2.5; V 2.2.8; 
VI 2.3.6; VI 2.3.8; VI 2.3.9; VI 2.3.10; VI 2.3.11; VI 2.3.12; 
VI 2.3.13 

V 1.1.5; V 2.1.5 

1 4.3; II 13.1; III 2.5; III 2.11.2; IV 2.8.2; VI 1.7; VI 2.2; 
VI 2.3.12 

1 4.3; II 13.1; III 2.5; III 2.11.2; IV 2.1.3; IV 2.1.5; VI 1.7; 
VI 2.2; VI 2.3.13 

III 2.5.5; V 1.1.1; VI 2.3.12; VI 2.3.13 
III 2.2.1; VI 3.3; VI 3.4.6 

I 3.2.3; II 9; II 10; III 2.21.1; III 2.21.2 

I 2.2.1; I 4.5; III 2.13.5; IV 2.5.3; VI 2.3.13; VI 4.8.4; 

VI 4.8.5 

III 2.5.2; III 2.21.1 

I 3.1; III 2.9.2; V 1.1; VI 2.3.3; VI 3.4.2; VI 4.9.1 
14.6; III 2.7.2; III 2.15.6; VI 4.8 
III 2.16.3 

I 1.1; III 2.10.3; III 2.16; VI 2.3.4 
III 2.22.1; VI 4.11.4 

III 2.3; III 2.13.3; VI 3.4.3; VI 3.4.4; VI 4.8.4; VI 4.11.1 
I 1.1; III 2.2 

I 4.2; I 4.5; II 7; II 8; VI 3.1; VI 1.2; VI 3.3; VII 

III 2.13.3; III 2.15.6; III 2.18; VI 4.2.5; VI 4.5.1 

IV 2.10.2 

III 2.6.2; III 2.17; IV 2.6.3; V 2.1.5; V 2.2.11; VI 4.4 
13.1; III 2.11; VI 2.3.8 

III 2.17; VI 4.4 

IV 2.6.3 

IV 2.9.2 
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Leichtwasserreaktor-Kernkraftwerke: 

Leistungsstand der Forschung: 

Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Wirt- 
schaft; f 

Luftfahrtforschung und -technologie: 

Luftreinhaltung: 

M 

Magnetbahnsystem: 

Maschinenbau: 

Materialforschung: 

Materialprüfungsamt: 

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wis- 
senschaft e. V. (MPG): 

Max-Planck-Institut für Aeronomie: 

Max-Planck-Institut für Ausländisches und Inter- 
nationales Privatrecht: 

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung: 

Max-Planck-Institut für Chemie: 

Max-Planck-Institut für Eisenforschung: 

Max-Planck-Institut für experimentelle Endokrino- 
logie: 

Max-Planck-Institut für Kohleforschung: 

Max-Planck-Institut für Mathematik: 

Max-Planck-Institut für Metallforschung: 

Max-Planck-Institut für Meteorologie: 

Max-Planck-Institut für Molekulare Genetik: 

Max-Planck-Institut für Physiologische und Klini- 
sche Forschung: 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP): 

Max-Planck-Institut für Polymerforschung: 

Medizinforschung / Medizintechnik: 

Medizinisches Institut für Lufthygiene und Sili- 
koseforschung an der Universität Düsseldorf: . . 

Meeresforschung und Meerestechnik: 

Meteorologie: 

Mexiko: 

Mikroelektronik: 

Milchforschung: 

N 

Nachrichtentechnik: 

NABS: 

NASA: 

NATO: 

Natur und Landschaft: 


III 2.5.4; III 2.14 
I 1.1; I 1.2; 14.1; II 11; III; IV; V 

13; II 9 

III2.8;V 2.1.1; VI 2.3.3 

III 2.13; IV 2.1.4; IV 2.22; VI 42.5 

III 2.7 

13.1; 13.3.3; II 9; III 2.12 

I 3.1; I 4.5; III 2.6.4; VI 2.3.12; VI 2.3.13; VI 4.3.1; 

VI 4.8.1 

IV 2.10.2 

I 1.2; I 2; I 4.5; II 8; III 2.1; III 2.2; III 2.10; III 2.19.2; 

IV 2.1.3; IV 2.2.3; IV 2.72; IV 2.8.2; VI 32.1 

IV 2.7.2 
IV 2.52 

III 2.19.2; IV 2.32 

IV 2.9.2; rV 2.9.3 
IV 2.82 

IV 2.72 
IV 2.82 
IV 2.8.2 
IV 2.8.2 
IV 2.52 
IV 2.3 

IV 2.6.3 

III 2.5.4; IV 22; VI 2.2; VI 2.3.11 

IV 2.9.2 

1 1.1; III 2.10.3; III 2.16; IV; VI 2.3.4; VI 2.3.12; VI 2.3.8; 
VI 4.7 

VI 3.3 

III 2.3; IV 2.4.4; IV 2.5.3; V 1.3.1; V 2.1.3; VI 3.4.3; 

VI 3.4.4; VI 4.11.1 

III 2.13.5; III 2.22.2; V 22.6; VI 32.1; VI 4.8.5 

V 1.1.3; V 3 

I 3; II 9; III 2.9.3; IV 2.1.4; IV 2.3.3; IV 2.7.3; IV 2.8.2; 

IV 2.9.3; IV 2.10.3; VI 2.3.7; VI 3.4.2 

VI 4.4.2 

I 3.1; III 2.9; V 1.1; VI 3.42; VI 4.9.1 

II 11.5; VII 1.2 

III 2.4.4 

III 2.23.4; V 2.1.4; Vr4.6.1 
III 2.13.4; III 2.17.2; VI 4.4 
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Naturwissenschaften: 

Neue Energiequellen: 

Niederlande: 

Niedersachsen: 

Niedersächsisches Landesamt für Bodenforschung: 

Nordrhein-Westfalen: 

Nuklearbetriebe: 

Nukleare Festkörperforschung: 

Nukleare Sicherheit: 

O 

OECD: 

Öffentlicher Nahverkehr: 

Ökologische Forschung: 

Offshore-Technik: 

Optische Nachrichtentechnik: 

Optoelektronische Bauelemente: 

Orient-Institut, Beirut: 

Orientierungswissen: 

Ostbayerisches Technologie-Transfer Institut 

(OTTI): 

Österreich: 

Osteuropaforschung / Ostblock: 

P 

Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen Volks- 
hochschulverbandes: 

Patente und Lizenzen: 

Patentstelle für die deutsche Forschung: 

Paul-Ehrlich-Institut: 

Personal (FuE): 

Personalkostenzuschuß: 

Pflanzliche und tierische Produktion: 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB): 

Physikalische Technologien: 

Plasmaphysik: 

Polarforschung: 

'Portugal: 

Produktions- und Fertigungstechnik: 

Projektträger des BMFT: 

Prüf- und Forschungsinstitut für die Schuhherstel- 
lung: 

Q 

Qualifikation: 

R 

Rad-Schiene-Technik: 

Radioaktive Abfälle: 


1 1.1; III; IV; V; VI 

III 2.5.3 

1 1.1; II 11; V 1.1.6; V 2.1.1; V 2.2.2; V 2.2.5; V 3 
II 7; IV 2.7; VI 1.2; VI 3.3; VI 3.5 

IV 2.7.2; VI 3.3 

II 7; IV 2.8; VI 1.2; VI 3.3 
IV 2.6.3 

III 2.2; VI 2.3.10; VI 2.3.12; VI 2.3.13 
III 2.14; VI 2.3.12; VI 2.3.13 

II 11; III 2.19.5; V 1.1.5; V 2.1.5; VII 1.2; VII 1.4; VII 1.7; 
VII 2.2.5; VII 2.3 

III 2.7; VI 4.8.1 

I 1.1; I 2.2.1; III 2.13.2; VI 4.2.5; VI 2.3.6; VI 3.4.3; VI 4.4 

III 2.3.3; VI 2.3.6 

III 2.9.2; VI 3.4.2; VI 4.9.1 

III 2.9.3; VI 3.4.2; VI 4.9.1 

III 2.22.1 
11.1; 12.1.3 

IV 2.2.3 

V 1.1.6; V 2.1.2; V 2.2.7; V 3 
1 1.1; III 2.22.2; V 1.2 


IV 2.6.2; VI 3.3 

I 3.3.2; II 12; III 2.22.2; VII 2.2.4 

IV 2.2.3 
VI 4.7.2 

I 3,3.3; 1 4.2; I 4.3; II 3; IV; VI; VII 2.3 

13.3; II 9; III 2.21.1 

III 2.17.2; V 2.2.11; VI 4.4 

III 2.21.2; IV 2.3.2; IV 2.7.2; VI 4.3.3 

III 2.11; VI 4.3.3 

III 2.5.5; VI 2.3.11; VI 2.3.12; VI 2.3.13 

III 2.3; rV 2.4.4; VI 2.3.1 

V 1.1.6; V 3 

I 3.1; I 3.3.3; II 9; III 2.12; VI 3.2.2 
14.6; VI 1.7 

IV 2.9.2 

I 3.2.3; II 8; III 2.18; III 2.19; IV; VI 3.4.5; VI 4.5.2; 

VI 4.12 

III 2.7.3 

III 2.5; V 2.2.5; VI 2.3.8; VI 2.3.10; VI 2.3.13; VI 4.3.2; 

VI 4.4.6 
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Radioastronomie: 

Rahmenbedingungen: 

Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (MEA): 

Rationalisierung: 

Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirt- 
schaft e.V. (RKW): 

Raumflugtechnologie: 

Raumordnung und Städtebau: 

Reaktorsicherheitsforschung: 

Rebenzüchtung: 

Rechnerunterstützte Entwicklung, Konstruktion, 
Fertigung und Fertigungssteuerung (CAD/ 
CAM): 

Regionale Strukturwirkungen: 

Ressourcenschonung: 

Rheinland-Pfalz: 

Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschafts- 
forschung: 

Risikokapital: 

Roboter: 

Rohstofforschung / -technologie: 

Römisch-Germanisches Zentralmuseum: 

Rumänien: 

S 

Saarland: 

Satelliten: 

Saudi-Arabien: 

Schering-Institut für Genbiologie: 

Schienenverkehr: 

Schiffstechnik: 

Schleswig-Holstein: 

Schlüsseltechnologien: 

Schnelle Brutreaktoren: 

Schweißtechnische Lehr- und Versuchsanstalt; 

Schweiz: 

Schwellenländer: 

Schwerionenforschung: 

Sektorale Strukturwirkungen: 

Sicherheitsforschung / Sicherheitstechnik: 

Skandinavienforschung: 

SNR 300: 

Software: 

Sonderforschungsbereiche: 

Sonderprogramm „Mikroelektronik“: 

Sonnenenergie: 

Sowjetunion: 


III 2.2.4; III 2.4.3; V 2.2.3; VI 3.2.1; VI 3.4.6 
11.2; 13.3.2; 14.1 
VII 1.2 

I 3; III 2.9; III 2.12; III 2.18; III 2.21 

III 2.21.2; IV 2.8.3 

III2.4; V 1.1.3; V 2.1.1; VI 2.3.3 

III 2.15; VI 4.10.1 

III 2.5.4; III 2.14.2; V 2.2.5; VI 2.3.6; VI 2.3.12; VI 2.3.13 
VI 4.4.10 

12.2.1; 13.1; III 2.12.4 
14.5; II 7; II 8; IV 

1 1.1; III 2.5.1; III 2.13; III 2.16; VI 4.2.5 

II 7; IV 2.9; VI 1.2; VI 3.3 

VI 3.3 

I 3.3.2; III 2.21.2 
13.1; III 2.12.5 

III 2.6; III 2.10; III 2.17; IV 2.10.3; VI 4.3.2; VI 4.4 

IV 2.9.2; IV 2.9.3; VI 3.3 
V1.2; V3 


II 7; IV 2.10; VI 1.2 

III 2.4; V 1.1.3; V 1.1.6; V 2.1.1; VI 2.3.3; VI 4.9.1 

V 1.3.3; V 3 

IV 2.3.3 
III 2.7 

III 2.3.3; IV 2.5.3; VI 2.3.6; VI 4.8.4 

II 7; IV 2.11; VI 1.2; VI 3.3; VI 3.5 

I 3; III 2.6.4; III 2.9; III 2.10; III 2.11.1; IV 2.1.4 

III 2.5.4; V 1.1.6; VI 2.3.13 

IV 2.10.2 

V 1.1.2; V 1.1.6; V 2.2.1; V 3 

V 

IV 2.2; VI 2.3.9; VI 2.3.10 
13; II 9; II 10 

III 2.14; V 1.1.1; V 2.1.2; V 2.2.5; VI 2.3.12; VI 2.3.13; 
VI 4.3.1; VI 4.3.2; VI 4.3.3 

IV 2.11.2 

III 2.5.4; V 1.1.6; VI 2.3.13 
III 2.9; VI 2.3.7; VI 3.4.2 
14.2; II 8; IV; VI 1.2 
I 3.3.3; II 9; III 2.9.3 

III 2.5.3; V 1.1.6; V 1.3.3; V 2.2.5; VI 3.4.6 
V1.2 
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Sozialer Fortschritt; 

Sozialwissenschaften: 

SPACELAB: 

Spallations-Neutronenquelle (SNQ): 

Spanien: 

Spitzenforschung: 

Sportwissenschaftliche Forschung; 

Staatliches Institut für Hygiene und Infektions- 
krankheiten: 

Städtebau: 

Steinkohlenbergbau: 

Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron 

(DESY): 

Stiftung Deutsch-Niederländischer Windkanal 
(DNW); 

Stiftung Deutsches Überseeinstitut: 

Stiftung Volkswagenwerk: 

Stiftungen: 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft: 

Straßenbauforschung und Straßenverkehrsfor- 
schung: 

Strukturelle Anpassung: 

Subsidiaritätsprinzip: 

Systemanalyse: 

T 

Technische Informationsbibliothek an der Techni- 
schen Universität Hannover: 

Technische Kommunikation: 

Technischer Beratungsdienst der Steinbeis- 

Stiftung: 

Technischer Fortschritt: 

Technischer Fortschritt und Arbeitsplätze: 

Technologieberatungszentrum Hamburg: 

Technologiefolgenabschätzung / Technikeinschät- 
zung: 

Technologieorientierte Unternehmensgründungen: 

Technologiepark: 

Technologie-Informations-Vermittlungsstelle (TIV): 
Technologie-Transfer / -Beratung: 

Technologietransferstelle der TU Berlin: 

Technologie- und Innovationsberatung der Ge- 
samthochschule Kassel: 

Technologie-Vermittlungs-Agentur (TVA); 

Technologische Entwicklungslinien: 

Textilforschung: 

THTR 300: 

Tiefte mperaturtechnologie: 


1 1; III 2.16; III 2.18; III 2.19 

1 1.1; III 2.18; III 2.19; III 2.22.2; IV 2.5.3; VI 3.2.1; 
VI 3.4.5; VI 4.12.1 

III 2.4; V 1.1.3; VI 2.3.3 

IV 2.8.2; VI 2.3.12 

V 1.1.6; V 3 

1 1.2; 13; 14.1; III 

VI 4.2.3 

IV 2.10.2 

III 2.15; VI 4.10.1 

III 2.5.2; III 2.18; III 2.21.1 

siehe DESY 

siehe Deutsch-Niederländischer Windkanal 

IV 2.5.2; IV 2.5.3; VI 3.3 
VI 1.4 

I 1.2; VI 1.4; VI 2.3.2 

II (Vorwort); II 10; IV 2.4.3; VI 1.1; VI 1.3; VII 1 

III 2.7.2; III 2.15.6; VI 4.8.1 
I 1.1; 13; 14; III— VI 

I 1.2 

I 2.2; V 2.2.7 


IV 2.7.2; VI 3.3; VI 3.5 
I 3; III 2.9.2; VI 2.3.7; VI 3.4.2; VI 4.12.1 

IV 2.1.5 

I 1.1; I 1.2; I 2.2.2; I 3; III; IV 
I 1.1; 12.2.1; 13.2.3; III 2.18 
IV 2.5.4 

I 2,2; III 2.12.4; III 2.18 
III 2.21.2 

III 2.21.2; IV 2.2.4; IV 2.9.4 

IV 2.10.4 

I 3.3; I 4.3; III 2.4.3; III 2.12.4; III 2.21.2; IV 1; IV 2; 
VI 4.3.3 

IV 2.3.4 

IV 2.6.4 
rv 2.3.4 
I 3.3.3; II 9 
IV 2.1.4 
III 2.5.4 
III 2.11.1 
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Tierschutz: 

Transport- und Verkehrssysteme: 

Trenndüsenverfahren: 

Trinkwasseraufbereitung: 

U 

Umsetzung der Ergebnisse: 

Umweltbundesamt (UBA): 

Umweltchemikalien: 

Umweltschutz / Umweltforschung: 

UNESCO: 

UNESCO-Institut für Pädagogik: 

Unfallforschung: 

UNITAR: 

Unternehmen und Verbände: 

Urananreicherung: 

USA: 

V 

VDTTechnologiezentrum Berlin: 

Venezuela: 

Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen: 

Verbraucherforschung / -schütz: 

Verbundforschung: 

Verein Deutscher Ingenieure (VDI): 

Verein Textildokumentation- und -information: . . . 

Vereinte Nationen: 

Verkehrstechnologien / -wesen: 

Verteidigungsforschung und -entwicklung: 

Vertragsforschung; 

Verwaltungsvereinfachung: 

Veterinär-Medizin: 

Veterinäruntersuchungsamt Saarbrücken: 

W 

Waldschäden: 

Wasserwirtschaft: 

Wehrtechnische und -medizinische Forschung und 
Entwicklung: 

Weltgesundheitsorganisation; 

Weltmarkt: 


III 2.10.3; III 2.17.2; VI 4.4.9; VI 4.7.1; VI 4.7.2 

III 2.4; III 2.7; III 2.8; III 2.15.6; VI 2.3.3; VI 4.8.1; 

VI 4.8.4 

III 2.5.4; VI 2.3.13 

III 2.6.3; III 2.13.3 

I 3.3; I 4.3; III; IV 

IV 2.3.2; VI 1.7; VI 3.5; VI 4.2.5 
III2.13; VI 2.3.8; VI 4.7.1 

I 1.1; I 2.2.1; I 4.5; I 4.7; III 2.3.2; III 2.10; III 2.13; 

III 2.15.6; III 2.17.2; IV 2.5.3; IV 2.7.3; IV 2.10.3; V 1.1.1; 

V 2.2.5; V 2.2.7; VI 2.3.6; VI 2.3.8; VI 2.3.12; VI 3.2.2; 

VI 4.2.5; VI 4.4; VI 4.7.1; VI 4.8.3; VI 4.11.1 

V 2.1.6; VII 1.2; VII 1.4 

IV 2.5.2 

III 2.18; VI 4.5.1; VI 4.5.2; VI 4.8.1 

V 2.1.7 

I 3; II 9; II 10; III; IV; VII 2.2.3 

III2.5.4;V 1.1.6; VI 2.3.13 

I 3.2; II 11; V 1.1.6; V 1.3.2; V 2.1.7; V 2.2.11; V 3 


III 2.9.3; IV 2.3; IV 2.5.3 

V 1.3.3; V 3 

III 2.18; IV 2.4.4; VI 4.5.1 

III 2.17.2; III 2.22.2; VI 4.4; VI 4.7.1 

I 3.3.3; I 4.1; III 2.9.1; III 2.10.4; III 2.12.4; III 2.13.1; 

VI 2.3.12 

III 2.9.3; VI 1.7 
VI 3.5 

V 1.3.1; V 2.1.6; V 2.1.7 

I 4.5; I 4.7; III 2.4; III 2.7; III 2.8; III 2.15.6; IV 2.3.3; 

VI 2.3.3; VI 4.8.1 

II 4; II 5; II 9; III 2.23; V 2.1.4; V 2.2.9; VI 1.6; VI 3.2.2; 
VI 4.6 

II 9; III 2.21.2; VI 3.2.2 
I 3.3.3 

III 2.10.3; VI 4.4.9; VI 4.7.2 

IV 2.10.2 


I 2.2.1; III 2.13.2; III 2.17.2; IV 2.1.4; IV 2.2.2; IV 2.7.3; 
VI 4.4.8; VI 4.4.12; VI 4.4.13 

III 2.6.3; III 2.13; VI 4.2.5; VI 4.7.1; VI 4.8.2; VI 4.8.3; 
VI 4.8.4; VI 4.11.1 

II 4; II 5; II 9; III 2.23; V 2.1.4; V 2.2.9; VI 3.2.2; VI 4.6 
siehe WHO 

I 1.1; 13; II 11 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1543 


Weltraumforschung und -technologie: 

Werkstoffe: 

Wettbewerbsfähigkeit: 

Wettervorhersage: 

WHO: 

Wiederaufarbeitung: 

Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe (WAK): 

Windenergie: 

Windkanal: 

Wirkungsforschung: 

Wirtschaft: 

Wirtschaftswissenschaftliche Forschung: 

Wissenschaftliche Nachwuchsförderung: 

Wissenschaftsausgaben: 

Wissenschaftszentrum Berlin GmbH (WZB): 

Wissenschaftskolleg zu Berlin e. V.: 

Wohnungswesen: 

Z 

Zentralarchiv für empirische Sozialforschung der 
Universität Köln: 

Zentralarchiv für Hochschulbau: 

Zentralbibliothek der Medizin: 

Zentralbibliothek der Wirtschaftswissenschaften: . . 

Zentralbibliothek für Agrardokumentation und 
-Information (ZADI): 

Zentrale Kommission für die Biologische Sicher- 
heit: 

Zentrum für Europäische Rechtspolitik (ZERP): . . . 

Ziele der Forschungs- und Technologiepolitik: 

Zivil- und Katastrophenschutz: 

Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission 
(IOC): 

Zusammenarbeit von Bund und Ländern: 

Zusammenarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft: 


I 4.5; I 4.7; III 2.4; V 1.1.3; V 2.1.1; VI 2.3.3; VI 3.4.6 

III 2.6.4; III 2.11; III 2.12; IV 2.10.3; VI 3.2.2; VI 4.3.1; 
VI 4.3.3 

I 1.1; 13.2; 13.3.1; II 9 
V2.2.6; VI 4.8.4; VI 4.8.5 
VI 4.7.1; VI 4.7.2 
III 2.5.4; VI 2.3.12; VI 2.3.13 
III 2.5.4; VI 2.3.13 
III 2.5.3; V 1.1.6 
III 2.8; VI. 1.6; V 2.2.2 
12.2 

I 3.3.1; I 4.2; II 9; II 10; III; IV; V 2.2.3 
I 2.2; I 3; IV 2.10.3; IV 2.11.2; V 1.1.4; VI 3.4,7; VI 4.5.2 

I 1.2; 14.2; 14.3; IV 1; IV 2 

II 1; II 7; II 9; III; IV 2; VII 2.2.1; VII 2.2.2 

III 2.22.2; IV 2.3; VI 3.3; VI 3.4.7 

IV 2.3 

III 2.15; VI 4.10.1 


VI 3.5 
VI 3.3 
VI 3.3 
VI 3.3 

VI 3.5 

VI 4.7.1 

IV 2.4.3 

I 1; 12; III— VI 
III 2.14; III 2.15.3 

V 1.3.1; V 2.1.3 

I 4.5; II 8; III 2.13.2; III 2.22.1; VI 3 
I 2.1.1; II 9; II 10; VI 1.3; VI 1.5; VI 2 
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